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Im  Verlage  der  Staherschen  Univers.-Biich-  und  Kunsthandlung    ' 
in  Würzburg  ist  erschienen  und  allerorts  zu  beziehen:  * 

DAS  RECHT  DES  MARKENSCHUTZES. 

Mit  Berücksichtigung  ausländischer  Gesetzgebungen 
und   mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  englische,   anglo-amerikanische ,   französische, 
belgische  und  italienische  Jurisprudenz. 
Herausgegeben  von  Dr.  Jo«.  Kloliler. 
1884/85.  (2.  Lieferungen)  36V4  Bogen  in  gr.  8.  Preis  brosch.  Mk.   10.— 
Cnter    den    günstigen    Urtheilen ,    welche    bereits    die    erste    Lieferung   dieses 
Werkes  gefunden,    dürfte  hier  die  Anführung  jenes  genügen,    welches    Klostermann 
in  „V.  Kirchenheims  Centralblatt  für  Rechtswissenschaft"  I\'.  Band  No.  3  (Dezember 
1884)  abgegeben;  dasselbe  lautet: 

Das  auf  S.  VI — Xll  vorausgeschickte  Verzeichniss  der  benutzten  Specialliteratur 
giebt  Zeugniss  von  dem  gewaltigen  Umfange  des  Stoffs,  welchen  der  Verf.  bewältigt 
hat  und  niemals  ist  die  umfassende  Helesenheit  und  in  die  fernsten  Literaturgebiete 
eindringende  Forschung,  welche  den  Verf.  auszeichnet,  nützlicher  und  fruchtbarer  ver- 
werthet  worden,  als  in  diesem  Werke,  welches  eine  sehr  werthvolle  Bereicherung 
unserer  handelsrechtlichen  Literatur  zu  werden  verspricht.  Der  Verf.  bemerkt  mit 
Kccht  im  Vorwort,  dass  die  deutsche  Jurisprudenz  auf  dem  Gebiete  des  Marken-R. 
noch  eine  sehr  junge  ist  und  dass  sie  eine  Fülle  von  Belehrung  aus  dem  Reichthum 
djr  franz.,  englischen  und  amerik.  Rechtsprechung  auf  diesem  Gebiete  schöpfen  kann. 
Dieses  Material  bietet  der  Verf.  in  einer  reichhaltigen  Auswahl  dar  und  verwerthet 
dasselbe  so,  dass  er  nie  über  der  Fülle  der  Kasuistik  die  leitenden  (>esichtspunkte 
und  den  systematischen  Zusammenhang  ausser  Augen  verliert.  Vielleicht  geht  der 
Verf.  in  der  Aneignung  des  Fremden  in  Bezug  auf  die  unehrliche  Konkurrenz  hier 
u"d  da  etwas  zu  weit,  jedoch  gewiss  nicht  aus  Mangel  an  sorgfaltiger  Selbstprüfung, 
wie  er  denn  z.  B.  die  Forderung  der  franz.  Jurisprudenz,  dass  die  gewerbliche  Be- 
nützung des  eigenen  Namens  zur  Abwehr  einer  unehrlichen  Konkurrenz  ganz  unter- 
sagt werden  dürfe,  entschieden  ablehnt  (S.  137). 

BEITRÄGE 

zur 

Germanischen  Privatrechts-Geschichte. 

Herausgegeben    und    mit 

Annotationen  nnd  Rechtsansfiihrnngen 

versehen  von 

Dr.  JOS.  KOHLER,  Professor  in  Würzburg. 

1883— 1885.     gr.  80  broschirt. 
Krfttes  Heft :    Urkunden  aus  den  Antichi  archivi  der  Biblioteca  comunale 

von  Verona.  1883.  4  Bogen.  Preis  Mk.  2.—. 
Zweites  Heft;  Weitere  Urkunden  aus  den  Antichi  archivi  der  Biblioteca 
comunale  von  Verona.  II.  Folge.  1885.  ca.  4  Bogen. 
Der  Verfasser  unternimmt  es,  in  diesen  Beiträgen  zur  germanischen  Privat- 
rechtsgeschichte eine  Reihe  urkundlicher  Rechtsquellen  zu  publiciren  und  durch 
Annotationen  und  Rechtsausführungen  zu  illustriren.  Die  Beiträge  sollen  dazu  mit- 
wirken, die  Geschichte  der  germanischen  Privatrechtsinstitute  auf  eine  feste  und 
sichere  Basis  zu  stellen. 

Die  Beiträge  erscheinen  zwanglos;  jedes  Heft  ist  als  für  sich  abgeschlossen 
einzeln  verkäuflich. 

Dr.  Därgun  in  Krakau  drückt  den  Wunsch  aus,  „dass  es  dem  Verfasser  ver- 
gönnt sein  möge,  am  begonnenen  Werke  im  gleichen  Geiste  rüstig  weiter  zu  schaffen.** 
Die  Rivista  critica  188$  Nr.  3  äussert  sich  u.  A.  wie  folgt:  ,»Ma  l'importanza 
nuiggiore  di  questa  pubblicazione  sta  nelle  note  copiosissimc  che  corredano  i  documenti 
e  che  mostrano  la  profonda  conoscenza  che  il  Kohler  ha  della  modema  letteratura 
germanica  c  delle  question^  vertenti  sugli  istituti  giuridici  germanici  e  sulle  formole 
notarili  che  presentano  le  carte  medioevali». 
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Vorwort. 
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Das  vorliegende  Werk  beabsichtigt,  eine  ausführliehe  wissen- 
schaftliche Behandlung  des  deutschen  Markenrechts  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  der  ausländischen  Gesetzgebung  und 
Jurisprudenz  zu  bieten.  Dass  gerade  die  letztere  in  mehr  als 
gewöhnlicher  Weise  herangezogen  wurde,  bedarf  keiner  besonderen 
Rechtfertigung:  jeder  Kundige  weiss,  wie  ausserordentlich  gross 
der  Reichthum  der  französischen ,  englischen  und  angloameri- 
kanischen  Rechtssprechung  auf  diesem  Gebiete  ist  und  welche 
Fülle  von  Belehrung  dieselbe  darbietet.  Die  Jurisprudenz  dieser 
Völker' bewegt  sich  hier  in  altbewährten  Bahnen,  während  die 
deutsche  Jurisprudenz  auf  diesem  Terrain  noch  eine  sehr  junge 
ist;  sie  gebietet  über  eine  grosse  Summe  von  Erfahrungen,  über  ein 
eminentes  Material  von  Specialentscheidungen  und  Specialstudien. 
Aus  diesen  Schachten  einer  überreichen  Praxis  habe  ich  ge- 
schöpft ,  diesen  Schatz  juristischer  Erfahrungen  habe  ich  als 
eine  der  kostbarsten  Errungenschaften,  welche  uns  die  Jurispru- 
denz dieser  Völker  bietet,  für  das  deutsche  Recht  fruclitbar  und 


IV 

segenbringend  zu  machen  versucht.  Dass  ich  dabei  nicht  die 
deutsche  Methode  wissenschaftlicher  Behandlung  verläugnet  habe, 
dass  ich  nicht  in  principlose  Casuistik  und  nicht  in  kritiklosen 
Präjudizienkultus  verfallen  bin,  möge  das  Werk  selbst  lehren; 
wenn  ich  bei  meinen  Studien  aus  der  Fülle  des  Einzelmaterial  es 
die  leitenden  Principien  zu  gewinnen  suchte,  so  habe  ich  bei  der 
Ausarbeitung  dieses  Werkes  den  umgekehrten  Weg  betreten  : 
ich  habe  mit  der  Darstellung  der  Principien  begonnen  und  diese 
sodann  durch  eine  Reihe  prägnanter  Entscheidungen  zu  illustriren 
gesucht.  Dass  das  erstere  wie  das  letztere  der  richtige  Weg 
war,  bedarf  keiner  Ausführung.  Die  wahre  Doctrin  darf  ihre 
Prinzipien  nicht  aus  den  Nebeln  der  Abstraction  holen,  sie  muss 
sie  aus  dem  wirklichen  Leben  entnehmen,  das  Leben  ist  die 
Quelle,  das  Leben  ist  die  Probe  der  Principien.  Aber  allerdings, 
die  Wissenschaft  darf  nicht  an  der  Flucht  der  Erscheinungen 
haften,  sie  muss  von  der  Peripherie  der  Erscheinungen  in  ihren 
geistigen  Mittelpunkt,  von  der  Aussenseite  der  Rechtsbildungen  in 
die  Seele  der  Rechtsentwickelung  eindringen,  das  ist  die  Aufgabe 
des  doctrinellen  Studiums.  Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Dar- 
stellung abär  ist  es,  die  aus  diesen  Studien  gewonnenen  Principien 
darzustellen,  sie  darzustellen  nicht  nur  in  ihren  Keimen,  sondern 
in  ihrem  lebendigen  Sein  und  Werden,  und  darum  genügt  nicht 
die  abstracte  Beschreibung  des  Principes:  die  Darstellung  muss 
an  der  Hand  desselben  wieder  in  das  Leben  eintreten  und 
in  dem  praktischen  Wirken  des  Principes  sein  wahres  inneres 
Wesen  darlegen.  Eine  Sammlung  todter  Abstractionen  gibt 
Schemen,  aber  nicht  wirkliches  Leben.  Casuistisch  dagegen  wird 
eine  Darstellung  nur  dann,  wenn  sie  auf  die  Principien  verzichtet 
und  den  einzelnen  Fall  losgelöst  von  den  Verbindungsfäden  be- 
trachtet, die  ihn  mit  dem  leitenden  Princip,  mit  dem  Motor  der 
Rechtsbildung  verbinden.  0 

Das  vorliegende  Werk  ist  dem  grössten  Theile  nach  dog- 
matisch ;  doch  ist  an  der  Spitze  desselben  eine  historische,  und 
zwar  eine  universalhistorische  Darstellung  der  Entwickelung  des 


Markenwesens  versucht  worden.  Die  früher  gehegte  Absicht, 
anch  das  Namenrecht  und  das  Gebiet  der  concurrence  d^loyale 
in  diesem  Werke  völlig  zu  behandeln,  habe  ich  nachträglich  auf- 
gegeben, weil  dieses  zu  viel  abgelenkt  und  den  Umfang  des  Werkes 
zu  sehr  erweitert  hätte;  es  wurde  darum  das  Namenrecht  nur 
in  der  Einleitung  skizzirt,  um  dem  Markenrecht  seine  sichere 
Stelle  im  Rechtsleben  anzuweisen,  und  die  concurrence  döloyale 
wurde  nur  soweit  betrachtet,  als  sie  mit  dem  Markenrecht  in 
unmittelbarem  Zusammenhange  steht;  die  weitere  Behandlung 
derselben  soll  an  einem  anderen  Orte  erfolgen. 

Bei  der  vorliegenden  Arbeit  ist  mir  ein  sehr  reiches  und 
mannigfaches  Material  zu  Gebote  gestanden;  ich  habe  dieses  gros- 
sentheils  der  ausserordentlichen  Liberalität  verschiedener  Biblio- 
theken zu  verdanken,  grossentheils  auch  der  ausserordentlichen 
Freundlichkeit,  mit  welcher  mir  von  Bekannten  der  Nähe  und 
Ferne,  von  Bekannten  in  Deutschland  und  Ausserdeutschland, 
ja  selbst  von  jenseits  des  atlantischen  Oceans  durch  freundliche 
Auskunft  und  durch  Mittheilung  von  oft  seltenen  und  schwer  zu 
beschaff  enden  Werken  hülf reiche  Hand  geboten  wurde.  Allen 
diesen  Mithelfern  dieses  Werkes  meinen  innigsten  Dank.  Mögen 
sie  den  besten  Dank  in  dem  Eifer  und  in  der  Ausdauer  erblicken, 
mit  welcher  ich  das  mir  dargebotene  reiche  Material  zu  benutzen 
und  für  das  Werk  fruchtbar  zu  machen  versucht  habe. 

Ich  wollte  für  die  Theorie  des  Rechts  arbeiten;  ich  wollte 
aber  auch  für  die  Praxis  arbeiten;  nicht  zum  mindesten  auch 
für  das  Verkehrsleben,  welches  gerade  in  dieser  Richtung  durch 
die  Praxis  in  so  mächtiger  Weise  beeinflusst  wird.  Wenn  die 
deutsche  Jurisprudenz  einst  der  Hydra  der  illoyalen' Concurrenz 
ebenso  mächtig  auf  das  Haupt  tritt,  wie  die  englische,  die  anglo- 
amerikanische ,  die  französische  und  jetzt  auch  die  italienische 
Jurisprudenz;  wenn  jede  dolosive  Veranstaltung  des  Verkehrs, 
durch  welche  sich  der  eine  Producent  in  das  Renommee,  in  das 
Ansehen  und    in  den    geschäftlichen  Erfolg  seines  Concurrenten 
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einzuschleichen  sucht,  in  Deutschland  ebenso  kräftig  iiiederge- 
stossen  wird,  wie  in  England  und  Frankreich,  dann  wird  auch  die 
Zeit  kommen,  wo  die  deutsche  Industrie  ihr  Haupt  erhebt  und 
als  Weltmacht  auf  den  Markt  tritt,  entsprechend  der  Welt- 
stellung,  welche  unserem  Volke  beschieden  ist. 

Würzburg,  Juni  1884. 


Kohler. 
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Einleitung. 


§  1. 

Wie  von  allen  Genüssen  der  Genuss  derjenigen  Güter,  die  in  uns 
selbst  liegen,  der  höchste  und  vomehmlichste  ist,  so  ist  auch  der  Schutz 
dieser  Güter  und  ihres  Genusses  eine  der  höchsten  Aufgaben  der  Rechts- 
ordnung. Dass  es  solche  individuelle  Güter  gibt,  ist  gar  keine  Frage, 
ebenso  wenig  dass  wir  im  Genüsse  derselben  unter  dem  Schutze  des  Rechts 
stehen,  und  es  war  nur  ein  Mangel  in  der  juristischen  Construction, 
wenn  man  nicht  von  jeher  eine  directe  rechtliche  Relation  zwischen  dem 
menschlichen  Rechtssubjecte  und  den  geschützten  Rechtsgütem  seines 
eigenen  Selbst  angenommen  hat;  und  wenn  man  eine  Entschädigungs- 
pflicht für  Verletzung  dieser  Güter  statuirt  hat,  so  war  es  eine  klaffende 
Lücke,  wenn  zwischen  das  Rechtssubjekt  und  die  Entschädigung  nicht 
das  Recht  an  den  Gütern  des  eigenen  leiblichgeistigen  Wesens  gesetzt 
wurde,  dessen  Verletzung  erst  die  Entschädigungspflicht  juristisch  zu 
motiviren  vermag.  Es  scheint  fast,  als  ob  dieses  Recht  deshalb  so  lange 
übersehen  wurde,  weil  es  uns  gar  zu  nahe  liegt:  denn  wir  alle  sind  von 
Natur  in  einem  bestimmten  Grade  fernsichtig  und  schweifen  oftmals  lange 
in  die  Weite,  bis  wir  auf  das  zunächst  liegende,  bis  wir  auf  uns  selbst 
zurückkommen.  Der  Einwurf  aber,  als  ob  hier  Subjekt  und  Objekt 
zusammenfiele  und  mithin  von  einer  rechtlichen  Relation  keine  Rede  sein 
könne,  ist,  wie  ich  bereits  anderwärts  ausgeführt  habe,  völlig  unrichtig. 
Er  widerlegt  sich  auch  schon  durch  die  einfache  Thatsache,  dass  unsere 
Subjektivität  unserem  zeigen en  Wesen  als  einem  Objekt  der  Wahrnehmung 
und  des  Genusses  gegenübersteht,  dass  wir  uns  selbst  Gegenstand  der 
Empfindung,  der  Wahrnehmung  und  des  Genusses  sind ;  weshalb  auch  eine 

Kohl  er,  Recht  des  Markenschutzes.  1 


Verletzung  unseres  eigenen  Wesens,  solange  unsere  Subjektivität  nur  intakt 
bleibt,  nicht  etwa  bloss  die  Fähigkeit  des  Genusses,  nicht  bloss  den 
Genussapparat,  sondern  den  Genuss  selbst  beeinträchtigt :  unser  Organismus 
ist  nicht  nur  Genussapparat,  sondern  selbst  Gegenstand  des  Genusses  und 
mithin  des  rechtlich  geschützten  Genusses,  mithin  auch  des  Rechtes. 
Es  ist  nicht  bloss  eine  Verminderung  meiner  Genussfähigkeit,  wenn  Jemand 
meine  Hand  verletzt,  sondern  es  ist  auch  Verletzung  des  Hochgenusses, 
welchen  mir  der  gesunde  Organismus  bietet,  und  die  Verletzung  des 
Magens  stört  nicht  nur  die  Genussfähigkeit,  sondern  den  Lebensgenuss 
selbst;  und  die  Entziehung  der  Freiheit  raubt  juns  nicht  nur  die  Mög- 
lichkeit der  Erreichung  anderer  Genussgüter,  sondern  sie  ist  selbst  eine 
positive  Einbusse  an  dem  Glücke  des  Daseins :  auch  das  elendeste  Leben 
mit  Freiheit  ist  besser  als  ein  Leben  ohne  Freiheit. 

IJebrigens  ist  die  Erkenntniss  des  Individualrechts  doch  nichts  so 
neues,  wie  es  erscheinen  könnte ;  sie  findet  sich  schon  bei  einem  —  wenn 
auch  nicht  der  grössten  —  doch  der  einflussreichsten  Juristen  der  neueren 
Zeit,  welcher  die  Lehre  klar  proclamirt  und  diesseits  und  jenseits  des 
atlantischen  Oceans  zur  Geltung  gebracht  hat,  bei  Blackstone.  Im  ersten 
Buch  seiner  Oommentaries  handelt  er  von  den  Personalrechten  und  zwar 
zunächst  von  den  absoluten  Personalrechten,  und  hier  erwähnt  er,  auf 
die  Magna  Charta  fussend, 

1)  das  Recht  der  persönlichen  Integrität  i) :  dieses  postulirt  den 
Schutz  des  Lebens  und  der  Gesundheit,  aber  auch  den  Schutz  des  seeli- 
schen Lebens   gegen  Verläumdung   und  Ehrverletzung^) ;  sodann 

2)  das  Recht  der  persönlichen  Freiheit  3); 

3)  das  Recht  des  Eigenthums,  the  right  of  property :  which  consists 
in  the  free  use,  enjoyment  and  disposal  of  all  bis  acquisitions,  without 
any  control  or  diminution,  save  only  by  the  laws  of  the  land  (I  p.  138) 
—  auch  dieses  richtig,  sofern  man  nur  das  allgemeine  Recht  auf  Be- 
nützung des  Eigenthums  und  das  Recht  auf  ein  specielles  Eigenthums- 
stück  auseinanderhält,  sobald  man  nur  das  Recht  der  Person  auf  unge- 
störten VermögensgenuBS  überhaupt  und  das  Recht  auf  den  Genuss  einer 
Sache,  als  zu  ihrem  Vermögen  gehörend,  genügend  von  einander  scheidet 


1)  The  right  of  personal  security  (Ed.  1809  I,  p.  128). 

*l  The  right  of  personal  security  consists  in  a  persons  legal  and  uninter- 
rnpted  enjoyment  of  his  life,  his  limbs,  his  body,  bis  KeSl£h  and  his  reputation 
(I  p.  128). 

»)  Tlie  right  of  peraonal  Uberty  (I,  p.  126.  103). 


UDd   das  Gebiet   der  actio   injariaram   van    dem   der    dinglichen    Klagte 
trennt  i). 

Die  ^anze  Anfstellnng  Blackstones  ist  juristisch  tief  und  bedeutnngs- 
voll,  und  wenn  diese  Aufstellung  in  der  neueren  Zeit  bekämpft  wurde, 
80  zeigt  dies  uns  nur,  wie  eine  tiefere  Auffassung  stets  für  die  Existenz 
zu  kämpfen  hat.  Mit  Recht  hat  daher  der  Amerikaner  Hammond,  the 
System  of  the  Roman  Institutes  in  its  relatitoi  to  that  of  Haie  and  Black- 
stone (Chicago  1876)  p,  LVI,  den  grossen  Britten  gegen  die  Angriffe 
von  Austin  u.  a.  vertheidigt.  Treffend  bemerkt  Hammond  a.  a.  0. : 
It  is  evident  that  security,  liberty,  reputation,  health,  the  body,  limbs, 
life  itself,  are  all  so  connected  with  the  person,  that  they  cannot  be 
treated  as  things  under  this  new  definition.  The  right  to  the  safe 
ei^oyment  of  all  these  is  still,  as  much  as  ever,  a  ri^t  against  all 
persons  whatsoever.  It  is  a  jus  in  rem,  if  you  please,  but  it  certainly 
is  no  longer  a  jus  rerum.  There  is  but  one  alternative,  and  that  is  to 
place  these  rights,  where  under  Blackstone's  definition  they  properly 
belong,  with  the  other  rights  of  persons.  And  this  is  exactly  what 
Blackstone  has  done  ....  Man  vgl.  übrigens  auch  Holland,  the  Ele- 
ments of  Jurisprudence  (2.  Ed.)  p.  126  f.,  welcher  die  Individualrechte 
zu  den  rights  in  rem  rechnet,  die  rights  in  rem  im  Sinn  von  absoluten 
Rechten  verstanden. 

Wie  fruchtbar  die  Idee  der  Individualrechte  ist,  davon  nur  ein 
Beispiel.  Die  heutzutage  mit  solcher  Lebhaftigkeit  discutirte  Frage  über 
die  Ersatzpflicht  des  Staates  wegen  der  unschuldig  erlittenen  Untersuch- 
ungshaft kann  nur  liieraus  erschöpfend  beantwortet  werden.  Solche 
Verhaftungen  sind  allerdings  unentbehrlich  im  Interesse  der  Oriminal- 
justiz,  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  weil  die  Allgemeinheit  einer  ohne 
vollen  Schuldbeweis  zur  Verhaftung  schreitenden  Strafrechtspflege  bedarf, 
um  die  Gesellschaft  überhaupt  gegen  die  zerstörenden  Elemente  des  Ver- 
brechens, gegen  die  auflösenden  Gewalten  der  Rechtsverneinung  sichern 
zu  können.  Die  dem  Schuldlosen  gesetzmässig  nach  gewissenhafter  Er- 
wägung der  Umstände  auferlegte  Haft  ist  ein  Eingriff  in  das  Individual- 
recht der  Freiheit,  abei*  ein  Eingriff,  welchen  der  Einzelne  erleiden 
muss,  um  das  Recht  der  Gesammtheit  zu  ermöglichen ;  es  ist  ein  Opfer, 
welches  dem  Schuldlosen  auferlegt  wird,  weil  ohne  solches  die  Strafrechts- 
pflege nicht  bestehen  könnte  und  die  Interessen  der  Gesellschaft  Schiff- 
bruch leiden  würden,  ein  Opfer,  welches  der  Einzelne    darbringen   muss. 


1)  Entsprechend  handelt  denn  anch  Blackstone  von   den  rights   of  things 
des  weiteren  erst  im  zweiten  Bach. 

1* 
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weil  er  seine  Interessen  nicht  von  den  Interessen  der  Allgemeinheit  iso- 
liren  darf ;  es  ist  also  ein  Opfer,  welches  in  vollkommener  Parallele  steht 
mit  dem  Opfer  des  Eigenthnms,  welches  dem  Einzelnen  angesonnen  wird, 
wenn  sein  individuelles  Eigenthmn  mit  den  zwingenden  Interessen  der 
Allgemeinheit  in  Widerspruch  tritt.  Wie  nun  aber  bei  dem  Eigenthum 
die  ausgleichende  Gerechtigkeit  es  verlangt,  dass  der  Einzelne  das  Opfer 
nicht  auf  seinen  eigenen  Schultern  behält,  sondern  es  auf  die  Gesammt- 
heit  umgelegt  wird,  so  dass  der  Expropriirte  im  schliesslichen  Kesultat 
soweit  —  aber  auch  nur  soweit  —  als  jeder  Andere  daran  participirt: 
ebenso  verlangt  das  ausgleichende  Eecht,  dass  das  Opfer  der  persönlichen 
Freiheit  dem  Einzelnen,  soweit  es  überhaupt  möglich  ist,  abgenommen 
und  auf  dem  Wege  der  Umwandlung,  in  der  Gestalt  des  Geldinteresses, 
auf  die  Allgemeinheit  iibergewälzt  wird  i) ;  ja  es  bedarf  hier  dieser  Um- 
wälzung in  noch  höherem  Grade :  denn  je  höher  das  Gut  ist,  desto  tiefer 
ist  der  Eingriff  in  die  Kechtssphäre  des  Einzelnen,  desto  grösser  das 
Opfer,  das  er  bringen  mnss;  und  es  kann  nur  sehr  befremden,  dass 
manche  Juristen  es  auf  der  einen  Seite  als  einen  Grundpfeiler  der  Rechts- 
ordnung ansehen,  dass  Niemanden  ein  Krautacker  oder  eine  Brombeer- 
hecke ohne  volle  Entschädigung  abgenommen  werden  darf,  es  dagegen 
für  richtig  und  principgemäss  finden,  dass  das  heiligste  und  theuerste, 
die  persönlicheTreiheit,  im  Interesse  der  Gesellschaft  sequestrirt  werden 
könne,  ohne  dass  die  Gesellschaft  das  Individuum  dafür  entschädigt! 

Doch  dies  führt  uns  von  unserem  Wege  ab,  und  wir  müssen  uns 
mit  dieser  Hinweisung  begnügen.  Wir  könnten  noch  ausfuhren,  dass  auch 
die  juristische  Charakteristik  historischer  Verhältnisse  erst  mit  unserem 
Constructionsmittel  möglich  ist.  Die  Halbfreien  des  Mittelalters  sind 
solche,  welchen  nicht  der  volle  Genuss  der  Individualrechte  zustand,  bei 
welchen  ein  Theil  derselben  durch  das  Personenrecht  eines  Dritten  neu- 
tralisirt  war.  Die  Verpfändung  von  Leib  und  Leben,  von  Gliedmassen, 
Freiheit  und  Ehre,  wovon  ich  in  meinem  Shakespeare  vor  dem  Forum 
der  Jurisprudenz  ausführlich  gehandelt  habe,  die  Stellung  des  Schuld- 
gefangenen und  so  vieles  Andere  ist  nur  hiermit  juristisch  zu  con- 
struireu;   und  jene  Verpfändungen  sind  um  so  leichter   erklärlich,    wenn 


1)  Alles  was  gegen  diese  Analogie  gesagt  ist,  ist  unhaltbar.  Es  ist  un- 
haltbar, wenn  entgegengehalten  wird,  dass  der  Staat  durch  Expropriation  be- 
reichert werde,  durch  Verhaftung  aber  nicht.  In  sehr  vielen  Fällen  bringt  die 
Expropriation  dem  Staate  keine  Bereicherimg  (Expropriation  zur  Zerstörung,  Ex- 
propriation für  sanitäre  Zwecke  u.  s.  w.),  und  in  jedem  Falle  gilt  als  Mass  der 
Entschädigung  der  Schaden  des  Expropriirten,  nicht  der  Vortheil,  welcher  dem 
Staate  erwächst. 


man  bedenkt,  dass  die  damalige  Kulturwelt  ein  viel  weitergehendes  Dis- 
positionsrecht über  diese  Lebensgüter  angenommen  hat,  als  die  unsere. 
Aber  auch  heutzutage  ist  die  Disposition  über  solche  Lebensgüter  nicht 
ohne  juristische  Wirkung:  der  im  Duell  Verwundete  kann  von  seinem 
Gegner  keine  Entschädigung  begehren  i),  und  wer  sich  zu  einer  gefähr- 
lichen Arbeit  verpflichtet  hat,  hat  kein  Eecht  auf  Entschädigung,  wenn 
er  dabei  verwundet  wird,  sofern  der  andere  Theil  nur  die  ordnungsmäs- 
sigen  Veranstaltungen  getroffen  hat,  welche  von  ihm  verlangt  werden 
können,  um  die  Gefahr  möglichst  zu  reduciren;  vgl.  auch  Hollandy 
Elem.  of  Jurispr.  p.  127. 

Besteht  aber  ein  civilistisches  Individualrecht,  so  besteht  auch  ein 
Anspruch  gegen  jeden  StÖrer  auf  Ablassung  von  der  Störung:  ein  solcher 
Anspruch  entspringt  aus  dem  Rechte  mit  innerer  Nothwendigkeit,  er  ist 
die  nothwendige  Reaction  des  Rechts  gegen  das  Unrecht,  die  nothwendige 
Rechtsbejahung  gegenüber  der  versuchten  Rechtsverneinung,  der  Schirm 
des  Rechts  gegen  seine  Verletzer:  dem  Anspruch  aber  entspricht  im 
modernen  Recht  ohne  weiteres  die  Möglichkeit  gerichtlicher  Geltend- 
machung, wir  sind  nicht  mehr  an  eine  bestimmte  Anzahl  concreter 
Elagschemen  gebunden,  wir  sind  von  dem  Banne  der  römischen  Actionen 
befreit ;  dies  nachgewiesen  zu  haben,  ist  die  grosse  Bedeutung  der  Wind- 
scheid'&chen  Schrift  über  die  Aktie.  Mit  dem  Individualrecht  ist  daher 
ohne  weiteres  auch  die  Reaktion  gegen  seine  Störung,  ist  ohne  weiteres 
der  Anspruch  gegen  den  Störenden  gegeben,  und  über  die  Möglichkeit 
der  gerichtlichen  Geltendmachung  desselben  kann  kein  Zweifel   bestehen. 

§  2. 

Zu  den  Individualrechten  eines  jeden  subjectiven  Rechtswesens  ge- 
hört aber  vor  Allem  das  Recht  zu  verlangen,  dass  das  Individuum  als 
solches  in  seiner  Besonderheit  und  Individualität  anerkannt  und  jede 
Vermischung  mit  andern  Individuen  ferngehalten  wird.  Wer  auf  dem 
Schauplatze  des  Lebens  thätig  ist,  trägt  das  Verdienst  und  den  Tadel 
für  seine  Thaten  an  der  Stime,  und  er  kann  verlangen,  dass  die  Thaten 
eines  Jeden  dem  Träger  dieser  Thaten  und  nur  diesem  zugeschrieben, 
dass  seine  Thaten,  als  die  seinen,  dass  aber  auch  nur  seine  Thaten 
als  die   seinen    anerkannt  werden.      Um    nun   eine    solche  Vermischung 


^)  Obgleich  die  Handlang,  als  Yerletzang  der  Interessen  der  Gesellschaft, 
dadurch  nicht  straflos  wird,  so  entzieht  eine  solche  Erlanbniss  doch  das  Recht 
auf  Entschädignng,  sofern  sie  nur  bis  zum  Momente  der  Verletzung  fortgedauert 
hat  und  nicht  zurückgezogen  worden  ist. 
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und  Verwechslung,  welche  die-Thaten  an  die  falschen  Urheber  anknüpfen 
würde,  im  Lebensverkehr  fernzuhalten ^  hat  der  Verkehr  ein  festes 
Gränzmittel  gebildet,  ein  Erkennungszeichen,  welehes  die  Individualitäten 
auseinanderhalten  und  einer  jeden  Individualität  ihre  eigene  Zone  zu- 
messen soll,  den  Namen,  Der  Name  hat  allerdings  nicht  blos  seine 
civilistische,  individualrechtliche,  sondern  auch  seine  pubUcistische  Be- 
ziehung, und  insofern  ist  das  Namenrecht  nicht  nur  Namenrecht,  sondern 
auch  Namenpflicht,  da  zugleich  auch  ein  öifentliches  polizeiliches  Inter- 
esse dafür  spricht,  die  Scheidung  der  Individuen  als  Individuen  aufrecht- 
zuerhalten und  jede  Confundirung  der  Individualitäten  zu  vermeiden  i). 
Beides,  das  privatrechtliche  Namenreeht  und  die  pubUcistische  Namen- 
pflicht sind  aber  wesentlich  verschiedene  Dinge,  nur  dass  natürlich  die 
Existenz  einer  publicistischen  Namenpflicht  nothwendig  die  Gestaltung 
des  privatrechtlichen  Namenrechts,  ebenso  aber  auch  die  Existenz  des 
letzteren  die  Natur  der  ersteren  mitbestimmen  muss.  Aus  der  publi- 
cistischen Namenpflicht  entspringt  insbesondere  der  Grundsatz,  dass  eine 
beliebige  Aenderung  des  Namens  unstatthaft  und  die  etwaige  Aenderung 
an  gewisse  pubUcistische  Oautelen  geknüpft  ist^)  —  ein  Grundsatz,  der 
in  den  verschiedenen  modernen  Gesetzgebungen  in  sehr  verschiedener 
Variation  durchgeführt  worden  ist').     Das  somit  charakterisirte  private 


1)  Vgl.  B.-SL-Gr.-B.  §  360  Z.  81  Andere  poUzeiliche  Bestimmnngeu  s.  bei 
Müller  inLuthardts  Bl  f.  adm.  Prax.  XXXI.  S.  278;  vgl.  aucli  schon  preuss.  L.-R. 
It  20  §  1440,  1441.  Daher  kann  der  Staat  von  Amtswegen  gegen  die  Führung 
eines  Hemden  Namens  einschreiten,  vgl.  z.  B.  den  Fall  in  den  cit.  Bl.  f.  admin. 
Prax.  XXXIII  S.  212.  Dies  widerspricht  aber  dem  privaten  Namenrecht  ebenso- 
wenig, als  die  Bestimmung  des  a.  26  Abs.  2  des  Handelsgesetzbuchs  dem  privaten 
Finnenrecht  widerspricht,    wie  solches  in  a.  27  S.-G.-B.  statnirt  ist. 

^  lieber  das  Recht  des  Nam^nsweehsels ,  wob«i  die  herflhmte  c.  nnic.  de 
mut.  nom.  (9,2&)  und  fr.  65  §  10  ad  SC.  Trebell.  eine  grosse  Rolle  gespielt  haben, 
vgl.  LeyseVy  Med.  ad  Pand.  IX  sp.  616  med.  1,  Hermann,  Archiv  f.  civ.  Prax. 
B.  45  S.  160,  Kaserer,  Ueber  die  Personennamen  S.  31,  Waelbi'oeck  I  nr  134 
f.  p  253  f.  Vgl.  insbesondere  die  französische  Ordonnance  von  Henri  II  v.  1555 
a.  5,  worin  der  Kamenswechsel  mindestens  bezüglich  der  Adligen  an  eine  Dispen- 
sation gebunden  wurde.  Aettere  Litteraiur  bei  Bösler,  das  soeiale  Verwaltungs- 
recht  S.  79. 

S)  Ueber  dier  französische  Gesetzgebung  vgl.  namentlich  DaUoZy  Rep.  v. 
Kom  nr  4  f.  und  Benouard^  droit  industriel  p.  351  f.  Das  Gesetz  v.  9./3.  1555 
a.  9  verbot  es,  den  Namen  ohne  gouvernementalen  Dispens  zu  ändern.  Ein  De- 
cret  V.  24.  brum.  TI  gestattete  jede  Namensänderung,  nur  sollte  dieselbe  bei  der 
Mnnicipalität  declarirt  werden.  Diese  Bestimmung  wurde  aber  aufgehoben  durch 
das  Decret  v.  2  germ.  XI,  welches  in  dieser  Materie  massgebend  geblieben  ist. 
Wer  seinen  Namen  ändern  will,  muss  einen  motivirten  Antrag  bei  der  Regierung 


Namenrecht  als  das  Eecht  auf  Anssscbeidung  des  iBdividüums  dnrch  das 
Medium  des  Namens  erzeugt  abei  mit  Rechtsnothwendigkeit  einen  Anspruch 
gegen  jeden  Störer,  also  gegen  jeden,  welcher  den  Namen  in  confandirender, 
Verwechslung  erregender  Weise  usurpirt,  und  mit  dem  Anspruch  ist  die 
actio,  ist  das  Recht  der  gerichtlichen  Verfolgung  gegeben:  die  Klage 
geht  auf  die  Unterlassung  weiterer  Störung,  und  das  ürtheil  wird  in  der 
gleichen  Weise  vollzogen,  wie  andere  ürtheile,  welche  auf  ein  Unterlassen 
gerichtet  sind. 

Eine  solche  Gestaltung  der  Sache  allein  entspricht  dem  Grundsatze 
des  gesunden  Bechtslebens ,  wornach  das  Individuum  seine  Lebensinter- 
essen selbst  schirmen,  selbst  vertheidigen  darf,  und  insbesondere  wäre  es 
eine  völlig  ungenügende  Hülfe,  wollte  man  den  legitimen  Namenträger 
auf  den  publicistischen  Schutz  beschränken  und  ihm  die  privatrechtliche 
Aktion  verwehren^).     Ist  doch  das  Individuum  Manns  genug,  nicht  nur 


stellen;  stimmt  die  Regierung  bei,  so  ist  dies  zn  pabliciren;  innerhalb  eines 
Jahres  kann  jeder  Betheiligte  (tonte  personne  y  ayant  droit)  Einspruch  einlegen, 
über  welchen  die  Regierung  entscheidet,  a.  4 — 8  des  Decrets  ib.  p,  B52.  Dazn 
kommt  die  Strafbestimmnng  des  a.  259  Code  p^nal.  Ueber  die  französ.  Praxis 
vgl.  Dallojs,  1.  c.  nr.  21  f.  Von  der  Gesetzgebung  deutscher  Staaten  handelt 
namentlich  Müller  in  Luthardts  Blätter  f.  adm.  Prax.  XXXI  S.  267  f.  Man  vgl. 
baierisches  Mandat  y.  12./3. 1677  undMinist.-Entschl.  v.  21./4.  1832,  preuss.  Kab,-0. 
15/4.  1822  und  Erlass  12./7.  1867.  bad.  V.-O.  16./12.  1875  u.  a.  Ueber  Oester- 
reich  s.  Kaserer  S.  27  f.  Für  die  Aenderung  der  Vornamen  gelten  vielfach  andere 
Kormen;  in  manchen  Staaten  ist  sie  sehr  erleichtert,  in  andern  wird  sie  über- 
haupt nicht  zugelassen,  Müller  a.  a.  0.  S.  265  f.;  unter  dem  deutschen  Reichs- 
standesgesetze (§  22  cf.  65.  66)  wird  von  Vielen  die  Aenderung  der  Vornamen  als 
unstatthaft  erachtet,  und  diese  Annahme  wird  von  mehreren  neueren  Ministerial- 
entscheidungen  getragen,  vgl.  die  bayer.  Minist.-Entsch.  v.  20./12.  1877  in  den 
Bl.  f.  adm.  Prax.  XXVIII  S.  363  und  die  sächs.  Entsch.  bei  Müller  a.  a.  0. 
S.  268.  Indess  findet  diese  strenge  Meinung  in  dem  Standesgesetze  selbst  keine 
Begründung:  dasselbe  regelt  die  Materie  der  Namensänderung  nicht,  verneint  daher 
auch  nicht  ihre  Zulässigkeit ;  vgl.  auch  Aufsatz  in  den  Bl.  f.  adm.  Prax.  XXXIII 
S  288.  Auch  in  Oesterreich  ist  die  Frage  nicht  unbestritten,  vgl.  Kaserery  S.  58 
nnd  die  dort  mitgetheilten  Bescheide. 

1)  So  unrichtig  Gerber,  Privatrecht  §  34  Note  1  und  Ihering,  Geist  des 
römischen  Rechts  III  S.  340  Note  464.  Richtig  dagegen  Sarwey,  das  öffentliche 
Recht  S.  4S9  f.  und  Thon^  Rechtsnorm  S.  153.  In  der  französischen  Doctrin 
unterliegt  das  Recht  der  Civilklage  keinem  Zweifel,  Benouard,  droit  industr. 
p.  361,  364:  Une  action  appartient  ä  tont  citoyen  pour  revendiquer  devant  les 
tribunaux  Tusage  exclusif  de  son  nom.  Ge  point  n'est  douteux  pour  personne. 
Streitig  ist  nur  die  Frage,  ob  dieses  Recht  zu  den  droits  civils  im  engeren  Sinne 
gehört,  oder  ob  es  auch  unbedingt  den  Fremden  zusteht,  Benouard  p.  364  f.  Eine 
andere  Frage  ist  es,  inwieweit  bei  einem  legitimen  Namenwechsel,  also  bei  der 
Creirung   eines   neuen  Namens  dnrch  Akt  der  Regierung,  die  Einsprachen  dritter 
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seine  Einzelinteressen,  sondern  auch  die  Gesammtinteressen  seines  Selbst 
gegen  Aninassung  und  Eingriffe  zu  vertheidigen,  und  ist  nicht  das  Ge- 
sammtinteresse  seiner  Persönlichkeit  mit  seinem  Namen  verknüpft?  Ist 
nicht  der  Name  das  festeste  Band,  welches  alle  seine  Thätigkeiten  zu  einer 
Einheit  verknüpft,  der  rothe  Faden,  welcher  sich  durch  seine  gesammte 
Wirksamkeit  hindurchzieht?  Sollte  dieses  Gesammtinteresse,  dieser  Ge- 
sammtausdruck  der  Persönlichkeit  der  individuellen  Vertheidigung,  des 
individuellen  Kampfes  gegen  unberechtigte  Eingriffe  entrathen,  sollte 
ihm  das  Schwert  des  Privatrechts  gebrechen,  das  hier  um  so  nöthiger 
ist,  als  das  Privatrecht  gerade  das  Recht  des  Individuums  gegen  das 
Individuum  darstellt  und  das  Individuum  von  einem  anderen  gerade  in 
seinem  innersten  Sein  verletzt  wird?  Verhält  es  sich  doch  mit  dem 
Namen,  wie  mit  den  Gränzmalen  des  Eigen thums;  wie  diese,  hat  der 
Name  einen  öffentlichen  und  einen  privaten  Bezug,  und  die  öffentliche 
Funktion  absorbirt  die  private  durchaus  nicht :  die  Lage  der  Gränzmale 
ist  Gegenstand  der  privatrechtlichen  Diskussion.  Der  Name  aber  ist 
nichts  anderes,  als  ein  solches  Gränzmal,  er  ist  das  Gränzmal  der  Per- 
sönlichkeiten, er  ist  der  coudensirte  Ausdruck  des  individuell  Geschiedenen, 
die  strikte  Losung  des  Einzelwesens  —  so  principmässig ,  wenn  auch 
unser  Nameninstitut  seine  Unvollkommenheiten  hat.  Darum  kann  an  der 
Begrtindetheit  des  privatrechtlichen  Namensschutzes  kein  Zweifel  bestehen. 
Wie  innig  der  Name  mit  der  Persönlichkeit  verbunden  ist,  haben 
diejenigen  erkannt,  welche  sich  mit  dem  Studium  der  Namen  befasst 
haben.  So  sagt  Ahely  die  deutschen  Personennamen  S.  1 :  „Das  eigenste, 
was  der  Mensch  besitzt,  das  ist  sein  Name";  und:  „Mit  Eecht  legt  daher 
jeder  einen  Werth  auf  seinen  Namen,  und  je  ungebildeter,  naturwüchsiger 
Menschen  und  Völker  sind,  um  so  höher  wird  dieser  Werth  angeschlagen". 


gleichnamiger  Personen  zu  berücksichtigen  sind.  Hier  handelt  es  sich  nicht  am 
einen  nnbefagteu  £ingriff  in  ein  fremdes  Namenrecht,  sondern  um  die  völlig  be- 
fugte  Nenachöpfung  eines  Namens  unter  Autorität  der  Regierung.  Dies  ist  aller- 
dings Verwaltungssache,  und  hiefiir  gelten  die  Yerwaltungsnormen.  Die  Namen- 
berechtigte  haben  ein  Recht  darauf,  dass  Niemand,  welcher  zu  ihrem  Namen  nicht 
berechtigt  ist,  sich  ihres  Namens  bediene,  sie  haben  aber  kein  Recht  darauf,  dass 
nicht  ein  neuer  Name  mit  gleichem  Laute  auf  legitimem  Wege  entstehe,  ebenso 
wenig,  als  sie  ein  Recht  darauf  haben,  dass  kein  Fremder  einwandere,  welcher 
den  gleichen  Namen  trägt.  Die  Rücksichten,  welche  die  Regierung  im  Fall  der 
Namenscreirung  zu  tragen  hat,  sind  daher  Opportnnitäts-,  nicht  Rechtsrücksichten. 
Insofern  enthält  die  cit.  Ausführung  Gerhera  einen  richtigen  Kern.  In  keiner 
Weise  aber  kann  man  hieraus  schliessen,  dass  kein  Namenrecht  existire  —  ebenso 
wenig,  als  man  daraus,  dass  der  Staat  concurrirende  Gewerbeprivilegien  schaffen 
kann,  etwas  gegen  den  rechtlichen  Charakter  der  Gewerbeprivilegien  ableiten  kann. 
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Es  ist  darum  eine  sinnige  Einrichtung,  dass  bei  den  meisten  Völkern  die 
Namengebung  ein  feierlicher,  mit  religiösen  Riten  verknüpfter  Akt  ist; 
es  ist  eine  sinnige  Einrichtung,  dass  bei  den  Naturvölkern,  wenn  der 
Jüngling  das  Fest  der  Wiedergeburt,  der  Pubertäts weihe  passirt,  er 
einen  neuen  Namen  erhält,-  ganz  ähnlich  wie  noch  in  den  antiken  My- 
sterien dem  Adepten  häufig  ein  zweiter  Name  ad  hoc  gegeben  wurde, 
woher  es  auch  kommt,  dass  von  vielen  Personen  Doppelnamen  existiren, 
vgl.  CreujseTf  Symbolik  und  Mythol.  (2.  Aufl.)  II  S.  353,  Kihn,  Ursprung 
des  Briefes  an  Diognet  S.  125.  Und  ebenso  sinnig  ist  es,  dass  bei  den 
Chinesen  der  Beamte  mit  dem  Eintritt  in  sein  Amt  seinen  alten  Namen 
ablegen  kann,  und  der  Kaiser  seinen  seitherigen  Namen  ipso  facto  ver- 
liert, Jacquemart  et  le  Blant,  histoire  de  la  porcelaine  p.  161  f.  —  der 
Eintritt  in  das  Staatsamt  gibt  der  Persönlichkeit  eine  neue  Wesenheit. 
Noch  andere  sinnige  Gebräuche  knüpfen  sich  an  den  Namen.  Es  liegt 
ein  tiefer  Sinn  darin,  wenn  bei  den  Polynesiern  im  Fall  des  Freund- 
schaftsbundes dem  Freunde  der  eigene  Name  geliehen  oder  die  Namen 
umgetauscht  werden,  Stewart,  Journal  of  a  residence  in  the  Sandwich- 
Islands  p.  190;  es  liegt  ein  tiefer  Sinn  in  dem  Gebrauche  afrikanischer 
Völker,  dass,  wer  Jemanden  getödtet  hat,  einen  anderen  Namen  an- 
nimmt, so  in  Borku,  so  bei  anderen  Stämmen,  vergl.  Nachtigal,  Sahara 
und  Sudan  11  S.  145  und  I  S.  451;  es  liegt  ein  tiefer  Sinn  darin, 
dass  Personen,  welche  sich  vermeiden  müssen,  wie  Schwiegereltern 
und  Schwiegerkinder,  es  auch  möglichst  vermeiden,  einander  mit  dem 
Namen  zu  nennen  ^),  ganz  ebenso  wie  man  den  Namen  der  Todten  ver- 
meidet und  ähnlich.  Allüberall  nimmt  der  Name  Theil  an  der  Stellung, 
an  der  Wirksamkeit,  an  dem  Gesammtwesen  der  Persönlichkeit.  Und 
wie  der  Name  das  Kennzeichen  der  Individualität  ist,  so  ist  die  Namens- 
unselbständigkeit das  Zeichen  der  Knechtschaft,  wesshalb  der  Herr  den 
Sklaven  beliebig  mit  Namen  bezeichnen  durfte  2),-  —  und  wenn  in  ge- 
wisser Beziehung  der  Name  des  Sklaven  ehedem  doch  zur  Geltung  ge- 
langte, als  Arbeitsname,  als  Künstlername,  so  ist  das  nur  ein  Beweis, 
wie  wenig  sich  der  natürliche  Anspruch  des  Menschen  auf  Persönlichkeit 
durch  positive  Ordnung  vollständig  unterdrücken  lässt. 

Der  Name  kann  übrigens  ausser  seiner  individuellen  Bedeutung  auch 
noch  einen  familienrechtlichen  Charakter  haben,  sofern  durch  den  Namen 


1)  Eine  universelle  Erscheiniing;  vgl.  beispielsweise  Nachtigall  Sahara  und 
Sudan  I  S.  450,  II  S.  144. 

2)  Vgl.  hierüber  auch  Bösler,  das  sociale  Verwaltungsrecht  S.  82  Note  4. 
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nicht  nur  das  IndiTidnitm  bezeichnet,  sondern  auch  seine  Angehörigkeit 
zu  einer  bestimmten  Familie  erkennbar  gemacht  wird;  er  ist  in  diesem 
Falle  nicht  nur  das  Kennzeichen  der  Person  als  Individuum,  sondern  auch 
das  Kennzeichen  der  Person  als  des  Mitg^liedes  einer  bestimmten  Gesammt- 
heit,  eines  bestimmten  socialen  Kreises.  So  ist  es  bei  den  Namensver- 
hältnissen der  verschiedensten  Völkern,  bei  welchen  durch  den  Namen 
das  Geschlecht,  der  Stamm,  der  Kreis  der  näheren  Angehörigkeit  an- 
gegeben wird.  Die  Art  der  Personenbenennung  bei  den  Römern  ist  all- 
gemein bekannt  1),  ebenso  das  moderne  System  der  Stammnamen,  welches 
sich  aus  den  familiären  Beinamen  allmählig  entwickelt  hat  2).  Bei 
manchen  Stämmen  wurde  das  Kind  nach  dem  Namen  der  GrossälterR 
benannt,  sodass  mit  dem  Namen  zugleich  die  Art  der  Abstammung  be- 
zeichnet war,  wie  bei  den  Friesen  3),  vgl.  Stark,  die  Kosenamen  der  Ger- 
manen S.  161 ;  bei  manchen  wurde  der  Name  des  Kindes  aus  dem  Namen 
des  Vaters  und  der  Mutter  combiniit,  so  dass  in  sinnreicher  Weise  die 
gedoppelte  Abstammung  des  Kindes  zu  Tage  trat.  Stark,  ebenda  S.  159  f., 
wesshalb  die  älteren  deutschen  Personennamen  meist  aus  zwei  Wort- 
stämmen gebildet  sind;  vgl.  auch  Andresen,  die  altdeutschen  Personen- 
namen S.  19. 

In  diesen  Fällen  ist  es  nicht  nur  das  persönliche  Interesse  des 
Individuums,  sondern  auch  das  Gesammt-Interesse  der  Familie,  welches 
sich  gegen  die  Usurpation  des  Namens  erhebt ;  es  ist  nicht  nur  die  Mög- 
lichkeit der  Verwechslung  mit  der  Person,  es  ist  die  falsche  Meinung 
der  Familienzugehörigkeit,  welche  zu  bekämpfen  ist.  Die  Reinhaltung 
des  Familiennamens  gegen  unberechtigte  Usurpationen  ist  das  Interesse, 
welches  hier  ins  Spiel  kommt  und  der  Sache  eine  neue  Wendimg,  der 
Frage  ein  neues  Ansehen  gibt.  Daher  hat  in  solchem  Fall  der  Träger 
des  Familiennamens  nicht  als  solcher,  sondern  als  Familiengenosse  das 
Recht  des  Einspruchs  und  der  Klage,  und  es  muss  in  solchem  Falle  ent- 
weder einem  jeden  Familienmitglied  solidarisch  das  Klagerecht  eingeräumt 


1)  Vgl.  hierüber  hauptsächlich  Momynsen,  römische  Forschungen  I  S.  1  f.,  7  f. 

2)  Vgl.  Wiarda,  lieber  deutsche  Vornamen  und  Geschlechtsnamen  S.  104  f. 
133  f.  143  f.,  Andresen,  die  altdeutschen  Personennamen  S.  2  f.,  Waelhroeck  I, 
nr.  127  f.  p.  249  f.,  Kriegk,  deutsches  Bürgerthum  im  Mittelalter  N.  S.  204  f., 
meine  Beiträge  zur  germanischen  Privatrechtsgeschichte  l,  S.  2. 

9)  Der  älteste  Sohn  hekam  den  Namen  des  väterlichen  Grossvaters,  die 
älteste  Tochter  den  Namen  der  väterlichen  Grossmutter;  der  zweite  Sohn  be- 
kam den  Namen  von  dem  mütterlichen  Gross vat er  u.  s.  w.    Starke  a.  a.  0* 
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werden  1),  oder  es  rnnss  eine  Repräsentation  der  Familie  durch  einen 
Familienältesten  oder  ein  anderes  Familienhaupt  statuirt  werden;  aber 
auch  im  erstem  Falle  kommt  eine  siegreiche  Entscheidung  allen  Familien- 
genossen zu  gute :  Victoria  et  aliis  proderit,  alle  Familiengenossen  können 
die  siegreiche  Entscheidung  anrufen,  als  wäre  sie  auf  ihre  Klage  hin 
erfolgt. 

Die  Familienmitglieder  haben  also  kraft  Familieninteresses  das  Becht, 
einem  jeden  unbereehtigten  Elindringling  die  Führung  des  Familiennamens 
zu  untersagen;  aber  auch  nur  einem  unberechtigten  Eindringling.  Wer 
kraft  Verwandtschaft,  sei  es  naturlicher  oder  künstlicher  Verwandtschaft, 
den  Namen  de  jure  fuhrt,  dem  darf  die  Familie  den  Namen  nicht  ver- 
bieten, amch  wenn  er  denselben  noch  so  sehr  entwürdigte,  auch  wenn 
die  Namensführung  durch  eine  derartige  Individualität  noch  so  sehr 
den  Traditionen  der  Familie  widerspräche.  Und  auch  wenn  innerhalb 
der  Sphäre  des  Handels-  und  Gewerberechtes  der  Name  als  Firma  in  ge- 
setzlich zulässiger  Weise  veräussert  worden  ist,  hat  die  Familie  kein 
Recht,  gegen  den  oder  die  Erwerber  de»  Namens  zu  protestiren  oder  zu 
verlangen,  das«  nach  einer  bestimmten  Zeit  die  Namensführung  durch  den 
Dritten  aufhöre,  und  der  Name,  wie  man  sagt,  frei  zur  Familie  zurück- 
kehre; obgleich  ein  solches  von  der  französischen  Jurisprudenz  im  Fall 
einer  veränsserten  Firma  vielfach  angenommen  wird,  Gastanibide  nr.  467 
p.  464,  Dalloz,  Ind.  nr.  347,  Rendu  nr.  418  und  droit  industr.  nr.  705, 
Appelh.  Lyon  12./6.  1873,  Pataille  XVIII  p.  258,  vgl.  auch  Seinetrib. 
1./5.  1862  Fat.  IX  p.  251;  richtig  hiergegen  Supreme  Court  New  York 
1875  Phelan  v.  CoUender  Coddington  p.  286  f.  und  engl.  Court  of  Appeal 
572.  1879  Sebast  p.  392.  Und  wenn  der  Käufer  sich  etwa  des  Fa- 
miliennameng  unwürdig  erweisen  sollte,  so  hat  die  Familie  darum  kein 
Recht,  ihm  den  rite  erworbenen  Namen  abzustreiten,  ebenso  wenig  als 
sie  das  Recht  hätte,  einem  unwürdigen  Familiengliede  den  Familiennamen 
zu  entziehen.  Vgl,  auch  gegen  solche  Beschränkungen  richtig  Appelh. 
Paris  29./6.  1858  bei  Schmoll  p.  179,  Schmoll  p.  181,  M.  de  Marafy 
im  R^g.  intern,  des  marq.  I  p.  104  (Namens  der  Union  des  fabricants). 
Noch  weniger  ist  ea  richtig,  wenn  man  dem  Erwerber  verbieten  will,  den 
Namen  weiter  zu  übertragen ,  weil  der  Cedent  nur  diesen  Cessionar  aus- 
gewählt habe,  der  zweite  Cessionar  aber  möglicherweise  kein  Mann  nach 


1}  Dies  im  Zw^eifel;  vgl.  Reichsgericht  7./5.  1880  Entsch.  II,  S.  145.  149 
(„80  mttss  jedes  Mitglied  der  Familie  fttr  legitimirt  erachtet  werden,  diese  Klage 
zu  erheben.  I>enn  das  Recht  eines  jeden  Familiengliedes  ....  wird  durch  einen 
solchen  Gebrauch  ....  verletzt**). 
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seinem  Sinne  sei,  Appelh.  Paris  5./11.  1872  PcU.  XVIEE  p.  255;  denn 
wenn  Geschäft  und  Firma  (nicht  bloss  zu  Usnsfrnkt,  sondern  vollständig:) 
an  einen  Dritten  übertragen  sind,  so  mass  sich  die  Familie  die  ge- 
sammten  Conseqnenzen  dessen  ebenso  gefallen  lassen,  wie  wenn  ein  Dritter 
durch  Familienakt  völlig  Familienmitglied  geworden  ist  und  damit  die 
Möglichkeit  hat,  neue  Glieder  der  Familie  zu  erzeugen. 

Inwiefern  die  deutsche  Jurisprudenz  bis  jetzt  dieses  civile  Namen- 
recht erkannt  und  geregelt  hat,  ist  hier  nicht  zu  erörtern  i);  jedenfalls 
wird  es  Sache  des  Givilgesetzbuches  sein,  allen  diesen  Rücksichten  in 
ausgiebiger  Weise  zu  entsprechen.  Es  soll  hier  nur  hervorgehoben 
werden,  dass  die  deutsche  Judicatur  bereits  mehrfach  ein  privates  Recht 
des  Namenträgers  und  eine  Aktion  desselben  gegen  widerrechtliche  Usur- 
pation anerkannt  hat,  allerdings  regelmässig  in  solchen  Fällen,  wo  das 
Familieninteresse,  nicht  das  individuelle  Interesse  spielte,  O.A.G.  Darm- 
stadt 19./4.  1852,  Sevffert  VI  S.  11,  O.A.G.  Celle  7./5.  1841,  Seuffert 
XIX  S.  180,  O.A.G.  München  19./8.  1863,  Blätter  für  Rechtsanwendung 
XXVm  (1863)  S.  235  (vgl.  auch  O.A.G.  Jena  2./6.  1854,  Seuffert 
XVm  S.  70),  namentlich  aber  Reichsgericht  22./10.  1881  Entsch.  V 
S.  171  —  auch  Reichsgericht  7./5.  1880  Entsch.  11  S.  145,  wo  in 
gleicher  Weise  ein  Klagantrag  bezüglich  des  Geschlechtswappens  zuge- 
lassen wurde  ^).     Im  französischen  Rechte  steht  diese  Aktion  des  Namens- 


^)  Einzelne  Bestimmungen  über  das  Namenrecht  enthalten  die  Civilgesetz- 
bücher,  sie  geben  also  damit  die  Privatrechtsnatnr  des  Namens  knnd ;  z.  B.  C.  civ. 
a  347,  bad.  Landrecht  a.  299 «;  Österreich.  6es.-B.  §  92,  sodann  §  146.  165.  182, 
wo  zugleich  vom  Wappenrecht  die  Rede  ist,  vgl.  hiezn  Kaserer  S.  16  f.  21  f.  26  f. ; 
Sachs.  Gresetzb.  §  1632.  1748.  1801.  1796 ;  namentlich  aber  das  preuss,  Landrecht 
II,  1  §  192.  863.  864,  11,  2  §  557.  559.  640.  682.  713,  bezüglich  des  Wappens 
ib.  II,  2  §  641.  684  n.  a.  Weitere  zahlreiche  statutarische  Bestimmungen  über 
den  Familiennamen  und  den  Erwerb  desselben  durch  eheliche  oder  uneheliche  Ge- 
burt, Legitimation,  Adoption,  Eheschliessung  s.  bei  Müller  in  Luthardts  Blättern 
für  administrative  Praxis  XXXI  S.  225  f.  241  f.  Ueber  das  ältere  österr.  Recht 
s.  Kaserer  S.  8  f. 

2)  Auf  besonderer  landesgesetzlicher  Bestimmung  beruht  die  Entsch.  des 
bayer.  obersten  Gerichtshofs  14.  3.  1857  (bayer  RegierungsbL  1857  S.  270—276), 
wo  der  Gerichtshof  im  Falle  eines  Gompetenzconfliktes  zwischen  dem  Appellations- 
gericht und  der  Regierung  von  Oberfranken  den  ijtreit  sls  Verwaltungssache  er- 
klärte. Es  handelte  sich  um  einen  adeligen  Namenstitel,  und  die  Entscheidung  er- 
folgte mit  Rücksicht  auf  V.  Beilage  zur  bayer.  Verfassung  §  9,  worin  gesagt  ist; 
„Anmassungen  nicht  gebührender  Titel  und  Wappen  können  ....  entweder  zur 
unmittelbaren  Abstellung  dem  Staatsministerium  des  königlichen  Hauses  angezeigt 
oder   nach  Umständen   gerichtlich   verfolgt  werden^.     Daraus  wurde   geschlossen, 
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berechtigten  ausser  Zweifel,  vgl.  Rentsoardy  droit  industr.  p.  361.  364; 
und  in  einer  ganzen  Reihe  von  Entscheidungen  haben  die  französischen 
Gerichte  den  Satz  statuirt,  dass  der  Namenträger  bei  den  Civilgerichten 
klagweise  durchdringen  kann,  wenn  sich  Jemand  seines  Namens  wider- 
rechtlich bedient,  insbesondere  wenn  er  seinen  Namen  als  Pseudonym 
usurpirt;  vgl.  beispielsweise  Appelh.  Paris  9./11.  1864,  Pataille  XI  p.  27, 
Seinetrib.  13./4.  1866  Fat,  XH  p.  255,  Seinetrib.  1./4.  1869  Fat.  XV 
p.  143,  Seinetrib.  23./1.  1878  Fat.  XXHI  p.  47,  Seinetrib.  17./12.  1878 
Fat.  XXIV  p.  170,  Seinetrib.  23./3.  1882  Fat.  XXVII  p.  175  i)  — 
wobei  es  aber  natürlich  eine  Thatfrage  bleiben  muss,  ob  nicht  der  Name 
so  gewöhnlich  ist,  dass  füglich  an  eine  Verwechslung  mit  der  Person  des 
Namenberechtigten  oder  an  ein  Eindringen  in  die  Familie  desselben  nicht 
zu  denken  ist,  vgl.  die  Abhandlung  in  Fataille  XXVII  p.  166  f.,  vgl. 
femer  Dallos!  R6p.  v.  Nom  nr.  11  und  die  hier  cit.  Entsch.  Nimes 
15./12.  1810,  vgl.  auch  Sarwey,  das  öffentliche  Recht  S.  4332). 

Diese  Streitigkeiten  über  den  Namen  entsprechen  den  Streitigkeiten 
üb^r  Wappen  und  Familienzeichen,  welche  in  früherer  Zeit  viel  vor  die 
Gerichte  kamen  und  zum  civilrechtlichen  Austrage  gebracht  wurden, 
vgl.  Renottardy  droit  industr.  p.  363  —  welche  aber  auch  noch  heut- 
zutage nicht  ausgeschlossen  sind,  wie  die  oben  cit.  Entscheidung  des 
Reichsgerichts  7./5.  1880  beweist. 

Im  Handelsrecht  ist  bekanntlich  das  Recht  des  Namens  auch  bei 
uns  zur  vollen  legislativen  Gestaltung  gelangt;  hier  ist  auch  ausdrück- 
lich die  actio  civilis  gegen  den  Missbrauch  gegeben  3):  sie  geht  auf 
üntersagung  und  nach  Umständen  auf  Schadensersatz,  a.  27  Handelsgesetzb., 
eine  Bestimmung,  welche  im  Civilrecht  die  volle  und  ungetheilte  Nach- 
achtung verdient.  Der  Anspruch  des  a.  27  ist  demjenigen  gegeben, 
welcher  durch  den  unbefugten  Gebrauch    einer  Firma   in  seinen  Rechten 


dass,  wenn  ein  Inhibitorinm  des  Staatsministerioms,  welches  einen  Adelstitel  ver- 
bietet, erlassen  wurde,  die  gerichtliche  Behandlung  ausgeschlossen  sei;  beides 
steht  in  der  Yerfassungsbestimmung  elektiv  nebeneinander.  Ein  solches  Staats- 
ministeriaMnhibitoriam  war  aber  12./1.  1855  ergangen;  daher  die  Entscheidung. 
Desshalb  ist  aus  dieser  Entscheidung  kein  Argument  gegen  die  civilprocessualisch  e 
Behandlung  der  Sache  im  Allgemeinen  zu  entnehmen. 

i)  Bezüglich  des  angloamerikani sehen  Rechts  vgl.  Reid  v.  Sibbald  10./4. 
nad  13./5.  1874  Sebast.  p.  263. 

2)  In  diesem  Fall  kann  immer  noch  die  Verwaltung  im  öffentlichen  Interesse 
gegen  einen  solchen  Namensgebrauch  einschreiten,  und  es  zeigt  sich  auch  hier, 
wie  sehr  beide  Sphären,  die  Verwaltungs-  und  die  Civilsphäre,  neben  einander 
berechtigt  sind. 

8)  Man  vgl.  dazu  Hahn,  Comment.  S.  113,  Anschütz-Völderndorjf  I.  8.  210  f. 
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verletzt  ist,  und  verletzt  in  seinen  Rechten  ist  derjenige,  dessen  Interesse 
durch  die  unberechtigte  Annahme  einer  gleich  oder  ähnlieh  lautenden 
Firma  gekränkt  ist,  sofern  durch  solclie  Annahme  Collisionen  und  Com- 
plicationen  entstehen  können. 

Und  diese  Bestimmung  des  a.  27  des  Hd.-Gres.-B.'8  ist  hier  um  so 
frappanter,  als  nicht  nur  ein  Kaufmann,  sondern  auch  ein  NichtkauMann 
g^emäsB  a.  27  klagen  kann,  sofern  nur  die  Verletzung  seines  Namenrechts 
durch  den  Gebrauch  einer  Firma  erfolgt :  nicht  dass  das  verletzte  Recht 
ein  kaufmännisches  ist,  wird  verlangt,  sondern  nur  dass  die  Verletzung 
auf  kaufmännischem  Wege  erfolgt  ist.  Daher  enthält  der  a.  27  nicht 
nur  eine  Sicherung  des  kaufmännischen,  sondern  nach  bestimmter  Richtung 
hin  auch  eine  Sicherung  des  nichtkaufmännischen  Namenrechts  ^).  Auch 
wird  hier  anerkannt,  dass  nicht  etwa  bloss  das  Vermögensinteresse,  son- 
dern das  rein  persönliche  Interesse  geschützt  ist ;  ebenso  wird  anerkannt, 
dass  in  diesem  Falle  die  civile  actio  neben  der  rechtspolizeilichen  Thätig- 
keit  des  Registergerichts  gemäss  a,  26  des  K,-G.-B.'8  steht  2)  —  also 
vollkommen  die  richtige  Gestaltung  ^),  und  die  deutsche  Civilgesetzgebung 
wird  hier  nichts  weiter  zu  thun  haben,  als  die  vortrefflichen  Bestimm- 
ungen des  Handelsgesetzbuchs  zu  erweitern  und  auf  das  ganze  Gebiet 
des  Civilrechts  auszudehnen« 

§   3. 

Wenn  man  seither  von  dem  Eigenthumsrecht  am  Namen  gesprochen 
hat,  so  ist  dies  eine  unrichtige  Gestaltung  einer  an  sich  richtigen  Idee. 
In  der  That  ist  das  Namenrecht  ein  Ausfluss  des  Individualrechts;  es 
ist  das  Recht  des  Individuums  auf  diejenige  Einrichtung,  welche  nöthig 
ist,  um  die  eine  Individualität  von  den  übrigen  zu  scheiden.  Auch  von 
einem  Immaterialrecht  am  Namen  kann  keine  Rede  sein,  da  der  Name 
kein  selbstständiges  Gut  repräsentirt,  sondern  nur  die  Bezeichnungsqualität 
und  Bezeichnungsfunction  hat,  also  nicht  durch  seinen  internen  Gehalt, 
fiondern  nur  durch  die  Person  des  Bezeiclmeten  seinen  Werth,  seine  Be- 
deutung, seinen  Einfluss  erhält     Individualrecht  und  nur  Individualrecht 


1)  Hierüber  vgl.  Mahn  und  Atischütg-  Völderndorff  a.  a.  0. 

2)  Ueber  diese  Thätigkeit  und  ihren  Charakter  vergl.  auch  Reichsgericht 
:22Uy6.  1880  Katsch.  II  S.  228. 

3)  Auch  das  wird  von  Hahn  8.  114  richtig  erkannt,  dass  bei  häufig  vor- 
kommenden Familiennamen,  wo  eine  Verwechslung  wenig  za  befürchten  ist,  eine 
Civilklage  nicht  immer  begründet  sein  wird,  dass  aber  in  diesem  Falle  immer  noch 
ein  Einschreiten  des  Handelsgerichts  gemäss  a.  26  de»  H.-G.-B.'s  stattfiDdem  kann. 
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ifit  die  Charakteristik  des  Namenrechts ,  und  mit  dem  Namenseigrenthum 
trifft  man  nnr  den  einen  Punkt,  das  private  Exclusivitätsrecht,  in  allen 
andern  Punkten  muss  der  Begriff  des  Eigenthums  bei  Seite  treten.  Ins- 
besondere kann  der  Name  weder  inter  vivos  noch  mortis  causa  veräussert 
werden,  ein  Uebergang  desselben  findet  nicht  statt:  er  kann  niclit  statt- 
finden, weil  der  Name  kein  selbstständiges  Gut  ist,  welches  übertragen 
werden  könnte,  weil  er  nur  Bezeichnungskraft  hat  und  auf  eine  bestimmte 
Person  hindeutet,  weil  er  also  bloss  die  Pointirung  einer  Persönlichkeit 
enthält,  welche  Persönlichkeit  eben  nicht  übertragbar  ist:  denn  dass  der 
Sohn  den  Namen  seines  Vaters  trägt,  beruht  nicht  auf  translativer  Ueber- 
tra^ung,  sondern  auf  originärem  Erwerb  kraft  seiner  Familienangehörig- 
keit,  und  ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Namenserwerb  durch  Adoption, 
Anerkennung  und  Legitimation.  Es  verhält  sich  hiermit  ebenso,  wie  mit 
dem  Namen  als  Apport  in  die  Gesellschaft  i) :  die  Gesellschaft  erwirbt 
das  Recht,  ihren  Namen  aus  dem  Namen  eines  Gesellschafters  zu  bilden, 
originär,  sie  erwirbt  es,  kraft  des  Eintritts  des  betreffenden  Mitgliedes, 
sie  erwirbt  nicht  etwa  den  Namen  als  Gesellschaftseigenthum.  Bezüglich 
dieses  einen  Falles  muss  noch  eine  Bemerkung  beigefügt  werden,  weil 
sie  in  der  späteren  Darstellung  von  Wichtigkeit  wird :  der  Gesellschafter 
bringt  möglicherweise  nichts  ein,  als  das  Eecht,  seinen  Namen  zu  führen, 
dieser  kann  für  die  Gesellschaft  von  grösserer  Wichtigkeit  sein,  als  jeder 
materielle  Apport :  er  ist  von  Wichtigkeit,  auch  wenn  der  Gesellschafter 
von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossen  ist,  denn  auch  der  ausgeschlos- 
sene Gesellschafter  nimmt  Theil  an  der  Gesellschaftshaftung,  und  auch  er 
hat  möglicherweise  einen  moralischen  Einfluss  auf  den  Gang  der  Ge- 
schäfte, wie  ei'  von  einer  renommirten  Persönlichkeit  zu  erwarten  ist, 
vgl.  Bidarride  II  nr.  758,  Alauzet,  commentaire  des  lois  sur  les  soei6t^ 
nr.  390.  Dagegen  würde  allerdings  der  Gesellschaftsvertrag  mit  dem 
Momente  unter  die  Klasse  der  verdeckten  Geschäfte  fallen,  in  welchem 
der  socius  aller  Betheiligung  an  dem  positiven  oder  negativen  Schluss- 
erfolg der  Gesellschaft  entkleidet  und  etwa  nur  mit  einer  Bauschsumme 
abgefunden  würde.  Zwar  wäre  er  auch  in  diesem  Falle  Dritten  gegen- 
über für  die  Schulden  haftbar,  er  wäre  wahrer  socius,  nicht  bloss  simu- 
lirter  socius  2);  aber  es  wäre  eine  Benützung  der  Societätsform  gegen 
ihren  eigentlichen  Gehalt,  im  Widerspruch  mit  ihrer  wirthschaftUciien  Be- 


1)  Vgl.  hierüber  Troplong,  80ci6t6  nr.  115,  Bendu  nr.  419  f. 

*)  Vgl.  Alaiuiet  SL.  a.  0.:  A  l'^gard  des  tiers,  la  societ6  est  legitime,  puisqu' 
ils  ne  sauraient  avoir  inter^t  k  ce  que  Tan  de  ses  membres  soit  exonere  de  la 
responsabilite  qn'il  a  enconrae. 
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stimmnng:.  Ein  solches  Geschäft  ist  niui  durchaus  nicht  in  allen  Fällen 
nichtig:  das  Recht  reagirt  durchaus  nicht  allüberall  gegen  eine  solche 
geschäftliche  Combination,  gegen  die  künstliche  Benützung  eines  Rechts- 
institutes zur  Erreichung  anderer,  als  der  ihm  natürlicherweise  innewoh- 
nenden Zwecke;  es  reagirt  aber  dann,  wenn  diese  Combination  gewählt 
wird,  um  durch  diesen  Umweg  ein  wirthschaftliches  oder  ethisches  Re- 
sultat zu  erzielen,  welches  gesetzlich  verpönt  ist^).  Und  dies  kann  bei 
der  besprochenen  Combination  ganz  besonders  leicht  vorkommen,  wenn 
nämlich  Jemand  durch  Zuziehung  eines  solchen  Strohmannes  sich  die 
Möglichkeit  der  Führung  eines  Namens  und  einer  Firma  verschafft, 
welche  ihm  sonst  verschlossen  wären,  und  mit  welchen  er  in  den  Namen 
und  die  Firma  eines  Andern  eingreifen,  Verwechslungen,  Confusion,  Ver- 
wirrung schaffen  könnte.  Doch  das  Nähere  hiervon  ist  später  in  der 
Lehre  von  der  Homonymie  zu  entwickeln. 

Eine  scheinbare  Uebertragung  des  Namens  ist  dann  möglich,  wenn 
Jemand  ein  gewerbliches  oder  commercielles  Etablissement  unter  seinem 
Namen  betreibt,  so  dass  der  Name  den  Charakter  der  Firma  hat:  mit 
der  Veräusserung  dieses  Etablissements  kann  der  Name,  wie  man  sagt, 
mitveräussert,  es  kann  der  Erwerber  berechtigt  werden,  sich  fernerhin 
dieser  Firma  zur  Bezeichnung  des  erworbenen  Etablissements  zu  bedienen. 
Der  Grund  dieser  Erscheinung  ist  schon  öfters  entwickelt  worden;  er 
beruht  darauf,  dass  die  einmal  instituirte  Organisation  des  Etablissements 
eine  gewisse  Stetigkeit  in  sich  trägt  und  damit  einigermassen  die  Ga- 
rantie bietet,  dass  die  Geschäftsverhältnisse,  wie  sie  seither  bestanden, 
fortdauern ;  so  dass  es  keine  Unwahrheit  ist,  wenn  das  Etablissement  in 
seiner  Fortdauer  mit  dem  Namen  seines  ursprünglichen  Begründers  be- 
zeichnet wird  und  die  Aenderung  in  der  Person  des  Inhabers  in  der  Be- 
zeichnung nicht  hervortritt,  wenn  im  Gegentheil  das  Institut  den  Namen 
behält,  unter  welchem  es  seinen  guten  Klang,  seine  Reputation,  seine 
Kundschaft  erworben  hat.  Es  ist  dies  einer  jener  Fälle,  wo  ausnahmsweise 
die  Individualinteressen  vom  Individuum  ablösbar  sind  und  dasselbe  über- 
dauern, und  es  beruht  dies  auf  demselben  commerciellen  Gesichtspunkt, 
auf  dem  es  beruht,  dass  der  Auftrag,  der  Antrag,  die  Vollmacht  eines 
Kaufmanns  durch  seinen  Tod  nicht  untergeht,  a.  297  des  Hdls.-Ges.-B. 
Aber  auch  hier  darf  die  Sache  nicht  so  aufgefasst  werden,  als  ob  das 
Namenrecht  des  Einen  auf  den  Andern  überginge,  sondern  der  Andere  er- 
wirbt das  Recht  des  gleichen  Namens  originär  2),  damit  aber  auch  alle  die 

1)  ifo  nun  auch  Dernhurg,  Pandekten  S.  69. 

2)  Vergl.  darüber  später. 
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alten  Interessen  und  Vortheile,  welche  sich  an  diesen  Namen  knüpfen; 
das  Resultat,  welches  sonst  vermieden  w^erden  soll :  die  Aneignung  fremder 
Indivualinteressen  durch  originäre  Annahme  des  fremden  Namens,  wird 
hier  ausdrücklich  vom  Gesetze  zugelassen,  weil  es  unter  diesen  specielleu 
Verhältnissen  nichts  enthält,  was  die  gesellschaftliche  Ordnung  oder  die 
Einzelpersönlichkeit  schmälerte,  weil  es  im  Gegenthell  dazu  beiträgt,  die 
Einheit,  Sicherheit  und  Stetigkeit  eines  renommirten  Geschäfts  zu  er- 
halten, und  damit  dem  Einzelnen  wie  dem  socialen  Ganzen  förderlich  ist. 
Völlig  unrichtig  ist  es  aber,  wenn  man  hieraus  den  Schluss  ziehen  wollte, 
dass  eine  solche  Veräusserung  der  Firma  mit  dem  Etablissement  nicht 
zwangsweise  im  Konkurs  geschehen  könne,  eine  Schlussfolgerung,  die 
später  noch  speziell  zu  widerlegen  ist.  Die  Veräusserlichkeit  der  Firma 
mit  dem  Etablissement  ist  für  commercielle  Firmen  ausdrücklich  anerkannt 
durch  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  a.  22.  23.  Für  nicht  commercielle 
gewerbliche  Etablissements  ist  sie,  als  der  Anschauung  und  Uebung  des 
Rechtslebens  entsprechend,  analog  anzunehmen.  Auch  in  Frankreich  wird 
die  Veräusserlichkeit  in  dieser  Weise  anerkannt  —  allerdings  nicht  ohne 
Restriction,  vgl.  Gastambide,  traite  des  contrefaQons  nr.  467,  Calmels 
nr.  165.  166,  Tlendu  nr.  417  f.,  ßcdarride  ;il  nr.  754,  Dalloz,  R6p. 
v.  Nom  nr.  82  und  die  hier  cit.  Entsch.  Grenoble  17./6.  1844  und 
14./1.  1845,  insbesondere  aber  Mayer  p.  17  f.  ^) 

Aehnlich  verhält  es  sich  im  englischen  und  angloamerikanischen 
Rechte,  vgl.  Court  of  Common  Pleas  County  Philadelph.  März  1870  the 
Dixon  Cruc.  Co.  v.  Guggenheim,  Cox  p.  559  und  die  zahlreichen  hier 
citirten  Entscheidungen. 


1)  Gegen  die  anch  accessorische  Veräusserlichkeit  ist  Waelbroeck  I  nr.  157  f. 
p.  270  f.  Es  ist  aber  anch  die  Annahme  der  unbedingten  Veräusserlichkeit  der 
Firma  ohne  das  Handelsetablissement  vertreten;  so  Seinetrib.  10./3.  1882  Pataüle 
XXVI II  (1883)  p.  144:  qn'un  nom  commercial,  ind^pendant  de  la  clientele  et  de 
l'achalandage  d'un  fonds  de  commerce,  constitue  nn  droit  mobilier  dont  la  cession 
est  soumise,  ponr  la  perception,  anx  rögles  stabiles  par  la  loi  du  22  frimaire 
an  VII  ....  Doch  nimmt  man  anderseits  an,  dass  eine  offene  Handelsgesellschaft 
absolut  nur  nach  dem  Namen  ihrer  Mitglieder,  und  zwar  ihrer  präsenten  Mit- 
glieder, benannt  werden  könne,  so  dass  ein  fremder  Name  selbst  dann  nicht  über- 
nommen werden  könnte,  wenn  mit  dem  Namen  auch  der  Geschäftsfond  übernommen 
würde ;  vgl.  a.  21  C.  de  comm.  und  dazu  Pardessus,  cours  de  droit  commercial 
nr.  978  cf  158,  Alauzet,  commentaire  des  lois  sur  les  societes  civ.  et  comm.  I, 
p.  227,  Lyon-Caen  et  BenauU,  pr^cis  de  droit  commercial  nr.  294. 
Kohler,  Kccht  des  Markenschutzes.  2 
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§  4. 


Neben  den  Namen  tritt  die  bildliche  Darstellung-,  theils  in  wirk- 
licher figurativer  Bildung,  theils  in  linearer  Formung:  als  Wappen,  als 
Marke  und  Monogramm.  In  die  ältesten  Zeiten  der  Rechtsentwicklung 
reicht  der  Gebiauch  hinein,  eine  Person  oder  eine  Familie  mit  einem 
Sinnbilde  zu  versehen.  Schon  jener  mysteriöse  Glaube  an  die  Verwandt- 
schaft mit  gewissen  Thieren  ij  musste  zu  der  Sitte  führen,  Thierbilder 
als  Zeichen  der  verschiedenen  Geschlechter  anzunehmen.  Dies  findet  sich 
in  dem  Totem  der  nordamerikanischen  Rothhäute  2),  wie  in  den  ähnlichen 
Bezeichnungsformen  der  Südseeinsulaner;  und  w^o  die  Tätowirung  üblich 
ist,  da  pflegt  jede  Familie  ein  Urzeichen  zu  haben,  nach  welchem  sie 
ihre  Tätowirung  bildet,  welches  dann  wieder  bei  einzelnen  Mitgliedern 
variirt,  so  dass  die  Tätowirungszeichen  vielfach  den  Charakter  der  Fa- 
milienmarke, des  Familien  Wappens  annehmen.  Vgl.  Ellis^  Polynesian 
Researches  ITI  p.  355  f.,  Brown,  New  Zealand  p.  31. 

Und  wie  die  Egypter,  die  Inder,  die  Perser,  wie  die  Griechen  und 
Römer  ihre  Wappenzeichen  hatten,  die  sie  theils  auf  Schilden,  Standarten, 
theils  auf  Siegeln  oder  Münzen,  theils  auch  auf  Kleidern  und  Geräth- 
schaftcn  anbrachten,  hat  bereits  Bernde  in  seinem  Werke  über  das  Wappeu- 
wesen  der  Griechen  und  Römer  und  anderer  alter  Völker,  mit  ausser- 
ordentlicher Gelehrsamkeit  nachgewiesen.  Dass  die  Inder  Wappen  auf 
ihren  Bannern  führten,  wobei  die  Helden  durch  ihre  Wappenzeichen  kennt- 
lich waren,  wissen  wir  insbesondere  aus  MahäbhärataS),-  aber  auch  auf 
ihren  Siegeln  finden  sich  Bilder,  namentlich  Thierbilder  als  Kennzeichen 
der  einzelnen  Familien^).  Ebenso  tragen  in  Firdusis  Schah  Nameh  die 
Helden  ihr  Wappenzeichen  auf  ihren  Standarten  ö).  Die  Kymren  hatten 
ihre  Familienwappen,   mit   welchen   sie   ihre  Feuerheerde   und  Oefen  be- 


i)  Vgl.  darüber  auch  Sentper,  Palauinseln  S.  ]93. 

2)  Vgl.  Schoolcraft,  Information  respecting  the  hiatory  condition   and  pro- 
spects  of  the  Indian  tribes  II  p.  49. 
8)  Bernd,  S.  246. 

4)  Ueber  indische  Siegel  und  Königs-Standarten  vgl.  Burnell,  Elements  of 
South-Indian  Palaeograpby  (1878)  p.  106  f.  (wo  auch  Abbildungen);  bei  manchen 
Königsgeschlechtern  scheint  der  Nachfolger  jeweils  eine  etwas  andere  Standarte 
angenommen  zu  haben,  als  sein  Vorgänger,  so  bei  den  Calukya-Colakönigen  ib. 
p.  108.  Die  Siegel  werden  auch  in  den  indischen  Gesetzbüchern  erwähnt,  so 
Yäjnavalkya  I,  318  (Siegel  der  königlichen  Urkunden);  auch  von  versiegeltem 
Depositum  ist  die  Rede,  z.  B.  Manie  VIII  192  Auch  im  indischen  Theater  kommt 
das  Siegel  (mudra)  vor.  Zahlreiche  Siegelabbildungen  sind  im  Indian  Antiquary 
z.  B.  VIII  p.  168. 

5)  Bernd,  S.  241  f.    Ueber  assyrische  Siegel  s.  Z.  f.  vgl.  R.  III  S.  211. 
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zeichneten:  die  Kenntniss  der  Wappen  und  Stammbäume  bildete  eine 
eigene  Kunst,  welche  von  den  heraldischen  Barden  gepflegt  wurde  i).  Bei 
den  Griechen  und  Römern  finden  sich  besondere  Familienzeichen  auf 
Helmen  und  Schilden  2);  auch  bei  Aeschylus  haben  die  Helden  ihre 
Schildzeichen  8);  und  dass  auf  den  römischen  Siegeln  und  Münzen  Fa- 
milienzeichen geführt  wurden,  welche  oft  auf  ein  ehrendes  Ereigniss  der 
Familie  anspielten,  wie  z.  B.  Sullas  Ring  auf  die  Gefangennahme  des 
Jugurtha,  ist  in  Jedermanns  Kenntniss*).  Auch  das  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  im  christlichen  Zeitalter  diese  Sitte  der  Wappenführung 
fortdauerte  5 j ,  und  dass  sich  bei  germanischen  Stämmen  Ansätze  des 
Wappenwesens  finden  6)  —  so  dass  das  Wiederaufblühen  des  Wappen- 
wesens im  11.,  12.  und  13  Jahrhundert  mit  dem  Ritterthum  und  den 
Kreuzzügen  ein  wirkliches  Wiederaufleben,  eine  Renaissance  einer  alten, 
in  Rückgang  getretenen  Institution  gewesen  ist:  das  Wappenwesen  der 
Ritterzeit  war  keine  Neuschöpfung,  es  war  nur  die  blühende  Ausge- 
staltung einer  welthistorischen  Rechtssitte,  die  von  den  ürvölkern  bis  in 
die  neuere  Zeit  hineinreicht,  einer  Rechtssitte,  die  sich  überall  finden  wird, 
wo  Familiensinn  und  Sinn  für  Imagination,  für  phantastische  Gestaltung, 
Hand  in  Hand  geht. 

Die  weitere  Behandlung  der  Geschichte  des  Wappenrechts  würde 
hier  zu  weit  führen.  Erwähnt  sei  nur  eine  interessante  Bestimmung  des 
Breve  Pisani  Populi  et  Compagniarum  v.  1286  c.  87  (Bonaini,  Statuti 
inediti  della  cittä  di  Pisa  I  p.  617):  Capitanei  teneantur  et  debeant  uon 

permictere  vel  pati,  quod  aliquis  popularis deferat  arma  picta  signo 

vel  armis  alicujus  nobilis  Pisane  civitatis,  nisi  talia  arma  vel  similia 
consuetus  sit  habere  a  decem  annis  retro  (sonst  tritt  Strafe  und  Ver- 
nichtung des  AVappens  ein).  Und  was  das  Wappenänderungsrecht  betrifi't, 
so  kann  auf  das  oben  besprochene  französische  Gesetz  v.  26./3.  1555 
a.  9  verwiesen  werden,  welches  die  Aenderung  des  Wappens  an  die- 
selben Bedingungen  knüpft,  wie  die  Aenderung  des  Namens;  fait  defense 
k  toutes  personnes   de   changer   leurs   noms   et   armes  sans  avoir  obtenu 


1)  Waltei^,  das  alte  Wales  S.  136.  282. 

2)  Bernd,  S.  33  f.  45  f.  67  f 

8)  Sieben  gegen  Theben  v.  368  f:  Tydeus  einen  Vollmond,  Kapaneus  einen 
Mann  mit  Fackelbrand,  Eteoklos  einen  Mann  auf  der  Leiter  n.  s.  \v.  Vgl.  aach 
Thiersch,  Abh.  der  bayer.  Akad.  phil.  phil.  Kl.  1837  II  S.  803. 

4)  Vgl.  z.B.  Bernd  S.  138  f.  104  f.;  vgl.  ferner  Mommsen,  römische  Forsch- 
nngcn  I  S.  12  f.    S.  anch  Val  Maxm.  VIII  14  §  4. 

5)  Bernd  S.  297  f. 

6)  Bernd  S.  304  f. 

2* 
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des  lettres  de  dispense  et  peimission  . .  .  .,  welches  Gesetz  allerdings 
nicht  einregistrirt  und  wenig  beachtet  w^urde;  vgl.  DalloZj  R^p.  v. 
Noblesse  nr.  15  f. 

Noch  mag  bemerkt  werden,  dass,  wie  der  Name,  so  auch  das  den 
Namen  vertretende  Zeichen  ausser  der  individualistischen  auch  eine 
familiäre  Funktion  haben  kann,  sofern  das  Zeichen  vererbt  wird  und  bei 
der  Erbschaft  gewisse  Zusätze  erhält,  welche  den  näheren  oder  ferneren 
Zusammenhang  mit  dem  Stammvater  bekunden,  so  dass  zum  Beispiel  nur 
eine  Linie  das  unveränderte  Zeichen  fortführt,  die  übrigen  Linien  das- 
selbe durch  „fracturae",  „Brüche"  variiren,  wie  dies  auch  bei  den 
Wappen  der  Adelsgeschlechter  der  Fall  war;  vgl.  Homeyer  S.  189  f. 
193  f.,  namentlich  aber  Gercken,  Anmerkungen  über  die  Siegel  S.  77  f. 

§  5. 

Die  Personalbezeichnung  wird  geführt,  indem  sich  die  Person  bei 
ihren  socialen  Verkehrsaktionen  des  Namens  oder  des  Zeichens  bedient, 
um  auszudrücken,  dass  diese  Aktion  von  ihr  ausgeht,  dass  sie  die  Trägerin 
des  Aktes  und  damit  auch  die  Trägerin  der  rechtlichen  Wirkung  dieses 
Aktes  ist.  In  dieser  Hinsicht  hat  der  Name,  wie  das  Zeichen  gedient^ 
und  insbesondere  war  es  im  Mittelalter  durchaus  üblich,  Briefe,  Wechsel, 
Urkunden  überhaupt,  mit  seinem  Zeichen,  mit  seiner  „merke**  zu  versehen  i); 
und  ganz  entsprechend  ist  es,  dass  die  Uebergabe  des  Zeichens,  die 
Uebergabe  des  Siegels  von  jeher  als  Bevollmächtigungsakt  erachtet 
worden  ist,  von  den  Zeiten  der  Esther  bis  in  die  Zeiten  des  mittel- 
alterlichen Verkehrsrechtes 2),  bis  in  die  heutigen  Tage:  denn  das  ist  ja 
eben  das  Wesen  der  Vollmacht,  dass  der  Bevollmächtigte  in  die  Persön- 
lichkeitssphäre des  Vollmachtgebers  hineinwirkt,  dass  er  Rechtsakte  voll- 
zieht, welche  die  Persönlichkeit  des  Vollmachtgebers  zu  tragen  hat. 

Von  dieser  socialen  Funktion  des  Namens  und  des  Zeichens  ist  hier 
nicht  weiter  zu  handeln;  hier  sind  vielmehr  die  Faktoren  des  Personal- 
rechts nach  anderer  Seite  hin  zu  verfolgen:  sie  können  nämlich  ferner 
dazu  dienen,  die  sociale  Relation  zwischen  einer  Sache  und  einer  Person 
darzustellen,   indem    die   Bezeichnung    der    Sache   mit   solchen   Personal- 


1)  Dietzel  S.  247  f.,  Hirsch,  Danzigs  Handels^  und  Gewerbsgeschichte  S.  283  f. 
Vgl.  anch  Urkunde  v.  16./8.  1290  im  Lübecker  Urkundenb.  II  1  nr.  73  p.  58:  qnia 
pavo  sculptum  est  in  meo  sigillo  et  tale  Signum  meum  subtus  positus  (folgt  ein 
Haaszeichen).  Ganz  ebenso  bezeichnen  schon  die  Naturvölker,  soweit  sie  zur 
urkundlichen  Unterzeichnung  gelangt  sind,  die  Urkunde  mit  ihrer  Haus:markc 
vgl.  z.  B.  Blich,  die  Wotjäken  S.  105,     Andree,    Globus  XL  S.  312. 

2)  Vgl.  Dietzel  S.  250. 
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marken  zn  erkennen  gibt,  dass  die  Sache  mit  der  Person  in  Beziehung 
steht,  dass  eine  sociale  Gonnexität  zwischen  der  Persönlichkeit  und  dem 
Sachgut  obwaltet;  die  Personalcharakteristiken  erscheinen  hier  in  de 
Funktion  als  Bezeichnungsmittel,  als  Marken  ^).  Eine  Mittelstufe  zwischen 
beiden  Funktionen  bildet  das  Laden-  und  Hotelschild  und  der  Zeitungstitel. 
Beide  sind  Bezeiclmungen,  Charakteristiken,  ebenso  wie  die  Marke,  aber 
sie  bezeichnen  nicht  eine  Sache,  sondern  ein  Unternehmen,  einen  socialen 
Verkehrsorganismus,  eine  organisirte  Thätigkeitsform  der  Persönlichkeit  2) ; 
die  Marke  dagegen  bezeichnet  eine  körperliche  Waare,  sie  drückt  die 
Beziehung  eines  körperlichen  Sachgutes  zu  einer  Persönlichkeit  aus. 
Diese  Beziehung  kann  wieder  eine  verschiedene  sein.  Die  Marke  kann 
das  Eigenthum  einer  Person  zum  Ausdruck  bringen,  dann  ist  sie  Eigen- 
thnmermarke,  sachliche,  dingliche  Marke;  sie  kann  aber  auch  den  Ur- 
sprung der  Sache  aus  der  Thätigkeit  einer  Persönlichkeit,  sie  kann  den 
Erzeugerakt  des  Urhebers  zum  Ausdruck  bringen,  dann  ist  sie  bei  künst- 
lerischen Sachprodukten  Künstlerzeichen,  Monogramm,  bei  gewerblichen 
Produkten  Waarenzeichen  im  engeren,  im  gesetzlichen  Sinne,  denn  nur 
in  diesem  Sinne  nennt  sie  das  deutsche  Markengesetz;  nur  ist  dabei  der 
Begriff  der  gewerblichen  Produktion  in  weitester  Fassung  zu  nehmen,  so 
dass  er  auch  das  umfasst,  was  ich  als  commercielle  Production  bezeichnen 
möchte:  auch  die  auswählende,  sichtende,  ausscheidende  Thätigkeit  des 
Handelstreibenden  ist  produktiv,  sofern  sie  durch  Zurückdrängen  des  Un- 
brauchbaren und  Schlechten  die  Sicherheit  des  Käufers  und  damit  den 
Werth   der    ausgewählten  Waare    erhöht;   auch    diese    Thätigkeit    kann 


1}  Dass  hier  die  Personalbezeichnang  der  Waare  beigefügt  wird,  hat  manche 
Forscher  anrichtig  dahin  geführt,  die  Marke  von  Namen  und  Firma  als  etwas  be- 
sonderes zu  scheiden,  wie  z.  B  Rösler,  das  sociale  Verwaltnngsrecht  S.  566.  Der- 
selbe bemerkt  hier:  „Das  Recht  znm  ausschliesslichen  Gebrauche  solcher  Zeichen 
im  Verkehre  ist  zwar  ein  Ansflnss  der  Persönlichkeit  nnd  mit  dem  Rechte  der 
Namensführang  und  der  kaufmännischen  Firma  nahe  verwandt.  £s  wird  aber  da- 
durch zu  einem  selbständigen  Vermögensrechte,  dass  das  Gewerbszeichen  nicht 
wie  der  Name  und  die  Firma  zur  individuellen  Bezeichnung  von  Personen  oder 
Unternehmungen  selbst  gebraucht,  sondern  auf  die  Waaren  objectiv  fibertragen 
wird,  wodurch  es  zu  einer  ideellen  Qualität  der  letzteren  wird  und  fähig  erscheint, 
Gegenstand  rechtlichen  Besitzes  ausserhalb  der  rein  persönlichen  Sphäre  zu 
werden"*. 

2)  Auch  der  Name  eines  Schiffs  kann  hier  hergezogen  werden;  denn  der 
Name  bezeichnet  nicht  nur  das  Schiff,  sondern  auch  die  ganze  Schiffsunternehmung; 
er  wird  auch  zur  Bezeichnung  der  mit  der  Schiffsunternehmung  verbundenen  Ge- 
räthschaften  gebraucht.  Ueber  Schiffsnamen  und  Schiffs wappen  der  Alten  vgl. 
Bemdt  "Wappenwesen  der  Griechen  und  Römer  S.  143  f.  und  die  hier  S.  XVI  cit. 
Stelle  aus  Boeckh^  Urkunden  über  das  Seewesen  des  attischen  Staates  (S.  102  f.). 
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durch  die  Marke  bezeichnet  werden:  neben  die  Erzeuger-  oder  Fabrik- 
marke tritt  ebenbürtig,  und  von  unserer  Gesetzgebung  ganz  gleichgestellt, 
die  Handelsmarke.  Von  diesen  Waarenzeichen  im  engeren  Sinne,  von  den 
industriellen  und  commerciellen  Waarenzeichen,  von  den  Produktions-  und 
Handelsmarken  haben  wir  im  Folgenden  zu  handeln.  Doch  bevor  wir 
an  die  hochinteressante  Geschichte  dieser  Institution  übergehen,  sei  es 
uns  vergönnt,  auf  die  Geschichte  der  Eigenthumsmarke  einen  Blick  zu 
werfen,  weil  diese,  wie  alsbald  zu  zeigen,  mit  dem  Waarenzeichen  in 
gewissem  historischen  Zusammenhange  steht. 


§  6. 

Die  Marke  als  Eigenthumszeichen,  als  Markzeichen  der  direkten 
dinglichen  Verbindung  der  Persönlichkeit  mit  dem  Sachgute  findet  sich 
bis  in  die  Urzeiten  hinab.  Wo  immer  das  Vieh  auf  die  Weide  getrieben 
wurde,  fühlte  man  das  Bedürfniss,  die  einzelnen  Stücke  nach  dem  Eigen- 
thümer  zu  markiren,  und  ebenso  ergab  sich  die  Nothwendigkeit,  Harpunen, 
Waffen  aller  Art  durch  Zeichen  als  einer  bestimmten  Person  angehörig 
kenntlich  zu  machen,  um  denjenigen  damit  zu  bezeichnen,  welcher  das 
Thier  getroffen  hat  und  welchem  es  nach  den  Anschauungen  jener  Zeit 
gehört;  ganz  ebenso  markirte  man  die  Hölzer,  die  im  Wasser  geflösst 
wurden,  mit  der  Marke  des  Eigenthümers. 

Eine  höchst  dankenswerthe  Skizze  über  die  Zeichen  verschiedener 
Naturvölker  hat  Andrec  in  Globus  XL  S.  310 — 314  geliefert  —  nur 
dass  für  weitere  Forschungen  eine  durchgreifendere  Unterscheidung  von 
Stammeszeichen  und  Individualeigenthumszeichen  geboten  ist.  Wir  ent- 
nehmen aus  den  zahlreichen  Allegaten,  dass  australische  wie  abyssinische 
Stämme  ihre  Waffenzeichen  haben,  ebenso  auch  die  Eskimos;  und  die 
Hausthiere  oder  Halbhausthiere  werden  allüberall  gezeichnet,  entweder 
durch  Einschnitte  oder  durch  Brandzeichen.  Die  Lappen  zeichnen  die 
Eennthiere  in  die  Ohren,  die  Malegassen  zeichnen  die  Rinder  in  gleicher 
Weise,  während  sie  die  Gänse  an  den  Schwimmhäuten  markiren  ^). 

Ueber  die  Wotjäken  haben  wir  die  neuesten  Nachrichten  in  dem 
Werke  von  Buch  2).  Hier  hat  jede  Familie  ihr  Zeichen,  tamga  genannt, 
welches  zur  Signirung  des  Eigenthums  von  allen  Familienmitgliedern  ge- 
braucht wird ;  wer  aus  der  Familie  ausscheidet  und  einen  selbstständigen 


1)  Andree,  a.  a.  0.  S.  312.  313. 

2)  Max  Biich,  die  Wotjäken,  eine  ethnologische  Stndie. 
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Haushalt  gründet,  der  erwählt  ein  neues  Zeichen  i)  —  wahrscheinlich  so, 
dass  es  durch  Moditication  des  gemeinsamen  Familienzeichens  gebildet 
wird  2).  Und  dass  sie  die  Marke  nicht  nur  zur  Sachbezeichnung,  sondern 
auch  als  Unterschrift  verwenden  3),  ist  bereits  oben  hervorgehoben  worden. 

Auch  die  Inder  hatten  ihre  Thierzeichen,  die  sie  am  Ohre  des 
Thieres  anbrachten,  daher  sie  nach  dem  Worte  karna  =  Ohr  benannt 
sind^);  und  dass  die  Eömer  ihre  characteres  hatten,  mit  welchen  sie  die 
Heerdethiere  bezeichneten,  dass  sie  ihren  Namen  auf  Geräthschaften 
setzten  zur  Eigenthumsbeurkundung,   habe   ich  anderwärts    ausgeführt  ö). 

Ebenso  ist  bereits  oben  die  Rede  gewesen  von  den  Wappen  der 
Kymren  und  von  der  Benützung  derselben  zur  Bezeichnung  ihrer 
Feuerstätten. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  ist  das  Eigenthumszeichen  bei  den 
Germanen  ;  jedoch  bestehen  darüber  bereits  so  eingehende  und  gründliche 
Darstellungen,  dass  im  Grossen  und  Ganzen  darauf  verwiesen  werden 
kann  6).  Solche  Zeichen  erwähnen  bereits  die  Leges  Barbarorum,  nament- 
lich aber  die  nordischen  Rechtsbücher.  Der  „cervus  domesticus  Signum 
habens'*  der  lex  Salica  t.  XXXIII  §  2  ist  allgemein  bekannt,  ebenso  die 
Signa  des  Edictus  Rothari  348  am  caballus  aut  „quolibet-  peculium** 
und  ebenso  das  Baumzeichen  zur  Kundgebung  der  Apprehension  ib.  240. 
319;  noch  weitere  Belege  s.  bei  Uomeyer  S.  8  f.  Im  höchsten  Grade 
interessant  aber  sind  die  Bestimmungen  der  Grägäs ') :  Jeder  hat  sein 
Heerdevieh  zu  bezeichnen,  sonst  verfällt  er  in  Strafe,  und  ein  jeder, 
welcher  derartiges  Vieh  besitzt,  kann  die  ungezeichneten  Stücke  mit 
seinem  Zeichen  versehen,  also  sich  aneignen.  Die  Marke  kann  angeerbt, 
gekauft,  geschenkt  und  neu  gebildet  sein  8). 


1)  Buch  S.  105. 

2)  Dies  sagt  Buch  nicht,  aber  es  würde  der  Analogie  verwandter  Stämme 
entsprechen. 

3)  Buch  S.  105. 

<)  Max  Müller  in  Schliemann,  Bios  S.  390;  Petersburger  Sanskritwörter- 
bnch  unter  ashtakamJ,  nnd  die  hier  cit.  Stelle  aus  Eigveda  X  62,  7  (Uebersetzung 
Grassmann  II  S.  347):  „mir  tausend  Knhe  schenkend  mit  der  Mark'  am  Ohr". 

*)  In  Grünhuts  Zeitschrift  XII  (im  Druck). 

6)  Mkhelsen,  die  Hausmarke,  namentlich  aber  Homeyer,  Haus-  und  Hof- 
marken S.  8  f.  236  f. 

')  Vergl.  hierüber  auch  Michelsen  S.  18  f.,  Weinhold,  altnordisches  Lehen 
S.  60  f. 

8)  Wer  keine  Schafe  hat,  kann  das  Zeichen  einem  Andern  zur  Benützung 
überlassen,  bis  er  selbst  wieder  solche  hat,  sonst  geht  sein  Zeichen  verloren. 
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Die  neu  gebildete  Marke  muss  sich  von  allen  andern  unterscheiden ; 
man  muss  sie  zu  diesem  Zwecke  zuerst  fünf  der  Nachbarn  und  dann 
auf  dem  Friihlingsthing  kundgeben,  wo  jeder  Dritte  Einspruch  erheben 
kann.  Fügt  es  sich,  dass  zwei  dennoch  das  gleiche  Zeichen  haben,  dann 
muss  der  eine  die  Marke  ändern  5  den  Vorrang  hat  dabei  in  der  Regel 
die  geerbte,  dann  die  gekaufte  und  geschenkte  Marke,  erst  an  letzter 
Stelle  steht  die  selbstgebildete.  Auf  Bezeichnung  fremder  Thiere  mit 
eigener  Marke  steht  der  „skoggang"  i). 

Die  Schafe  bekommen  ihre  Ohrzeichen,  die  Eidergänse  w^erden  auf 
den  Schwimmhäuten  gezeichnet,  bei  dem  erlegten  Wallfisch  entscheidet 
die  Marke,  welche  die  tödtliche  Harpune  trägt;  ebenso  bekommen  die 
Treibhölzer  ihre  Eigenthumszeichen.  Aehnliche  Verhältnisse  finden  sich 
in  der  Gesetzgebung  und  Rechtsübung  des  Nordens  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  2). 

Dass  aber  auch  bei  uns  in  Deutschland  die  Zeichnung  der  Weide- 
thiere  wie  der  Flosshölzer  bis  in  die  neueste  Zeit  in  Uebung  ist,  und 
dass  über  die  Regelung  dieser  Marken  eine  Reihe  von  Verordnungen  er- 
lassen wurde,  ist  allgemein  bekannt  aus  den  reichen  Nachweisen,  die  in 
den  cit.  Werken  gegeben  sind,  vergl.  z.  B.  Homeyer  S.  111  über  die 
JBlössereiordnungen,  und  S.  127  über  die  Thierzeichen  in  der  Schweiz ; 
von  besonderem  Interesse  sind  die  Verordnungen,  worin  die  Führung  des 
Zeichens  nicht  nur  gestattet,  sondern,  JJ^hnlich  wie  in  der  GrAgäs,  geboten 
wird;  so  wenn  nach  einem  Möhringer  RathsprotokoU  {Mone^  Zeitschr. 
f.  Gesch.  d.  Oberrh.  XX  S.  256)  ein  jeder  Bürger  sein  Hauszeichen  auf 
niem  Feuerkübel  anbringen  soll,  so  in  der  Flössereiordnung  2 5./ 10.  1555 
für  Pforzheim  (Mone  ebenda  XI,  S.  274)  und  so  anderwärts. 

Dass  aber  die  Thierbezeichnung  auch  in  Frankreich  üblich  war» 
lehrt  uns  die  Coutume  von  Berry  v.  1539  t.  XVII  Chaptel  de  Bestes 
a.  9,  worin  gesagt  ist,  dass  der  Viehversteller  sein  Vieh  zeichnen  könne : 
Le  bailleur  en  baillant  ses  bestes  k  chaptel  k  moiti6  ou  autrement  les 
pourra  marquer  k  sa  marque :  et  ne  sera  tenu  de  prendre  les  peaux  qu'ap- 
portera  le  preneur,  s'elles  ne  sont  marqu6es  de  ladite  marque  (B.  de 
Richeb.  III  p.  965). 


1)  Grägäs,  Kanpabalkr  t.  XI  und  XX,  Landabrigdabalkr  t.  XXXVII. 
iXXXVIII  n.  XXXIX  {Schlegel  I,  p.  414.  422,  II,  p.  303  f.  311). 

2|  Da:)s  die  Bezeichnung  der  Heerdethiere ,  insbesondere  der  Schafe  in 
Island  in  alter  Weise  fortdauert,  darüber  vgl.  Weinhold,  altuord.  Leben  S.  61  , 
Winhler,  Island,  seine  Bewohner  ....  8.  119. 
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Die  Bezeichnung  der  Hänser  und  Höfe  hat  bei  Homeyer  eine  aus- 
fuhrliche und  liebevolle  Darstellung  gefunden  ^) ;  im  Anschluss  an  dieselbe 
ist  eine  Reihe  neuer  Specialuntersuchungen  erschienen,  wie  die  von 
Philippi  in  der  Monatsschrift  f.  Geschichte  Westdeutschlands  IV  (1878) 
S.  255  f.  und  die  Arbeit  von  Ilwof,  über  Haus-  und  Hofmarken  besonders 
in  den  österreichischen  Alpenländern  (in  den  Mittheilungen  der  Central- 
•commission  zur  Erforsch,  d.  Kunst-  u.  histor.  Denkm.  XIX  S.  119  f.)  u.  a. 
Für  unsere  Zwecke  reicht  es  hin,  auf  die  universelle  Geltung  des  Rechts- 
gebrauches in  germanischen  Ländern  und  auf  das  tiefe  Eindringen  der 
Rechtsidee  von  der  Verknüpfung  der  Person  und  Sache  vermöge  des 
Eigenthumszeichens  hinzuweisen,  welches  sich  in  diesem  Rechtsgebrauch 
manifestirt;  denn  auch  der  einfache  Gebrauch  beweist  die  im  Volke 
waltende  Rechtsidee,  auch  sofern  er  noch  keinen  rechtsgeschäftlichen 
Charakter  annimmt,  auch  sofern  eine  rechtsgeschäftliche  Function  des- 
.selben  nicht  nachgewiesen  werden  kann. 

Wie  in  der  alten  Welt,  so  haben  sich  übrigens  ähnliche  Erschein- 
ungen nunmehr  auch  in  Amerika  herausgebildet.  In  Vene^nicla  wird  dem 
Zuchtvieh  das  Zeichen  des  Eigenthümers  eingebrannt:  es  besteht  oft  aus 
•den  Initialen  des  Namens,  oft  hat  es  selbstständige  Form;  die  Eisen, 
mit  welchen  der  Brand  geschieht,  werden  gerichtlich  hinterlegt  und  sind 
im  Fall  des  Processes  massgebend,  Ernst  in  den  Verhandl.  der  Berliner 
•Gesellsch.  f.  Anthropol.  (Zeitschr.  f.  Ethnologie  1878  S.  192).  Für  Canada 
hat  ein  Gesetz  von  18./8.  1870  bestimmt,  dass  auf  das  Bauholz,  welches 
in  den  Provinzen  Ontaria  und  Quebeck  geflösst  wird,  eine  Marke  gesetzt 
werden  muss ;  jede  Person,  welche  Bauholz  schlägt  und  flössen  lässt,  hat 
eine  Marke  zu  wählen  und  dieselbe  eintragen  zu  lassen,  wobei  zuvor 
geprüft  wird,  ob  sie  nicht  mit  einer  bereits  eingetragenen  Marke  identisch 
ist  oder  einer  solchen  in  confundirender  Weise  gleicht,  in  welchem  FaUe 
ein  anderes  Zeichen  zu  wählen  ist.  Wer  es  nicht  thut,  verfällt  in  eine 
.Strafe  von  50  Piaster ;  die  Nachahmung  des  Zeichens  wird  für  jeden  Fall 
mit  20 — 100  Piaster  bestraft  j  so  33  Victoria  c.  342)  _  man  sieht, 
es  sind  dieselben  Interessen,  welche  einst  zu  den  Pforzheimer  Flösserei- 
^rdnungen  geführt  haben. 


1)  Vgl.  auch  Hübbe  in  der  Zeitschr.  des  Vereins  far  Hamburger  Geschichte 
U  P.    I.    8.  391  f. 

2)  PataiUe  XXVIII  p.  90. 
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§    7. 

Wie  die  Marke  das  Eigenthum  bekunden  soll,  so  das  Aufsetzen  der 
Marke  die  Eigen tlinmsergr ei fung,  ^e  direkte  Aneignung  der  Sache  zu 
Gunsten  des  Markenberechtigten.  Diese  Funktion  des  Zeichens  als  Element 
der  Occupation  reicht  in  die  ältesten  Zeiten  hinauf;  sie  ist  im  Edictus 
Langobardorum  erwähnt,  und  sie  findet  sich  in  deutschen  Weisthümern ; 
so  in  der  Waldordnung  der  Ganerben  von  Freinsheim  .  .  .  v.  1400  §  7  : 
„Auch  wer  da  banwen  will  in  den  ganerben,  der  soll  ein  zeichen  heischen 
von  seinem  schultheisen  und  sol  das  holz  verbauwen  und  das  holz  be- 
schnitten in  dem  walt  und  soll  sein  zeichen  daruf  hau  wen  und 
soll  das  holz  im  niemand  nemen  in  demselbigen  jar*^,  Grimma 
Weisth.  V  S.  608.  So  das  Holzgericht  zu  Goddelsheim  v.  1585:  „Erste 
frage  ahn  die  gantze  geraeine  wegen  der  fallbaume,  wie  darmit  zu  haltenn  ? 
Bewilliget  die  gemeine,  dass  ein  jeder  eingesessene,  der  einen  gefallenen 
bäum  zum  ersten  findet  luid  denselben  zeichnet,  das  demselben  der 
bäum  auch  soll  befreiet  und  heimzufuiren  zugelassen  sein"  ,  .  .,  Grimma 
Weisth.  III,  S.  78. 

Es  ist  dieselbe  Funktion  der  Marke  als  einer  Manifestation  der  Be- 
sitzergreifung, wie  sie  sich  im  römischen  Rechte  vertreten  findet:  videri 
autem  trabes  traditas,  quas  emptor  signasset,  fr.  15  (14)  §  1  de  peric. 
et  commod.  —  und  dass  hiermit  das  bekannte  fr.  1  §  2  eod.  nicht  im 
Widerspruch  steht,  habe  ich  anderwärts  dargethan  i). 

Und  wie  das  Aufsetzen  des  eigenen  Zeichens  die  Besitzergreifung- 
manifestirt,  so  das  Aufsetzen  eines  von  mehreren  gemeinschaftlich  ver- 
abredeten Zeichens  die  gegenseitige  Tradition  zu  Miteigenthum ;  so  die 
interessante  Urkunde  v.  27./2.  1288  in  Lacomblet  II  nr.  858  p.  506: 
equos  nostros  silvestres  .  .  .  miscuimus  ad  unum  Signum  cum  equis  sil- 
vestribus  ecclesie  Merensis  ad  decem  annos^). 

§  8. 

Für  unsere  Forschung  haben  die  Eigenthumszeichen  der  Kaufleute, 
die  Signa  mercatorum  besonderes  Literesse,  über  welche  die  eingehenden 
Untersuchungen  von  Dietzel  in  Bekkers  und  Muthers  Jahrb.  IV  S.  230  f. 


0  Crrünhufs  Zeitschr.  XII  (im  Druck). 

2)  Auf  diese  Urkunde  hat  bereits  Uotneyer  S.  255  aufmerksam  gemacht. 
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263  f.  283  f.  vorliegen  i) ;  denn  diese  Species  der  Eigenthumszeichen 
leitet  am  sichersten  zu  den  TJrsprungszeichen,  zu  den  Produktions-  und 
Handelszeichen,  den  Marken  im  modernen  Sinne  über.  Die  Kaufleute  be- 
zeichneten die  Waaren,  um  dadurch  ihr  Eigenthum  zu  bekunden,  ebenso 
gut  wie  sie  ihre  Magazine,  Handelsuteusilien,  ebensogut  wie  sie  Briefe 
nnd  Wechsel  mit  ihrer  Marke  zeichneten;  sie  zeichneten  die  Waare  bei 
der  Versendung,  wie  bei  der  Hingabe  zur  Aufbewahrung  und  bei  der 
Verpfandung;  bei  der  Versendung  markirte  man  dieselbe  bald  mit  der 
Marke  des  Absenders,  bald  mit  der  des  Destinatars,  je  nach  dem  Stadium 
des  Eigenthumsüberganges,  und  wer  das  Eigenthum  eines  Andern  in  Ver- 
sandt gab,  bezeichnete  es  mit  der  Marke  dieses  Eigenthümers  2). 

Von  besonderer  Bedeutung  waren  hier  die  Marken  nicht  nur  als 
Erkennungszeichen  bei  der  gewöhnlichen  Abwickelung  des  Geschäfts, 
sondern  als  Beweiszeichen  im  Fall  des  Schiffbruches  oder  im  Falle  der 
verlorenen,  geraubten,  gestohlenen  Waare.  Es  galt  der  Grundsatz,  dass 
das  Eigenthum  der  Waare  an  dem  Zeichen  erkannt  werde,  oder  dass  das 
Zeichen  mindestens  eine  Präsumtion  für  das  Eigenthum  der  W^aare  biete : 
ex  signis  sarcinulas  cognosci^).  In  der  Freiheit  Wilhelms  von  Baiern, 
Hennegau  u.  s.  w.  16./4.  1357,  Lübecker  ürkundenb.  III  nr.  280  p.  290, 
wird  bestimmt,  dass  im  Fall  des  Schiffbruchs  die  Güter  dem  Eigenthtimer 
restituirt  werden  sollen,  dummodo  eadem  bona  .  .  .  cum  vero  intersigno 

dictis    bonis  impresso    et   legitimo   testimonio fuerint  insequti ; 

ähnliches  auch  sonst  für  den  Fall  des  Schiffbruchs,  des  Eaubs,  der  Ver- 
gewaltigung, so  in  den  Freiheiten  deutscher  Kaufleute  für  den  Verkehr 
in  Flandern  von  Grafen  Ludwig  14-/6.  1360,  Lübecker  Ürkundenb.  IV 
nr.  562  p.  623.  629.  630;  in  den  Freiheiten  deutscher  Kaufleute  von 
Albrecht,  Pfalzgraf  am  Rhein  7./5.  1389  ib.  IV  nr.  507  p.  560:  of 
met  sinen  merke  goed  doen  mach,  dat  sin  goed  ghewesen  hevet;  in  den 
Freiheiten  des  Herzogs  Anton  von  Lothringen  und  Brabant  30./4.  1409 
ib.  V  nr.  245  p.  243.  250.  251  u.  a. 

Darum  wird  denn  auch  bei  Eeclamationen  gemeinhin  auf  die  Zeichen 
als  Eigenthumsbeweis  besonderes  Gewicht  gelegt.     So  in  zwei  Urkunden 


1)  Vgl.  auch  Homeyer  S.  266  f. ;  vergl.  hier  auch  über  die  Beziehung  der 
Kaufmannsmarke  zur  Haus-  nnd  Hofmarke.  Vgl.  ferner  Hirsch,  Danzigs  Handels- 
und Gewerbsgeschichte  S.  223  f ,  Stohbe,  deutsch.  Privatrecht  III  8.  53  f.,  Gold- 
Schmidt,  Handelsrecht  II  S.  51. 

2)  Vgl.  Hirsch j  Danzigs  Handelsgeschichte  S.  225. 

S)  Ueber  die  doctrinelle  Entwickelnng  dieses  Satzes  Tergl.  Dietzel  S.  264  f. 
Vgl.  insbesondere  Straccha  de  mercat.  III  p.  72  f. 


28 

Ende  des  14.  Jahrhunderts  (1394)  im  Lübecker  Urkundenb.  IV  610 
p.  681  und  nr.  734  p.  819,  in  einer  Urkunde  um  die  gleiche  Zeit  ib.  V 
nr.  1  p.  1.  1) 

Interessant  ist  es  besonders,  dass  man  im  Mittelalter  bereits  ein 
vindicatio  oder  ein  interdictum  uti  possidetis  gegen  die  Anmassang  des 
gleichen  Markenzeichens  anerkannte,  Dietzel  S.  243,  sowie  dass  unter 
mehreren,  welche  die  gleiche  Marke  führten,  die  Priorität  entscheiden 
sollte,  Dietzel  S.  241.  Es  wurde  im  Streitfall  die  Lage  des  petitor 
und  des  possessor  unterschieden,  der  petitor  sollte  sich  lite  pendente  des 
streitigen  Zeichens  nicht  bedienen  dürfen,  Dietzel  S.  244,  vergl.  auch 
Straccha  de  merc.  II  nr.  100;  und  im  Fall  der  dolosen  Benützung  eines 
fremden  Zeichens  wurde  ein  falsum  angenommen,  ebenso  wie  im  Fall  des 
dolosen  Gebrauchs  eines  fremden  Namens,  Dietzel  S.  242. 

Aus  der  Eigenthumsmarke  ist  vielfach  die  Productions-,  mehr  noch 
die  Handelsmarke  hervorgegangen;  der  Kaufmann,  welcher  die  Waare 
mit  seiner  Eigenthumsmarke  versah,  bekundete  damit  zugleich,  dass  die 
Waare  aus  seinem  Magazin  herrühre ;  der  Waldeigenthümer,  welcher  die 
Stämme  zeichnete,  gab  damit  zugleich  zu  erkennen,  dass  sie  aus  seiner 
Production  stammten  oder  mindestens  durch  seine  Hand  hindurchgegangen 
waren,  und  so  musste  das  Eigenthumszeichen  im  Verkehr  unmerklich 
zum  Handelszeichen  hinüberleiten.  Wie  sehr  beide  Marken  in  einander 
übergingen,  ohne  dass  eine  klare  Unterscheidung  durchgeführt  wurde,  be- 
weist die  Darstellung  älterer  Schriftsteller,  insbesondere  Straccha's,  der 
in  seinem  tractatus  de  mercatura  pars  II  nr.  71  f.  91  f.  von  beiden 
Arten  handelt  2). 

Allerdings  ist  dieses  nur  eine  der  Entstehungsarten  der  ürsprungs- 
zeichen.  Die  Ursprungszeichen  haben  sich  vielfach  originär  und  ohne 
dieses  Medium  herangebildet,  sie  haben  sich  als  Fabrikationszeichen  heran- 
gebildet, ebenso  wie  die  Künstlerzeichen  —  weil  das  Werk  den  Meister 
lobt:  der  natürliche  Drang,  das  natürliche  Interesse  des  Producenten, 
sein  Product  als  das  Werk  seiner  Hand  und  seines  Kopfes  erkennen  zu 
lassen,  das  natürliche  Interesse  eines  Productionsetablissements,  sich  durch 
seine  Producte  zur  Geltung  zu  bringen  und  mit  seinen  Producten  die 
Concurrenten  zu  überbieten,  musste  sich  von  Alters  her  mit  solcher 
Energie  geltend  machen,   dass  die  Bezeichnung  des  Productes    nicht  auf 


1)  Man  vgl.  ferner  Homeyer  S.  267  f.  üeber  die  Bedeutung  der  Versend- 
nngszeichen  im  modernen  Verkehr  vgl.  auch  Goldschmidt,  Handelsrecht  II  S.  50. 
51  und  die  dortigen  Citate. 

2)  Vgl  ferner  Dietzel  in  Bekker  und  Mather  Jahrb.  lY  S.  228  f.  238,  wo 
noch  weitere  Literatur. 
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sich  warten  liess ;  und  als  man  die  Arbeit  organisirte  und  unter  öffentliche 
Controle  stellte,  da  musste  eine  solche  Bezeichnung  erst  recht  nothwendig 
werden  ,  um  eine  wirksame  Controle  der  Producenten  zu  ermöglichen, 
um  den  Producenten  der  zu  controlirenden  Waare  sofort  zu  erkennen  und 
kraft  der  Controle  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Daher  ist  es  leicht  be- 
greiflich, dass  wir  die  Productionsbezeichnung  von  den  Chinesen  an  durch 
das  ganze  Alterthum  und  von  da  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  ver- 
folgen können.  Wohl  aber  ist  es  den  mittelalterlichen  Eigenthumszeichen 
zu  danken,  dass  sich  neben  der  eigentlichen  Productionsmarke  die  Han< 
delsmarke  zu  so  hervorragender  Bedeutung  entwickelt  hat :  die  allgemeine 
Gewohnheit  der  Eigenthumszeichen  musste  mit  Nothwendigkeit  zur  all- 
gemeinen Gewohnheit  der  Handelszeichen  hinüberleiten.  Darum  ist  auch 
dieser  Zweig  des  Markenrechts  zumeist  ein  Product  mittelalterlicher  Ent- 
wickelung.  Im  Alterthum  finden  sich  zwar  Ansätze  der  eigentlichen 
Handelsmarke,  aber  auch  nur  Ansätze,  die  kaum  im  Stande  gewesen 
wären,  das  Institut  zu  solcher  Blüthe  zu  entfalten,  zu  welcher  es  im 
modernen  Rechte  gelangt  ist. 


A.   Historischer  Theil. 


Oeschichte   der  Fabrik-   und  Handelsmarke   bis    zur 

modernen   Zeit. 

§  1. 

Das  Alterthum  hat  die  Marke  als  Mittel  der  Herkunftsbezeichnungf 
gekannt,  das  orientalische  Alterthum,  wie  das  occidentÄle,  ja,  es  gibt 
wenig  Institutionen,  welche  sich  einer  so  allgemeinen  Verbreitung  erfreuen, 
Dass  die  chinesische  Porzellanfabrikation  sich  solcher  Fabrikmarken 
bediente,  weiss  Jeder,  welcher  mit  chinesischem  Porzellan  zu  thun  hatte. 
Man  vgl.  darüber  insbesondere  das  schöne  Werk  \on  Jacquemart  u.  LeBlant, 
histoire  de  la  porcelaine  p.  248  f.,  Jännicke,  Grundriss  der  Keramik 
S.  101  f.,  Gracsse,  guide  de  l'amateur  des  procelaines  et  poteries,  6™®  4d. 
p.  108.  Es  wurden  dazu  sowohl  lineare  Combinationen,  als  Naturmotive  : 
Pflanzen,  Thiere  und  ähnliches,  verwendet.  So  wenigstens  in  früherer 
Zeit;  später  sind  die  Fabrikmarken  seltener  geworden,  und  heutzutage 
wird  gewöhnlich  nur  das  nien-hao  aufgesetzt:  dieses  nien-hao  aber  ist 
nicht  Marke,  sondern  Chronogramm,  es  ist  Mittel  zur  Bezeichnung  der 
Fabrikationszeit,  ganz  ähnlich  wie  solche  Chronogramme  im  griechischen 
und  römischen  Alterthume  vorkommen,  und  wie  sie  beim  Sevreporzellan 
bekannt  sind,  und  diese  chronogrammatische  Bezeichnung  geschieht  be- 
kanntlich in  China  durch  den  Namen  des  regierenden  Kaisers.  Vergl. 
Jacquemart  und  Le  Blant  p.  256. 

Auch  in  Japan  scheinen  die  Fabrikmarken  nicht  so  selten  zu  sein, 
wie  man  früher  gemeint  hat,   da  das  Werk  von  Bowes,  Japanese  marks 
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and  seals  upon  pottery,  illumiiiated  M.  SS.  and  printed  books,  lacqueur, 
enaraels,  metal,  wood,  ivory  etc.  (1882)  —  welches  Werk  mir  aber  leider 
nicht  zu  Gebote  steht  —   1300  Marken  und  Siegel  aufführen  soll. 

Auch  auf  spanisch- mau  Tischen  Fayencen  kommen  Fabrik- 
zeichen vor,  aber  selten;  vgl.  Jännicke  S.  232  und  Anhang  nr.  185  f. 

Ob  und  inwieweit  diese  Völker  einen  rechtlichen  Schutz  der  Zeichen 
entwickelt  haben,  weiss  ich  nicht  zu  sagen;  dies  muss  künftigen  Forsch- 
ungen überlassen  bleiben  und  wird  zweifelsohne  beantwortet  werden 
können,  wenn  über  das  Recht  der  Orientalen  eingehende  Studien  vorliegen. 
Dass  übrigens  auch  in  China  täuschende  Nachbildungen  vorkommen,  ist 
sicher,  vgl.  Jacquemart  und  Le  Blant  p.  256;  und  dass  auch  hier  die 
Nachbildung  nicht  unbeanstandet  bleibt,  scheint  sich  aus  einer  neulichen 
Notiz  im  Export  zu  ergeben,  die  von  wohlunterrichteter  Seite  her- 
rühren muss^). 

§  2. 

Dass  die  Griechen  ihre  Kunstwerke  mit  dem  Namen  des  Skulp- 
teurs  bezeichneten,  ist  Jedem  bekannt,  welcher  sich  mit  der  Geschichte 
der  griechischen  Plastik  beschäftigt  hat*^);  es  genügt  in  dieser  Be- 
ziehung ,  auf  die  umfassende  Darstellung  von  Brunn ,  Geschichte  der 
griechischen  Künstler  zu  verweisen,  wo  eine  Menge  Inschriften  allegirt 
ist,  die  auf  den  plastischen  Werken  selbst  oder  der  Basis  derselben  ge- 
funden wurden,  Inschriften,  welche  mit  siroiifjae  oder  ähnlich  den  Schöpfer 
des  Werkes  kennzeichnen.  Vgl.  z.B.  Brunn  I,  S.  400.  401.  419.  420. 
462.  467.  470,  und  so  bis  in  die  späteste  Zeit,  vgl.  Brunn  I  S.  542  f. 
554  f.  574  f.  603  ff. 

Auch  in  Verbindung  mit  der  Venus  von  Milo  wurde  bekanntlich 
eine  Inschrift  gefunden,  die  heutzutage  verloren  ist;  allerdings  wird  be- 
zweifelt, ob  sie  wirklich  zu  der  erhabenen  Schöpfung  gehört  hat  3). 

Ebenso  hat  man  Künstlernamen  gefunden  auf  Piedestalen  und  ähn- 
lichen Bruchstücken  zu  Halikarnass%  und  auch  die  neuesten  Ausgrab- 


1)  Export  1884  .S.  79  (Kaufmännische  Winke  vom  chinesischen  Markt). 

2)  A''gl.  auch  die  bekannte  Stelle  des  Plinius,  Nat.  hist.  praef.  §  26.  27. 

3)  Für  die  Zugehörigkeit  ist  neuerdings  eingetreten  Overbeck  in  den  Be- 
richten der  Sachs.  Akademie  der  Wissensch.  phil-hist.  Cl.  1881  8.  92  f.  Der 
Hauptzweifel  ist  vou  jeher  gewesen,  dass  eines  der  höchsten  Meisterwerke  einem 
ganz  unbekannten  Urheber  zugehören  würde. 

*)  Newton,  a  history  of  discoveries  at  Halicarnassus  (1863) ;  z.  B.  ib.  p.  745 : 

(Z)i]vo8oTO(c)  Meviitnou  KviS'.oc  sTcoiTjaa   oder   ib.   p.  770: voSotoc   xai  Meviimoc 

X?oi  eicGiTjaav. 
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ungen  bieten  dafür  Belege,  so  beispielsweise  die  Ausgrabungen  in  Per-- 
gamon^).,  ebenso  haben  die  Figuren  von  Mijrina  Inschriften,  theils 
vollständige  Namen,  theils  Initialen  oder  Monogramme 2). 

Diese  kleineren  Kunstwerke  führen   uns  von   selbst   zu  den  eigent- 
lichen Fabrikwaaren,  insbesondere  zu'den  Töpferarbeiten;  bekannt  ist  es, 
dass  diese  sehr  häufig  bald  den  Namen  des  Töpfers  enthalten,   bald  den 
Namen    des  Malers,    ersteren    gewöhnlich    mit    lnoir^oz^^,    letzteren    mit 
lypatj^ev  3) ;  dadurch  ist  uns  eine  grosse  Anzahl    von  Töpfer-    und  Maler- 
namen erhalten.     Man  vergleiche  nur  das  Corpus  Inscr.  Graec.    (BöcJch, 
Curtius,  Kirchhoff)  IV  nr.  8123  Aivswir^;  lYpa(4^6v),  nr.  8124  "Afiaoi; 
STiotTjosv,  ähnliches  von  Amasis   ib.   nr.    8125 — 8129;    sodann   nr.  8130 
AvaxXiJ;  sTCOtTjasv,  nr.  8131  'AvSoxiir^c  suorpev;   nr.  8148.  8152.  8157. 
8160.  8179  n.  s.  f.  bis  nr.  8335 ;    vgl.  ebenda  IV  Tafel  6.  7.  8,  sowie 
die  Zeichen  und  Monogramme  auf  Tafel  9.     Vgl.  femer  die  Handwerker- 
namen auf  Trinkgefässen  in  Cypem:  Msyr^c  iTCo(i)yo£V;  'Evvtwv  $110(1133)3 
bei  Palma  di  Cesnola^    Cyprns,   its  ancient  eitles  (1877)    p.  423.  424. 
Namentlich  aber  sind   die  öefässhenkel    aus  dem  Kerameikos  von  Athen 
von  grösstem  Interesse,  auf  welchen  sich  häufig  neben  den  Fabriknamen 
figürliche  Fabrikmarken  finden,  wie  Merkurstab,  Oelkrug,  Biene,  Löwen- 
kopf und  ähnliches  —  denn  auch  die  Alten  hatten  ihre  figürlichen  Waaren- 
bezeichnungen,  ebenso  wie   sie   ihre  Siegel    und  Wappen   hatten;    vergl. 
Thiersch)  Abhandl.  der  bayer.  Akad.  d.  Wissensch.    phil.-philos.    Kl.  II 
(1837)  S.  781  f.  802  f.,  Hefner,  das  römische  Baiorn  (3.  Aufl.)  S.  281  f. 
Und  über  die   griechischen  Töpferinschriften    in   Sicilien,    die  theils  dea 
Töpfer  bezeichnen,  theils  auch    den  regierenden  Magistrat,    die  Zeit   der 
Fabrikation  angeben,  vergl.    man  Mommsen    in    der  Zeitschr.    f.  Alter- 
thuma wissensch.  1846  S.  769  f. 

Aber  nicht  nur  Töpferwaaren  geben  uns  durch  die  Bezeichnung 
Kunde  von  ihrem  Erzeuger:  wir  finden  die  Namen  der  Verfertiger  auch 
auf  Münzen  und  Gemmen :  auch  die  griechischen  Münzstempel-  und  Gem- 
menschneider haben  nicht  selten  ihren  Namen  auf  ihren  Werken  verewigt; 
vgl.  besonders  Bruntij  Geschichte  der  griech.  Künstler  II  S.  418  f.  444  f. 


1)  ürlichs,  Pergamenische  Inschriften  f(l883)  ^S.  23  f.,  2.  B.  ib.  p.  24: 
Oi^pu)v  BoMuttoc  eicoiT]oev. 

2)  Bulletin  de  correspondance  Hell6nique  VII  p.  204.  224. 

3)  Vgl.  Birch,  history  of  ancient  pöttery  II  p.  27  f ,  36  f.  59  f.  397,  Jac* 
quemart,  faistoire  de  la  c^ramiqne  p.  230,  insbesondere  aber  Brunn^  Geschichte 
der  griechischen  Künstler  II  S.  649  f.  Mitunter  erscheint  auch  statt  eicoin^oev  und 
e^paiev  das  Imperfekt,  ein  Umstand,  welcher  zu  verschiedeneu  Hypothesen  Anlass 
gegeben  hat;  vgl.  Bnmn  im  Rhein.  Museum  f.  Philologie.  N.  F.  VIII  S.  234  f. 
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Möglichst  verbreitet  war  der  Gebrauch  der  Waarenbezeichnung'  im 
römischen  Verkehrsleben.  Wo  immer  wir  die  Trümmer  römischen 
Lebens  finden,  vom  Bätis  bis  nach  Syrien,  von  Mauretanien  bis  nach 
Britannien,  finden  sich  die  Namen  von  Handwerkern,  welche  damit  ihren 
biederen  Namen  über  fast  zwei  Jahrtausende  hinweg  auf  die  Nachwelt  ge- 
bracht haben  :  sie  finden  sich  in  den  Rheinlanden  ebenso  wie  in  Pannonien, 
im  Etschthal  wie  im  Monte  Testaocio  oder  in  Pompeji.  Wir  finden  Namens- 
zeichen und  bildliche  Marken  i) ;  wir  finden  die  Marke  der  Fabrik  wie 
die  des  einzelnen  Arbeiters;  wir  finden  neben  den  Fabrikmarken  mit- 
unter auch  Handelsmarken;  wir  finden  neben  den  persönlichen  Ursprungs- 
marken auch  lokale  Herkunftsmarken,  welche  den  Produktionsort  bezeichnen; 
wir  finden  endlich  auch  Chronogramme,  welche  die  Zeit  der  Fabrikation 
angeben  —  wir  finden  mit  einem  Worte  die  Institution  der  Marke  nach 
den  meisten  Eichtungen  hin  in  vollster  Entwickelung ;  es  ist  nicht  zu  viel 
gesagt,  wenn  wir  behaupten,  dass  sie  im  altrömischen  Verkehrsleben 
beinahe  die  gleiche  Rolle  gespielt  bat,  wie  im  modernen  Verkehr. 

Die  italischen  Steinmetzzeichen  gehen  in  eine  sehr  frühe  Zeit 
zurück;  sie  finden  sich  bekanntlich  auf  der  alten  römischen  Stadtmauer 
und  auf  Bauten  des  Palatins,  vgl.  Jordan,  Topographie  der  Stadt  Rom 
IIS.  259  f.  2);  ebenso  wie  auf  Steinen  der  Stadtmauer  in  Pompeji, 
ib.  S.  261  und  anderer  italischer  Stadtmauern,  Jordan  im  Hennes  VII 
S.  483.  484. 

Oskische  Ziegelmarken  sind  in  Pompeji  gefunden  worden,  Fabretti, 
Corpus  inscript.  Italic,   nr.  2814  f. 

Ganz  besonders  häufig  aber  sind  die  römischen  Ziegler-  und 
Töpfernamen,  welche  sich  auf  Backsteinen  und  andern  Töpferarbeiten 
finden;  ihrer  ist  geradezu  Legion,  Gewöhnlich  wird  hier  die  Officin  an- 
gegeben, oft  auch  der  Name  des  Arbeiters,  oft  auch  der  Name  des  Grund- 


»)  Vgl.  im  Allgemeinen  Jännicke,  Grundriss  der  Keramik  S.  191  f.,  Blümner y 
Technologie  und  Terminologie  der  Gewerbe  nnd  Künste  bei  Griechen  nnd  Römern 
I,  8.  32,  Btrchy  history  of  ancient  pottery  II  p.  239  f.  310  f.  345  f.  359  f.  Eine 
lehrreiche  Monographie  über  die  Marke  der  Gens  Domitia  ist  von  Descemet,  in- 
scrlptions  doliaires  latines,  marques  de  briqnes  relatives  &  nne  partie  de  la  Gens 
Domitia  (Paris  1880).  Vgl.  auch  noch  Hefner,  das  römische  Bayern  (3.  Aufl.) 
6.  14  f.  289  f. 

^3  Es  ist  hier  allerdings  sehr  vieles  streitig  nnd  zweifelhaft.  Solche  Zeichen 
können  auch  aus  den  Steinbrüchen  stammen,  sie  können  möglicherweise  lediglich 
Promemorialzeichen  sein,  um  die  Aufeinanderfolge  der  Steine  technisch  zu  be- 
stimmen. Vgl.  aber  auch  die  bei  Jordan^  Hermes  VII  8.  485  erwähnten  Namen 
Philocrate(s)  und  Diocl(e8),  welche  doch  wohl  Namen  von  Bauarbeitern  sind. 
Köhler,  Recht  des  Markenschutzes.  3 
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eigenthümers ,  aus  dessen  Boden  die  Erde  genommen  worden  ist;  z.  B. 
Opus  Dol(iarej  Ex  Fig(linis)  Fulviae  Lucillae^);  oder  Opus  Dol(iare)  Ex 
Pr(aedii8)  Lucill(ae)  2) ;  oder  Primigeni(u8)  Duof rum)  Domitior(um)  Ser(vus) 
F(ecit)3).  So  lassen  sich  die  Produkte  der  Domitianischen  Officin  ver- 
folgen, von  dem  Redner  Domitius  Afer  an  bis  zur  Domitia  Lucilla  Publii 
Filia,  der  Mutter  Marc  Aureis  4).  Auch  bildliche  Darstellungen  finden 
sich  auf  den  Domitianischen  und  anderen  Fabrikaten,  so  insbesondere  ein 
Merkur  mit  caduceus  und  anderem,  welches  Zeichen  der  Domitianischen 
Figlin  eigen  gewesen  zu  sein  scheint^).  Und  von  den  Zeiten  Trajans  an 
treten  aucli  Chronogramme  auf,  man  hat  geglaubt  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes, das  aber  nicht  nachweisbar  ist ;  vielleicht  haben  technische  Gründe 
zur  Datirung  geführt,  weil  die  Backsteine  erst  nach  zwei  Jahren  zum 
Bau  verwendet  zu  werden  pflegten^).  Andere  Beispiele  solcher  Töpfer- 
inschriften finden  sich  bei  Orelli,  Inscript.  lat.  I  nr.  935  und  II  (Hagen- 
buch) p.  371  f.  nr  4883  f.,  bei  FdbreUus,  Inscript.  Antiqu.  p.  496. 
499  f.  502 — 520,  bei  Descemet  in  den  Studi  e  documenti  di  storia  e 
diritto  III  p.  240  (Rom  1882).  So  haben  die  Ausgrabungen  bei  Albano, 
bei  Pozzuoli,  Amelia  und  andere  eine  Reihe  solcher  Fabrikinschriften 
ergeben,  vgl.  BuUetino  dell'  instit.  di  corrisp.  archeolog.  1867  p.  198 
fHelbig),  1867  p.  171  und  1881  p.  217  (Eroli). 

Von  grossem  Interesse  aber  sind  die  Inschriften  auf  jenen  Geschirr- 
waaren,  wie  sie  uns  der  imposante  Scherbenhaufen  bei  Rom,  der  Monte 
Testaccio  bietet.  Wir  gewinnen  daraus  interessante  Einblicke  in  das 
römische  Fabrik-  und  Handelsleben,  lehrreiche  Einblicke  in  die  römischen 
Rechts-  und  Wirthschaftsverhältnisse,  welche  ich  an  einem  anderen  Orte 
weiter  zu  verfolgen  habe;  vgl.  Dressel,  Annali  dell'  inst,  di  corrisp. 
arch.  L  p.  131  f.  Ebenso  ist  auf  den  Thonlampen  der  Fabrikant  be- 
zeichnet, bald  mit  Namen,  bald  mit  bildlicher  Darstellung  '^j  so  dass  man 
daraus  ein  Verzeichniss  römischer  Lampisten  zusammenstellen  konnte^); 
so   beispielsweise   auf  Lampen   in   Oberitalien,     Corp.  Inscr.    Lat.  V,   2 


1)  Bei  Descemet  a.  a.  0.  p.  107. 

2)  Descemet  p.  105. 
8)  Descemet  p.  15. 

*)  Vgl.  das  cit.  Werk  von  Descemet. 

5)  Descemet  p.  47.  üeber  bildliche  Offlcinmarkon  auf  den  lucernae  vgl.  auch 
Pauli/,  Realencyclop.  v.  Incerna  IV  8. 1163,  über  bildliche  Officinbezeichnnngen  auf 
Töpfer waaren  überhaupt  Bernd,  Wappen wesen  S.  162. 

«)  Descemet  p.  135. 

7j  Birch  II  p.  292  f. 

8)  Btrch  II  p.  406. 
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nr.  8114,  in  Pompeji,  Overbeck^  Pompeji  II  S.  55,  in  Siebenbürgen  C. 
J.  Lat.  m  nr.  1634  (2)  u.  a. 

Aber  nicht  der  Thonindustrie  ist  diese  Bezeichnungart  allein  eigen. 
Wir  finden  sie  auch  auf  Bleiröhren,  z.  B.  auf  den  Fanden  bei  Ostia: 
C.  Na8e(nniu8)  Mn8(aeu8)  Fec(it);  oder  Ex  Of(ficina)  Nasenni  Fortnnatii); 
ebenso  auf  Bleiröhren,  die  auf  dem  Monte  Albano  gefunden  wurden,  z.  B. 
T.  Cispius  Verus  Fec(it)  2),  auf  Bleiröhren  in  Oberitalien,  Corp.  Inscr.  Lat. 
V  2  nr.  8117  u.  a. 

Wir  finden  Inschriften  auf  Broncegeräthen,  auf  Gold-,  Silber-  und 
Eisen waaren;  so  auf  einer  bronzenen  Schöpfkelle:  Q.  Masuri^);  so  auf 
Messern:  Olondus  F(ecit),  Corp.  Inscript.  Lat.  VII  (Britann.)  nr.  1298; 
auf  einer  goldenen  Handhabe:  Helenus  Fecit,  Corp.  Inscr.  VII  nr.  1284; 
80  auf  Silberbarren,  Corp.  I.  lat.  VII  nr.  1196.  1198.  Ein  Bronceplätt- 
chen  zum  Beschlag  eines  Möbelstücks  in  Pompeji  trug  die  Inschrift: 
C.  Calpurneus  Romae  F(ecit),  Overbeck,  Pompeji  II  S,  53;  auch  das 
Brod  war  gestempelt,  wie  dies  ein  üeberrest  in  Pompeji  beweist :  (C)eleris 
Q.  örani  Veri  ser(vus)  *). 

Wie  weit  sich  diese  Industriemarken  verbreitet  haben,  lehrt  uns 
das  Studium  der  römischen  Inschriften  in  den  verschiedensten  Theilen  des 
unermesslichen  römischen  Eeiches.  Wir  finden  die  Stempelung  auf  Back- 
steinen, Lampen,  Bleiröhren  in  Oberitalien,  Corp.  Inscr.  Lat.  V  2  nr.  8110. 
8114.  8117,  vgl.  auch  Bruzjsa,  iscrizioni  antiche  Vercellesi  p.  204  f.; 
wir  finden  eine  Unzahl  von  Inschriften  auf  Lampen  und  kleinen  Gefässen 
in  ünteritalien ,  vgl.  z.  B.  Corp^  Inscript.  X  2  nr.  8053,  205,  nr.  8054, 
nr.  8056,  334  u.  a. ;  wir  finden  solche  Inschriften  auf  Backsteinen  in 
Baiem,  C.  J.  L.  III  nr.  6002  :  F(igulina)  C(aesaris)  N(ostri),  auf  einer  Was- 
serleitungsröhre bei  Westerndorf  (Hefner,  das  römische  Bayern  S.  293) : 
Agisilus  Fig(ulu8)  5) ;  wir  finden  sie  in  Ungarn  C.  J.  Lat.  III  nr.  3775, 
in  Siebenbürgen  C.  J.  Lat.  III  nr.  1634  (2)  und  sonst. 

Ganz  besondere  Ausbeute  an  solchen  Inschriften  bieten  aber  die 
Rheinlande.  Man  vergleiche  in  dieser  Beziehung  Brambachs  Corpus  In- 
script. Rhenanarum   nr.  223   (c)  S.  61,    223  (q)  S.  64,  1509  (3)    u.  a., 


^)   Visconti  in  den  Annali  dell'  inst,  di  corrisp.  archeol.  XL  p.  376  f. 

8)  Rossi  in  den  Annali  dell'  inst.  XLY  p.  180. 

3)  J.  Becker  in  den  Jahrb.  des  Vereins  von  Alterthumsfreunden  im  Rheinlande 
LIII  S.  158. 

^)  Mammsen  in  den  Abhandlangen  der  sächs.  GesoUsch.  der  Wissenschaften 
1849  S.  287.  288. 

5)  lieber  die  Brennöfen  in  Nassenfeis,  Westerndorf,  Rheinzabern  vgl.  Hefner 
a.  a.  0.  S.  15. 

3* 
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Index  p.  380 ;  ferner  Schreiber  in  der  Zeitschrift  d.  Ge».  f.  Befördermig: 
der  Geschichts-,  Alterthums-  und  Volkskunde  vota  Freiburg  I,  S.  29  f. 
(römische  Töpferei  zu  Riegel  im  Breisgau).  Und  die  Jahrbücher  des 
Vereins  von  Alterthumsft^anden  im  Rheinlande  enthalten  eine  UeberföUe 
von  Inschriften  auf  Backsteinen,  Thonwaaren,  Lampen,  Sclialen,  Sohiisseln. 
Vgl.  XLI  S.  181,  XLII  S.  87  (Dfintzer),  XLni  S.  223,  XLIV  S.  23 
(Stark),  S.  65  '<J.  Becker),  XLVI  S.  110  (Fickler),  S.  116  (Janssen), 
XLVn  S.  101.  111  (Schmidt),  XLIX  S.  75,  S.  111  (Christ),  L  S.  309 
(Bticheler),  LIII  S.  158  (J.  Becker),  S.  311  (Freudenberg),  LVIH  S.  116 
(Schuermans),  S.  201  f.  (Pohl)  u.  s.  w.  i) 

Aber  auch  englische  Funde  haben  eine  ansehnliche  Ausbeute  ge- 
währt ;  es  finden  sich  hier  Fabrikzeichen  auf  Tellern,  Lampen,  Amphoren, 
auf  Henkeln,  Metall waaren  u.  a.;  man  vgl.  nur  das  Corp.  Inscr.  Lat. 
VII  UT.  1336,  2.  B.  (39)  Albini  Ma(nu),  (47)  Albuci  Of(ficina),  (1204) 
Vitalis  M(anu)  S(ua)  F(ecit)  u.  s.  ^.;  nr.  1330,  z.  B.  (3)  Asula  Fecit, 
nr.  1331.  1298.  1196.  119«,  und  bezüglich  der  Backsteine   nr.  1236  f. 

Und  auch  Spanien  ist  nicht  zurückgeblieben:  auch  hier  finden  sich 
Töpferzeichen  auf  Ziegelsteinen,  Corp.  Inscr.  Lat.  II  nr.  4967,  auf 
Lampen  ib.  rir.  4969,  z.  B.  (31)  Ex  Of(ficina)  Luccei,  und  anderen 
Thongefilssen,  ib.  nr.  4970.  Den  Namen  eines  spanischen  Töpfers  fand 
man  auf  Amphorenhenkeln  im  Monte  Testaccio,  Bull,  dell' inst,  di  corrisp. 
arch.  1872  p.  136  f.  {ßruzza)\  den  Namen  eines  syrischen  Töpfers  er- 
gab ein  Ziegelstein  am  Emporium  zu  Rom,  Bullet,  dell.  inst.  1872  p.  134 
(Bruzm),  und  so  lässt  sich  die  Institution  bis  an  die  Gränzmarken  des 
gewaltigen  römischen  Reichs  verfolgen. 

Von  höchstem  Interesse  für  die  socialen  Verhältnisse  ist  es,  dass 
sehr  häufig  nicht  nur  die  Fabrik,  sondern  auch  der  Arbeiter,  der  Arbeits- 
sclave  erwähnt  wird,  also  auch  im  Sclaveninstitute  die  Macht  der  Per- 
sönlichkeit siegreich  zur  Geltung  kam*^).  Der  Arbeiter  wird  oft  mit  dem 
Zusätze  fecit  (f.)  oder  mit  dem  W^orte  manu,  manibus  (m)  bezeichnet 
(oder  m.  s.  f.  =  manu  sua  fecit);  aber  auch  der  freie  Handwerker  zeich- 


1)  Fröhner  hat  in  seinen  Inscriptiones  terrae  coctae  vasornm  intra  Alpes 
Tissam  Tamesin  repertas  (1858,  Beigabe  zu  Philologns  XII)  nicht  weniger  als 
2222  Töpferinschriften  gesammelt. 

2)  lieber  sonstige  Rechtserscheinangen,  in  welchen  die  Persönlichkeit  des 
Sclaven  znm  Durchbruch  gelangte,  vgl.  Schmidt,  Persönlichkeit  des  Sclaven  S.  6  f., 
Fernice,  Labeo  I  S.  113  f.  Unsere  Institution  bietet  einen  interessanten  Beitrag 
zu  dieser  Rechtsentwicklung. 
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nete  seine  Arbeit  auf  diese  Weise,  ?o  daas  nicht  zu  verwundern  ist,  wenn 
oft  dieselbe  Person  neben  manu  oder  fecit  und  neb^  officina  erscheint  ^). 

Besonders  betohr^id  sind  die  Stempel  römischer  Augenärzte  und 
Augenquacksalber,  welche  auf  die  getrockneten  CoUyrien  gepresst  zu 
werden  pflegten.  Sie  enthalten  die  Angabe  des  Heilmitteln,  seiner  Bestimm- 
ung, auch  wohl  des  Auflösnngsmittels,  namentlich  aber  den  Namen  des 
betreff^den  Arztes^);  z.  B.  T.  Atti  Bivixti  diaMbanu  ad  imp(etum)  ex 
ovo^).  Häufig  betrieben  die  Aerzte  das  Geschäft  en  cgmpagnie  mit  ge- 
meinsamer Firma,  vgl.  Grotefend  S.  20.  35  nr.  17,  S.  8  86.  Wie  auf 
den  getrockneten  Salben,  wurden  die  Bezeichnungen  auch  auf  den  Thon- 
gefässen  mit  ftüssigen  Salben  angebracht —  wenigstens  ein  sicheres  Bei- 
spiel ist  uns  erhalten,  Grotefend  S.  9  und  73  nr.  51. 

Aber,  was  una  hier  besonders  interessirt,  wir  finden  hier  nicht  nur 
Froducentenstempel,  sondern  auch  Kaufmannsstempel,  welche  den  Händler 
bezeichnen,  Grotefend  S.  8.  85,  86,  also  die  Marke  in  den  zwei  wich- 
tigsten Beziehungen,  die  sie  heutzutage  noch  an  sieht  trägt. 

Diese  gestempelten  Augensalben  gingen  weit  in  die  Welt  hinaus; 
sie  wurden  in  G-aMien,  Grermanien,  Britannien  geftinden :  gerade  auf  diesem 
Terrain  scheinen  die  schlauen  griechisch-römischen  Quacksalber  ein  sehr 
lucratives  Feld  f&r  ihre  Salben  und  Mixturen  gefunden  zu  habend). 

Alles  dieses  zeigt  uns  eine  von  der  Rechtsgeschiohte  vielfach  über- 
sehene Seite  des  römischen  Verkehrslebens  —  waren  doch  die  römischen 
Verkehrsverhältnisse,  wenn  auch  auf  anderer  technischerGrundlage  beruhend, 
im  Resultate  von  den  unsern  bei  weitem  nicht  so  verschieden,  wie  man 
es  sich  gemeinhin  vorstellt;  war  doch  die  römische  Welt  zur  Kaiserzeit 
von  denselben  grossartigen  Verkehrsimpulsen  durchdrungen,  wie  die  heutige. 
Daher  sind  diese  Fabrikszeichen  durchaus  keine  Singularitäten,  sie  stehen 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Bezeichnungsapparat,  wie  ihn  in 
gleicher  Weise  der  moderne  Verkehr  kennt. 


1)  Vgl.  Fröhner,  Inscriptiones  terrae  cootae  Vasorum  p.  XXI  f.  Vgl.  auch 
beispielsweise  die  Inschriften  bei  Descemet  p.  XVI:  Klorns  Ser(yQs)  Fecit  oder 
Pndens  Ser(vus)  Fecit. 

2j  Vgl  darüber  die  Monographie  von  Grrotefend,  die  Stempel  der  römischen 
Augenärzte  (1867),  und  denselben  im  Bull   delF  inst,  di  corr.  arch.  1868  p.  104  f. 

3)  Grotefend  S.  22  f.^  wo.  sicl^  die  Erklärung  findet;  ex  ovo  bedeutet  das 
Eiweiss  zur  Lösung. 

4)  Vgl.  auch  Grotefend  S.S.  lieber  einen  Stempelstein  bei  Riegel  in  Baden 
s.  Schreiber  in  der  Zeitscbr..  d.  Gesellaoh.  f.  Bleförderung  der  Geschieh ts-,  Alter- 
thnms-  und  Volkskunde  von  ^reibarg  I  S.  17.    Vgl  aueh  C.  J.  L.  VII  1308  f. 
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Die  Berg-  und  Hüttenwerke,  die  Steinbrüche  waren  mit  dem  Namen  des 
Unternebmers  bezeichnet  i);  nnd  wenn  die  einzeboienAbtheilmigen,  die  putei, 
von  dem  procurator  an  Einzelne  gegen  eine  Geldsumme  zum  Betrieb  ab- 
gegeben wnrden,  so  markirten  diese  ihre  Abtheilungen  mit  ihrem  Namen  ^); 
daher  ist  es  nicht  zn  verwnndem,  dass  entsprechend  auch  die  Steinblöcke  mit 
Inschriften  versehen  wnrden,  welche  sich  auf  die  entsprechende  Abtheilnng 
bezogen ;  vgl.  die  reiche  Darstellung  von  Bruzza  in  den  Annali  dell*  in- 
stit.  arch.  XLII  p.  106  f.  110  f.,  —  ganz  ebenso  wie  auf  den  Töpfer- 
inschriften unzählige  Mal  nicht  nur  die  Fabrik,  sondern  auch  das  praedium 
bezeichnet  wird,  aus  welchem  das  Material  entnommen  ist:  ex  praediis 
....  Und  auch  sonst  «ind  uns  locale  Ursprungsbezeichnungen,  Orts- 
marken bekannt.  Auf  zwei  in  Rom  aufgefundenen  Gefässen  findet  sich 
der  Name  einer  afrikanischen  Stadt,  vermuthlich  als  Angabe  der  Herkunft 
ihres  Inhaltes,  Bnusea,  Bullet,  dell'  inst,  di  corrisp.  archeol.  1873 
p.  108;  und  von  Martial  erfahren  wir,  dass  die  berühmten  Lunenser 
Eäse  mit  dem  Bilde  der  Stadt  gezeichnet  waren  ^) ;  bekanntlich  wurde 
auch  auf  den  Amphoren  die  Herkunft  des  Weines  angegeben*), 

Waren  doch  auch  der  alten  Welt  Wirthshaus-  und  Ladenschilder 
ebenso  bekannt  wie  der  modernen;  man  denke  nur  beispielsweise  an  das 
Elephantenwirthshaus  in  Pompeji  mit  dem  Elephantenschild  und  der  Auf- 
schrift: Hospitium  hie  locatur  triclinum  cum  tribus  lectis  et  com(modi8); 
vgl.  Overbeck,  Pompeji  II  S.  6. 

§  3. 

Doch  es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  den  einzelnen  Werken  nach- 
zugehen, welche  uns  das  Alterthum  aufweist  und  aus  ihnen  alle  die 
Belehrung  zu  schöpfen,  welche  sie  uns  bieten  als  vorzügliche  Hülfs- 
mittel  zur  Erforschung  der  Geschichte    des  antiken  Gewerbewesens  oder 


1)  Man  vgl.  die  berähmte  Wallerfangen'scfae  Inschrift:  Incepta  ofßcina 
Emiliani  Nonis  Mart(ii8),  Jahrb*  d.  Vereins  .  •  •  •  im  Rfaeinlande  LVIII  S.  87. 

2)  Benndarf  in  Büdingers  Untersachnngen  znr  römischen  Kaisergeschichte 
III  S.  342,  Rossi,  Bnlletino  di  Archeolog.  Christ.  S.  3  Bd.  IV  (1879)  p.  54  f., 
Wümanns,  Zeitschr.  f.  Bergrecht  XIX  S.  232.  Wahrscheinlich  ist  diese  Aufschrift 
das  pittaciam  gemäss  der  lex  metalli  Vipascensis,  vgl.  Hühner^  Ephem.  epigraph. 
III  pag.  185. 

3)  Martial  XIII  30:  Casens  Etmscae  signatas  imagine  Lnnae.  Vergl.  dazu 
Bernd  S.  164. 

*)  Juvenal  V  34.  35. : 

cnjns  patriam  titnlnmqne  senectns 
Delevit  mnlta  yeteris  fnligine  testae. 
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der  antiken  Handelsbeziehungen ;  es  ist  nicht  unsere  Sache,  an  der  Hand 
die  einzelnen  Marken  darzulegen,  wie  gewerbliche  Unternehmungen  im  Alter« 
thum  aufgeblüht  und  verschwunden  sind,  wie  ihr  Verkehr  sich  in  immer 
weitere  Bahnen  gelenkt  hat  und  dann  wieder  auf  einen  engen  Kreis  zurück- 
getreten ist.  Auch  haben  wir  nicht  den  grossen  Gewinn  darzulegen,  welchen 
uns  die  Chronogramme  für  die  politische  undVerwaltungsgeschichte  des  Alter- 
thums  oder  für  die  Geschichte  der  antiken  Bauten  und  damit  des  antiken 
Bauwesens  gewähren  kann.  Unser  Zweck  war  es  nur,  darzuthun,  dass  die 
ganze  Institution  im  Alterthum  keine  Ausnahme  war,  dass  sie  eine  Institution 
ersten  Eanges  gewesen  ist,  eine  Institution,  welche  ihre  Netze  über  das 
ganze  Gebiet  der  antiken  Eulturwelt  erstreckte.  Fraglich  ist  es  aber, 
ob  diese  Institution  des  Verkehrs  auch  eine  Institution  des  Rechts  und 
zwar  des  anerkannten  Rechts  geworden  ist,  ob  ihr  innerer  Gehalt  nicht 
nur  in  der  Anständigkeit  und  Redlichkeit  des  Verkehrs  wurzelte,  sondern 
auch  in  dem  Recht  und  in  den  Geboten  des  Rechts  seine  Stütze  hatte. 
Bezüglich  der  Griechen  muss  die  Sache  dahingestellt  bleiben.  Was  aber 
die  Römer  betrifft,  so  ist  die  Frage  sicher  zu  bejahen.  Die  Annahme  eines 
falschen  Namens  in  betrüglicher  Absicht  i)  ist  bekanntlich  ein  falsum, 
—  ob  bereits  nach  ausdrücklicher  Bestimmung  der  lex  Cornelia  oder  erst 
nach  späterer  Jurisprudenz  kann  dahingestellt  bleiben  2);  Paulli  Sent. 
rec.  V  25  §  11:  Qui  sibi  falsum  nomen  imposuerit,  genus  parentesve 
iinxerit,  quo  quid  alienum  interciperet  caperet  possideret,  poena  legis 
Comeliae  de  falsis  coercetur;  fr.  13  pr.  de  lege  Com.  de  fals. :  Falsi 
nominis  vel  cognominis  adseveratio  poena  falsi  coercetur.  Dass  aber  die 
Bezeichnung  von  Waaren  mit  dem  Namen  eines  Andern  als  adseveratio 
falsi  nominis,  als  die  widerrechtliche  Anmassung  eines  fremden  Namens 
zu  verstehen  ist,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Und  dass  insbesondere 
auch  die  Verfertigung  falscher  Stempel,  falscher  Siegel  hierher  gehört, 
erfahren  wir  ausdrücklich  aus  fr.  30  pr.  eod.:  Lege  Cornelia  testamen- 
taria  obligatur,  qui  Signum  adulterinum  fecerit  sculpserit;  vgl.  §  7  J.  de 
publ.  jud.  Auch  das  wurde  als  falsum  behandelt,  wenn  sich  Jemand  be- 
trügerisch als  Soldat  gerirte  und  sich  zu  diesem  Zwecke  unerlaubter  Ab- 
zeichen bediente :  illicitis  insignibus  usus  est,  fr.  27  §  2  eod. 

Sehr  nahe  liegt  unserem  Falle  die  Fälschung   öffentlicher  Control- 
stempel  auf  Wagen  und  Gewichten,  bzw.  die  Aenderung  vonW^agen  und 


1)  Im  Gegensatz  zn  den  erlaubten  Annahme  eines  fremden  Namens,  fr.  65 
(63)  §  10  ad  S.  C.  Trebell.,  c.  nn.  de  mnt.  nöm. 

B)  Rem^  Criminalrecht  der  Römer,  S.  781.  790,  Zumpt,  Criminalrecht  der 
römischen  Republik  II  S.  76.  Anch  Birnbaum,  Arcb.  f.  Crim.-R.  N.  F.  1839  S.  65  f. 
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Gewichten,  die  mit  öffentlicher  Controlbezeichnung;  versehen  waren*). 
Den  Fälscher  traf,  wie  den  Dieb,  die  poena  dupli ;  seit  Trajan  und  Hadrian 
aber  wurde  derselbe  nach  Analogie  der  lex  Cornelia  behandelt,  fr.  6 
§  1  u.  2  de  extraord.  crim.,  fr.  32  §  1  de  lege  Com.  de  fals. ;  vgl.  auch 
c.  9  pr.  de  defens.  civitat. 

Die  strafrechtliche  Repression  betraf  demnach  den  falBchen  Ge- 
brauch des  Namenszeichens,  was  bei  dem  vorherrschenden  Gebrauche  der 
Namensmarke  genügen  musste,  um  das  practische  Bedürfniss  zu  befrie- 
digen; ob  auch  die  Fälschung  privater  Figurenstempel  unter  das  falsom 
gerechnet  wurde,  ist  eine  Frage,  die  vielleicht  eher  zu  verneinen  als 
zu  bejahen  ist. 

Dass  dem  gekränkten  Namenberechtigten  auch  eine  Civilklage  offen 
stand,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  Zwei  Aktionen  stehen  in  diesem  Falle 
zu  Gebote,  die  actio  injuriarum  und  die  actio  doli,  von  welchen  die  erstere 
mehr  das  die  persönliche  Initiative  kränkende  Element,  die  letztere  mehr 
den  damit  verbundenen  Vermögensschaden  betont.  Beide  Aktionen  sind  aus 
für  Anwendungsfälle  der  lex  Cornelia  sicher  bezeugt.  Wer  das  Testament 
eines  noch  Lebenden  widerrechtlich  eröffnet,  fällt  unter  die  lex  Cornelia 
testamentaria,  PauUi  S.  rec.  V  25  §  7,  fr.  1  §  5  de  lege  Corn.  de  fals. ; 
sicher  aber  steht  dem  Testator  für  diesen  Eingriff  in  die  Sphäre  seines 
Innenlebens  die  actio  ixguriarum  zu,  fr.  1  §  38  depos.,  fr.  41  pr.  ad  leg, 
Aquil.  Ebenso  wird  der  Gebrauch  gefälschter  Gewichte  als  falsum  oder 
mindestens  als  quasi  falsum  behandelt;  sicher  aber  hat  der  dadurch  Be- 
einträchtigte auch  eine  actio  de  dolo  *-^),  schon  Trebatius  hat  dieses  statoirt, 
fr.  18  §  3  de  dolo  malo.  Es  kann  daher  kaum  zweifelhaft  sein,  dass 
die  Römer  auch  in  dem  Falle  des  Gebrauchs  eines  fremden  Namens  als 
Fabrikmarke  dem  Namenberechtigten  eine  actio  doli  zur  Sühnung  des 
gekränkten  Vermögensinteresses,  möglicherweise  auch,  wenn  durch  die 
Täuschung  das  Ansehen  und  der  solide  Name  des  Berechtigten  erschüttert 
zu  werden  drohte,  eine  actio  injuriarum  gegeben  haben.  Dass  uns  in  den 
ErörteiTingen  der  römischen  Juristen  nichts  davon  überliefert  ist,  ist  schon 
bei  dem  lückenhaften  Zustande  der  üeberlieferung  nicht  zu  verwundern, 
wozu  noch  kommt,  dass  nachweisbar,  wie  wir  aus  Schriftstellen  und  In- 
schriften wissen,    eine  Reihe   von  Rechtsinstituten  im  Römischen  Reiche 


1)  Ueber  die  öffentlichen  Recognitionsstempel  von  Wagen  und  Gewichten, 
von  welchen  sich  verschiedene  Exemplare  erhalten  haben,  vgl.  Gatti  in  den  Annali 
deir  instit.  dl  corrisp   archeol.  LUX  p.  181  f 

2)  Er  hat  sie,  allerdings  anter  den  bekannten  restrictiven  Voraussetzungen 
der  actio  doli;  unter  Umständen  schlägt  auch  der  Gesichtspunkt  des  furtum  ein, 
fr.  52  §  22  de  fort.    Vgl  dazu  Schneider,  subsid.  Klagen  S.  346  f. 
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bestand,  über  welche  nns  keine  joristische  Erörterungen  hinterlasse^ 
sind.  Es  haben  eben  auch  die  Juristen  und  die  Juristeoschulen  ihre 
Prädilektionen,  und  es  gribt  Institute,  die  aus  bloss  zufälligen  Gründen 
in  den  juristischen  Erörterungen  bevorzugt  und  hintangesetzt  werden  ^) ; 
ein  Volk  ist  immer  reicher  an  juristischen  Instituten,  als  die  Jurispru- 
denz, und  wäre  es  die  entwickeltste  und  voluminöseste,  es  ahnen  lässt. 
Es  wäre  darum  nicht  minder  sicher,  dass  es  Fabrikfirmenstempel  und 
einen  Schutz  derselben  in  Born  gegeben  hat,  auch  wenn  wir  die  von  den 
Compilatoren  excerpirten  Schriften  römischer  Juristen  im  Originale  vor 
uns  hätten  und  nichts  darüber  in  denselben  finden  würden.  Ich  behalte 
mir  vor,  in  einer  demnächstigen  Arbeit  über  solche  Institutionen  des 
„römischen  Vulgarrechts",  welche  in  den  römischen  Juristenschriften  bei 
Seite  gelassen  wurden,  so  dass  uns  nur  aus  Inschriften  oder  aus  nichtjuri- 
stischen Werken  darüber  Kunde  geworden  ist,  nähere  Entwickelungen  zu 
geben;  man  vergU  auch  schon  die  II.,  Beilage  zn  meinem  Autorrechte 
S.  319  f.,  wo  bereits  eine  Seite  des  römischen  Eechtslebens  aufgewiesen 
ist,  von  welcher  wir  aus  den  römischen  Juristen  so  viel  wie  nichts  wissen. 
Ohne  die  Erkenntniss  dieser  Institutionen  ist  das  Bild  der  römisch-juri- 
stischen Kulturwelt  ein  lückenhaftes,    unvollkommenes  und  verzeichnetes. 

§  4. 

Das  ganze  Mittelalter  hindurch  bis  auf  unsere  Tage  ist  es  üblich 
geblieben,  künstlerische  wie  gewerbliche  Erzeugnisse  mit  der  Marke  des 
Schöpfers  und  Verfertigers  zu  bezeichnen.  Welche  Wichtigkeit  die  Be- 
zeichnung der  Gemälde  mit  Namen  oder  Monogramm  für  die  Geschichte 
der  Malerkunst  hat,  kann  hier  nur  angedeutet  werden:  Monogramme 
waren  insbesondere  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts  im  Gebrauch  und 
kamen  im  17.  Jahrhunder  wieder  etwas  mehr  in  Abgang;  vergl.  bei- 
spielsweise Nagler,  Monogrammisten  Bd.  I  p.  IV,  vgl.  ferner  die  Mono- 
gramme der  bei  Butsch,  Bücherornamentik  der  Hoch-  und  Spätrenaissance 
erwähnten  Zeichner,  z.  B.  II  S,  14.  36:  ferner  die  Sammlung  von  Maler- 
monogrammen in  dem  Katalog  der  Darmstädter  Gemäldegallerie  in  fine; 
vgl.  auch  BeaveTf  Art.  Journal  1883  p.  120  f. 

Und  wie  sehr  der  Gedanke  des  Schutzes  der  Monogramme  bereits 
die  früheren  Jahrhunderte  beherrscht  hat,  beweist  die  bekannte  Geschichte 


1;  Ich  kann  nur  an  die  Crewerbemonopole  erinnern,  die  onzweifelUaft  im 
römischen  Reiche  bestanden,  ohne  dass  uns  entsprechende  juristische  Erörterungen 
hinterlassen  worden  sind. 
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unseres  Dürer,  Dörer  soll  nach  Vasari  seine  Venetianische  Reise  speciell 
deshalb  unternommen  haben,  um  bei  der  Venetianischen  Signorie  gegea 
den  bekannten  Kupferstecher  Marcanton,  den  Freund  Rafaels,  klagend 
aufzutreten,  weil  dieser  nicht  nur  seine  Stiche,  sondern  auch  seine 
Monogramme  nachmachte  und  diese  Nachmachungen  in  Handel  brachte. 
Der  Process  sei  bei  der  Signorie  dahin  entschieden  worden,  dass 
Marcanton  zwar  die  Dürer'schen  Stiche  nachmachen,  sie  aber  nicht  mit 
Dürers  Monogramm  bezeichnen  dürfe :  darnach  wäre  das  Kunstwerk- 
recht verneint,  das  Recht  des  Monogramms  aber  anerkannt  worden,  Va- 
sari  (übers,  von  Schorn  und  Förster)  III  *^  S.  315,  Thausingy  Dürer 
S.  252  f.,  Owerij  art  schools  of  mediaeval  christendom  p.  284  f.  Aller- 
dings beruht  die  ganze  Nachricht  auf  dem  unzuverlässigen  Vasari^  und 
die  Versuche,  einen  archivalischen  Nachweis  dieses  Venezianischen  Rechts- 
streites in  Venedigs  Archiven  zu  finden,  sind  bis  jetzt  meines  Wissen» 
fruchtlos  gewesen.  Immerhin  beweist  die  ganze  Erzählung,  dass  der 
Gedanke  des  Zeichenrechts  schon  damals  mächtig  war.  Noch  mehr  be- 
weist dies  ein  Decret  des  Nürnberger  Raths  vom  Jahr  1512,  das  offen- 
sichtlich auf  Dürers  Anregung  ergangen  ist:  „Item  einen  fremden  Mann, 
so  unter  dem  Rathhause  Kunstbriefe  feil  hat  und  unter  denselben  etliche^ 
so  Albrecht  Dürers  Handzeichen  haben,  die  ihm  betrüglich  nachgedruckt 
sind,  soll  man  in  Pflicht  nehmen  dieselben  Zeichen  alle  abzuthun  und 
deren  keines  hier  feil  zu  haben.  Oder  wo  er  sich  dess  widern  würde^ 
soll  man  ihm  dieselben  Briefe  alle  als  ein  Falsch  aufheben  und  zu  eines^ 
Raths  banden  nehmen".  Thausing,  Dürer  S.  254.  So  [ist  der  grosse 
Meister  zugleich  ein  Vorkämpfer  des  Zeichenrechts  gewesen  —  ebenso* 
wie  seine  Schriften  zu  Entwicklung  des  Autorrechts  angeregt  haben,  denn 
bezüglich  ihrer  ist  das  bekannte  Nürnberger  Rathsschreiben  von  1532 
nach  dem  Tode  des  Meisters  ergangen,  welches  eine  wichtige  Etappe 
in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Autorrechts  bildet  i). 

Wie  sehr  aber  auch  die  Fabrikmarken  das  ganze  Mittelalter  hin- 
durch in  Uebung  .waren,  das  beweist  namentlich  die  Geschichte  der 
Keramik.  Solche  Marken  waren  üblich  in  der  italienischen  Majoliken- 
industrie, so  in  Faenza,  in  Urbino  und  sonst,  vgl.  Jännicke,  Grundrisa 
der  Keramik  S.  288  f.  und  Anhang  nr.  225  f.,  Jacqneniart,  l'histoire 
de  la  c6ramique  p.  292  f.,  Graessey  guide  de  Tamateur  de  porcelaines  p.  3  f» 


1)  Schreiben  des  Raths  Nürnberg  2./10.  1532  bei  Baader,  Beitrage  zur 
Kunstgeschichte  Nürnbergs  I,  S.  93.  94;  vergl.  darüber  auch  mein  Autorrecht 
8.  343.  314. 
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Fabrikmarken  waren  in  der  holländischen  Keramik  üblich,  namentlich 
in  der  Delfter  Fayenceindustrie,  JännicJce  S.  608  f..  Jacquemart,  l'hist. 
de  la  c^ram.  p.  540  f.  —  ja  hier  gebot  eine  bürgermeisteramtliche  Ver- 
ordnung von  1680  die  Deposition  der  Marken,  Jacquemart  p.  541  f» 
Man  Tgl.  femer  über  die  französische  Fayencemarken  Jännicke  S.  487  f.,. 
über  deutsche  Fayencemarken  Jacquemart  p.  563  f.,  über  die  Porzellan- 
marken,  namentlich  über  die  Meissner  Monogramme,  Jacquemart  und 
le  Blant,  historie  de  la  porcelaine  p.  435  f. 

Aber  auch  andere  Industriezweige  weisen  eine  fortdauernde  Uebnng 
des  Markeninstitutes  auf:  auch  die  Teppichfabrikanten  bezeichneten  ihre 
Waare  mit  Name,  Monogramm  oder  Marke;  man  vergleiche  nur  die 
bei  Münts,  tapisserie  p.  364  f.  allegirten  Marken  des  15.,  16.  und  17. 
Jahrhunderts  aus  Mantua,  Ferrara,  Florenz,  München,  Brüssel  —  in 
Brüssel  waren  diese  Fabrikmarken  obligatorisch.  Auch  die  Nürnberger 
Metallarbeiter  hatten  ihre  Marken,  es  ist  jetzt  noch  eine  messingene  Tafel 
vorhanden,  in  welche  diese  Zeichen  eingeschlagen  sind^)  Und  über  die 
Basler  Goldschmiedezeichen,  die  bald  in  Buchstaben,  bald  in  Bildern, 
bald  in  der  Combination  beider  bestehen  vgl.  man  die  Nachweise  von 
Heyne  im  Anzeiger  f.  Kunde  der  deutschen  Vorzeit  1883  S.  209  f.  üeber 
die  Zeichen  der  Papierfabrikanten,  Verleger,  Buchdrucker,  Schmiede, 
Gerber,  Glockengiesser  u.  s.  w.  vgl.  die  Nachweise  bei  Homeyer  S.  279 
— 281,  vgl.  auch  die  Marke  des  Buchdruckers  Aldus  Manutius  in  Waldows 
Archiv  f.  Buchdruckerkunst  1883  S.  2,  sowie  die  Buchdruckermarken 
bei  Butsch,  Bücherornamentik  der  Hoch-  und  Spätrenaissance  II  S.  47. 
48.  50.  51  (mit  den  entsprechenden  Tafeln).  Die  Sitte  der  Verleger, 
ihre  Namen  auf  die  Verlagswerke  zu  setzen,  war  bereits  im  Mittelalter 
üblich,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig  wie  heutzutage;  vgl.  Kirchhoff, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Buchhandels  S.  40.  111  und  passim» 

Ein  anderes  weites  und  reiches  Gebiet  in  .der  Markenlehre  bilden 
die  Steinmetzzeichen  der  mittelalterlichen  Bauhütten.  Jeder  Gesell 
bekam  —  mindestens  bei  den  Profanbauhütten  —  sein  Zeichen,  welche» 
in  das  Gesellenbuch  eingetragen  wurde,  Heideloff,  die  Bauhütten  des 
Mittelalters  S.  18.  So  heisst  es  in  einer  Ordnung  der  Steinmetzen  von 
1462  a.  25  (Heideloff  S.  50)  :  „ob  ein  Meister  oder  geselle  kemen  die 
das  Hantwerck  oder  die  kunst  künden  und  begert  eines  Zeichens  von 
einem  Werkmeister,    dem   soll   er   seinen  willen  darumb  machen  und  zu 


1)  Vgl.  Huber-Liebenau,  das  deutsche  Zunftwesen  im  Mittelalter  8.  32. 
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l^ottesdienst  geben,   was  Meyster   und  gesellen  erkenneo.     Und  soll   das 
Zeichen  zwiffelt  verschenken  Meystern  und  Gesellen'*  i). 

Diese  Zeichen  haben  eine  besondere  Bedeutung  dadurch  erUngt, 
dass  sie,  ebenso  wie  der  Geschlechtsnamen,  nicht  nur  das  Individuum  be- 
zeichnen, sondern  auch  seine  Znsammengehörigkeit  charakterisiren,  aber 
allerdings  nicht  seine  Zugehörigkeit  zu  einer  leiblichen  Familie,  sondern 
seine  Zugehörigkeit  zu  einer  besonderen  geistigen  Gemeinschaft,  zu  einer 
besonderen  Bauhütte.  Denn  es  scheint  durch  die  neuen  Forschungen  ins- 
besondere von  Rziha,  Studien  über  Steinmetzzeichen  2),  festgestellt  zu 
sein,  dass  jede  der  grossen  Bauhütten  ihr  Grundelement,  ihren  Schlüssel 
hatte,  auf  Grund  dessen  alle  Zeichen  der  Angehörigen  construirt  wurden: 
so  Strassburg  die  Quadratur,  Köln  die  Triangulatur^  Wien  den  Vierpass, 
Bern  den  Dreipass,  Rjsfiha  IX  S.  35,  wobei  dann  diese  Gaue  Vieder  au 
die  Unterhütten  Spezialschlüssel  gaben,  die  auf  Grund  der  Hauptschlüssel 
construirt  wurden,  ib.  S.  36,  so  dass  sodann  auf  Grund  solcher  Spezial- 
schlüssel die  Individualzeichen  des  einzelnen  Mitgliedes  gebildet  wurden, 
ib.  S.  43;  ein  sinnreiches  System,  welches  vom  Individuum  zu  seiner 
engeren  und  damit  wieder  zu  seiner  weiteren  Gemeinschaft  führt.  Viele 
derartige  Zeichen  sind  in  der  Abhandlung  Bzihas  mitgetheiltS). 

§  5. 

Bei  den  mittelalterlichen  Zünften  war  die  Marke  häufig  Pflicht- 
zeichen :  das  Mitglied  der  Zunft  war  zur  Anwendung  des  Personalzeichen» 
nicht  nur  berechtigt,  sondern  verpflichtet,  um  dadurch  für  die  zunftmäs- 
slge  Waarenkontrole  einen  festen  sicheren  Halt  zu  bieten.  Von  diesem 
Geiste  sind  die  Zeichenverordnungen  getragen,  welche  sich  in  den  Stadt- 
rechten wie  in  den  Zunftstatuten  finden.  Von  hervorragendem  Interesse 
sind  die  Veroneser  Statuten  von  1393,  welche  sich  handschriftlich  in 
der   Biblioteca   comunale    di   Verona     (Giuriaprudenza    LVIU)   befinden, 


1)  Kfiheres  hierüber  mit  weiterer  Literatur  s.  in  Michüsen^  Hausmarke 
S.  59  f.,  Homeyer.  Hau«-  usd  Hofmarken  S.  282  t,  Rji^a  in  der  sofort  zu  er- 
wähnenden Arbeit  VII  S.  32  f. 

<)  In  den  Mittheilungen  der  K.  K.  Central-Commission  zur  Erforschung  and 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale,  N.  F.  VII  S.  26  f.,  IX  S.  35  f. 
Hiernach  citirt.    Der  Aufsatz  scheint  auch  separat  erschienen  zu  sein. 

^  lieber  Steinmetazeiohen  bei  einer  grossen  Reihe  von  Bauten  vgl.  Hon^er, 
Haus-  und  Hofmarken  S.  290 — 294.  Ueber  Steinmetzzeichen  am  üeberlinger  Münster 
vgl.  ülleraherger^  Beiträge  zur  Geschichte  der  Pfarrei  und  des  Münsters  in  Ueber- 
lingen  S.  34  und  Beil.  I,  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Geschichte  des  Boden - 
sees  und  seiner  Umgebung  Heft  IX. 
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und  ans  deren  lY.  Bnch  ich  die  ent8pi*echende  Bestimmnng  in  der  Beilagre 
pnbliciere.  Hiemach  sollen  die  Bäcker  das  Brod  bei  Vermeidnngf  einer 
polizeilichen  Strafe  mit  ihremNamen  bezeichnen;  die  Bezeichnung  mit  einem 
fremden  Stempel  zieht  eine  beträchtliche  Strafe  nach  sich.  Eine  ähnliche 
Vorsdirift  findet  sich  in  den  spätem  Veroneser  Statuten  von  14501).  Mit 
den  Bäckern  beschäftigen  sich  auch  die  Statuta  communitatis  Novariae 
Ä,  340  (Monum.  hist.  patr.  XVI  p.  758):  .,Item  quod  quelibet  persona 
qne  panem  fecerit  ad  vendendum  teneatur  et  debeat  habere  et  ponere 
dignum  suum  super  quolibet  pane,  in  quo  signo  et  super  quolibet  pane 
sno  possit  legi  nomen  illius  qui  fieri  fecerit  dictum  panem ;  et  qui  contra- 
fecerit,  solvat  pro  banno  comuni  Novarie  pro  quolibet  pane  duodecim 
imperiales  et  amittat  ipsnm  panem  non  signatum  ut  supra;  quilibet  sit 
accusator,  cujus  bamii  et  panis  medietas  sit  comunis   et  alia  accusatoris. 

In  den  Sien  esis  che  n  Innnngssta  tuten  ist  ftir  die  Walker  bestimmt, 
wie  folgt  (Statute  deir  universita  ed  arte  della  lana  di  Siena*^): 
„che  i  gualcherari  ....  debbiano  e  sieno  tennti  che  tutti  e'  panni 
ch'andaranno  a  le  4ette  gualohiere  a  conciare,  quand  avranno  conci  e' 
detti  panni  ^>,  segnati  di  fuore:  siecht  quando  ritomano  e  so'  ne  la  bottiga 
de  la  detta  arte,  si  trovino  e'  detti  panni  e  segni  di  fuore.  E  se  cosi 
non  fusse  osservato,  sieno  condemnati  coloro  che  tengono  le  gualchiere 
in  XII  denari  per  ogni  coppia  di  panni:  la  quäle  pena  possa  el  camar- 
lengo  de  la  detta  arte  ritenere  sommariamente  di  facto  de  la  loro  paga*". 
und  in  dem  Breve  dell'  arte  della  lana  von  Pisa  von  1305  c.  LXVII*) 
heisst  es:  „Et  siano  tenuti  li  gualcherai  di  non  portare  n^  fare  portare 
a  la  gualchiera  alcuno  panno,  se  non  est  sengnato  del  segno  dello  maestro 
cui  est,  sotto  pena  di  soldi  V  denari^. 

Aehnlich  heisst  es  in  den  Statuta  antiqua  mercatorum  Placentiae 
(^Monum.  hist.  ad  prov.  Parm.  et  Piacent,  pertinent.  VI)  §  358  p.  96: 
„Item  statutum  est,  quod  omnes  factores  anuUomm  tam  fem  ine  quam 
masculi  in  hac  civitate  morantes  teneantur  quilibet  suum  speciale  Signum 
in  quolibet  annuUo  et  qualibet  alio  laborerio  facere  ita  ut  cognoscatur^ 
per  quem  vel  per  quam  factus  fuerit,  quod  Signum  sit  terminatum  con- 
sulibus  nuxii.  Et  si  quis  contrafecerit  viginti  sol.  bannum  ei  tollam  pro 
quolibet  anullo  sive  laborerio  non  habente  Signum,  quorum  medietas  dabo 


1)  Statotorum  magnificae  civitatis  Yeronae  libri  quinque  una  cam  privilegiis 
a  Paulo  Comituo,  Venet  1767  1.  IV  p.  296. 

2)  Polidori,  Stattiti  Senesi  »critti  in  volgare  ne'  secoli  XIII  e  XIV  I  p.  329. 

3)  Za  ergänzen  tomino  oder  ähnlich,  s.  PoUdori  a.  a.  0. 
<)  Bonaini,  Statati  inediti  della  cittä  di  Pisa  III  p.  708. 
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acasatori Additum   est    huic    capitalo  MCCLXXVII.    Indict. 

prima  de  mense  octubris,  qaod  consales  teneantar  ipsos  factores  anuliorum 
facere  coram  eis  venire  et  precipere  quod  ipsa  signa  faciant  anullis." 

Von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  aber  ist  eine  Bestimmung  der  Statuta 
Parmae  (Monumenta  bist,  ad  prov.  Parm.  et  Piacent,  pertinent.  IE) 
p.  205:  ^Capitulam  ad  concervacionem  misteriorum  et  hominum  de  artibos 
civitatis  et  ad  obstandum  et  cessandnm  mnltas  frandes  quae  committuntor 
et  committi  possent  in  artibus  civitatis,  qaod  nullns  de  arte  vel  misterio 
•debeat  se  intromittere  de  signo  alicajns  alterius  personae  quae  sit  de 
misterio  nee  facere  Signum  alterius  nee  [simile  nee  contrafacere  in  cul- 
tellis  nee  in  spatis;  et  si  aliquis  de  misterio  vel  arte  civitatis  consuetus 
est  facere  Signum  in  cultellis,  spatis  vel  aliis  ferramentis  per  X  annos  et 
aliqua  alia  persona  civitatis  reperiretur  incoepisse  facere  vel  fecisse  ab 
uno  vel  duobus  annis  citra  idem  Signum  vel  simile  vel  stampitum  vel 
formatum  aliquo  modo  in  similitudinem  alterius  signi  vel  quod  alten 
assimiletur,  teneatur  de  cetero  illud  Signum  non  facere  nee  operari  in 
cultellis  spatis  vel  aliis  ferramentis  et  hoc  in  poena  et  banno  X  libr. 
parmen.  pro  quolibet  et  qualibet  vice,  qua  de  cetero  fuerit  contrafactum ; 
et  hoc  non  obstante  aliquo  compromisso  seu  sentencia  facta  ab  hinc  retro 
per  arbitros.     MCCLXXXII.   Indictione  X,   die  XXVill  augusti." 

Wie    treffend    sind    hier    die    verschiedensten    Sätze    einer    guten 
Markenregulirung  zum  Ausdrucke  gelangt  i)! 

In  ähnlicher  Weise  sind  die  Verhältnisse  in  Deutschland,  Frankreich 
und  England  geregelt.  Eine  Reihe  von  Markenbestimmungen  findet  sich 
in  den  Lübischen  Zunftstatuten 2) ;  so  in  dem  Statut  der  Armbrust- 
macher von  1425:  ^Item  schal  eyn  islik  armborsterer  uppe  de  nyen 
armborste,  de  he  maket,  sin  merke  setten  uppe  de  bogen  der  armborste 
tho  eneme  tekene,  dat  he  sin  werk  rechtverdich  waren  wil  unde  schal", 
Wehrmann  S.  161.  Noch  interessanter  ist  das  Zunftstatut  der  Bäcker 
von  1547:  sie  sollen  die  Brode  stempeln  mit  einem  „teckenn",  ^dath  by 
dem  huesse  ervenn  unnd  blyvenn  schall,  so  langhe  dathsulve  vor  eynn 
backhuess  gebrucket  werth**,    und  dieses  Zeichen  soll    ^inth  weddeboeck 


)  Eoacher,  Volks wirthschaft  III  §  148  Note  4  erwähnt  ferner  eine  florenti- 
nlsche  Verordnung  von  1352,  wornach  es  den  Eauflenten  befohlen  wurde,  anf  die 
Tücher  den  Namen  des  Fabrikanten  "za  markiren  (nach  Pöhhnann,  Wirthschafts* 
Politik  der  florent.  Renaissance  94,  der  mir  nicht  za  Gebote  steht). 

2)  Vgl.  zum  folgenden  Wehrmann,  die  älteren  Ltibeckischen  Zunftrollen. 
Vgl.  hiezu  auch  bereite  Homeyer^  Haus-  und  Hofmarken  S.  337.  338  nnd  58;  so- 
•dann  Neuburg,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zunftverfassung  in  der  Zeit  vom  13.  bis 
16.  Jahrhundert  S.  160  f. 
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affconterfeyt  unnd  demsulvenn  huesse  thogeteckent"  werden,  Wehrmann 
ib.  S.  168.  Hier  ist  also  bereits  der  Satz  aufgestellt,  dass,  wie  das 
Oewerbe  an  dem  Hause  klebt  und  mit  dem  Hause  übergeht,  so  das  Zeichen 
mit  dem  Gewerbe  zusammenhängt  und  mit  dem  Gewerbe  dem  Nachfolger 
zufällt ;  auch  wird  bereits  das  Zeichen  in  ein  Buch  eingetragen  und  so 
öffentlich  fixirt  —  man  sieht  bereits  die  Elemente  des  modernen  Zeichen- 
rechts vertreten.  Auch  von  den  Goldschmieden  sagt  das  Statut  von  1492: 
„so  schal  eyn  jewelick  goldsmit  syn  werck,  dat  he  maket,  tekenen  laten 
mit  der  Stadt  tekenn  unde  syn  egene  teyken  dar  by  slan"  (p.  215).  Dieselbe 
Bestimmung  findet  sich  für  Goldschmiede  ausserordentlich  häufig,  wofür 
bereits  bei  Homeyer  S.  337  f.  eine  Reihe  von  Belegen  gegeben  ist.  Vergl. 
insbesondere  die  deutsche  Reichspolizeiordnung  von  1548  c.  35  i)  und 
verschiedene  sächsische  Verordnungen,  so  kursächsische  V.O.  von  12./11. 
1550  {Lünig,  Cod.  August.  I,  S.  27.  36)2),  go  y.O.  von  18.  2.  1701 
{ib.  I  p.  1718. 1719);  vgl.  auch  StruviuSf  systema  jurispr.  opific.  HI  p.l26. 
Ganz  ähnliche  Verhältnisse  finden  wir  in  Strassburger  Hand- 
werkerregeln 3).  So  heisst  es  in  der  Verordnung  des  dortigen  Raths  von 
1475,  Schmoller  S.  81:  „Ouch  so  sol  ein  ieglicher  duchmacher  sin 
mülzeichen  in  sin  duch  lassen  wöben  als  dann  von  alter  harkommen  ist" ; 
in  der  Barchentschauordnung  von  1537—41  Schmoller  S.  158  f.  163 
ist  gesagt:  a.  38:  „Item  es  soll  auch  kein  ferber  einichen  barchart  uf 
die  schaw  tragen,  er  habe  dan  vorhin  sein  eigen  zeichen  daruf  gestos- 
sen  und  gezeichnet  bey  der  pen  eins  Schilling  pfennigs,  domit  man  alle 
zeit  wisse,  wer  jeden  barchart  geferbt  und  bereit  habe ;  a.  39 :  were  auch 

sach,  das  einr die  zeichen  abgrübe  .  .  .    der  soll    der    stat  lib 

und  gut  verfallen  sein  und  darzu  gestroft  werden"  ....  So  sagt  noch 
die  Halbleinenschauordnung  von  1616,  Schmoller  S.  242.  243,  a.  9: 
„Zum  neunten  soll  auch  ein  jeder  meister,  der  halbleinin  verfertigt,  das- 
selbig  under  seinem  eigenen  und  keinem  andern  zeichen  uf  die  schauw 
zu  tragen  schuldig  sein  bey  straf  5  sl.  d."^). 


1)  Hier  wird  verordnet,  das:)  jede  Silberarbeit,  bevor  sie  »aassgehet'',  von 
dem  Goldschmied  auf  die  Schaa  geliefert  nnd  „sein  eygen  Zeichen  neben  dess 
Herrn  oder  Stadt,  darunter  er  sesshafftig  ist,  Wappen  oder  Zeichen,  geschlagen 
werden  soll". 

2)  „Es  soll  aach  ein  jeder  Goldschmied  der  Stadt,  darinn  er  arbeitet,  oder 
seines  Herrn,  darunter  er  sitzet,  Wapen,  sein  Zeichen  und  Jahr-Zahl  anf  seine 
Arbeit  machen  .  .  .  alles  bey  Straff  zwey  hundert  Gülden". 

8)  Schmoller,  Strassburger  Tucher-  und  Weberzunft. 

^)  Wohl  zu  unterscheiden  von  den  Individualzeichen  sind  die  Zeichen  der 
Stadt,  der  Zunft,  der  Bruderschaft,    welche   von   bestimmten  Organen    nach  ent- 
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Weitere  Statuten  för  Bötticher,  Tuchmacher  u.  dgl.  sind  bei 
Struvius,  systema  jurisprudentiae  opificiariae  III  p.  120.  127  alle^rt. 

Gemeinhin  war  es  so,  dass  jeder  Meister  bei  seinem  Eintritt  in  die 
Meisterschaft  sich  ein  Zeichen  wählen  musste,  so  dass  die  Marke  gleich- 
sam das  symbolum  Status  assumti  et  quasi  connubium  sein  sollte,  Struvivs, 
systema  jurispr.  opific.  III  p.  127.  Dieses  eine  Zeichen  sollte  er  für  alle 
Waaren  gebrauchen  und  er  sollte  es  sein  Leben  lang  beibehalten.  Das 
Signiren  der  Arbeit  mit  dem  Zeichen  war  nicht  nur  ausnahmsweise,  son- 
dern regelmässig  eine  zünftige  Pflicht,  nicht  ein  blosses  Hecht:  es  war 
eine  Pflicht  gegen  die  Allgemeinheit,  eine  Pflicht  zur  Förderung  der 
stricten  socialen  Ordnung,  welche  das  mittelalterliche  Handwerk  be- 
herrschte. Uebrigens  etfolgte  mitunter  die  Bezeichnung  nicht  mit  einer 
Marke,  sondern  mit  dem  Namen,    vgl    Struvius  1.  c.  III  p.  127  nr.  XI. 

Noch  eindringlicher,  als  in  Deutschland,  wird  dieses  Markenwesen 
in  Frankreich  hervorgehoben.  Der  Handwerker  hatte  seine  Marke,  mit 
welcher  er  «ein  Erzeugniss  bezeichnen  musste  :  die  Bezeichnung  war 
nicht  facultativ,  sondern  obligatorisch,  sie  war  das  Merkzeichen  dessen, 
welcher  für  das  Product  verantwortlich  war;  auf  diese  private  Bezeich- 
nung der  Waare  folgte  dann  die  öffentliche  Stempelung  nach  öffentlichem 
Beschau  und  technischer  Controle  —  welche  öffentliche  Stempelung  aus- 
serhalb unseres  Gebietes  fällt  und  einer  anderen  Folge  von  Kechtsideen 
angehört.  Man  vgl.  hierüber  Levasseur,  histoire  des  classes  ouvri^res 
II  p.  358  f.  und  Neuburg,  Zunftgeriohtsbarkeit  S.  162  f.  Entsprechend 
ist  es,  dass  beispielsweise  die  Mitglieder  der  Corporation  des  merciers 
versprechen  mussten:  ne  prestera  sa  marque  k  qui  que  ce  soit  tiendra 
boutique  ouverte  (Levasseur  II  p.  526.  527) :  ein  solches  Ausleihen  der 
Marke  wäre  ein  Faustschlag  gegen  den  guten  Glauben  und  gegen  die 
öffentliche  Zeichenordnung  gewesen. 

Von  besonderer  Bedeutung  sind  in  dieser  Beziehung  die  Ordonnanzen 
und  Statuten,  welche  in  den  Monuments  inedits  de  Thistoire  du  tiers  ^tat 
(Thierry)  au's  Licht  getreten  sind^).  So  heisst  es  in  der  Ordonnance 
de  r^chevinage  d'Amiens   sur  le  mutier   des  f^vres    v.    24./11.    1374 


sprechender  Prüfnng  nnd  Geiiehmignag  der  Waare  beigefügt  worden,  z.  B.  nach 
dem  Kölner  Brnderschaftsbrief  von  1397  bei  Ermen  und  Eckerte,  Quellen  zur 
Geschichte  der  Stadt  Köln  VI  S.  553,  oder  nach  unzähligen  englischen  Ge- 
setzen, z.  B.  4  Edw.  IV  c.  1,  1  Rieh.  III  c.  8  (Stat.  of  the  Realm  II  p.  404.  486) 
u.  s.  f.  Solche  Zeichen  sind  öffentliche  Controlzeichen,  keine  individuellen  Her- 
kunftszeicheu.  Vgl.  darüber  auch  Neuburg  S.  160  f. 
I)  Vgl.  hierzu  auch  Neuhur g  S.  164  f. 
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Ä.  15:  „Item,  tont  ouvrier  qui  oeuvre  d'ouvrage  achtre,  soit  blanc  ou 
noir,  chacan  d'eulx  ara  se  merque  diflF^rente  de  lautre,  de  lequelle  il 
merquera  Touvrage  qn'il  ara  fait,  aflin  que,  se  nieffait  ou  marance  y  est 
trouv6,  on  puist  scjavoir  par  qui  ce  ara  est^  fait,  pour  de  ce  faire 
amende;  a.  16:  Item,  1^  merque  de  chacun  ouvrier  sera  emprainte  en 
une  pi^ce  de  plonc  qui  sera  mis  ou  huchel  de  la  bani^re  dudit  mestier, 
pour  en  avoir  meilleur  congnoissance",    Thierry  I  p.  678. 

Und  in  dem  Statut  der  Goldschmiedezunft  von  Amiens  30./6.  1376 
ist  gesagt  a.  4:  „Item,  lesdits  orf6vres,  chacun  endroit  lui,  est  et  sera 
tenu  desormais  de  avoir  un  contresaing  ou  contremerque  et  tout  difförent 
Tun  de  Fautre,  duquel  l'emprainte  sera  mise  et  empraint^e  en  deux  taules 
de  plonc,  desquelles  Tune  sera  pardevers  lesdis  maieur  et  eschevins  et 
Tautre  pardevers  lesdis  eswars  dudit  mestier;  a.  5:  Item,  chacun  orf^vre 
sera  tenu  de  signer  ou  merquer  de  son  contresaing  ou  merque  l'ouvrage 
que  il  ara  fait  ....  par  avant  qu'il  soit  eswardez  par  lesdis  eswars, 
ne  que  le  saing  ou  merque  de  le  ville  y  soit  mis,  affin  que  cellui  qui 
aroit  fait  ouvrage  par  aultre  forme  que  dessus  est  dit,  soit  et  doie  estre 
pugnis  et  que  le  mauvais  ouvrage  puisse  venir  k  congnoissance",  Thierry 
I,  p.  685.  686. 

Und  wie  die  Statuten  für  Amiens,  so  die  für  Corbie  und  für 
Abbe  ville.  In  den  Statuts  des  tisserands  de  drap  de  Corbie  vom 
15.  Jahrh.  a.  28  heisst  es:  „Item  que  tous  aultres  tisserans  de  draps 
en  ladicte  ville  seront  tenus  de  faire  merque  en  tous  les  draps  qui  seront 
tissus  en  ladicte  ville,  affin  que,  se  aucuns  inconv^niens  escheoient  sur 
aucuns  dlceulx  draps,  que  on  sceust  rocongnoistre  la  merque  du  maistre 
qui  ce  auroit  faict;  et  qui  fauldra  k  faire  sa  merque,  il  sera 
a  Xn  d.  d'amende;  et  qui  le  contrefera  ....  il  sera  eschu 
en  cinq  sols  d 'amende",  Thierry  III  p.  576.  Und  so  heisst  es  in 
einer  Ordonnance  de  l'^chevinage  d'Abbeville  nr.  11  {Thierry  IV 
p.  210):  „Item  que  nul  orf6vre  ne  d61ivre  ouvrage  fait  d'argent  quel  que 
il  soit,  se  il  n'est  merqui^s  de  le  merque  de  le  ville  aveuc  le  merque 
de  Torf^vre";  und  das  Statut  der  Say^teurs  zu  Abbeville  von  1518 
a.  16  besagt  {Thierry  IV  p.  363):  „Item  que  tous  callandreurs,  quant 
la  marchandise  sera  callandr^e,  sera  tenu  d'y  mectre  son  sceau". 

Und  wie  sehr  diese  Uebungen  fortdauerten,  beweisen  spätere  Reg- 
lements V.  1669  für  die  Teintures  des  soyes,  laines  et  fils:  die  Färber 
sollen  dieWaare  markiren  „d'un  plomb  oü  d'un  cöte  doit  etre  empreint 
leur  nom  et  de  Tautre  les  noms  et  armes  de  la  ville  oü  ils  sont  de- 
meurans":  und  damit  über  die  Zugehörigkeit  der  Marke  kein  Zweifel  ist, 
muss  dieselbe  angemeldet  und  in  ein  Register  eingetragen  werden.    Und 

Kohler,  Kccht  des  Markenschutzes.  4 
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ähnliche  Bestimmungen  linden  sich  in  einem  Reg:lement  von  1698  für  die 
Wollstoffe  in  Poitou  und  in  einem  Reglement  v.  1716  für  die  Leinwand 
in  Rouen^j.  Nach  einem  Reglement  für  die  Papierfabrikanten  in  der 
Auvergue  V.  30. '12.  1727  sollte  das  Papier  den  Namen  des  Fabrikanten 
tragen 2 j,   und  ähnliche  Regulirungen  finden  sich  bis  in  die  spätere  Zeit. 

Von  allen  Industrieen  früherer  Jahrhunderte  hat  keine  eine  grössere 
Berühmtheit  erlangt,  als  die  Tapisserieindustrie  Brüssels:  wir  dürfen 
uns  darum  nicht  wundern,  gerade  hier  eine  rechtliche  Normirung  zu  finden. 
Wie  ein  Brüsseler  Magistratsedikt  von  1525  bereits  einen  Urheber- 
rechtsschutz für  die  Tapisserieerzeugnisse  statuirt,  so  bestimmt  einEdict  von 
1528,  dass  jedes  Stück  von  bestimmter  Grösse  bezeichnet  werden  muss: 
auf  der  einen  Seite  solle  die  Marke  des  Fabrikanten  stehen,  auf  der 
anderen  Seite  die  Stadtmarke  3), 

Und  diese  Bestimmung  ging  in  das  Edikt  Karl  V.  von  1544  über 
die  fl ander is che  Tapisserie  über;  denn  hier  heisst  es:  ^le  maistre 
ouvrier  faisant  teile  tapisserie  ou  la  faisant  faire  sera  tenu  de  faire 
ouvrer  sur  Tun  des  boutz  d'icelle  et  au  fond  de  la  dicte  tapisserie  sa 
marque  ou  enseigne :  et  aupres  d'icelle  telles  enseignes  que  la  dicte  ville 
ordonnera,  k  fin  que  par  telles  enseignes  et  marques  soit  cogneu  que  ce 
soit  ouvrage  de  la  dicte  ville  et  dun  tel  maistre  ouvrier^).  Und  dass 
das  gleiche  von  alter  Zeit  her  auch  für  die  Goldschmiede  galt,  das  lehrt 
uns  eine  Auskunft,  welche  der  Brüsseler  Rath  dem  Breslauer  am 
17./7.  1372  über  die  Brüsseler  Goldschmiede  gegeben  hat: 5)  „ipsi 
habent  unum  certum  et  commune  Signum,  quod  servant  et  custodiunt  duo 
de  consociis  operariis  dicti  officii,  et  illo  signant  omnia  et  singula  opera 
argentea  infra  villam  nostram  confecta  ....  et  una  cum  hoc  quilibet 
aurifaber  ipsius  ville  habet  suum  proprium  Signum,  quod  inprimit  operi 
sue  ad  flnem,  quod  temporibus  perpetuis  sciatur,  si  in  opere  vel  substancia 
defectus  reperiretur,  qui  fuerit  operarius  hujusmodi  operis,  et  ille  vel  sui 
heredes  defectum  hujusmodi  supplerent  et  emendarent  de  suis  bonis*-. 


1)  Diese  Reglements  von  1669,  16y«  nnd  1716  sind  citirt  bei  Braun  p.  32. 
33,  aus  der  Ausgabe  von  Savarys  parfait  negociant  von  1777,  die  mir  nicht  zu 
Gebote  steht. 

8)  Levasseur  II  p.  360. 

3)  Vgl.  Münt2,  tapisserie  p.  193.  Braun,  marques  de  fabrique  p.  34  f.  nnd 
die  hier  cit.  Stellen  aus  Wauters,  les  tapisseries  Bruxelloises  (welches  Werk  mir 
nicht  zu  Gebote  stand). 

<)  Müntz  p.  194. 

«)  Korn,  Breslauer  Urkundenbuch  iir.  274  p.  230.  Auf  diese  Urkunde  hat 
auch  schon  Hoineyer  p.  337  hingewiesen. 
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Und  ähnliches  finden  wir  in  Nara-ar.  In  der  Charte  Maximilians 
und  Marias  von  1480  für  die  drapiers  von  Namur  a.  38  ist  gesagt: 
Item  que  tous  les  dits  drappiers  et  autres  vendans  draps  soient  tenus 
d'avoir  une  enseigne  et  icelle  mettre  et  apposer  sur  ieurs  draps  incon- 
tinent  qu'ils  seront  tissus  —  —  —  et  si  faute  y  a,  ils  escheront  pour 
chaque  fois  qu'ils  seront  trouv^s  defaillans  en  un  vieil  gros  d'amende*-, 
Cartulaire  de  la  commune  de  Namur  (Ed.  Bormans)  III  p.  217.  Und 
von  der  magistratlichen  Verordnung  von  1680  für  die  D elfter  Fayencen 
ist  bereits  oben  gesprochen  worden. 

Dass  auch  in  England  dieselben  Verhältnisse  herrschten,  beweist 
der  bekannte  Liber  albus  aus  dem  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  III  3, 
Munim.  Gildhallae  I  p.  356:  „Quilibet  pistor  habeat  sigillum  snum  in 
pane  suo  apparens,  quod  melius  et  apertius  cognoscatur  cujus  sit"*,  mit 
welchem  Zeugniss  wir  die  Belegstücke  für  den  universellen  Satz  des 
mittelalterlichen  Zunftrechts  füglich  beschliessen  können. 


§  6. 

Für  die  aus  diesen  Produktionszeichen  hervorgehenden  Rechtsver- 
hältnisse sind  einige  Urkunden  von  dem  höchsten  Interesse.  So  die  Ur- 
kunde von  1438  in  den  Monum.  Boica  XXV,  nr.  84  p.  211.  213 1). 
Hier  werden  verschiedene  Liegenschaften  verkauft,  namentlich  ein  „hamer 
genant  die  ziegelmüle";  sie  werden  verkauft  von  Vormündern  im  Namen 
sier  Kinder  und  Erben,  jedoch  wird  denselben  vorbehalten  „das  zeichen 
das  dann  ir  vater  ....  auff  das  eysen  geslagen  hat  genant  das  Laub 
im  schylte,  wann  das  sein  eitern  auif  ine  und  fürbass  er  auff  die  obge- 
nanten  seine  kind  .geerbt  und  rechtlichen  braht  hat  und  komen  ist,  dasselb 
zeichen  auch  dieselben  kint  und  ir  erben  nu  hinfür  sich  gebrauchen  sollen 
und  mögen  one  der  genanten  kauffere  und  irer  nachkomen  irrung  wider- 
sprechen und  sust  allermeniclichs  intrag  on  geverde".  Das  Zeichen  ist 
also  offenbar  als  Fabrikzeichen  vom  Grossvater  .auf  den  Vater  und  von 
diesem  auf  die  Kinder  übergegangen;  diese  verkaufen  den  „hamer",  be- 
halten sich  aber  das  Zeichen  zum  weiteren  industriellen  Gebrauche  vor. 
Sodann  kommen  zwei  Urkunden  von  1515  und  1525  (Anzeiger  für  Kunde 
deutscher  Vorzeit  1877  S.  333.  334)2)  in  Betracht,  auf  welche  auch 
bereits  Stobbe,  Privatrecht  III  S.  54  aufmerksam  gemacht  hat.  In  der 
ersten  Urkunde  überträgt  eine  Wittwe    das  Zeichen    eines   Bischofsstabs, 


1)  Auf  diese  Urkunde  hat  bereits  Homeyer  S.  188  hingewiesen. 
8)  Publicirt  von  Looae. 

4* 
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das  sie  „auff  ire  messer  clingeu  zuschlagen  gepflogen'*  gegen  7  fl.  rhei- 
nisch, weil  sie  Alters  halber  vom  Handwerk  abstehen  müsse.  Das  Zeichen 
hatte  ehemals  ihrem  Ehemanne  zugestanden  und  war,  offenbar  mit  dem 
Geschäfte,  auf  sie  übergegangen,  wie  dies  vermöge  „gerichtlichen  briffs'* 
vom  Jahre  1485  ausgesprochen  worden  war.  In  der  zweiten  Urkunde 
ist  von  dem  Zeichen  eines  Hufeisens  die  Rede,  welches  der  Erblasser, 
„auf  die  schermesser  geschlagenn  und  gepraucht  hat";  dieses  Zeichen 
war  auf  seine  Kinder  übergegangen,  es  waren  hierüber  Steitigkeiten  er- 
wachsen, die  dahin  erledigt  wurden,  dass  der  älteste  Sohn  das  Zeichen 
weiterführen  und  seine  Geschwister  mit  100  fl.  rheinisch,  in  3  Jahren 
zahlbar,  abfinden  solle;  jedoch  mit  dem  Geding:  „wo  bemelter  Iheronimua 
Flaischer"  (der  älteste  Sohn)  „one  eelich  leiblich  menlich  erben  über 
kurtz  oder  lanng  mit  todt  abgeen  wurd,  so  soll  obemelt  zaichenn  seinen 
brudern  one  entgelt  volgen  unnd  widrumb  haimfallen  und  werden;  doch 
wo  er  von  dato  an  innerhalb  zwaien  jarn  mit  todt  verschid,  so  sollten 
sein  Iheronimus  Flaischers  hausfrawen  ein  drittail  von  obbemelten  hundert 
guldin  auch  verfallen  sein  unnd  werden". 

Auch  finden  sich  bei  den  mittelalterlichen  Schriftstellern  bereits  die 
Anfänge  wissenschaftlicher  Behandlung.  Besonders  lehrreich  ist  Straccha, 
der  auch  eine  Reihe  früherer  Autoren  allegirt:  Wenn  Jemand  ein 
Zeichen  im  Gebrauche  hat,  so  darf  ein  Anderer  sich  desselben  Zeichens 
nicht  bedienen,  sofern  dadurch  der  erstere  in  seinem  Interesse  verletzt 
wird,  sonst  „per  judicem  prohiberi  poterit"  *). 

Besonders  wurde  der  Fall  behandelt,  wie  bei  Auflösung  der  Gesell- 
schaft mit  der  Gesellschaftsmarke  zu  verfahren  sei 2).  Dass,  wenn  die 
Gesellschaft  die  Marke  eines  Gesellschafters  angenommen  hatte,  dieselbe 
nach  Auflösung  der  Gesellschaft  dem  betreffenden  Socius  wieder  zur 
freien  Verfügung  zufiel,  machte  keine  Schwierigkeit 3).  Dagegen  bestand 
für  den  Fall  einer  neugebildeten  Gesellschaftsmarke  bereits  im  Mittelalter 
ein  Streit,  der  sich  bis  in  unsere  Tage  fortgepflanzt  hat :  nämlich  ob  das 
Zeichen  wie  ein  anderes  Vermögensgut  abzuschätzen  und  einem  der  Socien 
zuzuschlagen  sei  gegen  Abfindung  der  übrigen,  oder  ob  mit  Beendigung 
der  Gesellschaft  auch  das  Zeichen  erlösche ;  und  richtig  entscheidet  Straccha, 


1)  Tract.  de  mercat.  II  nr.  96. 

2)  Weitere  dogmengeschiclitliche  Entwickelnngen  über  diese  Frage  s.  bei 
Dietzel  S.  273  f. 

dj  Tractat.  de  mercat.  II  nr.  98:  Si  iu  coeauda  societate  anius  ex  sociis 
signnm  acceptnm  est  propter  snam  forsan  fidem,  dignitatem  sea  famam,  ea  finita 
sea  divisa  apnd  illam  signnm  remanet,  cnjns  erat,   anteqnam   societas  coita  esset. 
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dass  mit  der  Gesellschaft  auch  die  Marke  untergehe,  dies  wenigstens  in 
der  Eegel,  sofern  sonst  eine  Täuschung  des  Publikums  zu  befurchten  sei  ^) ; 
wenn  aber  bei  Ausscheidung  eines  socius  die  Gesellschaft  bestehen  bleibe, 
80  behalte  sie  auch  das  Zeichen^). 

Ebenso  erkennt  Struvim,  systema  jurisprud.  opific.  III  p.  127 
einem  jeden  Markenträger  das  Verbietungsrecht  zu  gegen  einen  jeden, 
welcher  sich  seines  Zeichens  bedient  *•  recte  jus  prohibendi  competit  contra 
illum,  qui  nostro  signo  utitur. 


II. 
Moderne  Gesetzgebung  über  Markenrecht. 

§  1. 
Bei  dem  Untergange  des  zünftigen  Wesens  ist  mit  anderen  zünftigen 
Ordnungen  auch  die  alte  Einrichtung  der  Meisterzeichen  gefallen;  nicht 
dass  die  Zeichen  geradezu  in  Abgang  gekommen  wären,  aber  sie  ent- 
behrten des  Haltes  der  zünftigen  Institutionen  und  sind  daher  vielfach 
als  rechtlose  Schemen  im  Verkehr  herumgeirrt ;  mannigfach  hat  sich  die 
Gesetzgebung,  mannigfach  die  Jurisprudenz  derselben  angenommen,  ohne 
dass  indessen  sofort  eine  durchgreifende  umfassende  Neugestaltung  erfolgt 
wäre,  welche  von  der  alten  Ordnung  auf  die  neue  übergeleitet  hätte. 
Meist  wurde  der  historische  Gang  unterbrochen,  und  aus  den  Trümmeni 
eines  alten  Zustandes  ist  nach  manchen  Umwegen  endlich  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ein  neuer  wesentlich  veränderter,  dem  modernen  Leben  an- 
gepasster  Zustand  hervorgegangen.  Nur  ausnahmsweise,  wie  bei  den 
Eisen-  und  Stahlmarken  der  Rheinprovinz  und  bei  den  Marken  der  Shef- 
fielder Messerschmiede  lässt  sich  ein  ruhiges  Fortwirken  und  eine  con- 
tinuelle  Entwickelung  bis  in  die  neuere  Zeit  wahrnehmen,  wesshalb  in 
der  folgenden  Darstellung  an  diese  älteren  Ordnungen  angeknüpft  werden 
soll,  obgleich  sie  noch  der  früheren  Periode  angehören.  . 


1)  Er  folgt  in  dieser  Beziehang  der  Annahme  des  Baldus,  entgegen  dem  Bar- 
tolns  nnd  dem  Petras  de  Ubaldis :  conclndendnm  arbitror,  nbi  captio  alterins  esse 
possit  et  commodnm  ex  signo  qnaeritnr,  et  Bartoli  et  Petri  sententiam  improban- 
dam  et  signnm  divisa  sen  finita  societate  extingai,  ib.  nr.  99. 

2)  Tract.  de  merc.  II  nr.  99 :  Si  tarnen  societas  firma  remaneret,  quia  forsan 
nnus  renunciaverit,  ....  et  Signum  in  soeietate,  qnoad  durat,  tanquam  accesso- 
rinm  remansnram  pnto  .... 
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Die  Eisen-  und  Stahlmarken  Westphalens  und  der  Rhein- 
provinz können  wir  zurückverfolgen  bis  zu  dem  landesherrlich 
Bergischen  Privilegium  von  5./7.  1600,  auf  welches  Privilegium  die 
kurfürstliche  Verordnung  vom  19./12.  1765  folgte  ^).  Dieselbe  be- 
stimmte, dass  alle  im  Gebrauch  befindlichen  Zeichen  eingetragen  werden 
sollten;  sodann  sollte  ^wan  ein  Zeichen  unter  denne  Meisteren  verkauft 
wird  oder  auf  erben  Uebergehet,  der  Besitzer  oder  acquirens  solche  Ver- 
aenderung  ad  protocollum"  anzeigen  und  in  14  Tagen  sich  als  den  Er- 
werber eintragen  lassen  bei  dessen  Verlust;  es  sollte  „Keinem  erlaubt  sein, 
ein  Neu  erwehltes  Zeichen  zu  schlagen,  Er  Habe  den  solches  zu  Vom 
in  dennen  Aembtern  des  Handwercks-Districts  Von  dennen  Cantzlen  Publi- 
ciren  und  ins  Zeichen-ProthocoU  einschreiben  Lassen,  damit  es  keinem 
anderen  Zeichen  zu  Nahe  komme,  auch  Von  Keinem  anderen  Meistern 
Nachgeschlagen  werden  Möge"2j.  Durch  preussisches  Gesetz  vom  4./7. 
1840  3)  wurde  zwar  in  ganz  Preussen  den  figürlichen  Waarenzeichen  der 
Schutz  entzogen;  allein  diese  Bestimmung  wurde  für  die  Eisenindustrie 
unserer  Gebiete  bereits  durch  Erlass  von  28./5.  1842  zurückgenommen, 
worauf  durch  Gesetz  vom  18./8.  1847  :  „Verordnung  zum  Schutze  der 
Fabrikzeichen  an  Eisen-  und  Stalilwaaren  in  der  Provinz  Westphalen  und 
der  Rheinprovinz",  und  durch  das  (einige  Punkte  desselben  abändernde) 
Gesetz  vom  24./4.  1854  die  Materie  neu  geregelt  wurde  4). 

Für  das  Preussische  Gebiet ^)  hatte  bekanntlich  das  allgemeine 
Landrecht  II  20  §  1451  einen  Zeichenschutz  statuirt,  indem  es  diejenigen 
mit  Strafe  bedrohte,  welche  Waaren  mit  dem  Namen  oderMerkmale 
inländischer  Fabrikanten  bezeichneten  ^j.  Daneben  regelte  eine  Verord- 
nung vom  3./7.  1818  die  Zeichenverhältnisse  der  Eisenindustrie  in  der 
altzünftigen  Weise,  dass  ein  jeder  Fabrikant  ein  bestimmtes  Zeichen  führen 


1)  Vergl.  dieselbe  bei  Bäcker,  zum  Zeichenschutze  (Remscheid  1876)  S.  5. 
Vergl.  auch  Klostermann,  Ueber  den  Einfluss  des  Schutzes  der  Erfindungen,  der 
Muster  und  der  Fabrikzeichen,  in  der  Zeitschr.  des  Vereins  deutscher  Ingenieure 
XXXIV  S.  433  f.,  Separatabzug  S.  7. 

2)  Nach  Bäcker  a.  a.  0.  Seite  5  und  6. 

3)  Vgl.  zum  folgenden  Bäcker  a.  a.  0.  S.  7  f.,  Jannasch,  der  Markenschutz 
S.  22  f. 

*)  Durch  das  Gesetz  von  1847  wurden  auch  verschiedene  aus  der  französis 
sehen  Zeit  stammende  Gesetzesbestimmungen  abrogirt,  vgl.  dasselbe  §  19. 

5)  Vgl.  zum  folgenden  auch  Möllenhof  S.  175  f. 

6)  „Wer  TVaaren  von  an  sich  untadelhafter  Güte  mit  dem  Namen  oder  Merk- 
male inländischer  Fabrikanten  oder  Kaufleute  fälschlich  bezeichnet,  hat  eine  will- 
kührliche  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  verwirkt". 
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müsse,  und  ordnete  entsprechende  Strafen  an.  So  war  der  Zustand,  als 
das  bereits  erwähnte  Gesetz  vom  4./7.  1840  den  Zeichenschutz  aufhob 
und  nur  Namen  und  Firma  für  schutzberechtigt  erklärte.  Welche  Schick- 
sale dasselbe  bezüglich  der  rheinisch-westphälischen  Eisenindustrie  hatte, 
ist  soeben  entwickelt  worden;  im  Uebrigen  blieb  das  Gesetz  die  stehende 
Norm  für  Preussen,  und  auch  das  preussische  Strafgesetzbuch  von  1851 
§  269  sprach  nur  von  Namen  und  Firma. 

In  Baiern^)  bestand  ein  Markenschutz  kraft  Verordnung  vom 
6./3.  1840,  die  aber  durch  Verordnung  v.  21. /12. 1862  ersetzt  wurde2); 
diese  V.O.,  in  Verbindung  mit  dem  bairischen  Strafgesetzbuch  1861  a.  336, 
auf  welchen  sie  in  §  4  verwies,  bildete  von  nun  an  die  legislative  Grund- 
lage des  Markenschutzes.  Die  V.O.  von  1862  bezog  sich  nicht  nur  auf 
Namen  und  Firmen,  sondern  auch  auf  „Fabrik-  und  Gewerbszeichen", 
welche  bei  der  Districtspolizeibehorde,  m  München  bei  dem  Magistrat  ein- 
zutragen waren ;  die  Verordnung  umfasste  auch  ausländische  Marken,  so- 
fern die  Gegenseitigkeit  von  der  Regierung  im  Verordnungswege  aner- 
kannt und  die  etwaige  Figurenmarke  bei  einer  inländischen  Districts- 
polizeibehorde angemeldet  w^orden  war. 

Das  B ad i sehe  Strafgesetzbuch  bestraft  in  §  444  den  fälschlichen 
Gebrauch  fremder  Waarenstempel  oder  Fabrikzeichen:  ähnlich  das 
Sächsische  St.-Gesetzbuch  von  1855  a.  312,  welches  von  Stempeln  oder 
anderen  besonderen  Kennzeichen,  „womit  Waaren  oder  Fabrikate  eines 
bestimmten  Handlungshauses  oder  einer  bestimmten  Fabrik  bezeichnet  zu 
werden  pflegen"  und  von  Etiquetten  eines  Handlungshauses  oder  einer 
Fabrik  spricht;  ebenso  das  Strafgesetzbuch  von  Sachsen- Alten  bürg 
V.  1841  a.  252  und  das  Thüringische  Strafgesetzbuch  v.  1850  a.  258. 
Das  Hannoveranische  Polizei  Strafgesetzbuch  v.  25./5. 1847  §2233) 
schützte  Namen,  Firma  und  Fabrikzeichen ,  eine  Nassauische  Ver- 
ordnung V.    22. /4.  1839^)  Namen,    Merkmale   oder  Kennzeichen  ^j. 


1)  Vergl.  znm  folgenden  auch  Krtig,  Ueber  den  Schutz  der  Fabrik-  and 
Waarenzeichen  S.  51  f.,  Klostermann,  Patentgesetzb.  S.  439  f.,  Löbker  S.  IBO. 

2)  Vgl.  dieselbe  bei  Krug  S.  51,  auch  in  Goldschm.  Zeitschr.  VI  S,  524. 

9)  Kriig  S  53.  Durch  Einfrihrungsgesetz  für  die  neuen  preussischen  Provin- 
zen V.  25./6.  1867  a.  XV  S  1  wurde  der  grösste  Theil  dieses  Polizeistrafgesetz- 
bnches,  darunter  auch  diese  Bestimmung,  ausser  Kraft  gesetzt. 

4)  Krug  S.  61. 

5)  Das  Braunschweigische  Strafgesetzbuch  v.  1840  §  230  erwähnt  „die 
Nachbildung  oder  Verfälschung  der  besonderen  Kennzeichen,  Stempel  oder  Eti- 
ketten einer  Fabrik",  aber  nur  insofern,  als  der  Gebrauch  solcher  Nachbildungen 
znm  Vermögensschaden  eines  Andern  oder  in  gewinnsüchtiger  Absicht  eine  Unter- 
art der  Fälschung  (§  228)  darstellt  und  qualificirte  Behandlung  findet. 
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Im  ehemaligen"  Kur  fürs  tenth  um  Hessen  hat  die  Gerichts 
praxis  die  Markennachahmung  als  Stellionat  bestraft,  wie  die  bei  Krug 
S,  56  cit.  Entsch.  beweist  ^).  Ausserdem  bestanden  einige  Detailbestim- 
mungen :  so  eine  V.O.  v.  14./2.  1827  §  33  und  37,  welche  das  Auf- 
schlagen von  Marken  auf  Eisen-,  Stahl-  und  Metallwaaren  in  Schraal- 
kalden  obligatorisch  anordnet  und  die  Nachahmung  eines  solchen  Zeichens 
mit  50 — 300  Thlr.  und,  nach  gerichtlichem  Ermessen,  mit  öwöchentlichem 
Gefängniss  bis  6monatlichem  Zuchthaus  und  dem  Verluste  der  Waare 
ahndet;  ferner  eine  V.-O.  von  1829  fiir  die  Provinz  Niederhessen  bezüg- 
lich des  Leinenhandels,  wornach  der  Benutzer  eines  fremden  Zeichens  mit 
Strafe  von  50 — 300  Thlr.  geahndet  wird  und  ausserdem  die  Betheiligten 
entschädigen  muss^).  Derartige  Bestimmungen  scheinen  schon  in  frühere 
Zeiten  zurückzugehen,  mindestens  wird  bereits  eine  V.O.  v.  17./6.  1710 
erwähnt,  welche  über  Markenführung  Bestimmung  gegeben  habe  3). 

Man  sieht  daher,  dass  die  Gebietstheile,  in  welchen  der  volle,  auch 
das  Figurenzeichen  umfassende,  Markenschutz  gewährt  war,  durchaus  keinen 
so  kleinen  Theil  des  deutschen  Territoriums  ausmachten,  wie  dies  viel- 
fach angenommen  wurde. 

Andere  Gebiete  hatten  nur  einen  Schutz  der  Namen-  und  Firmen- 
zeichen, oder  verlangten,  dass  die  Marke  die  Bezeichnung  von  Namen 
und  Firma  mitenthalten  müsse.  Dahin  gehört  insbesondere  Preussen 
seit  dem  oben  besprochenen  Gesetze  vom  4r./7.  1840. 

Ebenso  berücksichtigte  nur  Firmen-  und  Personennamen  das  Frank- 
furter Gesetz  vom  22. /5.  1855^),  das  0 1  d e  n  b  u  r  g  e  r  Strafgesetzbuch 
vom  3./7.  1858  und  das  Hessische  Gesetz  v.  8./10.  1866 5)  (mit  den 
Bekanntmachungen  v.  28./6.  1867  und  24./8.  1868);  und  auch  das 
Württemberg  er  Gesetz  v.  12./2.  1862  6)  schützte  nur  diejenigen  Be- 
zeichnungen, welche  den  Namen  oder  die  Firma  und  den  Ort  der  Er- 
zeugung  oder  den  Wohnort   des  Erzeugers    enthalten;    andere   Bezeich- 


1)  Vgl.  auch  ein  Urtheil  bei  Heuser,  bemerkenswerthe  Entscheidungen  des 
Criminalsenats  Cassel  II  S.  656 :  dieses  venirtheilende  Erkenntniss  wurde  aller- 
dings durch  Urtheil  v.  15./I0.  1838  (ib.  S.  663)  cassirt,  aber  nur  wegen  localer 
Unzuständigkeit.  Ein  Urtheil  des  Obergerichts  v.  2379.  1825,  wodurch  die  Be- 
sitzerin einer  Tabaksfabrik  zu  Hanau  wegen  Nachahmung  eines  Fabrikzeichens  be- 
straft wurde,  ist  cit.  Reichsgericht  ll./l.  1881  Entsch.  III  S.  83. 

2)  Heuser,  System  des  Kurhessischen  Straf-  und  Polizeirechts  S.  356  f.  382. 

3)  Dietzel  S.  243  Anra  ,  298  Anm.  (nach  Kersting,  das  Strafrecht  iuKurhesseu). 
*)  Krug  S.  65. 

5)  Goldschm.  Zeitschr.  XV  S.  195. 

6)  Goldschm.  Zeitschr.  VI  S.  147,  Krug  S.  53,  Jannasch  S.  33. 
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nungen  sollten  nicht  einmal  civilistischen  Schutz  gebiessen  und  ihre  Nach- 
machung höchstens  der  Strafbestimmung  über  Betrug  unterliegen  (§  1 
und  4  dieses  Gresetzes). 

Dieser  Rechtszustand  erfuhr  eine  theilweise  Aeuderung  durch  das 
Eeichsstrafgesetzbuch,  welches  in  §  287  bekanntlich  nur  Personen-  und 
Firmenmarken  schützt  und  die  Figurenmarken  schutzlos  lässt.  Mit  dem 
Erscheinen  des  Reichsstrafgesetzbuches  fielen  die  Bestimmungen  der  Par- 
tikularstrafgesetzbticher,  welche  sich  über  Markenschutz  aussprachen,  zu- 
sammen, und  so  eine  Reihe  von  sondergesetzlichen  Bestimmungen,  welche 
in  denselben  ihren  Rückhalt  hatten;  so  beispielsweise  die  strafrechtliche 
Bestimmung  der  Bayerischen  Verordnung,  welche  in  dem  bayerischen 
Strafgesetzbuch  wurzelte:  der  civilrechtliche  Gehalt  des  bayerischen  Ge- 
setzes bestand,  der  richtigen  Ansicht  nach,  fort,  vgl.  Lobker  S.  130,  ob- 
gleich dies  vielfach  verneint  wurde  *) :  bezüglich  der  figürlichen  Stahl 
waarenmarken  von  Westphalen  und  der  Rheinprovinz  nahm  man 
an,  dass  nicht  nur  der  Civilschutz,  sondern  auch  der  Strafschutz  fort- 
bestehe, nur  dass  an  Stelle  der  alten  Strafbestimmung  die  des  §  287 
des  R.St.G.B.  trete,  ebenso  wie  auch  das  Preuss.  Strafgesetzbuch  das 
alte  Recht  habe  fortbestehen  lassen  2),  Oppenhoff,  Strafgesetzb.  für  das 
deutsche  Reich  Note  25  zu  §  287  (dritte  Auflage),  Meyer,  Strafgesetzb. 
f.  d.  Nordd.  Bund,  zu  §  287  nr.  4  —  eine  Annahme,  die,  was  den  Straf- 
schutz betrifft,  mindestens  als  zweifelhaft  erscheinen  konnte.     Jedenfalls 


')  So  warde  dies  uarichtigerweise  verneint  vom  Handelsappellationsgericht 
München  3./11.  1876,  Sammlung  von  Entsch.  d  oberst.  Gerichtshofs  111  S.  307 
nnd  in  Hausers  Zeitschr.  f.  Reichs-  n.  Landesrecht  III  S.  454  f.  Dem  entsprach 
die  weitere  irrige  Annahme,  dass  solche  Zeichen  im  Moment  des  Eintritts  des 
Reichsmarkengesetzes  (1./^.  1875)  nicht  mehr  als  landesgesetzlich  geschätzte  zu 
betrachten  waren.  Auffallend  ist  die  Aenssernng  in  einer  handelsappellgerichtlichen 
Entsch.  in  einer  Färtber  Sache  15./3.  1866  unter  dem  alten  Rechte:  „selbst  wenn 
die  Bestimmungen  der  allerhöchsten  Verordnung  v.  21. /l 2.  1862  ein  civilrechtliches 
Verbot  begründen  könnten''  (Sammlung  handelsgerichtlicher  Entscheidungen  II, 
S.  237);  und  doch  sagte  die  V  0.  in  §  1,  dass  das  betreffende  Fabrikzeichen  die 
Erzeugnisse  mit  der  Wirkung  kennbar  mache,  „dass  die  Nachahmung  und  der  Ge- 
brauch dieser  Bezeichnungen  jedem  Dritten  verboten  bleibt".  Ist  das  nicht  eine 
civilistische  Untersagnng?  Ist  das  nicht  eine  Untersagnng,  die  bestehen  bleibt, 
wenn  auch  die  Strafe  wegfällt  —  wie  Ja  doch  so  Vieles  civilistisch  verboten  ist, 
das  keiner  Strafe  nnterliegt.  Diese  ganze  unrichtige  Jurisprudenz  ist  die  Folge 
der  unrichtigen  Theorie,  welche  von  der  Strafandrohung  ausgeht,  statt  von  dem 
Civilrecht,  das  durch  diese  Strafandrohung  geschützt  werden  soll;  welche  der 
Strafsanction  selbstständige  Bedeutung  beimisst,  anstatt  sie  als  den  verstärkten 
Schirm  des  Givilrechts  anzuerkennen. 

2)  Vgl.  Obertrib.  1./2.  1866  Oppenhoff,  Rechtsspr.  VII  S.  78. 
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war  dieser  Zustand  im  höchsten  Grade  unvollkommen,  und  erst  das  Keichs- 
g-esetz  vom  30.  Novbr.  1874  hat  einen  festen  und  sicheren  und  meisten- 
theils  auch  für  die  Dauer  haltbaren  Zustand  geschaffen. 

§  2. 

Schon  längst  wurde  die  allgemeine  deutsche  Regelung  des  Marken- 
schutzes als  dringendes  Bedtirfniss  erkamit  und  von  den  betheiligten 
Kreisen  lebhaft  befürwortet.  Der  IV.  deutsche  Haudelstag  zu  Berlin 
v.  1868  erklärte  einen  gesetzliclien  Markenschutz  innerhalb  des  Zollvereins 
für  dringend  geboten,  Ilirth,  Annalen  d.  d.  Reichs  1868  S.  979 :  die 
Handelskammern  von  Düsseldorf,  Berlin,  Köln,  Bielefeld,  Duisburg,  Mün- 
chen, Mülhausen  sprachen  sich  für  ein  Markengesetz  aus.  Im  Jahre  1870 
richtete  der  Ausschuss  des  deutschen  Handelstages  an  den  Bundesrath 
ein  Gesuch  um  Erlassung  eines  Markengesetzes,  und  auch  von  anderen 
Seiten  her  wurde  ein  solches  Gesetz  dringend  befürwortet;  ein  Autrag 
an  den  Bundesrath  um  möglichst  baldige  Vorlage  eines  Gesetzes  zum 
Schutze  der  Waarenzeichen  wurde  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom 
20. /5.  1873  einstimmig  oder  fast  einstimmig  angenommen^). 

Der  Entwurf  eines  deutschen  Markengesetzes  ging  am  29. 
October  1874  dem  Reichstag  zu  -).  Im  Reichstag  kam  er  am  4.  Novbr. 
1874  zur  ersten,  am  10.  und  11.  November  (ohne  förmliche  commissa- 
rische  Vorberathung)  zur  zweiten,  am  14.  November  zur  dritten  Berathuug, 
die  Schlussabstimmung  erfolgte  am  17.  November  3),  die  Publication  des 
Gesetzes  am  30.  November  1874^).  Am  I.Mai  1875  trat  es  in  Kraft  •\). 
Zu  dem  Gesetze  hinzu  trat  eine  Ausführungsordnung  des  Bnndesrathes 
vom  8.  Februar  1875. 

Das  deutsclie  Markengesetz,  welches  den  §  287  des  R.St.G.B.  auf- 
gehoben hat  ^),  bekundet  gegenüber  dem  seitherigen  Rechtszustande  einen 
grossen  Fortschritt.  Allerdings  ist  es  nicht  einwaudsfrei.  Die  Aus- 
schliessung derjenigen  Marken,  welche  bloss  aus  Buchstaben,  Zahlen  oder 
Worten  bestehen,  lässt  sich  gegenüber  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  und 


1)  Stenogr.  Berichte    des  Reichstags   I.  Legislaturperiode    IV.  Session   1873 
I.  8.  762.  766:  Antrag  Petersen. 

2)  Stenogr.  Berichte  des  Reichstags  II.  Legislaturperiode   II.  Sess     1874/75 
Bd.  III.  (Anlagen)  S.  632. 

3)  Stenogr.  Berichte  des  Reichstags  II.  Legislaturperiode  II.  Sess.    1874/75 
Bd.  I.  S.  32  f.  79  f.  98  f.  127  f.  175 

*)  Reicbsgesetzbl.  1874  S.  14  5  f. 

•'»)  §  21  des  Gesetzes. 

€)  Dartiber  kann  kein  Zweifel  sein,  vgl.  auch  Löbker  S.  133. 


59 

gegenüber  den  internationalen  Verhältnissen  nicht  halten.  Allerdings  weist 
das  Gesetz  in  dieser  Beziehung  gegenüber  dem  Entwurf  einen  grossen 
Fortschritt  auf:  der  Entwurf  lehnte  alle  Zeichen  ab,  welche  Zahlen, 
Buchstaben,  Worte  enthalten :  dieses  wurde  glücklicherweise,  allerdings 
in  letzter  Stunde,  dahin  geändert,  dass  nur  diejenigen  Zeiclien  abgelehnt 
wurden,  welche  ausschliesslich  aus  Zahlen ,  Buchstaben  oder  Worten  be- 
stehen, Stenogr.  Ber.  1874/75  I  S.  128  f.  130  f.;  aber  wie  es  sich  ge- 
wöhnlich mit  solchen  Aenderungcn  in  letzter  Stunde  verhält:  es  trat 
nicht  sofort  die  Combination  aller  Verhältnisse,  welche  sich  hieraus  er- 
geben, zu  Tage,  und  so  entbehrt  das  Gesetz  *  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung über  deceptive  und  rechtswidrige  Marken,  welche  sehr  wün- 
schenswerth  wäre,  insbesondere  da  die  practische  deutsche  Jurisprudenz 
in  dieser  Materie  eine  viel  geringere  principielle  Productionskraft  be- 
wiesen hat,  als  die  französische  und  englische.  Ebenso  wäre  auch  eine 
ausdrückliche  Bestimmung  über  die  Behandlung  der  Homonymie  sehr  er- 
wünscht; die  Ausdehnung  des  vollen  Markenschutzes,  also  auch  des  Straf- 
schutzes auf  die  geographische  Bezeichnung  des  Erzeugungsortes  ist  ein 
dringendes  Bedürfniss ;  der  Ausschluss  der  nicht  commerciellen  Producenten 
von  der  figürlichen  Marke  sollte  in  der  Zukunft  wegfallen ;  bezüglich  der 
Ausländer  sollte  die  Ausnahme  zur  Regel,  die  Regel  zur  Ausnahme  werden  r 
der  Ausländer  sollte  zugelassen  werden,  vorbehaltlich  eines  ausnahms- 
weisen  Retorsionsrechtes,  wie  solches  in  §  4  der  Konk.-Ord.  vortrefflich 
statuirt  ist.  Und  was  die  Fundamentalfrage  über  die  constitutive  oder 
declarative  Natur  des  Eintrages  betrifft,  so  hat  das  deutsche  Gesetz, 
richtig  verstanden,  die  Schattenseiten  nicht,  welche  man  ihm  vielfach 
zum  Vorwurf  gemacht  hat,  wenn  auch  eine  Aenderung  desselben  nach 
der  Massgabe  des  englischen  Systems  hier  sehr  wünschenswerth  wäre. 
Auch  das  Eintragungswesen  hat  seine  Schattenseite :  eine  einheitliche 
Eintragstelle  und  eine  wirksamere  Vorprüfung  ist  im  höchsten  Grade  zu 
befürworten.  Und  was  die  strafrechtliche  Behandlung  betrifft,  so  ist  ein 
wesentlich  erweiterter  Strafrahmen  ein  unabweisliches  Bedürfniss,  die 
Antragsqualität  des  Delictes  wäre  unbedingt  mit  der  Officialqualität  zu 
vertauschen,  wie  solche  unter  dem  R.St.G.B.  bestanden  hatte. 

Immerhin  hat   das  Gesetz   hervorragendes   geleistet  ^) ;    die  Haupt- 
sache aber  ist  eine  freie,  weitschauende,  von  den  Tiefen  der  Rechtsprin- 


1)  Za  dem  erfreulichen  Aufschwung  der  deutschen  Industrie  hat  die  Patent- 
Muster-,  und  nicht  zum  mindesten  auch  die  Markenschutz-Gesetzgebung  in  hervor- 
ragender Weise  beigetragen,  wenn  auch  die  deutsche  Industrie  im  Anfang  dem 
Markengesetze  etwas  lau  entgegengekommen  ist.  Man  vergl.  über  die  günstigen 
Folgen  dieser  gewerblichen  Gesetzgebung  beispielsweise  den  Bericht  der  Handels- 
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cipien  ausgehende  Jurisprudenz,  welche  diese  Materie  nicht  als  ein  Ding 
ä  part,  sondern  als  einen  Ausfluss  allgemeiner  Rechtsideen  behandelt^ 
eine  Jurisprudenz,  wie  sie  in  Frankreich  und  England  schon  seit  Jahr- 
zehnten blüht  und  die  bedeutendsten  Leistungen  getrieben  hat.  Vieles 
ist  in  dieser  Beziehung  bei  uns  schon  geleistet  worden,  und  die  Ent-  - 
Scheidungen  des  höchsten  Gerichtshofes  sind  mächtige  Factoren  des  Fort- 
schrittes gewesen,  ebenso  wie  schon  vorher  namentlich  das  badische 
Oberhofgericht  sich  durch  seine  Entscheidung  über  das  Recht  des  Zeitungs- 
titels ein  ständiges  Denkmal  gesetzt  hat.  Wohl  aber  ist  noch  eine 
reichere  und  vollere  Anerkennung  des  Individualrechts  mit  seinem  Schutze 
gegen  die  illoyale  Concurrenz  dringend  wünschenswerth ;  die  Anerkennung 
dieses  ist  der  nothwendige  Rückhalt,  den  ein  Markengesetz  haben  muss, 
die  nothwendige  Ergänzung,  welche  kein  Markenrecht  auf  die  Dauer  ent- 
behren kann:  denn  die  Unredlichkeit  ist  ein  Proteus,  der  sich  in  tausend 
Formen  flüchtet  und  gerade  die  gesetzlich  verpönten  Gestalten  vermeidet, 
um  iu  unzähligen  Verkleidungen  dem  loyalen  Verkehr  die  Früchte  seiner 
redlichen  Bemühungen  abzujagen:  ein  Proteus,  welcher  daher  nur  durch 
ein  ebenso  gestaltenreiches  Rechtsprincip,  nicht  durch  das  Spezialmittel 
eines  einzelnen  formalen  Rechtsinstitutes  wirksam  bekämpft  werden  kann. 
Dass  die  Gerichte  es  als  ihre  Mission  erkennen,  gegen  jede  illoyale 
Extravaganz  des  Verkehres,  gegen  jeden  unredlichen  Versuch,  sich  die 
Bezeichnungs weise  eines  Andern  beizulegen  und  sich  Vortheile  zu  er- 
schleichen, die  einem  Andern  gebühren,  scharf  und  schonungslos  einzu- 
schreiten und  ein  jedes  derartiges  Gebahren  in  der  Wurzel  zu  treffen: 
darin,  und  nicht  in  der  Vollkommenheit  eines  Spezialgesetzes  liegt  der 
eminente  Vorzug  des  französischen,  englischen  und  augloamerikanischen 
Verkehrsrechts,  darin  liegt  die  Quelle  des  Segens,  welchen  die  dortige 
Jurisprudenz  über  die  Verkehrsverhältnisse  in  so  reichem  Masse  ver- 
breitet hat;  in  dieser  Sphäre  liegt  die  wahre  Lebenskraft,  welche  ein 
Spezialrecht,  wie  das  Markenrecht  stets  von  Neuem  befruchten  und  seinen 
Sätzen  ein  ständiges  Leben  einhauchen  wird.  In  den  Principien  des  guten 
Glaubens  ruht  alles  Verkelirsrecht,  und  je  mehr  diese  Principien  gepflegt 
und  in  ihrem  unerschöpflichen  Gehalte  entwickelt  werden,  desto  mehr 
werden  die  Institute  des  Verkehrsrechts  gedeihen  und  dem  Verkehr  das 
humane  Gepräge  verleihen,  welches  stets  das  Merkmal  ächter  Kultur  und 
wahrer  Bildung  sein  wird:  im  Gegensatz  zu  der  Verbildung  und  der 
sittlichen  Fäulniss,  welche  den  Verkehr  vergiftet,  der  nicht  stets  durch  den 
frischen  Hauch  der  bona  fides    belebt,   erquickt  und  neu  befruchtet  wird. 

kammer  Frankfurt  a'M.  für  1882,  Reichsanzeiger  Centralh.  R.  26./4.  1883  nr.  97; 
auch  schon  Bericht  derselben  Handelskammer  pro  1879  C.H.R.  1880  nr.  110. 
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§    3, 

Auch  Oesterreich  hat  zuerst  den  Weg-  der  Spezialgesetzgebung- 
betreten,  bevor  es  zu  einer  allgemeinen  Regelung  der  Materie  geschritten 
isti).  Das  Patent  von  9./9.  1785  und  das  Hofdecret  von  17./3.  1802 
bezogen  sich  auf  Eisenwaaren  und  bestimmten  —  in  ähnlicher  Weise  wie 
die  Bergischen  Verordnungen  —  dass  die  Zeichen  angemeldet  und  bei  der 
öflfentlichen  Stelle  (dem  Kreisamte)  eingetragen  werden  sollten ;  jeder  Meister 
sollte  sich  nur  eines  so  gebilligten  Zeichens  bedienen  dürfen  2);  dazu 
kam  für  die  Sensenschmiede  noch  ein  Hofdekret  v.  14. /6.  1808.  Weitere 
Bestimmungen  bezogen  sich  auf  die  ührenindustrie,  so  Hofdecret  v.  6./11. 
1793  und  1./2.  1794,  andere  auf  die  Bäcker,  V.O.  v.  17./11.  1718,  auf 
Zinngiesser  u.  s.  f.  Eine  einheitliche  Regelung  ist  durch  das  bekannte  Gesetz 
V.  7./12.  1858  erfolgt,  welches  seit  dem  l./l.  1859  in  Wirksamkeit  steht. 
Die  Haupteigenheit  dieses  Gesetzes  ist  es,  dass  diese  Materie  nicht  als 
privatrechtliche,  sondern  als  publicistische  behandelt  wird  und  somit  die 
Verhandlungen  und  Entscheidungen  der  politischen  Behörde  zugewiesen 
sind;  nur  über  die  Entschädigungsansprüche  entscheidet  der  Civilrichter, 
§  23  des  Gesetzes;  vgl.  Stubenrauch  S.  25.  31,  Ulbrich,  Lehrbuch  des 
österreichischen  Staatsrecht  S.  577.  Entsprechend  wurde  von  dem  österr. 
Obersten  Gerichtshofe  8./2.  1870  erkannt,  dass,  da  der.  Gebrauch  der 
Firma  zur  Bezeichnung  der  Waare  nicht  unter  a.  27  des  H.G.B.,  sondern 
unter  das  Markengesetz  fällt,  der  Streit  darüber  nicht  vor  die  Civilge- 
richte,  sondern  vor  die  politischen  Verwaltungsbehörden  gehört,  AUgem. 
österr.  Gerichtszeitung  XXI  (1870)  S.  171.  Durch  Gesetz  v.  15./6.  1865 
ist  der  Markenschutz  für  den  Fall  der  Reciprocität  auf  Ausländer  er- 
streckt worden   (R.G.Bl.  nr.  45). 

Ein  neues  österreichisches  Markengesetz  wurde  vielfach  als  Be- 
dürfniss  empftinden,  und  bereits  sind  Schritte  geschehen,  um  die  nöthigen 
Unterlagen  für  eine  Erneuerung  der  Materie  zu  sammeln.  Auf  Veranlass- 
ung des  Handelsministeriums  ist  eine  Reihe  von  Gutachten  eingelaufen,, 
diese  sind  Yon  Baron  Weigelsperg  als  ^Materialien  zur  Frage  der  Revision 
der  Gesetze  betreffend  den  Marken-  und  Muster-  (Modell-)  Schutz"  zu- 
sammengestellt worden.  Vgl.  dazu  auch  Peez  in  der  Wochenschrift  de» 
niederösterreichischen  Gewerbevereins  1882  S.  311. 


^)   Vergl.   zum   folgenden    Stuhenraiich,   das    österreichische   Marken-    und 
Mnstergesetz  S.  1  f.,    ferner  die  Mam'sche  Taschenausgabe  österr.  Ges.  I.  2  S.  52  f- 
2j  Stubenrauch  S.  2. 
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In  Frankreich  M  beginnt  die  moderne  Regelung  der  Materie  mit 
dem  Gesetz  vom  22  gerrainal  XI,  wozu  das  Decret  v.  11. /6.  1809  über 
die  prud'  hommes  hinzutrat,  welchen  in  dieser  Materie  eine  weitgehende 
Competenz  ertheilt  wurde ;  dieses  Decret  v.  11./ 6.  1809  wurde  in  einigem 
geändert  durch  späteres  Decret  v.  20. ;2.  1810  2).  Der  Code  penal  ent- 
hielt in  a.  142.  143  sehr  strenge  Strafen  gegen  den  Fälscher  nicht  nur 
von  öffentlichen,  sondern  auch  von  Privatmarken  (sceau,  timbre  ou  marque 
d'une  autorite  quelconque  ou  d*un  etablissement  particulier  de  banque  oa 
de  commerce).  Die  Strafen  waren  reclusion  und  bzw.  degradation  civique. 
Einige  Spezialgesetze  befassten  sich  mit  speziellen  Industriezweigen^;. 
Die  allgemeine  Materie  dagegen  fand  ihre  Neuregelung  durch  das  Gesetz 
V.  28.;  7.  1824,  welches  sich  auf  Namen- und  Ortsbezeichnungen,  und  durch 
das  Gesetz  v.  23./6.  1857,  welches  sich  auf  die  Zeichenmarken  bezieht  •*). 
Diese  Gesetze  bilden  die  Grundlage  des  heutigen  französischen  Marken- 
rechts; hinzugetreten  ist  das  Gesetz  v.  26./11.  1873  über  die  Markeu- 
«tempelung.  Dazu  kommt  das  Ausführungsdecret  v.  26./7.  1858,  sowie 
verschiedene  ministerielle  Erlasse  v.  27./6.  1857,  6./8.  1857  u.  a.  Durch 
Decret  v.  8./8.  1873  wurde  das  Gesetz  und  das  Ausführungsdekret  in 
den  Colonieen  für  anwendbar  erklärt.  Zum  Gesetz  v.  1873  ist  ein  Aus- 
führungsdekret V.  25. /6.  1874  getreten. 

Die  französische  Legislatur  hat  wesentliche  Mängel.  Die  Zerspalt- 
ung  der  Materie  in  zwei  Gesetze  mit  einer  Reihe  w-esentlicher  und  tech- 


1)  Vgl.  zum  folgeudeu  besonders  Favard  de  Langlade,  Rep.  de  la  nouvelle 
legislation  v.  mannfacture  III,  p.  433  f.,  Gastambide,  contrefacjon  nr.  411  f., 
Menouard,  droit  industriel  p.  371  f.,  Pouillet  nr.  3  f.,  Motive  des  französischen 
Gesetzes  v.  1857,  bei  Pouillet  p.  646  f. 

2)  Vergl.  insbesondere  a*  6  dieses  Decrets:  „Les  couseils  de  prnd'  bommes 
r^nnis  sont  arbitres  de  la  sufflsance  on  de  'Finsaffisance  de  diff^rences  entre  les 
marqaes  deja  adoptees  et  les  nouvelles  qui  seraient  propos^es,  on  mdme  entre  Celles 
d^jä  existantes ;  et,  en  cas  de  contestation,  eile  sera  portee  an  tribnnal  de  com- 
merce, qni  prononcera  aprös  avoir  vn  l'avis  dn  conseil  de  prnd'  hommes.  S.  bei 
Oastamhide  p.  418. 

3)  Mit  Qnincaillerie-  nnd  Messerschmied waareu  Decret  23  nivose  IX  nnd 
5.  9.  1810;  mit  Seifenwaaren  Decret  v.  1./4.  1811,  v.  18./9.  1811  und  v.  22./12.  1812. 
Verwandt  sind  auch  die  Decrete  über  die  Localzeichen  der  Städte  mit  Tuch- 
industrie:  jede  Stadt  sollte  ihre  besondere  lisi^re  als  Erkennnngszeichen  annehmea 
dürfen,  Decret  v.  25./7.  1810  (für  Louviers),  v.  22/12.  1812  (für  die  Städte  über- 
haupt). Vergl.  den  Text  dieser  verschiedenen  Decrete  bei  Gastambide  p.  431  f. 
441.  442  f.  445  f. 

*)  Schon  im  Jahre  1846  wurde  ein  neues  Markengesetz  angeregt,  auch  in 
der  Pairskammer  angenommen;  es  gelangte  aber  nicht  zur  Durchführung. 
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nischer  Verschiedenheiten  ist  äusserst  störend  und  führt  bisweilen  zu  ganz 
seltsamen  Eesultaten:  die  übergrosse  Kürze  des  ersten  Gesetzes  hat  eine 
Reihe  von  Streitfragen  hervorgerufen;  der  Mangel  einer  jeglichen  Vor- 
prüfung und  der  unbeschränkte  Grundsatz  von  der  bloss  declarativen 
Wirkung  der  Anmeldung  nehmen  dem  Markenregister  einen  grossen  Theil 
der  Sicherheit  und  Brauchbarkeit  und  geben  zu  vielen  Processen  Anlass ; 
die  Rechte  der  Ausländer  sind  erst  seit  dem  Gesetze  von  1873  in  an- 
nehmbarer Weise  geregelt.  Aber  diese  und  andere  Mängel  treten  zurück 
hinter  der  staunenswertheu  Art,  wie  die  französische  Jurisprudenz  die 
ganze  Materie  entwickelt  und  ausgestaltet  hat ;  in  den  letzten  3  Jahr- 
zehnten ist  ein  bewunderungswürdiges  Material  juristischen  Geisteslebens 
gerade  in  dieser  Materie  zu  Tage  getreten,  und  namentlich  die  Annalen 
Pataille's  bieten  einen  überreichen  Stoff  rechtlicher  Gestaltungen,  deren 
Studium  mir  für  das  vorliegende  Werk  die  reichste  Förderung  geboten  hat. 

In  Belgien  ij  bestand  bis  zu  der  neuesten  Legislation  von  1879 
das  französische  Gesetz  vom  22.  germ.  XI  fort,  ebenso  die  Decrete  von 
11./6.  1809  und  20./2.  1810.  Dazu  kommen  neben  anderen  Spezialge- 
setzen eine  königliche  Verordnung  v.  25. /12.  1818  für  Pfeifenfabriken 
und  eineVerordnung  V.  1./6.  1820  für  Tuchfabriken,  sodann  die  bekannten 
vier  a.  des  belgischen  Strafgesetzbuchs  v.  1867:  a.  191.  184.  213.  214, 
von  welchen  der  erstere,  als  die  Namenmarke  betreffend,. noch  fortbesteht  2)  : 
so  hat  auch  das  belgische  Recht,  wie  dm  französische,  das  Namen-  und 
Zeichenrecht  in  zwei  verschiedene  Gesetze  gespalten.  Die  Neuregel- 
ung des  Zeichenrechts  erfolgte  durch  das  in  hohem  Masse  gelungene  Gesetz 
V.  1./4.  1879,  welches  mit  dem  1.  October  1879  in  Kraft  trat.  Vgl. 
dazu  noch  Verordnung  von  7./7.  1879  und  zwei  Ministerial-Circulare 
V.  8./7.  18798). 

Auch  in  Holland  galten  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  v.  22.  germ.  XI  und  einzelne  Specialverordnungen,  wie  jene 
vom  23.  niv.  IX  und  v.  25./12.  1818,  ferner  die  a.  142  und  143  des 
Strafgesetzbuchs.  Das  neue  holländische  Gesetz  v.  25.  Mai  1880  trat 
mit  dem  1.  Januar  1881  in  Wirksamkeit -*) :  es  enthält  eine  Reihe  tüchtiger 

1)  Vgl.  zum  folgenden  J?o,  commentaire  de  la  loi  .  .  .  sur  les  marques  de 
fabriqne  p.  81  f.  267  f.  339  f.,  BrauUj  nouveau  trait6  des  marques  de  fabriqne 
p.  44  f. 

2)  Die  a.  184.  213.  214  wurden,  so  weit  sie  sich  auf  die  Marken  beziehen, 
durch  a.  17  des  Gesetzes  v.  1879  ausdrücklich  aufgehoben. 

3)  Staatsverträge  Belgiens,  welche  sich  auf  den  Markenschutz  beziehen, 
s.  bei  BOj  p.  292  f. 

*)  Vgl.  auch  Stern  im  Journ.  de  droit  intern,  prive  VIII  p.  134. 
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Rechtsgedanken,  namentlich  das  Anfgebotsverfahren  ist  bemerkenswerth. 

In  der  Schweiz  bestand  vor  dem  Bundesgesetz  v.  19./12.  1879 
nur  in  einzelnen  Kantonen  ein  Markenschutz  i),  so  nach  dem  Strafgesetz- 
buch von  Neuchatel  a.  117,  nach  dem  von  Waadt  a.  171  und  dem  von 
SchafFliauseu  a.  237,  sodann  nach  dem  Genfer  Markengesetz  5./4.  1862'). 
Das  Cresetz  von  19./12.  1879  wurde  mit  dem  16.  April  1880  als  execu- 
torisch  erklärt.  Zum  Gesetze  trat  die  Ausführungsverordnung  v.  2./ 10. 
1880  und  ein  Bundesrathsbeschluss  v.  4./1.  1881,  welcher  eine  tiefgrei- 
fende Modification  enthält.  Das  Gesetz  ist  eine  in  vielen  Beziehungen 
hervorragende  legislative  Arbeit. 

In  England  hat  sich  der  generelle  Markenschutz  zuerst  als  Schutz 
gegen  Betrug  im  Lawverfahren,  dann  aber  als  Schutz  eines  absoluten 
Eechts  in  der  Equityjurisprudenz  entwickelt 3) :  es  hat  sich  der  Grundsatz 
gebildet,  dass  Niemand  seine  Waare  als  die  eines  Andern  in  Verkehr 
bringen  dürfe,  und  daran  schloss  sich  der  Satz  an,  dass  in  einem  solchen 
Falle  demjenigen,  dessen  Verkehrsbezeichnung  nachgeahmt  wird,  ein  An- 
spruch auf  Unterlassung  zustehe,  welcher  Anspruch  durch  ein  richter- 
liches Verbot,  eine  injunction,  zu  realisiren  sei.  Man  führt  bereits  eine 
Entscheidung  von  1590  an,  wo  ein  Betrugsanspruch  gegen  einen  Tuch- 
händler zugelassen  wurde,  der  seiner  schlechten  Waare  die  Marke  eines 
Concurrenten  anfügte,  Casus  Southern  v.  How,  Sebastian,  Digest,  nr.  1; 
doch  ist  es  sehr  fraglich,  ob  hier  der  Markenberechtigte  oder  der  ge- 
täuschte Käufer  der  Kläger  war,  letzteres  sogar  wahrscheinlicher,  so 
dass  also  dieser  Process  mit  unserer  Materie  keine  weitere  Berührung 
hätte.  In  einer  Entscheidung  vom  18./12.  1742  wurde  sogar  der 
Markenschutz  ausdrücklich  verworfen,  Blanchard  v.  Hill,  Sebastian 
nr.  2  p.  1  f.:  „Every  particular  trader  has  some  particular  mark  or 
stamp ;  but  I  do  not  know  of  any  instance  of  granting  an  injunction 
here  to   restrain    one   trader   from  using   the   same   mark  with  another 

and  I  think  it  would   be  of  mischievous  consequence  to  do  it 

An  objection  has  been  made  that  the  defendant  in  using  this  mark  pre- 
judices  the  plaintiif  by  taking  away  his  customers.  But  there  is  no  more 
weight  in  this  than  there  would  be  in  an  objection  to  one  innkeeper  setting* 
up  the  same  sign  with  another'' !  Dagegen  wurde  bereits  am  15./3.  1803 
Hogg  V.  Kirby,  Sebastian  nr.  10  eine  injunction   gewährt,   als  der  Be- 


1)  Vgl.  über  diese  Zustände   auch  die  Botschaft  des  Bundesrathea   v.  31./ 10 
1879,  Reg.  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  319. 

2)  Beilageheft  zu  Goldschm.  Zeitschr.  XII  S.  165.  167. 

3j  Vergl.  zum  folgenden  auch   Upton,  p.  10  f.  89  f.,  Brewry,  p.  3  f. 
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klagrte  den  Journaltitel  des  Klägers  nachahmte,  und  im  Jahr  1811  Sedon 
V.  Senate,  Sebcistian  nr.  18  wurde  in  gleicher  Weise  geholfen,  als  der 
Beklagte  eine  Mixtur  mit  Veranstaltungen  verkaufte,  welche  sie  als  die 
des  Klägers  erscheinen  liess;  eine  ähnliche  Entscheidung  erging  1816 
Day  V.  Day,  Sebastian  nr.  21,  wo  der  Beklagte  die  Bezeichnungsweise 
des  Klägers  auf  seiner  Waare  nachgeahmt  hatte.  Massgehend  waren 
aber  insbesondere  zwei  Entscheidungen  v.  12./1.  1833  und  15./4.  1833 
Blofeld  V.  Payne  und  öout  v.  Aleploglu,  Sebastian  nr.  50.  51 ;  immer- 
hin blieb  bezüglich  der  gimndlegenden  Principien  noch  manches  streitig  ^), 
bis  das  Gesetz  von  1862  erschien,  von  welchem  alsbald  gehandelt 
werden  soll. 

Daneben  waren  alte  aus  zünftiger  Zeit  herrührende  Specialmarken- 
institute in  üebung,  und  von  diesen  hat  keines  eine  grössere  Bedeutung 
erlangt,  als  das  Institut  der  Messerschmiede  von  Sheffield,  der  Cutlers 
Company  von  Hallamshire  2).  Dieselben  waren  zünftig  organisirt  und  ihre 
Verhältnisse  bereits  durch  eine  Farlamentsakte  von  1623  geregelt,  an 
welche  sich  eine  Reihe  späterer  Parlamentsakten  anschloss.  In  der 
Parlamentsakte  von  1623  war  bestimmt,  dass  jedes  Mitglied  nur  eine 
Marke  fuhren  dürfe,  welche  ihm  von  der  Zunft  zugewiesen  würde.  Auch 
nach  der  Akte  von  1791  sollte  jedem  Mitglied  ein  Zeichen  gegeben  wer- 
den „to  be  Struck,  engraved  or  used  by  him"}  wer  eine  Marke  nachmache, 
solle  in  eine  Strafe  von  4  1.  bis  20  1.  verfallen,  von  welcher  die  Hälfte 
dem  verletzten  Markenberechtigten  zukommen  solle;  nach  dem  Tode  des 
Berechtigten  solle  die  Marke  an  die  Wittwe  fallen,  welche  sie  weiter 
führen  oder  an  einen  Geschäftsgenossen  verkaufen  könne.  In  dieser  letzten 
Beziehung  gibt  die  Akte  von  1801  weitere  Norm :  der  Berechtigte  solle 
über  die  Marke  letztwillig  verfugen  können,  vorbehaltlich  des  Benützungs- 
rechts der  Wittwe  zu  ihrer  Lebzeit ;  in  Ermangelung  einer  solchen  Ver- 
fügung solle  sie  an  einen  Verwandten  fallen,  welcher  zur  Führung  be- 
rechtigt sei.  Aber  auch  als  mit  Akte  von  1814  der  Zunftzwang  ge- 
brochen wurde,  blieb  die  Einrichtung  bestehen,  dass  jeder  Messerschmied 
innerhalb  des  Districts  sich  eine  Marke  zuweisen  lassen  konnte,  und  auch 
in  dieser  Akte  war  vorgesehen,  dass  die  täuschende  Nachmachung  oder 
Nachahmung  der  Marke  zu  einer  Strafe  von  20  1.  führe,  von  welcher 
die  Hälfte  dem  Berechtigten   zukommen    solle.     Die  Parlamentsakte  von 


1)  Vgl.  darüber  die  Disrussion  der  massgebenden  Urtheile  bei  Dretory  1.  c. 

2)  Yergl.  die  entsprechenden  Parlamentsakten  im  Anszng  bei  Daniel^  the 
Trade  marks  Registration  Act  p.  143  f.  Mau  vergl.  über  diese  Corporation  im 
Allgemeinen  auch  Held,  zwei  Bücher  znr  socialen  Geschichte  Englands  S.  490. 

Kohler 4  Kecht  des  MarkenBchutzes.  5 
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1860  dehnte  diese  Bestimmung  auf  alle  Personen  des  betreffenden  Districts 
aus  „exercising  the  arts  or  trades  of  manufacturers  of  steel  and  makers 
of  saws  and  edge  tools  and  other  articles  of  steel,  or  of  steel  and  iron 
comblned,  having  a  cutting  edge";  und  diese  Sonderstellung  blieb  auch 
unter  der  allgemeinen  Markengesetzgebung  der  Jahre  1862.  1875.  1883 
bestehen,  nur  dass  für  den  Eintrag  solcher  Marken  und  für  das  Ver- 
hältniss  des  Sheffielder  Registers  zum  Generalmarkenregister  besondere 
Vorsehung  getroffen  werden  musste.  So  bietet  uns  das  Recht  der  Shef- 
fielder Messerschmiedmarken  das  interessante  Beispiel  einer  Markenentwick- 
lung, welche  von  dem  mittelalterlichen  Zunftwesen  bis  in  die  heutigen 
Verkehrsverhältnisse  hineinreicht,  und  es  wäre  vielleicht  zweckmässig  ge- 
wesen, wenn  das  deutsche  Gesetz  der  rheinischen  Eisenindustrie  in  glei- 
cher Weise  ihre  altbewährte  Einrichtung  neben  dem  allgemeinen  Rechte 
belassen  hätte. 

Eine  allgemeine  Normirung  des  Markenrechts  erfolgt  zunächst  in 
der  Merchandise  Marks  Act  1862  (25  u.  26  Vict.  c.  88),  welche  nament- 
lich durch  eingreifende  Strafvorschriften  den  Ernst  der  Materie  gehoben 
hat.  Eine  publike  Registrirung  der  Marken  wurde  in  dieser  Akte 
nicht  vorgesehen.  Eine  solche  ist  erst  nach  langem  Widerstände  und 
unter  dem  Impulse  des  deutschen  Gesetzes  in  England  durchgedrungen  i), 
sie  ist  durchgedrungen  in  der  Trade  Marks  Registration  Akte  von  1875 
(38  und  39  Vict.  c.  91),  zu  welcher  hinzutraten  die  Trade  Marks  Registra- 
tion Amendement  Akte  von  1876  (39  und  40  Vict.  c.  33),  die  Trade 
Marks  Registration  Extension  Akte  von  1877  (40  und  41  Vict.  c.  37) 
und  der  Order  in  Council  vom  12./12.  18772);  dazu  kamen  ausführliche 
Rules  des  Lord  Kanzlers,  welche  die  Registrirung  regelten.  Die  Gesetze 
von  1875.  1876.  1877  haben  aber  heutzutage  keine  formale  Gültigkeit 
mehr;  sie  sind  aufgehoben  durch  die  grosse  Patents,  Designs  and  Trade 
Marks  Akte  vom  25./8.  1883  (46  u.  47  Vict.  c.  57)  3),  deren  s.  62—81 
sich  speziell  mit  dem  Markenrechte  befassen.  Diese  Akte  hat  den  In- 
halt der  Regierungsakten  von  1875 — 1877   in    sich   aufgenommen,    aber 


<)  Vgl.  auch  MiUermaia-  in  Goldschm.  Zeitschr.  XX  S.  100,  XXI  S.  137. 

2)  Die  grosse  Menge  der  angemeldeten  Marken  konnte  in  der  dafür  gesetz- 
lich vorgesehenen  Zeit  nicht  bewältigt  werden;  daher  wnrde  diese  Periode  zuerst 
durch  Gesetz  v.  1876  im  Allgemeinen,  sodann  durch  Gesetz  und  durch  Oabinets- 
Order  von  1877  noch  weiter  bezüglich  der  Textilindustrie  erstreckt. 

3)  An  Act  to  amend  and  consolidate  the  Law  relating  to  Patents  for  In- 
ventions,  Registration  of  Designs  and  of  Trade  Marks.  Ueber  die  Geschichte  dieses 
Gesetzes  vgl.  auch  Wirih,  Reform  der  Patent-Gesetzgebung  in  der  Neuzeit  S.  123  f. 
157  f.  178  f.  217  f.,  Klostermann  in  Hildebrand's  Jahrb.  B.  41  S.  526  f. 
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nicht  ohne  tiefgreifende  Aendernngen.  Aach  zu  diesem  Gesetze  sind  aus- 
fiihrliche  Rules  ergangen:  zu  dem  Theile,  welcher  sich  auf  das  Marken- 
recht bezieht,  die  Trade-Marks  Rules  des  Board  of  Trade  v.  21./12.  1883, 
welche  seit  1.  Januar  1884  in  Kraft  sind  und  die  l^üheren  Rules  ver- 
drängt haben. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  trotz  mancher  Schwerfälligkeiten  und 
Sonderlichkeiten  vortreffliche  Seiten,  sie  ist  auf  vortreffliche  Principien 
aufgebaut.  Das  formale  Markensystem,  welches  Alles  in  die  Registrirung 
verlegt,  und  das  materielle  System,  welches  der  Uebung  des  Zeichens  im 
Verkehr  die  Hauptbedeutung  zumisst  und  den  Eintrag  desselben  in  den 
Hintergrund  drängt,  sind  hier  in  einer  Weise  vereinigt  und  versöhnt, 
wie  in  keiner  anderen  Gesetzgebung:  dadurch  sind  die  entsprechenden 
Postulate  des  Verkehrs  in  ein  richtiges  Gleichgewicht  gesetzt  und  keines 
derselben  ist  dem  andern  geopfert.  Die  Concentrirung  des  Eintragswesens 
in  einer  Centralstelle  und  das  System  der  Vorprüfung  sind  am  consequen- 
testen  durchgeführt;  der  Ausschluss  der  Wortmarke,  wie  er  sich  in  s.  10 
des  Registrirungsgesetzes  von  1875  fand,  ist  in  dem  neuen  Gesetze 
s«  64  mit  Fug  und  Recht  aufgegeben,  und  auch  sonst,  z.  B.  bezüglich 
der  Uebertragung  der  Marke,  befolgt  die  Akte  die  richtigen  Principien ; 
besondere  Hervorhebung  verdient  die  schonende  Art,  in  welcher  zur  Streich- 
ung des  veijährten  Markeneintrages  geschritten  wird,  und  die  Bestimmung 
über  die  5  jährige  Markensperre  nach  erfolgter  Streichung  (Erlöschung 
der  Marke)  entspricht  einem  wirklichen  Bedürfnisse.  Die  englische  Ge- 
setzgebung ist  die  bedeutungsvollste,  principiell  wichtigste  Erscheinung, 
welche  das  moderne  Markenrecht  aufzuweisen  hat ;  und  auch  die  englische 
Jurisprudenz  ist  durch  tiefes  Eindringen  in  die  Principien  der  Materie, 
durch  weiten  Blick,  gesunden  Geist,  kräftige  Erfassung  der  Postulate 
der  bona  ftdes  vor  allen  ausgezeichnet  und  steht  der  französischen 
Jurisprudenz  in   dieser  Beziehung  ebenbürtig  gegenüber. 

In  Amerika  hat  das  common  law  die  Grundsätze  des  englischen 
Rechts  und  damit  auch  den  Grundsatz  des  Individualschutzes  mit  über- 
nommen; eine  Reihe  von  Staaten  entwickelte  den  Rechtsgedanken  weiter, 
80  New  York  Gesetz  1./4.  1850  eh.  i23  und  Ges.  v.  1862.  1863  i), 
so  Califomien  18632),  go  Missouri  22./2.  1870»). 


0  Entscheidangen  bei  Cox  p.  382,  and  Coddingion  p.  333,  ferner  Kent,  Oom- 
mentaries  on  American  Law  8.  ed.  (1860)  II  p.  485* 

8)  Vgl.  Snpreme  Court  of  California  Octob.  1865  Derringer  v.  Plate  Cox 
p.  324,  Id.  1868  Falkinbnrgh  v.  Lncy  Coddington  p.  882.  333. 

>)  Vgl.  Missonri  Snpreme  Conrt  März  1874  Missoari  v.  Gribbs  Sehast  p.  261. 

5* 
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Eine  neue  Wendung  nahm  die  Sache  durch  das  Bundesgetz  vom 
8./7. 1870  s.  77 — 84,  welches  in  die  Revised  Statutes  aufgenommen  wurde : 
8.  4937 — 4947 ;  denn  hier  wurde  von  Bundes  halber  die  Materie  geordnet  ; 
es  wurde  das  Registrirungssystem  eingeführt,  und  dabei  die  Registrirung 
an  das  Patentoffice  verwiesen;  dazu  kam  ein  ergänzendes  Strafgesetz, 
an  act  to  punish  the  counterfeiting  of  trademark  goods  and  the  sale  or 
dealing  in  of  counterfeit  trade-mark  goods  v.  14./8.  1876,  welches  den 
eingetragenen  Marken  noch  eine  energische  Sanction  ertheilte.  Ausfuhr- 
liche Rules  des  Fatentoffice  regelten  die  patentamtlichen  Verhältnisse, 
von  welchen  sich  s.  84 — 88  speciell  mit  dem  Markenrecht  befassten. 
Diese  Regelung  war  jedoch  von  kurzem  Bestand. 

Es  war  noch  Ende  des  Jahres  1879,  als  der  höchste  Gerichtshof 
der  vereinigten  Staaten  die  ganze  bundesstaatliche  Gesetzgebung  über 
das  Markenrecht  für  verfassungswidrig  und  deshalb  ungültig  erklärte  '). 
Bekanntlich  gibt  die  amerikanische  Verfassung  dem  Bunde  nur  das  Gesetzes- 
recht in  Bezug  auf  die  Verhältnisse  der  Autoren  und  Erfinder  zu  ihren 
geistigen  Schöpfungen  —  wozu  die  Marke  als  blosses  Unterscheidungs- 
zeichen nicht  gehört  —  und  in  Bezug  auf  die  Regulirung  des  Handels 
der  einzelnen  Staaten  des  amerikanischen  Bundes  nuter  sich  und  des 
Handels  mit  andern  Staaten  und  den  Indianern:  so  dass  nur  die  Gesetz- 
gebung bezüglich  des  internationalen  Verkehrs,  bezüglich  des  Verkehrs, 
der  zwischen  zwei  Bundesstaaten  oder  zwischen  einem  solchen  und  dem 
Auslande  oder  den  Indianern  schwebt,  der  föderalen  Regelung  unterstellt, 
die  Gesetzgebung  bezüglich  des  rein  internen,  innerhalb  desselben  Bundes- 
staates schwebenden,  Verkehrs  aber  der  föderalen  Legislative  entzogen  ist. 
Das  Markenwesen  der  amerikanischen  Bundesgesetzgebung  aber  war  ein 
Markenwesen,,  welches  auf  den  ganzen  Handel  Bezug  hatte,  auf  den  in- 
ternen wie  den  internationalen  im  engem  und  weitem  Sinne,  es  beein- 
flusste  den  Handel  in  die  Nähe  wie  den  Handel  in  die  Weite,  wesshalb 
die  dasselbe  regelnde  Gesetzgebung  offenbar  eine  Gesetzgebung  war, 
welche  nicht  nur  den  extemen,  sondern  auch  den  internen  Verkehr  betraf 
und  mithin  um  ebensoviel  über  die  dem  Bunde  als  solchem  gezogenen 
Gränzen  hinausging.  Man  hätte  noch  den  Gedanken  hegen  können,  dass 
die  bundesmässig  ertheilten  Marken  theilweise  gültig,  theilweise  nichtig 
seien ;  gültig  nämlich,  soweit  sie  bundesmässigen  Zwecken  dienen,  nichtig, 
soweit  sie  über  dieselben  hinausgehen ;  dass  mithin  die  Marken  als  Marken 


1)  Supreme  Court  18./ 11. 1879  Unit.  States  v.  Steffen,  v.  Wittemann,  v.  Johnson 
et  al.,  Off.  Gaz.  XVI  p.  999.  Vgl.  bereits  Circ.  Conrt.  East.  Distr.  Wiscons.  1878, 
Leidersdorf  v.  Flint  Sehast  p.  385. 
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bestehen  blieben,  soweit  sie  für  den  externen  Verkehr  bestimmt  sind,  sonst 
aber  nichtig  wären.  Aber  auch  diese  Ansknnft  wurde  von  dem  höchsten 
Gerichtshofe  verworfen,  da  eine  Ausscheidung  des  verfassungsmässigen 
und  verfassungswidrigen  Theiles  des  Gesetzes  nicht  möglich  sei,  sondern, 
wie  das  Gesetz  als  einheitliches,  untheilbares,  tiber  die  verfassungsmässigen 
Gränzen  hinausgehe,  es  auch  als  einheitliches  Gesetz  ^in  totum  nichtig 
sei:  eine  Entscheidung,  gegen  welche  von  der  Logik  des  Rechts  nichts 
wird  eingewendet  werden  können^).  Diese  Entscheidungen  haben  das 
ganze  federale  Markenwesen  umgestossen,  da  nach  der  englischen  An- 
schauung von  der  Bedeutung  der  Präjudizien  solche  Aussprüche  des 
höchsten  Gerichtshofes  die  Rechtssprechung  und  Rechtsübung  unverweiger- 
lich  binden.  Doch  war  der  Schrecken  eigentlich  grösser  im  Auslande, 
als  in  den  vereinigten  Staaten  selbst;  denn  hier  war  es  sichere  und  un- 
bezweifelte  Jurisprudenz,  dass  die  Marke  auch  ohne  Eintrag  und  ohne 
Bundesgesetz  ihren  Schutz  gemessen  müsse  jure  communi,  so  dass  man 
das  jus  singulare  füglich  entbehren  könne;  nur  das  Eintragssystem  mit 
seinen  Yortheilen  musste  man  preisgeben;  aber  dieses  System  war  in  angli- 
kanischen Ländern  niemals  so  sehr  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen, 
wie  in  romanischen.  Im  Auslande  aber  fürchtete  man  insbesondere  für 
die  Gültigkeit  der  internationalen  Verträge  und  Regulirungen,  und  es 
wurde  eifrig  debattirt,  welches  nun  die  Stellung  der  Ausländer  sei,  die 
mit  Rücksicht  auf  internationale  Verträge  in  Amerika  ihre  Marken  zum 
Eintrage  gebracht  hatten;  vgl.  hierüber  die  Ausführungen  von  Clunet, 
Kelly,  Huard,  Pouillet,  Lyon-Caen  im  Journal  de  droit  intern.  priv6  VI 
p.  442.  454.  457.  459.  461,  MaiUard  de  Marafy  im  Regime  intern, 
des  marq.  de  fahr.  I  p.  53  f.  Das  Gefühl,  dass  in  dieser  Beziehung 
etwas  geschehen  müsse,  schlug  durch.  Das  füglichste  wäre  es  gewesen,  auf 
constitutionellem  Wege  eine  Erweiterung  der  verfassungsmässigen  Rechte 
des  Bundes  herbeizuführen,  welche  es  ermöglichte,  eine  neue  bundesge- 
mässe  statutarische  Regelung  des  Markenwesens  im  Sinne  der  früheren 
federalen  Gesetzgebung  herbeizuführen.  Allein  dieser  Gedanke,  welcher 
auf  eine  wesentliche  Erweiterung  der  Bundesgewalt  führte,  gewann  bei 
der  damaligen  politischen  Strömung  nicht  die  Oberhand ;  man  schlug 
daher  den  zweiten  Weg  ein,  eine  neue  eigenartige  Markengesetzgebung 
zu  creiren,  welche  sich  innerhalb  der  vom  höchsten  Gerichtshofe  statuirten 
Grenzen  der  federalen  Zuständigkeit  bewegte.  Daher  der  Gesetzesvor- 
schlag Armfield,  welcher  diejenigen  Marken  normiren  wollte,   welche  für 


})  üeber  die  Yerfassongsmässigkeitsfrage  vgl.  aach  Caudert  im  Journ.   de 
droit  intern.  priv6  VI  p.  419  f. 
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den  Handelsverkehr  zwischen  Amerika  and  dem  Ausland,  für  den 
Handelsverkehr  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  nnd  den  Indianern  und 
für  den  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  unter  sich  be- 
stimmt seien.  Im  Verlaufe  der  legislativen  Behandlung  Uess  man  aber 
das  letztere,  den  Verkehr  der  einzelnen  Staaten  unter  sich,  fallen,  da 
hiefür  kein  durchschlagendes  Bedürfniss  gegeben  erschien  und  eine  Rege- 
lung der  Sache  sich  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  internationalen 
Verträge  als  nöthig  erwies  ^) ;  so  kam  das  neue  Bundesgesetz  vom  3./3. 
1881,  welches  diejenigen  Marken  regnlirte,  die  für  den  Handel  zwischen 
den  Vereinigten  Staaten  und  fremden  Staaten  und  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  den  Indianern  bestimmt  sind.  Für  diese  Marken  wurde 
wieder  das  Registrirungssystem  adoptirt,  und  in  den  wesentlichsten  Punk- 
ten folgte  das  Gesetz  den  Spuren  der  Gesetzgebung  von  1870.  Dazu 
kommen  die  Rules  des  Patentoffice  2). 

Von  den  Trade  marks  unterscheidet  das  amerikanische  Recht  die 
Labels i  als  Label  wird  bezeichnet:  „a  narrow  slip  of  silk,  paper, 
parchment  etc.  affixed  to  anything  denoting  its  contents,  ownership  and 
the  like**  3) ;  sie  werden  bei  dem  Patentoffice  gegen  eine  ermässigte  Ge- 
bühr von  6  Dollar  zum  Eintrag  gebracht;  so  Bundesgesetz  von  18./6. 
1874  s.  3.  4). 

Dieser  ganze  Zustand  ist  an  sich  gesetzlich  nicht  befriedigend; 
allein  die  Lücken  werden  ausgeglichen  durch  eine  vortreffliche  Juris- 
prudenz, welche  seit  etwa  40  Jahren  für  die  Entwicklung  des  Marken- 
rechts gams  Ausgezeichnetes  geleistet  hat. 

Der  Markenschutz  in  Russland  beruht  auf  der  russischen  Fabrik- 
ordnung I,  3  a.  74  f.,  insbesondere  auf  a.  77.  78,  und  auf  dem  russischen 
Strafgesetzbuch  a.  1354  5).  Die  Art  der  Regelung  hat  noch  einen  etwas 
alterthümlichen  Charakter.  Der  Fabrikant,  welcher  eine  Marke  will, 
hat  bei  Gründung  der  Fabrik  seine  Marke  einzureichen.  Dieselbe  wird 
obrigkeitlich  geprüft,  und  wenn  das  Handelsdepartement  dieselbe  als  nn- 


1)  Vgl.  auch  Lyon  Caen  im  Journ.  de  droit  intern.  priv6  IX  p.  380  f. 

2)  Vgl   Ofac.  Gaz.  1881  XIX  p.  664.  665. 

8)  So  Patentcommissär  18./2.  1881  Off.  Gaz.  1881  XIX  p.  791.  792.  Vergl. 
auch  Snpreme  Oonrt  California  1873  Borke  v.  Cassin  Coddingtan  p.  14. 

4)  Das  Patentamt  darf  den  Eintrag  als  label  nicht  aus  dem  Grande  ver- 
weigern, weil  es  die  Darstellung  im  label  als  Marke  ansieht,  welche  als  Marke  ein- 
zutragen wäre,  vgl.  die  Entsch.  The  Wilcox  and  Glbbs  Sewing  Machine  Co.  v. 
Marblc  30./lh  1881  Off.  Gaz.  XXII  p.  1366. 

B)  Vgl.  Gfrünwaldtf  Gesetz  über  den  Markenschutz  (Petersburg  1877)  nnd 
Pietro  im  Congr6s  international  de  la  propri^t^  industr.  p.  618  f. 
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zweckmässig  oder  angesetzlich  oder  einer  anderen  zu  ähnlich  findet,  so 
wird  eine  Aenderong  verlangt«  Der  Stempel  muss  den  Vor-  und  Zunamen 
des  Fabrikanten  (voll  oder  mindestens  mit  den  Initialen)  und  den  Wohnort 
enthalten;  die  Buchstaben  müssen  in  russischer  Schrift  sein. 

Das  italienische  Markenrecht  ist  auf  die  ehemalige  piemonte- 
sische  Gesetzgebung  aufgebaut  Durch  Edicte  vom  25./6.  1725  und  vom 
15. /lO.  1733  wurde  in  Piemont  für  Wollstoffe  die  obligatorische  Marke 
angeordnet  i),  wie  diese  bereits  in  einer  Reihe  von  Statutarrechteh  bestanden 
hatte.  Neugeregelt  wurde  das  Markenwesen  durch  das  piemontesische 
Gesetz  vom  12./3.  1855,  welches  im  Jahr  1864  auf  das  Königreich  Italien 
ausgedehnt  wurde,  und  den  Grundstock  des  Gesetzes  von  30./8.  1868  bildet, 
welches  jetzt  diese  Materie  beherrscht  und  zu  den  besten  Markengesetz- 
gebungen gehört,  die  überhaupt  existiren.  Dazu  kommt  noch  a.  65  des 
Decrets  v.  30./10.  1859  über  die  Beschlagnahme  der  widerrechtlich  nach- 
gemachten Waaren2). 

In  Spanien  ist  das  Markenrecht  durch  Gesetz  v.  20./11.  1850 
und  durch  a.  217  des  St  -G.-B.  geregelt,  wozu  noch  ein  Ministerialdecret 
V.  14./8.  1873  bezüglich  der  Ausländer  hinzutritt  3).  Eine  Neugestaltung 
der  Materie  ist  angeregt,  aber  meines  Wissens  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt. 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  sich  mit  wenigen  Materien  so  eifrig 
beschäftigt,  wie  mit  dem  Markenrecht.  Von  den  neuesten  gesetzlichen 
Schöpfungen  sind,  abgesehen  von  dem  deutschen  Gesetze  von  1874,  nach- 
folgende hervorzuheben : 

Das  italienische  Markengesetz  v.  30./8.  1868  mit  2  Vollzugs- 
verordnungen V.  7./2. 1869;  das  Markengesetz  von  Chili  v.  12./11. 1874^); 
das  Brasilianische  Decret  v.  23./10.  18755);  das  Markengesetz  der 
Argentinischen  Republik  v.  14. /8.  1876 ß)  und  das  fast  gleichlautende 
Decret  von  Uruguay  v.  1./3.  1877"^);    das  Markengesetz  von  Vene- 


1)  Nach  Pataille  et  Huguet^  Code  international  de  la  propriete  industrielle 
(Paris  1865)  p.  317. 

2)  Flore,  Jonrn.  de  droit  intern.  priv6  IX  p.  502. 
8)  FHniaux  p.  245—247. 

4)  Uebers.    im  Frenss.  Handelsarch.   1875   I,   nr.  8,    in  Goldschm.  Zeitschr. 

XXI  S.  181. 

&J  Uebers.   im  Prenss.  Handelsarchiv    1876   I,   S.  240,   Goldschm.    Zeitschr. 

XXII  S.  217,  Patmlle  XXI  p.  337. 

6)  üebersetzt  im    Prenss.   Handelsarchiv    1876    II,    S.   501,    Pataille  XXI 
p.  341  f. 

')  üebersetzt  in  Pataille  XXII  p.  84  f. 
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zaela  v.  24. /5.  1877  i);  das  Belgische  Markengesetz  v.  1./4,  1879, 
dazu  die  AusführungsverordDung  v.  7./7.  1879;  das  Markengesetz  von 
Ramänien2)v.  14./26.  April  1879,  dazu  die  Ausfiihrungsverordnung  vom 
28.  Mai  1879;  das  Markengesetz  von  Ganada  v.  15./5.  1879,  42  Vict. 
c.^ XXII 3);  das  Schweizer  Bundesgesetz  v.  19./12.  1879  und  dazu 
die  Ausführungsverordnung  v.  2./10.  1880;  das  holländische  Marken- 
gesetz V.  25J5.  1880;  das  dänische  Markengesetz  v.  2./7.  1880*),  dazu 
die  dänische  Verordnung  v.  13./10.  1880  über  dieEeciprocitätsstaaten^); 
das  amerikanische  Bundesgesetz  v.  3./3.  188J  relating  to  the 
registration  of  trade  marks ;  das  Markengesetz  von  Luxem- 
burg V.  28./3.  1883,  dazu  Ausführungsverordnung  v.  30./5.  18836); 
das  Markengesetz  von  Portugal  v.  4./6.  1883 ''),  endlich  das  neqeste 
Produkt  der  Industriegesetzgebung,  die  englische  Patents  Designs  and 
Trade  Marks  Act:  An  Act  to  amend  and  consolidate  the  Law  relating 
to  Patents  for  Inventions,  Registration  of  Designs  and  of  Trade  Marks 
V.  25./8.  1883  nebst  den  Rules  des  Vorsitzenden  des  Board  of  Trade 
V.  21./12.  18838). 


1)  Vgl.  darüber  Braun  p.  743. 

2)  Monitonil  Oficial  1879  nr.  86;  übersetzt  im  Preass.  Handelsarchir  1879 
I,  S.  594,  Reg.  intern,  des  marq.  de  fahr.  I,  p.77,  Propr.  industr.  I  8  Lois  p.  21. 

3)  üebers.  in  PaiaUle  XXVIII  (1883)  p.  81,  in  Propr.  ind.  I  10  Lois  p.  29. 
Dazn  kommt  noch  das  Gesetz  v.  14.  6.  1872,  35  Vict.  c.  XXXII  (PataiUe  XIX 
p.  272)  und  das  Spezialgesetz  13./3.  1870,  33  Vict.  c.  XXXIV  {Patcdüe  XXVIII 
1883  p.  90), 

^)  üebersetzt  im  Preass.  Handelsarchiv  1880  II,  S.  489  und  im  Reichsan- 
zeiger (Centralh.-Reg.)  1880  nr.  202,  Pataille  XXVII  p.  49. 

5)  Uebers,  im  Reichsanzeiger  (Centralh.-Register)  1880  nr.  267.  285. 

6)  PataUle  XXVIII  (1883)  p.  177.  180. 

7)  Pataüle  XXIX  p.  66  f.   (französische  Uebersetznng  von  Laneyrie). 

B)  £s  findet  sich  sammt  den  Rnles  in  dem  Werk  von  Lawson.  Eine  fran- 
zösische Uebersetznug  des  Gesetzes  findet  sich  bei  Pataüle  XXIX  p.  9  f.  (Bar- 
ranlt);  eine  vortreffliche  Darstellnng  bietet  bekanntlich  JT^o^^ermann,  Hildebrand '& 
Jahrb.  Bd.  41  S.  526  f ,  n.  s.  w. 


B.  Materielles  Markenrecht. 


i. 

Das   gewöhnliche  Individualrecht  und  das 
Markenrecht, 

§  1. 

Die  Beziehung  der  Person  zur  Sache,  welche  durch  die  Marke  als 
ürsprungszeichen  ausgedrückt  wird,  ist  eine  individualrechtliche:  sie  ist 
die  Manifestirung  des  Schöpfers,  der  Ausdruck  der  Prodnktionsthätigkeit 
des  Erzeugers.  Das  Recht  des  Erzeugers  aher,  als  solcher  anerkannt  zu 
werden,  und  das  Eecht  zu  verlangen,  dass  dem^Erzeuger  kein  ihm  nicht 
2Ugehörendes  Produkt  unterschoben  wird,  ist  einer  der  wichtigsten  Aus- 
flüsse, eine  der  wichtigsten  Manifestationen  des  Individualrechts.  Die 
Unterschiebung  eines  fremden  Produktes  enthält  eine  schwere  Verletzung 
des  Producenten:  sie  kann  einen  Affront  enthalten  gegen  seine  geistige 
Produktionskraft,  wie  gegen  seine  moralische  Arbeitssolidität;  sie  kann 
seine  Arbeitsehre,  seinen  Credit,  sein  Ansehen,  seinen  Erwerb  untergraben. 
Aber  auch  wenn  die  Waare  die  beste  von  der  Welt  wäre,  würde  die 
falsche  Bezeichnung  es  bewirken,  dass  dritte  am  Arbeitscredit  des  Be- 
rechtigten zehrten,  dass  dritte  sich  die  moralische  und  technische  Hoch- 
achtung, welchem  er  durch  Genie,  Fleiss,  Sorgfalt  und  strenge  Eedlich- 
keit  im  Laufe  der  Jahre  erworben,  selbst  zu  Gute  machten  und  sich  da- 
mit eine  Zugkraft  verschafften,  welche  nach  ihrem  ganzen  Ursprung  ihm 
allein  angehört,  dass  dritte,  in  die  Maske  seiner  Persönlichkeit  gekleidet, 
seine  Rolle  spielten  und  die  Vortheile  seiner  Rolle  ihrer  Person  zuspielten. 
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DasB  in  einem  solchen  Falle  das  Individualrecht  reagiren  muss,  ist  gar 
keine  Frage;  es  ist  gar  keine  Frage,  dass  durch  solche  Handlungsweise 
ein  Kechtshruch  vollbracht  wird,  nicht  nur  gegenüber  der  Person  des 
getäuschten  Käufers,  sondern  noch  viel  mehr  gegen  die  Person  dessen, 
dessen  Persönlichkeitsmittel  und  Persönlichkeitsäusserungen  sich  Jemand 
unberechtigterweise  angeeignet  hat:  „^f  Sk  trader  induces  the  pnrchaser 
of  goods  to  buy  them  by  affirming  contrary  to  the  fact  that  another 
trader  has  had  anything  to  do  with  them,  he  cheats  two  persons,  the 
purchaser  and  the  rival  trader",  Wood  p.  2. 

Alles  Individualrecht  aber  ist  von  dem  Rechte  an  externen  Gütern, 
von  dem  Material-  wie  dem  Immaterialrecht  weitaus  verschieden,  wie  ich 
dies  bereits  in  meinem  Autorrechte  S.  123  f.  nach  allen  Seiten  hin  aus- 
geführt habe.  Die  Marke  will  kein  selbstständiges  Gut  repräsentiren, 
sie  will  sich  nicht  als  artistische  oder  technische  Produktion  darstellen, 
sie  will  bloss  Erkennungszeichen  sein,  sie  will  bloss  das  Mittel  sein,  um 
die  Herkunft  der  Waare  von  einer  bestimmten  Person,  von  einem  be- 
stimmten Geschäftshause  anzukündigen.  Darum  muss  sie  sich  zwar  als 
Abzeichen  von  concurrirenden  Marken  unterscheiden,  sie  macht  aber 
keinen  Anspruch  auf  Originalität  oder  Erfindergenie  ^).  So  bemerkt  treffend 
der  Un.  Stat.  Supreme  Court,  Delaware  and  Hudson  canal  comp.  v.  Clark  : 
„Property  in  a  trade -mark  or  rather  in  the  use  of  a  trade-mark  or  name 
has  Vary  little  analogy  to  that  which  exists  in  Copyrights  or  in  patents 
for  inventions.  —  The  office  of  a  trade-mark  is  to  point  out  distinctively 
the  origin  or  ownership  of  the  article  to  which  it  is  affixed,  or,  in  other 
words,  to  give  notice  who  was  the  producer.  This  may  in  many  cases 
be  done  by  a  name,  a  mark  or  a  device  well  known,  but  not  previously 
applied  to  the  same  article'^  (Off.  Gaz.  1872  I,  p.  279.  280.).  Noch 
treffender  besagt  der  Supreme  Court  New  York  Congr.  and  Emp.  Spring- 
Co.  V.  High  Rock  Congr.  Spring  Co.:  „Property  in  trade  marks  is  not 
property  in  the  words,  letters  or  as  productions  of  mind,  like  that  of 
patent  or  Copyright;    but  simply  and    solely  property   as   a   means  of 


>)  Unrichtig  Braun  p.  66  f.,  welcher  das  Markenrecht  als  dem  Erfinder, 
rechte  gleichartig  erklärt  nnd  auf  die  Erfindung  des  Zeichens  znrttckführen  will : 
dans  le  domaine  intellectael  l'occnpation  s'appelle  Imvention  et  celle-cL  s'entend 
aassi  bien  d'an  signe  noavellement  l^ormö  oa  d'nne  nonvelle  applioation  d'an  signe 
conna  qne  d'ane  cr^ation  artistiqne,  littdraire  on  industrielle  (p.  70).  Mit  solchea 
Argumenten  wird  der  Begriff  der  Erfindung  in  völliges  Nichts  verflüchtigt  Da- 
gegen polemisirt  er  richtig  gegen  die  Theorie  des  Eigenthums  an  der  Marke 
(p.  65  f.).  Vgl.  auch  Mineau  p.  9  f.,  welcher  die  Proprietätsidee  bekämpft  und 
das  Markenrecht  als  jus  sni  generis  entwickeln  will. 
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designating  things^  Cox  p.  599.  621.  Ebenso  bemerkt  Upton 
p,  14  treffend:  „The  right  of  property  in  trade  marks  does  not  partake 
in  any  degree  of  the  nature  and  character  of  a  patent  or  Copyright,  to 
which  it  has  sometimes  been  referred*^.  Und  Blanc  p.  719  erklärt  treffend 
vom  Schilde:  „L'enseigne  n'est  quun  moyen  et  non  pas  an  but^.  Vgl. 
auch  Patentcommißsär  5./5.  1877  Off.  Gaz.  XIV  p.  785,  Browm  p.  76, 
Calmels  nr.  28  p.  21  und  die  Entscheidungen  bei  Huard  p.  11  und  12 
nr.  1  and  2.  Darum  liegt  auch  das  materielle  Unrecht  bei  der  Marken- 
Verletzung  in  der  Missleitung  des  Publikums,  in  der  Entziehung  der  Kund- 
schaft und  in  der  Depreciirung  der  Waare ;  wie  denn  auch  der  Supreme 
Court  New  York  Octob.  1853  Stokes  v.  Landgraff  treffend  besagt:    ^The 

wrong consists  in  misrepresenting  to  the  public,  by  the  use  of  that 

trade-mark,  goods  or  wares  of  another  person  as  having  been  manu- 
factured  by  the  true  proprietor  of  that  mark  and  thereby  depriving  him 
—  of  the  beneüt  of  the  goodwill  of  bis  establishmenf*  Gox  p.  137  f. 
Die  Marke  hat  denselben  Charakter,  wie  der  Bücher-  und  Zeitungstitel : 
sie  ist,  wie  dieser,  nur  indicativ,  herkunftsbezeichnend,  sie  ist  Mittel  der 
Erklärung,  sie  ist  nicht  Mittel  des  Selbstgenusses ;  vgl.  dazu  meine  cit. 
Ausführungen  und  vgl.  den  Aufsatz:  Titles  of  newspapers  and  books,  im 
Sollicitor's  Journ.  20./12.  1879  p.  140  f. 

Daraus  hat  man  mit  Becht  den  Schluss  gezogen,  dass  ein  allgemein 
bekannt«»  Zeichen  zur  Marke  werden  kann,  wenn  es  nur  als  Marke,  d.  h. 
als  Bezeichnungsmittel  der  betreffenden  Waare  neu  ist  5  vergl.  Codding- 
ton  p.  13  und  351,  Pouillet  nr.  18.  Der  Markenberechtigte  braucht 
durchaus  nicht  Erfinder  der  Marke  zu  sein,  Blanc  p.  700  0,  das  Zeichen 
kann  eine  sehr  gewöhnliche  Combinatiou,  eine  gemeine  graphische  Ver- 
quickung sein  ohne  jede  Eigenart  und  ohne  jeden  neuen  geistigen  Cha- 
rakter, vgl.  auch  Bedarride  III  nr.  831,  Fouület  nr.  20,  Upton  p.  47; 
es  kann  eine  bildliche  Darstellung  sein,  welche  längst  schon  bekannt  und 
in  Büchern  und  Schriften  verbreitet  ist,  ja  eine  Darstellung,  welche  be- 
reits als  Marke  in  Uebung  ist,  sobald  nur  eben  der  Gebrauch  zur  Be- 
zeichnung der  betreffenden  Waare  neu  ist,  Seinetrib.  6./ 6.  1878,  Pataille 
XXIII  p.  164. 

Umgekehrt  hat  aber  auch  Niemand  ein  Anrecht  auf  das  Zeichen 
als  Zeichen,  sondern  nur  auf  das  Zeichen  als  Bezeichnungsmittel  der  be- 
treffenden Waare,  Daniel  p.  3  f. ;  wesshalb  ein  Anderer  dasselbe  Zeichen 
für  andere  Waaren  gebrauchen  kann,  vorausgesetzt,  dass  die  Waaren  so 


1)  Circ.  Conrt  Maine  Decbr.  1872  Oflf.  Gaz.  III  p.  124.  125:  words  or  devices 
may  be  adopted  as  trade  marks  which  are  not  original  inventions  of  the  one  who 
adopts  and  nses  them. 
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weit  von  einander  abstehen,  dass  eine  Confnsion  nicht  zn  befürchten  steht, 
vgl.  auch  Mayer  p.  63  —  ebenso  wie  auch  ein  Jeder  ein  Hotelschild 
nachmachen  kann,  wenn  er  es  nur  in  einem  andern  Orte  thut,  in  einem  Orte, 
der  so  entfernt  ist,  dass  keine  Verwechslung  zu  erwarten  ist.  Auch 
geht  das  Zeichen  verloren,  sobald  das  betreffende  Geschäft  aufgelöst  ist : 
es  gehört  nicht  zu  den  Yermögensbestandtheilen,  welche  in  die  Liquidation 
fallen. 

Daher  hat  das  Markenrecht  keine  Beziehung  zu  der  Erfindung  und 
dem  Erfinderrecht;  wer  von  dem  Erfinder  und  Patentträger  eine  Licenz 
hat,  kann  trotzdem  für  die  Licenzwaare  seine  eigene  Marke  benützen: 
seine  Marke  ist  sein,  obgleich  sie  für  die  lizenzirte  Erfinderwaare  be- 
nützt wird,  sie  wird  geschützt  gegen  Dritte,  sie  wird  geschützt  gegen 
den  Erfinder  selbst,  Supreme  Court  New  York  Howe  v.  Howe  Novbr. 
1867  Cox  p.  421.  427. 

Ebensowenig  steht  die  Marke  in  Connex  mit  dem  Eigenthum  eines 
bestimmten  körperlichen,  localen  Etablissements,  sie  ist  nicht  an  einen 
bestimmten  Ort' gebunden.  Wer  ein  Etablissement  als  Pächter  ausbeutet, 
darf  nur  mit  Genehmigung  des  Eigenthümers  die  diesem  zustehende  Marke 
führen;  umgekehrt  hat  er  aber  auch  das  Recht,  seine  eigene  Marke  zu 
führen,  vorausgesetzt  nur,  dass  er  in  seinem  eigenen  Namen,  nicht  im 
Namen  des  Andern  producirt:  die  Production  im  eignen  Namen  gibt  das 
Anrecht  auf  die  eigene  Bezeichnung,  nicht  das  Etablissement,  in  welchem 
producirt  wird  *).  Sthon  im  Rom.  Reich  führten  die  Pächter  der  kaiser- 
lichen Figlinen  ihre  besonderen  Marken,  wenn  sie  auch  dabei  des  Kaisers 
als  des  dominus  erwähnen,  vgl.  Dressel,  Annali  deir  Institute  di  corri- 
spond.  archeolog.  L  p.  141  Note  7. 

Die  Marke  unterscheidet  sich  aber  auch  wesentlich  von  der  Preis- 
medaille. Die  Marke  ist  eine  Bezeichnung,  die  Preismedaille  eine  Aus- 
zeichnung der  Persönlichkeit.  Auch  das  Recht  auf  die  Preismedaille  ist 
ein  Individualrecht,  ebenso  wie  es  ein  Individualrecht  eines  jeden  Be- 
theiligten ist,  zu  verlangen,  dass  keiner  sich  durch  falsche,  unwahre 
Preismedaillen  einen  Vorsprung  vor  dem  andern  erwerbe,  den  Verkehr 
täusche  und  die  Concurrenten  durch  Täuschung  des  Verkehrs  zurückdränge. 
Vgl.  darüber  auch  Pouillet  nr.  523  f.  527,  Bund  im  Congr.  industr. 
p.  647  f.,  und  Congr.  industr.  p.  365.  682,  sodann  die  Gesetzesvorschläge 
im  Regime  Internat,  des  marq.  I,    p.  111  und  140.     Eine  formalgesetz- 


i)    Anders  verhält  es  sich  mit   einer  geographischen  Bezeichnung,  welche 
das  Etablissement  etwa  führt,  worüber  das  Nähere  nnten. 
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liehe  Eegelong  auch  dieser  Materie,  verbunden  mit  entsprechender  Straf- 
bestimmung, wäre  übrigens  dringend  wünschenswerth  i). 

Die  Natur  des  Markenrechts  als  Individualrecht  hat  sehr  wichtige 
Consequenzen,  so  insbesondere  für  die  Veräusserung ;  eine  eigentliche  Ver- 
äusserung  der  Marke  ist  nicht  möglich,  nur  ein  Neuei^werb  derselben 
Marke  durch  einen  Andern  unter  Verlust  derselben  für  den  früheren  In- 
haber, wie  dies  bereits  oben  angedeutet  worden  ist.  Eine  Translation 
ist  nur  möglich  bei  Rechten  an  oder  auf  externe  Güter,  bei  welchen  daa 
Gut  dasselbe  bleibt,  so  dass  der  Person  des  Neuerwerbers  dieselbe  Genuss- 
sphäre offensteht,  welche  dem  Vorgänger  offen  gestanden  war.  Anders 
bei  dem  Individualrechte,  welches  den  Genuss  an  seiner  eigenen  Person 
und  den  Gütern  seiner  eigenen  Person  involvirt,  welche  Genusssphäre 
naturgemäss  für  einen  jeden  Berechtigten  eine  innerlich  verschiedene  ist^ 
trotz  der  äusserlichen  Berührungspunkte,  welche  sie  zusammen  haben. 
Dies  ist  nicht  bloss  ein  theoretischer  unterschied,  dies  hat  die  erheb- 
lichsten Folgen :  wenn  die  Marke  von  einem  Ausländer  auf  einenlnländer  2) 
oder  von  einem  Inländer  auf  einen  Ausländer  übergeht,  so  wird  das 
Recht  des  Cessionars^)  nach  seiner  Person,  nicht  nach  der  Person  dea 
Cedenten  beurtheilt :  der  Inländer  hat  ein  principales,  der  Ausländer  nur 
ein  accessorisches  Markenrecht;  er  hat  es  ohne  Rücksicht  darauf,  wie 
das  Rechtsverhältniss  des  Cedenten  beschaffen  war.  Äuger  p.  118.  130, 
Pouillet  nr.  458 ;  vgl.  darüber  später. 

§  2. 

Auch  wenn  und  soweit  die  Gesetzgebung  keine  besonderen  Bestimm- 
ungen über  Zeichenrecht  gibt,  ist  eine  Art  Zeichenrecht  bereits  mit  der 
Anerkennung  des  Individualrechts  als  solchen  gegeben.  Denn  das  Recht 
zu  verlangen,  dass  das  Arbeitsgut  als  das  seines  Urhebers  und  nur  als. 
solches  figurire,  dass  Niemand  sich  ein  fremdes  Arbeitsverdienst  für 
seine  Waaren  imputiren  dürfe,  dass  Niemand  berechtigt  sei,  to  put  off  hia 
goods  for  sale  as  the  goods  of  a  rival  trader^),  das  ist  ja  der  unmittelbare 
Ausfluss  des  Individualrechts  als  des  Rechts  der  eigenen  ausschliesslichen 
Bethätigung  der  persönlichen  Kräfte  und  Anlagen.  Dass  aber  dieses  In- 
dividualrecht nicht  bloss  ein  Postulat  an   die  Gesetzgebung  ist,   dass  ea 


1)  Vgl.  die  englische  Exhibition  Medals  Act  von  1863. 

2j  Richtiger:   Von  einem  im  Auslände  anf  einen  im  Inlande  wohnenden. 

3)  Um  mich  dieses  Ausdrucks  zu  bedienen. 

*)  Entscheidung  bei  Coddington  p.  8. 
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bereits  die  Anerkennung  des  geltenden  Rechtes  geniesst,  darüber  sollte 
kein  Zweifel  sein:  der  ganze  Titel  von  der  actio  injuriarum  ist  der 
lebendigste  Zeuge  daftir,  dass  ein  Individualrecht  überhaupt  besteht ;  und 
bestellt  ein  solches,  so  besteht,  wie  oben  nachgewiesen,  auch  ein  Anspruch 
gegen  Störung  und  eine  entsprechende  actio.  Wer  dies  leugnet,  der  unter- 
lässt  es  entweder,  aus  den  römischen  Entscheidungen  die  entsprechenden 
Principien  zu  abstrahiren,  oder  er  bleibt  an  dem  Banne  der  römischen 
actio  kleben  und  tritt  auf  einen  Standpunkt  zurück,  der  seit  Windscheids 
epochemachendem  Werk  über  die  actio  überwunden  ist. 

Daher  wird  denn  auch  in  Frankreich ,  England  und  Amerika  ^) 
der  Schutz  dieses  individuellen  Rechts  der  Waarenbezeichnung  als  Ausflugs 
allgemeiner  Principien  betrachtet;  und  dieses  Verdienst  wird  nicht  da- 
durch geschmälert,  dass  hier  vielfach  mit  der  Kategorie  des  Eigenthums 
«tatt  mit  der  Kategorie  des  Individualrechts  operirt  wird,  denn  Con- 
fitructionen  sind  bekanntlich  nicht  die  starke  Seite  dieser  Rechtsgebiete; 
ebenso  wie  beim  römischen  Rechte,  beruht  ihr  Hauptaplomb  in  der  sicheren 
Art,  wie  sich  die  Jurisprudenz  durch  alle  Schwierigkeiten  hindurch  ihren 
Weg  bahnt,  ohne  Rücksicht  auf  das  augenblickliche  System  und  auf  die 
Möglichkeit  rationell -juridischer  Begründung  —  und  eine  gute  Jurisprudenz 
mit  falschen  Granden  ist  immer  noch  zehnfach  besser,  als  eine  schlechte 
Jurisprudenz  mit  guten  Gründen  2). 

Darum  war  es  in  den  Vereinigten  Staaten  von  keiner  so  grossen 
Bedeutung  für  den  allgemeinen  Rechtszustand,  als  der  höchste  Gerichtshof 
in  den  berühmten  Entscheidungen  von  18./11.  1879  die  Akte  über  die 
trade-marks  als  unconstitutionell  und  ungültig  erklärte.  Denn  diese  Er- 
klärung erfolgte  mit  dem  Vorbehalte,  dass  „the  right  to  adopt  and  use 
a  Symbol  or  de  vice  to  distinguish  the  goods  or  property  made  or  sold 
by  the  person,  whose  mark  it  is,  to  the  exclusion  of  the  use  of  that 
Symbol  by  all  other  persons,  has  been  long  recognized  by  the  common- 
law  and  Chancery  courts  of  England  and  of  this  country  and  by  the 
Statutes  of  some  of  the  States.  It  is  a  property  right,  for  which  damages 
may  be  recovered  in  an  action  at  law,  and  the  violation  of  which  will 
be  enjoined  by  a  court  of  equity  with  compensation  for  past  infringement. 


<)  So  treffend  der  Sapreme  Gonrt  of  California,  Derringer  v.  Plate,  bei 
Browne  p.  32:  The  right  of  property  (an  der  Marke)  does  not  in  any  manaer 
depend  for  'its  inceptive  existence  or  snpport  upon  statntory  law,  although  its 
«njoyment  may  be  better  secared  and  gnarded  and  infringements . . .  may  be  more 
«ffectually  prevented  or  redressed  by  the  aid  of  the  Statute  than  at   common  law. 

2)  Vgl.  meinen  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jnrlspradenz  S.  88. 
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This  property  and  the  exclusive  right  to  its  use  (were  not  created  by 
the  act  of  Cougress  and  do  not  now  depend  apon  that  act  for  tlieir 
enforcement"     Off.  Gaz.  XVI  (1879)  p.  999. 

Dass  sich  die  amerikanische  Jurisprudenz  mit  dieser  Construction 
begnügt,  ist  nach  dem  obigen  leicht  begreiflich  *) ;  jedenfalls  war  es  aber 
zu  loben,  wenn  dieselbe  ein  von  dem  practischen  Leben  gebieterisch  dik- 
tirtes  Recht  anerkannt  hat,  trotzdem  die  richtige  Construction  noch  nicht 
gefunden  war;  denn  es  war  besser,  als  wenn  sie,  wie  es  vielfach  in 
Deutschland  geschieht,  bei  der  temporären  Unmöglichkeit  der  wissenschaft- 
lichen Construction  das  Institut  trotz  des  praktischen  Bedürfnisses  über 
Bord  geworfen  hätte:  denn  die  Jurisprudenz  ist  für  das  Leben  da  und 
nicht  für  das  Constructionsbehagen  des  Juristen.  Die  Construction  ist 
nur  das  Gefäss,  um  den  juristischen  Gehalt  zu  fassen;  wir  brauchen  aber 
desshalb  den  Inhalt  nicht  auszugiessen,  wenn  auch  das  Gefäss  noch  nicht 
das  passendste  ist! 2)  Wenn  momentan  die  richtige  Construction  noch 
nicht  gegeben  ist,  warum  sollte  sie  nicht  später  gefunden  werden?  Und 
sollte  die  Praxis  so  lange  eines  kostbaren  Rechtssatzes  entbehren,  als 
es  der  Doctrin  noch  nicht  völlig  gelungen  ist,  ihn  systematisch  zu  ge- 
stalten ?  Das  praktische  Bedürfniss  und  die  ethischen  Postulate  des  Rechts- 
lebens sind  die  Wahrzeichen  des  Rechts,  nicht  die  theoretische  Abstraction; 
und  wer,  weil  die  richtige  Construction  noch  nicht  gefunden  ist,  einem 
durch  das  Bedürfniss  gebotenen  Institute  die  Anerkennung  versagt,  der 
gleicht  einem  Farmer,  der  sich  keine  Holzhütte  baut,  weil  er  sich  noch 
keinen  Marmorpalast  bauen  kann. 

Ganz  ebenso  werden  wir  es  entschuldigen,  wenn  der  Appelhof 
Florenz,  Blancard  v.  Manzoni  25./8.  1876  ausspricht:  „la  Legge  che 
riconosce  la  proprietä  delle  marche,  segni  e  distintivi  di  Fabbrica  e  ne 
punisce  la  contraffazione  non  fa  che  riconoscere  e  tutelare  un  diritto  di 
proprietä  (R6gim.  intern,  des  marq.  I,  p.  184),  und  ähnlich  der  Cassat.- 
Hof  Florenz  21./10.  1876  (Monit.  dei  trib;  XVIII  p.  334),  dass  das 
Markenrecht  „constituisce  una  vera  proprietä  che  trapassa  e  rientra  nel 
patrimonio  dell'  acquirente"  —  denn  unter  der  Larve  des  Eigenthums 
bricht  auch  hier  die  Idee  des  der  Person  angebornen  und  mit  ihrer  Ar- 
beitsleistung an  und  für  sich  gegebenen  Individualrechtes  hervor. 


«)  Gegen  die  Eigenthumstheorie  vergl.  beispielshalber  Entsch.  des  Bandes 
O.H.G.'s  29./11.  1870,  Goldschm.  Zeitschr.  XVI  S.  502.  Vergl.  auch  Meneau  und 
Braun  an  den  oben  S    74  cit.  Stellen. 

2)  Vgl.  meinen  Shakespeare  S.  89. 
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Aber  in  einer  Reihe  von  Aussprüchen  in  diesen  Rechtsgebieten  klingt 
bereits  das  richtige  Wort  der  Lösung  an,  wenn  auch  manchmal  schüchtern 
und  noch  in  concreter  Verkleidung.  Das  Richtige  wird  gestreift  bei 
Ludlow  und  Jetüeyns  p.  3.  4.  7. ;  die  richtige  Idee  macht  sich  geltend, 
wenn  die  Engländer  hervorheben,  dass  das  Markenrecht  kein  absolutes 
Alleinrecht  auf  den  Gebrauch  der  Marke  gewährt,  sondern  nur  ein  Allein- 
recht in  Bezug  auf  die  Bezeichnung  bestimmter  Waarenklassen,  Adams 
p.  16  und  die  dort  cit.  Bntsch. ;  ebenso  wenn  Browne  p.  536  erklärt: 
„a  trade-mark  differs  essentially  from  all  other  matters  of  property"; 
oder  wenn  Vpton^.  26  es  alsFrincip  aufstellt:  „there  is  no  such  thing 
as  property  in  a  trade  mark,  except  in  connection  with  its  use  to  iden- 
tify  the  goods  and  wares  as  those  of  the  manufacturer  who  uses  it" ; 
wenn  Bund  im  Congr.  Internat,  (übers,  von  Couhin)  p.  649  das  angeb- 
liche Eigenthum  dahin  auflöst:  ^la  propri6t6  c'est  la  r^putation'^.  Und 
völlig  berührt  wird  das  richtige  Princip  in  der  Entscheidung  des  Superior 
Court  V.  New  York  März  1851  Howard  v,  Henriques  Cox  p.  131,  wo 
von  dem  Nachahmer  der  Marke  gesagt  ist:  „he  must  not,  by  dressing 
himself '  in  another  man's  garments  and  by  assuming  another  man's  name, 
endeavour  to  deprive  that  man  of  his  own  individuality  and  thus  despoil 
him  of  the  gains  to  which  by  his  industry  and  skill  he  is  fairly  entitled"* ; 
UQd  ähnlich  der  englische  Rolls  Court  December  1843  Croft  v.  Day 
Cox  p.  646.  651  und  Sebastian  p.  38:  „no  man  has  a  right  to  dress 
himself  in  colours,  or  adopt  and  bear  symbols,  to  which  he  has  no  pe- 
culiar  or  exclusive  right,  and  thereby  personate  another  person". 
Man  vgl.  auch  Wood  in  Ainsworth  v.  Walmesley  Januar  1866  Cox 
p.  678.  683,  wo  die  Marke  mit  der  Stimme  eines  Sängers  verglichen 
wird,  und  die  Entscheidungen  bei  Coddington  p.  1  f.  Und  das  richtige 
Wort  war  gegeben,  als  Demeur  bei  der  Berathung  des  belgischen  Ge- 
setzes erklärte:  „la  marque  est  un  droit  personnel"  (Pasinomie  Beige 
XIV  1879  p.  76). 

Uns  aber,  denen  die  richtige  Construction  klar  vor  Augen  liegt, 
uns,  denen  das  Zeichenrecht  sich  als  den  Ausfluss  des  von  unserer  Rechts- 
ordnung anerkannten  Individualrechtes  enthüllt,  uns  kann  es  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  auch  ohne  jede  Markengesetzgebung  ein  Schutz  der  in- 
dividuellen Arbeitsbezeichnung  begründet  ist,  dass  er  begründet  ist,  auch 
über  das  specielle  Markenrecht  hinaus.  Die  Markengesetzgebung  würde 
uns  nur  dann  und  nur  soweit  entgegenstehen,  als  sie  die  unzweideutige 
Erklärung  enthielte,  dass  mit  ihr  jedweder  sonstige  Bezeichnungs- 
schutz, aus  den  Principien  des  gemeinen  Rechts  heraus,  verbannt  und  ab- 
gethan  sei.    Davon  findet  sich  aber  im  Gesetze  nicht  die  geringste  Spur, 
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und  die  Meinungsäusserungen,  die  bei  Abfassung  des  Gesetzes  gefallen 
sind,  haben  natürlich  durchaus  keine  legislative  Kraft  i);  das  Gesetz  hat 
das  specielle  Markenrecht  geregelt,  es  war  ferne  davon,  das  Individual- 
recht mit  seinen  Consequenzen  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Man  könnte 
sich  hiergegen  allerdings  auf  die  neue  englische  Gesetzgebung,  und  ins- 
besondere auf  s.  77  des  englischen  Gesetzes  von  1883  berufen  wollen, 
allein  eine  solche  Berufung  wäre  völlig  unzutreffend,  eine  solche  Stütze 
würde  sofort  zusammenbrechen  2). 

In  Frankreich  ist  es  denn  auch  die  ganz  unbedingt  herrschende  Auf- 
fassung, dass,  unabhängig  von  dem  Markenrecht,  ein  Civilschutz  besteht 
gegen  die  durch  täuschende  Nachahmung  fremder  Waarenbezeichnungen 
begangene  concurrence  d^loyale^).  In  Belgien  war  die  Frage  ehedem 
bestritten :  für  den  Entschädigungsanspruch  auch  ohne  Eintrag  der  Marke 
war  Appelhof  Gand  14./4.  1872  (Pasicris.  B.  1872  II,  p.  138);  andere 
Entscheidungen  waren  entgegen,  z.  B.  Handelsger.  Brüssel  29. /3.  1877 
(Pasicr.  1878  III  p.  107),  wohl  auch  Appelh.  Brüssel  8./11.  1875  (Pasicr. 


1)  Vehrigens  htkt  Petersen  bei  der  Begründung  seines  Antrags  auf  ein  Marken- 
gesetz 20./5.  1873  im  Reichstag  erklärt,  dass  ein  Schutz  gegen  Tänschnng  nnd 
Betrug  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrandsätzen  gerechtfertigt  sei  (Stenograph. 
Ber.  I.  Leg.  Per.  IV.  Sess.  Bd.  I.  S.  763). 

2)  Allerdings  bestimmt  s.  77,  dass  „a  person  shall  not  be  entitled  to  in* 
stitate  any  proceeding  to  prevent  or  to  recover  damages  for  the  infringement  of  . 
a  trade  mark,  nnless  in  the  case  of  a  trade  mark  capable  of  being  registered  ander 
this  Act,  it  has  been  registered **  Allein  einmal  gilt  dies  nar  für  die  ein- 
tragsfähigen Marken,  für  alle  anderen  besteht  der  Schatz  ohne  Eintrag  weiter  — 
nnr  mass,  wenn  dieselben  vor  dem  13.  Aagast  1875  im  Gebrauch  waren,  die  Ein- 
tragung begehrt  und  refasirt  sein,  es  muss  bezüglich  derselben  mindestens  ein 
Versuch  vorliegen,  die  Eintragung  zu  erlangen.  —  Sodann  aber  ist  der  Eintrag 
nur  eine  Bedingung  für  die  Klagerlvebung,  keine  Vorbedingung  für  die  Existenz 
des  Rechts.  Vgl.  hierzn  Lawson  p.  172  f.,  wo  auch  über  das  frühere  Recht  gemäss 
der  Akte  v.  1875  und  1876,  Vgl.  auch  Entsch.  Orr  Ewing  Co.  v.  Johnston  Co. 
15./3.  1879  Sebaat  p.  397. 

3)  Die  Literatur  wird  sich  aus  dem  folgenden  ergeben.  Vergl.  aber  selbst 
Bedarride  III  nr.  860.  861,  der  prinzipiell  entgegen  ist,  und  selbst  Rendu,  droit 
industriel  nr.  626.  627.  668.  Uebrigens  ist  natürlich  die  französische  Jurisprudenz  in 
dieser  Hinsicht  nicht  fehlerfrei,  so  sehr  sie  der  unserigen  überlegen  ist.  Ein  fehler- 
haftes Urtheil,  in  welchem  das  pure  Individualrecht  nicht  in  der  richtigen  "Weise 
gewürdigt  wurde,  ist  beispielsweise  Appelhof  Paris  13./11.  1861,  Pataüle  VII, 
p.  414  (in  Betreff  des  Elixirs  Lamartine),  vgl.  hiergegen  die  Bemerkung  von  Pa- 
taille  VII  p.  419.  Unzutreffendes  gegen  die  in  Frankreich  herrschende  Lehre  bei 
Meneau  p.  19  f.:  denn  dass  auch  ein  Unschuldiger  verurtheilt  werien  kann,  ist 
doch  durchaus  kein  Grund  gegen  einen  Rechtsschutz  des  puren  Individualrechts. 

Kohl  er.  Recht  des  Markenschutzes.  6 
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1876  II  p.  23)  und  ll./l.  1877  (Pasicr.  1877  II  p.  101),  belgischer 
Cassat..Hof  27./6.  1878  (Pasicr.  1878  I  p.  294),  vgl.  auch  jRo,  comment. 
p.  162  f.,  BrauPf  p.  270  f.,  wo  noch  andere  Präjudizien  allegirt  sind, 
—  sie  waren  entgegen,  während  doch  die  belgische  Jurisprudenz  gegen 
andere  illoyale  Concurrenztäuschungen  ohne  weiteres  einschreitet  (vgl. 
auch  Braun  p.  281  f.  und  die  dort  cit.  Entsch.),  so  dass  sie  nur  im 
Gebiete  des  Zeichenwesens  eine  solche  zögernde  Haltung  beobachtete  : 
es  ist  aber  völlig  inconsequent,  den  Individualschutz  zu  gewähren,  wenn 
sich  die  Concurrenztäuschung  in  andere  Formen  kleidet,  und  ihn  preiszu- 
geben, wenn  sie  die  Form  der  Zeichentäuschung  annimmt  —  als  ob  nicht 
in  beiden  Fällen  derselbe  confundirende  Eingriff  in  die  Persönlichkeits- 
sphäre des  Andern  vorliegen  würde.  So  war  es  vor  dem  neuen  belgischen 
Markengesetze  5  in  diesem  ist  allerdings  die  unrichtige  Anschauung  des 
belgischen  Cassationshofes  zur  Herrschaft  gelangt.  Der  Entwurf  zwar 
folgte  den  richtigen  Principieu,  und  die  Motive  erkannten  ausdrücklich  an, 
dass  auch  ohne  Eintrag  einer  Marke  ein  Entschädigungsanspruch  aus 
a.  1382  C.  civ.  gegeben  sei  (vgl.  die  Motive  bei  Braun  p.  650).  Da- 
gegen opponirte  aber  der  sonst  vortreffliche  Bericht  der  Centralsection 
(vgl.  ib.  p.  663  f.),  und  bei  der  Berathung  des  Gesetzes  gelangte  diese 
oppositive  Anschauung  zum  Siege;  ihr  entsprechend  wurde  der  Wortlaut 
des  a.  2,  wie  er  im  Entwurf  war:  „Nul  ne  peut,  en  vertu  de  la  präsente 
loi,  pretendre  ä  l'usage  exclusif  d'une  marque  si,  prealablement  aux  faits 
d'usurpation  pr6vus  par  l'article  7,  il  n'en  a  d6pos6  le  modele  .  .  .  .^ 
dahin  geändert:  „Nul  ne  peut  pretendre  k  l'usage  exclusif  dune  marque, 
s'il  n'en  a  depos6",  wobei  also  die  bezeichnenden  Worte  „en  vertu  de  la 
präsente  loi"  und  die  Verweisung  auf  den  strafrechtlichen  a.  7  (jetzt  a.  8) 
des  Gesetzes  gestrichen  wurde.  Die  Gründe  dieser  Aenderung  sind  in 
keiner  Weise  stichhaltig,  und  die  ganze  Richtung,  die  Losreissung  des 
formalen  Rechts  von  dem  materialen  ist  ein  Irrgang;  namentlich  ist  die 
Argumentation,  dass  für  die  Marken  ein  besonderes  Gesetz  vorhanden  sei, 
in  keiner  Weise  zutreffend.  Man  vergl.  übrigens  auch  Meneau  in  der 
Propri6te  industr.  I  7  und  8  Rev.  p.  96.  f.  116  f.,  welcher  dieser  Auffassung 
mit  Unrecht  Lob  spendet,  und  ebenso  Ro  commentaire  p.  51  f.  156  f 
160  f.  und  Braun  p.  145  f.  276  f.  Es  entsteht  hieraus  die  seltsame 
Oonsequenz,  dass  eine  Bezeichnung,  welche  Marke  sein  kann,  auch  wenn 
sie  noch  so  notorisch  ist,  keinen  Schutz  geniesst  ohne  Eintrag ;  dass  da- 
gegen eine  Bezeichnung,  welche  des  Markenrechts  nicht  fähig  ist,  sobald 
sie  in  Gebrauch  gesetzt  ist,  einen  Schutz  geniesst  1  Es  wird  in  solchen 
Fällen  nicht  selten  von  Interesse  sein,  nachzuweisen,  dass  eine  Bezeich- 
nung ausserhalb  des  Markenrechts  steht,   nur  um    der  Klage   zum  Siege 
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zu  helfen;  eine  Theorie  mit  solchen  Consequenzen  richtet  sich  selbst. 
Sehr  richtig  hat  dagegen  das  Brasilianische  Dekret  über  den  Marken- 
schutz 23./ 10.  1875  a.  5  anerkannt,  dass  auch  ohne  markenmässigen 
Eintrag  das  Recht  der  Entschädigung  mittelst  Civilklage  bestehe,  und  in 
den  Vorarbeiten  dieses  Dekretes  wurde  dieser  Fundamentalsatz  treffend 
hervorgehoben. 

Bevor  wir  der  ludicatur  des  deutschen  Reichsgerichts  in  dieser 
Hinsicht  näher  treten,  müssen  wir  unsere  Ausführungen  durch  die  Darleg- 
ung ergänzen,  welches  denn  der  Grund  einer  speciellen  Markengesetz- 
gebung ist.  Wenn  das  Individualrecht  völlig  ausreicht,  warum  ein  beson- 
deres Markengesetz?  Ist  nicht  das  Vorhandensein  eines  solchen  Gesetzes 
das  beredteste  Zeugniss  dafür,  dass  der  Individualschutz  dieses  Gebiet 
nicht  deckt?  Und  sollte  nicht  diese  Markengesetzgebung  als  bestes  und 
ausreichendes  juristisches  Hülfsmittel  erdacht  sein  und  nunmehr  dieses 
Gebiet  allein  und  concurrenzlos  beherrschen  und  jede  sonstige  Regelung 
ausschliessen  ?  Sollte  nicht  ein  solches  Gesetz  bestimmt  sein,  der  Ge- 
sammtheit  der  auf  diesem  Gebiete  obwaltenden  Bedürfnisse  in  ihrer  Tota- 
lität abzuhelfen,  und  sollte  es  nicht  zur  Verwirrung  führen ,  wenn  neben 
dieser  Neuordnung  die  Trümmer  des  alten  Rechtszustandes  fortbestehen  ? 
Diese  Frage  ist  kapital,  von  ihrer  richtigen  Beantwortung  hängt  das 
ganze  wissenschaftliche  Verständniss  unserer  Materie  ab. 

Eine  spezielle  Markengesetzgebung  innerhalb  des  weiteren  Rahmens 
des  Individualrechtes  ist  wünschenswerth  einmal  aus  strafrechtlichen 
Gründen.  Wenn  irgend  ein  Feld,  ist  es  das  vorliegende,  auf  dem  sich 
der  civilrechtliche  Schutz  als  unzureichend  erweist,  so  dass  die  Rechts- 
ordnung zur  strafrechtlichen  Reaction  greifen  muss,  w^eshalb  auch  die 
früheren  Gesetze  deutscher  Staaten,  welche  diese  Materie  angegriffen 
haben,  überwiegend  strafrechtliche  Gesetze  waren.  Die  Verletzung  des 
guten  Glaubens  erreicht  hier  oft  eine  ganz  abnorme  Höhe,  die  Frechheit 
und  Illoyalität  wie  die  Verschlagenheit  auf  der  einen  Seite  übersteigen 
oft  jedes  Mass,  während  auf  der  andern  Seite  die  Schädigung  der  Inte- 
ressen eine  unabsehbare,  unabschätzbare  ist  und  den  tiefsten  Kern  des 
Heiligthums  des  Arbeitslebens  berührt  —  wozu  noch  kommt,  dass  die 
ausserordentliche  Lucrativität  solcher  Verletzungen  viele  Personen  ganz 
besonders  zu  Contraventionen  reizt  und  die  Indolenz  des  Publikums  häufig 
dem  Missethäter  auf  halbem  Wege  entgegenkommt.  Treffend  ^bemerkt 
Upton  p.  247  :  „The  easily  won  profits  that  flow  from  such  an  appropria- 
tion  of  the  reputation  of  an  other  present  too  powerful  a  [temptation 
to  the  unscrupulous,  to  be  overcome  by  the  apprehended  possibility  of 
beeing    stripped    of  their    disguises    and    compelled    to    relinquish  their 

6* 
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ill-gotten  gains  as  the  consequence  of  a  coatly  litigation^.  Jede  Strafge- 
setzgebang  aber  ist  eine  positive;  während  der  Civilschatz  sich  aus  dem 
Bestehen  des  Civilrechts  von  selbst  ergibt,  bedarf  der  Strafschutz  seiner 
besonderen  Sanktion,  er  darf  nicht  aus  dem  Rechte  und  der  Rechtsver- 
letzung heraus  abgeleitet  werden:  nicht  in  allen  Fällen  der  Rechtsver- 
letzung ist  das  Bedttrfniss  einer  straftrechtlichen  Sanction  gegeben,  und 
ob  ein  solches  gegeben  ist,  hat  nur  die  positive  Gesetzgebung  zu  ent- 
scheiden; wie  denn  auch  kraft  des  legalpolitischen  Grundsatzes:  ^nuUa 
poena  sine  lege",  kraft  des  Grundsatzes,  dass  jede  Strafe  zuerst  angedroht 
sein  muss,  bevor  sie  verdient  werden  kann,  eine  solche  legislative  Regelung 
unbedingt  erforderlich  ist.  So  kennt  das  englische  jund  amerikanische 
Common  law  den  civilen  Markenschutz,  aber  den  Strafschutz  kennen  nur 
die  Statuten,  und  das  Bedürfniss  strafrechtlichen  Schutzes  war  es,  welches 
hauptsächlich  die  englische  Merchandise  Marks  Akte  von  1862  veranlasste, 
vgl.  Ludlow  und  Jenkyns  p.  19:  und  ähnlich  verhält  es  sich  im  franzö- 
sischen Rechte:  der  Eintrag  der  Marke  geschieht  in  Frankreich  haupt- 
sächlich wegen  des  Strafschutzes^  Appelh.  Paris  19./11.  1863,  Pataillc 
X  p.  36,  Idem  30./6.  1865  Fat  XI  p.  344,  Cassat-Hof  5./5.  1883  Fat 
XXVIII  (1883)  p.  187.  191.  Und  ausdrücklich  sagt  das  Brasilianische 
Decret  von  23./10.  1875  a.  5.,  dass  in  Ermangelung  des  Markeneintrags 
keine  criminelle  Verfolgung  stattfinde,  wohl  aber  die  Klage  auf  Ent- 
schädigung. Mit  der  Verstärkung  der  Reaction  durch  Strafgesetz  kann 
auch  eine  ausnahmsweise  processuale  Erleichterung  der  Reaction  Hand  in 
Hand  gehen.  So  ist  im  französischen  Rechte  das  Erleichterungsmittel 
der  saisie,  der  vorläufigen  Beschlagsnahme,  statthaft  auf  dem  Gebiete  des 
speziellen  Markenrechts,  es  ist  nicht  statthaft  bei  blosser  concurrence 
d61oyale,  vgl.  Pelletier  und  Defert  nr.  575 ;  auch  schon  diese  Vortheile 
lassen  eine  positive  Regelung  als  wünschenswerth  erscheinen. 

Aber  noch  ein  anderer  wichtiger  Grund  postulirt  eine  spezielle 
Markengesetzgebung:  Firma  und  Name  sind  Bezeichnungsweisen  des 
Arbeitsproductes,  welche  für  sich  schon  gegeben  sind;  dagegen  ist  das 
Markenzeichen  etwas  willkürliches,  es  ist  ohne  descriptive  Beziehung- 
zur  Person  des  Producenten,  es  ist  lediglich  durch  seinen  Willensakt  mit 
seiner  Person  in  Verbindung  gesetzt.  Es  ist  eine  Art  Pseudonym  des 
Handels,  und  jedes  Pseudonym  ist  etwas  dem  Ursprung  nach  willkürliches, 
das  erst  durch  die  That  mit  der  Person  verwachsen  und  zu  ihrer  natur- 
gemässen  Bezeichnungsweise  aufsteigen  kann.  Darum  setzt  ein  solches 
Pseudonymes  Erkennungszeichen  nicht  nur  voraus,  dass  der  Gewerbe- 
treibende sich  desselben  continuell  und  consequent  bedient  hat,  sondern 
es  kann  erst  dann  als  die  Domäne  des  Gewerbtreibenden  betrachtet  werden,. 
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wenn  der  Verkehr  die  Beziehung:  zur  Person  verstanden  hat^),  erst  dann, 
wenn  das  Zeichen  als  Bezeichnungsmittel  des  betreffenden  Verkehrs- 
treibenden, als  das  Emblem  seiner  Waare,  als  die  Flagge  erkannt  wird, 
unter  welcher  seine  Waare  im  Strome  des  Verkehrs  cursirt :  denn  vorher 
fehlt  es  an  der  Verbindung  zwischen  Person  und  Zeichen,  vorher  fehlt 
es  an  der  täuschenden  Kraft  der  Nachahmung;  vorher  kann  eine  Nach- 
ahmung zwar  verhindern,  dass  sich  ein  Eeservatzeichen  bildet,  sie  kann 
aber  nicht  im  Verkehr  bewirken,  dass  die  mit  dem  nachgemachten  Zeichen 
versehene  Waare  als  die  Waare  des  ersten  Zeichenträgers  betrachtet  wird, 
dass  durch  Nachahmung  des  Zeichens  eine  Täuschung  in  Betreff  des  Ur- 
sprungs der  Waare  hervorgerufen  und  dadurch  in  die  Persönlichkeitssphäre 
des  ersteren,  in  die  Sphäre  seines  speziell  ihm  eigenen  Thuns  und  Wirkens 
eingegriffen  wird:  ein  Pseudonymzeichen  wird  erst  dann  zur  Persönlich- 
keitsbezeichnung, wenn  der  Verkehr  die  ideelle  Verbindung  desselben  mit 
der  Person  des  Producenten  vollzogen  hat,  erst  dann,  wenn  eine  noth- 
wendige  Ideenassociation  zwischen  dem  Zeichen  und  der  Person,  welche 
das  Zeichen  trägt,  eingetreten  ist;  dazu  gehört  aber  noth wendig,  dass 
Waaren  mit  dieser  Bezeichnung  bereits  im  Verkehr  verbreitet  worden 
sind  und  dass  die  Marke  dazu  beigetragen  hat,  die  Person  des  Fabrikanten 
oder  Verkäufers  zu  „markiren"  2),  So  bemerkt  vortrefflich  der  eng- 
lische  Lord  Kanzler,  Mai  1863,  in  Mc  Andrew  v.  Bassett,  Browne 
p.  501  und  Gox  p.  673:  „Property  in  the  word  for  all  purposes 
cannot  exist,  but  property  in  that  word  as  applied  by  way  of  stamp 
upon  a  stick  of  liquorice  does  exist,  the  moment  the  liquorice  goes 
into  the  market  so  stamped,  and  obtains  acceptance  and  reputation  in 
the  market,  whereby  the  stamp  gets  a  currency  as  an  indication  of 
superior  quality  — ^.  Und  der  amerikanische  Patentcommissär,  Septbr. 
1871,  besagt  {Gox  p.  736):  „At  common  law  the  trade  mark  to  become 
legal  and  to  vest  an  exclusive  right  in  the  person  adoptiug  it,  must 
have  been  so  long  in  use  as  to  be  known  and  recognized  in  the  market. 
—  —    Registry  is  notice  to   the  world  and   supplies    the  place  of  long 


1)  Kine  Benützung  in  einzelnen  incohärenten  Fällen  aas  besonderen  indiri- 
dnellen  Gründen,  ans  Lanne  oder  ans  Rücksicht  für  den  Abnehmer,  ist  natürlich 
nicht  in  der  Lage,  das  Zeichen  mit  der  Person  zu  verbinden,  Appelh.  Paris  14./4. 
1877,  Cass.-h.  2a./l2.  1877,   Pat<uae  XXiri  p.  5. 

2)  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  der  Gebrauch  des  Zeichens  längere 
Zeit  gedauert  haben  müsse;  auch  eine  kurze  Zeit  kann  genügen,  um  das  Zeichen 
bei  dem  Pnblikum  einzubürgern,  denn  häufig  ersetzt  die  Intensität  der  Einwirkung 
die  längere  Bauer.    Vgl.  Coddington  p.  26  f. 
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use  at  common  law*.  Und  eine  andere  Patentcommissärentscheidungf  v. 
21./12.  1882  Off.  Gaz.  XXII  p.  342.  343  besagt  sehr  richtig:  ^the 
right  to  the  exclasive  use  of  a  word  or  symbol  as  a  trade-mark  at 
common  law  depends  npon  the  fact  that  it  is  actually  used  in  commerce 
and  has  become  associated  in  the  public  mind  with  the  origin  and  owner- 
ship  of  the  good  to  which  it  is  attached**.  Aehnlich  bemerkt  Wood 
p.  35  über  die  englische  Registration  Act,  welche  die  Registrirung  der 
Marken  einführt:  „In  return  for  the  compulsion  thus  put  upon  the  trader 
to  register,  the  act  greatly  facilitates  the  proof  of  title  to  use  the  mark 
which  was  formerly  often  a  matter  of  extreme  difficulty,  proof  of  ex- 
clusive  public  use  being  required**.  Und  treffend  auch  Rendu  nr.  77 
bis  p.  56:  „Elle  (la  marque)  peut  ....  etre  cousid6r6e  comme  6tant, 
ainsi  que  l'enseigne,  Tun  des  Clements  d'une  propri^te  plus  large,  plus 
generale,  l'achalandage  de  la  fabrique  ou  de  la  maison  de  commerce. 
Pour  qu'elle  joue  ce  dernier  röle,  il  ne  suffit  pas  qu'elle  ait  ^t6  choisie ; 
il  faut  qu'elle  ait  6t6  employ^e,  qu'elle  ait  pass^  dans  l'usage,  qu'elle 
ait  acquis  vis  a- vis  du  public  une  certaine  notoriöt^^. 

Dazu  kommt  noch,  dass  die  Verbindung  des  Zeichens  mit  der  Person, 
also  der  Process  der  Individualisirung  des  Zeichens,  häufig  dadurch  auf 
Schwierigkeiten  stösst,  dass  ein  Zeichen  möglicherweise  unversehens  zum 
Qualitäts-  und  Genuszeichen  wird,  so  dass  die  Bemühung  des  Zeichen- 
trägers, sich  dasselbe  zu  appropriiren,  im  Verkehr  Schiffbruch  leidet, 
vgl.  Ludlow  und  Jenkyns  p.  65.  66. 

Darin  zeigen  sich  die  grossen  Schwierigkeiten  des  natürlichen  Weges, 
ein  Zeichen  für  sich  zu  appropriiren:  die  Appropriation  bedarf  der  Zeit, 
und  in  dieser  Zeit  können  die  mannigfachsten  Störungen  eintreten;  sie 
verlangt,  dass  der  Verkehr  auf  das  Zeichen  aufmerksam  w4rd,  was  von 
vielfachen  Zufälligkeiten  abhängt^);  ja  sie  kann  unter  den  günstigsten 
Verhältnissen  fehlschlagen,  wenn  das  Zeichen,  das  als  Individualzeichen 
gelten  sollte,  anstatt  dessen  im  Verkehr  als  generelles  Qualitätszeichen 
angesehen  wird! 

Hier  nun  kann  die  Gesetzgebung  in  der  fruchtbarsten  Weise  ein- 
greifen, um  den  natürlichen  Prozess  der  Rechtsbildung  zu  potenziren. 
Wie  das  System  des  Personennamens  der  Persönlichkeit  gleich  ein  an- 
erkanntes Merkmal  in  die  Welt  mitgibt  und  die  Person  der  Mühe  ent- 
hebt, erst  eine  bestimmte  Bezeichnung  für  sich  in  Geltung  zu  bringen, 
so  gibt  das  System  der  einregistrirten  Marke  dem  Verkehrtreibenden  den 

1)  Dass  die  Waare  eine  besonders  reputirte,  epochemachende  ist,  wird  natür- 
lich nicht  verlangt,  vgl.  Adams  p.  82. 
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eminenten  Vortheil,  dass  die  von  ihm  gewählte  Marke  sofort  mit  seiner 
Person  in  Verbindung  tritt,  dass  sie  sofort  zum  untrüglichen  Kennzeichen 
der  Herkunft  seiner  Waare  erhoben  wird,  ohne  dass  es  erst  des  Mediums 
des  Verkehrs  bedarf,  um  diese  Verbindung,  diese  Charakterisirung  zu 
vollziehen;  wie  denn  auch  das  englische  Markengesetz  von  1875  s.  2 
und  ebenso  das  neue  Gesetz  von  1883  a.  75  besagt,  dass  die  „registration 
of  a  trade-mark  shall  be  deemed  to  be  equivalent  to  public  use  of  the 
trade  mark",  und  vgl.  auch  die  oben  cit.  Stelle  bei  Wood  p.  35.  Das  ist 
die  adminikulirende,  unterstützende  Bedeutung  der  positiven  institutionen- 
schaffenden Gesetzgebung;  denn  es  ist  Aufgabe  der  Gesetzgebung,  nicht 
nur  das  postulirte  Recht  zu  gewähren,  sondern  auch  Einrichtungen  zu 
treffen,  um  sein  Werden,  Bilden  und  Gedeihen  zu  unterstützen :  das  ist  die 
Bedeutung  des  formal  functionellen  Zweiges  der  gesetzgeberischen  Thätig- 
keit.  Es  ist  ähnlich,  wie  wenn  die  staatliche  Autorität  Einrichtungen 
schafft  Äur  Befestigung,  Sicherung,  Individualisirung  und  Abscheidung  des 
Eigenthums,  wenn  sie  durch  öffentliche  Gränzmale,  wenn  sie  durch  Regel- 
ung der  Nachbarverhältnisse,  durch  Entfernung  der  Wohnungen  auf  ge- 
wisse Distanzen  und  andere  Veranstaltungen  dazu  beiträgt,  dass  der 
Eigenthümer  auf  seinem  Gebiete  sicher,  ungestört  und  unangefochten 
sitzen  kann;  dass  Gränzschwierigkeiten,  Nachbarstreitigkeiten,  gegensei- 
tige Reibungen  möglichst  vermieden  werden:  dass  ein  Angriff  auf  das 
Eigenthum  sich  sofort  viel  eklatanter  und  drastischer  als  Angriff  auf  ein 
bestehendes  Recht,  als  Rechtsverletzung  characterisirt :  offensichtlich  ge- 
winnt dadurch  das  Eigenthum  in  ganz  unabsehbarer  W^eise  an  Festig- 
keit und  Sicherheit:  eine  Menge  schwieriger  Erörterungen  kann  er- 
spart, eine  Menge  schwer  zu  verfolgender  Eingriffe  vermieden,  eine  Menge 
von  Störungen  von  selbst  hinterhalten  werden.  Diese  polizeiliche,  sichernde, 
festigende  Function  ist  eine  der  wichtigsten  Functionen  der  Gesetzgebung 
und  Verordnung :  hier  ist  die  spezielle  Domäne  utilitarischer  Regulirungen, 
die  Domäne  legislatorischen  Eingreifens  des  Staates  in  die  Rechtsbildung. 
Der  Staat  soll  das  Recht  nicht  nur  gegen  directe  Läsionen  schützen, 
er  hat  es  auch  mit  schützenden  Veranstaltungen  zu  umgeben,  um  lädi- 
renden  Einflüssen  möglichst  zuvorzukommen,  er  hat  durch  sichernde,  klar- 
stellende, präcisirende  Einrichtungen  eine  Menge  von  Gränzüberschreit- 
ungen  zurückzuhalten,  welche  sich  sonst  überall  von  selbst  eindrängen, 
wo  die  Gränzen  dunkel  sind  und  wo  dann  die  dunklen  Elemente  des  Ver- 
kehrslebens die  Gelegenheit  benützen  würden,  um  im  Trüben  ihres  Vor- 
theils  sich  zu  versehen.  Diese  Einrichtungen  kommen  dabei  nicht  nur 
dem  Einzelnen  zu  gute,  sondern  auch  der  Gesammtheit,  da  durch  diese 
sichere  Stellung  des  Einzelnen  alle  diejenigen  Interessen    der  Allgemein- 
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heit  mächtig  gefördert  werden,  welche  auf  die  friedliche  ungestörte 
Vermögenstbätigkeit  des  Einzelnen  basirt  sind. 

Jetzt  ist  das  Markenreciit,  wie  es  im  Markengesetze  auftritt,  ge- 
kennzeichnet und  in  seinem  Verhältniss  zum  puren  Individualrecht  cha- 
rakterisirt:  das  Markenrecht  ist  nichts  anderes,  als  ein  durch  staatliche 
Regulative  gefestigtes,  gesichertes  und  gesteigertes  Individualrecht.  Wer 
sich  auf  pures  Individualrecht  bezieht,  wer  bloss  illoyale  Concurrenz  des 
Gegners  geltend  machen  will,  der  hat  den  oft  nicht  leichten  Nachweis 
zu  liefern,  dass  ein  bestimmtes  Zeichen  durch  die  Kräfte  des  Verkehrs 
allmählig  zum  Characteristikum  seiner  Waare  geworden  ist.  Wer  sich 
aber  auf  ein  staatlich  regulirtes  Markenrecht  beruft,  der  braucht  nur  die 
Erfüllung  der  formalen,  regulativen  Erfordernisse  nachzuweisen,  um  den 
Gebrauch  des  Zeichens  durch  einen  Andern  als  widerrechtlich  darzustellen 
—  der  ganze  Verkehr  mit  allen  seinen  Launen  und  Wechself&llen  bleibt 
ihm  gegenüber  einflusslos,  er  wird  unabhängig  gestellt  von  deuEegungen 
und  Gapricen  des  vielköpfigen  Publikums;  ebenso,  wie  das  unter  den 
nöthigen  Cautelen  abgemessene  und  abgesteckte  Eigenthum  gegen  die 
Wechselffllle  der  ersitzenden  Eingriffe  thunlichst  gefeit  ist.  So  iet  denn 
das  staatlich  regulirte  Markenrecht  der  Comparativ  des  puren  Individual- 
rechts: das  ist  das  wahre  Verhältniss,  das  die  richtige  Charakteristik 
der  Sache. 

Uebrigens  hat  das  deutsche  Markengesetz  nicht  nur  nirgends  das 
pure  Individualrecht  aufgehoben  oder  angetastet;  es  hat  dasselbe  sogar 
indirekt,  wenn  auch  nur  indirekt,  bestätigt;  durch  die  Bestimmung  näm- 
lich, dass  die  Zeichen,  welche  bis  zum  1.  Januar  1875  „im  Verkehr 
allgemein  als  Kennzeichen  der  VVaaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden 
gegolten  haben"  den  landesgesetzlich  geschützten  Zeichen  in  ihrer  ge- 
setzlichen Behandlung  gleichgestellt  sind:  sie  sind,  wie  jene,  absolut 
eintragsberechtigt  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Form  und  ihren  figürlichen 
Charakter,  und  sie  gemessen,  wie  jene,  das  unverbrüchliche  Recht,  durch 
Eintrag  vor  dem  1.  October  1875  zu  reichsgesetzlichen  Zeichen  zu 
werden.  Der  Gedanke  des  Gesetzes  ist  einleuchtend:  solche  im  Ver- 
kehr allgemein  als  Individualcharakterzeichen  anerkannte  Zeichen  sind 
Träger  eines  Rechtes,  des  Individualrechts;  sie  stehen  als  solche  in  Pa- 
rallele mit  den  landesgesetzlich  geschützten  Marken;  und  wie  für  diese 
die  Rücksicht  gilt,  dass  die  vorhandenen  Rechte  nicht  durch  das  neue 
Gesetz  gekränkt  werden  sollen,  so  gilt  für  sie  die  Rücksicht,  dass  durch 
das  neue  Gesetz  dieses  Individualrecht  keine  Einbusse  erleiden,  ihm  viel- 
mehr die  vollen  Erleichterungen  und  Erweiterungen  des  Gesetzes  zu  Theil 
werden  sollen.  Wer  das  vom  staatlichen  Eintrag  unabhängige  Individual- 
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recht  leugnet,  der  übersieht  den  unzweideutigen  Gedanken,  das  unzweifel- 
hafte juristische  Prinzip,  welches  in  den  Bestimmungen  der  §§  3  und  9 
{vgl.  auch  7)  des  deutschen  Markengesetzes  waltet. 

Daher  sind  die  Entscheidungsgründe  des  Reichsgerichts  v.  30«/ 11. 
1880  (Entschl.  III  S.  67.  69)  insofern  völlig  unrichtig,  als  sie  die  An- 
Wendung  des  a.  1382  C.  civ.  neben  dem  Markengesetz  verneinen,  weil 
die  Markengesetzgebung  sich  die  Aufgabe  gestellt  habe,  den  Schutz  der 
Waarenbezeichnungen  einheitlich  und  erschöpfend  zu  regeln,  womit  es 
unvereinbar  wäre,  eine  Handlung,  welche  nach  dem  Markenschutzgesetz 
erlaubt  ist,  im  Geltungsgebiete  des  a.  1382  als  eine  widerrechtliche  zu 
behandeln.  Das  Eeichsmarkengesetz  hat  die  landesgesetzlichen  Marken- 
gesetze aufgehoben,  es  hat  aber  in  keiner  Weise  die  actio  doli  aufge- 
hoben, welche  gegen  dolosive  Massnahmen  irgend  welcher  Art  gerichtet 
ist;  denn  es  wäre  doch  seltsam,  anzunehmen,  dass  nunmehr  jeder  dolus 
im  Verkehr  gestattet  wäre,  sofern  er  nur  nicht  in  eine  Verletzung  des 
Markenrechts  überginge.  Natürlich  richtet  sich  unsere  Kritik  nur  gegen 
die  Entscheidungsgründe,  nicht  gegen  die  Entscheidung  selbst,  denn  für 
die  actio  doli  hätte  behauptet  und  nachgewiesen  werden  müssen,  dass  die 
Voraussetzungen  der  actio  doli  vorlagen;  aber  das  Reichsgericht  hätte 
sich  auf  die  Constatirung  dieses  Umstandes  beschränken  und  keine  un- 
richtigen Gründe  bringen  sollen,  weil  solche  unrichtige  Gründe  ein  un- 
richtiges Präjudiz  bieten.  Ebenso  unrichtig  ist  ein  Satz  in  den  Ent- 
scheidungsgründen des  Reichsgerichts  v.  14./2.  1882  (Entsch.  VIS. 75.  76): 
„Dabei  ist  zu  beachten,  dass  nach  dem  in  Deutschland  geltenden  Rechte 
nicht,  wie  z.  B.  in  Frankreich,  dem  Gewerbetreibenden  auch  Schutz  ge- 
währt ist  gegen  betrügliche  Nachahmungen  sonstiger  Kennzeichen  seiner 
Waare  (Art  der  Verpackung,  Etikettinmg  u.  s.  w.),  vielmehr,  abgesehen 
von  der  Firma,  das  Waarenzeichen  das  einzige  Mittel  ist,  um  sich  gegen 
ein  illoyales  Verfahren  von  Konkurrenten  zu  schützen"  —  nirgends  in  der 
deutschen  Reichsgesetzgebung  findet  sich  eine  solche  Beschränkung  der 
actio  doli,  und  die  Annahme,  dass,  weil  das  spezielle  Recht  gewisse 
Arten  des  dolus  ausscheidet  und  daraus  Spezialdelikte  bildet,  alle  anderen 
Arten  des  dolus  jetzt  frei  und  ungehindert  seien,  ist  ebenso  unrichtig, 
wie  wenn  man  aus  Spezialgesetzen,  welche  beispielsweise  den  Schutz  von 
Nahrungsmitteln  betreffen,  schliessen  wollte,  dass  jede  anderweitige  de- 
liktuose  Thätigkeit  im  Verkehr  dadurch  frei  geworden  wäre.  Eine  solche 
Schlussfolgerung  ist  ganz  gegen  den  Zweck  einer  solchen  Gesetzgebung, 
welche  einzelne  pointirte  Fälle  besonders  treffen  und  dadurch  den  Schutz 
gegen  das  illoyale  Gebahren  verstärken,  nicht  aber  dem  illoyalen  Ge- 
bahren    im  Uebrigen   einen   Freipass,    eine    Freistätte    verschaffen    will. 
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Treffend  hat  dagegen  das  R.O.H.G.  v.  6./10.  1871,  Entsch.  III  S.  315. 
319,  bezüglich  des  Bttchertitels  ausgesprochen,  dass  eine  Klage  gegen 
denjenigen  zulässig  ist,  der  dolose  das  Publikum  über  die  Identität  täuscht, 
und  es  ist  nur  zu  A^ünschen,  dass  die  Jurisdiction  des  höchsten  deutscheu 
Gerichts  auf  dieser  Bahn  weiter  gehen  möge. 

Von  sonstigen  Entscheidungen  deutscher  Gerichte  sind  insbesondere 
solche  zu  erwähnen,  welche  im  Gebiete  des  französischen  Rechts  ergangen 
sind;  so  Obertrib.  Berlin  28. /9.  1858  Gredy,  Zusammenstellung  der  Ent- 
scheidungen der  Cass.-höfe  S.  677  (nr.  41  ad  a.  1382):  hier  wurde  die 
Benützung  der  gleichen  Firma  bei  Absatz  gleichartiger  Waaren  am 
gleichen  Ort  als  concurrence  deloyale  behandelt ;  so  die  bemerkenswerthe 
Entscheidung  des  badischen  Oberhofgerichts  bezüglich  des  Zeitungstitels 
V.  7./11.  1861,  Seuffert  Arch:  XY  Ad  ]  so  das  Appellationsgericht  Colraar 
9./4.  1873  (Z.  f.  franz.  Civilrecht  III  S.  670)  in  einer  sehr  bedeutungs- 
vollen Entscheidung,  auf  welche  später  noch  zurückzukommen  ist;  so 
endlich  das  Obergericht  Mainz  19./1.  1878  (Z.  f.  franz.  Civilrecht  IX 
S.  444),  worin  ausdrücklich  anerkannt  ist,  dass  neben  dem  Markenschutz 
der  Schutz  gegen  conc.  d^loyale  fortbesteht:  „dass  einer  der  wichtigsten 
und  unbestrittensten  Fälle  solcher  sog.  concurrence  deloyale  der  ist,  wo 
Jemand  durch  ähnliche  Zeichen  und  Bezeichnungen  zu  erkennen  gibt, 
dass  er  damit  eine  solche  Kundschaftsentziehung  und  nichts  anderes  be- 
absichtigt, der  Jedermann  zustehende  Schutz  gegen  derartige  Schaden- 
zufügungen  aber  nicht  dadurch  verloren  gehen  kann,  dass  der  beein- 
trächtigte Theil  noch  den  besonderen  Markenschutz  erworben  haf*  .... 
(ib.  S.  449) ;  man  vgl.  lach  Obergericht  Mainz  23./5.  1878  (Z.  f.  franz. 
Civilrecht  X  S.  284)  und  neuerdings  auch  eine  Entscheidung  des  Ober- 
landesgerichts Karlsruhe  v.  27./2.  1882  Seuffert  Bd.  38  nr.  258.  Ganz 
unrichtig  hingegen  ist  die  Begründung  einer  Handelsappellationsgerichts - 
Entscheidung  in  einer  Fürther  Sache,  wo  der  Schutz  gegen  die  Concurrenz 
mit  ähnlichen  Etiketten  verneint  wurde,  sofern  nicht  ein  Eingriff  in  das 
Markenrecht  vorliege,  Sammlung  handelsgerichtlicher  Entscheidungen  II, 
S.  237. 


§  3. 

Es  könnte  hiernach  scheinen,  als  ob  mindestens  factisch  das  regu- 
lirte  Markenrecht  das  einfache  Individualrecht  verdrängen  würde,  indem 
es  für  den  Verkehrtreibenden  so  vorth eilhaft  ist,  sich  dem  Markengesetze 
zu  accommodiren,  dass  es  wenige  für  gerathen  halten  könnten,  sich  bloss 
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auf  den  Schutz  gegen  concurrence  d^loyale  zu  beziehen.  Das  scheint 
so,  aber  das  ist  nicht  so.  Das  Individualrecht  und  die  Keaction  des 
Rechts  gegen  concurrence  d^loyale  behalten  noch  eine  sehr  bedeutende 
Sphäre  ihrer  Anwendung,  und  zwar  gerade  die  Reaction  gegen  die  con- 
currence deloyale  in  ihrer  confundirenden  Function  :  die  Reaction  gegen 
diejenige  Art  der  concurrence  döloyale,  welche  sich  als  verwischendes, 
über  die  Person  des  Producenten  Irrthum  verbreitendes  und  den  Verkehr 
täuschendes  Mittel  gewerblicher  Arglist  und  Bosheit  darstellt  —  denn  die 
concurrence  d^loyale,  der  dolose  Eingriff  in  das  Individualrecht  im  Ver- 
kehr hat  noch  ganz  andere  Seiten  und  Richtungen,  wovon  aber  hier  nicht 
weiter  zu  handeln  ist^).  Dies  erklärt  sich  auch  sehr  leicht.  Der  Mar- 
kenschutz ist  nicht  überall  anwendbar,  und  er  gewährt  auch  bei  weitem 
nicht  gegen  alle  t^äuschenden,  individualverwechselnden  Machinationen  den 
entsprechenden  Schutz. 

So  ist  der  Markenschutz  nur  anwendbar  in  Bezug  auf  körperliche 
Waaren,  er  ist  nicht  anwendbar  in  Bezug  auf  gewerbliche  Leistungen, 
die  sich  nicht  in  einem  stofflichen  Resultate  verkörpern.  Eine  Bleicherei, 
eine  Wascherei,  eine  Kleider-  oder  Teppichreinigungsanstalt  gemessen  keinen 
Markenschutz,  weil  sie  nicht  neue  Waaren  in  Verkehr  bringen,  sondern  nur 
vorhandene  modificiren  —  wie  dies  auch  bezüglich  eines  Teppichreinigers 
von  dem  amerikanischen  Patentcommissär  2. ,6.  1875  (Off.  Gaz.  1875 
VIII  p.  89)  richtig  anerkannt  worden  ist;  aber  auch  diese  brauchen 
nicht  zu  dulden,  dass  ein  Anderer  seine  Arbeit  mit  einem  Zeichen  ver- 
sieht, welches  den  Schein  erregt,  als  wären  die  Stoffe  in  ihrer  Anstalt 
bearbeitet  worden,  als  wäre  die  im  Publikum  durch  das  Zeichen  bekannte 
Reinigungsanstalt  mit  der  seinigen  identisch. 


1)  Eine  andere  Art  der  concurrence  d^loyale  liegt  vor,  wenn  der  eine  Ver- 
kehrstreibende den  andern  in  nnberechtigter  Weise  herabsetzt  oder  gar  lächerlich 
macht,  in  welcher  Beziehung  bereits  die  älteren  Zunftnrkanden  der  Stadt  Laue- 
bürg  (Ed.  Bodemann)  16./9.  1402  p.  81  sagen:  „Item  ok  enschal  nemant  syn 
want  also  loven,  dat  he  enes  anderen  mede  lästere.  We  dit  de  de,  de  broke  were 
mehr  denne  dre  Schillinge*^ ;  sie  besteht  ferner  darin,  dass  der  eine  seine  Waare 
durch  positiv  täuschendes  Vorgeben  über  die  Waare  des  anderen  erhebt,  z.  B. 
durch  das  Vorgeben,  dass  er  billiger  als  ein  bestimmter  anderer  liefere,  dass 
er  allein  die  ächte  Qnalität  besitze,  vgl.  Adams  S.  129  f.,  dass  er  Erfindungen 
für  sich  habe,  dass  er  Nachfolger  eines  gewissen  Handelshauses  sei,  Adams 
p.  128;  insbesondere  aber  durch  das  Vorspiegeln  von  Ebrenmedaillen,  Ausstellungs- 
prämien, wodurch  der  Fabrikant  in  den  Augen  des  Publikums  einen  unberechtigten 
Vorsprung  gewinnen  will.  Concurrenc  d^Ioyale  ist  endlich  der  Verrath  von  Ge- 
schäftsgeheimnissen und  die  Erschleichung  von  solchen  Geheimnissen  und  Hülfs- 
mitteln.    Vgl.  auch  mein  Patentrecht  S.  469.  470. 
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Dasselbe  gilt  von  den  Leistungen  des  Akrobaten,  Seinetrib.  17./7. 
1867  Fat.  XIII  p.  303,  Appelh.  Paris  30./12.  1868,  Fat  XV  p.  48  (Casus 
Blondin),  von  künstlerischen  oder  wissenschaftlichen  Leistungen  ganz  zu 
schweigen:  allüberall  braucht  keiner  zu  dulden,  dass  andere  Personen 
ihre  Leistung  als  die  seinigen  ausgeben. 

Ganz  so  verhält  es  sich  aber  auch  mit  Hotel-  und  Ladenschildern : 
hier  wird  nicht  dieWaare,  hier  wird  das  Etablissement  gezeichnet,  das 
Markengesetz  ist  daher  nicht  anwendbar.  Und  doch  braucht  keiner,  der 
ein  Hotelschild  in  loyaler  Weise  zur  Bezeichnung  seines  Etablissements 
führt,  es  zu  dulden,  dass  ein  Anderer  dasselbe  Schild  für  sein  Etablisse- 
ment annimmt  und  dadurch  die  Kundschaft  des  anderen  Hotels  an  sich 
lockt:  auch  hier  muss  das  Individualrecht  mit  schneidendem  Schwerte 
ins  Mittel  treten  und  das  Wuchergezücht  fraudulöser  Concurrenz  zer- 
hauen. Der  Schutz  der  Laden-  und  Hotelschilder  ist  in  Frankreich  und 
England  schon  alten  Datums.  Schon  am  25./2.  1609 1)  wurde  in  einem 
Process  zwischen  zwei  Waffenschmieden  Yuelin  c.  Morand  erkannt, 
dass  der  Beklagte  nicht  in  der  nämlichen  Strasse  dasselbe  Schild  fuhren 
dürfe,  wie  solches  der  Kläger  hatte,  und  ebenso  entschied  das  Pariser 
Parlament  vom  20./3.  1612  treffend  in  einem  Streit  zwischen  zwei 
„aromatarii",  von  welchen  der  zweite  ganz  nahe  bei  dem  ersten  einen 
Laden  mit  einem  rothen  Kreuz  als  Ladenschild  errichtete:  der  zweite 
wurde  zur  Abnahme  des  Schildes  verurtheilt,  obgleich  das  eine  Kreuz 
grösser  war  als  das  andere,  Mornacins,  observat.  in  24  libr.  digest. 
p.  800  (Ed.  1616).  Ebenso  hat  das  Pariser  Parlament  12./8.  1648 
in  Sache  Greland  v.  Aumont  erkannt,  dass  das  Schild  des  einen  Kauf- 
manns nicht  von  einem  Concurrenten  in  der  Nähe  angenommen  werden 
dürfe,  vgl.  Merlin,  Repert.  v.  Enseigne^V 

Neuere  französische  Entscheidungen,  welche  über  das  Eecht  der 
Enseigne  erkennen,  sind  beispielsweise  Seinetrib.  8./9.  1859  Pa4aille  V, 
p.  418,  Appelhof  Paris  13./7.  1862  Pat.;vni  p.  2653),  Seinetrib.  26./5. 1864 


1)  Die  Entscheidung  v.  12./8.  1648  ist  daher  nicht  der  früheste  bekannte 
Fall  des  Schutzes  der  Enseigne,  wie  Mayer  in  Goldschm.  XXVI  S.  396  annimmt. 

2)  Vgl.  auch  Dietzel  p.  294   295  und  die  dort  cit.  Stelle  von  Savary. 

3)  Hier  ist  auch  anerkannt,  dass»  bei  Abwesenheit  einer  jeden  ftraadnlösen 
Absicht  des  Beklagten,  mindestens  ein  Yerbietungsrecht  gegen  Annahme  eines 
confnndirenden  Hotelschildes  besteht :  malgrö  ....  l'absence  reconnne  d'intention 
frauduleuse  (ib.  p.  266).  Aehnliches  ist  in  einer  Entscheidung  des  Seine tribanals 
7./7.  1862  Pataüle  YIII  p.  412  bezüglich  einer  confandir enden  Firma  ansgesprochen : 
„bien  qn'il  ne  soit  pas  stabil  que  D  .  .  aient  alnsi  agi  dans  nne  pensöe  de  con- 
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Fat,  X  p.  304,  Seinetrib.  4./11.  1863  Fat  X  p.  110 1),  Wem  30./1. 
1868  Pai.  XIV  p.  139«),  Appelh.  Paris  28./6.  1879  Fat.  XXVI  p.  110, 
Seinetrib.  23./12.  1879  Fat  XXVIH  p.  66,  Trib.  Marseille  3./8.  1881 
Fat  XXVIII  p.  225,  cf.  Handelsgericht  Brüssel  15./12.  1873  bei  Braun 
p.  146  Note.  Englische  Entscheidungen  sind  beispielsweise:  Bonlnoia 
V.  Peake  19./3.  1868  Sebast  p.  176,  Cave  v.  Myers  3./12.  1868  Seb. 
p.  181,  Robineau  v.  Charbonnel  4./5. 1876  Sebast  p.  297,  Holy  v.  Gros- 
venor  Library  Comp.,  aber  auch  Civil.  Service  Supply  Associat.  v.  Dean  im 
Weekly  Reporter  1879/80  Digest  p.  229.  Ferner  amerikanische  Ent- 
scheidungen :  Supreme  Court  New  York  März  1851  Howard  v.  Henriquez 
Cox  p.  129,  Supreme  Court  California  Januar  1863  Woodward  v.  Lazar 
Cox  p.  300,  New  York  Comm.  of  App.  1874  Glen  .  .  .  v.  Hall  Coddington 
p.  329,  Circ.  Court  lUin.  1875  Woods  v.  Sands  Coddif^ton  p.  50.  51, 
(wo  auch  über  die  Veräusserlichkeit  des  Schildes),  Circ.  Court  Western 
Distr.  of  Pennsylvania  30./4.  1883  Gray  v.  Taper  Sleeve  PuUey  Worka 
Off.  Gaz.  XXIV  p.  602.  Vergl.  auch  Gastambide  nr.  483  f.,  Rendu 
nr.  477  f.,  Waelbroeck  II  nr.  289  p.  65  f.,  Benouardy  droit  iudustr, 
p.  368  f.,  Schmoll  p.  192,  Fouillet  nr.  696  f.,  DaMo-e  Industrie  nr.  359  f., 
Laurent,  principes  de  droit  civil  XX  nr.  497  f.,  Browne  p.  405,  Upton 
p.  90.  Unzählige  Mal  wird  namentlich  in  französischen  Entscheidungen 
treffend  hervorgehoben,  dass  es  hier  auf  die  Umstände  des  Falles,  auf 
die  grössere  oder  geringere  Nähe  der  Etablissements,  die  grössere  oder 
geringere  gewerbliche  Verwandtschaft  derselben  ankomme,  und  dass  nach 
diesen  Umständen  zu  entscheiden  sei,  ob  eine  Täuschung  des  Publikum» 
zu  erwarten  ist  und  ob  demgemäss  die  Concurrenz  eine  das  Individual- 
recht verletzende  ist  oder  nicht.  Vgl.  z.  B.  Seinetrib.  13./5.  1859  Pa- 
taille  V  p.  191,  Appelh.  Paris  13./8.  1859  Fat  V  p.  365,  Idem  11./4. 
1860  Fat,  VI  p.  176,  Appelh.  Angers  13./11.  1862  Fat  IX  p.  75,. 
Seinetrib.  23./3.   1864  Fat  X  p.  141»),   Seinetrib.    18./10.    1864  Fat 


carrence  d^loyale,  11  y  a  liea  tontefois,  poar  ^viter  qa'ancane  coDcnrrence  pnisse^ 
exister  entre  ces  denx  soci^t^s,  d'ordonner  qa'  ä  Favenir  la  soci6t6  fera  disparaitre 
....   la  d^nomination  ......     Vgl.  hierzu  a.  27  des  H.-G.-B. 

1)  Auch  hier  trotz  der  boua  fides  des  Beklagten. 

2)  Aach  hier  bei  bona  fides« 

3)  Eine  Confasion  sei  nicht  zn  befürchten  zwischen  zwei  gleichtitnlirten 
Yersicherangsgesellschaften,  wenn  die  eine  sich  bloss  mit  Seeversicherung,  die 
andere  bloss  mit  Brandversichernng  befasst.  Anders  Seinstrib.  26./3.  1881,  Pat. 
XXYI  p.  190  in  einem  ähnlichen  Falle,  weil  die  Gesellschaft  ihren  Geschäftskreis 
erweitem  kann;  anch  sonst  könne  eine  Homonymie  bei  so  [nah  verwandten  Ge- 
schäftszweigen Verwirrung  schaffen ;  vgl.  auch  Pataäle  XXYI  p.  191. 
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XI  p.  44,  Idem  8./6.  1865  Fat  XI  p.  350,  Idem  19./1.  1866  Fat.  XII 
p.  192  u.  p.  399,  Appelh.  Paris  17./3.  1870  Fat,  XVI  p.  293,  Seinetrib. 
6./2. 1873  Fat.  XVIII  p.  206,  Seinetrib.  25. '3.  1881  Fat,  XXVI  p.  111. 

Das  Gesagte  gilt  natürlich,  wie  von  Hotel-  und  Ladeuschildern,  so 
von  den  Schildern  anderer  Unternehmungen,  so  z.  B.  von  der  Bezeich- 
nung eines  Theaters ,  eines  Concertetabliasements :  auch  hier  darf  nicht 
der  Eine  durch  Annahme  -des  bereits  bekannten  Schildes  des  Andern  eine 
Confusion  schaffen,  um  die  Habitues  dieses  Etablissements  durch  Täusch- 
ung an  sich  zu  ziehen,  Seinetrib.  22./12.  1865  Fat.  Xll  p.  352 1) ; 
ebenso  verhält  es  sich  mit  Eisenbahngesellschaften,  Oirc.  Court.  Distr. 
Oregon  3./8.  1869  Newby  v.  the  Oregon  C.  R.  Co.  Sebast  p.  190  u.  s.  f. 

Das  Gleiche  gilt  auch  von  Bücher-  und  Zeitungstiteln,  bezüglich 
derer  ich  auf  die  Ausführungen  in  meinem  Autorrecht  S.  133  f.  ver- 
weisen kann.  Vgl.  übrigens  zu  den  dortigen  Allegaten  weiter  Adams 
p.  114. 132,  Ludlow  and  Jenkyns  p.  60.  66,  Upton  p.  93.'236.f.,  Brotcne 
p.  420  f.,  Coddington  p.  306  f.  313  f.,  Aufsatz  im  Sollicitor's  Journal 
20./12.  1879  p.  140  f.  (Titles  of  newspapers  and  books);  vgl.  sodann 
englische  Entsch.^)  Hogg  v.  Kirby  15./3.  1803  Sebast.  p.  5,  Longman 
V.  Winchester  23./11.  1809  Sebast.  p.  7,  Edmonds  v.  Benbow  20./2. 
1821  Sebast.  p.  16,  Edinburgh  Corresp.  Newspap.  Mai  1822  Sebast. 
p.  16,  Prowett  v.  Mortimer  3./5.  1856  Seb.  p.  78,  Clement  v.  Maddick 
1859  Coddington  p.  315,  Ingram  v.  Stiff  1859  Coddington  p.  315,  316, 
Chance  v.  Sheppard  30./7.  1869  Seb.  p.  189,  Mackv.  Petter  23./7.  1872 
Seb.  p  240,  Corns  v.  Grifftths  3./5.  1873  Seb.  p.  251,  Metzler  v.  V^ood 
17./12.  1877  und  1./4.  1878  Seb.  p.  355;  ebenso  amerikanische  Entscheid- 
ungen :  Court  of  Chancery  New  York  Januar  1840  Bell  v.  Locke  Cox 
p.  11,  Court  of  Common  Pleas  New  York  Januar  1867  Matsell  v.  Fla- 
nagan  Cox  p.  367,  Superior  Court  New  York  März  1868  Stephens  v.  üe 
Conto  Cox  p.  442.  447,  Circ.  Court.  Distr.  Maine  December  1872  Off. 
Gaz.  1873  III  p.  124,  Appelh.  Maryland  1879  Robertson  v.  Berry,  Journ. 


1)  Eiae  aasdrnckliche  Bestimmung  enthält  das  italienische  Markengesetz  a.  5 : 
ö  anche  proibito  di  appropriarsi  la  dltta  commerciale  ovvero  l'insegna  del  negozio, 
Temblema  caratteristico,  la  denominazione  o  titolo  di  nna  Associazione  o  di  an 
Corpo  morale,  sieno  stranieri,  sieno  nazionali,  ed  apporli  sopra  botteghe,  sopra  oggetti 

d'indnstria  o  di  commercio Die  Zuwiderhandlung  hat  Bestrafung   zur 

Folge,  a.  12  dieses  Gesetzes. 

2)  Dazu  gehört  auch  die  Entsch.  Kelly  v.  Hut  ton  8./2.  u.  30./7.  1868  Sebast. 
p.  175|  womach  der  Zeitungstitel  kein  Gegenstand  des  Copyright  ist,  also  dem 
Autorschntze  nicht  unterliegt»  < 
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de  droit  intern,  prive  VII  p.  320;  vgl.  endlich  Appelh.  Paris  20./7.  1880 
Pataille  XXV  p.  365. 

Wie  mit  Schildern  verhält  es  sich  mit  der  Bezeichnung  von  Kutschen. 
Omnibussen,  Koflferträgern,  Hotelbedienten.  Niemand  ist  berechtigt,  solche 
Veranstaltungen  zu  treffen,  dass  der  Reisende  dadurch  irregeführt  wird, 
dass  er  den  einen  Omnibus  für  den  andern  nimmt,  dass  er  die  Bedienten 
der  Hotels  verwechselt  und  so  in  das  falsche  Hotel  geräth:  Kutschen- 
aufschriften, Schilder,  Kappenzeichen  und  ähnliches  sind  Hülfsmittel,  wie 
sie  im  Verkehr  schon  längst  als  distinguirende  Zeichen  üblich  sind,  und 
Niemand  darf  in  tendenziöser  Weise  diese  Abzeichen  des  Andern  nach- 
machen und  dadurch  den  Andern  um  sein  wohlverdientes  Einkommen 
bringen;  so  Adams  p.  7  und  131,  Ludlow  und  Jenhyns  p.  62,  Upton 
p.  92.  94,  Browne  p.  430  f.,  Coddington  p.  24  f.  103  f.,  PouilUt 
nr.  480.  481,  Superior  Court  New-York  1850  Stone  v.  Carlan  Cox 
p.  115,  Supreme  Court  Massachusetts  März  1851  Marsh  v.  Billings  Cox 
p.  118,  Super.  Court  New-York  November  1866  Deiz  v.  Lamb  Sehast, 
p.  158,    englische  Entsch.  August  1836  Knott  v.  Morgan  Sehast.  p.  27. 

Aber  die  confundirende  illoyale  Concurrenz  kann  sich  auch  in  un- 
zähligen anderen  Machinationen  bethätigen,  in  Machinationen,  wie  sie 
durch  das  Markengesetz  entfernt  nicht  erreicht  werden  können.  Sie  kann 
liegen  in  der  Nachmachung  der  Circulare,  Annoncen,  der  Vignetten  auf 
Geschäftsbriefen  undFacturen,  (TaÄ^amfcie?^  nr.  466.  471,  Calmelsr\v,26 
p.  21,  nr.  35  p.  25,  Blanc  p.  709,  Pouillet  nr,  614  f.,  Braun  p.  144  f., 
Appelh.  Nancy  7./7.  1855  Pataille  I,  p.  105,  Appelh.  Paris  31./ 12. 
1861  Pat,  VIII  p.  204.  207,  und  englische  Entsch.  Sedon  v.  Senate  1811 
Sebastian  p.  9,  Day  v.  Day  1816  ib.  p.  10,  Henry  v.  Price  29.;3.  1831 
ib.  p.  23,  Biofeld  v.  Payne  12./1.  1833  ib.  p.  24,  Morison  v.  Salmon 
14./1.  30./1.  1841  ib.  p.  33,  Lazenby  v.  Lazenby  17./3.  1858  ib.  p.  89  — 
selbst  die  tendenziöse  Nachmachung  des  Etablissements,  seiner  Einrichtung, 
um  es  für  ein  anderes  gelten  zu  lassen,  kommt  nicht  selten  vor,  vgl.  Han- 
delsgericht Versailles  und  Appelh.  Paris  29./12.  1852  bei  Waelhroeck 
II  nr.  295  p.  70,  auch  Rendu,  droit  industr.  nr.  688.  Oft  werden  an 
den  Schaufenstern  Plakate  befestigt  oder  ausgelegt,  die  fälschlich  an- 
geben, dass  eineWaare  von  einem  bestimmten  Producenten  sei,  oft  wird 
solches  auf  Empfehlungskarten,  Speise-,  Weinkarten  u.  dgl.  geschrieben; 
oder  es  wird  den  Kunden  oder  Gästen  mündlich  falsch  bezeichnet,  von  wem 
die  Waare  sei  —  offensichtliche  concurrence  d61oyale,  offensichtliches 
Recht,  hiergegen  zu  reagiren,  vgl.  Wood  p.  5,  Seinetrib.  30./9.  1830 
bei  Gastamhide  nr.  474,  Appelh.  Paris  13./3.  1841  bei  Dalloz  v.  Ind. 
nr.  369,  Seinetrib.  5./12.    1860   Pat.  VII  p.  88,    Appelh.    Paris  20./6. 
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1866  Fat  Xnip.  2661);  Q^^r  es  gerirt  sich  der  Agent  des  einen  Hauses, 
als  wäre  er  Agent  des  anderen,  Appelh.  Bordeaux  11.  1. 1881  Pat.XXVI 
p.  315,  oder  es  bedient  sich  das  eine  Haas  des  Agenten  des  andern,  am 
diesen  Schein  zu  erregen,    Appelh.  Douai  11.  6.  1865  Pat.  XU  p.  303. 

Auch  die  Nachahmung  der  Flaschen,  Büchsen,  Behälter,  überhaupt 
der  Umhüllung  der  Waare,  die  Nachahmung  einer  ganz  spezifischen  und 
im  Verkehr  als  das  Wahrzeichen  eines  Producenten  erkannten  Art  der 
Verpackung  —  alles  das  sind  häufige  Praktiken,  um  das  Publikum  irre 
zu  führen  und  sich  den  Absatz  eines  vom  Publikum  begünstigten  Con- 
currenten  anzueignen;  dass  diese  tendenziöse  Praktiken  eine  concurrence 
dMoyale  enthalten  und  als  solche  untersagt  sind,  unterliegt  gar  keinem 
Zweifel,  Dallojg,  rep.  v.  Ind.  nr.  370.  371,  J^aelbroeck  II  nr.  293  p.  69, 
Calmels  nr.  35  p.  24,  nr.  182—184  p.  114  f..  Schmoll  p.  208.  211, 
Pouillet  r\r.  473  f.,  Huard  p.  132  nr.  203  f.,  Ludlow  und  Jenkyns 
p.  63,  Browne  p.  80  f.,  Supr.  Court  Georgia  Jan.  1871  Ellis  v.  Zeilen 
Sebast  p.  209,  engl.  Entsch.  Fullwood  v.  Fullwood  5./5.  und  31./7. 1873 
SebasL  p.  252,  engl.  Entsch.  Siegert  v.  Findlater  im  American  Law 
Review  XIII  (1878—79)  p.  83;  Seinetrib.  13./8.  1857  Pataille  IH 
p.  351  und  383,  8./4.  1858  Pat,  IV  p.  191,  Appelh.  Paris  3./8.  1858 
Pat.  V  p.  366,  Idem  9./7.  1859  Pat.  V  p.  250,  Seinetrib.  17./1.  1861 
Pat.  VII  p.  95,  Appelh.  Paris  9./5.  1863  Pat  IX  p.  253,  Idem  5./1. 
1865  Pat  XI  p.  109,  Seinetrib.  6./4.  1865  Pat.  XI  p.  347,  Appelh. 
Paris  17./11.  (oder  17./8?)  1865  Pa^.  XII  p.  268,  Seinetrib.  30./7. 1872 
Pat.  XVm  p.  128,  Appelh.  Paris  6./2.  1874  Pat.  XIX  p.  68,  Seine 
trib.  13./8.  1881  Pat.  XXVIII  p.  40,  Appelh.  Lyon  9./3.  1875  Sirey 
1876  II  p.  133;  vgl.  auch  Obergericht  Mainz  19./1.  1878  Z.  f.  franz. 
Civilrecht  IX  S.  444.  447.  Selbst  die  Bezeichnung  des  Services,  der  Be- 
dienungsstücke (z.  B.  eines  Hotels)  mit  dem  Namen  eines  concurrirenden 
Etablissements  kann  hierher  gehören,  vergl.  Appelh.  Paris  6./8.  1862 
Pataille  VIII  p.  267,  wo  ein  gerichtliches  Verbot  selbst  bei  Abwesenheit 
des  dolus  erging,  Cass.-hof  22./12.  1863  Pat.  X  p.  107. 

Ueberhaupt  kann  die  concurrence  d^loyale  in  einem  ganzen  Com- 
plex  von  Handlungen  bestehen,  welche  erst  in  ihrem  Zusammenwirken 
einen  täuschenden  Charakter  annehmen,  während  ein  einzelner  Punkt 
herausgenommen  an  sich  als  unverfänglich  erscheinen  würde;  solche 
Complexualtäuschungen  sind  aber  auch  die  allerfeinsten  und  allergefähr- 
liebsten,  sie  verlangen  am  allerdringen dsten  die  schneidigen  Eingriffe  des 


1)    Hier  warde  wiederum    ein  Verbietongsrecht  anerkannt  trotz  des  gutea 
Glaubens  „sans  incriminer    en  aucune  fa9on  la  bonne  foi  des  defendeurs  —  — *» 
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Crerichtß,  soll  das  Individunm  im  Verkehr  nicht  vogelfrei  sein.  So  spricht 
Vicekanzler  Wood  Woolam  v.  Batcliif  Browne  p.  302  treffend  von  trade- 
marks  simpliciter  und  von  trade-marks  as  one  of  numerous  indicia  that 
a  particular  thing  is  the  manufacture  of  a  particular  person :  vgl.  ferner 
Upton  p.  95  und  213,  Browne  p.  89.  160.  416.  419,  sodann  die  Ent- 
scheidung des  Supr.  Court  of  Georgia,!  EUis  v.  Zeilen  Co.  1871  Browne 
p.  308,  Supreme  Court  New- York  Jan.  1867  Gillott  v.  Esterbrook  Cox 
p.  340.  349,  Circ.  Court  South.  Distr.  New-York  Octob.  1877  Off.  Gaz. 
XIII  p.  635.  636 :  „When  the  form  of  these  packages,  the  colour  of  the 
wrappers  and  papers  done  up  with  them  and  the  form  and  colour  of  tlie 
labeis  are  considered  all  together,  it  is  quite  apparent,  that  when  they 
had  been  so  long  used  by  the  orators  firm  ....  the  mere  appearance 
of  the  packages  would  amount  to  a  representation  that  they  contained 
that  article  of  manufacture".  Sodann  auch  zahlreiche  französische  Ent- 
scheidungen, worin  oftmals  der  geistige  Complex  solcher  täuschenden 
Practiken,  in  welchen  einzelne  Elemente  allein  als  ganz  harmlos  er- 
scheinen, in  meisterhafter  Weise  entwickelt  ist. 

Dass  die  französische,  englische  und  amerikanische  Jurisprudenz 
energisch  diesem  Unwesen  steuert,  geht  schon  aus  den  seitherigen  Citaten 
hervor;  ihr  haben  diese  Verkehrsländer  grossentheils  die  Solidität  des 
Geschäftsverkehrs,  die  Blüthe  im  Handel  und  Wandel  und  ihre  Superio- 
rität  gegenüber  uns  zu  verdanken.  Es  ist  die  concurrence  d61oyale,  die 
unfair  oder  not  honorable  competition,  die  sleale  concorrenza,  gegen  welche 
die  Gerichte  ihre  sichersten  vernichtendsten  Pfeile  versenden.  Bezüglich 
des  englischen  Rechtes  genügt  es  des  ferneren  auf  Wood  p.  3,  Ludlow 
und  Jenkyns  p.  10  f.  26  f.  62.  63,  Adams  p.  4  f.  und  die  zahlreichen 
dort  allegirten  Entscheidungen  zu  verweisen,  die  bis  auf  das  Jahr  1783, 
ja,  wenn  man  will,  noch  auf  frühere  Zeiten  zurückgreifen.  Bezüglich 
des  amerikanischen  Rechts  vgl.  man  Upton  p.  95.  213  und  Browne 
p.  158  f.,  und  ausser  den  bereits  cit.  amerikanischen  Entscheidungen  femer 
Circuit  Court  Distr.  of  Indiana  Mai  1849  CoflTeen  v.  Brunton  Cox  p.  82  f., 
Super.  Court  New-York  Williams  v.  Johnson  Juni  1857  Cox  p.  214  f., 
Supreme  Court  New-York  Februar  1860  Comstock  v.  White  Cox  p.  232, 
Court  of  Common  Pleas  County  Philadelphia  1860  Colladay  v.  Baird 
Cox  p.  257,  Superior  Court  New-York  Juli  1863  Williams  v.  Spence 
Cox  p.  305,  Court  of  Common  Pleas  New-York  Januar  1865  Binninger 
v.  Wattles  Cox  p.  318,  Court  of  Common  Pleas  New-York  Januar  1868 
Curtis  V.  Bryan  Cox  p.  434,  Supreme  Court  Connecticut  Septbr.  1868 
Boardman  v.  the  Meriden  Britannia  Co.  Cox  p.  490.  Bezüglich  des 
französischen  Rechts  s.  Waelhroeck  I  nr.  35  p.  55,  Caimels  nr.  150  f. 

Kohler,  Becht  des  Markenschutzes.  7 
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p.  96  f.,  Ponillet  nr.  459  f.  473  f.  486  f.,  wo  tiberall  auf  zahlreiche 
Entscheidung^en  zurückgegangen  wird.  Bezüglich  des  italienischen  Rechts 
endlich  vergl.  Appelh.  Mailand  27./6.  1883  Monit.  dei  trib.  XXIV 
p.  909. 

So  glücklich  sind  wir  in  Deutschland  nicht,  dass  wir  auf  eine  so 
stetige,  reich  entwickelte  Jurisprudenz  zurückblicken  könnten ;  doch  haben, 
wie  oben  gezeigt,  die  deutschen  Länder  des  französischen  Rechts,  von 
dem  freien  Zuge  des  französischen  Verkehrsrechts  getragen,  sehr  an- 
erkennenswerthes  geleistet.  Weniger  günstig  stellt  sich  die  deutsche 
Doctrin ;  sie  ignorirt  entweder  dieses  Gebiet  völlig,  oder  sie  irrt  von  dem 
fruchtbaren  reich  entwickelten  Leben,  das  uns  die  gross ten  Kulturländer 
bieten,  ab  auf  die  öde  Haide  dürrer  ausgetrockneter  Speculation,  oder 
endlich  sie  singt  uns,  uneingedenk  der  productiven  Function  der  Wissen- 
schaft, wie  sie  ein  Celsus,  ein  Papinian  oder  ein  Paullus  geübt  haben, 
das  alte  Lied  von  der  lex  lata  und  der  lex  ferenda.  Aber  sollte  wirk- 
lich unser  Recht  so  wenig  entwickelt,  unsere  Rechtsinstitutionen  so  un- 
vollkommen und  todt  sein,  dass  sie  gegen  den  arglistigsten,  boshaftesten 
Missbrauch  der  Concurrenz  keine  Abhülfe  böten  ?  dass  es  einem  Jeden  er- 
möglicht wäre,  im  Publikum  durch  arglistige  Täuschungsmittel  die  Mei- 
nung zu  erzeugen ,  dass  seine  Waare  die  des  Andern  wäre  ?  sollte  es 
einem  Jeden  gestattet  sein,  sich  durch  Lug  und  Trug  dasjenige  anzu- 
eignen, was  Fleiss,  Ausdauer,  Geschicklichkeit,  Solidität  dem  Andern  in 
Jahre  langem  Ringen  verschafft  hat?  Sollte  unsere  actio  doli  so  unvoll- 
kommen sein,  dass  der  kleine  Taschenbetrüger  dadurch  getroffen  würde, 
aber  derjenige,  welcher  durch  die  niedersten  Täuschungskünste  den  ehr- 
lichen Arbeiter  um  seinen  Absatz  und  damit  um  den  verdienten  Lohn 
seiner  Leistungen  bringt,  diesem  seinem  Opfer  mit  gekreuzten  Armen  ins 

Gesicht  schauen  dürfte  ? so  dass  dem  redlichen  Arbeiter  jeder  Trieb 

und  jedes  Streben,  jede  Lust  und  Liebe  zur  Production  entwiche?  Denn 
wo  bleibt  die  Sicherheit  der  Arbeit,  wenn  dem  ehrlichen  Arbeiter  eine 
jede  Drohne  den  Erwerb  aus  der  Tasche  nehmen  kann,  falls  es  ihr  nur 
gelingt,  das  Publikum  durch  solche  Täuschungsmittel  zu  verwirren,  die 
ausserhalb  des  Markengesetzes  stehen  und  von  demselben  nicht  getroffen 
werden  können?  Wir  haben  von  unserem  Rechte  eine  bessere  Meinung, 
wir  glauben,  dass  es  in  sich  Mittel  genug  hat,  um  den  redlichen  Indu- 
striellen zu  unterstützen,  um  der  redlichen  Lidustrie  denjenigen  Schutz 
zu  gewähren,  welchen  sie  bedarf,  auf  dass  sie  zur  Wohlfahrt  und  zum  Segen 
des  Landes  gereiche  und  eine  Fülle  des  Wohlstandes  um  sich  verbreite, 
auf  dass  sie  als  Weltmacht  im  Weltverkehr  auftrete.  Aber  Sache  der  Rechts- 
wissenschaft ist  es,  die  fruchtbaren  Keime  des  Rechtes  zu  entwickeln  und 
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die  in  ihm  schlammernden  indostrierechtlichen  Factoren  wachzurufen  i). 
Man  täusche  sich  nicht:  es  ist  nicht  der  Verlust  des  einzelnen  Individuums, 
der  Vermögensniedergang  eines  einzelnen  redlichen  Arbeiters,  um  den 
es  sich  handelt:  es  ist  die  Demoralisation  des  ganzen  Verkehrs,  welche 
eintritt,  wenn  rechtswidrige  Uebergriffe  ungeahndet  ihr  Spiel  treiben 
können;  es  ist  der  Mangel  des  Vertrauens,  welcher  alle  Verkehrsoperationen 
in  furchtbarer  Weise  lähmt.  „Confidence  is  outraged",  sagt  treffend  Brotvm 
p.  38,  „and  that  is  a  thousandfold  worse  than  the  immediate  loss  of 
money,  for  a  scar  of  suspicion  is  left''.  Noch  mehr,  mit  dem  Schwinden 
des  Vertrauens  schwindet  auch  die  sociale  Verkehrsmoral:  stets  ist  es 
das  traurige  Facit,  dass,  was  längere  Zeit  im  Verkehr  ohne  Repression 
bleibt,  zuletzt  im  Verkehr  überhaupt  nicht  mehr  als  schlimm  und  unrecht 
angesehen  wird ;  dass  die  Meinung  entsteht,  dass,  wenn  die  Gerichte  stumm 
bleiben,  eben  auch  das  Thun  und  Treiben  so  schimpflich  nicht  sein  könne ; 
und  öfters  werden  dann  solche  Praktiken  mit  dem  Namen  Usance  ver- 
schönt: der  Untergang  des  redlichen  Verkehrs,  der  Ruin  der  Solidität 
des  Handels,  das  ist  die  Perspective,  welche  unserer  Nation  vorschwebt, 
wenn  es  an  einem  Rechtsschutze  gegen  die  illoyale  Ooncurrenz  fehlt.  Es  hat 
Producenten  gegeben,  welche  nichts  unrechtes  darin  fanden,  Waaren  mit 
ausländischen  Firmennamen  und  Marken  in  den  Verkehr  zu  bringen  — 
um  damit  die  nationale  Industrie  zu  poussiren!  —  und  wie  sehr  die  deutsche 
Industrie  noch  bis  in  die  neuere  Zeit  an  der  Sucht  krankt,  auf  inländ- 
ische Waaren  ausländische  Zeichen,  Embleme,  Etiketten  anzubringen,  und 
wie  dadurch  die  Sicherheit,  die  Festigkeit  und  der  Kredit  der  Industrie 
aufs  tiefste  erschüttert  wird,  weiss  ein  Jeder  2). 

Wir  hoffen,  dass  mit  dem  Wiederaufleben  der  deutschen  Industrie 
auch  hierin  eine  Aenderung  eintreten  wird  und  dass  ihr  die  deutsche 
Jurisprudenz  hülfreich  unter  die  Arme  greifen  möge! 

Die  juristische  Construction  dieses  Rechtsverhältnisses  ist  von  mir 
bereits  oben  entwickelt;  mit  dem  Individualrecht  ist  die  Lösung  des 
Räthsels  gegeben,  und  die,  welche  daran  Anstoss  nehmen,  weil  ihnen 
das  Wort  nicht  gefällt,  kann  ich  nur  auffordern,  ein  besseres  Wort  zu 
bilden,  uns  aber  die  Sache  zu  lassen;  denn  auf  die  Sache  kommt  es  an, 
und  das  Wort  ist  ein  blosser  Schall,    welcher  in  der  Rechtswissenschaft 


1)  üeber  die  prodactive  Kraft  der  Praxis  vgl.  auch  Bahr  in  den  Prenss. 
Jahrb.  L  S.  577.  678. 

s)  VgL  darüber  auch  die  Schrift :  üeber  den  Werth  und  die  Kothwendigkeit 
der  Bezeichnnng  fabrikatlver  Erzeugnisse  S.  16  f.  Vgl.  ferner  Maillard  de  Ma- 
rafy,  le  nouvean  regime  des  marqnes  de  fabrique  p.  16  f. 

7« 
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nicht  entscheidet;  das  Wort  ist  eine  Kleinigkeit,  und  damit,  dass  man  das 
Wort  als  unzutreffend  bezeichnet,  ist  in  der  Sache  nichts  widerlegt.  Wenn 
neuerdings  Mayer  in  Goldschm.  Zeitschr.  XXVI  S.  363  f.  die  concurrence 
d^loyale  behandelt  hat,  so  hat  er  zwar^)  vieles  Material  aus  der  fran- 
zösischen Literatur  und  Jurisprudenz  beigebracht;  aber  anstatt  dasselbe 
in  fruchtbarer  Weise  für  die  deutsche  Jurisprudenz  zu  verwerthen  und 
die  reichen  Keime  des  ausländischen  Rechts  auf  unsern  Boden  zu  ver- 
pflanzen, gelangt  er,  unter  völlig  verfehlter  und  unhaltbarer  Polemik 
gegen  das  Individualrecht  und  das  Immaterialgüterrecht  (welch*  letzteres 
ja  auf  diesem  Gebiete  gar  nichts  zu  sagen  hat),  auf  die  unfruchtbarste  aller 
Speculationen,  auf  die  Speculation,  welche  an  Stelle  der  Immaterial-  und 
Individualrechte  nichts  als  staatliche  Verwaltungs-  und  Strafbestimmungen 
setzen  will!  Denn  natürlich  bedürfen  die  privatesten  Interessen,  die  hier 
im  Spiele  stehen,  der  privatrechtlichen  Organisation  nicht ;  natürlich  kann 
es  dem  Individuum  nicht  zustehen,  selbst  zu  reagiren,  wenn  in  seine 
Lebensinteressen  eingegriffen  wird ;  seinen  vitalsten  Lebensinteressen 
brauchen  keine  Individualrechte  zu  entsprechen:  zuletzt  ist  das  Indivi- 
duum nichts  als  eine  Figur  ohne  eigene  Initiative,  die  von  Staats 
halber  auf  das  Schachbrett  des  Lebens  gestellt  ist  mit  bestimmter  Ab- 
gränzung  der  Wege,  die  ihr  offen  stehen  2).  Diese  Theorie,  welche  zu- 
dem das  Geistige  und  das  üebematürliche  verwechselt  und  uns  vorwirft, 
dass  wir  zum  Uebernatürlichen  unsere  Zuflucht  nähmen,  wo  wir  von  den 
ganz  reellen  und  offenbaren  Immaterialgütern  sprechen  —  denn  natürlich 
das  Materielle,  das  Greifbare  ist  allein  natürlich,  was  nicht  greifbar  ist, 
ist  transcendent  3)  —  diese  Theorie  zeigt  sich  in  ihrer  ganzen  Unhaltbar- 
keit,  wenn  wir  nach  ihren  practischen  Resultaten  fragen.   Was  hat  diese 


1)  Wie  auch  schon  I>reyer  in  Goldschm.  Z   XX  8.  259  f. 

2)  Wie  wenig  man  sich  hierwegen  auf  Stein  berufen  kann,  beweist  sein 
Handbuch  der  Verwaltungslehre  S.  S.  678.  681,  wo  er  ausdrücklich  das  literarische 
Eigenthum  als  einen  Theil  des  bürgerlichen  Rechts  bezeichnet  „und  zwar  im  Erb- 
recht, im  Eigenthumsrecht  und  im  Verkehrsrecht",  und  wo  er  die  Bestimmung  des 
Verwaltnngsrechts  in  dieser  Beziehung  dahin  kennzeichnet,  dass  es  das  Eigenthum s- 
recht  am  wirthschaftlichenV^erthe  einer  Production  aufstellen  und  organisiren  solle. 
Bas  ist  insofern  ganz  richtig,  als  die  Verwaltung  mit  ihren  Mitteln  zur  Befestigung 
des  bürgerlichen  Rechts  mitzuhelfen  hat,  ebenso  wie  das  Strafrecht.  Darum  hört 
aber  das  bürgerliche  Recht  noch  nicht  anf,  bürgerliches  Recht  zu  sein.  Das  Gleiche 
gilt  ja  auch  für  das  Eigenthum:  auch  dieses  hat  ja  eine  Seite,  wo  es  das  öffent- 
liche Recht  berührt.     Vgl.  neuestens  Randa^  Eigenthumsrecht  S.  4. 

3)  Mayer  S.  435  spricht  auch  von  den  Nebelgestalten  rechtsphilosophischer 
Spekulation;  glücklich  die  Nebel  des  Erfinders,  die  sich  in  einen  Goldregen  auf- 
lösen!   Und  da  glaubt  man,  dass  in  diesem  Nebel  nichts  wirkliches  steckt! 
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Theorie  für  das  praktische  Rechtsleben  geleistet?  hat  sie  auch  nur  die 
dringendsten  Postulate  des  wirthschaftlichen  Verkehrslebens  befriedigt  ? 
hat  sie  gegen  die  schreiendsten  Missbränche  des  Verkehrs  Abhülfe  ge- 
leistet? hat  sie  die  Giftsaat,  die  in  Deutschland  so  üppig  aufgeschossen 
ist,  ausgereut«t?  hat  sie  die  Hydra  der  illoyalen  Concurrenz  zu  ver- 
nichten, den  Proteus  des  illoyalen  Verkehrstreibens,  der  immer  neue  Ge- 
stalten anzunehmen  weiss,  zu  fassen  vermocht?  Und  eine  solche  Theorie 
mit  solchen  Consequenzen  will  sich  unserer  Theorie,  welche  die  kräftig- 
sten Schutzmittel  zur  Reinigung,  Hebung  und  Läuterung  des  Verkehrs  in 
sich  fasst,  entgegensetzen!  Das  Recht  ist  aber  für  die  Praxis  da,  nicht 
für  die  Theorie.  In  Frankreich,  in  England  und  Amerika  hat  schon  Jahr- 
zehnte lang  eine  reiche  und  fruchtbare  Praxis  das  loyale  Verkehrs- 
leben gegen  die  Hydra  des  Betrugs,  der  Unredlichkeit,  der  Hinterlist 
und  Tücke  geschirmt:  sie  hat  hier  zum  Segen  der  Industrie  gereicht, 
und  dies  gerade  dadurch,  dass  sie  dem  Individuum  die  Initiative  gewährte, 
und  ihm  die  Mittel  gab,  seine  Lebensinteressen  selbst  zu  schirmen,  die 
Angriffe  gegen  seine  Individualität  durch  richterliche  Klage  zurückzu- 
werfen 1);  wir  natürlich  brauchen  die  Selbstthätigkeit  des  Individuums 
zur  Wahrung  seiner  Lebensinteressen  nicht,  wir  übertragen  diese  Interessen 
der  Verwaltung,  nehmen  diese  Gebiete  aus  dem  Privatrechte  heraus  und 
stellen  das  Individuum  unter  staatliche  Fürsorge,  unter  staatliche  Auf- 
sicht und  unter  staatlichen  Verwaltungsschutz  2) :  das  soll  der  grosse  Vor- 
zug des  deutschen  Rechts  sein:  um  solche  Vorzüge  werden  uns  andere 
Nationen  schwerlich  beneiden. 

Völlig  unrichtig  ist  es,  wenn  Manche  in  dem  Schutze  gegen  con- 
currence  d^loyale  etwas  speciüsch  französisches  erblicken :  man  sehe  doch 
auf  die  Rechtsentwicklung  in  England  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  betrachte  die  Fülle  von  Entscheidungen,  welche  gegen  die  unfair 
competition  gerichet  sind.  Was  diese  grössten  Kulturstaaten  zum  Heil 
und  Segen  ihrer  Industrie  entwickelten,   das  werden  wir  uns  getrost  zu 


1)  Es  ist  ein  nicht  sehr  empfehlenswerthes  Zeichen  fäi  eine  Theorie,  wenn, 
wie  Mayer  S.  364  zugibt,  ihre  Haaptstärke  in  der  Elritik  liegt,  so  dass  sie  als  das 
letzte  Anskunftsmittel  erscheint.  Die  wahre  Stärke  einer  Theorie  kann  nnr  in 
der  praktischen  Prodactivität  derselben  liegen,  and  diese  ist  bei  jener  Theorie 
gleich  Nnll,  nnd  was  ihre  Kritik  betrifft,  so  können  wir  nns  leicht  bescheiden, 
wenn  sie  nichts  treffenderes  bringt,  als  was  sie  bis  jetzt  gebracht  hat. 

>)  Mayer  S.  434  sagt  auch :  „Dem  französischen  Privatdelikte  der  nsnrpation 
da  nom  steht  gegenüber  die  Firmenordnnng  des  dentschen  Handelsgesetzbaches''* 
Aber  gerade  diese  Firmenordnnng  hat  das  Recht  anf  die  Firma  als  Privatrecht 
normirt,   wie  der  a.  27  des  H.-G.-B.  zar  Genüge  beweist. 
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Nutzen  machen,  wir,  deren  Industrie  erst  im  AiifbltShen  begriffen  ist, 
deren  industrielle  Jurisprudenz  im  weiteren  Umfange  erst  ganz  neueren 
Datums  ist*);  und  wenn  die  Franzosen,  ähnlich  wie  die  Engländer,  von 
einem  Rechte  der  Concurrenz^),  von  einem  Industrieeigenthum  u.  a. 
sprechen,  so  können  solche  mangelhafte  Abstraktionen  uns  nicht  hindern, 
die  praktische  Tüchtigkeit  ihrer  Entscheidungen  für  unsere  Jurisprudenz 
in  vollem  Masse  zur  Geltung  zu  bringen.  Eine  Vereinzelung,  eine  Isoli- 
rung  der  Rechtsentwicklung  von  der  der  übrigen  Kulturländer  hat  stets 
Fiasko  gemacht  und  wird  immer  Fiasko  machen,  ebenso  wie  die  Isolirung 
in  der  Kunst  oder  in  der  technischen  Wissenschaft.  Sind  jene  Nationen 
uns  in  der  Entwicklung  eines  Rechtsgebietes  weit  voran,  so  schaden  wir 
uns  nur  selbst,  wenn  wir  dasjenige,  was  sie  in  der  lehrreichen  Arbeit 
des  practischen  Rechtslebens  mit  dem  Aufwände  ihrer  Kräfte  erreicht 
haben,  bei  Seite  liegen  lassen,  vermeinend,  dass  wir,  fast  ohne  Erfahrung, 
mit  weniger  Praxis,  weniger  Material  aus  blosser  Theorie  etwas  besseres  zu 
leisten  vermöchten.  Damit  will  ich  die  grosse  Bedeutung  der  deutschen 
Theorie  nicht  herabsetzen.  Wir  haben  sicher  grössere  theoretische  Com- 
binationsgabe,  als  die  meisten  Völker;  aber  diese  Gabe  können  wir  nur 
entwickeln,  wenn  wir  uns  an  ein  vorhandenes  Material  anschliessen,  es 
durchdringen,  verarbeiten  und  zur  wissenschaftlichen  Entwicklung  bringen. 
Und  diejenige  Theorie  ist  die  beste,  die  das  Material  am  besten  zu  be- 
wältigen, den  geistigen  Gehalt  desselben  am  besten  zur  Darstellung  zu 
bringen   versteht  3). 


1)  Bezüglich  der  Praxis  in  dentschen  Lfindern  des  französischen  Rechts  vgl.  oben 
8.  90.  Es  ist  unrichtig,  wenn  Mayer  S.  433  nur  von  spXrlichen  Nachahm angen 
der  französischen  Jorispmdenz  spricht,  die  nur  widerwillig  gemacht  würden.  Wenn 
nicht  mehr  Entscheidungen  begehrt  wurden,  konnten  nicht  mehr  gegeben  werden. 
Und  wenn  das  Obergericht  Mainz  in  der  cit.  Entscheid,  v.  19./].  1878  sagt,  dass 
die  Grundsätze  über  illoyale  Goncurrenz  von  der  französischen  Jurisprudenz  all- 
gemein, „sogar  fast  zum  Uebermass  angewendet  werden^,  so  ist  mit  dieser  Aensse- 
rung  nicht  verneint,  dass,  wie  derselbe  Gerichtshof  sagt,  „nach  einer  gesunden 
Auslegung^  des  a  1382  0.  civ.  „der  Fall  betrnglicher  Concurren«  ....  getroffen 
wird*,  Z.  f.  franz.  Civilrecht  IX  S.  450.  449.  Von  einem  Widerwillen  ist  keine 
Rede.  Man  vgl.  auch  die  ganz  hervorragende  Entscheid,  des  Appelh.  Colmar  9./4. 
1873  oben  S.  90. 

2)  Man  spricht  von  einem  droit  de  concurrence,  wie  man  von  dem  principe 
sacre  der  libert^  commerciale  und  ähnlichem  spricht. 

>)  Leugnet  man  den  Schutz  gegen  concurr.  d^l.,  so  leugnet  man  auch  den 
Schutz  gegen  Missbrauch  des  Hotelschildes ;  man  muss  es  also  rechtlich  geschehen 
lassen,  dass  Jemand  neben  dem  renommirtesten  Hotel  ein  anderes  mit  dem  gleichen 
Schilde  auffuhrt  und  dem  erstem  die  Gäste  abfängt.  Schwerlich  würden  diejenigen. 
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Gerade  gegen  die  Analogie  des  englisch-amerikanischen  Rechts  aber 
hat  man  eingewendet,  dass  die  Entscheidungen  über  concnrrence  d^loyale 
im  Equityyerfahren  erlassen  seien  und  dass  uns  dieses  Equityverfahren 
fremd  sei.  Allerdings  ist  das  Equityverfahren  als  Verfahren  eine  eigen- 
artige Bildung  des  englischen  Rechts  zur  Realisirung  des  geistigen  Rechts- 
fortschrittes,  ebenso  wie  das  jus  honorarium  des  römischen  Rechts:  und 
wie  in  Rom  der  Prätor,  so  war  in  England  der  Chancellor  die  viva  vox 
juris  civilis,  beide  waren  die  Organe  des  fortschreitenden  Volksrechtes; 
vgl.  MilleTy  das  englische  Recht  und  das  römische  Recht  S.  36.  Und 
wie  in  Rom,  so  musste  in  England  eine  Ausgleichung  beider  Rechtsgebiete 
angebahnt  werden,  was  in  England  bekanntlich  in  neuerer  Zeit  dadurch 
geschah,  dass  Law  und  Equity  an  dasselbe  Gericht  gewiesen  und  dem 
Richter  aufgegeben  wurde,  stets  Equity  und  Law  zugleich,  und  zwar 
ersteres  in  erster  Reihe,  zu  berücksichtigen^).  Wir  haben  kein  Equity- 
verfahren, ebensowenig  als  wir  heutzutage  ein  prätorisches  Edikt  haben ; 
aber  wir  haben  das  Equityrecht,  wir  haben  es  als  durchdringendes  Fer- 
ment mit  dem  römischen  Rechte  übernommen,  wir  haben  in  der  Reception 
des  römischen  Rechts  vor  allem  den  Schatz  des  jus  aequura  mit  er- 
worben; und  dieses  ist  kein  todter  Buchstabe,  es  ist  ein  lebender  Quell, 
der  80  lauge  strömt,  als  es  einen  Rechtsverkehr  gibt,  und  so  lange,  als  es 
eine  Jurisprudenz  gibt.  Die  Ausgleichung  aber,  zu  welcher  das  englische 
Recht  erst  in  letzter  Zeit  gelangt,  sie  ist  für  uns  bereits  erfolgt  durch 
die  römische  Rechtsentwicklung,  sie  ist  bereits  erfolgt  im  römischen 
Rechtsleben,  sie  ist  wie  in  England  erfolgt  durch  das  Prozessverfahren, 
welches  die  Unterschiede  beider  Rechtsströmungen  vertilgte,  ebenso  wie 
es  dieselben  in  England  vertilgen  wird.  Wer  darum  die  englische  Equity- 
entscheidungen  als  solche  verwirft,  der  übersieht  die  lebendige  Kraft  des 
jus  aequum,  der  übersieht  die  welthistorische  Funktion,  welche  das 
römische  Recht  vollzogen  hat,  und  die  wir  uns  angeeignet  haben  in  dem 
Moment,  in  welchem  wir  das  römische  Recht  recipirten. 


welche  den  Schutz  leagnen,  auf  dieser  Ansicht  beharren,  wenn  sie  in  die  Lage 
kämen,  einen  solchen  eclatanten  Fall  practisch  entscheiden  zu  müssen :  eine  allge- 
meine Verwunderung  wäre  die  Folge  einer  solchen  Entscheidung.  Bei  der  Frage  der 
Richtigkeit  einer  juridischen  Ansicht  muss  man  sich  aber  stets  auf  den  Standpunkt 
des  entscheidenden  Richters  stellen  und  bemessen,  ob  eine  solche  Entscheidung 
richterlich  ergehen  könnte;  ist  sie  richterlich  unmöglich,  so  ist  sie  auch  theo- 
retisch unhaltbar. 

^)    Supreme   Court    of  Judlcature  Acte    1873;    vergl.    auch  Mittermmer  in 
Goldschm.  Zeitschr.  XX  S.  101,   Zimmermann,  Justizreform  in  England  S.  11  f. 
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SelbstverstäDdlich  kann  man  gegen  diese  Schutzmittel  des  redlichen 
Verkehrs,  gegen  diese  rechtliche  Bekämpfung  der  concurrence  d61oyale 
nicht  mit  dem  Kraftworte  des  freien  Verkehrs  hervortreten,  welcher  durch 
solches  Einschreiten  verkümmert  würde  i).  Die  Freiheit  des  Verkehrs  ist 
selbstverständlich  eine  Freiheit  des  redlichen  Verkehrs,  eine  Freiheit,  in 
welcher  die  angemessenere  Production  vor  der  unangemessenen  den  Sieg 
davon  tragen  soll,  wo  das  tüchtige,  gute,  reelle  durch  die  in  ihm  selbst 
liegenden  Vorzüge  dem  schlechten  und  unreellen  den  Vorrang  ablaufen 
soll  —  aber  sie  ist  keine  Freiheit  des  Betrugs,  kein  Wettrennen ,  worin 
Lngej  Täuschung  und  Fälschung  den  Sieg  erlangen :  je  grösser  die  Frei- 
heit ist,  desto  grösser  muss  die  Sorge  sein,  dass  die  Freiheit  eine  sitt- 
liche, gerechte  Freiheit  ist,  dass  es  eine  Freiheit  ist,  bei  welcher  nur  die 
sittlichen  Factoren  zur  Geltung  kommen  und  den  Ausschlag  bieten  2), 
Sollte  der  Wettverkehr  weniger  von  sittlichen  Grundsätzen  durchdrungen 
sein,  als  ein  einfaches  Wettrennen,  bei  welchem  gleichfalls  alle  täuschen- 
den, unehrlichen  Machinationen  untersagt  sind!  Das  Eecht  „does  not  at 
all  trench  upon  the  rights  of  others,  by  a  course  of  conduct  equally  de- 
serving  and  praiseworthy,  to  enter  the  lists  of  competition  and  bear  oflf 
the  palm.  But  it  will  not  allow  them  by  falsehood,  fraad  and  forgery 
to  filch  from  another  his  good  name  and  share  it  in  common  with  him 
or  destroy  or  impair  it",  so  Court  for  the  correction  of  errors  New- York 
Decfember  1846  Taylor  v.  Carpenter  Cox  p.  61.  Und  ähnlich  bemerkt 
das  Handelsgericht  Versailles  29. /4:.  1852  .und  der  Pariser  Appelhof  29. '12. 
1852  (bei  Waelbroeck  II  p.  70.  72) :  „si  la  liberte  commerciale  est  6rig6e 
en  un  principe  sacrö  auquel  il  faut  se  garder  de  porter  atteinte,  cette 
liberte  ne  comporte  pas  l'emploi  de  moyens  qu'on  ne  saurait  avouer 
et  qui   ne    sont   pas    k  Tusage  des  commer^ants  guid^s  par  la  bonne  foi 


1)  Vgl.  hiergegen  insbesondere  die  treffenden  Bemerkungen  von  Boscher, 
Volks wirthscbaft  II f,  S.  680.  £s  ist  daher  auch  ein  anrichtiger  Gesichtspunkt, 
wenn  in  der  Verhandlung  des  Reichstags  Nieberding  erklärte,  dass  es  sich  bei  den 
Bestimmungen  des  Markengesetzes  um  Beschränkungen  handle,  „die  der  allgemeine 
Verkehr  und  die  dabei  betheiligte a  Interessen  des  Publikums  erfahren,  dass  solche 
Beschränkungen  nur  gerechtfertigt  sind,  \7eun  das  Bedürfniss  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs sie  erheischt*  (Stenogr.  Bericht  1874/75  I,  S.  32).  Von  einer  irgend  fühl- 
baren Beschränkung  des  gutgläubigen  Verkehrs  durch  die  Marken gesetzgebung 
kann  keine  Rede  sein,  der  bösgläubige  Verkehr  aber  kann  niemals  genug  be- 
schränkt werden.  Richtiger  hat  Beichensperger  ebenda  S.  33  das  Gesetz  als  einen 
„Schlag  gegen  das  Fälschungsliuwesen^  bez.eichnet. 

s)  Man  vgl.  auch  die  in  meinem  Autorrechte  S.  131  Note  l  cit.  Stelle  von 
Bodbertus. 
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et  par  la  loyaate,  sans  lesqnelles  la  consid^ration  commerciale  serait 
perdue"  i). 

Und  am  ein  jedes  Missverständniss  in  dieser  Beziehung  zn  besei- 
tigen, füge  ich  die  an  sich  selbstverständliche  Bemerkung  bei,  dass  die 
blosse  Möglichkeit,  dass  ein  Irrthum,  eine  Verwechslung  entstehen  kann, 
noch  nicht  genügt,  um  eine  Concurrenz  zu  einer  illoyalen  oder  überhaupt 
zu  einer  verbotenen  zu  stempeln;  vielmehr  muss  der  Irrthum  durch  eine 
auf  die  Person  des  Andern  deutende  Beziehung  veranlasst  oder  unterhalten 
und  verstärkt  sein;  wie  dies  auch  in  vortrefflicher  Weise  der  Superior  Court 
New- York  October  1849  Amoskeag  Manuf.  Co.  v.  Spear  Cox  p.  87.  96 
ausspricht :  Purchasers  may  be  deceived ;  they  may  buy  goods  of  one  person 
as  those  of  another ;  but  they  are  not  deceived  by  a  false  represen- 

t  a  t  i  0  n ;  ähnlich  Un,  Stat.  Supreme  Court  1 87 1  Delaware  and  Hudson 

Can.  Co.  V.  Clark,  Off.  Gaz.  1872  I  p.  279  f. ;  ähnlich  auch  Appelh.  Aix 
27./11. 1876  Pat  XXm  p.  252.  254 :  „qu'il  est  indifferent  que  la  confusion 
puisse  naitre  de  Fid^e  identique  qu'elles  ^veillent  dans  Vesprit,  la  pro- 
pri^te  d'une  marque  de  fabrique  ne  pouvant  avoir  pour  objet  une  pure 
abstraction**.  Vgl.  auch  Upton  p.  208,  Pelletier  und  Defert  nr.  567. 
So  kann  möglicher  Weise  Jemand  sich  über  die  Bedeutung  eines  Frei- 
zeichens täuschen  und  des  Glaubens  sein,  dass  das  Zeichen  auf  einen  be- 
stimmten Fabrikanten  deute:  diese  Möglichkeit  hindert  natürlich  keinen 
Commer^anten,  das  Freizeichen  zu  gebrauchen.  Ebenso  kann  möglicher- 
weise die  technische  Gestalt  einer  Waare  bei  dem  Publikum  den  Glauben 
erwecken,  dass  dieselbe  als  Bezeichnungsmittel  auf  einen  bestimmten  Fabri- 
kanten deute,  welcher  vielleicht  auf  Grund  seines  Patentes  allein  zur 
Construction  solcher  Waaren  berechtigt  war  und  aus  diesem  Grunde  seither 
allein  solche  Formungen  hergestellt  hat ;  nichtsdestoweniger  steht  diese 
technische  Formung  nach  Ablauf  des  Patentes  einem  jeden  Fabrikanten 
zu,  sie  ist  frei,  sie  ist  der  Ausbeute  eines  Jeden  preisgegeben,  das  Gegen- 
theil  hiesse  den  technischen  Alleingenuss  des  Erfinders  verewigen,  im 
Widerspruch  mit  allen  Regeln  des  Pateutrechts;  so  richtig  Circ.  Court 
Southern  Distr.  of  New- York  4./8.  1883  Off.  Gaz.  XXIV  p.  1272.  1273. 
Die  concurrence  d^loyale  beginnt  aber  mit  jeder  Veranstaltung,  durch  welche 
der  Commergant  den  von  ihm  erkannten  Irrthum  zu  unterstützen  sucht: 
so  wenn  das  Freizeichen  in  einer  besonderen  Weise  gebraucht  wird,  die 
auf  eine  persönliche  Beziehung  hindeutet,  so  wenn  neben  der  technischen 
Gestaltung  der  Waare  individuelle  Eigenheiten  des  Producenten   nachge- 


1)  Vgl.  auch  Appelhof  Neapel  6./12.  1882  Rassegna  I  nr.  27  p.  75,   Appelh. 
Mailand  27./6. 1883  ib.  I  nr.  91  p.  283  (letzteres  auch  Mon.  dei  trib.  XXIV  p.  909). 
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macht  sind,  welche  nicht  mit  der  technischen  GestAltung  znsammen- 
hängen  u.  a.  Wer  den  Irrthum  durch  neue  Irrthumselemente  nährt^ 
handelt  ebenso  unberechtigt,  wie  derjenige,  welcher  den  Irrthum  spontan 
erzeugt. 

§  4. 

Zu  obigen  Entwickelungen  über  das  Individualrecht  an  der  Bezeich- 
nung  muss  noch  eines  hinzugefügt  werden.  Die  Bezeichnung  muss  dea 
Hechtes  fähig  sein,  sie  muss  fähig  sein,  dem  Indivualrechte  zu  dienen. 
Sie  ä^&,v{  darum  keine  deceptive  sein,  sie  darf  keine  solche  sein,  welche 
Trug  und  Täuschung  säet,  welche  selbst  ein  Werkzeug  der  Lüge  und  Illoya- 
lität wäre.  Insbesondere  darf  es  nicht  ein  Zeichen  sein,  welches  nach 
seinem  Sinne  und  seiner  Bedeutung  im  Verkehr  auf  eine  andere  Person,, 
einen  anderen  Producenten  hinweisen  würde,  und  so  nur  das  Mittel  wäre, 
um  die  Waare  als  die  einer  andern  Person,  etwa  als  die  eines  celebren 
auswärtigen  Producenten  darzustellen  und  in  dieser  Trübung  des  Verkehr» 
um  so  leichter  zu  dem  unerlaubten  mühelosen  Mammon  zu  kommen,  nach 
welchem  der  illoyale  Verkehr  so  durstig  lechzt.  Unten  wird  über  die 
deceptive  Marke  und  über  die  verschiedenen  Arten  derselben  gehandelt 
werden;  es  werden  dort  die  Gründe  entwickelt  werden,  warum  die  Rechts- 
ordnung solche  Marken  nicht  zulassen,  nicht  als  Mittel  des  Individual- 
rechts anerkennen  kann.  Alle  diese  Gründe  wiegen  auch  hier  in  ihrer 
vollen  Kraft,  und  es  kann  daher  die  Unzulässigkeit  eines  Individualrecht» 
in  Bezug  auf  solche  Zeichen  keinem  Zweifel  unterliegen. 

Eine  solche  Deception  liegt  aber  vor,  sobald  Jemand,  wenn  auch 
nur  im  Ausland,  bereits  ein  Zeichen  für  sich  zur  Geltung  gebracht  hat 
und  nun  ein  Anderer,  im  Bewusstsein  dessen,  dieses  Zeichen  für  sicli 
zur  Geltung  bringen  will,  vielleicht  auch  wirklich  zur  Geltung  bringt,, 
wodurch  das  Publikum  in  die  Meinung  versetzt  wird,  als  wäre  er  mit 
dem  ausländischen,  vielleicht  hochberühmten  Producenten  eins,  als  wäre 
er  etwa  sein  Verbündeter,  sein  Associ4,  sein  Vertreter.  Aber  auch  wenn 
Jemand  etwa  bona  üde  das  Zeichen  für  sich  verwendet  hätte  und  später 
zur  Einsicht  käme,  dass  bereits  ein  Anderer  vor  ihm  dieses  Zeichen  für 
sich  zur  Geltung  gebracht  hat,  so  wäre  zwar  sein  seitheriges  Verhalten 
nicht  deceptiv  gewesen}  sein  Verhalten  würde  aber  deceptiv  mit  dem 
Momente,  wo  er  hiervon  Kenntniss  erlangt,  weil  er  nunmehr  weiss,  das» 
sein  Zeichen  Täuschung  und  Confusion  gegenüber  einem  Anderen  scha£fen 
wird,  welcher  bereits  vor  ihm  als  Träger  dieses  Zeichens  anerkannt  ist. 
Nur  dann  ist  eine  wirkliche  Concurrenz  mehrerer  in  Bezug  auf  dasselbe 
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Zeichen  bona  fide  möglich,  wenn  beide  dasselbe  nm  die  gleiche  Zeit  flir 
sich  in  Verwendung  bringen  and  so  beide  nm  dieselbe  Zeit  znr  Anerkennung 
des  Zeichens  gelangen,  ohne  dass  also  dem  einen  oder  andern  in  dem 
Gebrauche  des  Zeichens  eine  Priorität  zukäme ;  wo  es  dann  keinem  von 
beiden  als  Illoyalität  aasgelegt  werden  kann,  wenn  er  sich  desselben 
Zeichens  bedient.  Dass  es  sich  übrigens  bezüglich  der  eingetragenen 
Marke  in  dieser  Hinsicht  anders  verhält,  ist  später  auszuführen. 

Deceptiv  sind  aber  auch  solche  Zeichen,  welche  das  Publikum  in 
Bezug  auf  die  Beschaffenheit  der  Waare,  auf  den  Productionsort,  oder  in 
Bezug  auf  wesentliche  Productionsverhältnisse  irrezuführen  bestimmt  sind. 
Auf  solche  deceptive  Zeichen  kann  Niemand  ein  Eecht  erwerben,  weil 
Niemand  ein  Becht  darauf  erlangen  kann,  sich  oder  seine  Production  auf 
eine  illoyale,  betrügerische  Weise  zu  bezeichnen.  Die  Bechtsordnung  kann 
keine  Berechtigung  anerkennen,  deren  Ausübung  ein  continueller  Betrug 
wäre.  Doch  hiervon  ist  in  der  Lehre  von  der  deceptiven  Marke  näher 
zu  handeln. 

§    5. 

Schon  oben  wurde  angedeutet,  dass  eine  erschöpfende  Darstellung 
der  Lehre  von  der  concurrence  d^loyale  weit  über  unser  Thema  hinaus- 
greifen würde.  Nur  zwei  Fälle  derselben  seien  hier  speciell  besprochen, 
weil  sie  mit  dem  Markenrecht  in  näherer  Beziehung  stehen. 

Das  Markengesetz  bedroht  nicht  jeden  Missbrauch  einer  Marke ;  es 
bedroht  nur  den  Missbrauch  der  fremden  Marke,  es  bedro>it  nicht  den 
Missbrauch  der  eigenen  Marke;  und  doch  ist  ein  solcher  möglich:  ein 
Missbrauch  nämlich,  der  darin  besteht,  dass  Jemand  fremde  Waare  mit 
seiner  Marke  versieht  und  dadurch  den  Schein  erweckt,  als  ob  die  fremde 
Waare  aus  seiner  Production  hervorginge :  eine  Empfehlung  seiner  Waare 
durch  Anmassung  falschen  Verdienstes,  ein  W^aarenplagiat !  Das  fransö- 
sische  Gesetz  von  1824,  welches  den  Namensmissbrauch  verpönt,  trifft 
auch  diesen  Fall;  denn  es  besagt:  „Quiconque  aura —  appos6  —  le  nom 
d'un  fabricant  autre  que  celui  qui  en  est  lauteur".  Dagegen  das  fran- 
zösische Markengesetz  schliesst,  wie  das  deutsche,  diesen  Fall  aus,  und 
zwar  nicht  unabsichtlich,  denn  die  Abändeinrngsvorschläge,  welche  diesen 
Fall  mitbedrohten,  wurden  gerade  in  dieser  Bichtung  verworfen,  vergl. 
auch  Braun  p.  485  f.,  Calmels  nr.  69  p.  46,  Pouület  nr.  372.  Für 
diese  Beschränkung  des  Markenschutzes  lässt  sich  sagen:  Es  gibt  Pro- 
ductionsmarken  und  Verkaufsmarken,  von  welchen  die  ersteren  die  Pro- 
ductionsstätte,  die  letzteren  die  Verkaufsstätte  bezeichnen  sollen.  Auch 
die  letztem  haben  ihre  Berechtigung,  da  die  Verkaufsstätte  eine  richtige 
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Prüfung  und  Auswahl  der  Verkaufs waaren  verbürgen  soll:  was  von  einem 
bestimmten  Kaufmann,  Importeur,    Commissionär   herrührt,    von   dein    er- 
wartet man,    dass   es  fehlerfreie  Waare   ist.     Daher   kann  Niemand  dem 
Kaufmann  verwehren,  die  von  einer  anderen  Productionsstätte  herrührende 
Waare  mit   seinem  Zeichen   als  Verkaufsmarke   zu   versehen,    es     kann 
hierin  keine  Anmassung   der  Waare  als  einer  Waare  eigener  Prodnction 
erblickt  werden.     Ist  dies  im  Allgemeinen  richtig,    so  kann  im  einzelnen 
Falle  allerdings  mit  diesem  Verhältnisse  Missbrauch  getrieben  werden  — 
so  wenn  der  Verkäufer  auch  zugleich  eine  Productionsstätte  hat  und  er  Pro- 
ductionswaare  und  Verkaufswaare    in    confundirender  Weise   gleich    be- 
zeichnet, oder  gar   wenn  er  keine   eigene  Verkaufsstätte   hat  und   daher 
die  Verbindung  seines  Zeichens  mit  der  Waare  geradezu   den  Schein  er- 
wecken muss,  dass  die  fremde  Waare  seine  eigene  Productionswaare  sei. 
Immerhin  sind  hier  die  Umstände    des  einzelnen  Falles  massgebend,    und 
daher  ist  es  gerechtfertigt,   dass  hier  nicht  das   formale  Markenrecht  in 
Anwendung  kommt,  sondern  die  Regeln  der  concurrence  deloyale,  welche 
eine   individuelle  Prüfung   des  einzelnen  Falles   und   seiner   ganzen   Um- 
gebung gestatten,  bei  welchen  also  der  Würdigung  der  begleitenden  Um- 
stände ein  weiter  Spielraum  verbleibt;    vergl,    auch  Rendu  nr.  181  bis, 
Bedarr ide  III  nr.  915,  Pouillet  nr.  372.    Es  verhält  sich  hiermit  ebenso, 
wie  beispielsweise  mit  der  falschen  Prätention,  Erfinder  der  betreffenden 
Waarengattung  zu  sein,    welche   ebenfalls   ein  nicht   seltenes  Mittel  un- 
erlaubter Concurrenz  ist,    Appelh.  Paris    3./12.  1859    Pat.  V  p.  411   f., 
Appelh.  Rennes  12./3.  1855  Fat  I  p.  183;    oder  mit  der  falschen  Prä- 
tention, dass  man  allein  eine  bestimmte  Waare  produzire,  welche  gleichfalls 
von  jeher  ein  häufiger  Hebel   der   illoyalen  Verkehrsübung   gewesen   ist, 
Seinetrib.  20./5.  1858  Pat.  V  p.  158. 

Viel  wichtiger  aber  ist  ein  zweiter  Fall  der  illoyalen  Concurrenz, 
so  wichtig,  dass  ihn  manche  Gresetzgebungen  besonders  ausgezeichnet  und 
mit  besonderen  strengen  Bestimmungen  bedacht  haben.  Es  ist  eine  der 
häufigsten  Uebungen,  dass,  wenn  eine  Gegend  besonders  renommirte  cha- 
rakteristische Produkte  liefert,  die  Producenten  dieser  G-egend  die  Waare 
mit  dem  Namen  des  Erzeugimgsortes  bezeichnen  ^)  —  für  den  Handel 
mit  Kulturpflanzen  ist  diese  Bezeichnungsweise  geradezu  eine  Lebensfrage, 
ebenso  für  den  Handel  mit  mineralischen  Producten,  mit  natürlichen 
Wassern  u.  dgl.    Aber  auch  für  eigentliche  Industrie-  und  Fabrikwaaren 


1)  Dies  ist  ein  aralter  Gebrauch.  So  war  es  auch  auter  den  Abbassiden 
Brauch,  die  Gewebe  nach  der  Stadt  zu  benennen,  wo  sie  producirt  waren,  Röscher^ 
Volkswirthschaft  IH  §  148  Note  4   (nach  Stüwe,   Handelszüge  der  Araber    149.). 
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hat  diese  Bezeichiiongsweise  ihre  eminente  Bedeutung,   da   die  Produkte 
gewisser  Gegenden  ihre   hergebrachten  Vorzüge   und  Eigenheiten  haben^ 
die  sich  bald  auf  die  besonderen  Rohstoffe  einer  Gegend,  bald  auf  die  her- 
kömmliche  Geschicklichkeit   der   Arbeiter,    bald  auf  eine  besondere   her- 
gebrachte Productionsmethode   stützen.     Die    grosse   Beliebtheit    solcher 
Waaren  im  Verkehr,  der  Zuspruch,  welchen  sie  finden,  und  der  Gewinn^ 
welchen  ihre  Production  abwirft,  ist  für  Viele  Lockung  genug,  auch  ihre 
Waaren  mit  dem  Namen  dieser  ihnen  völlig  fremden  Oertlichkeit  zu  be- 
zeichnen, um  den  tippigen  Goldregen,   den   dieser  Verkehr  abwirft,    nach 
ihrer  Seite  zu  lenken.     Solche  Praktiken    fügen   den  guten   soliden  Pro- 
duktionen jener  Orte  oft  den  erdenklichsten  Schaden  zu;   nicht  nur  dass 
sie  ihnen  direct  einen  guten  Theil  ihres  Verdienstes  entziehen :  der  grösste 
Schaden  besteht  darin,    dass   durch  schlechte,   die  Natur  jener   Oertlich- 
keiten  völlig  verleugnende,  Waare  die  Industrie  einer  ganzen  Gegend  de- 
preciirt  und  in  Verruf  gebracht  wird.     Ehe  das  Publikum  die  Täuschung 
merkt,    ist  es    durch  die   schlechte  Waare  degoutirt,   und   eine  blühende 
Kultur  ist  mit  einem  Schlage  ruinirt.   In  warmen  Farben  und  ohne  Ueber- 
treibung  wird  der  furchtbare  Rückschlag  solcher  Praktiken  auf  den  Kultur- 
stand geschildert  in  dem  Rapport  von  Lenioine  des  Mar  es  zu  dem  fran- 
zösischen Gesetze  von  1824 ;  es  heisst  hier  insbesondere,  dass  ihnen  ver- 
schiedene Zweige  der  Industrie  „doivent  la  perte  de  leurs  relations  avec 
l'etranger  qui  leur  a  ferm6  ses  march^s,   du  moment  qu'il  a  vu   les  plus 
grossi^res  productions  arriver   chez  lui   sous  un   nom    qu'il   6tait  habitu6 
a  honorer  et  qui  avait  jusque  =  lä  obtenu   toute  sa  confiance,    Pouillet 
p.  707.    Gerade  der  Handel  mit  dem  Auslande  wird  hierdurch  am  leich- 
testen ruinirt,  weil  im  Auslande  die  Täuschung  am  schwersten  zu  durch- 
schauen ist  und  das  Ausland  daher  am  leichtesten  an  der  Waare  irre  wird. 
Manche  werden  nun  auch  in  Deutschland  annehmen,  dass  das  Recht 
solchen  üebergriifen  mit  gekreuzten  Armen   zusehen  müsse ;    in  England, 
Amerika  und  Frankreich  hat  man  von  jeher  anders  gedacht.   Das  ameri- 
kanische Recht  gibt  jedem  Producenten  der  betreffenden  Gegend  ein  Klage- 
recht auf  Ablassen  von  dieser  Bezeichnung ;  so  Supreme  Court  New- York 
Septbr.    1867   Newmann   v.  Alvord,    bei   Browne  p.  123   und   bei  Cox 
p.  405  f.,  und  New-York  Commiss.  of  Appeals  Septbr.  1872  Sebast  p.  168; 
vgl.  auch  amerikan.  Patentcommiss,  14./6.  1872  Off.  Gaz.  1872  I  p,  604. 
Aehnlich  verhält  es  sich  in  England,    vgl.  Adams  p.   74   und   die   dort 
alleg.  Entsch.,    ferner   Entsch.  30./5.    1872  Radde   v.  Normann   Sebast. 
p.  236,  High  Court  of  Justice    12./2.    1878  im  Journ.    de   droit   intern. 
priv6  VI  p.  565 ;  und  in  Frankreich  hat  man  diesen  Fall  in  besonderem 
Gesetze   behandelt  und  ist   ihm    durch   besonders  scharfe   Bestimmungen 
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begegnet :  denn  das  Gesetz  von  1824  bezieht  sich  nicht  nur  auf  Fabrikanten- 
namen, sondern  auch  auf  Ortsnamen  ^)  —  aber  schon  das  ältere  franzö- 
sische Recht  war  solchen  Missbräuchen  mit  g^rosser  Strenge  entgegen- 
getreten, Bedarride  II  nr.  784.  Die  französische  Jurisprudenz  ist  denn 
auch  überreich  an  Entscheidungen,  in  welchen  energisch  gegen  diese 
Praktiken  eingeschritten  wird,  vgl.  Iluard  p.  86  nr.  36,  p.  87  nr.  46, 
Rendu  nr.  440  f.,  Schmoll  p.  183,  Bedarridt  II  nr.  786  f.,  PouiUet 
nr.  394  f.,  Braun  p.  213  f.,  und  noch  neuerdings  Trib.  Nantes  12.  3. 
1880  Fat.  XXVIII  (1883)  p.  3572),  Seinetribunal  19./11.  1881  Regime 
intern,  de  la  propt.  indust.  I  p.  42. 

In  einem  solchen  Falle  liegt  nicht  das  Individualrecht  eines  Ein- 
zelnen, wohl  aber  das  Individualrecht  eines  jeden  Producenten  der  be- 
stimmten Gegend  vor :  ein  jeder  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  kein 
anderer,  als  derjenige,  welcher  zu  der  betreffenden  Gegend  gehört,  sich 
der  Ortsbezeichnung  bediene;  ein  jeder  kann  beanspruchen,  dass  der  Be- 
zeichnung der  örtliche  Charakter,  der  die  örtliche  Production  charakteri- 
sirende  Typus  verbleibe :  ein  Individualrecht  also,  das  jedem  zusteht,  der 
in  den  bestimmten  Kreis  örtlicher  Production  eintritt  ^j.  Ein  solches  hat 
technisch  keine  Schwierigkeiten  und  ist  natürlich  unbedenklich  auch  in 
Deutschland  anzunehmen.  Der  Anspruch  auf  Ablassen  von  der  täuschen- 
den Bezeichnung  steht  jedem  Producenten  des  Ortes  zu,  ein  jeder  hat  das 
Xlagerecht  in  solidum,  Waelhroeck  I  nr.  198  p.  324,  Calmels  nr.  135 
p.  86,  Blanc  p.  777,  Pouillet  nr.  404.  437  f.;  vgl.  auch  Circ.  Court 
East.  Distr.  of  Virginia  14./1.  1878  Blackwell  v.  Dibrell  Sebast  p.  358, 
Patentcommissär  14./6.  1872  Off.  Gaz.  I,  p.  603.  604;  französischer 
•Cas8.-hof  12./7.  1845  bei  Schmoll  p.  185,  Appelh.  Limoges  30./7.  1864 


1)  Auch  andere  Gesetzgebuogea  haben  besondere  Repressivbestimmnngen 
für  diesen  Fall;  so  das  türkische  Markengesetz  v.  Id71  \2d  haziran  1288)  a.  21 
<(nach  Uebersetzung  von  Marchi  p.  25).  Ueber  andere  Legislationen  vgl.  Marafy 
im  Congr^s  intern,  p.  87. 

2)  Hier  hatte  der  Beklagte  anf  seinen  Sardinenbüchson  das  Wort  Nantes, 
und  darüber,  aber  in  kleiner  ^'chrift,  die  Worte  fabriquöes  comme  &.  Die 
Gardinen  stammten  aus  einem  andern  Orte.  Anf  den  Antrag  von  Kanter  Handels- 
leuten wurde  er  verurtheilt,  sich  solcher  Bezeichnung  zu  enthalten. 

S)  Da  ein  jeder  Producent  des  Ortes  die  Lokalbezeichuung  benutzen  darf, 
^0  kann  keiner  von  seinem  localen  CoUegen  verlangen,  dass  er  sich  der  Bezeich- 
nung enthalte;  wohl  aber  kann  er  auch  von  eiuum  solchen  verlangen,  dass  er 
sich  dieser  Bezeichnung  in  loyaler  Weise  bediene,  und  insbesondere  nicht  mit  Zu- 
.Sätzen,  welche  ihn  als  den  alleinigen  Producenten  des  Ortes  darstellten  o.  dgl. 
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Pataüle  XI  p.  56,  Appelh.  Angers  4./3.  1870  Fat  XVI  p,  231,  Seine- 
trib.  t9./ll.  1881  Fat  XXVIII  p.  47 1). 

Mehrere  Fabrikanten  des  Orts  können  als  Streitgenossen  auftreten: 
das  Urtheil,  welches  der  eine  Producent  erwirbt,  gilt  auch  für  den  andern 
Producenten,  wenn  es  ein  günstiges  ist,  wenn  es  die  falsche  Bezeichnung 
verbietet,  nicht  aber,  wenn  es  ein  ungünstiges  ist,  denn  in  diesem  Falle 
bleibt  es  auf  die  einzelne  Processpartei  beschränkt,  vgl.  auch  Bedarride 
II,  nr.  794 :  Victoria  et  aliis  proderit  —  nicht  das  gleiche  gilt  von  der 
Niederlage :  es  walten  hier  die  nämlichen  Principien  der  Rechtskraft,  wie 
in  ähnlichen  Fällen  untheilbarer  Verhältnisse :  wie  im  Falle  der  confessoria 
des  condominus,  oder  wie  im  Falle  der  Nichtigkeitsklage  gegen  ein 
Patent  —  worüber  des  Näheren  auf  mein  Patentrecht  nr.  208.  209 
S.  235  f.  zu  verweisen  ist. 

Praktische  Schwierigkeiten  bietet  nur  der  Entschädigungsanspruch : 
ein  jeder  Producent  kann  nur  die  Vergütung  des  Schadens  verlangen,  der 
ihn  betroffen  hat,  vgl.  Huard  p.  93  nr.  86;  die  Bemessung  des  den 
Einzelnen  treffenden  Schadens  aber  kann  ihre  Schwierigkeiten  haben,  allein 
bei  freier  Schadenprüfung  sind  dieselben  nicht  unüberwindlich :  es  kommt 
dabei  auf  die  Zahl  der  Fabrikanten  der  betreffenden  Gegend  an  und  auf  den 
Umfang  des  Geschäftsbetriebes  in  der  Richtung,  in  welcher  der  Miss- 
brauch getrieben  worden  ist  —  nach  diesen  Momenten  ist  von  dem  Ge- 
sammtschaden,  welchen  die  Gegend  betroffen  hat,  ein  entsprechender  Theil 
auf  den    einzelnen  Kläger    auszuschlagen^);    möglicher  Weise  erhält   er 


1)  So  bestimmte  auch  das  französische  Beeret  vom  22./ 12.  1812,  wornach 
den  Tnchfabriken  einer  Stadt  ein  besonderes  Urspmngszeichen  gestattet  nrerden 
kann,  im  a.  8 :  „La  saisie  des  draps  dont  la  lisiöre  anra  ht^  contrefaite  aura  liea 
snr  la  r^qnisition  d'nn  on  de  plnsiears  fabricans  de  la  ville  k  laqnelle 
cette  lisiäre  appartient**.  Auch  das  Projekt  der  Pariser  Conferenz  vom  November 
1880  schlägt  in  einem  solchen  Falle  vor:  „Est  r6put^  partie  int^ress6e  tont  fabri- 
cant  on  commer^ant  engag6  dans  la  fabrication  on  le  commerce  de  ce  prodnit  et 
stabil  dans  la  localit6  faassement  indiqnöe  comme  provenance**,  Journ.  dn  droit 
intern.  priv6  VH  p.  631 ;  vgl.  anch  die  Discnssion  dazn  in  der  Propr.  indnstr.  II 
p.  44.  Deutschland  hat  allerdings  an  dieser  Conferenz  bekanntlich  nicht  theil- 
genommen. 

S)  So  auch  Seinetribanal  v.  3./7. 1863,  9./6. 1864,  Appelhof  Paris  v.  12./8.  1864 
PcUaäle  XI  p.  38.  41:  „Attendn  qn'il  est  justifiö  qne  Blaise  n'est  pas  le  senl 
fabricant  de  ces  prodnits  ä  Charleville,  qne  cinq  antres  fabriqnes  de  brosses 
existent  dans  cette  ville;    qn'il   convient   dös    lors  de  n'evalner   qn'an   slxiöme  de 

3500  francs  la  part    de   pröjudice    qn'il  a  pn   personnellement   sonfflrir    — . 

Vgl.  anch  Seinetrib  19/11.  1881  Pat  XXVIII  p.  47.  In  der  Entscheidung  des 
Trib  Nantes  12./8. 1880  Pa^.  XXVIII  (1883)  p.  357  wurde  wegen  Unmöglichkeit  der 
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auch  die  volle  Entschädigung,  wenn  er  den  Handel  nach  einer  bestimmten 
Gegend  allein  in  den  Händen  hat  und  der  Missbranch  nur  nach  dieser 
Seite  hin  ausgeübt  worden  ist.  Diese  Prüfung  ist  möglicher  Weise  nicht 
leicht  —  aber  das  Recht  ist  nicht  dazu  da,  dem  Richter  alles  leicht  and 
bequem  zu  macheu,  und  jedenfalls  ist  es  völlig  unbegründet,  wenn  Be- 
äarride  II  nr.  793  wegen  dieser  Schwierigkeiten  jeden  Entschädigungfs- 
anspruch  verwirft  —  wenn  auch  zuzugestehen  ist,  dass  ein  strafrecht- 
licher Schutz  in  dieser  Richtung  viel  wirksamer  sein  würde ;  darum  wäre 
gerade  hier  der  specielle  Eingriff  der  criminalrechtlichen  Gesetzgebung 
von  besonderer  practischer  Bedeutung. 

Hierher  gehört  nun  auch  ein  Fall  der  concurrence  d^loyale  der  be- 
denklichsten Sorte,  welchen  man  häufig  nicht  richtig  zu  charakterisiren 
weiss.  In  den  Branchen,  in  welchen  die  Production  eines  bestimmten 
Landes  einen  besonderen  Ruf  geniesst,  können  Viele  der  Versuchung  nicht 
widerstehen,  ihre  Waaren  als  Waaren  des  betreffenden  Landes  passireii 
zu  lassen  ^),  Wie  viele  deutsche  Waare  passirt  im  Verkehr  als  englische 
etc. :  sie  passirt  als  solche  in  Deutschland,  sie  sucht  sich  in  England  oder 
Frankreich  als  dortige  Waare  einzuführen;  und  ebenso  umgekehrt.  Dabei 


Evalairnng  nicht  anf  Entschädigung  erkannt,  da(^egen  wurde  die  Publikation  des 
Urtheils  auf  Kosten  der  Beklagten  angeordnet  und  diese  in  die  Kosten  des  Pro- 
zesses verfällt. 

^)  £s  wurde  auch  bereits  angeregt,  gegen  diese  Sucht,  der  inländischen 
Waare  den  Schein  der  ausländischen  zu  geben,  besonders  einzuschreiten.  Dies 
wäre  sehr  wünschenswerth.  beltsam  ist  es,  wenn  man  dagegen  einwendet,  es  sei 
nicht  Sache  unserer  Gesetzgebung,  das  ausländische  Publikum  vor  Täuschungen 
zu  schützen :  allerdings  ist  es  Sache  unserer  Gesetzgebung,  dagegen  einzuschreiten, 
dass  inländische  Producenten  zur  Täuschung  ausländischer  Abnehmer  arbeiten  und 
die  deutsche  Industrie  zum  Vehikel  von  Täuschungen  und  Missleitungen  entweihen. 
Und  wenn  nicht  selten  darauf  hingewiesen  wird,  dass  vielleicht  der  deutsche  Pro- 
ducent  durch  seine  Verträge  zur  Herstellung  von  Waaren  mit  solchen  irrefährenden 
Formen  und  Darstellungen  verbunden  sein  könne,  so  sind  eben  solche  Verträge 
wegen  ihres  Vertragsgegenstandes  selbstverständlich  null  und  nichtig.  So  lange 
nicht  von  der  deutschen  Industrie  derartige  Wege  gründlich  vermieden  werden, 
kann  man  es  der  französichen  und  englischen  Zollverwaltung  nicht  zum  Vorwarf 
machen,  wenn  sie  schonungslos  gegen  solche  Waaren  vorgehen.  Die  deutsche  In- 
dustrie sollte  keine  Gelegenheit  verlieren,  gegen  solche  Missbräuche  ganz  energisch 
vorzugehen  und  den  deutschen  Verkehr  von  solchen  Auswüchsen  zu  reinigen,  welche 
nur  sein  Ansehen  im  Auslände  schmälern  können.  Und  was  von  den  thörichten 
Präoccnpationen  des  Publikums  gesprochen  wird,  kommt  hier  nicht  in  Betracht : 
das  Publikum  ist  Herr  in  der  Wahl  seiner  Waare,  und  solche  Präoccnpationen 
dürfen  nur  durch  die  reellen  Mittel  der  Wahrheit,  nicht  durch  Täuschung  und 
falsche  Vorspiegelung  bekämpft  werden. 
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schrecken  die  Urheber  solcher  Bezeichnungen  meist  davor  zurück,  geradezu 
den  Namen  oder  die  Firma  eines  bestimmten  ausländischen  Producenten 
nachzumachen,  dieses  würde  sie  in  unangenehmen  Conflict  mit  dem  Marken- 
recht bringen  j  sie  suchen  sich  oft  mit  dem  Markenrecht  dadurch  zu  ver- 
tragen, dass  sie  irgend  eine  Phantasiefirma  bilden  und  als  ausländische 
Firma,  in  der  Form  und  Grestalt  einer  ausländischen  Firma,  oft  mit  einem 
ausländischen  Ortsnamen  verbunden,  auf  die  Waare  setzen,  darauf  bauend, 
dass  dem  Publikum  nicht  die  nöthige  Fiimenkenntniss  innewohne,  um 
diese  Angabe  zu  controliren  und  dass  es  demselben  nicht  auf  die  einzelne 
Firma,  sondern  auf  die  nationale  Herkunft  der  Waare  ankomme.  Es 
bedarf  keiner  Ausführung,  dass  hier  keine  Verletzung  eines  einzelnen  Per- 
sönlichkeitsrechts, eines  einzelnen  Namen-,  Marken-  und  Firmenrechts 
vorliegt,  sondern  ein  Affront,  welcher  gegen  alle  Fabrikanten  des  be- 
treffenden Landes  oder  der  betreffenden  Stadt  gerichtet  ist;  eine  solche 
fictive  Firma  ist  nur  die  Umschreibung  der  Prätention,  dass  die  Waare 
aus  dem  betreffenden  Lande  oder  aus  der  betreffenden  Stadt  stamme,  sie 
ist  nur  die  Umschreibung  einer  geographischen  Herkunftsbezeichnung  der 
Waare,  und  es  gilt  daher  in  einem  solchen  Falle  alles,  was  soeben  über 
die  fälschliche  geographische  Bezeichnung  entwickelt  worden  ist.  In 
Frankreich  und  England  sucht  man  diesem  Übeln  Missbrauch  dadurch 
zu  steuern,  dass  man  derartige  von  aussen  eingeführte  Waaren  an  der 
Zollstätte  beschlagnahmt  und  die  Verbreitung  im  Lande  verhindert;  vgl. 
bezüglich  Frankreichs  das  französische  Markengesetz  a.  19,  Auger  p.  98, 
Pouillet  nr.  310,  Appelhof  Ronen  25./2.  1859  Pataille  X,  p.  66, 
Idem  23./10.  1863  Fat  X  p.  68.  69 1),  und  bezüglich  Englands  vergl. 
das  Zollgesetz  vom  27.  Juni  1872  s.  4,  Centralhandelsregister  1882 
nr.  155,    vergl.  auch  Klostermann,  Patentgesetzgebung  S.  4572). 


I)  Unrichtig  hat  der  Appelhof  Angers  v.  4./3.  1870  Fat  XVI  p.  231  ange- 
nommen, dass  nnr  gegenüber  einer  spezieilen  geographischen  Bezeichnang  ein 
Widersprnchsrecht  begründet  sei,  nicht  gegenüber  einer  generellen  (Vins  de  Cham- 
pagne). Vgl.  hiergegen  die  Bemerkung  Patmlle'a  ib.  XVI  p.  235.  Nnr  die  Ent- 
schädignngsftage  kann  hier  Schwierigkeiten  bereiten,  das  Verbietnngsrecht  da- 
gegen kann  aach  hier  keinem  Zweifel  unterliegen.  Richtig  hingegen  Appelhof 
Paris  3./12.  1879  Pat.  XXV  p.  179,  welcher  mit  Recht  auch  eine  allgemeine  Be- 
zeichnung wie  „draps  de  France"  herbeizieht,  Cass.-hof  27./2.  1880  ib. 

8)    Es   wird   allerdings    geklagt,    dass   diese  Bestimmung  die  Handhabe  zu 
Einfuhrvexationen  biete;    allein   etwaige  Missbräuche  hindern  nicht,   dass  die  Be- 
stimmung an  sich  einem   richtigen  Gedanken   dient  und  den    grossen  Zweck   der 
Klarheit  und  Sicherheit  des  Verkehrs  in  energischer  Weise  verfolgt.    Ausländische 
Kohler,  Recht  des  Markenschutzes.  8 
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Bei  der  Reichhaltigkeit  der  ausländischen  Jurisprudenz  ist  nicht  andei*8 
zu  erwarten,  als  dass  die  manchen  Zweifelsfragen,  welche  die  Materie  in  der 
Anwendung  bieten  kann,  bereits  eine  eingehende  Discussion  erfahren  haben. 
So  ist  kein  Zweifel,  dass  Naturprodukte,  die  trotz  ihrer  Bearbeitung  im 
wesentlichen  Naturprodukte  bleiben,  wie  Weine  und  insbesondere  Schaum- 
weine, durch  den  Ort  charakterisirt  werden,  an  welchem  sie  als  Naturpro- 
dukte wachsen,  vgl.  Cass.-hof  6./6.  1847  Sirey  1847  I,  p.  b21,  ßedarride 
II,  nr.  788,  Blanc  p.  776,  Auger  p.  124,  Pouillet  nr.  399  f.  und  die 
dort  cit.  Entscheid.  Und  was  die  weitere  Frage  betrifft,  ob  die  Fabri- 
kanten der  Umgebung  des  Ortes  sich  auch  noch  als  Fabrikanten  des 
Ortes  geriren  können,  so  ist  dieselbe  zu  bejahen,  vorausgesetzt,  dass  die 
Fabrik  in  solcher  Nähe  des  Ortes  liegt,  dass  sie  nach  ihren  örtlichen 
Bezugsquellen  und  Verbindungsmitteln  als  „Yorstadtfabrik^,  als  zum 
Interessenkreise  der  Stadt  gehörig  betrachtet  werden  kann :  die  technisch 
administrativen  Gemeindegrenzen  sind  natürlich  nicht  entscheidend ;  vgL 
Bedarride  II  nr.  787,  Schmoll  p.  185,  Pouillet  nr.  397  f.,  Cass.-hof 
28./3.  1844  bei  Dallojs,  r6p    v.  Ind.  nr.  352. 

Von  besonderer  Bedeutung  wird  die  geographische  Benennung  in 
der  Balneologie;  die  Naturwasser  pflegen  nach  dem  Namen  des  Ortes 
bezeichnet  zu  werden,  dem  sie  entstammen,  und  dieser  Name  ist  eine 
geographische  Bezeichnung ;  dai*um  haben  auch  schon  frühere  Zeiten  für 
die  Sicherung  der  Bezeichnung  des  Wassers  nach  der  Quelle  besondere 
Vorsehung  getroffen  ^) ;  von  grosser  Bedeutung  ist  es  ferner,  wenn  eine 
Mühle,  ein  Schmelzofen,  eine  Milcherei  oder  eine  ähnliche  Anstalt  eine 
locale  Benennung  trägt :  eine  solche  locale  Bezeichnung  ist  keine  personale^ 
sie  ist  keine  Marke,  sie  steht  nicht  einer  bestimmten  Person  als  solchen 
zu,  sie  steht  dem  Producenten  nur  zu  als  Prodncenten  des  betreffenden 
Ortes  und  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Producenten  des  Ortes;  Fie  steht 
ihm  nur  zu  für  die  betreffenden  örtlichen  Erzeugnisse,  sie  steht  ihm  nur 
zu,  solange  er  derartige  örtliche  Erzeugnisse  producirt.  Der  Inhaber 
eines  Bades,  eines  Schmelzofens,  einer  Mühle,  welcher  den  örtlichen  Ge- 
schäftsbetrieb aufgibt,  kann  nicht  den  örtlichen  Namen  mit  sich  nehmen 
und  ihn  auf  ein  anderes  Geschäft  übertragen;  und  ein  Dritter,  welcher 
sich  nachträglich  in  den  Betrieb  des  alten  localen  Industriegutes  setzt, 
hat  von  selbst  das  Recht,  den  localen  Namen  des  Industriegutes  zu  fuhren, 


Industrielle  sollen  eben  ihre  Waare  so  bezeichnen,  dass  über  ihren  Ursprung  kein 
Zweifel  ist. 

1)  Vgl.  die  Ltitticher  Verordnungen  ▼.  18./4.  1701  und  6-/7.  1711  bezflglick 
der  Mineralwasser  von  Spaa,  cit.  bei  Braun  p.  200  Note. 
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mag  er  nan  dasselbe  auf  saccessorischem  Wegpe  erworben  oder  es  etwa 
als  derelinquirte  Sache  neu  occupirt  haben.  Vergl,  hierüber  die  (theil- 
weise  unrichtigen)  Ausfühi*ungen  des  Court  of  Appeals  New- York  Congr. 
and  Emp.  Spring  Co.  v.  High  Rock  Congr.  Spring  Co.  April  1871  Cox 
p.  599.  624,  sodann  die  englische  Entscheidung  Motley  v.  Downman 
5./7«  1837  Sebastian  p.  29,  insbesondere  aber  das  Markengesetz  v.  Chili 
12./11.  1874  a.  4  (nach  der  üebersetzung  im  Preuss.  Handelsarchiv 
1875  I,  nr.  8  und  in  Goldschm.  Zeitschr.  XXI  S.  181):  „Der  Name 
eines  ländlichen  Grundstücks,  einer  Mühle,  einer  Schmelzanstalt  oder 
Fabrik  soll  zum  ausschliesslichen  Gebrauch  des  Eigenthümers  des  Grund- 
stücks, der  Mühle,  Schmelzanstalt  oder  Fabrik  dienen"  i). 

Wir  haben  seither  davon  gesprochen,  dass  nur  die  Producenten  der 
betreffenden  Lokalität  ihre  Produkte  mit  dem  Localzeichen  versehen 
dürfen.  Doch  ist  diese  Ausdrucksweise  nicht  ganz  genau  und  die  Fassung 
des  Gesetzes  von  Chili  nicht  untadelhaft,  Richtig  ist  es,  dass  nur  Pro- 
dukte der  betreffenden  Localität  die  Localbezeichnung  erhalten  dürfen; 
aber  sie  dürfen  sie  nicht  nur  von  dem  Producenten  erhalten:  auch  ein  Käufer 
und  Wiederverkäufer  hat  das  Recht,  solche  Producte,  die  noch  nicht  ge- 
zeichnet sind,  mit  der  Benennung  des  Productionsortes  zu  bezeichnen,  z.  B. 
das  Wasser  einer  bestimmten  Quelle  mit  einer  Etikette  zu  versehen, 
welche  die  Quelle  angibt ;  was  insbesondere  von  Bedeutung  ist,  wenn  er 
die  Waare  Iq  andere  Gefässe  giesst,  z.  B.  die  Flaschen  in  Halbflaschen 
abfüllt,  vgl.  Seinetrib.  18.  4.  1873  Pataille  XVJJI  p,  187:  „attendu  que, 
les  eaux  de  la  source  Remy  6tant  jouruellement  livr^es  au  commerce  par 
Gazaux,  rien  n'empechait  Coquet  d'acheter  et  de  revendre  ces  m§mes 
eaux  min6rales:  qu'il  devait  leur  conserver  leur  indication  de  source  sous 
la  seule  condition  que  les  6tiquettes  et  cachets  appos^s  sur  ces  bouteilles 
ou  demi-bouteilles  ne  puissent  etre  confondns  avec  les  6tiquettes  et  cachets 
qui  constituent  la  marque  de  Cazaux^.  Insofern  unterscheidet  sich  die 
Localbezeichnung  wesentlich  von  der  Personalbezeichnung :  denn  ein  Per- 
sonenzeichen eines  Andern  darf  kein  Dritter  auf  die  Waare  anbringen, 
sollte  diese  auch  von  der  Person  herrühren,  welcher  das  Zeichen  ange- 
hört, weil  ein  Personenzeichen  zugleich  die  Garantie  enthält,  dass  die 
Waare   nicht   etwa  blos   von   dieser  Person   objectiv  herrilhrt,   sondern 


1)  In  solchen  Fällen  ist  der  geographische  Name  höchst  speciell;  hat  z.  B. 
eine  Mineralquelle  ihren  bestimmten  Namen,  so  darf  das  Wasser  einer  andern 
Quelle  nicht  mit  diesem  gleichen  Namen  bezeichnet  werden,  sollte  die  Quelle  auch 
demselben  Badeorte  angehören.  Es  gibt  eben  speziellere  und  generellere  geogra- 
phische Bezeichnungen. 

8* 
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aach  von  derselben  geprüft  und  als  ihr  Prodnct  anerkannt  ist:  ein  Per- 
sonenzeichen ist  zugleich  der  Träger  der  sabjectiven  Garantie  dieser 
Person,  nicht  nur  die  Bezeichnung  der  objectiven  Herkunft;  wie  dies 
später  zu  entwickeln  sein  wird.  Will  der  Producent,  will  beispielsweise 
eine  Quellverwaltung  dem  Producte  auch  noch  diese  Garantie  geben,  so 
hat  sie  dasselbe  nicht  nur  mit  der  Localbezeichnung,  sondern  auch  mit 
ihrer  Personalbezeichnung  zu  versehen:  diese  nachzumachen  ist  kein 
Wiederverkäufer  berechtigt,  sollte  auch  jeder  Tropfen  des  Wassers  acht 
sein*);  wohl  aber  kann  er  der  Waare  natürlicherweise  seinen  Namen 
oder  sein  Markenzeichen  beifügen  und  daher  von  sich  aus  die  Garantie 
der  localen  Aechtheit  übernehmen.  Umgekehrt  hat  aber  auch  der  Han- 
deltreibende, welcher  die  Waare  von  auswärts  kommen  lässt,  kein  Kecht, 
sie  als  locale,  am  Orte  selbst  producirte  Waare  zu  bezeichnen,  während 
es  ihm  allerdings  gestattet  ist,  ihr  seine  Marke  als  Handelsmarke  auf< 
zudrücken.  Man  sieht,  personale  Markenbezeichnung  und  Lokalbezeich- 
nuug  sind  etwas  wesentlich  verschiedenes. 

Der  geographische  Name  ist  der  Waare  des  betreifenden  Ortes  vor- 
behalten, solange  und  soweit  er  geographische  Bezeichnung  ist.  Möglicher- 
weise ist  der  Name  im  Verkehr  zur  Gattungsbezeichnung  geworden,  so 
dass  man  mit  demselben  nicht  mehr  den  Fabrikort,  sondern  eine  be- 
stimmte Waarenqualität  bezeichnet  und  in  der  Bezeichnung  keine  0rt5- 
bezeichnung  sondern  eine  Qualitätsbezeichnung  erkennt.  In  diesem  Falle 
ist  natürlich  der  geographische  Name  auch  jedem  auswärtigen  Producent^n 
derselben  Waare  erlaubt;  denn  nicht  auf  die  grammatikalische  Namens- 
bedeutung, sondern  auf  die  Bezeichnungsqualität  des  Wortes  im  Verkehr 
kommt  es  an.  Das  gilt  z.  B.  von  dem  Ausdrucke  Kölnisches  Wasser: 
es  bezeichnet  einen  Waarenbegriff,  es  bezeichnet  nicht  mehr  den  Pro- 
ductionsort2);  daher  ist  es  einem  jeden  Producenten  der  Waare  an  sich 
gestattet,  diese  Bezeichnung  zu  gebrauchen,  nur  muss  er  sich  jeder 
Machination  enthalten,  welche  die  Missdeutung  erweckte,  als  wäre  das 
Wasser  in  Köln  producirt;  insbesondere  gilt  in  dieser  Beziehung  die 
distinktive  Bezeichnung  achtes  und  unächtes,  genuines  und  nicht  genuines 
Kölner  Wasser:  der  Bezeichnung  des  ächten  darf  sich  kein  Nichtkölner 
Producent  bedienen,  weil  damit  gesagt  ist,  dass  die  Bezeichnung  nicht 
nur  in  dem  gewöhnlichen  generischen,  sondern  zugleich  in  dem  speciellen 
geographischen  Sinne  zu  nehmen  ist;    vgl.   auch  Waelbroeck  I,  nr.  193 


A  Vgl.  die  oben  cit.  Entscheidung  des  Seinetrib.  18./4.  1873. 
2)  Vgl.  auch    die   Patentcommissärentscheidung   bezüglich    der  Bezeichnung 
German  Syrup  27./9.  1875  Schalt,  p.  283. 
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p.  317,  Pouillet  nr.  411,  Browne  p.  171,  Appelhof  Paris  11./5.  1852 
bei  Pouillet  a.  a.  0.  Es  gelten  hier  die  gleichen  Verkehrs-  und  Rechts- 
prinzipien, wie  sie  später  bei  der  Personalbezeichnung  zu  entwickeln  sind. 

Auch  insofern  kann  ein  geographischer  Ausdruck  generisch  werden, 
als  er  zwar  die  geographische  Herkunft  der  Waare  bezeichnet,  aber 
nicht  mehr  die  Herkunft  von  dem  speciellen  geographischen  Orte,  auf 
welchen  der  Name  hinweist,  sondern  die  Herkunft  aus  einem  grösseren 
geographischen  Kreise,  innerhalb  dessen  der  betreffende  Ort  liegt;  dies 
ist  ausdrücklich  im  portugiesischen  Gesetze  a.  5  Z.  2  vorgesehen  (wegen 
der  Portweine),  vgl.  Laneyrie  in  Pataille  XXIX  p.  65.  In  einem 
solchen  Fall  bleibt  zwar  die  Lokalbezeichnung  Lokalbezeichnung,  aber 
sie  wird  zur  Bezeichnung  eines  grösseren  geographischen  Kreises,  sie 
bleibt  nicht  mehr  bloss  Bezeichnung  derjenigen  lokalen  Sphäre,  welche 
der  Ortsname  in  seinem  eigentlichen  geographischen  Sinne  vertritt. 
Allüberall  ist  eben  die  Bezeichnungskraft  des  Wortes  im  Verkehr,  nicht 
seine  Bezeichnungskraft  nach  der  Grammatik  oder  nach  der  descriptiven 
Wissenschaft  entscheidend. 

Die  generische  Qualität  einer  Bezeichnung  neben  der  geographischen 
wird  wichtig  bei  Naturprodukten,  die  nur  an  einem  bestimmten  Orte  in 
ihren  eigenthümlichen  Qualitäten  gedeihen,  die  man  aber  durch  künstliche 
Mittel  nachzubilden  versucht;  dies  gilt  insbesondere  von  den  künstlichen 
Erzeugnissen  der  Balneotherapeutik,  also  namentlich  von  den  künstlichen 
Mineralwassem :  es  kann  nicht  verwehrt  sein,  ein  künstliches  Karlsbader 
oder  Kissinger  Wasser  mit  dem  geographischen  Namen  der  entsprechen- 
den Quelle  zu  bezeichnen,  weil  sonst  die  wesentliche  und  entscheidende 
Thatsache,  dass  das  Wasser  dem  Naturwasser  einer  bestimmten  Quelle 
nachgebildet  ist,  dieselben  Substanzen  enthält  und  dieselben  therapeuti- 
schen Wirkungen  anstrebt,  nicht  zum  Ausdruck  käme;  aber  stets  muss 
die  Bezeichnung  so  geartet  sein,  dass  jede  geographische  Mitbedeutung 
des  Ausdrucke  abgestreift  ist,  dass  der  Schein  ausgeschlossen  ist,  als 
wäre  das  so  producirte  Wasser  natürliches  Wasser  der  entsprechenden 
Heilquelle :  man  muss  also  von  künstlichem  Karlsbader  Wasser  oder  Salz, 
künstlichem  Selterswasser  u,  dgl.  sprechen.  Vgl,  Huard  p.  92  nr.  77, 
Üendtij  droit  industr.  nr.  659  und  marq.  de  fahr»  nr.  444,  Pouillet 
nr.  408,  Appelh.  Lyon  7./5.  1841  bei  Dalloz,  r6p.  v.  Ind.  nr.  354  und 
bei  Schmoll  p.  186,  engl.  Entscheid.  ApoUinaris  Co.  v.  Norrish  1875 
Coddington  p.  254  und  ApoUinaris  Co.  v.  Edwards  13./7.  1876  Sehast 
p.  303. 

Eine  Erweiterung  des  Schutzes  der  Lokalbezeichnung  wäre  es, 
wenn  es  gestattet  wäre,    bestimmte  Figurenmarken  für  sämmtliche  Pro- 
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dncenten  des  Ortes  in  der  Weise  zu  creiren ,  dass  sie  nicht  nur  unter  dem 
Schütze  des  Individualrechts,  sondern  unter  dem  Schutze  des  Marken- 
rechts ständen:  solche  Zeichen  wären  keine  Individualmarken,  sondern 
Ortshezeichnungen,  aher  es  wären  Ortshezeichnungen  mit  einem  dem 
Markenrechte  entsprechenden  Schutze.  Die  Zulassung  derartiger  figür- 
licher Ortscharakteristiken  mit  dem  verstärkten  Schutze  des  Markenrechts 
wäre  sehr  wünschenswerth,  insbesondere  wenn,  wie  bei  der  Bielefelder 
Flachsblume,  das  Zeichen  ein  altbekanntes  und  altbewährtes  ist.  Das 
französische  Becht  hat  in  dieser  Beziehung  einige  Spezialgesetze  gegeben, 
so  das  Decret  von  1810  fQr  die  Tuchfabriken  von  Louviers,  so  das 
Decret  von  1812  für  die  Tuchfabriken  anderer  Orte«  Die  Sache  kam 
auch  im  deutschen  Keichstage  zur  Sprache,  aber  ohne  Erfolg  ^\ 

Allerdings  mögen  gegen  eine  allgemeine  gesetzliche  Regelung  in 
diesem  Sinne  manche  Gründe  sprechen,  indem  besondere  Einrichtungen 
geschaffen  werden  müssten,  damit  Namens  aller  Producenten  des  Ortes 
das  Zeichen  zur  Anmeldung  und  zum  Eintrag  käme.  Doch  sind  die«e 
Gründe  durchaus  nicht  durchschlagend ;  und  jedenfalls  wäre  es  angezeigt, 
solche  Collectivmarken  mindestens  auf  dem  Weg  der  Spezialverordnung- 
zuzulassen,  wobei  die  verordnende  Gewalt  die  Verhältnisse  des  Falles, 
den  Euf  der  lokalen  Industrie  und  die  Zweckmässigkeit  eines  solchen 
collectiven  Erkennungszeichens  prüfen  und  nach  diesen  Rücksichten  darch 
lex  specialis  verfugen  würde.  Aehnliches  bestimmte  bereits  das  soeben 
genannte  französische  Decret  von  1812,  und  auch  in  der  deutschen  Ge- 
setzgebung fehlt  es  nicht  an  Vorbildern*). 


1)  Stenogr.  Bericht  1874/75  I  8.  83. 128  (Kisker).  Nicht  zutreffend  sind  die 
Einwendungen  Nteberdings  hiergegen  (ib.  S.  85.  128) ;  noch  weniger  zutreffend 
die  Bemerkungen  Oppenheims  (ib.  S.  128). 

2)  Vgl.  den  §  9  des  Preuss.  Gesetzes  y.  18./8.  1847,  wo  allerdings  nicht  für 
Lokal-,  sondern  für  Qualitätszeichen  Fürsorge  getroffen  wird. 
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IL 

Erwerb  des  Markenrechts.     Objective  Voraus- 
setzungen. 

§  1. 

Das  Individualrecht  an  sich  bedarf  keines  besonderen  Erwerbsaktes ; 
es  ist  bereits  mit  dem  Besteben  der  Persönlichkeit  gegeben:  es  kann 
sich  nur  nach  verschiedenen  Seiten  hin  entwickeln  und  entfalten,  wenn 
die  einzelnen  Persöulichkeitsgüter  mehr  oder  weniger  ans  Licht  treten. 
Wie  das  Individualrecht  des  Sängers  auf  seine  Stimme  oder  des  Geigers 
auf  seine  Hand  ein  viel  intensiveres  ist,  als  bei  dem  gewöhnlichen  Men- 
schen, so  ist  auch  das  der  Persönlichkeit  zustehende  Recht  auf  Anerkenn- 
ung ihrer  technischen  Leistungskraft  als  der  ihrigen,  also  das  Recht 
auf  Ausscheidung  der  technischen  Thätigkeit  der  Person,  das  Recht 
auf  Vermeidung  der  Confusion  dieser  Thätigkeit  mit  derjenigen  anderer 
Personen,  um  so  intensiver,  je  mächtiger  und  einflussreicher  die  technische 
Thätigkeit  einer  Person  ist.  Um  diesem  weitergehenden  Bedürfnisse  zu 
entsprechen,  hat  man  die  Einrichtung  getroffen,  die  Productionen  einer 
Person  mit  einem  Zeichen  zu  versehen,  welches  die  diakritische  Individua- 
lisirung  vollzieht,  welches  die  ausscheidende  Function  ausübt  und  da- 
durch die  Individualthätigkeit  des  Einzelnen  öffentlich  zur  Eenntniss  des 
Publikums  bringt.  Dieses  Zeichen  ist  die  Marke;  und  der  Kernpunkt 
ist  nun  der,  eine  Marke  zu  finden,  welche  mit  der  Person  in  treffender 
bezeichnender  Verbindung  steht. 

Eine  solche  Bezeichnung  ist  nun  schon  durch  das  allgemeine  bürger- 
liche Recht  und  schon  durch  das  Industrie-  oder  das  Handelsrecht  gegeben. 
Die  bürgerliche  Bezeichnung  ist  der  Name,  die  industrierechtliche  die 
Firma.  Bürgerlicher  Name  und  Firma  können  identisch,  können  aber 
auch  verschieden  sein ;  im  letzteren  Falle  sind  Firma  und  Name  geschützt : 
der  Träger  der  Firma  bleibt  zugleich  namenberechtigt,  er  ist  berechtigt, 
den  Namen  und  die  Firma  zu  führen,  er  ist  berechtigt,  Dritte  nicht  nur 
von  der  Benützung  seiner  Firma,  sondern  auch  von  der  Benützung  seines 
Namens  auszuschliessen ;  vgl.  auch  Merkel  in  Holtzendorff*s  Handb.  III 
S.  834. 

Welchen  bürgerlichen  Namen  nun  Jemand  zu  führen  berechtigt  ist, 
das  zu  bestimmen,  ist  nicht  Sache  des  Markenrechts,  das  Markenrecht 
muss  den  bürgerlichen  Namen  als  etwas  bereits  rechtlich  gegebenes  an- 
nehmen :    das   bürgerliche  Recht  hat   über  die  Umstände  zu  bestimmen^ 
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welche  den  Namen  mit  der  Person  verknüpfen;  ist  diese  Verknüpfung- 
gegeben,  so  ist  zugleich  auch  der  Markenname  für  die  Industrieproducte 
gegeben. 

Sofern  nun  das  Namenrecht  besteht,  besteht  auch  kraft  Gesetzes 
das  Recht,  sich  dieser  Bezeichnung  als  Marke  zu  bedienen ;  das  Marken- 
gesetz erkennt  in  §  13 — 20  den  Markennamen  ohne  weiteres  an:  er  be- 
darf weder  eines  Eintrages,  noch  einer  anderen  Manipulation ;  es  gentig-t, 
dass  der  Name  als  bürgerlicher  Name  zu  Recht  besteht,  weiterer  con- 
stitutiver  Rechtsakte  bedarf  es  nicht :  ob  der  Name  in  den  Standesbüchern 
oder  sonst  gehörig  eingetragen  ist,  hat  weiter  keine  markenmässig'e 
Bedeutung. 

Darum  steht  aber  auch  der  Markenname  zu  dem  bürgerlichen  in 
unmittelbarem  Abhängigkeitsverhältniss :  ist  der  bürgerliche  Name  ab- 
erkannt, so  ist  auch  der  Markenname  aberkannt,  und  die  gerichtliche  Ent- 
scheidung, welche  die  Führung  des  Namens  für  unzulässig  erklärt,  erklärt 
es  zugleich  für  unzulässig,  sich  des  Namens  als  Marke  zu  bedienen  — 
ebenso  wie  sie  es  für  unzulässig  erklärt,  den  Namen  fernerhin  auf  das 
Ladenschild  zu  setzen;  vgl.  Appelh.  Paris  20./7. 1867  PataüleXUl  p.  380. 

Aber  auch  nur  der  legitime  bürgerliche  Name  geniesst  des  Marken- 
schutzes, nicht  auch  das  Pseudonym ;  vgl.  Endenmnn  S.  59,  Völdemdorff 
in  Endemanns  Handbuch  I  S.  219 :  denn  Pseudonyme  sind  keine  Namen, 
sondern  ausserhalb  des  Namens  stehende  Bezeichnungsmittel,  welche  mit 
irgendwelchen  sonstigen  denominativen,  auf  die  Person  hinweisenden  Ele- 
menten auf  gleicher  Linie  stehen.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  miss- 
bräuchliche  Benützung  des  Pseudonyms  ungeahndet  hinginge  und  der  vom 
Publikum  anerkannte  Träger  eines  Pseudonyms  sich  jeden  Eingriff  ge- 
fallen zu  lassen  brauchte  —  das  wäre  natürlich  völlig  verkehrt;  aber 
eine  solche  missbräuchliche  Verwendung  zu  confundirenden  Zwecken  kann 
und  wird  concurrence  d^loyale  sein,  sie  ist  nicht  Markenverletzung,  sie 
ist  nach  den  Regeln  des  gewöhnlichen  Individualrechts  zu  behandeln,  wie 
jede  sonstige  confundirende  Thätigkeit,  sie  ist  nicht  nach  den  Regeln 
des  Markenrechts  zu  beurtheilen.  Die  entgegengesetzte  Meinung,  welche 
auch  das  Pseudonym  als  Markenname  ansieht,  ist  zwar  bis  in  die  neuere 
Zeit  in  der  französischen  und  in  der  amerikanischen  Jurisprudenz  vor- 
herrschend, vgl.  Calmels  nr.  133  p.  83,  Eendu  nr.  391,  Blanc  p.  717, 
Bedarride  II  nr.  741  f.,  Huard  p.  81  nr.  11,  Fliniaiix  p.  83,  Pouillet 
nr.  378,  Auger  p.  122,  Browne  p.  147  f.;  allein  sie  ist  völlig  haltlos. 
Ist  es  gerechtfertigt,  dass  der  gesetzliche  Name  einer  Person  einen  über 
den  gewöhnlichen  Individualschutz  hinausgehenden  Schutz  geniesst,  so  ist 
es  nicht  im  mindesten  gerechtfertigt,  das  Pseudonym    auszuzeichnen   und 
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seine  Verletzung  anders  zu  behandeln,  als  jede  andere  concurrence  de- 
loyale, als  jede  andere  confundirende  Thätigkeit,  als  jede  andere  Annahme 
einer  Handlungs-  und  Bezeichnungsweise,  welche  das  Publikum  über  die 
Herkunft  der  Waare  täuscht.  Auch  ist  die  Angehörigkeit  des  bürger- 
lichen Namens  etwas  fest  und  sioher  gegebenes,  während  die  Verknüpfung 
des  Pseudonyms  mit  der  Person  sich  erst  aus  den  Verhältnissen  des  Falles, 
aus  der  Anerkennung  und  Gutheissung  des  Verkehrs  ergibt  —  ein  Um- 
stand, welcher  offensichtlich  das  Pseudonym  zu  denjenigen  Bezeichnungs- 
weisen stempelt,  welche  nur  dem  arbiträren  Schutze  gegen  concurrence 
döloyale  unterliegen  5  weshalb  es  auch  nichts  seltenes  ist,  dass  zwei  Per- 
sonen dasselbe  Pseudonym  annehmen  und  im  Verkehr  zur  Geltung  bringen, 
^hne  dass  man  der  einen  oder  anderen  Person  den  Vorwurf  der  illoyalen 
Handlungsweise  machen  kann,  Seinetribunal  23. /4.  1856  Pataille  II  p.  255. 
Dazu  kommt  aber  noch  legalpolitisch,  dass  die  Annahme  von  Pseudo- 
nymen im  Verkehr  nicht  zu  begünstigen  ist;  dass  solche  Pseudonyme 
g-eeignet  sind,  irrezuleiten,  über  die  Person  zu  täuschen,  illusorische  Er- 
wartungen zu  erregen  —  und  die  Romantik*  des  Pseudonyms  in  der  Kunst 
passt  in  keiner  Weise  für  das  Geschäftsleben. 

Daher  spricht  sich  auch  Marafy  Namens  der  Union  des  fabricants 
sehr  energisch  gegen  eine  solche  Auszeichnung  des  Pseudonyms  aus  (Regime 
Internat,  des  ijiarques  I  p.  94):  „Nous  irions  plus  loin,  nous  voudrions 
que  le  14gislateur  refnsät  toute  protection  aux  Pseudonymes  manifestement 
choisis  en  vue  de  donner  faussement  ä  un  produit  une  origine  de  nature 
a  forcer,  en  la  trompant,  la  confiance  de  l'acheteur  —  — ".  Und  eine 
Reihe  von  französischen  Urtheilen,  welche  das  Pseudonym  schützen,  steht 
.auf  dem  Boden  des  reinen  Individualrechts;  so  Appelh.  Paris  5. /ll.  1855 
Pataille  I  p.  222.  224  (v.  actes  de  concurrence  döloyale). 

Die  Führung  des  Namens  steht  allein  dem  Träger  des  Namens  zu; 
-«ine  Veräusserung  desselben,  eine  Ablösung  von  der  Person  des  Berech- 
tigten, eine  geschäftliche  Uebertragung  an  einen  Andern  ist  regelmässig 
•unstatthaft  1) ;  sie  ist  nur  statthaft,  sofern  der  Name  zur  Firma,  zur  Be- 
zeichnung im  Geschäftsbetrieb  wird,  und  auch  dies  nur  unter  be- 
-Äonderen  Bedingungen,  die  bereits  erörtert  sind.  Darum  kann  auch  die 
Xicenz  des  Namenträgers  keinem  Dritten  ein  Eigenrecht  auf  diesen 
Namen  geben,  auch  wenn  diese  Licenz  mit  Geld  erkauft  ist.  Damit  steht 
nicht  im  Widerspruch,  dass  ein  Producerit  berechtigt  sein  kann,  den  Namen 
eines  Dritten  auf  die  Waare  zu  setzen,  sobald  dieser  Dritte  entweder  die 
.technische  Produktion  der  Waare  vollbracht  oder  bei  der  Produktion  die 


1)  Vgl.  auch  Meve8  8.  210. 
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Controle  geübt  hat  oder  auch  nur  sonst  die  Garantie  nnd  die  Verantwort- 
ung für  die  Produktion  übernimmt;  denn  in  diesen  Fällen  bedeutet  eben 
der  Name  die  Betheiligung  der  Person,  nicht  an  dem  Geschäfte,  aber 
an  der  Waare,  und  eine  Person,  welche  sich  an  der  Waare  betheiligt, 
kann  darum,  zwar  nicht  dem  Geschäftf  aber  der  Waare  ihren  Namen 
geben,  sie  kann  dem  Geschäftsherm  das  Recht  gewähren,  den  Namen  zur 
Bezeichnung  der  Waare  zu  verwenden :  mit  der  Benützung  der  Indivi- 
dualität für  die  Waare  kann  auch  die  Benützung  des  Namens  für  die 
Waare  verbunden  sein.  So  kann  der  Erfinder,  welcher  seine  Erfindung 
der  Oeffentlichkeit  preisgibt,  zu  einem  bestimmten  Producenten  in  Connex 
treten  und  ihm  den  Gebrauch  seines  Namens  zur  Waarenbezeichnung  g-e- 
statten,  sofern  er  sich  persönlich  an  der  Production  durch  technische  Mit- 
wirkung, oder  durch  Leitung,  Einsichtsnahme,  Controle,  oder  durch  üeber- 
nähme  einer,  wenn  auch  nur  moralischen,  Verantwortung  für  die  Waare, 
imter  Bethätigung  eines  besonderen  Vertrauens  zu  dem  Producenten,  be- 
theiligt. Vgl.  Appelh.  Paris  12./1. 1874  PatailleXLX  p.  83  und  Ca88.-hof 
6./1.  1875  Fat.  XX  p.  115  (Extractum  Carnis  Liebig),  vgl.  auch  Seinetrib. 
16./3.  1878  Fat.  XXIII  p.  78  und  die  später  zu  erörternden  Urtheile 
bezüglich  des  Liqueur  de  la  Grande  Chartreuse ;  vergl.  femer  die  Ent- 
scheid. Supr.  Court  of  Err.  Connect.  1872  Meriden  Britannia  Co.  v.  Parker 
Coddington  p.  268.  269,  Supreme  Court  Victoria  10./8.  1876  Weston 
V.  Hemmons  Sehast  p.  307. 

Dasselbe  gilt  noch  viel  mehr  dann,  wenn  der  Inhaber  des  Namens  der 
Träger,  nicht  der  technischen  Produktion,  aber  des  geschäftlichen  Interesses 
ist:  wenn  das  Geschäft  im  Namen  eines  Dritten  betrieben  wird,  aber 
im  Interesse  des  Namenberechtigten,  welcher  Gewinn  und  Verlust  trägt 
und  in  dem  Dritten  nur  einen  geschäftlichen  Factor  vorschiebt;  also  in 
dem  Fall  des  verdeckten  Rechtsverhältnisses,  wo  ein  juristischer  ümwegr 
gewählt  wird,  um  einen  wirthschaftliclien  Erfolg  zu  en*eichen,  dem  an 
sich  eine  andere  juristische  Gestaltung  entsprechen  würde.  Vorausgesetzt 
ist  natürlich,  dass  ein  solches  verdecktes  Verhältniss  zulässig  ist;  ob  es 
zulässig  ist,  ist  eine  Frage  des  einzelnen  Falles.  Unzulässig  ist  es  dann, 
wenn  es  einen  wirthschaftlichen  Effect  herbeiführen  würde,  welchen  die 
Rechtsordnung  verpönt ;  insbesondere  also  wenn  die  Rechtsordnung  es  ver- 
pönt, dass  Jemanden  die  wii*thschaftlichen  Resultate  eines  Geschäfts  zu- 
kommen: in  diesem  Falle  ist  es  weder  gestattet,  diese  wirthschaftlichen 
Resultate  durch  directen  Geschäftsbetrieb  zu  erzielen,  noch  indirect  durch 
Vorschiebung  eines  Dritten ;  während  ein  solches  Verhältniss  dann  keinen 
Anstand  hat,  wenn  das  Gesetz  lediglich  für  den  äusseren  Geschäftsbetrieb 
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gewisse  Qnalificationen  verlangt  und  diese  Qualificationen  in  der  Person 
des  verdeckten  Interessenten  nicht  gegeben  sind. 

In  solchen  Fällen  nun,  wo  kraft  eines  Arbeits-  oder  Interessen- 
Terhftltnisses  Jemand  berechtigt  wird,  den  Namen  eines  Dritten  auf  die 
Waare  zu  setzen,  hat  derselbe  ein  abgeleitetes  Namenrecht  —  aber  nui* 
ein  Namenrecht  precario:  sobald  der  Namenträger  ihm  seinen  Namen 
nicht  mehr  mittheilen  will,  kann  er  zwar  möglicherweise  entschädigungs- 
pflichtig sein,  allein  das  Recht  des  Produzenten,  dessen  Namen  auf  der 
Waare  zu  führen,  ist  dahin  i).  Dies  ist  nur  entsprechend  dem  wahren 
Verhältniss :  das  abgeleitete  Namenrecht  kann  immer  nur  ein  Accessorium 
und  eine  Begleitung  der  mitwirkenden  Thätigkeit  oder  des  mitthätigen 
Interesses  des  Namenträgers  sein:  versagt  er  seine  Thätigkeit,  scheidet 
er  aus  dem  Interesse  aus,  so  hätte  die  Fortführung  seines  Namens  keinen 
Sinn  mehr,  ja  sie  wäre  eine  Täuschung  des  Publikums;  und  wenn  auch 
der  Namenträger  zu  dieser  Mitwirkung  verpflichtet  ist,  so  ist  es  eben  in 
einem  solchen  Falle  nichtsdestoweniger  wahr,  dass  er  in  der  That  nicht 
mehr  mitwirkt,  dass  also  die  Waare  den  Stempel  seiner  Persönlichkeit 
nicht  mehr  trägt  und  darum  seinen  Namen  nicht  mehr  führen  darf.  Da- 
mm kann  neben  dem  ersten  Producenten  auch  ein  zweiter  das  Recht  der 
Führung  dieses  Namens  erwerben,  sobald  der  Namenträger  auch  zu  ihm 
in  die  betreffende  Beziehung  tritt :  auch  in  diesem  Falle  kann  möglicher- 
weise der  Namenträger  vertragswidrig  handeln,  allein  dies  bewirkt  nur 
eine  persönliche  Haftung  desselben. 

Dieses  Namenrecht  ist  insofern  abgeleitet,  als  es  auf  der  Thätig- 
keit oder  dem  Interesse  eines  Dritten  basirt  ist;  aber  es  ist  nicht 
insofern  abgeleitet,  als  es  etwa  auf  einer  Uebertragang  des  Namenrechta 
beruhte :  vielmehr  hat  der  Producent  dieses  abgeleitete  Namenrecht  kraft 
originären  Rechts,  er  hat  es,  weil  ihm  die  Thätigkeit  oder  die  Bethei- 
ligung des  Namenträgers  zukommt:  dieser  überträgt  ihm  seine  Thätig- 
keit, sein  Interesse  —  nicht  seinen  Namen:  der  Producent  hat  kraft 
dieser  Betheiligung  das  originäre  Recht,  sich  dieses  Namens  zur  Waaren- 
bezeichnung  zu  bedienen.  Dies  hat  denn  auch  wichtige  Consequenzen;  der 
Producent  hat  ein  solches  (abgeleitetes)  Namenrecht,  auch  wenn  der  Arbeiter 


1)  £8  yerhält  sich  hier  fthnlich,  wie  mit  der  Erfindung  eines  Geschäfts- 
employ^s,  dessen  Erfindnngsthätigkeit  vertragsmässig  im  Namen  des  Principals 
geschieht.  Will  derselbe  das  Verhältniss  lösen  nnd  fär  sich  arbeiten,  so  geschieht  die 
weitere  Erflnderthätigkeit  in  seinem  Namen  nnd  die  Erfindung  kommt  ihm  zn: 
aber  er  kann  entschädigungspflichtig  werden.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  einem 
Spezifikanten  bezüglich  des  Eigenthumserwerbs  u.  a. 
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selbst  ein  solches  nicht  hat;  hätten  wir  Sclaven,  so  würde  der  Fabrikant 
bei  uns  den  Namen  eines  renommirten  Sclav^narbeiters  ebenso  auf  die 
Waare  schreiben,  wie  dies  zur  Römerzeit  geschehen  ist,  und  er  hätte  auf 
diesen  Namen  ein  abgeleitetes  Namenrecht,  obgleich  der  Sclave  keines 
hätte;  ebenso  hat  heutzutage  der  Fabrikant  ein  abgeleitetes  Namenrecht, 
auch  w^enn  der  Arbeiter  etwa  kraft  seiner  Ausländerqualität  ein  solches 
Recht  nicht  hat  —  er  hat  ein  markenmässiges  Namenrecht  auf  diesen 
Namen,  auch  wenn  dem  Arbeiter  oder  Erfinder,  weil  er  nicht  Producent 
und  nicht  Handeltreibender  ist ,  nur  ein  civiles  Namenrecht  zusteht,  auch 
wenn  demselben  ein  Markennamenrecht  gemäss  §  13  des  Markengesetzes 
nicht  zukommt. 

Solange  der  Producent  ein  solches  abgeleitetes  Namenrecht  hat, 
solange  hat  er  auch  ein  Verbietungsrecht  gegen  jeden  Dritten,  welcher 
sich  dieses  Namens  bedienen  wollte,  es  müsste  denn,  wie  im  vorigen 
ausgeführt,  der  Dritte  die  gleiche  Namensberechtigung  haben ;  er  hat  ein 
Verbietungsrecht,  weil  derjenige,  welcher  unter  dem  befruchtenden  Ein- 
flüsse einer  schöpferischen  Persönlichkeit  handelt,  verlangen  kann,  dass 
Dritte  sich  nicht  den  Schein  der  Betheiligung  derselben  Persönlichkeit 
anmassen,  dass  sie  nicht  ein  persönliches  Thäügkeitselement  vorspiegeln, 
welches  nur  demjenigenjProducenteu  zukommt,  mit  welchem  der  Namenträger 
verbunden  ist.  Er  hat  ein  solches  markenmässiges  Verbietungsrecht,  ein 
Verbietungsrecht  kraft  Markengesetzes  und  mit  der  Wirkung  des  Marken- 
gesetzes —  ohne  damit  das  Verbietungsrecht  des  Namenträgers  selbst 
auszuschliessen,  welches  diesem  —  als  einem  Nichtproducenten  und  Nicht- 
kaufmann  —  nach  gewöhnlichem  Civilnamenrechte  zusteht.  Gegen  ein 
solches  markenmässiges  Verbietungsrecht  spricht  nicht  der  Wortlaut  des 
Markengesetzes ;  denn  wenn  dieses  in  seinem  §  13  und  14  auch  nur  den 
Fall  vorauszusetzen  scheint,  dass  die  Waare  mit  dem  Namen  des  Pro« 
ducenten  selbst  bezeichnet  ist,  so  kann  dieser  Text  in  dem  weiteren  Sinn 
verstanden  werden,  dass  er  auch  den  Fall  mitumfasst,  wo  die  Waare 
mit  einem  andern  Namen  versehen  wird,  aber  einem  solchen,  welchen  der 
Producent  markenmässig  zu  führen  berechtigt  ist ;  denn  ein  solcher  Name 
ist  in  markenmässiger  Beziehung  auch  ein  Name,  welcher  dem  Produ- 
centen  angehört ;  und  ist  eine  solche  Auslegung  an  sich  möglich,  so  muss 
sie  angenommen  werden,  weil  sie  allein  den  Principien  der  Materie  entspricht 
und  allein  die  dringendsten  Postulate  des  Verkehrslebens  befriedigt. 

Aber  nicht  nur  der  Name  geniesst  gesteigerten  Individualschutz, 
sondern  auch  die  Firma:  auch  sie  nimmt  an  der  pointirten  rechtlichen 
Stellung  des  Namens  Theil.  Die  Firma  ist  aber  entweder  Handelsfirma, 
und  zwar  Firma  eines  Vollkaufmanns  (vgl.  a.  10  des  H.G.B.) ;  oder  sie 
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ist  Firma  eines  Producenten,  welcher  kein  Kaufmann  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs ist  (§  13  des  Markenges.).  Von  beiden  Firmen  gilt  der  natur- 
gemässe  Satz,  dass  nur  die  berechtigte,  die  zu  Recht  bestehende  Firma 
diesen  rechtlichen  Schutz  geniesst;  also  nur  die  gesetzliche  Firma,  ebenso 
wie  nur  der  gesetzliche  Name.  So  auch  mit  Recht  preuss.  Obertrib.  31. /3. 
1871  Oppenhoff  XII  S.  191  und  3./7.  1871  ib.  Xn  S.  370.  372  (be- 
züglich §  269  d.  Preuss.  cf.  §  287  d.  Reichsstrafges.-B.),  vgl.  auch  Aufs. 
in  GoUdammer  Arch.  XIX  S.  585  f.,  i/oAw,  Strafgesetzb.  f.  d.  deutsche 
Reich  ad  §  287  nr.  3  —  während  eine  frühere  Entscheidung  des  Ober- 
trib. 13./9.  1865  Oppenh.  VI  p.  299  die  entgegengesetzte  Ansicht  ver- 
tritt, wornach  die  faktische  Führung  einer  Firma  genüge,  unabhängig 
von  der  Berechtigung  derselben,  ebenso  Endemann  S.  63  f.  Allein  jeden- 
falls ist  das  Argument  Endemann'Sj  dass  nicht  nur  die  Firmen  von  Kauf- 
leuten, sondern  auch  die  Firmen  anderweitiger  Produzenten  in  Betracht 
kommen,  beweislos;  denn  wenn  die  letzteren  Firmen  auch  nicht  durch 
das  Handelsgesetzb.  geregelt  sind,  so  sind  sie  doch  durch  die  Rechts- 
ordnung geregelt,  sie  stehen  nicht  ausserhalb  des  Rechts  und  des  Rechts- 
schutzes und  können  darum  in  keiner  Weise  mit  den  ungesetzlichen 
Handelsfirmen  in  Parallele  gestellt  werden.  Nun  könnte  man  allerdings, 
gerade  was  die  Handelsfirmen  betrifft,  annehmen,  dass  eine  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzb.  nicht  entsprechende  Firma  zwar  der  Ord- 
nungsstrafe unterliege  und  geändert  werden  müsse,  aber  bis  dahin  zu 
Recht  bestünde;  das  wäre  aber  vöUig  unrichtig  und  würde  dem  a.  26 
Abs.  2  und  a.  27  des  H.G.B.  geradezu  widersprechen,  welche  beide  den 
bestimmten  Gedanken  zum  Ausdrucke  bringen,  dass  eine  den  Satzungen 
des  H.-G.-B.  sich  nicht  accommodirende  Firma  rechtlich  ungültig  ist  und 
darum  auch  des  rechtlichen  Schutzes  nicht  theilhaftig  werden  kann.  Dass 
in  der  Nachmachung  einer  ungültigen  Firma  eine  concurrence  d61oyale 
liegen  karm,  versteht  sich  von  selbst,  aber  es  ist  dies  eben  keine  Ver- 
letzung des  Markeniechts ;  und  es  ist  eben  etwas  wesentlich  anderes,  ob 
Jemand  durch  sonstige  Mittel  eine  confundirende  Verletzung  des  Personen- 
rechts herbeiführt,  oder  ob  er  sie  herbeiführt  durch  Missbrauch  der- 
jenigen Institutionen,  welche  dem  Einzelnen  von  der  Rechtsordnung  zur 
Charakteristik  seiner  Persönlichkeit  speziell  geboten  worden  sind. 

Dagegen  ist  der  Eintrag  ins  Handelsregister  kein  Erforderniss  des 
markenmässigen  Schutzes  der  Firma ;  dass  er  kein  Erforderniss  der  Gül- 
tigkeit der  Firma  ist,  bedarf  keiner  Ausführung  :  der  Eintrag  ins  Han- 
delsregister ist  eine  rechtspolizeiliche  Massregel,  ähnlich  dem  Eintrag 
ins  Standesbuch,  aber  er  ist  nicht  zu  einem  entscheidenden  Momente  für 
die  Existenz   des  Firmenrechts   erhoben.     Der   Eintrag  wird   aber    auch 
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nicht,  neben  der  Gültig:keit  der  Firma,  verlangt,  um  den  Markenschatz  zu 
gewähren :  jede  gliltige  Firma  geniesst  den  Markenschutz,  nicht  bloss  die 
«ingetragene  Firma  —  ein  Umstand,  der  noch  darch  den  Gregensatz  des 
§  1  d.  Markenges,  ausdrücklich  bestätigt  wird.  So  auch  richtig  Obertrib. 
13./7.  1877  GoUdammer  Arch.  XXV  S.  596,  und  Endemann  S.  63  0; 
unrichtig  Meves  S.  210  f. 

Welches  aber  die  Voraussetzungen  für  die  Gültigkeit  der  Firma 
sind,  bestimmt  für  Handelsfirmen  das  Handelsgesetzbuch;  und  diese  Be- 
stimmungen gelten  per  consequentiam  auch  für  das  Markenrecht  *);  dess- 
halb  ist  hier  wiederum  nicht  der  Ort,  in  eine  detaillirte  Ausführung  da- 
rüber einzutreten:  wo  das  Markenrecht  an  etwas  Gegebenes  anknüpft, 
müssen  wir  dieses  Gegebene  auch  als  etwas  Gegebenes  .behandeln.  Nor 
e  i  n  Funkt  ist  näher  auszuführen,  weil  er  für  das  Markenrecht  eine  be- 
sondere Bedeutung  gewinnt. 

Wie  oben  bemerkt,  ist  die  Firma  —  im  Gegensatz  zum  Namen  — 
nicht  unveräusserlich,  aber  die  Veräusserung  ist  nicht  unbedingt  möglich : 
die  Firma  kann  veräussert  werden,  aber  nur  zugleich  mit  dem  Geschäft, 
zugleich  mit  dem  wirthschaftlichen  Organismus,  mit  welchem  seither  der 
Firmenname  in  Verbindung  gestanden  hat :  dies  ist  einer  der  fundamental- 
sten Sätze  des  Firmenrechts,  a.  22.  23  d.  H.G.B.  Daher  erlangt  durch 
pure  Firmenübertragnng  Niemand  den  markenmässigen  Schutz  dieser  über- 
tragenen Firma  —  noch  mehr,  er  wird  dadurch  gar  nicht  berechtigt, 
diese  Firma  zu  führen :  eine  solche  Gestattung  hindert  nicht,  dass  die 
Führung  dieser  Firma  unerlaubt  und  rechtswidrig  ist;  vergl.  Obertrib. 
28./2.  1861  Oppenlwff  Rechtsspr.  I  S.  283,  Hahn,  Strafgesetzb.  ad 
§  287  nr.  5.  Es  gilt  hier  dasselbe,  wie  von  der  ungültigen  Veräusserung 
der  Figurenmarke  und  es  kann  auf  die  bezüglichen  späteren  Ausführungen 
verwiesen  werden. 

Darum  kann  auch  nach  Beendigung  einer  Handelsgesellschaft  die 
Firma  derselben  nur  dann  weitergeführt  werden,  wenn  das  Geschäft  trotz 


1)  Aach  das  Klagerecht  des  a.  27  des  Haadelsgesetzbuchs  ist  nicht  an  den 
Eintrag  der  Firma  geknüpft :  nur  insofern  kann  der  Eintrag  von  Bedentang  sein,  als 
hei  gleichnamigen  Firmen  des  gleichen  Ortes  diejenige  zarDifferenzirnng  verbunden 
ist,  welche  später  zum  Eintrag  gebracht  wird,  vgl.  a.  20  des  H.G.B.  and  zn  die- 
sem a.  Hahn,  uomment.  zu  d.  H.G.B.  I,  8.  98,   Anschütg-Völdemdarff,  I  S.  170. 

2)  Bezüglich  der  Fraa  and  der  Wittwe  vgl.  Hahn,  Commentar  zn  d.  H.G.B. 
I,  S.  85;  es  ist  übrigens  nicht  als  unstatthaft  zu  erachten,  dass  eine  Ehefrau  das 
Geschäft  unter  ihrem  Geburtsnamen  führt,  da  sie  das  Recht  auf  diesen  Geburts- 
jiamen  nicht  völlig  verliert;  vgl.  auch  Trib.  Lüttich  8./10.  1874  Jonm.  de  droit 
intern*  priv^  IX  p.  632. 
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dieses  Ereignisses  fortbesteht,  wenn  das  Geschäft  entweder  verkauft  wird 
oder  auf  einen  oder  mehrere  der  Gesellschafter  übergeht,  indem  die  anderen 
aasscheiden:  wenn  also  die  Liquidation  des  Geschäfts  vermieden  wird. 
Unstatthaft  ist  die  Meinung,  dass  bei  Liquidation  der  Gesellschaft  und 
Zerschlagung  der  Gesellschaftswerthe  auch  noch  der  Name  derselben  Gegen- 
stand der  Versilberung  wäre;  und  eben  so  unstatthaft  ist  die  Annahme, 
dass  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  jeder  Gesellschafter  für  sich  die 
Firma  fortführen  dürfte.  Man  vgl.  in  dieser  Beziehung  die  nicht  immer 
zutreffenden  Entscheidungen  der  französischen  und  der  englischen  und 
angloamerikanischen  Jurisprudenz,  vgl.  Superior  Court  New- York  Sept. 
1858  Fenn  v.  Bolles,  Sebastian  p.  92,  Massachus.  Supr.  Court  Novbr. 
1861  Bowman  v.  Floyd  Seb.  p.  112,  sodann  die  englische  Entscheidung 
Banks  v.  Gibson  21./7.  1865  Sebast.  p.  145,  ferner  Browne  p.  408, 
JRendu  nr.  416.  421  und  die  hier  cit.  Entscheidungen,  Pouillet  nr.  391. 
392,  und  die  hier  nr.  392  cit.  Entscheidung  des  Appelhofs  Colmar  1./5. 
1867.  In  der  That  erlischt  die  Firma  mit  der  Zerschlagung  des  Gesell- 
schaftsgeschäfts in  unwiderruflicher  Weise,  und  die  Gesellschafter  dürfen 
sich  zwar  neue  Firmen  bilden,  aber  nur  unter  Vermeidung  aller  Anklänge, 
welche  auf  ein  Fortsetzungsverhältniss  zu  dem  alten  Geschäfte  hindeuten 
würden;  vergl.  insbesondere  Appelhof  Paris  16./1.  1868  Pataille  XV 
p.  336,  vgl.  auch  Seinetrib.  9./9.  1868  Fat  XIV  p.  294  j  engl.  Entsch. 
8./5.  1862  Burrows  v.  Fester  Sebast  p.  115,  Scott  v.  Scott  13./12.  1866 
Sebast  p.  160,  vgl.  auch  Witt  v.  Corcoran  13./6.  1873  Seb.  p.  253, 
Selby  V.  Anchor  Tube  Co.  19./7.  1877  Seb.  p.  337  j  vgl.  ferner  Reichs- 
gericht 28./9.  1883  Centralh.  R.  1883  nr.  276. 

Nicht  ohne  Schwierigkeit  ist  aber  die  eminent  in  das  Markenrecht 
miteinschlagende  Frage,  ob  der  Erwerber  eines  Geschäfts  berechtigt  ist, 
das  Geschäft  aufzugeben  und  die  überkommene  Firma  des  aufgegebenen 
Geschäfts  auf  ein  neues  Geschäft  zu  übertragen.  Diese  Frage  ist  sicher 
zu  verneinen,  sie  ist  auch  von  dem  Reichsgericht  mit  Recht  verneint 
worden.  Das  Gegentheil  würde  dem  Satze  widersprechen,  dass  die  Firma 
zum  Geschäfte  gehört  und  nur  in  Verbindung  mit  dem  Geschäfte  in  zweiter 
Hand  fortbestehen  kann.  Denn  das  ist  der  offensichtliche  Gedanke  der 
a.  22.  23  d.  H.-G.-B.,  das  ist  das  hierin  ausgesprochene  juridische  Princip : 
die  Firma  soll  nur  insofern  von  der  Person  losgelöst  werden  können,  als 
sie  noch  in  dem  übertragenen  Geschäft  eine  Stütze  hat,  welche  dem  Publi- 
kum einige  Garantie  dafür  bietet,  dass  die  Geschäftsweise  des  alten  Firmen- 
trägers im  Grund  und  Wesen  in  der  neuen  Hand  fortdauern  wird.  Da- 
mit ist  natürlich  nicht  gesagt,  dass  der  Neuerwerber  nicht  das  Geschäft 
erweitern,   es  in  neue  Bahnen  lenkeU;  neue  Branchen  dazunehmen,  alte  ia 
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Abgang  kommen  lassen  dürfe ') :  wesentlich  ist  nur,  dass  die  geschäft- 
liche Continuität  bestehen  bleibt:  denn  das  Geschäft  ist  ein  wirthschaft- 
licher  Organismus,  der  seine  Entwicklangsstadien  hat,  seine  organischen 
Metamorphosen  durchmacht  und  doch  dabei  seine  Einheit  wahrt  Anders 
ist  es  aber,  wenn  der  Nachfolger  das  Geschäft  liquidirt  und  auf  einen 
ganz  anderen  Geschäftszweig  überspringt,  oder  wenn  er  gar  liquidirt  wird, 
wenn  er  Konkurs  macht,  und  nun  ein  neues  Geschäft  gründet:  jetzt 
ist  das  alte  Geschäft  mit  seiner  Firma  todt,  und  er  hat  nicht  das  Recht, 
die  Firma  auf  das  neue  Geschäft  zu  übertragen ;  denn  er  hatte  zwar  die 
alte  Firma  übernommen,  aber  nicht  das  Recht,  die  alte  Firma,  wenn  er- 
loschen, neu  zu  erzeugen.  So  richtig  auch  die  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts 4./5.  1880  in  Goldschm.  Zeitschr.  XXVI  S.  1  f.  (auch  Entsch.  1 
S.  260)2).  Aehnlich  auch  die  Franzosen,  Mayer  p.  18  ^j,  Pouillet 
nr.  5654),  vgl.  auch  Seinetrib.  19./12  1871  Pataille  XVIII  p.  256*), 
Appelh.  Paris  7./1.  1875  ib.  XXI  p.  252.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass, 
wenn  er  das  Geschäft  aufgibt,  nothwendig  die  Firma  mit  ihrem  oft  be- 
deutenden Werthgehalt  Schiifbruch  leiden  müsse:  er  kann  das  alte  Ge- 
schäft mit  der  Firma  verkaufen,  er  kann  es  von  sich  ablösen,  ohne 
es  dem  Untergänge  zu  widmen. 

Die  Frage  der  Continuität  des  Geschäfts   kann    allerdings   im   ein- 
zelnen Falle  Schwierigkeiten  machen,    allein  es   sind  dies   keine  anderen 


1)  Er  darf  auch  das  Geschäft  au  eiueu  andern  Ort  verlegen,  Zweignieder- 
lassungen unter  der  alten  Firma  gründen  n.  s.  w.,  Hahn^  Comment.  zu  d.  H.6.B. 
I,  S.  107. 

2)  Unzutreffende  Bemerkungen  hiergegen  finden  sich  in  Goldschm  Zeitschr. 
ib.  S.  6  f.  Wenn  bei  der  selbstgebildeten  Firma  eine  Continuität  des  Geschäfts  nicht 
verlangt  wird,  so  spricht  das  in  keiner  Weise  geg^ju  einen  gleichen  Grundsatz  bei 
der  übertragenen  Firma,  denn  eine  originäre  Firma  könnte  ja,  wenn  erloschen,  jeden 
Augenblick  neu  begründet  werden.  Und  die  Continuität  des  Geschäfts  schliesst, 
wie  oben  gezeigt,  eine  Aendernng  des  Geschäftsbetriebs  nicht  aus :  das  Geschäft, 
wie  jeder  Organismus,  kann  sich  verändern,  ab-  und  zunehmen ;  es  bedarf  nur  der 
organischen  Continuität,  um  die  Einheit  des  Organismus  zxx  wahren. 

3)  Les  membres  de  la  famille  qui  portent  le  nom  n'auront  de  principe 
d*action  contre  le  successeur  que  s'il  denaturait  l'^tablissement. 

4)  8'ii  vient  ä  changer  tout  ä  coup  son  genre  de  commerce  pour  mettre  ä  profit 
la  ressemblance  qu'offre  le  nom  de  son  predecesseur  avec  celui  d'un  concurrent,  il 
commettra  un  acte  conpable  et  ne  pourra  se  pr6valoir  de  la  cession  qui  Ini  a  ^te 
faite,la  cession  ne  s'appliquant  qu'au  commerce  special  que  faisait 
son  predecesseur  [PouUlet  p.  472), 

s)  Das  cit.  Urtheil  des  Seinetribunals  ist  richtig  motivirt,  während  das  be- 
stätigende Urtheil  des  Appelhofs  Paris  5./11.  1872  ib.  p.  255.  257  unrichtig 
motivirt  ist. 
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Schwierigkeiten,  als  -solche,  welche  sich  stets  aus  der  üehertragung  des 
Geschäfts  ergeben.  Der  Begriff  des  Geschäfts  ist  ein  wirthschaftlicher, 
und  die  Identität  des  Geschäfts  ist  nach  wirthschaftlichen  Gesichtspunkten 
zu  benrtheilen:  nicht  die  Identität  der  Forderungen  und  Schulden,  nicht 
die  Identität  des  Mobiliar-  und  Immobiliareigenthums  ist  massgebend, 
sondern  der  ununterbrochene  Fortgang  der  wirthschaftlichen  Geschäfts- 
operationen, der  Anschluss  an  die  seitherigen  Geschäftsbeziehungen,  die 
Anknüpfung  an  die  seitherigen  Zwecke  und  Ziele  des  kaufmännischen 
Eetriebs. 

Die  Continuität  des  Geschäfts  kann  auch  in  der  Art  stattfinden, 
dass  nicht  das  ganze,  sondern  nur  ein  Theil  des  Handelsgewerbes  auf 
den  Successor  übergeht.  Häufig  hat  ein  Kaufmann  zu  gleicher  Zeit  ver- 
schiedene Branchen,  welche  er  als  wirthschaftlich  verschiedene  Geschäfte 
betreibt,  differenzirt  nach  Zweck,  Bedeutung  oder  nach  der  localen  Lage  i), 
von  welchen  Geschäften  er  dann  das  eine  veräussert,  das  andere  beibehält, 
oder  auch  sämmtliche,  aber  an  verschiedene  Personen,  veräussert,  z.  B. 
an  den  einen  das  Engros-,  an  den  andern  das  Detailgeschäft,  oder  an  den 
einen  das  Colonialwaarengeschäft,  an  den  andern  die  Essigfabrik.  Die 
Veräusserung  der  mehreren  Geschäfte  kann  mit  der  Veräusserung  der 
Firma  verbunden  werden,  indem  die  Firma  eines  jeden  Geschäfts  mit 
einem  die  Eigenart  desselben  andeutenden  Zusätze  versehen  wird.  Vor 
der  Veräusserung  nun  haben  die  einzelnen  Geschäfte  des  Gesammthandels- 
gewerbes  keine  juridische  Selbstständigkeit ;  die  Geschäfte  versiren  beide 
innerhalb  desselben  Vermögens,  die  Differenzirung  erstreckt  sich  nicht 
einmal  soweit,  wie  beim  Peculium,  welches  verschiedene  Handelsbranchen 
in  sich  fasst,  fr.  5  §  15  de  trib.  act.,  eine  rechtliche  Separation  ist  im 
Konkurs  nicht  anerkannt^).  Von  dem  Momente  aber,  wo  das  eine  Ge- 
schäft mit  der  entsprechenden  „Zweigfirma"  veräussert  ist,  bekommt  das 
Geschäft,  wie  die  differenzirte  Zweigfirma,  einen  neuen  Bestand,  einen 
selbstständigen  juristischen  Charakter :  jetzt  sind  es  zwei  Handelsgewerbe 
und  zwei  selbstständige  Firmen,  die  einander  gegenüberstehen. 

Noch  mehr  gilt  das  hier  Entwickelte  dann,  wenn  die  verschiedenen 
Geschäfte  bereits  unter  ihrem  gemeinsamen  Träger  verschiedene  Firmen 
führten:  zwar  ist  auch  hier  das  gesammte  Geschäftsvermögen  nur 
eines,    zwar  ist  auch   hier  nur  ein  dominus  negotii    vorhanden,    da  die 


1)   Vgl.  auch  Hahn,  Commentar  I,  8.  108. 

8)    So  wenigstens  nach  jetzigem  Konknrsrechte.    Manche  froheren  Gesetze 
hatten  hier  Separationsrechte  gegeben ;    vergl.   anch  Völdemdorff  in  Endemann  I 

S.  188. 
Kohl  er,  Recht  des  Markenschntzes.  9 
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Firma  nicht  zur  Trägerin  einer  selbstständigen  Persönlichkeit  hypostasirt  ist ; 
aber  dennoch  findet  hier  bereits  zur  Zeit  der  Gemeinsamkeit  eine  gewisse 
juristische  Trennung  der  Geschäftssphftren  statt,  insbesondere  insofern, 
als  eine  Procura  für  eine  einzelne  Firma  ertheilt  werden  kann,  welche 
dann  nicht  für  die  übrigen  Firmen  gilt,  obgleich  sie  Firmen  desselben 
dominus  sind;  vgl.  Anschiäz-Völdemdorff  I  S.  335,  Hahn,  Conunent 
zum  deutsch.  H.G.B.  I  S.  82,  vgl.  auch  R.O.H.G.  28./9.  1875  Entscb. 
XX  S.  34. 

Gerade  bei  solchen  Theilcessionen  kommt  das  obige  Princip  von 
der  Relativität  des  successiven  Firmenrechts,  das  Princip,  dass  die  Firma 
nur  für  das  betreffende  Geschäft  gilt,  ganz  besonders  in  Betracht;  ohne 
dieses  Princip  wären  solche  Theilcessionen  ohne  die  grosste  Verwirrung 
gar  nicht  durchführbar. 

Seitdem  ist  von  den  Firmen  der  Kaufiente  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs  die  Rede  gewesen;  aber  das  Markengesetz  fasst  auch  die 
Firmen  anderer  Produzenten  ins  Auge  und  gewährt  auch  diesen  den 
markenmässigen  Schutz  i).  Natürlich  darf  man  auch  hier  nicht  annehmen, 
dass  jede  faktische  Firma  den  Schutz  geniesst,  sondern  nur  eine  Firma 
im  Rechtssinne,  eine  den  Anforderungen  der  Rechtsordnung  entsprechende 
Firma.  Die  Anforderungen  der  Rechtsordnung  sind  hier  allerdings  nicht 
so  klar,  als  auf  dem  Gebiete  des  Handelsrechts ;  es  entscheidet  das  Civil- 
recht,  und  wo  es  am  gesetzlichen  Civilrecht  fehlt,  das  Gewohnheitsrecht 
und  das  aus  der  Sache  und  ihren  Zwecken  hervorgehende  Juristenrecht. 
Jedenfalls  werden  im  Zweifel  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 
in  analoge  Anwendung  kommen,  da  sie  nicht  auf  handelsrechtlichen  Ele- 
menten allein  beruhen,  sondern  auf  Rücksichten,  die  auch  dem  Civilrechte 
nicht  fremd  sind:  insbesondere  wird  eine  üebertragung  der  Firma  nur  in 
derselben  Weise,  wie  im  Handelsrecht  zuzulassen  sein,  da  die  Bestimm- 
ungen des  Handelsrechts  auf  allgemeinen  Prinzipien  über  das  Namen-  und 
Bezeichnungsrecht,  in  seiner  Anwendung  auf  den  Inhaber  eines  geschäft- 
lichen Etablissements,  beruhen.  In  der  preussischen  Praxis  hat  man  den 
Namen  eines  Oekonomiegutes  für  den  Handel  mit  Oekonomieprodukten, 
insbesondere  mit  Milch,  Butter  n.  dgl.,    als  gültige  Firma  behandelt,   so 


1)  unrichtig  beschränken  Manche  den  Markenschutz  aaf  Firmen  von  Eanf- 
lenten,  so  Merkel  in  HoltzendorfTs  Handb.  III  S.  833.  Das  Handelsgesetzbach  hat 
allerdings  das  Firmenwesen  geregelt,  aber  nnr  das  Firmenwesen  von  Kanflenten; 
über  sonstige  Firmen  bestimmt  es  nichts,  weder  positives  noch  negatives,  sie  sind 
daher  dnrch  das  Handelsgesetzbuch  nicht  ausgeschlossen,  sondern  unterliegen  dem 
bürgerlichen  Rechte. 
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z.  B.  den  Namen  „Adlich  Schakangrlack'',  Obertrib.  13./9.  1865  Goltd, 
Arch,  Xin  S.  808.  Hier  liegt  allerdings  eine  Verwechslung  vor:  der 
Name  des  Qutes  kann  nur  geographische  Bezeichnung  der  Herkunft  der 
Waare,  nicht  Personalfimia  sein ;  was  sich  schon  daraus  ergibt,  dass  der 
Inhaber  des  Gutes  nur  die  Producte  dieses,  nicht  auch  die  Producte  eines 
andern  Gutes  so  bezeichnen  darf  und  dass  er  sie  nur  solange  bezeichnen 
kann,  als  er  der  Inhaber  des  Gutes  ist,  so  dass  mit  Uebergang  desselben 
auf  einen  andern  Prodncenten  das  Bezeichnungsrecht  mit  Nothwendigkeit 
auf  den  Successor  des  Gutes  übergeht.  Es  liegt  hier  eine  geographische 
Bezeichnung  vor,  über  deren  Recht  wir  oben  ausführlich  gesprochen 
haben.  Aber  allerdings,  so  lange  in  Deutschland  der  Schutz  der  geo- 
graphischen Herkunftsbezeichnung  so  wenig  anerkannt  ist,  werden  die 
Gerichte  instinctiv  dahin  geleitet  werden,  solche  Bezeichnungen  als  Personal- 
bezeichnungen aufzufassen  und  ihnen  auf  diese  Weise  den  Schutz,  der  ihnen 
gebührt,  zukommen  zu  lassen  —  ebenso  wie  die  Gerichte  manches,  was 
nicht  zum  Autorrechte  gehört,  weil  es  eben  doch  den  Schutz  verdient, 
kraft  Autorrechts  schützen  werden,  solange  noch  das  Individualrecht 
nicht  genügend  anerkannt  ist,  um  in  den  Gerichten  durchzugreifen.  Es 
ist  aber  Sache  der  Wissenschaft,  diesem  instinctiven  Drange  der  Jurispru- 
denz zu  Hülfe  zu  kommen  und  die  Rechte  als  Juristenrechte  zu  entwickeln, 
welche  die  Gerichte  instinctiv  aus  falschen  Gründen  schützen*  Die 
Praxis  hat  Recht ,  wenn  sie  die  Güter,  welche  sie  noch  nicht  mit  rich- 
tigen Gründen  schützen  kann,  einstweilen  mit  unrichtigen  Gründen  schützt, 
Sache  der  Doctrin  ist  es,  an  Stelle  der  unrichtigen  Gründe  die  richtigen, 
an  Stelle  des  instinctiven  Bewusstseins  das  klare  Licht  der  reflexiven 
Erkenntniss  zu  setzen. 

§  2. 

Bestehen  mehrere  Personen  mit  dem  gleichen  Namen  oder  der 
:gleichen  Firma  nebeneinander'),  so  liegt  in  dem  Gebrauch  des  Namens 
oder  der  Firma  von  Seiten  einer  derselben  kein  Eingriff  in  das  Zeichen- 
recht der  andern,  da  beide  identischen  Bezeichnungsweisen  als  gleichbe- 
rechtigte Grössen  nebeneinander  stehen ;  dies  ergibt  sich  zum  üeberflusse 
auch  aus  §  10  Abs.  1  des  Markengesetzes.  Wohl  aber  kann  in  der  Art 
der  Benützung  des  Zeichens  eine   concurrence   d^loyale,    ein  Eingriff   in 


1)  Letzteres  natürlich  an  verschiedenen  Orten,  denn  für  denselben  Ort  oder 
dieselbe  Gemeinde  gilt  a.  20  des  H.G.B. ;  ähnliches,  wie  dieser  Artikel,  nimmt  auch 
die  französische  Praxis  an,  Huard  p.  121  nr.  140  f. 

9» 
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das  Individaalrecht  des  Anderen  liegen,  weshalb  dann  auch  die  entspre- 
chenden Keactionsmittel  durchreifen  müssen.  Wenn  nämlich  beide  Firmen 
sich  auf  dieselbe  Waare  werfen,  so  kann  derjenige,  welcher  die  Waare 
zuerst  mit  seinem  Namen  bezeichnet  und  dadurch  die  AVaarenbezeichnung 
im  Verkehr  als  die  seinige  in  Anerkennung  gebracht  hat,  verlangen:  dass  der 
andere,  wenn  er  seine  Waare  mit  der  gleichen  Firma  bezeichnet,  es  in 
solcher  Weise  thun,  dass  sich  die  Bezeichnung  als  die  Bezeichnung  einer 
gleichnamigen  Person,  aber  auch  nur  als  die  Bezeichnung  einer  gleichnamigen 
anderen  Person,  nicht  als  Bezeichnung  der  gleichen  identischen  Person 
darstelle.  Ist  der  Name  oder  die  Firma  das  Unterscheidungsmerkmal, 
so  ist  es  allerdings  eine  UnvoUkommenheit,  wenn  mehrere  das  gleiche  unter- 
scheidende Merkmal  ti*agen,  es  ist  eine  ünvollkommenheit,  wie  sie  eben 
mit  unserem  Nameninstitute  unvermeidlich  zusammenhängt,  eine  Ünvoll- 
kommenheit, welcher  man  durch  die  Combination  mehrerer  Namen  zar 
Personenbezeichnung,  durch  Combination  von  Nomen  und  Gognomen  u.  dgl. 
möglichst  entgegenzuwirken  versucht  hat  i).  Wer  nun  aber  diese  ün- 
vollkommenheit des  Unterscheidungsmittels  tendenziös  benützt,  damit  das 
Unterscheidungsmittel  nicht  unterscheide,  sondern  verwische  und  Confnsion 
bereite,  der  benützt  das  Unterscheidungszeichen  gegen  seinen  wahren 
Sinn  und  gegen  seinen  wahren  Zweck:  es  ist  die  Benützung  der  Ünvoll- 
kommenheit des  Mittels,  um  das  Mittel  gegen  sich  selbst,  gegen  seinen 
eigenen  Zweck  zu  kehren :  mit  anderen  Worten,  es  ist  kein  loyaler  Ge- 
brauch, sondern  ein  illoyaler  Missbrauch.  Das  tritt  um  so  eclatanter 
hervor,  wenn  der  betreffende  Namenträger  nicht  nur  denselben  Namen 
gebraucht,  sondern  Schrift,  Farbe,  Umgebung  des  Namenzeichens  dem  andern 
nachgebildet  hat.  Wer  denselben  Namen  wie  ein  Anderer  in  concurriren- 
der  Weise  gebraucht,  hat  um  so  sorgfältiger  alles  zu  vermeiden,  was 
die  Bezeichnungen  zu  confnndiren  geeignet  ist;  noch  mehr,  er  hat  dafür 
zu  sorgen,  dass  trotz  des  gleichen  Namens  die  Verschiedenheit  der  Person 
zu  Tage  tritt.     Das  ist  die  richtige  juridische  Behandlung  der  im  fran- 


1)  So  bemerkt  Pott,  die  Personennamen  I,  S.  43.  44  richtig,  dass  das  Be- 
dürfniss  der  Unterscheidung  dahin  geführt  hat,  eine  Person  mit  mehreren  Namen 
zu  bezeichnen,  ebenso  wie  die  Naturforscher  sich  einer  Mehiheit  von  Namen  zur 
Bezeichnung  eines  Naturdinges  bedienen,  „^^i^n  diese  bei  wissenschaftlich  er  Be- 
nennung von  Naturgegenständen  eigentlich  nie  mit  einem  einfachen  Worte,  son- 
dern erst  mit  einer  Zusammenstellung  sich  zufrieden  geben,  worin  durch  das  eine 
Glied  das  Genus,  durch  das  andere  die  Species  angezeigt  wird,  so  verfährt  man 
mit  der  Benamung  von  Personen  vielfach  nicht  anders.  Man  wird  zu  einer  Namens- 
mehrheit hingedrängt,  welche  eine  stärkere  Abgrenzung  des  Individuums  auf  seinen 
schmälsten  Raum,  gleichsam  auf  den  mathematischen  Punkt  hin,  bezweckt. ** 
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zösischen  and  englisch-amerikanischen  Rechte  so  viel  besprochenen  Homo- 
nymie. Zwar  kann  man  einem  solchen  Missbranch  gegeniiber  nicht  be- 
haupten, dass  sich  der  betreffende  eines  falschen  Namens,  einer  falschen 
Marke  bediene:  eine  Namen-,  Firmen-  oder  Markenverletzong  liegt  daher 
nicht  vor^);  man  kann  ihm  aber  vorwerfen,  dass  er  seinen  Namen  in 
confondirender ,  die  Individualitäten  verwechselnder  Weise  missbraacht: 
nicht  vom  Standpunkte  des  Markenrechts,  wohl  aber  vom  Standpunkte 
des  allgemeinen  Individualrechts  kann  gegen  ihn  vorgegangen  werden, 
dies  um  so  mehr,  wenn  im  einzelnen  Fall  die  confundirende  Kraft  der 
Homonymie  noch  gesteigert  worden  ist  durch  weitere  confundirende  Zu- 
thaten:  durch  Aehnlichkeit  der  Flaschen  und  Etiketten,  durch  die  Art 
der  Annoncirung,  durch  die  Mittel  der  Reclame.  Kommt  es  doch  nicht 
selten  vor,  dass  ein  solcher  Emporkömmling  mit  gleichem  Namen  noch 
ganz  besonders  erkärt,  dass  man  seine  Marke  nicht  mit  ähnlich  lautenden 
Namen  Anderer  verwechseln  solle  —  natürlich  nur  um  dem  guten  Pub- 
likum zu  imponiren,  als  ob  er  der  Trägep  des  celebren  Namens,  als  ob 
seine  Waare  die  des  celebren  Hauses  sei,  als  ob  er  es  sei,  der  sich  gegen 
gleichnamige  Täuschungen  kleiner  Concurrenten  zu  schützen  hätte! 

Eine  besonders  verwerfliche  Art  dieses  Missbrauches  ist  es,  wenn 
der  Name  erst  zum  Zweck  des  Missbrauchs  aufgesucht,  zum  Zweck  der 
Verwechslung  erworben  wird.  Es  ist  vorgekommen,  dass  eine  förmliche 
Suche  nach  Individuen  angestellt  worden  ist,  nach  Individuen  aus  den 
niedersten  Ständen,  die  keinen  weitem  Vorzug  hatten,  als  den,  dass  sie 
den  Namen  eines  berühmten  Commer^anten  trugen;  man  hat  sodann  solche 
Persönlichkeiten  als  Associ^s  angenommen  und  auf  diese  Weise  eine  Firma 
gebildet,  welche  der  eines  celebren  Handelshauses  gleichnamig  war;  man 
hat  sich  so  etablirt  und  die  Waaren  mit  dem  Namen  des  celebren  Con- 
currenten bezeichnet  •—  und  man  behauptete  noch,  es  optimo  jure  zu  thun ! 
Oder  man  Hess  den  Strohmann  sich  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister 
eintragen  und  führte  das  Geschäft  auf  den  Namen  dieses  Figuranten,  sich 
damit  alle  Vortheile  des  berühmten  Namens  appropriirend;  oder  man  liess 
den  Figuranten  sich  als  Kaufmann  etabliren  und  Greschäft  und  Firma  nach 
einer  kurzen  Spanne  Zeit  übertragen:  der  Figurant  wurde  dabei,  wie 
billig,  mit  einer  mehr  oder  minder  respectabeln  Summe  abgefertigt,  und 
der  reelle  Geschäftsertrag  floss  in  die  Kasse  des  hinter  den  Coülissen 
stehenden  Regisseurs,  welcher  die  ganze  Angelegenheit  in  Scene  gesetzt 
hatte.     Der  natürliche  Erfolg  war,  dass  das  Publikum  sich  plötzlich  über 


^)   Das  and  nicht  mehr  besagt  denn   auch   der  §  10  Abs.  1    des   deutschen 
Karkengesetzes. 
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schlechte  Waare  scandalisirte,  dass  an  das  renommirte  Geschäft  Re- 
clamationen  über  Beclamationen  kamen,  dass  dieses  eine  unbegreifliche 
Stockung  in  seinen  Absatzverhältnissen  fühlte  —  bis  endlich  die  ganze 
Uachination  in  ihrer  vollen  Nacktheit  zu  Tage  trat. 

Die  französischen,  die  englischen  und  die  anglo-amerikanischen  Ge- 
richte sind  denn  auch  sehr  streng  gegen  den  Missbrauch  der  Homonymie 
eingeschritten;  sie  waren  nicht  gemeint,  dass  das  Schwert  des  Eechtes 
stumpf  sei  gegenüber  solchen  oft  zum  Himmel  schreienden  Missbräuchen, 
und  sie  haben  ihres  Amtes  mit  sicherer,  schneidiger  Hand  gewaltet :  sie 
haben  in  ihren  Entscheidungen  unzählige  Male  den  Grundsatz  ausgespro- 
chen, dass  jedem  gestattet  ist,  sich  seines  Namens  zu  bedienen,  dass  es  ihm 
aber  nicht  gestattet  ist  in  einer  Weise,  welche  Verwechslungen  erzengt 
und  ihm  die  Kundschaft  seines  Namensgenossens  durch  Täuschung  zufuhrt; 
sie  haben  entsprechend  diesem  klaren  Bechtssatze  die  Homonymie  bald 
zugelassen  bald  verboten  i)  und  so  auch  die  entsprechende  Litteratar: 
Gastambide  nr.  452,  Rendu,  droit  industr.  nr.  646.  655,  Calmels  nr.  156, 
p.  101,  Bendu  nr.  403  f.,  Bedarride  H  nr.  731  f.  und  die  dort  nr.  734  f. 
cit.  Entscheid.,  Waelbroeck  I  nr.  174  f.  p.  289  f.,  Blatte  p.  713, 
Schmoll  p.  116.  169.  199,  Dallosf  r6p.  v.  Nom  nr.  86,  Pouület  nr.  489. 
490  f.,  Mayer  p.  14,  Fiore,  Journ.  de  droit  intern.  priv6  X  p.  24, 
Ro,  commentaire  p.  145  f.;  sodann  Wood  p.  11  und  22  und  die  dort 
cit.  Entsch.,  Adams  p.  116.  122,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  56,  Brewry 
p.  3.  70.  86,  Upton  p.  103  f.,  Browne  p.  143.  324  f.,  Coddington 
p.  195  f.,  Coudert  im  Jörn*  de  droit  intern,  priv.  VI  p.  428;  vgl.  ferner 
Appelhof  Poitiers  12,/7.  1833,  Sirey  1834  II  p.  258,  Appelh,  Paris 
28./7.  1835  bei  Gastambide  1.  c,  französ.  Cass.-hof  2./1.  1844  bei  Dali. 
Ind.  nr.  343,  Selnetrib.  28./5. 1857  Pataille  IV  p.  86,  7./5, 1858  Pai,  IV 
p.  301,  Appelh.  Paris  27./8.  1859  Pat  V  p.  284,  Idem  31./12.  1861 
Pat.  Vin  p.  204,  Cass.-hof  14./4.  1863  Pat,  IX  p.  323,  Seinetrib.  9./7. 
1863  Pat  X  p.  322,  Id.  11./4.  1864  Pai.  X  p.  323,  Appelh.  Paris 
20./8.  1863  Pat  X  p.  318,  Appelh.  Paris  27./11.  1862  und  19./5.  1865 
Pat.  IX  p.  91  und  XI  p.  315,  Idem  6.2.  1865  Pat.  XI  p.  58,  Idem 
9./12. 1875  Pai.  XXI  p.  346,  Trib.  Cognac  29./10.  1875  Pat,  XXI  p.  284 
(und  die  in  den  Motiven  dieses  Urtheils  allegirten  weiteren  Entscheidungen), 
Appelh.  MontpelUer  29./12.  1877  Pat.  XXHI  p.  49,  Appelh.  Paris 
12./7.  1878  Journ.  de  droit  intern.  priv6  VI  p.  67,  Appelh.  Lüttich  3./8. 
1878  Pasicrisie  Beige  1878  II  p.351;  englische  Entsch.  Croft  v.  Day, 


1)  In  gleicher  Weise  hat  man   anch  die  Homonymie  der  Ladeuschilder  ge> 
regelt,  Rendu  nr.  481.  483  nnd  die  daselbst  cit.  Entscheidungen. 
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Decbr.  1843  Cox  p.  649,  Eodgers  v.  Nowill  Novbr.  1847  Sebastian 
p.  42,  Holloway  v.  Holloway  1850  Seb.  p.  55,  Bnrgess  v.  Burgess  1853 
Coddington  p.  198.  325,  Shiimpton  v.  Laight  19./1.  1854  Seb.  p.  66, 
Taylor  v.  Taylor  19./1.  1854  Seb.  p.  67,  Southorn  v.  Reynolds  März 
1865  Cox  p.  688,  Graveley  v.  Winchester  14./3.  1867  Sebast  p.  162, 
Schweitzer  v.  Atkins  16./7.  1868  Seb.  p.  178,  Fullwood  v.  Fullwood 
5./3.  1878  Seb.  p.  367,  Thorley  .  .  .  v.  Thorley,  und  Thomas  v.  Williams 
im  American  Law  Review  N.  S.  I  (1880)  p.  797;  femer:  Supreme  Court 
New  York  1867  Howe  v.  Howe  Sewing  Mach.  Co.  Coddington  p.  199, 
Appelhof  Maryland  April  1870  Stonebraker  v.  Stonebraker  Sebast.  p.  20  0 
Common  Pleas  Philadelphia  1871  Gillis  v.  Hall  Coddington  p.  201, 
Supreme  Court  Connecticut  Novb.  1872  Meriden  Britannia  Co.  v.  Parker 
Sd)ast.  p.  244,  Circ.  Court  California  1873  Hardy  v.  Cutter  Seb.  p.  255, 
Supreme  Court  New  York  1875  Devlin  v.  Devlin  Coddington  p.  330.  331, 
Unit.  Stat,  Supreme  Court  Oktbr.  1877  Mc  Lean  v.  Fleming  Sebast. 
p.  347  5  auch  Circ.  Court  Calif.  Off.  Gaz.  1873  III  p.  468,  New  York  Court 
of  Appeals  Meneely  v.  Meneely  im  Edinburger  Journal  of  Jurisprudence 
1876  p.  159  f.,  und  neuerdings  Circ.  Court  Massach.  23./5.  1882  Wil- 
liam Rogers  Man.  Co.  v.  Rogers  and  Sparr  Man.  Co.,  South.  Law  Review 
VIII  3  p.  134.  Man  vgl.  besonders  Supreme  Court  New  York  Novbr.  1867 
Howe  V.  Howe  Machine  Co.  Cox  p.  421.  427,  wo  gesagt  ist:  „it  cannot 
be  Said  that  E.  H.  Ir.,  though  his  sumame  was  the  same,  had  the  right 
to  use  his  own  sumame  in  such  a  way  as  to  deceive  the  public,  and 
deprive  the  plaintiff  of  the  benelit  of  uotoriety  and  market  which  his 
machines  had  gained^.  Und  vortrefflich  heisst  es  in  der  oben  cit.  epoche- 
machenden Entscheidung  Croft  v.  Day:  „My  decision  does  not  depend 
upon  any  peculiar  or  exclusive  right  the  plaintiff  have  to  use  the  name 
of  D.  and  M.,  but  on  the  fact  of  the  defendant  using  those  names  in 
connection  with  certain  circumstances  and  in  a  manner  calculated  to 
mislead  the  public  and  to  enable  the  defendant  to  obtain  at  the  expense 
of  D.'s  estate  a  benefit  to  himself  to  which  he  is  not,  in  fair  and  honest 
dealing,  entitled".  Treffender  könnten  die  hier  massgebenden  Gesichts- 
punkte nicht  dargelegt  werden!  Und  ähnlich  der  Appelhof  Lüttich  3./8. 1878: 
^un  tiers  portant  le  meme  nom  que  lui  peut,  k  la  v^rit4,  user  de  ce  nom 
comme  marque  de  fabrication,  mais  qu'alors  il  doit  prendre  les  precautions 
n^cessaires  pour  empecher  toute  confusion  avec  la  marque  pr^existante".  i) 


1)   Für  das  deutsche  Recht  behauptet  Ikdemann  S.  62.  64,    dass  kein  Ge- 
werbtreibender  znr  Rechensebaft  gezogen  werden  könne,   der   nnr  seinen  eigenen 
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Die  richterliche  Entscheidung  mnss  in  diesem  Falle  dahin  gehen, 
dass  der  Beklagte  in  Znkanft  gehalten  ist,  seinen  Namen  nur  mit  be- 
stimmten Vorsichtsmassregeln  zu  gebrauchen,  welche  jede  Missdeutung, 
jede  Verwechslung  ausschliessen  sollen;  solche  Massregeln  können  von 
den  Grerichten  vorgezeichnet  werden :  insbesondere  kann  geboten  werden, 
dass  der  Beklagte  seine  Vornamen  ohne  Abkürzung  und  in  gewöhnlicher 
Grösse  beifüge,  Waelbroeck  I,  nr.  176  f.  p.295  f.,  oder  neben  dem  Namen  den 
Greschäftsort,  die  Geschäftsart  bestimmt  bezeichne,  oder  beifüge,  dass  die 
Concurrenzfirma  erst  neu  gegründet  worden  ist,  Appelhof  Paris  6./2. 1865 
Pataille  XI  p.  58  „Maison  fond6e  en  1864%  Idem  5./6.  1867  Fat.  XTU. 
p.''301.  303  (fond6e  en  1867),  Seinetrib.  12./9.  1867  Fat  XIH  p.  350, 
Appelh.  Paris  26./4,  1866  Fat.  XLU  p.  269,  Idem  25./8.  1879  Fat. 
XX Vn  p.  188;  es  kann  auch  bestimmt  werden,  dass  der  Concurrent  die 
Marke  an  einer  anderen  Stelle  der  Waare  anbringe,  wodurch  der  Unter- 
schied besser  zur  Geltung  kommt,  Appelh.  Amiens  2./8.  1878  Fat.  XXTTT 
p.  225.  227  und  Cass.-hof  15./7.  1879  Fat  XXV  p.  386,  selbst  dass  der 
Vorname  grösser  gezeichnet  wird,  als  der  Zuname,  cit.  Appelh.  Amiens 
2./8.  1878  und  cit.  Cass.-hof  15./7.  1879  u.  drgl. :  denn  auch  die  blosse 
Beifügung  des  Vornamens,  der  leicht  entgeht,  ist  „nicht  immer  ein  ge- 
nügender Schutz  gegen  das  Babel  eines  Persouensynkretismus''  (Pottj 
Personennamen  I  S.  47).  Umgekehrt  kann  auch  eine  auffallende  Hervor- 
hebung eines  Vornamens  verpönt  werden,  wenn  dieselbe  zur  Täuschung 
und  Confusion  geführt  hat,  so  wenn  der  Vorname  mit  dem  Zunamen  eines 
Anderen  identisch   ist;  vgl.  Cass.-hof  18,/11.  1862  PatoiKeIXp.  90. 

Einige  Markengesetzgebnngen  bestimmen  ausdrücklich,  dass  im  Fall 
der  Homonymie  der  später  auftauchende  Concurrent  sich  seines  Namens 
mit  einer  diakritischen  Zuthat  bedienen  mnss ;  so  das  Ges.  der  Argenti- 
nischen Eepublik  v.  14./8.  1876  a.  23  (Fataille  XXI  p.  344),  so  das 
Decret  von  Uruguay  1./3.  1877  a.  24  {Fat  XXH  p.  86);  dadurch  ist 
die  Satzung  des  Individualrechts  aus  dem  gewöhnlichen  Individuali*echt 
lieraus  in  die  Sphäre  des  Markenrechts,  des  gesteigerten  Individualrechts 
hinübergetragen,  was  für  das  deutsche  Recht  nur  in  sehr  beschränktem 
Masse  der  Fall  ist  (a.  20  d.  H.G.B.). 


Kamen  gebraucht,  aach  wenn  dadurch  Collisionen  hervor  gerufen  würden ! !  Wozu 
haben  wir  denn  die  actio  doli?  Richtiger,  wenn  auch  dorchans  nicht  umfassend 
genug,  Meve8  S.  212.  Man  vgl.  auch  die  Materialien  in  den  Schriften  von  Meili, 
die  betrugliche  Nachahmung  des  Namens  und  der  Fabrikmarke  A.  W.  Faber  (1882) 
und  Gegen  die  Pseudo-Fabers  (1883). 
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In  sehr  rielen  Fällen  wird  bei  dieser  täaschenden  Concurrenz  dolus 
malns  vorliegen,  aber  nicht  immer:  jedoch,  auch  im  Falle  der  Abwesen- 
heit einer  jeden  illoyalen  Absicht  ist  der  nachträglich  anftanchende  Gon- 
<2iirrent  nichtsdestoweniger  gehalten,  seinen  Namen  zn  differenziren :  er 
wird  nicht  durch  dolus  malus  hierzu  verpflichtet,  er  ist  es  schon  durch 
•die  objective  Sachlage;  daher  die  Gerichte  eine  solche  distinctive  Per- 
«onalbezeichnung  auch  dann  anordnen  können,  wenn  auf  den  homonymen 
Ooncurrenten  kein  Schatten  von  Verdacht  eines  dolus  malus  fällt,  wenn 
nur  eben  die  objective  Sachlage  zu  einer  solchen  Anwendung  angethan 
ist;  so  treffend  der  Court  of  Appeals  New-York  1875  Meneely  v.  Meneely 
Coddington  p.  207 :  „if  with  that  intention  they  used  the  name  in  such 

a  way  as  to  make  it  appear  to  be   that  of  the   plaintiffs   flrm 

and,  perhaps,  if  without  any  fraudulent  intent  they  had  done  acts  calcu- 
lated  to  mislead  the  public  ßB  to  the  identity  of  the  establishments .  .  .^ 
dann  wäre  es  Sache  des  Gerichts  „enjoin  him  from  using  it  in  such  a  way 
as  to  deceive  the  public  and  injure  the  plaintiffs^ ;  vgl.  ferner  22o,  com- 
mentaire  p.  147,  Appelh.  Bordeaux  16./8.  1865  Pataüle  XHI  p.  268. 
Denn  wenn  wir  seither  von  illoyaler  Concurrenz,  von  concurrence  d61oyale 
Jsprachen,  so  ist  dies  nur  eine  Bezeichnung  ex  eo  quod  plerumque  flt; 
eigentlich  sollte  man  sagen:  rechtswidrige,  rechtsverletzende  Concurrenz, 
welche  in  das  Indivualrecht  eingreift:  und  eine  solche  kann  auch  eine 
bloss  objective,  unbeabsichtigte  sein.  Entschädigungspflichtig  zwar  ist 
-der  betreffende  nur  im  Fall  des  dolus :  actio  doli ;  entschädigungspflichtig 
ist  er  nicht  schon,  wenn  er  durch  die  blosse  objective  Sachlage  den  Andern 
schädigt;  wohl  aber  kann  auch  in  diesem  Falle  ein  gerichtliches  Gebot 
ergehen,  sich  künftig  solcher  Vorsichtsmassregeln  zu  bedienen,  welche  ge- 
eignet sind,  dem  Babel  der  Sprachconftision  Einhalt  zu  thun :  es  ist  zwar 
keine  actio  doli  gegeben,  wohl  aber  ein  negatorischer  Anspruch  auf 
Unterlassung. 

Auch  im  Fall  der  grossen  Illoyalitäten  darf  übrigens  dem  Beklagten 
regelmässig   nicht  verboten  werden,  seinen  Namen   zu  fuhren  i).     Denn 


i)  Französische  Ürtheile  haben  manchmal  die  vollständige  Unterdrückung  des 
Namens  verordnet,  wenn  trotz  früherer  nrtheilsmässiger  Massnahmen  der  Beklagte 
sein  confnndirendes  Handeln  nicht  aofgegeben  und  Mhere  gerichtliche  Gebote  um 
gangen  hatte,  so  namentlich  Paris  29./7.  1876  Pataüle  XXI,  p.  277.  In  einem 
solchen  Falle  sind  allerdings  die  strengsten  Execntionsmassregeln  gestattet  und 
angezeigt,  nnd  der  deutsche  Givilprozess  l&sst  in  dieser  Beziehung  an  Schneidig- 
keit nichts  zn  wünschen  fibrig ;  allein  das  Verbot  der  gewerblichen  Benützung  des 
eigenen  Namens,  welches  fast  einem  Verbote  des  betreifenden  Gewerbes  gleich- 
kommt, wäre  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Gewerbeordnung  es  für  zulässig  erklärte, 
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jeder  hat  ein  unveräusserliches  Eecht  auf  den  vollen  Gebranch  sel&es 
Namens;  würde  man  ihm  den  Gebrauch  desselben  entziehen,  so  würde 
man  ihm  die  Möglichkeit  nehmen,  selbst  in  dem  betreffenden  Artikel 
Handel  zu  treiben,  und  diese  Möglichkeit  darf  ihm  rechtlich  nicht  abge- 
schnitten werden,  sollte  er  auch  noch  so  vertrauensunwürdig  gehandelt 
haben.  Nur  in  einem  Falle  können  die  Gerichte  auch  dieses:  in  dem 
Falle  nämlich,  wo  die  Bildung  der  Firma  selbst  eine  tendenziös  dolosive 
war,  wo  die  Firma  nicht  nur  dolosiv  benutzt,  sondern  bereits  dolosive 
geschaffen  worden  ist.  So  also  namentlich,  wenn  eine  Gesellschaft  ge- 
bildet und  ein  Socius  nur  zu  dem  Zwecke  aufgenommen  worden  ist,  um 
seinen  Namen  für  die  Gesellschaftsürma  zu  leihen;  oder  wenn  Jemand 
einen  Dritten  als  Geschäftsherm  vorschiebt,  nur  um  das  Geschäft 
unter  dem  „glücklichen*^  Namen  dieses  Dritten  fuhren  zu  dürfen,  um  es 
aber  in  der  That  und  Wahrheit  für  sich  zu  führen :  also  dann  wenn  ein 
Figurant  lediglich  vorgeschoben  wird,  um  seinen  Namen  herzugeben,  mit 
welchem  Namen  dann  der  Goldregen,  welcher  das  renommirte  Geschäft 
befruchtete,  auf  die  neue  Firma  übergeleitet  werden  soll.  Man  hat  hier 
von  simulirtem  Geschäftsgebahren  gesprochen,  indem  der  Figurant  in  der 
That  kein  Geschäftstheilhaber  oder  Geschäftsherr  sei,  sondern  nur  seinen 
Namen  „leihe" ;  wesshalb  denn  auch  das  Recht  verlangen  könne,  dass 
die  Simulation  aufgedeckt  und  in  Zukunft  die  Firma  nach  dem  Namen 
der  wirklichen  Geschäftsherrn  gebildet  werde.  Auf  diese  Weise  hat  man 
die  Berechtigung  der  Gerichte  construirt,  das  Geschäft  künftig  unter  dieser 
dolosiven  Firma  zu  verbieten  i).  Allein  diese  Construction  ist  nicht  richtig ; 
sie  legt  den  wirthschaftlichen  Zweck  der  dolosiven  Combination  dar,  nicht 
aber  die  juridische  Gestaltung  derselben:  denn  in  der  That,  wenn  das 
Geschäft  auf  den  Namen  des  X  geführt  wird  und  mit  seiner  Einwilligung, 
so  ist  X  rechtlich  der  dominus  des  Geschäfts :  er  erwirbt  das  Eigenthum ; 
Forderungen  und  Schulden  entstehen  für  ihn,  und  nur  für  ihn,  sollte  er 
sodann  auch  alles  in  das  Vermögen  des  dritten  fliessen  lassen,  welcher 
die  Sache  hinter  den  Coulissen  leitet,  und  sollte  selbst  dieser  dritte  als 
Procurist  oder  Geschäftsführer  gegen  aussen  hin  thätig  sein.  Und  ebenso 
ist  jeder  offene  Gesellschafter,  und  sollte  er  auch  nur  als  Figurant  Gesell- 


aas solchen  Granden  den  Gewerbebetrieb  abzuschneiden.  So  denn  aach  Cass.-bof 
30./ 1.  1878  PcO*  XXIII  p.  225,  welcher  dieses  Urtheil  des  Appellationsgerich to 
Paris  29./7.  1876  cassirt  hat.  So  anch  Appel.  Amiens  2./8.  1878  Pat  XXIII 
p.  225.  227. 

1)  Vgl.  anch  Keichsgericht  2./2.  1881  Entsch.  III  8.  120,  wo  allerdings  das 
Reichsgericht  an  die  thatsächliche  Feststellung   der  Vorderinstanz  gebunden  war» 
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schafter  sein,  eben  doch  offener  socins;  er  hat  Dritten  gegenüber  alle 
Bechte  und  Pflichten  eines  solchen,  insbesondere  nimmt  er  an  der  Solidar- 
baft  des  offenen  socins  ohne  weiteres  Antheil.  Man  kann  daher  von  einem 
simnlirten  Geschäftsgebahren  nicht  sprechen;  wohl  aber  liegt  ein  ver* 
decktes  Geschäft  vor,  indem  dnrch  die  juristische  Gestaltung  der  Sache 
der  wirthschaftliche  Zweck  verdeckt,  die  pecnniäre  Endabsicht  verdunkelt 
wird;  es  ist  ein  verdecktes  Geschäft,  in  der  Bedeutung,  wie  ich  diesen 
Begriff  in  Ihering'H  Jahrbuch  XVI  S.  140  f.,  und  in  meinen  pfandrecht- 
lichen Forschungen  S.  163  entwickelt  habe.  Die  juristische  Combination, 
welche  hier  an  die  Oberfläche  tritt,  ist  nicht  bloss  vorgespiegelt',  sie  ist 
rechtlich  wirklich  vollzogen:  der  Figurant  ist  juridisch  wirklich  Gesell- 
schafter, er  ist  juridisch  wirklich  Geschäftsherr.  Solche  verdeckte  Ge- 
schäfte sind  nun  aber  dann  verboten,  wenn  ihr  Zweck  ein  verbotener  ist, 
wenn  durch  die  juristische  Combination  ein  Ziel  erreicht  werden  will, 
welches  der  Eechtsordnung  widerspricht.  Das  ist  hier  sonder  Zweifel 
der  Fall.  Hier  will  irgend  ein  Dritter,  der  einen  ganz  anderen  Namen 
trägt,  als  ein  renommirtes  Geschäftshaus,  diesen  Namen  des  renommirten 
Geschäftshauses  im  Verkehr  als  Marke  gebrauchen,  um  seinen  Waaren  die 
Vortheile  dieses  Namens  widerrechtlich  zuzuschieben.  Dieses  will  er  aber 
in  verdeckter  Weise  thun,  um  dem  rechtlichen  Verbote  zu  entgehen ;  er 
leiht  sich  daher  den  Namen  eines  Andern  —  da  aber  die  acht«  Leihe 
eiuQS  Namens  offensichtlich  nichtig  wäre  und  ihn  sofort  in  seiner  Blosse 
darstellen  würde,  leiht  er  ihn  nicht  juristisch,  sondern  nur  wirthschaft- 
lich:  er  macht  juristisch  diesen  Andern  zum  Geschäftsherm  oder  Mit- 
geschäftsherm,  lässt  aber  dabei  die  Vortheile  des  Geschäfts  in  seine  Kasse 
fliessen :  er  übernimmt  durch  obligatorische  Verträge  den  Erfolg  und  die 
Chancen  des  Geschäfts,  er  übernimmt  es,  die  Lasten  des  Geschäfts  tragen, 
er  findet  den  Geschäftsherrn  oder  Associ^  mit  einer  bestimmten  Summe 
oder  einem  bestimmten  Frocentsatze  des  Erträgnisses  ab:  er  nimmt  da- 
durch dem  reellen  juridischen  Verhältnisse  durch  eine  Hinterthüre  die 
demselben  innewohnenden  wirthschaftlichen  Folgen  wieder  ab,  er  benützt 
es  zu  wirthschaftlichen  Zwecken,  welche  diesem  juridischen  Verhältnisse 
nicht  entsprechen,  er  schafft  eine  Discrepanz  zwischen  dem  juridischen 
und  dem  wirthschaftlichen  Leben,  er  verdeckt  seine  wirthschaftlichen 
Zwecke  hinter  einer  juridischen  Combination,  welche  unantastbar  und  un- 
anfechtbar zu  sein  scheint,  weil  ihre  Elemente  an  sich  juridisch  vollkommen 
statthaft  sind  und  erst  in  ihrer  Combination  sich  als  die  Träger  eines 
unzulässigen  wirthschaftlichen  Erfolges  darstellen  —  ein  Gebahren,  das 
mitunter  um  so  schreiender  ist,  als  vielfach  dieser  Figurant,  der  viel- 
leicht ein  deutscher  Gassenkehrer   oder  ein  italienischer   Zinsbauer  ist. 
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nur  einen  Moment  als  glücklicher  Theilhaber  des  Greschttftes  erscheint, 
um  dann  aas  dem  Gresc  hafte  herauszutreten  und  ihm  das  preciöseste,  was 
er  besitzt,  seinen  Namen  zu  hinterlassen.  Das  ganze  hat  denselben  Zweck 
und  denselben  wirthschaftlichen  Erfolg,  welchen  die  directe  Leihe  eines 
fremden  Namens  hätte,  und  darum  ist  dieses  Gebahren  civilistisch  ebenso 
verpönt,  wie  die  directe  Benützung  des  fremden  Namens,  und  mithin 
kann,  ja  soll  von  den  Gerichten  in  einem  solchen  Falle  die  Führung  dieses 
Namens  verboten,  es  soll  die  ganze  geschäftliche  Combination  als  eine 
widerrechtliche  mit  dem  gerichtlichen  Interdicte  belegt  werden.  Am  leich- 
testen ist  die  Sache  bei  derartigen  Handelsgesellschaften  durchzuführen, 
indem  die  Gerichte  gebieten,  dass  nicht  der  Name  des  Figuranten,  sondern 
der  Name  eines  andern  Gesellschafters  zu  Grunde  gelegt  werde.  So  ins- 
besondere Appelhof  Paris  28./1.  1856  Pataüle  11  p.  54.  57 :  Consid^rant 
qu'il  est  etabli  que  la  soci^t^  formte  entre  Duriot  et  Moreaux  fils  est 
une  manoeuvre  frauduleuse,  concert^e  entre  les  deux  susnomm^s  dans  le 
but  de  faire  une  concurrence  d^loyale  k  Tötablissement  contigu,  existant 
ant^rieurement;  que  ce  fait  ressort  notamment  de  diverses  stipulations  de 
Tacte  de  soci^t6  qui  d6montrent  que  Moreaux  üls  n'est  pas  un  associe 
s6rieux  et  16gitime,  et  qu'il  a  pret^  abusivement  son  nom  k  Duriot  pour 
procurer  k  celui-ci  un  nouvean  moyen  de  faire  naitre  la  confusion  entre 
les  deux  Etablissements  rivaux  et  de  d6tourner  les  pratiques  k  son  profit 

_«  _-    Ordonne    qne  Duriot  sera   tenu   de   faire  disparaitre   im- 

mSdiatement  et  d'une  maniere  absolue le  nom  de  Moreaux . 

Vgl.  auch  Semetribunal  5./3.  1856  PataiUe  II  p.  126,  Seinetrib.  26./2. 
1857  Fat  m  p.  125,  Appelhof  Paris  31./12.  1860  Fat.  VII  p.  159, 
Appelh.  BesauQon  30./11.  1861  Fat.  VIH  p.  297,  Appelh.  Paris  5./3. 
1868  Fat,  XIV  p.  288,  Idem  10./6.  1869  Fat,  XV  p.340j  namentlich 
aber  Appelh  Paris  31./7.  1874  Fat.  XIX  p.  311  in  der  berühmten 
Streitsache  Moet  et  Chandon  v.  Moet  et  Co. ;  ferner  Trib.  Cognac  29./10. 1875 
Fat,  XXI  p.  284,  Appelh,  Bordeaux  17./7.  1876  Fat,  XXTT  p.  94, 
Cass.-hof  27./3.  1877  Fat.  XXn  p.  94.  98;  vgl.  auch  Seinetrib.  31./10. 
1863  Fat.  IX  p.  421,  und  auch  Huard  p.  123  nr.  149,  Rmdu  nr.  409, 
Vergl.  auch  die  engl.  Entscheidung  Southorn  v.  Reynolds  10./3.  1865 
Sebast.   p.  142  und  Lazenby  v.  White  1871  Coddington  p.  200.  201 1). 


^)  Mit  Unrecht  ist  gegen  diese  Jnrisprndenz  aufgetreten  CcUmeh  in  Pataüle 
II  p.  33  f ,  welcher  glanbt,  dass  die  Gerichte  einer  Handelsgesellschaft  niemals 
verbieten  dfirffcen,  den  Kamen  des  einen  Socien  zn  f&liren.  Cälmels  übersieht  voll- 
kommen den  Fall,  wo  das  ganze  Associationsgeschäft  nnr  ein  verdecktes  Ge- 
schäft ist.  Von  dieser  irrigen  Meinung  scheint  anch  getragen  zn  sein  die  Ent- 
scheidung des  Appelh.  Paris  27./11.  1862  Pataüle  IX  p.  91. 
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Aber  anch  in  andere  Oombinationen  hüllt  sich  die  gesetzwidrige 
Absicht:  an  Stelle  der  Associationsform  oder  der  Form  des  Geschäfts- 
dominates  wählt  man  die  Form  der  Snccession:  der  Fignrant  lässt  sich 
unter  seinem  Namen  in  das  Firmenregister  eintragen ,  eröffnet  eine  Art 
von  Geschäft  und  überträgt  dieses  mit  der  Firma  an  den  Successor. 
Natürlich  ist  eine  solche  Gombination  nicht  so  gemeint,  als  ob  der  Figu- 
rant  selbst  eine  ordentliche,  verkehrsmässige  Geschäftsorganisation  für 
sich  entwickeln  und  diese  in  verkehrsüblicher  Weise  übertragen  würde-, 
sondern  sie  ist  so  gemeint,  dass  diese  Geschäftsweise  des  Vorgängers  nur 
eine  an  sich  wirthschaftlich  bedeutungslose  Vorstufe  ist,  um  den  auf 
directem  Wege  unmöglichen  Effekt,  die  Veräusserung  des  erstrebten 
Namens  auf  den  vSuccessor,  zu  bewirken;  so  dass  also  auch  hier  auf  einem 
Umwege  der  rechtlich  unzulässige  Brfolg  erzielt  werden  will.  Nicht 
selten  werden  auch  alle  drei  Schleichwege,  der  Weg  der  Association,  des 
Geschäftsdominates  und  der  Succession,  oder  mindestens  zwei  derselben, 
combinirt,  in  der  Absicht,  durch  die  Häufung  rechtlich  statthafter  Geschäfts- 
formen die  Operation  des  materiellen  Rechtes  lahmzulegen  —  eine  sehr 
eitle  Absicht :  denn  das  materielle  Recht,  vom  richtigen  Richter  gehand- 
habt, wirft  leicht  wie  eine  Feder  die  mühsamsten  Oombinationen  über  den 
Haufen,  welche  die  Reohtswidrigkeit  des  Zweckes  zu  verkleiden  suchen 
und  der  zündende  Funke  des  Rechts  legt  die  festesten  Oonstructionen  des 
Unrechts  in  Asche.  Dass  in  allen  diesen  Fällen  nicht  nur  eine  Modi- 
fieation  der  Firma  befohlen,  dass  vielmehr  der  Gebrauch  des  Namens 
selbst  verboten  werden  muss,  liegt  nach  dem  Obigen  auf  der  Hand. 

Uebrigens  würde  nicht  ein  blosser  Schleichweg,  sondern  Simulation 
vorliegen,  wenn  eine  Succession  gar  nicht  stattfände,  sondern  nur  vor- 
gespiegelt würde ;  und  dies  wäre  dann  der  Fall,  wenn  der  Vorgänger  gar 
kein  Geschäft  betrieben  und  nur  ein  angebliches,  nicht  wirklich  vorhan- 
denes Etablissement  mit  seinem  Namen  übertragen  hätte:  diese  Ueber- 
tragung  wäre  schon  nach  dem  formalen  Recht  unwirksam,  weil  zur  Ueber- 
tragung  der  Firma  die  Uebertragung  eines  wirklichen  seither  betriebenen 
Geschäfts  nöthig  ist,  und  dazu  genügt  es  nicht,  wenn  der  Namenträger 
seine  Firma  eintragen  lässt,  ohne  das  Geschäft  wirklich  zu  betreiben :  ein 
Geschäft,  wenn  auch  noch  so  klein  und  schlecht,  würde  formal  genügen, 
um  die  Uebertragung  der  Firma  als  formal  zu  Recht  bestehend  anzu- 
nehmen, allein  ein  bloss  prätendirtes  Geschäft  genügt  nicht;  vgl.  auch 
Reichs-Oberhandelsgericht  22./6.  1872  Entsch.  VI  S.  246,  Reichsgericht 
16./9.  1882  Reichsanzeiger  Centralh.  R.  v.  13./3.  1883  nr.  62  und 
Entscheidungen  IX  S.  1.  In  diesem  Falle  wäre  die  Führung  der  Firma 
durch  den  Nachfolger  schon  formal  unzulässig,  es  läge  nicht  nur  concurrenec 
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illicite,   sondern   wirkliche   Markenverletzung    vor,   wie  dies  nunmehr  za 
entwickeln  ist. 

Wenn  nämlich  seither  von  concorrence  illicite  dnrch  Benützung 
der  Homonymie  die  Eede  war,  so  wurde  stets  vorausgesetzt,  dass  der 
Namenführer  zum  Gebrauch  des  Namens  formal  berechtigt  ist,  dass  er 
sich  aber  dieses  Namens  in  einer  Weise  bedient,  welche  dem  Zwecke  des 
Namensinstitutes  zuwider  ist  und,  anstatt  die  Individuen  zu  scheiden,  die- 
selben confundirt;  dass  er  sich  gar  eines  Schleichweges  bedient,  um  das 
Recht  der  Namenführung  zu  erwerben  —  nur  eben  um  dieser  confundi- 
renden  Thätigkeit  zu  fröhnen.  Keine  blosse  concurrence  d61oyale,  sondern 
wirkliche  Markenverletzung  dagegen  liegt  überall  da  vor,  wo  der  Namen- 
führer  zur  Führung  des  Namens  nicht  einmal  formal  berechtigt  ist,  wo 
also  eine  direkte  Eechtswidrigkeit,  nicht  ein  blosser  Rechtsmissbrauch  ge- 
geben  ist.  Das  würde  in  dem  soeben  angeführten  Falle  stattfinden :  der 
Successor  wäre  nur  angeblicher  Successor  und  folglich  nicht  berechtigt, 
den  Namen  seines  angeblichen  Auetors  zu  führen.  Das  würde  aber  auch 
in  andern  Fällen  stattfinden ;  so  insbesondere,  wenn  der  Name,  den  Jemand 
führt,  nicht  exact  sein  Name  ist :  wenn  Jemand  seinen  wirklichen  Namen 
mit  Abweichungen  gebraucht,  welche  bestimmt  sind,  diesen  Namen  dem 
Namen  des  Andern  anzunähern,  die  zwischen  ihnen  bestehenden  Differenzen 
zu  verwischen ;  so  wenn  er  den  Vornamen  oder  Ortsnamen  nach  Massgabe 
dieses  Vorbildes  ändert  —  und  dies  gilt  selbst  dann,  wenn  dieses  Vorbild 
gar  nicht  die  Uebung  hatte,  seinen  Wohnort  beizufügen  — ,  vgl.  preuss. 
Obertrib.  16./2.  1871  Op/)enÄo/ Rechtsspr.  XII  S.  100:  denn  nichtsdesto- 
weniger wird  durch  diese  Beifügung  der  Name  als  der  Name  dieses  Andern 
charakterisirt,  es  liegt  nichtsdestoweniger  in  dieser  Bezeichnung  die  Hin- 
deutung —  nicht  auf  eine  mit  diesem  Andern  gleichnamige  Person,  son- 
dern auf  diesen  Andern  selbst.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  Jemand  unbe* 
rechtigter  Weise  seinem  Namen  den  Zusatz  „und  Co."  gibt  und  so  eine 
Verwechslung  herbeiführt,  vgl.  Supreme  Court  New-York  1875  Devlin 
V.  Devlin  Coddington  p.  330  u.  a. 

Auch  dann  liegt  in  dem  Gebrauch  des  eigenen  Namens  eine  Marken- 
verletzung, wenn  Jemand  nach  Massgabe  des  a.  20  d.  H.G.B.'8  gehalten 
war,  seinen  Namen  mit  einem  Zusatz  oder  einer  Abänderung  zu  führen, 
welche  ihn  von  dem  eines  gleichnamigen  Concnrrenten  unterscheidet  i), 
und  wenn  er  nun  tendenziös  seinen  Namen  ohne  diesen  Zusatz  oder  ohne 


1)  Vgl.  darüber  beaonders  Anschütz-Völderndorff^  Kommentar  zum  Allgem. 
Handelsgesetzbuch  I»  8.  172.  Vgl.  auch  die  Entsch.  des  Stadtgerichts  Berlin  in 
Busch  Arch.  III  S.  75. 
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diese  Abänderung  auf  die  Waare  setzt:  denn  in  diesem  Falle  ist  der 
Käme  ohne  Zusatz  nicht  seine  Firma,  nicht  sein  kaufmännischer  Name, 
sondern  der  kaufmännische  Namen  eines  Andern;  in  diesem  Falle  miss- 
braucht er  daher  nicht  seine  Firma,  sondern  er  masst  sich  direct  die 
Firma  des  Andern  an:  vgl.  auch  Obertrib.  19./5.  1864  Oppenh,  Eechtsspr. 
IV  S.  509  (unter  Herrschaft  des  §  269  d.  Preuss.  Strafgesetzbuchs  i). 
Dem  steht  natürlich  der  §  10  Abs.  1  des  Markengesetzes  nicht  im  Weg, 
denn  dieser  gestattet  zwar  den  Gebrauch  von  Namen  und  Firma,  aber  natür- 
lich nur  insoweit,  als  der  Gebrauch  von  Namen  und  Firma  nach  Mass- 
gabe der  handelsgesetzlichen  Firmenordnung  gestattet  ist. 

Auch  dann  liegt  keine  blosse  rechtswidrige  Homonymie,  sondern  eine 
Markenverletzung  vor,  wenn  ein  Dritter  lediglich  seinen  Vornamen  auf 
die  Waare  setzt,  wo  dieser  Vorname  mit  dem  Zunamen  eines  andern 
identisch  ist;  denn  der  Vorname  gilt  nicht  als  Verkehrsname,  sondern 
nur  als  Distinction  unter  mehreren  Namensgenossen.  Vergl.  auch  Seine- 
trib.  18./2.  1873  PataiUe  XIX  p.  186. 

Die  Homonymie  kann  nicht  nur  im  Verhältniss  von  Namenbezeich« 
nung  zu  Namenbezeichnung  stattfinden ;  sie  kann  auch  stattfinden  im  Ver- 
hältniss zwischen  Namen-  und  Phantasiebezeichnung.  So  ist  es  vorge- 
kommen, dass,  nachdem  die  Waare  eines  Producenten  mit  einem  bestimm- 
ten Phantasienamen  im  Verkehr  Aufnahme  gefunden  hatte,  ein  Concurrent 
sich  einer  Individualität  mit  einem  ähnlichen  Personennamen  bemächtige, 
sich  diese  Individualität  zum  Associ^  genommen  und  den  Namen  dieses 
Associ^s  in  die  Firma  und  in  die  Marke  eingesetzt  hat.  Dass  in 
einem  solchen  Gebahren  eine  Verletzung  des  Rechts  auf  die  Phantasie- 
bezeichnung liegen  kann,  bedarf  keiner  Ausführung;  es  fragt  sich  nur, 
in  wieweit  ein  Recht  auf  eine  solche  Phantasiebezeichnung  besteht,  eine 
Frage,  die  später  zu  erörtern  ist;  vgl.  auch  Appelh.  Paris  2./7.  1874 
Pataille  XIX  p.  307 :  ein  solches  Recht  vorausgesetzt,  richtet  sich  das 
Einschreiten  der  Rechtsordnung  nach  den  soeben  entwickelten  Regeln. 

Was  dagegen  den  umgekehrten  Fall  betrifft,  wo  eine  Phantasie- 
bezeichnung einer  Namensbezeichnung  Ooncurrenz  macht,  so  ist  es  sicher 
gar  kein  Zweifel,  dass  eine  solche  Phantasiebezeichnung  eine  Verletzung 


1)  Dieses  trifft  nach  dem  Wortlaute  des  Handelsgesetzbuchs  allerdings  direct 
nur  dann  zu,  wenn  der  Contravenient  ein  Kauftnann  ist;  denn  nur  er  steht  unter 
der  Firmenordnung  des  a.  20  des  HG.B.,  vgl.  Merkel  in  Holtzend.  Handb.  III 
S.  834;  indess  werden  wir  nicht  irregehen,  wenn  wir  in  a.  20  desH.G.B.  den  Aus- 
druck eines  allgemeinen  Princips  erblicken,  das  ebenso  fär  die  bürgerlichen  Firmen 
wie  für  die  Handelsfirmen  gilt,  so  dass  also  auch  bürgerliche  Firmen  dieser  Be- 
stimmung unterliegen. 


U4t 

des  Namenrechts  enthält,  also  gerichtlich  zu  verbieten  ist  —  sie  ist 
es,  auch  wenn  die  Bezeichnung  nicht  direct  für  die  Waare,  sondern  zu- 
nächst für  das  Geschäftsetablissement  gewählt  sein  sollte,  und  dann  erst 
indirekt  auf  die  Waare  tibertragen  worden  wäre,  Appelh.  Paris  8./7.  1876 
Pataille XXI  p.  201  („E.  Remy  et  C« "  Personalbezeichnung  u.  „St  Remy  0^^ 
Etablissementbezeichnung),  Seinetrib.  2./3.  1881  Fat  XXVI  p.  253 
(„Desinge"  Name  und  „Au  Singe"  Etablissementbezeichnung). 

Anders  verhält  es  sich,  wenn  die  concurrirende  Bezeichnung  keine 
Phantasiebezeichnung,  sondern  eine  generische  Benennung  der  Sache  dar- 
stellt ;  eine  solche  kann  dadurch  entstehen,  dass  Jemand  als  Erfinder  einer 
verwandten  Composition,  einer  ähnlichen  Waare  auftritt  und  nun  dieser 
wirklichen  oder  angeblichen  Erfindung  seinen  Namen  gibt.  Diese  Möglich- 
keit wurde  nun  schon  benutzt,  um  der  Namenmarke  Concurrenz  zu  machen,, 
indem  ein  gleichnamiger  Producent  als  Erfinder  einer  ähnlichen  Waare  auf- 
trat und  dieselbe  mit  seinem  Namen  als  dem  Erfindernamen  bezeichnete, 
wobei  er  sie  dann  entweder  selbst  auf  den  Markt  warf  oder  sie  durch 
einen  Dritten  auf  den  Markt  bringen  liess.  Dass  auf  diesem  Wege  dem 
Missbrauch  eine  weite  Stätte  bereitet  ist,  leuchtet  ein :  der  mit  der  Per- 
sonalbezeichnung identische  Erfindername  figurirt  nunmehr  als  Erfinder- 
name auf  der  Waare  des  Concurrenten  —  und  doch  ist  möglicherweise  die  Er- 
findung nur  eine  harmlose  Modification  derjenigen  Waare,  welche  von  dem 
Geschäftshause,  dessen  Homonym  der  angebliche  Erfinder  trägt,  schon  längst 
in  den  Verkehr  gesetzt  worden  war !  In  einem  solchen  Falle  liegt  keine 
formale  Namenverletzung  vor,  denn  der  Erfinder  handelt  innerhalb  seines 
formalen  Namenrechts,  wenn  er  der  Erfindung,  sollte  sie  auch  noch  so 
geringfügig,  sollte  sie  auch  selbst  imaginär  sein,  seinen  Namen  gibt,  und 
das  Ooncurrenzhaus  handelt  innerhalb  des  formalen  Rechts,  wenn  es  die 
Verkaufsobjecte  mit  diesem  generischen  Namen  bezeichnet.  Aber  in  dieser 
Namenbenützung  kann  ein  Missbrauch  der  Homonymie,  eine  Benutzung 
des  formalen  Namens  gegen  seine  materiale  Bedeutung  liegen,  eine  Ver^ 
Wendung  des  Namenlautes  zur  Confusion  anstatt  zur  Distinction :  und  es  kann 
sich  ein  solcher  Missbrauch  als  rechtswidrige  Concurrenz  charakterisiren^ 
ganz  in  der  gleichen  Weise,  wie  wenn  ein  gleichnamiges  Geschäftshaus 
sich  seines  Namens  als  Firmennamen  in  der  Weise  bedient  hätte,  dass 
mit  Hülfe  der  Homonymie  Verwirrung  und  Confusion  entstanden  wäre; 
und  es  können  daher  die  Gerichte  in  gleicher  Weise  vorgehen  und  nach 
denselben  Normen  verfahren,  wie  dieselben  oben  für  den  Fall  der  Gleich- 
namigkeit entwickelt  worden  sind.  Ist  die  ganze  Erfinderangelegenheit 
nur  Form  ohne  wirklichen  Erfinderinhalt,  so  kann  selbst  die  Weiterbe- 
nützung des   angeblichen  Erfindernamens   untersagt  werden.     Vgl.   Trib. 
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Lyon27./4. 1875  PatoiYteXXp.  108.  114;  „attendu  queles  sieurs  E.  etD. 
iiivoqnent  —  —  pour  lenr  defense  nii  acte  d'apr^s  leqnel  ils  anraient 
acqnis  d'nn  sieur  J.  L.,  colffeur  &  C,  ses  proc^d^s  et  formales  et  le  droit 
de  faire  nsage  de  son  nom;  mais  attendn  qu'en  admettant  que  cet  acte 
füt  Binc^re  et  repos&t  sur  nne  cession  reelle  de  proc^d^s  on  formales  ia- 

connas il  ne  saarait  cependant   conf6rer   aax   defendears  le  droit 

qae  ces  demiers  n'aaraient  pas  eax  m§mes,  alors  qae  L.  serait  lear  nom 
patronymiqae,  de  faire  commercialement  de  ce  nom  an  asage  qai  ne  serait 
qae  l'instrament  d'ane  concarrence  d^loyale —  — ". 

Aach  in  anderer  Weise  kann  eine  generische  Bezeichnung,  in  der 
besonderen  Form  and  Verbindung,  in  welcher  sie  auftritt,  eine  Verwechs- 
lung mit  der  Namenbezeichnung  herbeiführen,  sofern  der  Eigenname  zu- 
fällig einem  Gattungsworte  ähnelt.  Man  vergleiche  Seinetribunal  23. /H. 
1875  Pataüle  XX  p.  369  (Lubin  Eigenname  und  Lupin  =  Lupine), 
Seinetrib.  28./12.  1875  Fat  X^I  p.  72  (Lister  Eigenname  und  Lustre), 
englische  Entsch.  Stephens  v.  Peel  1867  Coddington  p.  124  (Stephens 
und  Steelpens). 

Verwandte  Verwechslungen  können  vorkommen,  wenn  es  sich  um  die 
Bezeichnung  der  Waare  nach  der  lokalen  Herkunft  handelt.  Auch  hier  ist 
es  keine  formale  Eechtswidrlgkeit,  wenn  ein  Dritter,  welcher  die  Waare 
aus  demselben  Herkunftsorte  bezieht,  sich  der  gleichen  lokalen  Bezeich- 
nung in  einer  Weise  bedient,  welche  den  Schein  erweckt,  als  würde  die 
Waare  nicht  nur  aus  demselben  Orte,  sondern  auch  von  demselben  Hand- 
lungshause stammen,  wie  die  des  Ooncurrenten ;  wohl  aber  kann  hierin 
eine  materiale  Eechtswidrigkeit  liegen,  eine  concarrence  d^loyale: 
wenn  sich  ein  jeder  Producent  der  Oertlichkeit  der  localen  Bezeichnung 
bedienen  kann,  so  soll  er  es  nicht  mit  solchen  Zuthaten  und  solchen  Einzel- 
heiten, welche  der  Bezeichnung  eine  mehr  als  locale  Bedeutung  geben 
würden,  vgl.  englische  Entscheidung  W^heeler  v.  Johnston,  Weekly  Re- 
porter 1879—80  Digest,  p.  228,  Appelh.  Dyon  8*  5.  1867  Pataüle 
Xin  p.  345.  Auch  die  Gleichheit  der  Strasse  wird  vielfach  ausgebeutet, 
um  Confusion  zu  stiften,  insbesondere  durch  die  Art  und  Weise,  wie  der 
Strassennamen  auf  der  Etikette  markirt  wird.  Besonders  schneidend  wäre 
die  Sache  dann,  wenn  ein  Fabrikant  an  dem  celebren  Productionsorte 
eine  blosse  Scheinanstalt  gründen  würde,  wenn  er  seine  Waare  lediglich 
diese  Anstalt  passiren  Hesse,  um  sie  mit  dem  Zeichen  des  Productions- 
ortes  versehen  zu  können,  um  es  zu  können  in  einer  Weise,  welche  zwi- 
schen seinem  Producte  und  dem  eines  celebren  Handelshauses  Verwechs- 
lung schaffen  würde.  Auch  hier  treten  jene  nothwendigen  Reactionen  des 
Rechts  ein,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Homonymie  Ordnung  und  Recht 

Kohlor,  £echt  des  MarkenBchutzes.  10 
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za  schaffen  haben.  Ist  die  Anstalt  eine  Scheinanstalt,  hat  sie  keinen 
reellen  wirthschaftlichen  Charakter,  so  kann  der  Gebranch  der  lokalen 
Bezeichnung  verboten  werden;  denn  auch  hier  liegt  ein  verdecktes  Ver- 
hältniss  vor,  das  seine  wirthschaftliche  Scheinhaftigkeit  hinter  einer  juri- 
stischen Gestaltung,  einer  wirthschaftlich  unwesentlichen  Handelsnieder- 
lassung verbergen  will.  Man  vgl.  den  interessanten  Rechtsfall  bei  Adams 
p.  71  f. :  Entsch.  25./2.,  5./7.  1870  und  18./4.  1872  Wotherspoon  v. 
Currie,  auch  bei  Sebast.  p.  197;  Appelh.  Douai  6./7.  1876  FatailU  XXI 
p.  317.  Und  dass  es  sich  ähnlich  verhält,  wenn  Namenrecht  einerseits 
und  Lokalbezeichnung  anderseits  einander  gegenüberstehen,  bedarf  keiner 
weiteren  Erörterung;  vgl.  Tribunal  Grenoble  28./8.  1878  Fat  XXIII 
p.  191,  Appelhof  Grenoble  14./2.  1879  Fat.  XXIV  p.  324 1),  Seinetrib. 
29./1. 1879  Pa^.XXIV  p.  3132).  Noch  frappanter  ist  das  Verhältniss,  wenn 
eine  geographische  Homonymie  erst  neu  gebildet  wird,  wenn  z.  B.  Jemand 
eine  neue  Mineralquelle,  deren  Eigenthümer  er  ist,  wie  eine  andere  be- 
reits bekannte  Quelle  bezeichnet,  um  nunmehr  die  gleiche  Ortsbezeich- 
nung auf  seine  Waare  zu  bringen;  man  vgl.  die  Entsch.  des  Snpreme 
Court  Wisconsin  1877^Dunbar  v.  Glenn  Sebast  p.  314. 

§  3. 

Es  gibt  Fälle,  in  welchen  der  Name  aufhört,  Individualbezeichnung 
zu  sein  und  zur  generischen  Waarenbezeichnung  w^ird ;  wo  der  Personen- 
name seine  individualbezeichnende  Qualität  ablegt  und  zur  Bezeichnung 
eines  bestimmten  Genus,  einer  bestimmten  Qualität,  einer  specifischen 
Eigenart  der  Waare  wird  —  ganz  ähnlich  wie  der  Name  des  Productions- 


1)  Ein  Liqaearfabrikaiit  xa  AUevard  (Departement  Ishie)  hatte  die  Ruinen 
eines  alten  Karthänserklosters  (Chartrense  de  Sainte-Hngon)  gepachtet,  dort  ein 
Laboratorium  für  Kräuter  eingerichtet,  die  zur  Liqneurfabrikatton  dienten  und 
nannte  den  Liqueur :  Ancienne  chartrense  de  Saint-Hugon.  Die  Bezeichnung  Char- 
trense wurde  ihm  verboten.  Es  wurde  darauf  Gewicht  gelegt  „que  R.  a  fabrique 
sa  liqueur  ä  AUevard  et  non  pas  k  l'ancienne  chartrense  de  Saint-Hugon^. 

2j  Der  Beklagte  hatte  ein  Gebäude  erworben,  welches  den  Namen  La  Petite 
Chartreuse  fährte  und  bezeichnete  seinen  Liqueur  mit  La  Petit  Chartrense.  Das 
Gericht  erklärt  die  Gesammtmarke  als  Markenverletzung;  was  dagegen  den  Namen 
La  Petite  Chartreuse  für  sich  betrifft,  verweist  das  Gericht  auf  den  Erwerb  der 
betreffenden  Gebäulichkeit  und  erklärt :  que  pour  ötablir  que,  malgr^  cette  circon- 
stance,  D.  a  coutrevenu  k  la  loi  de  1824,  il  faudrait  prouver  contre  lui  qu'il  n*a 
acquLs  cette  propri^tä  que  dans  le  but  d'avoir  un  titre  qui  lui  permit  d'^crire  le 
not  Chartreuse  sur  les  bouteilles  de  liqneurs  de  sa  fabrication;  que,  cette  preuve 
n'ötant  pas  faite  ....  (ib.  p.  321). 
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ortes«  So  unbedenklich,  wenn  der  Namenträger  es  selber  will :  bat  er  diese 
Umwandlung  vollbracht,  dann  ist  der  Gebrauch  des  Namens  nicht  mehr 
der  Gebrauch  einer  Individualbezeichnung,  sondern  nur  der  Gebrauch  einer 
Qualitätsbezeichnung,  und  daher  ebenso  erlaubt,  wie  jede  andere  Quali- 
tätsbezeichnung. Schwierig  ist  nur  die  Frage,  unter  welchen  Umständen 
eine  solche  Metastase  des  Namens  gegen  den  Willen  des  Bei  echtigten  ein- 
tritt. Dazu  gehört,  dass  eine  abusive  Benützung  des  Namens  durch  Dritte 
in  intensiver  Weise  und  mit  Hindeutung  auf  die  Qualität  der  Waare  eine 
Zeit  hindurch  erfolgt,  und  dass  sie  erfolgt,  ohne  dass  der  Namenträger 
die  nöthigen  Schritte  thut,  um  dem  abusus  zu  steuern.  Denn  im  Verkehrs- 
recht  gilt  noch  mehr,  als  sonst,  der  Satz,  dass,  wer  dem  Unrecht  ruhig 
zusieht,  gewärtigen  muss,  dass  das  Unrecht  zum  Rechte  wird:  im  Ver- 
kehrsrecht gilt  noch  mehr,  als  sonst,  das  Princip,  dass  sich  die  Rechts- 
ordnung nicht  zu  weit  von  den  f actischen  Verhältnissen  entfernen,  sich 
nicht  zu  sehr  mit  den  factischen  Mächten  entzweien  darf.  Hat  dagegen 
der  Namenträger  in  der  entsprechenden  Weise  gegen  den  abusus  gewirkt, 
hat  er  gewirkt  durch  publike  Bekanntmachung  und  durch  Anrufung  der 
Gerichte,  so  hat  er  den  ruhigen  Gang  der  Verhältnisse  gestört,  unter 
welchem  allein  sich  der  Sprachgebrauch  des  Verkehrs  bilden  könnte. 
Vgl.  hierüber  (mit  manchen  variirenden  Ansichten,  welche  aber  um  diesen 
richtigen  Punkt  herumschwanken)  die  französische,  italienische,  englische, 
amerikanische  Literatur  und  Jurisprudenz,  Oastambide  nr.  448  bis  482, 
Bendu  droit  ind.  nr.  647—649,  Schmoll  p.  176,  205  f.,  Calmels  nr.  159 
p.  103,  Huard  p.  82  nr.  16  f.,  Eefidu  nr.  422  f„  Blanc  p.  710  f., 
Fouillet  nr.  384  f.,  Braun  p,  354  f.  und  in  Prop.  ind.  II  p.  253  f., 
BOy  comment.  p.  115  f.,  Fiore,  Joum.  de  droit  intern,  priv6  X  p.  23, 
Adams  p.  63  und  die  dort  cit.  Entsch.,  Upton  p.  24  f.  110  f.  116, 
Brotme  p.  120  f.,  Daniel  p.  29  f.,  Lawson  p.  169;  Appelh.  Paris  3./6. 
1843  bei  Dalloz  nr.  344,  Cass.-hof  31. /l.  ISm  Pataille  VI  p.  100  (und 
dazu  die  Bemerkung  Pataille's  p.  109.  111),  Ca8s.-hof  30./4.  1864  Fat 
X  p.  197.  211,  Appelh.  Paris  29./4.  1864  Fat.  X  p.  212  (vgl.  aber  auch 
die  Bemerkungen  PatoiMc's  ebenda  p.  218),  Cass.-hof  4./2.  1865  Pa^.  XI 
p.  81,  Appelh.  Dijon  3./8.  1866  Fat.  XHI  p.  169,  Appelh.  Paris  19./11. 
1868  und  Cass.-hof  22./6.  1869  Fat.  XV  p.  90.  235  (Chäles-Ternaux), 
Seinetrib.  24./11.  1865  Fat.  XV  p.  237.  238  (que  les  faits  de  la  cause 
ne  sont  pas  du  nombre  de  ceux  qui,  dans  des  cas  trös  =  rares, 
peuvent  faire  admettre  une  exception  au  principe  de  la  propriet6  du  nom), 
Appelh.  Agen  20./7.  1875  Sirey  1877  n  p.  149,  Cas8.-hof  15./4.  1878 
Sirey  1879  I  p.  250,  Cass.-hof  16./4.  1878  ib.  1879  I  p.  251 ;  Appelh. 
Brüssel  28./11  1870  Piisicr.  Beige  1871  11  p.  99.  101,   Id.  9./8.  1877 
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ib.  1878  II  p.  193,  Appelh.  Lüttich  16./2.  1881  Prop.  ind.  11  p.  256; 
Appelh.  Mailand  3./7.  1882  Monit  dei  trib.  XXIH  p.  740  und  Ca88.-hof 
Turin  27./6.  1883  Monit  XXIV  p.  836;  engUsche  Entsch.  Liebigs  Extract 
....  Co.  V.  Hanbury  19./11.  1867  Sebast.  v-  171,  Wheeler  and  Wüson 
Man.  Co«  v.  Shakespear  lO./H.  1869  Sehast  p.  192,  James  v.  James 
23.^2.  1872  Sehast  p.  231,  Court  of  Session  (Schottland)  14./1.  1873 
Singer  M.  Co.  v.  Kimball  Sehast  p.  247,  Cheavin  v.  Walker  9./5. 1877 
Joum.  de  droit  intern.  priv6  V  p.  283,  Condy  v.  Mitchell  15./6«  und 
27./11.  1877  Sehast,  p.  335,  engl.  Oberhaus  13./12,  1877  (Singer  Gase) 
im  American  Law  Eeview  N.  S.  I  (1880)  p.  790;  femer  Entscheidung: 
Singer  Manufact.  Co.  v.  Loog  14./12.  1880  Joum.  de  droit  intern,  priv^ 
IX  p.  101,  Massam  v.  Thorley's  Cattle  Food  Co.  im  Londoner  Law 
Magazine  1881  Quart.  Dig.  p.  ?7;  amerikan.  Patentcommissftr  2./2.  1878, 
20./9.  1878  Off.  Gaz.  1878  XHI  p.  229,  XIV  p.  269,  Supreme  Judic. 
Court  Massachusetts  März  1837  Thompson  v.  Winchester  Cox  p.  7  f., 
Super.  Court  Chicago  August  1866  Sherwood  v.  Andrews  Sebastian 
p.  155. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  des  Kampfes  gegen  die  GeneraUsirnng  des 
Namens  liefern  die  vielen  Prozesse,  zu  welchen  die  Nachahmung  der 
Bezeichnung  Chartreuse  in  Frankreich  geführt  hat,  wo  denn  auch  zu 
wiederholten  Malen  anerkannt  wurde,  dass  die  verschiedenen  Versuche 
von  Liqueurfabrikanten,  diese  Bezeichnung  zu  generalisiren  und  dem  all- 
gemeinen Gebrauche  zu  vindlciren,  gescheitert  sind,  da  das  Kloster  ener- 
gisch seine  ßechte  gewahrt  hat;  vgl.  Trib.  Lyon  8./5.  1855  Fat.  XXIV 
p.  307,  Appelh.  Paris  19./5.  1870  Fat  XVI  p.  219.  225,  Idem  5./2. 
1870  Fat  XVII  p.  249  (le  nom  de  chartreuse  ....  ne  saurait  etre 
consid^r^  comme  un  nom  g^n^rique,  tel  que  le  serait  un  nom  d^rivant 
de  la  nature  de  la  liqueur  ou  des  plantes  aromatiques  dont  eile  est  com- 
pos^e  .  -  .  .  ib.  p.  255),  Seinetrib.  3./4.  1878  Fat  XXIH  p.  145.  148: 
que  ced  usurpations  sont  d'autant  plus  fächeuses  qu'elles  tendent .  .  .  ä  faire 
accrMiter,  contrairement  k  la  v6rit^,  que  le  nom  de  Chartreuse  est  le  nom 
g6n6rique  d'une  certaine  esp^ce  de  liqueurs;  ferner  Seinetrib.  7./8.  1878 
Fat  XXm  p.  154,  Idem  18./1.  1879  Fat  XXIV  p.  310,  Idem  29./1. 
1879  Fat  XXIV  p.  313,  Appelhof  Grenoble  14./2.  1879  Fat  XXIV 
p.  324,  Seinetrib.  23./4.  1879  Fat  XXIV  p.  327,  Appelh.  Lyon  1./8. 
1879  Fat  XXIV  p.  330.  Ein  Verzeichniss  von  27  Prozessen,  welche 
das  Kloster  von  1852  bis  1878  wegen  Markenverletzung  geführt  hat, 
s.  in  Fataille  XXIII  p.  179.180;  vgl.  ausserdem  bereits  Trib.  Grenoble 
26./4.  1842  Fat  XXIV  p.  306.  Man  vgl.  ferner  die  verschiedenen  Pro- 
zesse Menier  in  Fataille  XVUl'^  so  besagt  Appelhof  Poitiers  19.  7,  1872 
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ib.  p.  14.  16 :  qu'il  rösalte  ...  de  ces  d6pdts  r^guliers  ou  irr^guliers 
qa*en  1849  et  en  1853  Menier  n'entendait  pas  laisser  tomber  sa  rnarque 
daiis  le  domaine  public  .  .  .  qa*ea  effet,  dds  cette  6poqae,  poar  arr§ter 
les  contrefaQons,  Menier  parle  de  la  forme  de  son  chocolat,  de  ses  enve- 
loppes,  de  ses  m^dailles;  qne  cette  volonte  persistante  est  encore  mieux 
6tablie  par  les  nombreoses  poorsnites  qae  Menier   a    dirig^es   contre   ses 

contrefacteurs ;   Tribunal  Lyon  31./7.  1872   Fat,  XVIII  p.   24. 

Femer  die  Processe  Rowland,  insbesondere  Seinetrib*  8./3.  1878  Fat 
XXVnr  (1888)  p.  127. 

Der  energische  Kampf  gegen  solche  Versuche,  den  Namen  wider  den 
Willen  des  Berechtigten  dem  allgemeinen  V^kehr,  der  allgemeinen  Sprach- 
benennung zu  vindiciren,  ist  um  so  mehr  allgezeigt,  je  mehr  solche  Ver- 
suche für  manche  Concurrenten  etwas  höchst  verführendes  haben.  Bis  sich 
die  generelle  Bezeichnung  in  ihrem  generellen  Sinne  und  in  ihrer  gene- 
rellen Deckung  völlig  festgesetzt  hat,  bis  die  ursprünglich  individuelle 
Bezeichnung  sich  in  ihrer  Bezeichnungskraft  soweit  ausgedehnt  hat,  dass 
sie  ein  ganzes  Genus  nmfasst,  vergeht  eine  geraume  Zeit.  Das  Publikum 
wird  allmählig  an  der  Individualität  der  Bezeichnung  irre  werden:  es 
wird  eine  Periode  der  Unklarheit  entstehen,  bis  der  Individualitätscharakter 
sich  immer  mehr  verflüchtigt  hat  und  zuletzt  das  Publikum  sich  über 
diesen  Neuerwerb  der  Sprache,  über  diese  sprachliche  Neuerrungenschaft 
klar  ist.  Die  Zwischenzeit  ist  nun  die  Zeit  des  Kampfes,  während  wel- 
cher der  Berechtigte  den  Generalisirungsprozess  aufhalten  kann,  eines 
Kampfes  um  so  erbitterter,  je  eifriger  die  „Generalisirungsarbeif^  von 
den  Concurrenten  gefördert  wird  —  es  ist  dies  aber  auch  die  Zeit,  wo 
die  Ooncurrenz  diese  Unsicherheit  und  Ungewissheit  zu  ihrem  Vortheile 
ausbeuten  und,  wie  man  sagt,  im  Trüben  fischen  wird :  denn  bei  Tausenden 
von  Käufern  wird  der  Generalisirungsprozess  noch  nicht  vollendet  sein, 
Tausende  werden  daher  die  Waare  in  der  Heinmig  kaufen,  dass  die  Be- 
zeichnung noch  auf  den  ursprünglichen  Namenträger  zurückweise  und  die 
Waare  von  demselben  herrühre .-  eine  Täuschung,  die  natürlich  häufig  nicht 
zerstört,  sondern  absichtlich  unterhalten  und  unterstützt  wird.  Die  Zwischen- 
zeit ist  daher  die  Zeit  der  Unsicherheit,  in  welcher  die  Giftblume  der 
illoyalen  Ooncurrenz  besonders  reich  zu  wuchern  pflegt,  bis  endlich  der 
Generalisirungsprozess  vollendet,  die  Uebergangsstufe  durchlaufen,  die 
Metamorphose  vollbracht  ist  und  die  Bezeichnung  nun  in  ihrer  neuen 
generellen  Bedeutung  vollständig  klar  vor  Augen  steht.  Wie  so  oft,  voll- 
zieht sich  auch  hier  eine  Aenderung  des  Rechts  durch  das  Medium  des 
Unrechts,  und  es  ist  Sache  des  Berechtigten,  im  Kampfe   mit  dem  Unrecht 
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seine   Stellocg  zu  ^^-ahren  und  dem  Prozess,  ich  möchte  sagen,   der  Ent- 
lechtnng  mit  mächtigem  Arme  entgegenzuwirken. 

Die  Verknüpfung  des  Namens  mit  der  Sachqualität  wird  insbeson- 
dere  in  der  Gestalt  vorkommen,  dass  der  Erfinder  die  Erfindung  mit 
seinem  Namen  benennt,  ihr  seinen  Namen  als  Qualitätsbezeichnung  ver- 
leiht. Solches  thut  der  Erfinder  aber  nicht  schon  dadurch,  dass  er  die 
Waare  selbst  producirt  und  die  Producte  mit  seinem  Namen  bezeichnet, 
denn  hier  fungirt  der  Name  als  Individualbezeichnnng,  nicht  als  Gattung's- 
bezeichnung.  Gleichwohl  ist  hier  die  schiefe  Ebene,  auf  welcher  sehr 
leicht  der  Name  zur  Qualitätebezeichnüng  heruntersinken  kann.  Wenn 
nämlich  der  Erfinder  ein  Patent  nimmt  und  das  Patent  selbst  ausbeutet, 
so  stellt  möglicherweise  während  einer  Reihe  von  Jahren  Niemand,  als  er 
selbst,  die  Waare  dar ;  bezeichnet  er  nun  die  Waare  mit  seinem  Namen, 
so  charakterisirt  dieser  Name  zugleich  den  Produzenten  und  den  Erfinder. 
Die  stete  Gewöhnung  nun,  die  Waare  nur  mit  dem  Namen  des  Erfinders 
zu  sehen,  wird  unwillkürlich  im  Publikum  die  Ideenassociation  zwischen 
der  Waarenqualität  und  dem  Erfindemamen  wachrufen,  und  wenn  dies  Jahre 
lang  gedauert  hat,  ist  die  Präoccupation  des  Publikums  oft  eine  so  voll- 
ständige, dass  ein  Entgegenwirken  fruchtlos  ist:  das  Publikum  verharrt 
darauf,  den  Qualitätscharakter  und  den  Erfindemamen  zu  verschmelzen. 
Hier  wird  es  von  wesentlicher  Bedeutung  sein,  wie  sich  der  Erfinder  zu 
seinen  Licenzträgem  stellt:  Ei*theilt  er  Licenzen,  so  zweit  sich  Pro- 
duktion und  Erfindung:  die  Erfindung  bleibt  Erfindung  des  A,  die  Pro* 
duktion  aber  ist  Produktion  des  B  oder  C.  Der  Licenzberechtigte  B  oder 
C  ist  als  solcher  nicht  berechtigt,  die  Waare  mit  dem  Namen  des  A,  des 
Erfinders,  zu  bezeichne;!  i).  Lässt  dies  aber  der  Erfinder  zu,  ja  gestattet 
er  dies  sogar  ausdrücklich,  so  gibt  er  selbst  seinen  Namen  preis,  er  löst 
seinen  Namen  von  seiner  Person  ab  und  verknüpft  ihn  mit  der  Qualität 
des  Produktes:  denn  eine  Bezeichnung  der  Produkte  des  B  oder  C  mit 
der  Individualbenennung  des  A  ist,  wie  oben  gezeigt,  unzulässig;  sie  ist 
unzulässig,  selbst  wenn  A  dazu  seine  Zustimmung  gibt :  mithin  kann  die 
Bezeichnung  de  jure  nur  Qualitätsbezeichnung  sein.  Nur  dann,  wenn  A 
bei  der  Produktion  des  B  oder  C  betheiligt  bliebe,  durch  Leitung  des 
technischen  Processes,  durch  Controle  des  Etablissements,  durch  Prüfung 
der  Waare,  durch  TJebemahme  persönlicher  Verantwortlichkeit :  nur  dann 


i)  M.  a.  W.,  die  Licenz  gibt  nnr  ein  Recht  der  Erfiadangsbenätzang,  nicht  auch 
ein  Recht  der  Namen-  und  Harkenbenützang ;  es  ist  Sache  des  Licenzirten,  eigenen 
Namen  nnd  eigene  Marke  zn  führen ;  dazu  hat  er  aber  anch  das  Recht,  vgl.  Snpreme 
Court  New- York  Howe  v.  Howe  Machine  Co.  Coddington  p.  166. 
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wÄre,  wie  oben  gezeigt,  die  Führung  der  Individnalbezeiclmung  des  A 
auf  der  Waare  des  B  oder  C  gerechtfertigt.  Auch  wenn  der  Erfinder 
keine  Licenzen  ertheilt,  auch  wenn  er  die  Erfindung  persönlich  ausbeutet, 
bleibt  es  ihm  immerhin  möglich,  dem  Publikum  in  den  Sinn  zu  bringen, 
dass  die  Verbindung  des  Namens  mit  der  Waare  nur  eine  persönliche  Ver- 
bindung ist  kraft  der  Produktion,  keine  sachliche  Verbindung  kraft  der 
Erfindung  der  bestimmten  Waarenqualität ;  vgl.  auch  Seinetrib.  13./8 
1875  und  Appelh.  Paris  IS./ll.  1875  Fat  XX  p.  337.  349.  353.  356 
(betr.  den  Namen  Howe  auf  Nähmaschinen) ;  insbesondere  ist  es  seine 
Sache,  einen  Dritten,  welcher  die  Erfindung  nachahmt  und  sein  Product 
mit  dem  Namen  des  Erfinders  versieht,  nicht  nur  wegen  Patentverletzung, 
sondern  auch  wegen  Verletzung  des  Namenrechts  zu  verfolgen :  dadurch 
manifestirt  er,  dass  der  Name  seiner  Produktion  vorbehalten,  auf  seine 
Produktion  concentrirt  bleibt ;  wäre  sein  Name  zur  generellen  Sachbezeich- 
nung,  zur  qualitativen  Distinction  der  Waare  geworden,  so  würde  zwar 
eine  Patentverletzung  vorliegen,  aber  keine  Verletzung  des  Namen-  und 
Markenrechts.  Ferner  pflegt  eine  Waare  nicht  überall  patentirt  zu  sein : 
hier  ist  es  Sache  des  Erfinders,  darüber  zu  wachen,  dass  sich  im  Aus- 
lande,  wo  die  Herstellung  der  Waare  freigegeben  ist,  nicht  die  Sitte  aus- 
breite, die  dortselbst  hergestellten  Waaren  mit  seinem  Namen  zu  be- 
zeichnen :  eine  Freigebung  des  Namens,  wenn  auch  nur  im  Auslande,  würde 
die  Metastasirung  des  Namens  zur  Qualitätsbezeichnung  im  schnellsten 
Tempo  bewirken. 

Uebrigens  ergibt  es  sich  aus  dem  Gesagten  von  selbst,  dass  eine 
solche  Generalisirung  nur  dann  möglich  ist,  wenn  der  betreffende  Name 
gerade  ein  besonderes  Genus  von  Waaren,  eine  bestimmte  Construction, 
eine  bestimmte  Erfinderidee  repräsentirt ;  nicht  aber  dann,  wenn  der 
Träger  des  Namens, zwar  eine  hohe  Reputation  erworben  hat.  aber  nicht 
für  eine  bestimmte  specielle  Qualification  von  Waaren,  nicht  für  eine 
ganz  bestimmte  Verbesserung  und  technische  Vervollkommnung,  sondern 
für  die  Vortrefflichkeit  seiner  Produkte  im  Allgemeinen  oder  für  eine 
grosse  Reihe  verschiedener  technischer  Vortheile,  welche  sich  nicht  in 
eine  bestimmte  Formel  fassen,  nicht  auf  ein  festbestimmtes  Erfindungs- 
genre reduciren  lassen.  Denn  in  einem  solchen  Falle  fehlt  das  wesent- 
liche, was  zur  Metastase  des  Namens  nöthig  ist:  die  Verbindung  des 
Namens  mit  einer  bestimmten,  unabhängigen,  objectiven  Productionsspecies. 
Vgl.  insbesondere  vortrefflich  Lord  Caims  im  englischen  Oberhaus,  Decbr. 
1877  Singer  von  Wilson  Pataille  XXIV  p.  98.  103.  107.  Vgl.  auch 
Albert  Cohen  in  Propr.  ind.  II  p.  158. 
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Vielfach  wird  in  der  Jurispradenz  auf  die  Unnmgänglichkeit,  auf  die 
UnentbehrUchkeit  einer  solchen  Namensbezeichnnng  besonderes  Gewicht  ge- 
legt, es  wird  die  Berechtigang  zu  dieser  Bezeichnung  als  Qualitätsbezeich- 
nung damit  motivirt,  dass  man  sonst  die  betreffende  Waarenqualitftt  im 
Verkehr  überhaupt  nicht  sprachlich  bezeichnen  könnte  i).  Dieses  ist  insofern 
richtig,  als  es  die  Richtigkeit  des  obigen  Satzes  von  der  Zalässigkeit  der 
Qualitätsbezeichnung  mit  besonderer  Evidenz  vor  Augen  legt;  es  ist  richtig 
als  Motiv  —  aber  es  ist  nicht  richtig,  wenn  man  es  als  Bedingung  für 
die  generische  Bezeichnungsqualität  des  Wortes  auffasst:  ist  das  Wort 
in  der  Sprache  einmal  zur  generischen  Bezeichnung  geworden,  so  kommt 
nichts  darauf  an,  ob  die  Möglichkeit  vorliegt,  der  Sache  noch  eine  andere 
sprachliche  Bezeichnung  zu  geben;  der  etwaige  Reichthum  der  Sprache 
ändert  an  der  rechtlichen  Qualität  des  Wortes  nichts. 

Leichter  noch,  als  der  pure  Name,  werden  sich  Namensderivate  zur 
Bezeichnung  von  Waarenproducten  einbürgern,  wie  Daguerrotypie,  Saxo- 
phon u.  dgl. ;  sie  haben  auch  insofern  weniger  Bedenklichkeit,  als  sie  viel 
weniger  zur  Täuschung  über  die  Herkunft  der  Waare  geneigt  sind  und 
sich  viel  leichter  schon  nach  ihrer  sprachlichen  Natur  zu  Gattungsbezeich- 
nungen eignen;  vgl.   Tilliere,  brevets  d'invention  p.  251. 

Natürlich  muss  aber  in  jedem  Fall  der  Gebrauch  des  fremden  Namens 
ein  loyaler  sein,  und  der  Producent  oder  Verkehrtreibende  muss  sich  jeder 
Beziehung  enthalten,  welche  die  Täuschung  wachriefe,  als  ob  es  sich 
hier  nicht  nur  um  die  Bezeichnung  einer  objectiven  Waarenqualität,  son- 
dern um  die  Bezeichnung  der  subjectiven  Herkunft  der  Waare  handeln 
würde.  Von  dem  Momente  an,  wo  der  Name  aus  der  Function  als  ob- 
jective  Sachbezeichnung  heraustreten  und  die  Function  als  subjective  ür- 
Sprungsbezeichnung  annehmen  würde,  von  diesem  Momente  an  wäre  der 
Gebrauch  des  Namens  eine  Verletzung  des  Markengesetzes ;  und  je  leichter 
der  Personennamen  an  sich  diese  Täuschung  bieten  kann,  um  so  mehr 
ist  es  Sache  des  gutgläubigen  Verkehrs,  mit  aller  Vorsicht  und  loyaler 
Sorgfalt  zu  Werke  zu  gehen.     Mit  Recht  sagt   daher   der   französische 


1)  So  schlägt  aach  der  Gesetzesentwnrf  von  Bozerian  über  den  Namen - 
schntz  in  a.  6  die  Bestimmang  vor:  „Nal  ne  peut  se  servir  da  nom  d*an  tiers 
ponr  la  d^signatlon  d'nn  prodait,  k  moins  qae  ce  nom  ne  solt  devena  la  d^signa- 
tion  n^cessaire  de  ce  prodait  on  qae  son  emploi  ne  solt  indispensable  ponr  faire 
connaitre  la  natare  on  la  composition  da  prodait.  Dans  ce  dernier  cas,  celai  qai 
se  sert  da  nom,  doit  raccompagner  de  mentions,  indications  oa  slgnes  saffisants 
poar  emp§clier  toate  confasion*'  (Propri6t6  indnstr.  I,  2  Rev.  doctr.  p.  13).  Vgl. 
•aach  besonders  die  Entscheidang  des  Oassat  -hofs  Taria  7./8.  1883  Monitore  dei 
tribun.  XXIV  (1883)  p.  979. 
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Ca8ß.-hof  16./4.  1878  Sirey  1879  I  p.  251.  252,  dass  der  Gebrauch  des 
Namens  nur  zulässig  sei :  ä,  la  Charge  seulement  de  prendre  les  pr6caution8 
necessaires  pour  ne  pas  induire  le  public  en  erreur  sur  Torigine  du  produit 
par  eux  faSriqu6;  ähnlich  Appelhof  Brüssel  28./11.  1870  Pas.  B.  1871 
II  p.  99.  101:  ä  la  condition  qu'il  soit  pris  les  pr6cautions  necessaires 
pour  6viter  toute  conftision  sur  la  provenance  du  produit  vendu.  Und  der 
letztere  hebt  in  9./8.  1877  P.  B.  1878  U  p.  193.  194  richtig  hervor: 
il  incombait  k  —  de  s*abstenir  plus  soignensement  encore  de  tout  ce  qui 
pourrait  porter  le  public  k  croire  que  ses  produits  sont  ceux  de  — . 

Ein  Mittel,  um  die  subjective  Herkunft  der  Waaren  zu  markiren, 
ist  die  Angabe  der  Adresse:  fällt  auch  der  Name  in  den  AUgemein- 
^ebrauch  als  Qualitativbezeichnung,  so  doch  der  Name  allein,  nicht  der 
Name  in  Verbindung  mit  der  Adressangabe :  die  Adressangabe  kann  ihren 
individuellen  Charakter  nicht  verlieren;  vgl.  Seinetrib.  8./3.  1878  Pat. 
XXVm  (1883)  p.  127.  Ebenso  unzulässig  sind  die  Worte:  Original, 
Acht,  v^ritable  und  ähnlich ,  durch  welche  dem«  Personennamen  eine 
gesteigerte  auf  die  Herkunft  der  Waare  hinweisende  Bedeutung  gegeben 
wird,  Seinetrib.  8./4.  1858  PcUaüle  IV  p.  191,  Appelh.  Paris  3./8.  1858 
(1859  ?)  Pat.  V,  p.  366,  engl  Entach.  Cocks  v.  Chandler  3./3.  1871  Sebasf. 
p.  211 ;  vgl.  auch  Adams  p.  69,  Browne  p.  418.  420.  Solche  Worte 
darf  nur  die  entsprechende  Person  selbst  der  Waare  beifügen,  nicht  ein 
dritter,  denn  sonst  würde  eine  blanke  Verletzung  des  Markenrechtes 
vorliegen. 

Alles,  was  oben  über  die  Metastase  des  Namens  gesagt  wurde,  gilt 
auch  von  dem  Falle,  wenn  der  Berechtigte  seinen  Namen  nicht  einzeln, 
sondern  in  Verbindung  mit  bildlichen  Emblemen  zu  setzen  pflegt :  auch  in 
diesem  Falle  behält  der  Name  seine  höchst  persönliche  Qualität  bei  und 
seine  Metastase  zur  Gattungsbezeichnung  unterliegt  denselben  Schwierig- 
keiten, wie  wenn  der  Name  pure  gezeichnet  wäre ;  verkannt  ist  dies  vom 
€ass.-hof  13./1.  1880  Pat,  XXV  p.  113.  124,  wogegen  die  Bemerkungen 
von  Bozerian  ib.  p.  126  f.  zu  vergleichen  sind. 

Noch  mehr,  ein  Name,  der  in  eigenartiger  Weise  gezeichnet  oder 
mit  eigenartigen  Zusätzen  versehen  ist,  muss  der  Metastasirung  zur  All- 
gemeinbezeichnung in  noch  viel  eminenterem  Masse  widerstehen,  als  der 
blosse  Name  für  sich.  Eine  solche  Namenzeichnung  enthält  zwei  in- 
dividuelle Elemente,  den  Namen  und  die  individuelle  Darstellung  des  Na- 
mens; und  wenn  auch  der  Name  zur  Qualitätsbezeichnung  herabsinkt,  so 
kann  immer  noch  die  individuelle  Ausgestaltung  desselben  als  Individual- 
charaktei'istikum  bestehen  bleiben;  vgl.  auch  jBrat^n  p.  191.  361  f.,  und  be- 
sonder» Cass.-hof  Turin  27./6. 1883'ßas8egna  di  dir.  comm.  I  nr.  90  p.  276. 
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§  4. 


Soweit,  was  den  Namengebrauch  anbetrifft.  Uebrigens  liegt  ein 
Namengebrauch  nnr  dann  vor,  wenn  der  Name  zur  Benennung  der  Sache 
verwendet,  nicht  auch  schon  dann,  wenn  derselbe  mit  der  Sache  in  einen 
sachlichen  und  darum  auch  sprachlichen  Zusammenhang  gebracht  wird: 
denn  eine  sachliche  Aussage  ist  keine  nominale  Bezeichnung.  Daher  ist 
es  kein  Namengebrauch,  wenn  Jemand  von  der  Waare  aussagt,  dass  sie 
nach  der  Vorschrift,  nach  dem  Recepte,  nach  der  Formel  eines  gewissen 
Mannes  gemacht,  däss  sie  nach  dem  System  einer  bestimmten  Person  ge- 
fertigt sei :  das  ist  eine  prädicative  Aussage,  keine  subjective  Benennung ; 
Trib.  Lyon  4./12.  1867  Pataille  XV  p.  92,  Seinetrib.  25./6.  1874  Fat. 
XIX  p.  209,  Appelh.  Bordeaux  6./2.  1873  Fat.  XXn  p.  226,  Appelh. 
Bruxelles  5./6.  1876  Fat.  XKUI  p.  230,  Appelh.  Paris  28./3.  1878  FaL 
XXni  p.  239.  242,  engl.  Appelh.  14./12.  1880  Journ.  de  droit  intern,  prive 
IX  p.  101 ;  vgl.  auch  Supreme  Court  Wisconsin  22./6.  1881  Journ.  de  droit 
int.  priv6  IX  p.  449,  und  engl.  Entsch.  Cheavin  v.  Walker  im  American  Law 
Review  XII  (1877—78)  p.  317 ;  Appelh.  Mailand  28./7.  1882  Monit.  dei 
trib.  XXin  p.  866  (sistema  Cristofle):  „altro  non  pu6  significare  e  n«>n  sig- 
nificä  se  non  che  egli  adopera  lo  stesso  metodo,  l'egual  maniera,  Tidentico 
processo  di  manifattura  adottato  dalla  casa  Christofle" ;  und  bestätigend 
Cass.-hof  Turin  7./8.  1883  Monit.  XXIV  p.  979.  Wohl  aber  muss,  wer 
einen  solchen  Zusatz  beifügt,  Alles  verhüten,  was  dieser  Bezeichnung  einen 
anderen,  als  objectiv-descriptiven  Charakter  geben  könnte;  insbesondere 
Alles,  was  den  Schein  verbreiten  würde,  als  würde  die  Waare  von  dem 
Manne  herrühren,  der  diesen  Namen  trägt,  als  wäre  sie  unter  seiner  Auf- 
sicht, Leitung,  Verantwortung  hergestellt.  Jedes  derartige  täuschende 
Manoeuvre  würde  sich,  zwar  nicht  als  Namenverletzung,  wohl  aber  als 
concurrence  d^loyale  darstellen.  Und  wirkliche  Namenverletzung  würde 
vorliegen,  wenn  bei  derCIausel:  „nach  der  Formel  des  NN"  ^k  la  NN** 
u.  8.  w.  die  descriptiven  beschreibenden  Worte  „nach  der  Formel"  u.  dgL 
so  klein  geschrieben,  so  verdeckt,  unsichtbar  gemacht  oder  in  anderer 
Art  der  Aufmerksamkeit  entzogen  wären,  dass  im  Verkehr  nur  der  Name 
des  NN  ins  Auge  fiele:  denn  dann  wäre  in  der  That  der  Name  des  NN 
wiedergegeben  mit  einer  sprachlichen  Verkleidung,  welche  nur  bei  beson* 
derer  Aufmerksamkeit  ersichtlich ,  für  den  gewöhnlichen  Verkehr  nicht 
vorhanden  wäre  und  daher  auch  rechtlich  als  nicht  vorhanden  betrachtet 
werden  mtisste,  Appelh  Paris  lO./l.  1866  und  3./4.  1869  Fataüle  XV 
p.  154.  157.  159.  161,  Appelh.  Paris  10./3.  1876  Fat  XXI  p.  65, 
Appelh.  Mailand  28./7.  1882  Monit.  del  trib.  XXUI  p.  866;  engl.  Urtheil 
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Day  V.  Binning  1831  Coddiftgton  p.  103  und  Franks  v.  Weaver  1847 
ib.  p.  105,  Berliner  Kammergrericht  (?  Datum)  allegirt  im  Reichsanzeiger, 
Centralhandelsregister  v.  26./10.  1876   nr.  253,  Bedarride  U  nr.  778. 

Allerdings  ist  in  der  französischen  Jurisprudenz  die  Ansicht  ver- 
treten, dass  jede  auch  prÄdicative  Benützung  eines  fremden  Namens  un- 
zulässig sei :  dass  es  unzulässig  sei,  eine  Waare  mit  der  Angahe  „fai^on 
de  NN,  Systeme  de  NN"  zu  versehen,  dass  jede  derartige  Angabe  einen  Ein- 
griff in  das  Namensrecht  enthielte.  Vgl.  Cass.-hof  24./12.  1855  Fat  II 
p.  18,  14./3.  1881  Pai.  XXVII  p.  183,  Trihunal  Nantes  24./4.  1880 
Fat.  XXVni  p.  37,  Cass.-hof  14./3. 1881  und  Appelh.  Orleans  4./8.  1881 
B^.  intern,  de  la  propr.  industr.  I  p.  22,  Pouillet  nr.  416  f.  Diese  An- 
sicht will  man  vielfach  auf  ein  Eigenthum  am  Namen  zurückführen^  wel- 
ches natürlich  nur  eine  missverständliche  Construction  des  Individualrechts 
ist:  denn,  den  Namen  eines  Andern  zu  nennen,  kann  gewiss  Niemanden 
untersagt  sein,  nur  eine  Bezeichnung  in  einer  Weise,  welche  etwas  fälsch- 
lich auf  den  Träger  jenes  Namens  zurückführt,  nur  eine  Individualbe- 
zeichnung  durch  den  Namen  kann  untersagt  seih;  eine  solche  liegt  aber 
nicht  in  der  Angabe,  dass  eine  Sache  nach  dem  Systeme  eines  bestimmten 
Erfinders  gemacht  sei.  Der  wahre  Grund  der  strengeren  Meinung  liegt 
in  der  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  germinal  XI  a.  17,  welches  besaget: 
„La  marque  sera  consid^röe  conti-efaite,,  quand  on  y  aura  insere  ces  mots: 
faQon  de  ,  .  .  .",  einer  Bestimmung,  deren  fortdauernde  Geltung  allerding» 
bestritten  ist,  welche  aber  jedenfalls  kraft  der  Gewöhnung  des  Rechts 
sich  noch  in  ihren  Nachwirkungen  verspüren  lässt.  Der  richtige  Kern 
dieser  strengen  Bestimmung  ist  der,  dass  solche  Sprachhildungen  häufig 
gegen  ihren  wahren  Sinn  gebraucht  werden,  um  sich  dem  Publikum  als 
Individualbezeichnungen  aufzudrängen,  und  dass  gegen  solche  Missbräuche 
die  Gerichte  sehr  auf  der  Hut  sein  müssen. 

Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  dei^jenigen  Erklärungen,  welche 
kundgeben  sollen,  dass  die  Person  des  Firmaträgers  zu  einer  anderen 
Person  in  einer  bestimmten  Beziehung  stehe.  Solchen  Erkläimngen  steht 
an  sich  nichts  im  Wege,  sofern  und  soweit  sie  richtig  sind  und  soweit 
sie  nicht  dahin  tendiren,  Täuschungen  und  Missverständnisse  zu  erregen 
—  ansonst  die  betreffende  Person  kraft  ihres  Individualrechts  auf  Unter- 
lassung derselben  klagen  kann,  vgl.  Waelbroeck  I  nr.  179  f.  p.  301  f. 
So  insbesondere,  wenn  es  sich  um  Erklärungen  handelt,  welche  ein  Eleven- 
oder ein  Nachfolgerverhältniss  bezeichnen.  Daher  verlangt  natürlich  die 
Bezeichnung  des  Schülerverhältnisses,  dass  der  Betreffende  wirklich  de- 
finitiver Schüler  gewesen  ist,  nicht  bloss  in  transitorischem  Verhältniss 
zu    dem  Meister  gestanden   oder   gar   nur   als  Arbeiter  functionirt  hat, 
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vgl.  Appelh.  Paris  4. '3.  1863  Pataille  IX  p.  173  (und  die  zu  Grunde 
liegende  Entscheidung  der  ersten  Instanz).  Ist  aber  die  Bezeichnung 
richtig  und  in  loyaler,  nicht  zur  Täuschung  führender  Weise  gebraucht, 
80  kann  der  Meister  eine  solche  nicht  verwehren ;  und  wenn  der  Schiller 
ihm  keine  Ehre  macht,  so  kann  er  ihn  dessenungeachtet  nicht  als  Schüler 
verlftugnen,  vgl.  Bedarride  II  nr.  749  f.,  Pouület  nr.  537  f.,  Bendu, 
droit  ind.  nr.  683;  Seinetribunal  13./10.  1841  Ddllojs,  r6p.  v.  Ind.  nr.360, 
Appelhof  Paris  &./3.  1839  bei  Sehmoü  p.  194  und  die  Entscheidungen 
bei  Pouillet  nr.  536.  538 ;  viel  zu  restrictiv  Gastambide  nr.  476,  Blcme 
p.  714  f.;  ebenso  zu  restrictiv  Seinetrib.  27./12.  1863  Fat.  IX  p.  143, 
wo  mit  Unrecht  darauf  Gewicht  gelegt  wird,  dass  der  ehemalige  Gehülfe 
zu  dieser  Bezeichnung  nicht  autorisirt  worden  war.  Dasselbe  gilt  für  die  An- 
deutung eines  Nachfolgeverhältnisses:  dazu  ist  eine  wirkliche  üebertrag- 
ung  des  Geschäfts  erforderlich,  und  die  blosse  Annahme  der  Arbeitsmethode 
eines  andern  genügt  nicht,  um  sich,  wie  doch  so  oft  geschieht,  als  Nach- 
folger zu  bezeichnen,  BUxnc  p.  716.  Ja,  wenn  das  Nachfolgeverhältniss 
durch  einen  Zusatz  in  derFirma  selbst  kundgegeben  werden  soll,  ver- 
langt das  specielle  deutsche  Recht,  dass  ein  Nachfolgeverhältniss  nicht 
in  das  Geschäft  allein,  sondern  in  das  Geschäft  mit  Firma  vorliegt :  nur 
bei  dieser  prägnanten  Uebertragung  ist  es  nach  deutschem  Recht  gestattet, 
den  Namen  des  Vorgängers  in  die  Firma  aufzunehmen,  weil  eine  so  in- 
time Bezeichnung  den  Nachfolger  nicht  nur  als  Nachfolger  des  blossen 
Geschäfts,  sondern  auch  als  Nachfolger  des  Namens  und  aller  der  be- 
sonderen Beziehungen  des  Namens  declarirt,  weil  der  in  der  Firma  be- 
sonders angegebene  Nachfolger  sich  nicht  nur  als  Geschäfts-,  sondern 
auch  als  Firmennachfolger  zu  erkennen  gibt.  So  denn  auch  a.  22  des 
Handelsgesetzbuchs,  vergl.  Hahn,  Comment.  z.  H.G.B.  I  S.  107,  auch 
AnscMU-Völderndorff  I  S.  186  f.,  OberappelL-gericht  Lübeck  26./3. 
1872  in  Goldschm.  Zeitschr.  XX  S.  617  und  Reichsgericht  29./11.  1881 
Besond.  Beilage  z,  Reichsanzeiger  1882  nr.  1,  auch  Entsch.  V  S.  110  i). 
Unstatthaft  sind  regelmässig  solche  Kundgebungen,  welche  ein  Yer- 
wandtschaftsverhältniss  bezeichnen;    sie  sind   unstatthaft  in  der  Firma, 


1)  Anders  verhält  es  sich  mit  der  Angabe  des  Nachfolgerverhältniss  anf 
dem  Ladenschild  ohne  Aufnahme  einer  solchen  Angabe  in  die  Firma.  Dieses  ist, 
sofern  es  nur  loyal  geschieht,  statthaft,  weil  dadurch  keine  so  intime  Beziehnng 
zwischen  beiden  Unternehmungen  angezeigt  wird,  wie  im  Fall  der  Bezeichnung  in 
der  Firma;  vgl.  die  handelsappellationsgerichtliche  Entscheidung  25./1.  1875  Samm- 
lung V.  Entscheid,  des  oberst.  Gerichtshofs  III  S.  188.  Ebenso  auf  der  Waare  — 
aber  losgetrennt  von  der  Firma. 
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sie  sind  es  auch  meistens  ausserhalb  derselben,  es  müsste  denn  sein,  dass 
irgend  ein  loyaler  Zweck  die  Hervorhebung  dieser  Beziehung  verlangte, 
z.  B.  gerade  der  Zweck,  Täuschungen  zu  verhüten,  welche  aus  der  Homo- 
nymie hervorgehen,  oder  der  Zweck,  die  richtige  Succession  des  Geschäfts 
von  einem  gemeinsamen  Vorfahren  kundzuthun.  Sonst  erregen  solche  Be- 
zeichnungen den  Schein,  als  ob  der  Verwandte  mit  dem  Geschäfte  im  Zu- 
sammenhang stünde,  in  irgend  einer  intellectuellen  oder  creditiven  Weise 
bei  demselben  betheiligt  wäre,  oder  als  ob  das  Geschäft  von  ihm  abgeleitet 
sei :  und  solche  Bezeichnungen  sind,  wie  eben  bemerkt,  unzulässig.  Vgl. 
Bedarride  U  nr.  748,  Blanc  p.  716,  Pouillet  nr.  546f.,  Supreme  Court 
New-York  1875  Gourard  v.  Trust  Coddington  p.  208. 

Völlig  unzulässig  wäre  es  in  jedem  Falle  auch  hier,  einen  an  sich 
gültigen  Zusatz  zur  Firma  in  der  Art  zu  zeichnen,  dass  der  im  Zusätze 
enthaltene  Name  besonders  hervortreten  und  der  Name  des  Kaufmanns 
in  der  Firma  in  den  Schatten  treten  würde:  das  wäre  die  verkleidete 
Annahme  eines  fremden  Namens ;  je  mehr  derartige  Zusätze  dazu  neigen, 
missverstanden  zu  werden,  um  so  mehr  muss  in  loyaler  Weise  alles  unter- 
lassen werden,  was  zu  solchen  Missdeutungen  noch  besonders  Anlass  gibt; 
Bedarride  II  nr.  777,  Rendu,  droit  ind.  nr.  682,  Ballon,  r6p.  v.  Ind. 
nr.  360,  Appelh.  Paris  4./3.  1863  Pataille  IX  p.  173;  New- Yorker 
Appelhof  bei  Browne  p.  370  f.,  409,  Court  of  Common  Pleas  Philadelph. 
Colton  V.  Thomas  Decbr.  1868  Cox  p.  507  f.;  engl.  Entsch.  Glenny 
V.  Smith  18./7.  1865  Sebast  p.  144,  Hookham  v.  Pottage  7./6.  und 
12./ 11.  1872  Sebast  p.  236;  vgl.  auch  Hahn,  Comment.  z.  H.-G..B.  I 
S.  88  (Note). 

§  5. 

Name  und  Firma  sind  die  natürlichen  Waarenbezeichnungen ;  das 
österreichische  Gesetz  §  6  und  17  fügt  das  Wappen  bei,  nicht  so  das 
deutsche.  Vielmehr  sind  nach  deutschem  Hechte  alle  andern  Bezeichnungen 
gewillkürte  Bezeichnungen,  sie  sind  nicht  natürliche,  sondern  gewählte 
Marken,  sie  können   und  müssen  besonders    gebildet  werden  i) ;    sie  sind 


>)  Insofern  können  die  gewählten  Marken  einigermassen  mit  den  Yoruamen 
ia  Parallele  gestellt  werden:  denn  die  Yomamen  sind  gleichfalls  gewählte,  gekürte, 
nicht  schon  dnrch  die  Verhältnisse  von  selbst  gegebene  Namen.  Ueber  die  Wahl 
der  Vornamen  vgl.  Müller  in  Bl.  f.  adm.  Praxis  XXXI  8.  252  nnd  den  Aafsatz 
ebenda  XXXIII  S.  230;  vgl.  anch  Entscheidungen  ebenda  XXVIII  S.  362  f.  Dass 
anstössige,  anstaudswidrige  Namen  als  Vornamen  nicht  gewählt  werden  dürfen, 
versteht  sich  von  selbst,  ist  auch  bisweilen  besonders  ausgesprochen,    vergl.  die 
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daher  auch  von  den  übrigen  Personenbezeichnongsweisen  unabhängig: 
während  eine  res  judicata  bezüglich  des  Namens  oder  der  Firma  an  sich 
auch  die  markenmftssige  Benützung  von  Namen  und  Firma  trifft,  so  findet 
bezüglich  der  gewillkürten  Marke  ein  solches  Abhängigkeitsverhältniss 
nicht  statt.  Daher  können  wir  hier  nichts  wie  bei  Namen  und  Firma,  auf 
das  bürgerliche  oder  Handelsrecht  zurückverweisen:  von  der  gewählten 
Marke  als  solcher  haben  wir  ex  professo  zu  handehi. 

Die  Constituirung  der  Marke  ist  Sache  freier  Wahl,  darvm  ist  es 
auch  dem  Einzelnen  möglich,  nicht  nur  eine,  sondern  unbestimmt  viele 
Marken  zu  creiren,  vgl.  Appelh.  Paris  23./5.  1867  PatailleXDI  p.  348: 
es  ist  ihm  möglich,  mehrere  Marken  zu.  creiren  für  dieselbe  Waarengattnng, 
oder  auch  für  verschiedene  Waarengattungen  verschiedene  Marken,  so 
dass  die  Marke  zu  gleicher  Zeit  dazu  beiträgt,  seine  Waarensorten  zu 
differenziren,  vgl.  Appelh.  Paris  4./2.  1869  Pataüle  XV  p.  259. 

Die  gewählte  Marke  muss  creirt  werden;  die  Creirung  geschieht 
durch  formellen  rechtspolizeilichen  Akt,  dieser  Akt  ist  die  Anmeldung 
und  die  der  Anmeldimg  entsprechende  Eintragung;  und  zwar  sind  diese 
Akte  nicht  nur  confirmatorische  Rechtspolizeiakte,  sondern  sie  sind  rechts- 
schöpferische Rechtsakte:  das  Markenrecht  als  solches  entsteht  erst  mit 
ihrer  Vollziehung. 

Der  Grund  dieser  formalen  Einrichtung  ist  leicht  ersichtlich:  es 
ist  die  Sicherheit  des  Schutzes,  die  Klarlegung  der  Prioritätsfrage;  wer 
das  schneidige  Markenrecht  haben  will,  der  muss  die  Priorität  durch 
Eintrag  gesichert  haben ;  es  gilt  hier  alles  dasjenige,  was  oben  über  das 
Verhältniss  des  Markenrechts  zum  gewöhnlichen  Individualrechte  ausge- 
führt wurde  i). 


Weim.-£isenach.  Verordn.  22./ 10.  1878  bei  Müller  S.  252.  Nach  französ.  Gesetze 
Y.  2.  germ.  X[  sind  bekanutlich  nar  die  kalendermässigen  Namen  und  die  Namen 
von  Personen  der  alten  Geschichte  gestattet,  Benouard,  droit  indostr.  p.  351. 
Interessant  ist  eine  Weim.-Eisenach.  Verordn.  v.  18./2.  1876  bei  Müller  S.  2o2, 
wornach  nicht  dieselben  Vornamen  gewählt  werden  dürfen,  die  ein  gleichnamiger 
Ortseinwohner  bereits  hat,  —  eine  Bestimmnng,  die  an  ähnliche  Normen  des 
Firmen-  nnd  Markenrechts  anklingt. 

1)  Solche  Marken  ähneln  den  künstlerischen  Monogrammen,  welche  gemäss 
des  Knnstwerkgesetzes  rechtlichen  Schutz  geniessen ;  man  hätte  erwarten  können, 
dass  auch  für  solche  Monogramme  eine  Depositionsbehörde  gegeben  würde  nnd 
der  Schutz  derselben  durch  Eintrag  gesteigert  werden  könnte.  Das  ist  indes« 
nicht  der  Fall,  es  ist  eine  Ltlcke ,  welche  die  käuttige  Gesetzgebung  ansfüUen 
möge ;  wenn  auch  allerdings  die  künstlerischen  Productioneu  den  Stempel  der  Per- 
sönlichkeit in  viel  höherem  Masse  an  sich  tragen,  als  Industrieproducte,  und  des- 
halb  eine  controlirende  staatliche  Einrichtung  weniger  Bedürfniss  ist. 
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Der  Eintrag:  der  Marke  ist  rechtsschopferisch,  allein  er  ist  nicht  für 
sicli  allein  rechtsschöpferisch,  er  ist  nur  rechtsvollendend :  die  Marke  mass 
schon  an  sich  die  Qualitäten  an  sich  tragen,  welche  sie  zur  Marke  iin 
Sinn  der  Oesetzgebang  befähigen;  hätte  sie  dieselben  nicht,  so  wäre 
natürlich  der  Eintrag  anfähig,  das  Zeichen  zur  gesetzlichen  Marke  zu 
erheben.  Nirgends  ist  dem  Eintrag  die  Bedeutung  beigemessen,  dass  er 
die  Mängel  der  Marke  aufheben  würde:  ein  solcher  Rechtssatz  wüi^de 
auch  eine  dem  Eintrage  vorhergehende  erschöpfende  Cognition  voraussetzen, 
und  eine  solche  findet  nach  deutschem  Rechte  nicht  statt. 

Die  Qualitäten  der  Marke  sind  nun  aber  im  folgenden  zu  ent- 
wickeln. 

§  6. 

Die  Marke  darf  für  die  Waare  nur  eine  distinktive,  unterscheidende, 
sie  darf  für  dieselbe  keine  technische  functlonelle  Bedeutung  haben ;  denn  der 
Erwerb  der  Marke  enthält  eine  Appropriation  zum  Alleinrecht  des  Einzelnen, 
und  eine  solche  ist  nur  gerechtfertigt  in  Bezug  auf  die  distinktive 
Kraft  der  Marke :  zu  dieser  Distinguirung  ist  Jeder  ohne  alles  weitere 
berechtigt,  dagegen  kann  er  nicht  ohne  w^eiteres  allein  berechtigt  sein  in 
Bezug  auf  irgendwelche  fruchtbare  Funktionen,  auf  irgendwelclie  tech- 
nische Vortheile,  welche  das  Zeichen  bieten  könnte  —  solche  können  nur 
von  dem  Erfinder  appropriirt  werden,  und  auch  von  diesem  nur  unter 
gewissen  Voraussetzungen  und  Beschränkungen. 

So  darf  die  Marke  zwar  für  sich  em  ästhetisches  Interesse  bieten, 
allein  sie  kann  nicht  in  der  ästhetischen  Formung  der  Waare  bestehen: 
eine  auf  den  ästhetischen  Sinn  gerichtete  Gestaltung  der  Waare  kann 
nicht  Marke  sein  —  denn  sonst  würde  der  Markenträger  sich  mit  der 
Marke  diese  ästhetische  Bildung  der  Waare  appropriiren :  eine  solche 
kann  aber  nur  Gegenstand  des  Muster-,  nicht  aber  auch  des  Marken- 
schutzes sein;  dies  ist  um  so  evidenter,  als  möglicherweise  der  Marken- 
träger gar  nicht  Erfinder  dieser  Formung  ist  und  diese  Formung  bereits 
aus  alter  Zeit  herrührt. 

Ebenso  kann  eine  Gestaltung  der  Waare,  welche  sich  lediglich  als 
angemessene,  den  Zwecken  der  Waare  entsprechende  Formung  erweist, 
nicht  appropriirt  werden.  Niemand  kann  sich  durch  die  Marke  das 
Alleinrecht  erwerben,  die  Waare  in  einer  bestimmten  zweckentsprechenden 
Weise  zur  Darstellung  zu  bringen;  ebenso  kann  eine  technische  Verbes- 
serung, eine  den  Gebrauch  oder  die  Benützung  erleichternde  Einrichtung 
nicht   Marke    werden.      Sonst    würde   der    Markenbesitzer    dadurch    ein 
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Alleinrecht  anf  eine   indastrielle  Verbessemng,    anf  ein  technisches  In- 
dnstrieelement  erwerben,  und  das  ist  unzulässig.    Ist  er  der  Erfinder  der 
Verbesserung  y    so  kann    er  ein  Alleinrecht   nur   erwerben   vermöge  des 
Patent-  oder  Musterrechtes,  und  auch  dieses  gibt  ihm  Alleinrecht  nur  för 
eine    beschränkte  Zeit  und  nur  unter   besonderen  Bedingungen.     Ist  er 
aber  nicht  der  Erfinder,    so  wäre  es  natürlich    eine  um   so  schreiendere 
Ungerechtigkeit,  ihm,  vielleicht  dem  wahren  Erfinder  entgegen,  ein  solches 
technisches  Alleinrecht  zu  gewähren,    vermöge  dessen  er  möglicherweise 
den  Verkehr  monopolisiren  könnte.    Daher  kann  eine  Form  von  Büchsen, 
die  sich  als  besonders  praktisch  erweist,  nie  zur  Marke  werden,  Cidmels 
nr.  181  p.  114,  Supreme  Court  New-York  Januar  1867  Gillott  v.  Ester- 
brook,    Cox  p.  340.  348  f.;    ebenso   wenig  ein  Streifen  Tabakblatt   als 
Umwicklung  der  Mundspitze  der  Cigarette,  ein  an  die  Waare  befestigtes 
Band  mit  funktioneller  Bedeutung  u.  dgl.,  amerikan.  Patentcommiss.  27.8. 
1877  und  31./5.  1880  Off.  Gaz.  1877  XH  p.  517.  518  und  1880  XVIH 
p.  923:  die  Marke  muss,  wie  es  au  erster  Stelle  heisst,  haben  ^the  inde- 
pendent  and  sole  quality  of  distinguishing  the  goods'^.    Ebensowenig  kann 
eine  Form  der  Nähmaschine    oder    des  Gestelles    derselben,    welche  eine 
technische  Vervollkommnung  derselben  repräsentirt,  Marke  sein  \  insbeson- 
dere kann  nach  Erlöschen  eines  Patentrechts  die  ehemals  patentirte  Form 
nicht  unter  der  Kategorie  der  Marke  zurückgehalten  und  dem  Publikum 
entzogen  werden:  „all  the  effects  which  these  frames  have  in  representing 
machines  to  be  those   of  the  orator  appears   to  be  due  to  the  monopoly 
enjoyed   under    the    patents,    and   to  give  the  orator  the   benefit  of  the 
effect  by  calling  the  frame  a   trade -mark  would  continue  the  monopoly 
indefinitely,   when  under  the  law  it  should  cease^,  Circ.  Court  Southern 
Distr.  of  New-York  4.,  8.  1883  Off.  Gaz.  XXIV  p.  1272.  1273.    Ebenso 
wenig   kann   ein  bestimmter   Emballagestoff  z.  B.   Zinn  als   Emballage- 
mittel  zur  Marke    werden,    Blanc  p.  709,    Circuit  Court  South,   Distr. 
New-York   Febr.  1877   Off.   Gaz.  1877   XH  p.  188.    189;    ebensowenig 
der    Stoff  zum  Verschluss   der    Emballage    (Siegellack,    Blei   u.    drgl.), 
Pouillet  nr.  73  bis,  und  die  dort  cit.  Entsch.  des  Seinetribunales;    eben- 
sowenig eine  praktische  Form  des  Cigarettenpapieres,  Entsch.  bei  Pouillet 
nr.  43,   oder  die  Bezeichnung  eines   Paketes   mit  regelmässigen  Linien, 
welche  den  Vortheil  bieten,    die  Waare   in    gleichheitliche  Portionen  zu 
zerschneiden,  oder  der  Flasche  mit  Messlinien  u.  dgl.,  Circ.  Court  North. 
Distr.  Illinois  8./7.  1878  Off.  Gaz.  1879  XV  p.  559. 
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§  7. 


Die  Marke  darf  aber  ferner  nicht  rechtswidng  sein,  sie  darf  nicht 
in  das  Recht  eines  Dritten  eingreifen ;  jede  gegen  das  Hecht  eines  Dritten 
verstossende  Marke  entbehrt  des  rechtlichen  Schutzes  —  ganz  natur- 
gemäss,  da  das  Hecht  nicht  zugleich  einen  Zustand  als  rechtmässig  und 
zugleich  als  unrechtmässig  behandeln  kann ;  und  die  Frage  kann  nur  die 
sein,  ob  die  Nichtigkeit  der  Marke  in  diesem  Falle  eine  absolute,  und  ob 
sie  nicht  eine  bloss  relative,  nur  auf  Antrag  des  Verletzten  eintretende 
ist.  Diese  Frage  aber  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  die  Nichtigkeit 
sicher  eine  absolute  ist,  weil  gar  keine  Gründe  für  einen  relativen  Schutz 
einer  solchen  Marke  sprechen,  gar  keine  entschuldigenden  Momente  eine 
einstweilige  Geltung  solcher  Marke  postuliren ;  und  in  vielen  Fällen  sind 
solche  Marken  zudem  deceptiv,  in  andern  Fällen  tragen  sie  doch  die  Ge- 
fahr der  Täuschung  in  sich.  Darum  der  Satz,  dass  eine  das  Recht  eines 
Andern  verletzende  Marke  nichtig  ist  und  den  Rechtsschutz  nicht  geniesst; 
dass  sich  darum  ein  jeder  auf  diese  Rechtswidrigkeit  und  die  folgeweise 
Nichtigkeit  berufen  kann  —  denn  wenn  die  Nichtigkeit  eine  absolute  ist, 
so  ist  es  das  Recht  eines  Jeden,  dass  er  von  dem  nichtigen,  also  nicht 
existirenden  Rechte  nicht  beeinträchtigt  werde,  und  von  einer  exceptio  ex 
jure  tertii  ist  keine  Rede  —  das  jus  tertii  ist  nur  der  Grund  der  Nichtig- 
keit, es  ist  nicht  das  Fundament  der  Einrede. 

Eine  Marke  kann  nun  zunächst  einen  Eingriff  in  das  Kunstwerk- 
oder Musterrecht  enthalten.  Die  figürliche  Darstellung  kann  die  Eigen- 
schaften eines  Kunstwerks  oder  Musters  an  sich  tragen,  vgl.  Calmels 
nr.  31,  p.  22,  Browne  p.  177:  hier  ist  die  Marke  dann  eine  berechT 
tigte,  wenn  der  Schöpfer  des  Bildes  den  Markenträger  zu  dem  Gebrauch 
des  Bildes  als  Marke  licensiii;,  oder  wenn  er  gar  das  ganze  Kunstwerk- 
recht am  Bilde  auf  ihn  überträgt :  im  ersten  Falle  behält,  von  der  Licenz 
abgesehen,  der  Künstler  sein  volles  Recht  und  ist  in  der  Lage,  es  in 
sonstiger  Weise  zu  verwerthen,  vgl.  Rendu  nr.  47,  Bedarride  III  nr.  832, 
Mayer  p.  51,  Braun,  p.  263  f.  Im  Zweifel  ist  eine  blosse  Licensirung 
anzunehmen;  in  welchem  Falle  dann  die  Nachbildung  der  Marke  durch 
einen  unberechtigten  Dritten  einen  Eingriff  in  das  Markenrecht  des  Einen, 
und  zugleich  in  das  Kunstwerkrecht  des  Andern  enthalten  kann,  vgl.  Super. 
Court  New-York  Mai  1865  Swift  v.  Dey  Cox  p.  319.  322,  Browne 
p.  78. 

Wenn  dagegen  der  Markenträger  unberechtigter  Weise  ein  fremdes 
Bild  oder  ein  fremdes  Muster  als  Marke  nimmt,  so  greift  er  in  das 
Kunstwerk-  oder  Musterrecht  des  Autors  ein;   denn  eine  Verbreitung  als 

Kohl  er,  Kecht  des  Markenschutzes.  11 
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Marke  ist  ebenso  eine  unberechtigte  Verbreitung,  wie  eine  Verbreitung' 
durch  selbstständigen  Verkauf  —  ja  noch  mehr,  die  Verbreitung  als 
Marke  kann  noch  viel  gefährlicher,  tiefgreifender,  und  zugleich  viel  ent- 
würdigender sein,  als  jede  andere  Verbreitung.  In  einem  solchen  Falle 
kann  der  Berechtigte  kraft  des  Kunstwerks-  oder  Musterrechtes  gegen 
ihn  vorgehen,  er  kann  die  Declarirung  verlangen,  dass  der  Markenträger 
kein  Recht  hat  auf  die  Marke  und  dass  er  sogar  nicht  mehr  berechtigt  ist, 
die  Marke  zu  führen;  er  kann  auch  verlangen,  dass  die  Marke  im  Marken- 
register gelöscht  wird,  und  zwar  kann  er  dies  verlangen  gemäss  §  11 
des  Markengesetzes;  denn  nach  dieser  Bestimmung  kann  Jeder,  welcher 
den  Markenträger  „von  der  Benutzung  des  Zeichens  auszuschliessen  be- 
rechtigt ist",  die  Löschung  begehren,  mag  er  nun  zu  dieser  Ausschliess- 
ung berechtigt  sein  kraft  Markenrechts  oder  kraft  irgend  eines  andern 
Eechts  1)  —  völlig  der  Sachlage  entsprechend,  da  eine  Marke  ja  aus  den 
verschiedensten  Gründen  nichtig  und  die  Gründe  auf  den  verschiedensten 
Eingriffen  derselben  in  andere  Rechtsgebiete  beruhen  können.  Aber  abgesehen 
von  diesem  Reactionsrecht  des  Dritten,  ist  die  Marke  nichtig,  der  Marken- 
träger hat  kein  Markenrecht  und  kann  gegen  Niemanden  kraft  Marken- 
rechts klagend  vorgehen.  Alles  dieses  ergibt  sich  auch  schon  von  selbst 
daraus,  dass  der  Markenträger  sonst  befugt  wäre,  dem  allein  berechtigten 
Autor  des  Bildes  die  Benützung  desselben  als  Marke  zu  verbieten. 

Ebenso  kann  aber  auch  die  Marke  einen  Eingriff  in  das  Namen- 
oder Firmenrecht  eines  Andern  enthalten,  in  das  bürgerliche  wie  in  das 
handelsrechtliche,  ebenso  wenig  als  Jemand  Firma  oder  Namen  eines 
Andern  direct  benutzen  darf,  ebenso  wenig  darf  er  es  indirect  durch 
Aufiiahme  desselben  in  seine  Marke,  arg.  Seinetrib.  12./2.  1875  Pataille 
XX  p.  95,  Bedarride  II  nr.  767.  Dies  sagt  denn  auch  ausdrücklich 
das  Österreich.  Markenges.  §  6:  „Niemand  darf  eigenmächtig  den  Namen, 
die  Firma,  das  Wappen  oder  die  Benennung  des  Etablissements  eines 
andern  inländischen  Gewerbetreibenden  oder  Producenten  zur  Bezeichnung 
von  Waaren  oder  Erzeugnissen  sich  aneignen",  YglAneznStubenrauchS.  72): 


1)  Noch  weiter  scheint  das  belgische  Markengesetz  zu  geben  a.  16:  „Le 
d^pöt  d'une  marqne  fait  en  contravention  ans  dispositions  de  la  präsente  loi  sera 
döclar^  nul  k  la  demande  de  tont  int^ressö''.  Vgl.  dazu  Braun  p.  602  f.  Das 
englische  Gesetz  1883  a.  90  besagt:  „The  Court  may  on  the  application  of 
any  person  aggrieved  .  .  .  .  by  any  entry  made  without  sufflcient  cause  in 
any  such  register  make  such  order  for  .  .  .  expnnging  ....  the  entry,  as  the 
Court  thinks  fit  ...  . 

2)  Sonst  ist  der  Verletzte  berechtigt,  auf  Einstellung  des  Gebrauchs  zu 
dringen,  §  17  und  15  des  Österreich.  Ges. 
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ähnlich  auch  das  dänische  Markengesetz  2./7.  1880  a.  6  Z.  2.  Und 
wenn  in  dem  deutschen  Gesetze  eine  ausdrückliche  Bestimmung  derai*t 
fehlt,  so  liegt  der  Grund  lediglich  in  dem  legalgeschichtlichen  Umstände, 
dass  erst  in  letzter  Stunde  die  Mitaufnahme  von  Buchstaben  und  Worten 
in  die  Marke  gestattet  wurde.  Gleichwohl  kann  über  die  Geltung  des 
Eechtssatzes  in  Deutschland  nicht  der  mindeste  Zweifel  sein,  da  die  Juris- 
prudenz ihn  aus  allgemeinen  Principien  mit  Nothwendigkeit  abstrahiren 
muss  ^). 

Ein  solcher  Eingriff  in  das  Namenrecht  eines  Andern  liegt  aber 
nicht  schon  dann  vor,  wenn  gesagt  ist,  die  Waare  sei  nach  der  Fa^on, 
nach  dem  Muster,  nach  der  Weise  eines  Dritten  gefertigt,  da  in  diesem 
Falle  der  Name  des  Dritten  nicht  für  die  Marke,  sondern  nur  für  die 
Thatsache,  dass  nach  seinem  Muster  gearbeitet  werde,  in  Anspruch  ge- 
nommen ist,  diese  Thatsache  aber,  wenn  richtig,  in  allewege  bekannt  ge- 
macht werden  darf.  Es  kann  in  dieser  Beziehung  auf  die  früheren  Aus- 
führungen verwiesen  werden,  sowohl  was  die  Regel,  als  was  die  noth- 
wendige  Ausnahme  betrifft,  wornach  eine  solche  prädicative  Darstellung 
dann  unzulässig  ist,  wenn  sie  in  einer  Weise  geschieht,  welche  sie  als 
Kamenbezeichnung  erscheinen  Hesse. 

Auch  dann  liegt  eine  Verletzung  des  Namenrechts  nicht  vor,  wenn 
der  Name  einer  historischen  Person  in  die  Marke  aufgenommen  wird  in 
einer  Weise,  welche  jede  Annahme  ausschliesst,  als  würde  dadurch  eine 
geschäftliche  Zusammengehörigkeit  zwischen  Namen  und  Gewerbebetrieb, 
zwischen  Person  und  Waare  angedeutet.  Die  Aufnahme  solcher  Namen 
ist  eine  Huldigung,  die  der  Verkehr  hervorragenden  oder  beliebten  Per- 
sonen darbringt,  und  eine  solche  öffentliche  Darbringung  kann  nicht  als 
unerlaubt  gelten,  da  solche  Personen  schon  an  sich  dem  Dunkel  des  Pri- 
vatlebens entrückt  sind,  also  nicht  erst  hierdurch  widerrechtlich  in  die, 
Vielen  unbehagliche,  Sphäre  der  Publicität  gezogen  werden.  „Die  Namen 
öffentlicher  Charaktere",  sagt  Dickens,  „sind  Gemeingut,  öffentliches 
Eigenthum*' 2j.  So  hat  man  in  Amerika  die  Bezeichnung  „Bismarck- 
krägen*"    für  zulässig  angenommen,    Court   of   Common   Pleas  New- York 


^)  Eine  Marke  darf  ebenso^'enig  in  das  Namenrocbt  eines  Andern  eingreifen, 
als  ein  künstlerisches  oder  literarisches  Pseudonym,  vgl.  oben  S.  IB;  und  ebenso- 
wenig als  ein  Hotelschild,  vgl.  darüber  Gastambide  nr.  475,  Bedarride  II  nr.  777, 
Calmels  nr.  179  p.  111  f.,  Blanc  y.72S.  Manche  hier  erwähnte  Fälle  streifen  an  die 
Komik;  z.B.  der  eine  heisst  „Petit*',  der  andere  setzt  auf  sein  Schild  „An  Gagne 
Petit",  das  letztere  Wort  besonders  gross,  u.  a. 

2)  Dickens^  Londoner  Skizzen,  übers,  von  Seybt  (Ed.  Reclam)  S.  488. 

II* 
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September  1868  Messerole  v.  Tyuberg  Cox  p.  479;  ebenso  wurde 
der  Name  Roger  Williams  für  Baumwollen  zeuge  zugelassen,  Supreme 
Court  Ehode  Island  März  1860  Barrows  v.  Knight  Cox  p.  238.  Ebenso 
wurde  in  Frankreich  Lamartine  für  Elixire  als  Marke  aufrechterhalten, 
Browne  p.  149 ;  man  kennt  Garibaldiketten,  Napoleonshüte  n.  dgL  Nur 
ein  entwürdiger  Gebrauch  des  Namens  würde  als  unerlaubt  gelten,  weil 
in  diesem  Gebrauch  eine  Beschimpfung  der  Persönlichkeit  enthalten  wäre. 
Und  auch  das  wird  anzunehmen  sein,  dass  eine  solche  Person  zu  ihren 
Lebzeiten  sich  die  Benützung  ihres  Namens  verbitten  darf  und  dass  dann, 
von  diesem  Augenblicke  an,  ein  auch  sonst  unschuldiger  Gebrauch  zum 
widerrechtlichen  und  die  Marke  zu  einer  unzulässigen  und  darum  nichtigen 
wird :  vgl.  Browne  p.  428.  Es  verhält  sich  hiemit  ähnlich,  wie  mit  der 
Markirung  einer  bestimmten  Person  in  einem  literarischen  Werke,  wie 
mit  der  Aufnahme  einer  Individualität  in  eine  literarische  Schöpfung  — 
wie  das  bekanntlich  in  Frankreich  in  dem  berühmten  Processe  Duverdy 
c.  Zola  ausführlich  erörtert  worden  ist,  Urth.  Seinetrib.  15./2.  1882  R^g. 
intern,  de  la  propr.  litt.  I  p.  178. 

Dass  schliesslich,  wenn  der  Name  zur  blossen  Gattungsbezeichnung 
geworden  ist,  der  Aufnahme  desselben  von  Seiten  des  Namenrechts  nichts 
im  Wege  steht,  bedarf  keiner  Ausführung ;  die  Bezeichnung  mit  dem  Namen 
ist  dann  eine  geuerische  Bezeichnung,  wie  jede  andere ;  in  dieser  Beziehung 
muss  auf  die  frühere  Darstellung  verwiesen  werden. 

Wie  der  Name  einer  dritten  Person  nicht  angetastet  werden  darf,  so 
auch  nicht  ihr  Ladenschild ;  es  ist  nicht  gestattet,  ein  bereits  bestehendes 
Ladenschild  in  die  Marke  aufzunehmen,  sobald  nach  der  Art  und  Richtung 
der  Industrie  die  Täuschung  erweckt  würde,  als  ob  die  Waare  aus  dem 
Laden  des  Schildberechtigten  stammte ;  denn  dies  wäre  eine  indirecte  Ver- 
letzung des  Ladenschildrechts,  eine  indirecte  Appropriation  des  Schildes 
für  das  eigene  Geschäft  :  durch  die  Marke  wird  zu  gleicher  Zeit  das 
Geschäft  benannt.  Es  ist  daher  richtig,  wenn  das  Seinetrib.  29./10.  1863 
Pataille  X  p.  188  es  für  unzulässig  erklärt  hat,  Halsbinden  mit  der  Be- 
zeichnung The  Phenix  cravate  zu  markiren,  sobald  dadurch  eine  Confusion 
mit  einem  bekannten  Halsbinden-  und  Kragengeschäft  Maison  du  Phenix 
erzeugt  wird.  Weniger  richtig  Appelh.  Paris  21. /7.  1869  Pataille  XVI 
p.  290,  wo  diese  Relation  nicht  genügend  berücksichtigt  worden  ist. 

Wie  mit  dem  Namen  und  Schilde  verhält  es  sich  mit  dem  Porträt; 
insbesondere  auch,  was  das  Porträt  historischer  Personen  betrifft;  vgl. 
darüber  amerik.  Patentcomm.  26./8  und  17./9.  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  765. 
909.     Die   Aufnahme  einer  Carrikirung  ist  natürlich  in  allen  Fällen  un- 
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erlaubt,   wie  dies  auch  (für  Ladenschilder)    in  Frankreich   ausgesprochen 
worden  ist,  s.  Pouillet  nr.  754  und  die  daselbst  cit.  Entscheidung. 

Und  ähnlich  wie  mit  dem  Porträt  verhält  es  sich  auch  mit  dem 
Wappen  einer  Person;  es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  berechtigte  Familie 
die  Benützung  des  Wappens  verbieten  kann,  Pouillet  nr.  31,  Mayer 
p.  50.  51  1)  —  aber  es  kann  nicht  angenommen  werden,  dass  der  Ge- 
brauch erst  mit  dem  Verbot  unerlaubt  würde,  er  war  schon  vor  dem 
Verbot  unzulässig  und  darum  die  Marke  nichtig.  Und  ein  Mitglied  der 
Familie,  welche  das  Wappen  führt,  kann  dasselbe  zwar  in  seine  Maske 
mitaufnehmen,  aber  es  kann  dasselbe  nicht  in  der  Art  seiner  Marke  an- 
eignen, dass  es  andern  Mitgliedern  derselben  Familie  verbieten  dürfte, 
das  Wappen  zur  Bezeichnung  von  Waaren  zu  gebrauchen  —  denn  es  kann 
diesen  andern  Familienmitgliedern  den  Gebrauch  des  Wappens  ebenso 
wenig  untersagen,  ^Is  den  Gebrauch  des  Familiennamens :  der  Gebrauch  des 
Wappens  zur  Bezeichnung  der  Waare  ist  ein  legitimer,  der  Bezeichnungs- 
kraft des  Wappens  vollkommen  entsprechender  Gebrauch ;  unrichtig  Appelh. 
Paris  4./2.  1869  Pataille  XV  p.  259.  Natürlich  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  ein  Missbrauch  des  gleichen  Wappens  ohne  die  nöthigen  Distinctions- 
mittel  des  loyalen  Verkehrs,  sich  als  concurrence  deloyale  darstellen 
kann  —  es  verhält  sich  hiermit,  wie  mit  dem  Missbrauch  des  Homonyms 
und  ähnlichem» 

Dass  die  Aufnahme  öffentlicher  Wappen  in  die  Marke  unzulässig 
ist,  ist  im  deutschen  Gesetze  ausdrücklich  gesagt ,  §  3  Abs.  2  ^^ ;  es 
musste  gesagt  werden,  nicht  bloss  weil  die  Berechtigung  an  öffentlichen 
AVappen  fraglicher  ist,  als  die  an  Privatwappen,  sondern  insbesondere 
desshalb,  weil  nach  dem  deutschen  Gesetze  eine  solche  Marke  nicht  nur 
unzulässig  ist,  sondern  auch  ihre  Eintragung  ex  officio  abgelehnt 
werden  soll,  während  sonst  im  Allgemeinen  die  Eintragungsbehörde  keine 
Prüfung,  keine  causae  cognitio  vorzunehmen  hat.  Die  Unzulässigkeit 
solcher  Marken  als  Ausschliesslichkeitsmarken  beruht  darauf,  dass  ent- 
weder nur  der  Wappenberechtigte,   der  Fürst,    der  Staat    oder   das  com- 


1)  Bezüglich  des  belgischen  Rechts  vgl.  Braun  p.  151.  Der  a.  184  des 
belgischen  C.  p6n.  ist,  soweit  er  die  Nachmachaag  von  Siegeln  mit  Strafe  bedroht, 
dnrch  das  belgische  Markengesetz  nicht  aufgehoben  worden,  vgl.  dasselbe  a.  17. 

2)  Vgl.  auch  das  holländische  Gesetz  25./5.  1880  a.  1,  welches  „wapen 
van  het  Bijk,  eene  provincie,  gemeente,  of  eenig  ander  pnbliekrechtelijk  lichaam'' 
ansschliesst.  Es  wurde  dabei  betont,  dass  solche  Wappen  „geemen  goed^  sind, 
Straatman  p.  9.    Bezüglich  des  spanischen  Rechts  vgl.  Fliniaux  p.  246. 
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mnnale  Gemeinwesen  sich  dieses  Wappens  bedienen  darf  ^) ,  oder  dass 
zwar  der  Alleinberechtigte  sich  dieses  Alleinrechts  begeben  hat,  dass  nun 
aber  alle  Landesangehörige,  bzw.  alle  Mitglieder  des  betreffenden  Gemein- 
wesens sich  desselben  bedienen  dürfen  2),  Erstenfalls  ist  jede  Benützung: 
durch  einen  Privatmann  unrechtmässig;  letztenfalls  ist  die  Benützung: 
durch  einen  nicht  dem  Gemeinwesen  angehörigen  Privatmann  unrechtmässig, 
die  Benützung  durch  ein  Mitglied  des'^Gemeinwesens  zwar  gestattet,  aber 
nicht  exclusiv  gestattet:  das  Wappen  kann  zwar  benutzt  werden,  aber 
es  kann  nicht  exclasiv  benutzt  werden,  es  kann  nicht  zur  individuellen 
Exclusivmarke  werden :  das  Wappen  ist  insofern  Freizeichen  und  dem 
Gebrauche  anheimgegeben,  es  ist  inappropriabel.  Daher  ist  weder  im 
einen  noch  im  anderen  Falle  das  öffentliche  Wappen  fähig,  die  Marke 
des  Privaten  zu  werden.  Nur  dann  wäre  das  öffentliche  Wappen  marken- 
fähig, wenn  das  betreffende  Gemeinwesen  selbst  Handeltreibender  wäre, 
und  sich  des  Wappens  zur  Bezeichnung  seiner  Waaren  bedienen  wollt« ; 
dann  ist  es  aber  auch  markenfähig,  und  das  deutsche  Gesetz  steht  nicht 
im  Wege,  weil  das  Wappen,  wenn  auch  sonst  ein  öffentliches  Wappen,  für 
seinen  Träger  selbst  ein  privates  ist,  weil  es  für  ihn  ein  privates  Bezeich- 
nungsmittel ist  und  seinen  publiken  Charakter  nur  für  Dritte  hat,  denen 
es  als  Zeichen  eines  autoritativen  Gemeinwesens  entgegentritt,  nicht  aber 
für  das  Gemeinwesen  selbst,  dessen  individuelle  Bezeichnungsform  es 
darstellt. 

Dass  aber  nicht  nur  öffentliche  Wappen  des  Inlandes,  sondern  auch 
des  Auslandes  hierher  gehören,  versteht  sich  nach  dem  bisher  Erörterten 
von  selbst :  nirgends  llndet  sich  der  Gedanke,  dass  man  die  ausländischen 
Gemeinwesen  in  dieser  Beziehung  schutzlos  lassen  wolle,  und  das  Gegeu- 
theil  würde  zu  dem  seltsamen  Resultate  führen,  dass  ein  Inländer,  der 
dieses  Wappen  führt,  die  Bewohner  des  betreffenden  Gemeinwesens, 
ja  das  Gemeinwesen  selbst  vom  Gebrauch  desselben  ausschliessen  dürfte! 
Auch  der  Wortlaut  des  deutschen  Gesetzes    zeigt    keine  Spur   einer  Be- 


0  Vgl.  §  360  Z.  7  des  R.St.G.B.,  wornach  mit  Strafe  bedroht  ist,  „wer  Dn- 
befngt  die  Abbildung  des  Kaiserlichen  Wappens  oder  von  Wappen  eines  Bundes* 
fürsten  oder  von  Landeswappen  gebraucht**. 

>)  Bekanntlich  wurde  durch  den  Kaiserlichen  Erlass  von  16./3. 1872  und  den 
Ausführnngserlass  des  Keichskanzlers  v.  11./4.  1872  (R  G.Bl.  1872  S.  90.  93) 
deutschen  Fabrikanten  der  Gebrauch  des  Kaiserlichen  Adlers  (mit  Ausschluss 
jedoch  des  Wappenschildes)  zur  Waareubezeichnung  gestattet ;  ebenso  bereits  durch 
preussischen  Erlass  v.  i.jl.  1862  allen  preussi sehen  Fabrikanten  der  Gebrauch 
des  preussischen  Adlers;  ebenso  den  sächsischeu  Fabrikanten  der  Gebrauch  des 
sächsischen  Landeswappens  durch  Yerordn.  20./1.  1855.    Vgl.  Jacobi  S.  76. 
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schränknng,  and  es  ist  daher  die  AufTassnng  des  Appellgerichts  Köln 
22./1.  1879  (Arch.  f.  Rheinprov.  Bd.  70  S.  64),  des  Reichsoberhandels- 
gerichts 10./12.  1878  Z.  für  französ.  Civilr.  X  S.  647  und  des  Reichs- 
gerichts 21. /12.  1880  Entsch.  III  S.  69,  welche  nur  inländische  öffent- 
liche Wappen  ausschliessen  wollen,  nach  jeder  Seite  hin  unrichtig  und 
nnstichhaltig.  Vergl.  auch  bezüglich  des  französischen  Rechts  Seinetrib. 
30./6.  1869  Fat  XVI  p.  31 :  les  armes  nationales  ne  sont  pas  susceptibles 
d  une  propriet^  privee  —  (es  handelte  sich  um  das  Wappen  Englands), 
Fouillet  nr.  32  f.  In  England  schliesst  die  Instruction  (bei  Lawson 
p.  334)  the  royal  anns  von  dem  Register  unbedingt  aus ;  ja,  die  Führung 
des  königlichen  Wappens  in  einer  Weise,  welche  die  Meinung  verbreitete, 
als  ob  das  Geschäft  unter  königlicher  Autorität  stände,  ist  strafbar, 
a.  106  d.  Ges.  v.  1883.  Ebenso  dürfen  national  arms  or  flags  nach  der 
Instruction  nicht  eingetragen  werden,  sofern  die  betreffende  Marke  nicht 
schon  vor  dem  Gesetz  von  1875  im  Gebrauch  war.  Bezüglich  der  übrigen 
Wappen. bestimmt  die  Instruction  allerdings  nichts,  es  gilt  aber  das  ge- 
meine Recht. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  öffentlichen  Siegeln,  öffentlichen  Brand- 
zeichen u.  a.  Sie  sind  als  Zeichen  öffentlicher  Autorität  der  Privat- 
occupation  unzugänglich.  Insbesondere  kann  auch  der  Beamte  selbst, 
sofern  er  nebenbei  Handel  treibt  und  etwa  dieses  Zeichen  missbräuchlich 
für  seine  Privatzwecke  gebraucht,  kein  Privatrecht  auf  das  Zeichen  für 
seinen  Privathandel  erwerben ;  vgl.  die  amerikan.  Entsch.  Chase  v.  Mayo, 
American  Law  Review  XII  p.  340. 

Dem  öffentlichen  Wappen-  und  Siegelwesen  stehen  die  Abzeichen 
staatlich  erlaubter  Vereine,  Innungen  und  Gilden  nahe;  auch  sie  sind, 
soweit  sie  als  Erkennungszeichen  im  Verkehr  figuriren,  ein  Anrecht 
dieser  Vereine,  und  Niemand  ist  berechtigt,  durch  Annahme  derselben 
sich  als  Glied  des  Vereines  fölschlich  in  den  Verkehr  einzudrängen; 
auch  die  GUeder  des  Vereins  sind  zwar  berechtigt  zur  Führung,  aber  nur 
berechtigt  zur  Führung  als  Abzeichen,  nicht  als  Individualzeichen,  wesshalb 
das  Zeichen  auch  nicht  fähig  ist,  zur  Individualmarke,  zum  Exclusiv- 
zeichen  zu  werden:  vgl.  amerikan.  Patentcommiss.  3./10.  1872  Off.  Gaz. 
n  p.  415,  anders  derselbe  18./11.  1878  ib.  XIV  p.  821  ») ;  vgl.  auch 
§  10    Abs.   2    des   deutschen   Gesetzes,    denn    dieser   gehört   theilweise 


1)  Wenn  man  in  Frankreich  die  Bezeichnung  Trappistine  för  den  Liqnenr 
des  Trappistenklosters  (nnweit  Besan^on)  zugelassen  hat,  Seinetrib.  17./1.  1865 
Pat,  XI  p.  284,  so  steht  das  hiermit  nicht  im  Widersprach,  da  die  Mönche  keine 
Gildegenossen  sind,  welche  einzeln  far  sich  prodocirten. 
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hierher  0-  Allgpemeine  religiöse  Symbole ,  wie  Kreuz  oder  Halbmond, 
sind  nicht  unzulässig,  weil  sie  so  sehr  in  unser  Zeitbewusstsein  über- 
gegangen sind,  dass  sie  nicht  mehr  als  blosse  Erkennungszeichen  einer 
bestimmten  Gemeinschaft,  als  Vereinssymbole  zu  erachten  sind. 

In  das  Eecht  Dritter  würde  endlich  auch  eine  Marke  eingreifen, 
welche  eine  unrichtige  geographische  Bezeichnung  enthielte;  unten 
wird  von  dieser  Marke  als  deceptiver  Marke  die  Eede  sein;  eine 
solche  Bezeichnung  kann  aber  nicht  nur  als  deceptiv  gegenüber  dem 
Publikum,  sie  kann  auch  als  positiv  rechtsverletzend  behandelt  werden, 
weil,  wie  oben  ausgeführt ,  die  Producenten  eines  Ortes  ein  Alleinrecht 
auf  die  geographische  Ortsbezeichnung  haben,  und  dieses  Alleinbezeich- 
nungsrecht  durch  eine  solche  falsche  Bezeichnung  verletzt  wird.  Dass 
auch  eine  richtige  geographische  Bezeichnung  nicht  zur  Individualmarke 
werden  kann,  versteht  sich  gleichfalls  von  selber :  solche  Bezeichnung  ist 
Freizeichen  aller  Gewerb  treib  enden  des  Ortes,  wie  dies  unten  näher  aus- 
geführt werden  soll.  Nur  das  sei  hier  bemerkt,  dass  diese  ünzuläs- 
sigkeit  einer  solchen  Marke  in  ihren  beiden  Richtungen ,  also  die  ab- 
solute Widerrechtlichkeit  einerseits,  und  die  Unzulässigkeit  als  Exclusiv- 
marke  anderseits,  auch  dann  vorliegt,  wenn  für  die  geographische  Be- 
zeichnung eine  figurative  Darstellung,  ein  symbolisches  Bild  im  Verkehr 
üblich  ist;  auch  dieses  kann  nicht  zur  Individualmarke  eines  Einzelnen 
werden.  Dies  ergibt  sich  noch  ganz  besonders  aus  dem  §  10  Abs.  2  des 
deutschen  Gesetzes :  auch  auf  diesen  Fall  bezieht  sich  diese  wichtige 
gesetzliche  Bestimmung  2). 

Augenfällig  ist  die  CoUision  mit  fremdem  Eechte,  wenn  dieselbe 
Marke  bereits  zu  Gunsten  eines  Dritten  Schutz  geniesst,  wenn  bereit« 
ein  Dritter  für  dasselbe  Zeichen  markenberechtigt  ist;  daher  ein  bereits 
bestehendes  Markenrecht  es  ausschliesst ,  dass  ein  Anderer  ein  Marken- 
recht  erwirbt,  welches  innerhalb  der  Sphäre  der  bereits  erworbenen  Marke 
liegt  und  eine  Verletzung  derselben  enthalten  würde.  Aber  eine  CoUision 
liegt  auch  dann  vor,  wenn  ein  Dritter  seither  dasselbe  Zeichen  als  In- 
dividualberechtigter  führte,  für  das  er  ein  Markenrecht  hätte  erwerben 
können,  aber  nicht  erworben  hat;  so  denn  auch  das  französische  Recht  und 
andere  Rechte,  die  ihm  folgen.  Allein  hier  greift  nach  deutschem  System 
das  formale  Markenrecht  mit  seiner  kategorischen  Compelle  ein :  wer  das 


1)  Ein  solches  Vereins-   nnd  Gildezeichen   ist   im   „fi'eien  Gebranch^   einer 
Klasse  von  Gewerbetreibenden.     Vgl.  unten  S.  174.  184,  186. 

2)  Aach   ein   solches  Lokalzeichen    ist   „im  freien  Gebrauche''  einer  Klasse 
von  Gewerbetreibenden. 
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Zeichen  hätte  eintragen  lassen  können,  es  aber  unterlassen  hat,  der  mnss 
demjenigen  das  Feld  räumen,  welcher  ihm  in  dem  Eintrage  zuvorgekommen 
ist  —  denn  er  hat  ein  Hülfsmittel  versäumt,  das  ihm  das  Recht  geboten 
hatte,  um  sein  Individualrecht  gegen  derartige  Angriffe  zu  feien  —  ein 
Fall  der  Collision  des  formalen  und  des  materialen  Rechts,  über  welchen 
später  zu  handeln  ist.  Dort  wird  auch  dargethan  werden,  dass  diese 
Piiorität  des  Eintrags  nur  dann  markenberechtigend  und  individualrecht- 
zerstörend  wirkt,  wenn  der  Eintrag  bona  fide  genommen  wurde,  wenn 
die  Anmeldung  keine  deceptive  war. 

§  8. 

Wie  die  Marke  nicht  rechtswidrig  sein  darf,  so  darf  sie  auch 
nicht  sittenwidrig  sein,  weil  kein  Recht  bestehen  kann,  welches  einen 
Herd  von  ünsittlichkeit  in  sich  enthält  und  durch  sein  Bestehen  eine 
ständige  Quelle  der  ünsittlichkeit  im  socialen  Verkehr  sein  würde. 

Sie  darf  nicht  sittenwidrig  sein  '),  einmal  in  sexueller  Hinsicht; 
hierunter  sind  nicht  bloss  Darstellungen  verstanden,  die  an  sich  strafbar 
sind,  sondern  überhaupt  Darstellungen,  welche  in  unzulässiger  Weise  die 
sinnlichen  Mächte  zu  erregen  geeignet  sind.  Das  gilt  hier  um  so  mehr, 
einmal  bei  der  grossen  Verbreitung,  welche  die  Marke  annehmen  kann, 
sodann  wegen  des  empörenden  Zweckes,  durch  unwürdige  Darstellungen 
das  Publikum  anzulocken  und  einen  Vorsprung  vor  den  Concurrenten  zu 
gewinnen;  hauptsächlich  aber,  weil  hier  nicht,  wie  in  der  Kunst,  das 
Sinnliche  durch  ein  Geistiges  aufgewogen  und  in  Schwebe  gehalten  wird 
und  die  sinnliche  Reizung  als  der  alleinige  Zweck  der  Darstellung  übrig 
bleibt;  wesshalb  auf  diesem  Gebiete  das  sexuelle  ganz  anders  zu  be- 
handeln ist,  als  im  Bereich  der  Kunst  und  Literatur. 

Ebenso  darf  die  Marke  nicht  religiös  anstössig  sein,  Broivne  p.  465 ; 
sie  darf  auch  nicht  eine  politisch-gefährliche  Richtung  anregen,  sie  darf 
nicht  das  Emblem  staatsfeindlicher,  auf  den  Umsturz  der  gegenw^ärtigen 
Staatsordnung  gerichteter  Bestrebungen  sein;  so  mit  Recht  das  R.O.H.G. 
in  der  Entscheidung  bei  Löbker  S.  142:  Bestrebungen,  welche  dahin 
zielen,  einen  Theil  des  Staatsgebietes  abzutrennen  oder  die  gegenwärtige 
Staatsverfassung  zu  stürzen  oder  gewisse  Gesellschaftsklassen  gewaltsam 
zu  vertreiben,  dürfen  sich  nicht  auf  das  Gebiet  des  Markenrechts  wagen  2) ; 
während  solche  Embleme,  die  nur  auf  eine  staatliche  Partei,  auf  eine  im 


1)  §  3  Abs.  2  des  Gesetzes. 

2)  Vgl.  auch  Meves  8.  178. 
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Staatsleben    waltende    erlaubte    Strömung    hindeuten,     selbstverständlich 
gestattet  sind. 

Alles  dieses  ergibt  sich  aus  den  allgemeinen  Rechtsprincipien :  es 
ergibt  sich  aber  auch  aus  der  speciellen  Bestimmung  des  deutschen  Ge- 
setzes, wornach  die  Marke  keine  „Aergerniss  erregenden"  Darstellung^en 
enthalten  darf,  §  3  Abs.  2.  i). 

Allein  dieses  Princip  und  diese  Gesetzesbestimmung  schlagen  noch 
in  einer  weiteren  viel  wichtigeren  und  bedeutenderen  Consequenz  hier  ein^ 
in  einer  Consequenz,  welche  in  Deutschland  kaum  erkannt  ist,  während, 
sie  in  England  und  Frankreich  längst  zum  Gegenstand  von  eingehenden 
practischen  Untersuchungen  geworden  ist:  die  Marke  darf  keine  deceptive, 
keine  „marque  mensongere"  sein:  sie  darf  nicht  das  Bestreben  in  sich 
tragen.  Betrug  zu  üben,  Täuschung  zu  verbreiten  und  das  Publikum  zu 
hintergehen. 

Dass  eine  solche  Marke  den  rechtlichen  Schutz  nicht  gemessen  kanu^ 
versteht  sich  von  selbst;  ein  Recht,  welches  den  Zweck  hätte,  der  bös- 
willigen Ausbeutung,  der  niederträchtigen  Arglist  Vorschub  zu  leisten^ 
wäre  ein  Widerspruch  mit  allen  Principien  der  Rechtsordnung,  es  wäre 
ein  rechtliches  Unding :  ein  Recht  auf  eine  täuschende  irreführende  Marke 
wäre  ein  Recht  auf  die  alleinige  Ausplünderimg  des  Publikums,  auf  eine 
durch  Concurrenz  ungestörte  Hetzjagd  gegen  guten  Glauben  und  Ver- 
trauen 2).  Dass  ein  solches  Recht  nicht  existiren  kann,  ist  ohne  weiteres 
sicher,  ebenso  dass  der  Staat  zur  Creirung  eines  solchen  Rechts  die  Hand 
nicht  bieten  kann.  Die  Rechtsordnung  kann  allerdings  zeitweise  das 
Unrecht  dulden  und  einem  Status  quo  Schutz  bereiten  (Besitzesschutz),  es 
kann  unter  Umständen  ein  vergangenes  Unrecht  vergessen  und  einen 
durch  dasselbe  herbeigeführten  Zustand  sanctioniren,  indem  es  den  Ur- 
sprung verhüllt  —  aber  um  alles  dieses  handelt  es  sich   hier  nicht;    es 


1)  Vgl.  anch  engl.  Gesetz  1883  a.  86:  The  comptroUer  may  refuse  to  .  .  .  . 
register  a  design  or  trade  mark  of  which  the  use  would,  in  his  opinion,  be  con- 
trary  to  law  or  morality.  Aehnlich  viele  Markengesetze,  so  aach  das  holländische 
Gesetz  25./5.  1880  a.  1:  het  merk  mag  geene  woorden  of  yoorstelliugen  bevatten 
in  strijd  met  de  openbare  orde  of  de  goede  zeden;  so  auch  das  portugiesische 
Markengesetz  4./6.  1883  a.  4.  Pataüle  XXIX  p.  67  (Laneyrie)  n.  a. 

')  Dies  wird  in  englischen  nnd  angloamerikanischeu  Entscheidungen  treffend 
hervorgehoben,  z.  B.  Snperior  Court  New- York  1857  Fetridge  v.  Wells  Coddington 
p.  173:  „An  exclnsive  privilege  for  deceiving  the  public  is  assuredly  not  one  that 
a  court  of  equity  can  be  reqnired  to  aid  or  sanction'^.  Bekannt  ist  der  grossartige 
englische  Bechtssatz:  „He  who  comes  into  equity  must  come  with  clean  hands'*; 
vgl.  z.  B.  Supreme  Court  Pennesylv.  1869  Palmer  v.  Harris  Coddington  p.  181, 
Court  of  App.  Kentucky  1872  ib.  p.  185» 
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handelt  sich  hier  um  die  definitive  rechtliche  Anerkennung  einer  dolosiven 
Veranstaltung,  welche  dazu  bestimmt  wäre,  beständig  dolosive  Täuschung 
zu   verbreiten   und  Glauben   und  Vertrauen    im  Publikum    zu   missleiten, 
Dass  die   rechtliche   Anerkennung   und   Sicherung    einer    solchen  Veran- 
staltung ein  Unding  wäre,    bedarf  fürwahr  keiner   weiteren   Ausführung; 
es  bedarf  darum  gar  keiner    besonderen   Gesetzesbestimmung,    um  einer 
solchen  Veranstaltung  den  Markenschutz  abzusprechen.    Uebrigens  würde, 
wenn  man  es  strenge  nehmen  wollte,    selbst  der  Wortlaut  des  deutschen 
Gesetzes  einen  solchen  Schutz  aberkennen  5  denn  eine   deceptive  Darstell- 
ung' ist  —  für  den,  welcher  die  deceptive  Qualität  kennt  —    allerdings 
eine  Aergerniss  erregende.     Und  dass  wir  keine   speciellere  Bestimmung 
m  Gesetze  haben,  erklärt  sich  von  selbst  daraus,    dass    bekanntlich  der 
Entvnirf  lediglich  figurative  Momente,  keine  Buchstaben,  Worte  und  Zahlen 
in  der  Marke  dulden  wollte :    in  solchem  Falle  wäre  die  Gefahr  deceptiver 
Marken  wenig  he  vorgetreten ;  bei  der  parlamentarischen  Behandlung  wurde 
aber  —  und  in  letzter  Stunde  —  die  Sache  dahin  geändert,  dass  Buch- 
staben, Worte  und  Zahlen  in  Verbindung  mit  figurativen  Elementen  vor- 
kommen dürfen;  wobei  man  dann,  wie  bei  solchen  Gelegenheiten   häufig, 
die  volle  Tragweite    der  Consequenzen  dieser  wichtigen  Aenderung  nicht 
überschauen  konnte. 

In  der  französischen,  belgischen  und  englisch-amerikanischen  Juris- 
prudenz und  Litteratur  ist  denn  auch  nichts  sicherer,  als  dass  die  de- 
ceptive Marke  des  Schutzes  entbehrt,  Upton  p.  30  f.  34  f.,  Browne 
p.  364  f.,  375  f.,  470  f.,  Coddington  p.  168  f.,  Daniel  p.  24,  Coudert, 
Jonrn.  de  droit  int.  prive  VI  p.  429,  Wood,  p.  7  f.  und  die  dort  alle- 
girten  zahlreichen  Entscheidungen,  Ludlow  und  Jenhyns  p.  54,  Adams 
p.  26.  39.  47  f.,  Johnson  und  Davis  im  Congr.  intern,  p.  640,  Lawson 
p.  166  f. ;  engl.  Oberhaus  Leather  Gloth  Co.  v.  American  Leather  Gloth. 
Co.  Mai  1865  Cox  p.  688  f.,  712;  amerikan.  Patentcommissär  Off.  Gaz. 
1872  I  p.  27,  13./5.  1873  Off.  Gaz.  m  p.  495,  20./9.  1877  ib.  XII 
p.  939,  25./8.  1877  ib.  XIII  p.  44:  Circ.Court  New-York  16./6.  1877 
ib.  XIV  p.  679,  Circ.  Court  South.  Distr.  New-York  15./7.  1882  Ginter 
V.  Kinney  Tobacco  Comp.,  Off.  Gaz.  XXII  p.  770.  771 :  the  use  of  a 
name  or  term  which  is  likely  to  deceive  the  public  in  reference  to  the 
components  or  nature  of  the  article  ....  will  not  be  tolerated;  vgl. 
auch  Journal  de  droit  intern.  priv6  VI  p.  441,  Seinetrib.  3./6.  1863 
Pataille  X  p.  375:  la  loi  n'a  pas  6t6  faite  pour  couvrir  et  prot^ger 
de  telles  marques  et  de  telles  fraudes  (p.  376),  Appelh.  Paris  26./2» 
1864  Fat.  X  p.  320 ,  Pouillet  nr.  334.  Ausdrücklich  ist  die  deceptive 
Marke  ausgeschlossen  in  a.  8  des  neuen  amerikanischen  Markengesetzes. 
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Hierher  gehören  insbesondere  diejenigen  Marken,  welche  derWaai-e 
einen  bestimmten  Inhalt  unterlegen ,  den  sie  nicht  hat.  Unächtes 
kölnisches  Wasser  darf  nicht  mit  einer  Marke  versehen  werden,  die  es  als 
achtes  darstellte,  inländischer  Tabak  darf  nicht  als  Habanna  bezeichnet 
werden,  Halbseide  darf  nicht  als  Seide,  Halbwollenwaare  nicht  als  WoUen- 
waare  fignriren,  eine  Esswaare  ohne  Eiinhalt  darf  sich  nicht  als  Eiwaare 
geriren  u.  s.  w.,  vgl.  Rendu  nr.  117.  So  wurde  die  Bezeichnung  Extract 
of  Night  Blooming  Cereus  für  einen  Parfüm  ohne  solche  Blume  als  deceptiv 
erklärt,  Court,  of  Common  Pleas  Philadelphia  1864  Phalon  v.  Wright 
Cox  p.  307.  Bezüglich  des  Ausdrucks  Balm  of  thousand  flowers  für 
«ine  Composition  ohne  Blumen  hat  die  amerikanische  Jurisprudenz  ver- 
schieden erkannt  Für  deceptiv  wurde  er  erklärt  vom  Super.  Court  New- 
York  Jan.  1857  Fetridge  v.  Wells  Cox  p.  180  (mit  vortrefflicher  Be- 
gründung); anders  derselbe  Gerichtshof,  Fetridge  v.  Merchant  Coxp.  194. 
Richtig  wurde  in  der  Entscheidung  des  Appelhofs  Kentucky  Febr.  1873 
Seb.  p.  250  einer  Marke  der  Schutz  versagt, ,  weil  sie  die  Waare  als  „free 
from  all  mineral  and  poisonous  substances"^  erklärte,  obgleich  dieselbe 
schädliche  Stoffe  enthielt. 

Das  französische  Recht  ist  noch  weiter  gegangen,  es  verwirft 
nicht  nur  eine  solche  Marke,  sondern  es  straft  sogar  denjenigen,  welcher 
eine  solche  Marke  für  sich  in  Verkehr  bringt  und  gebraucht,  a.  8  Z.  2 
d.  Ges. :  qui  ont  fait  usage  d'une  marque  portant  des  indications  propres 
k  tromper  l'acheteur  sur  la  nature  du  produit  —  und  dies  vollkommen 
mit  Recht  i). 

In  einem  Falle  lässt  auch  das  deutsche  Recht  eine  Bestrafung 
eintreten,  in  dem  Falle  nämlich,  wenn  die  Waare  fälschlich  als  patentirt 
bezeichnet  wird  —  denn  hier  kommt  der  §  40  d.  deutsch.  Patentges.  in 
Anwendung  — ,  wer  es  thut,  setzt  sich  polizeilicher  Strafe  aus ;  natürlich 
entbehrt  die  Marke  mit  strafbarem  Inhalte  des  Markenschutzes  2).  Aehn- 
lich  auch  das  englische  Recht,  Oberhausentsch.  Leather  Cloth  Co.  v.  Americ. 
Leath.  Cl.  Co.  12./5.  1865  Sebast  p.  127  f.,  sodann  Entsch.  Morgan 
V.  Mc  Adam  1866  Coddington  p.  177.  178,  Lamplough  v.  Balmer  3./12. 
1867  Sebast  p.  172,  Leather  Cloth  Co.  v.  Lorsont  12./11.  1869  Sd>ast. 
p.  194,  Nixey  v.  Roffey  14./11.  1870  SebaM,  p.  206,  Cheavin  v.  Walker 


1)  Vgl.  daza  Bendu  nr.  193  f.,  Pouillet  nr.  361  f.  Eine  ähnliche  Bestimm- 
nng  enthält  das  Markengesetz  der  Argentinischen  Republik  a.  28  Z.  5  o.  6 
und  das  Markeugesetz  von  Uruguay  a.  29  Z.  6  und  6.  In  Deutschland  müssen 
die  allgemeinen  Bestimmungen  aushelfen. 

2)  Vgl.  auch   Völdemdorff  in  Endemanns  Handbuch  I  S.  213. 
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9./5.  1877  Sebast.  p.  313 ;  Circ.  Court  Distr.  of  Pennsylv.  1874  ConsoL 
Fruit  Jar  Co.  v.  Dorflinger  Coddington  p.  186.  187  (es  handelte  sich 
um  ein  für  ung-ültig  erklärtes  Patent);  vergl.  ferner  Wood  p.  8  und 
die  dort  cit.  Entsch.,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  54,  Daniel  p.  26  f., 
Drewry  p.  28  f.,  engl.  Instructionen  bei  Lawson  p.  334 ;  cf.  engl.  Gesetz 
1883  a  105,  amerikan.  Revis.  Stat.  v.  1874  s.  4901,  Browne  p.  46  i). 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Ausdrucke  „garantirt"  und  anderen, 
und  auch  das  ist  eine  unerlaubte  Deception,  wenn  sich  der  Markenträger 
fälschlich  als  den  Erfinder  ausgibt,  Uimrd  p.  115  nr.  97.  98. 

Ein  ähnliches  oft  sehr  wirksames  Insinuationsmittel  ist  die  Angabe^ 
dass  die  Waare  von  einem  Fürsten,  einer  Fürstin  u.  a.  begünstigt  sei  — 
auch  hierin  kann  die  Marke  eine  deceptive  Marke  sein,  Super.  Court  New- 
York  Septbr.  1860  Hobbs  v.  Fran^ais  Gox  p.  287. 

Sehr  häufig  aber  ist  eine  täuschende  Bezeichnung,  welche  der  AVaare 
eine  falsche  geographische  Herkunft  vindicirt;  eine  solche  Marke  kann 
in  das  Individualrecht  der  Producenten  jener  Gegend  eingreifen,  und  in- 
sofern ist  von  ihr  bereits  die  ßede  gewesen.  Allein  sie  ist  nicht  bloss 
rechtswidrig  gegenüber  diesen,  sie  ist  auch  rechtswidrig  gegenüber  dem 
kaufenden  Publikum,  welches  durch  diese  Marke  in  die  Irre  geführt 
wird :  nicht  nur  der  rechtsverletzende  Charakter  gegen  die  Concurrenten, 
auch  der  rechtsverletzende  Charakter  gegen  das  Publikum  kommt  in  Be- 
tracht —  wesshalb,  wenn  auch  sämmtliche  Concurrenten  einwilligten,  die 
Marke  nichtsdestoweniger  eine  rechtswidrige  und  folglich  eine  ungültige 
wäre  und  des  Markenschutzes  entbehrte;  Ludlow  und  Jenkyns  p.  51, 
Browne  p.  362  f.,  engl.  Entsch.  1837  Pidding  v.  How  Cox  p.  640, 
Perry  v.  Truefitt  Cox  p.  644,  Supreme  Court  Pennsylv.  Jan.  1 869  Palmer 
V.  Harris  Cox  p.  523,  Circ.  Court  Fast  dist.  of  Virginia,  Off.  Gaz.  1878 
XIV  p.  633  (bezügl.  der  Bezeichnung  Durham  Smoking  Tabacco),  Patent- 
commißs.  13.  12.  1878  Off.  Gaz.  XV  p.  294  (Bezeichnung  French),    Id. 


1)  Vgl.  anch  AgneWf  law  and  practice  relating  to  letters  patent  for  in- 
ventions  p.  165.  355,  Johnson,  the  patentee's  mannal  p.  181.  üebrigens  wnrde  anch 
schon  (Marsball  v.  Ross  Juli  1869  Daniel  p.  28)  ansgesprochen,  dass  der  Aus- 
druck patent  nach  Umständen  unverfänglich  sein  könne,  wenn  der  Ausdruck  nur 
als  rühmende  Bezeichnung  der  Waarensorte  im  Verkehr  üblich  sei  und  nicht  als 
Hinweisung  auf  wirkliche  Patentirung  verstanden  werden  könne :  ..here  the  term 
patent  has  been  used  in  the  trade  for  many  years  past,  and  is  the  name  by  which 
thread  of  a  certain  class  is  used  by  manufacturers ;  it  has  in  fact  lecome  a  word 
of  art  {Daniel  p.  Ü8).  In  der  engl.  Entsch.  Leather  Cloth  Co.  v.  Hirschfeld  wurde 
die  Bezeichnung  patented  Jan.  24 th.  56  nicht  beanstandet,  obgleich  das  Patent 
nachträglich  erloschen  war  (Seb.  p.  120). 
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6./5.  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  318,  Id.  9./8.  1880  Off.  Gaz.  XVIII  p.  412, 
Supreme  Court  of  the  Un.  Stat.  2./4.  1883  the  Manhattan  Medicine  Comp. 
V.  Wood,  Off.  Gaz.  XXIII  p.  1925;  so  auch  das  Portugiesische  Marken- 
recht 4./6.  1883  a.  5  Z.  2;  nicht  richtig  scheint  dieser  Punkt  berück- 
sichtigt zu  sein  in  der  Entsch.  des  Preuss,  Oberappell. -G.  27./9.  1873 
Oppenhoff,  Rechtsspr.  XIV  S.  586.  Anders  natürlich,  wenn  die  geo 
graphische  Bezeichnung  offenbar  einen  Phantasiecharakter  hat,  so  Ethio- 
pian  für  schwarze  Strümpfe,  Eau  de  Palmyre,  Liqueur  du  Mont  CarmeL 
Encre  indienne  und  ähnlich;  Ludlow  und  Jenkyns  p.  51,  JBroicne 
p.  126.  376,  Coddingion  p.  232  f.  243  f.,  Pouillet  nr.  66,  Braun  p.  165, 
Seinetrib.  18./3.  1862  Pataille  VIII  p.  238,  Appelh.  Bordeaux  30.  6. 
1864  Pataille  X  p.  446,  engl.  Entsch.  Mc  Andrew  v.  Bassett  7./5.  1864 
Sebast  p.  136;  denn  solche  Ausdrücke,  die  sich  als  Phantasiebezeich- 
nungen kundgeben,  täuschen  nicht  i). 

Zu  diesen  geographisch  deceptiven  Marken  gehören  nun  auch  die 
oben  erwähnten,  in  Deutschland  leider  noch  immer  grassirenden  Marken, 
welche  der  Waare  einen  französischen  oder  englischen  Ursprung  \iiidi- 
ciren ;  sie  enthalten  nicht  nur  eine  Verletzung  des  Auslandes,  sondern  vor 
allem  auch  eine  Verletzung  des  inländischen  Publikums.  Vgl.  über  diese 
Unsitte  WeinJiagen,  Centralhand.«  Register  1880  nr.  279. 

Auch  darin  kann  die  Marke  täuschen,  dass  sie  fälschlich  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  bestimmten  Gesellschaftsklasse  affectirt ;  dies  wurde 
in  Amerika  angenommen  für  Ausdrücke  wie  Presbyterian,  Methodist, 
Masonic  u.  dgl.,  Patentcommiss.  26./8,  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  764. 
Noch  mehr  gilt  dies  von  emblematischen  Zeichen  von  Gilden,  Innungen, 
von  Localzeichen  gewisser  Gewerbetreibender  —  diese  Zeichen  können 
auch  schon  desshalb  nicht  als  Marke  appropriirt  werden,  weil  sie  Frei- 
zeichen sind,  deren  Appropriation  selbst  den  Mitgliedern  der  betreffenden 
Kreise  nicht  möglich  ist,  noch  weniger  natürlich  einem  Dritten,  welcher 
diesem  Kreise  fremd  ist;  vgl.  oben  S.  167. 


1)  Bedenklich  dagegen  ist  die  Entsch.  des  Patentcommissärs  7./7.  1877  OS. 
Gaz«  XII  p.  312,  wornach  Bnblin  als  Marke  für  Seife  zugelassen  wurde.  Ebenso 
geht  es  viel  zu  weit,  wenn  der  Appelhof  Brüssel  4^/6.  1853  (bei  Braun  p.  208  f ) 
eine  Marke  mit  der  Bezeichnung  Fabrique  de  Hambourg  von  Seiten  eines  Brüsseler 
ZtLndholzfabrikanten  als  statthaft  erachtet  hat.  Dagegen  dürfte  die  Entscheidung, 
welche  den  Ausdruck  Siccatif  de  Paris  als  Individualnamen  zugelassen  hat,  wohl 
zu  billigen  sein,  Seinetrib.  10./2.  1869  Fat  XV  p.  171  —  denn  hier  ist  Paris 
nicht  als  Productionsort  verstanden,  sondern  als  eine  Art  Superlativbezeichunug 
der  Waare,  als  Ausdruck  kapitaler  Vollkommenheit  und  Vollendung.  Vergl.  auch 
über  Savon  de  Paris  Appelh.  Paris  16./3.  1878  Pat.  XXIII  p.  59. 
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Deceptiv  endlich  sind  alle  diejenigen  Zeichen,  durch  welche  sich 
"der  Markenträger  absichtlich  als  einen  Anderen  darstellen  will,  als  wel- 
cher er  ist;  deceptiv  ist  daher  die  wissentliche  Nachbildung  einer  in- 
oder  ausländischen  Marke,  mag  diese  im  Inlande  geschützt  sein  oder 
nicht,  die  wissentliche  Nachbildung  eines  Schildes,  einer  Handelssignatur, 
welche  zum  Zweck  hat,  den  Markenträger  für  diesen  Andern  gelten  zu 
lassen.  Soweit  diese  Marke  in  das  Becht  des  Dritten  eingreift,  ist  da- 
von bereits  oben  die  Bede  gewesen ;  hier  kommt  nicht  dieses  Recht  des 
Dritten,  hier  kommt  der  verletzende  Erfolg  für  den  Verkehr,  für  den 
Kreis  der  Abnehmer,  hier  kommt  der  dem  Publikum  gegenüber  gespielte 
Betrug  in  Betracht  —  daher  ist  es  hier  gleichgültig,  ob  das  Recht  des 
Dritten  im  Inlande  selbststäudigen  Schutz  findet  oder  nicht  —  die  Ab- 
nehmer werden  in  beiden  Fällen  auf  gleiche  Weise  getäuscht:  wird  ein 
vom  Inlande  anerkanntes  Recht  Dritter  verletzt,  so  kann  der  Markenträger 
gewärtigen,  dass  er  zur  Strafe  gezogen  wird;  wenn  nicht,  so  kann  er 
zwar  nicht  gestraft  werden,  aber  jedenfalls  ist  seine  Marke  als  deceptive 
Marke  nichtig,  und  er  kann  Niemanden  zur  Strafe  ziehen,  der  seine  Marke 
nachbildet.  Ausserdem  ist  eine  in  das  Recht  eines  Dritten  eingreifende 
Marke  auch  dann  nichtig,  wenn  sie  bona  fide,  ohne  Bewusstsein  der 
Bechtswidrigkeit,  gewählt  wurde,  während  eine  Marke  nur  dann  deceptiv 
und  wegen  Deceptivität  nichtig  ist,  wenn  der  Markenträger  bei  Erwerb 
der  Marke  weiss,  dass  dieselbe  im  Verkehr  als  die  eines  Andern  gilt, 
dass  die  Annahme  dieses  Zeichens  im  Verkehr  Irrung  und  Täusijhung  im 
Gefolge  hat.  Denn  dass  die  gutgläubige  Anmeldung  eines  Zeichens, 
welches  bereits  —  ohne  Wissen  des  Anmelders  —  im  Gebrauch  eines 
Dritten  steht,  ein  gültiges  Markenrecht  verschafft,  ist  bereits  oben  ange- 
deutet worden  und  wird  später  erörtert  werden. 

Anderseits  bleibt  eine  deceptive  Marke,  welche  zugleich  in  das 
Kecht  eines  Dritten  eingreift,  deceptiv  und  nichtig,  selbst  dann,  wenn 
der  Dritte  etwa  zur  Führung  derselben  seine  Einwilligung  gibt;  denn 
er  hat  nicht  das  Recht,  dazu  die  Erlaubniss  zu  ertheilen,  dass  ein  Anderer 
das  Publikum  betrügt.  Die  Nichtigkeit  solcher  Marken  wird  denn  auch 
anerkannt  bei  Befidu,  droit  ind.  nr.  619,  Blanc  p.  702,  Bedarride  III 
nr.  894  f.,  Pouillet  nr.  24  und  335,  Appelh.  Paris  26./3.  1822  bei 
BafJojs,  r6p.  v.  Ind.  nr.  825,  Appelh.  Gand  2./3.  1876  Pasicr.  B.  1876 
II  p.  123.  126,  Supreme  Court  of  the  Un.  Stat.  2./4.  1883  the  Man- 
hattan Medicine  Comp.  v.  Wood,  Cff.  Graz.  XXIII  p.  1925.  Namentlich 
im  Exporthandel  herrscht  noch  vielfach  der  verwerfliche  Missbrauch,  dass 
die  gangbaren  Marken  der  Fremden  nachgemacht  und  in  den  auswärtigen 
Verkehr  geschleudert  werden,  und  man  kann  nicht  sagen,  dass  das  Zeitbe- 
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wusstsein  dieses  Gebabren  so  sebr  gebrandmarkt  bat,  als  es  verdient.  Dass 
eine  solche  Marke  nicbtig  ist»  geht  auch  schon  daraus  hervor,  dass  sonst 
der  Inländer  nicht  nur  sich  das  Renommee  und  das  Verdienst  des  Origi- 
nalträgers der  Marke  aneignen,  sondern  selbst  der  Originalmarke,  selbst 
der  legitimen  ausländischen  Marke  verwebreu  könnte,  im  Inlande  zu 
cursireu !  Äuger  p.  86.  Das  Inland  wäre  an  die  falsche  Waare  gebunden, 
und  die  wahre  müsste  an  den  Gränzen  des  Inlandes  Kalt  machen,  wenn 
sie  sich  nicht  ihres  kostbaren  Attributes,  ihrer  Marke  entkleiden  wollte ! 

Vielfach  glaubt  man  dem  Vorwurf  dadurch  zu  entgehen,  dass  der 
Grossist,  welcher  die  Waare  bezieht,  von  der  falschen  Qualität  der  Marke 
weiss  und  mithin  nicht  getäuscht  wird  —  völlig  verkehrt;  wird  der 
Grossist  nicht  getäuscht,  so  wird  das  Publikum  getäuscht,  und  die  Qualität 
der  Marke  wird  natürlich  nicht  dadurch  verbessert,  dass  jetzt  zwei  Per- 
sonen zur  Täuschung  des  Publikums  thätig  sind^). 

So  weit  die  deceptiven  Marken.  Man  hat  gegen  die  oben  nach- 
gewiesene  Nichtigkeit  dieser  Marken  noch  geltend  gemacht,  dass  ein 
jeder  Dritte,  welcher  diese  deceptive  Marke  nachmacht,  ja  gleichfalls 
das  Publikum  täuscht  und  dass,  wenn  nun  der  Markenträger  gegen  ihn 
kraft  Markenrechtes  vorgeht,  er  ihn  eben  an  diesem  deceptiven  Ge- 
brauche hindern  wolle,  was  doch  nicht  zu  tadeln  wäre.  Diese  Ausflucht 
zerfällt  aber  von  selbst.  Der  erstere  will  den  letzteren  nur  dessbalb 
*  hindern,  um  selbst  allein  nach  voller  Kraft  das  Publikum  täuschen  zu 
können,  er  will  die  Täuschung  des  Publikums  monopolisiren ,  und  ein 
Monopol  des  Betrugs  darf  keine  Gesetzgebung  statuiren:  nicht  zarte 
Eücksichten  für  den  Beklagten  sind  es,  welche  zur  Abweisung  der  Klage 
führen,  sondern  die  Rücksicht,  dass  der  Kläger  eben  kein  Recht,  kein 
Alleinrecht  haben  kann :  The  court  does  not  refuse  its  aid  in  such  a 
case  from  any  regard  to  the  defendant  who  is  using  the  same  eflforts 
and  misrepresentations  to  deceive  the  public;  but  on  the  principle  that 
it  will  not  interfere  to  protect  a  party  in  the  use  of  trade  marks  which 
are  employed  to  deceive  the  public,  Super.  Court  New- York  Septbr.  1860 
Hobbs  V.  Fran^ais   Cox  p.  2872). 


1)  Hierüber  ist  weiter  unten  zn  handeln.  Ebenso  wird  später  die  Rede 
sein  von  der  Deception,  welche  darin  besteht,  dass  sich  Jemand  in  täuschender 
Weise  einer  untergegangenen,  erloschenen  Marke  bemächtigt. 

2;  Unrichtig  JBraM?i  p.  158:  le  concurrent  qui  l'aurait  propagee  (nämlich  die 
unsittliche  Marke),    en  Timitant,    ne  serait  pas  ä  Tabri    de  ponrsuites   parce  qu  il 

aurait  commis  deux  d^lits  au  lieu  d'un allein    man  kann  doch  den  Contre- 

factor  nicht  strafen  als  Verletzer  eines  Rechtes,  welches  ein  Recht  auf  etwas  un- 
sittliches wäre! 
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üebrigens  mufis  natürlich  die  deceptive  Qualität  ohne  weiteres  in 
der  Marke  liegen.  Der  Umstand,  dass  eine  an  sich  nicht  deceptive 
Marke  in  deceptiver  Weise  benützt  und  zu  einem  decepüven  Gebahren 
verwendet  wird,  kann  auf  die  Gültigkeit  der  Marke  nicht  influiren; 
das  Unerlaubte  liegt  hier  in  dem  ausserhalb  der  Marke  liegenden  decep- 
tiven  Gebahren,  das  an  sich  Betrug  und  concurrence  d61oyale  sein  kann ; 
darum  ist  hier  die  Marke  nicht  nichtig,  die  misrepresentation  ist  nur 
„coUateral  to  the  trade  mark",  Adams  p.  47,  Daniel  p.  25,  Browne 
.p.  374,  Coddington  p.  184,  Court  of  Common  Pleas  New-York  Januar 
1868  Curtis  v.  Bryan   Cox  p.  434. 


§  9. 

Die  vierte  und  letzte  Voraussetzung  für  ein  gültiges  Markenrecht 
führt  wieder  auf  die  erste  zurück.  Die  Marke  soll  für  die  Waare  keine 
technische,  sondern  nur  eine  distinctive  Function  haben:  sie  darf  nicht 
in  einer  Bezeichnung  bestehen,  welche  als  die  übliche  Benennung  und 
Beschreibung  der  Sache  zwar  diese  Sache  charakterisireu,  nicht  aber  die 
individuelle  Herkunft  der  Waare  markiren  kann :  Niemand  kann  sich  das 
Kecht  der  sprachlichen  Bezeichnung  einer  Sache,  Niemand  sich  das  Recht, 
eine  Sache  nach  ihren  Eigenschaften,  ihrer  lokalen  Herkunft  zu  charak- 
terisireu, allein  aneignen;  denn  sonst  würde  er  mit  dem  Namen  den 
Handel  mit  der  Sache  selbst  monopolisiren,  er  würde  sich  das  Alleinrecht 
herausnehmen,  überhaupt  mit  einer  nach  ihren  Qualitäten  bezeichneten 
Waare  Handel  zu  treiben.  Darum  gilt  als  allgemeine  Eegel,  dass  de- 
scriptive  Marken  unzulässig  sind  ^).  Jede  Marke  muss  ein  ausserhalb 
der  descriptiven  sprachlichen  Darstellung  liegendes  individuelles  Element 
haben,  nur  dann  ist  sie  in  der  Lage,  eine  individuelle  Abkunft  der  Waare 
zu  charakterisireu.  Dies  ist  denn  auch  im  französichen  und  englisch- 
amerikanischen Rechte  bestimmt  anerkannt;  ein  Markenrecht  ohne  diesen 


1)  Es  961  gleich  hier  bemerkt,  dass  diese  Frage  för  unser  spezielles  Recht 
dadurch  bedeateni  an  Interesse  verliert,  dass  unser  Recht  überhaupt  blosse  Wort-, 
Buchstaben-  oder  Zahlenmarken  ausschliesst  und  für  eine  jede  Marke  eine  tigurative 
Bildung  verlangt,  die  allerdings  mit  Buchstaben,  Zahlen  oder  Worten  combinirt 
werden  kann.  Nichts  d»sto weniger  hat  die  Ausführung  auch  für  das  Verständniss 
und  die  Praxis  unseres  Rechtes  noch  hervorragende  Bedeutung;  sie  hat  insbesondere 
noch  grosse  Bedeutung  für  die  Frage  der  concurrence  deloyale.  Vgl.  unten  S.  208. 
Kohl  er,  Beoht  des  Markenschutzes.  X2 
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Grundsatz  wäre  ein  Widerspruch  mit  sich  selbst.  Vgl.  Waelhroeck  I, 
nr.  204.  206  p.  327.  330,  II  nr.  252  p.  35  f.,  Rmdu  nr.  34  f.,  Blanc 
p.  704,  Huard  p.  15  nr.  19.  20,  p.  16  nr.  25,  p.  104  nr.  33  f.,  Cahnels 
nr.  196  f.  p.  124  f.,  PouiUet  nr.  50  f.,  Braun  p.  167  f.,  Ludlow  und 
Jenkyns  p.  90,  Adanis  p.  68,  Daniel  p.  32,  Upton  p.  85.  171  f., 
Browne  p.  89  f.  105  f.  114  f.  167,  Coddington  p.  215  f.,  Drewry 
p.  40.  42  (the  name  of  a  substance  generally  known,  Avill  not  constitute, 
per  se  a  trade  mark);  ferner  englische  Entsch.  Young  y.  Macrae  1862 
Coddington  p.  217.  218,  Lawson  p.  168  f.  (mit  zahlreichen  Entscheid- 
ungen), schottischer  Court  of  Sessions  17./11.  1876  Charleson  v.  Campbell 
Sehast.  p.  308 ;  ferner  die  bewunderungswürdige  Entsch.  Super.  Court 
of  the  city  of  New-York  Octob.  1849  Amoskeag  Manuf.  Co.  v.  Spear, 
Cox  p.  87  f.,  Super.  Court  New-York  Juni  1860  Corwin  v.  Daly 
Coddington  p.  217,  Court  of  Common  Pleas  Philadelphia  1864  Phalon 
V.  Wright  Cox  p.  307,  Supreme  Court  New-York  Januar  1867  Gillott 
V.  Esterbrook  Cox  p.  340.  348,  Court  of  Appeals  New-Y^ork  Juni 
1867  Burnett  v.  Phalon  Cox  p.  376.  392,  Supreme  Court  of  California, 
April  1868  Falkinburg  v.  Lucy  Cox  p.  448  f.,  Court  of  Common  Pleas 
New-York  Decbr,  1868  Town  v.  Stetson  Cox  p.  514,  Comm.  Pleas 
Philadelph.  1869  Ferguson  v.  Mills  Coddington  p.  265,  Supreme  Court 
Illinois  1870  Candee  v.  Deere  Coddington  p.  221,  Un.  St.  Supreme  Court 
1871  Delaware  and  Hudson  Can  Co.  v.  Clark,  Off.  Gaz.  1872  I  p.  279, 
Court  of  App.  New-York  1874  Caswell  v.  Davis  Coddington  p.  225  und 
derselbe  9./11.  1880  Biel  v,  Prescott,  American  Law  Review  N.  S.  11 
p.  151 ,  Super.  Court  New-York  1875  Godillot  v.  Hazard  Coddington 
p.  358;  und  so  noch  neuerdings  Circ.  Court  South,  distr.  New-Y'ork 
15./7.  1882  Ginter  v.  Kinney  Tobacco  Comp.,  Off.  Gaz.  XXII  p.  770. 
771:  No  principles  are  better  settled  in  the  law  of  trade-marks  than 
that  a  generic  term  or  a  name  merely  descriptive  of  the  ingredients, 
quality  or  characteristics  of  an  article  of  trade  cannot  b«  the  subject 
of  a  trade-mark;  sodann  Supreme  Court  Wisconsin  22./6.  1881  Marshall 
V.  Pinkham,  Journ.  de  droit  intern.  priv6  IX  p.  449,  Court  of  Appeals 
Kentucky  27./3.  1883  Avery  v.  Meikle,  Off.  Gaz.  XXVH  p.  1027  f., 
Patentcommissär  April  1871  Cox  p.  730,  Id.  20./6.  1876,  25./4.  1877. 
IL  12.  1878,  15./4.  1879  Off.  Gaz.  X  p.  163.  164,  XI  p.  1062,  XV 
p.  389,  XVI  p.  136.  So  erklärt  auch  die  englische  Merchandise  Marks 
Act  1862  s.  9:  Provided  always  that  the  provisions  of  this  Act  shall 
not  be  construed  so  as  to  make  it  any  offence  for  any  person    to  apply 

to  any  chattel  or  article  or  to  any  cask  .  ♦ any  name,     word. 

or  expression  generally  used  for  indicating  such  chattel  or  article  to   be 
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of  some  particular  class  or  description   of   manufacture  only*) 

Vgl.  ferner  Appelh.  Nancy  7./7.  1855  Pataille  I  p.  105  (Corset  sans 
couture),  Appelh.  Paris  20./6.  1881  (Huile  de  Gabian)  Fat.  XXVI  p.  297 
und  zahlreiche  andere  Entscheidungen  bei  Pouillet  nr.  51.  52.  53. 

Zu  solchen  generischen  Bezeichnungen  gehört  insbesondere  die 
Appellativbenennung  der  Sache  selbst,  auch  eine  Appellativbenennung  in 
fremder  Sprache,  sofern  die  Sprache  nur  eine  lebende  Sprache  ist;  da 
die  Waare  nicht  bloss  für  das  Inland,  sondern  auch  für  das  Ausland 
bestimmt  sein  kann,  und  darum  auch  die  fremde  Sprache  einem  Jeden 
zur  Bezeichnung  offen  stehen  muss,  Appelhof  Paris  26./2.  1864  Fat. 
X  p.  320  (Peppermint  -=  Pfeffermttnz,  Menthe  poivr^e),  Supreme  Court 
New-York  Octbr.  1859  Wolfe  v.  Goulard  Cox  p.  226  2) :  vergl.  auch 
Pouillet  nr.  59,  der  darnach  entscheiden  will,    ob   der  fremde  Ausdruck 


1)  Es  verhält  sich  hiermit,  wie  mit  Ladenschildern :  aach  bei  diesen  können 
nnr  individuelle,  keine  fnnctionelle,  die  Art  des  Geschäfts  bezeichnende  Benenn- 
nngen  das  Eigenrecht  eines  Einzelnen  werden,  Seinetrib.  8./9*  1859  Pataille  V 
p.  418,  Idem  22./5.  1867  Fat  XIV  p.  352,  Supr.  Court  Californ.  1870  Choynski 
V.  Cohen  Coddington  p.  352.  353,  schottischer  Conrt  of  Sessions  17./11.  1876  Char- 
leson  V.  Campbell  Sehast.  p.  308.  Allerdings  kann  ein  an  sich  generischer  Ans- 
dmck  zur  ludividnalbezeichnnng  werden,  wenn  der  Ausdruck  in  uneigentlichem 
Sinne  genommen  ist  und  dadurch  eine  eigenartige,  nicht  schon  durch  die  sprach- 
liche Bedeutung  gegebene  Beziehung  erhält;  aber  dann  involvirt  der  Ausdruck 
eben  im  einzelnen  Falle  —  so  generell  er  an  sich  sein  mag  —  nicht  mehr  eine 
generelle,  durch  den  Sprachsinn  gegebene,  sondern  eine  individuelle,  durch  speci- 
fische  Wahl  erworbene  Bezeichnung.  Daher  ist  es  richtig  und  steht  es  mit  dem 
Gesagten  nicht  in  Widerspruch,  wenn  der  Appelh.  Paris  15./5.  1869  Pataille  XV 
p.  239  den  Ausdruck  Comptoir  d'escompte  als  individuelle  Bezeichnung  eines  Bank- 
institutes aufrecht  erhalten  hat,  da  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  Comptoir  für  das 
ganze  Institut  als  pars  pro  toto  immerhin  eigenartig  und  individuell  ist.  Ebenso 
wurde  mit  Recht  der  Ausdruck  Agua  divina  als  markenfähig  anerkannt,  Appelh. 
Paris  28./2.  1873  und  Cass.-hof  14./11.  1873  Pataille  XIX  p.  31.  Dagegen  ist  es 
sicher  unrichtig,  wenn  der  Ausdruck  Maison  Americaine  als  exclnsives  Ladenschild 
angenommen  worden  ist,  Trib.  Rheims  31./8.  1869  Pataille  XVIl  p.  141;  wenn 
man  auch  in  einem  solchen  Falle  verlangen  kann,  dass  der  Concurrent,  welcher 
nachträglich  die  gleiche  Benennung  annimmt,  loyal  verfährt  und  alles  vermeidet, 
was  Confnsion  erregt:   immerhin  besteht  kein  Alleinrecht  auf  diese  Bezeichnung. 

2)  Bezuglich  des  Ausdrucks  Schiedam  Schnapps.  Uebrigens  lauten  nicht  alle 
amerikanischen  Entscheidungen  über  diesen  Ansdruck  gleich;  mau  vergl.  noch 
folgende  Urtheile:  Supreme  Court  Louisiana  Febr.  1872  Wolfe  v.  Barnett  Sehast 
p.  232,  Supreme  Court  New-York  14./10.  1872  Off.  Gaz.  II  p.  441,  Supreme  Court 
California  Burke  v.  Cassin,  American  Law  Review  IX  (1874—75)  p.  120.  Unrichtig 
wurden  vom  Supreme  Court  New-York  1870  Rillet  v.  Carlier  Coddington  p.  100.  101 
die  Worte  Grenade  Syrup  als  Marke  zugelassen. 

12* 
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in  die  Gewohnheiten  des  Verkehrs  eingetreten  ist  (des  inländischen,  aus- 
ländischen?), welche  Unterscheidung  sich  nicht  halten  lässt,  da  ein  Wort, 
wenn  es  in  lebender  Sprache  ist,  von  selbst  in  einem  wenn  auch  bloss 
nationalen  Verkehre  herrscht  i)  Der  entwickelte  Satz  gilt  auch  dann, 
wenn  die  Appellativbezeichnung  eine  abgeleitete,  von  Analogieen  hergfe- 
nommene  ist,  die  sich  eben  als  Appellativbezeichnung  eingebürgert  hat, 
und  so  zum  terminus  der  Sprache  geworden  ist,  Patentcommissär  19./ 12. 
1882  Off.  Gaz.  XXIII  p.  344  (Albany  beef  für  Stör,  sturgeon).  Ja  auch 
eine  Appellativneubildung  gehört  hierher,  d.  h.  eine  neugebildete  Bezeich- 
nung, welche  lediglich  nach  den  gesetzlichen  Regeln  der  Sprache,  gemäss 
dem  inneren  Gehalt  oder  der  Zweckbestimmung  der  Sache,  componirt 
wurde,  also  eine  descriptive  Bezeichnung,  welche  von  einer  Sachbeschreib- 
ung zur  Sachbenennung  erhoben  und  dadurch  zum  neuen  Eigengnt  der 
benennenden  Sprache  geworden  ist :  eine  solche  Sprachbildung  ist  bereits 
nach  den  Eegeln  der  Sprache  allgemein,  generisch,  functionell,  qualitativ ; 
sie  braucht  nicht  erst  durch  den  Sprachgebrauch  zur  Qualitätsbezeichnung 
herabgedrückt  zu  werden  2). 

Zu  diesen  descriptiven  Bezeichnungen  gehören  aber  ferner  diejenigen 
Namen,  welche  die  Composition  des  neuen  Gegenstandes  anzeigen,  welche 
aus  der  Bezeichnung  von  Elementen  der  Neucomposition  zusammencom- 
binirt  sind ;  so  beispielsweise  der  Ausdruck  Linoleum,  Appelh.  Paris 
19./8.  1881  Fat,  XXVI  p.  289,  und  engl.  Entsch.  Linoleum  Manuf.  Co. 


1)  Etwas  Anderes  gilt  für  Ladenschilder,  weil  diese  regelmässig  für  den 
Lokalverktihr,  nicht  für  den  Weltverkehr  bestimmt  sind,  obgleich  auch  hier  die 
Entscheidung  des  Seinetribunals  4./9.  1878  PaL  XXIV  p.  71,  welche  den  Aus- 
druck bodega  für  eine  Weinhalle  als  Individualbezeichnung  aufrecht  erhalten  hat, 
immerhin  nicht  ohne  Bedenken  ist. 

2)  Dies  ist  tibersehen  von  dem  Appelh.  Besannen  6.  8.  1879  Pat.  XXIV 
p.  214.  219:  Prnnelli^re  (fttr  einen  Sclilehenliquenr)  wurde  unrichtig  als  Marke 
behandelt :  er  ist  stets  nur  functionelle  Qualitätsbezeichnung,  sollte  der  Name 
auch  neu  gebildet  sein,  er  ist  lediglich  Inhaltsbezeichnung,  gebildet  nach  den  Ge- 
setzen der  Sprache.  Ebenso  übersehen  ist  es  vom  amerikanischen  Patentcommissär 
8./11.  1871  In  re  Francis  and  Mallon,  wo  das  Wort  Beaverine  als  Marke  zuge- 
lassen wurde  für  Schuhwaaren,  die  theilweise  aus  Biber  gemacht  sind,  SebasUan 
p.  224.  Auch  hier  wird  das  Wort  nicht  dadurch  markenfähig,  dass  es  eine  Sprach- 
neubildung enthält.  Aehnliches  gilt  für  den  Ausdruck  Pectorine,  welcher  gleich- 
falls unrichtig  als  Individualzeichen  geschützt  wurde,  engl.  Entsch.  Smith  v.  Mason 
Sebastian  p.  274 ;  ebenso  unrichtig  die  Bezeichnung  Lacto-Peptine,  in  der  Ent- 
scheidung Carnrick  v.  Moi-son  22./3.  1877  Sebast.  p.  324.  Richtig  dagegen  wurden 
von  New-York  Common  Pleas  1877  Ayer  v.  Rushton  der  Ausdruck  Cherry  Pectoral 
als  descriptiv  behandelt,    Coddington  p.  229.  232. 
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y.  Nairn  30./1.  1878  Sehast  p.  318;  so  die  Bezeichnung  beeswax  oil, 
Patentcommissär  24./^.  1871  Sebastian  p.  215;  8o  ferner  die  bekannte 
Bezeichnung  phospho-guano ,  Appelhof  Paris  26./3.  1873  Fat  XVIII 
p.  72,  Appelh.  Amiens  21./6.  1873  Fat.  XVIH  p.  378,  Appelh.  Ga«n 
20./1.  1874  Fat.  XX  p.  318,  Seinetrib.  11./8.  1875  Fat  XX  p.  323; 
80  die  Bezeichnung  ferro-phosphorated,  Appelh.  New-York  Septbr.  1874 
Caswell  V.  Davis,  American  Law  Review  X  p.  323  u  Coddington  p.  225  f.  i). 
Es  gehören  hierher  diejenigen  Benennungen,  welche  die  natürliche  Be- 
zeichnung der  Gestalt  bilden:  so  der  Ausdruck  serpents  für  Feuerwerks- 
körper, die  in  ihrer  pyrotechnischen  Entwicklung  Schlangenformen  bilden, 
Seinetrib.  6./^-  1867  Fat  XIV  p.  13;  so  der  Ausdruck  tire-bouchon  & 
häice  (Spiralpfropferzieher),  Appelh.  Paris  31.3.  1881  Fat  XXVII 
p.  130^):  und  nicht  minder  solche  Bezeichnungen,  welche  eine  Eigenschaft 
der  Sache  kundgeben,  z.  B.  das  Wort  hygienisch,  vgl.  .Calmels  nr.  201 
p.  127 ;  oder  das  Wort  straight-cut  für  eine  bestimmte  Art  von  Cigaretten, 
vgl.  die  oben  cit.  Entsch.  des  Circ.  Court  S.  D.  New-York  15./7.  1882 
Ofif.  Gaz.  XXII  p.  770;  das  Wort  evaporated  tür  Speisen,  Patentcom. 
11./ 12.  1878  Off.  Gaz.  XV  p.  389;  oder  das  Wort  cristalline  (statt 
crystalline)  für  Brillanten,  Patentcommissär  25./7.  1883  Off.  Gaz.  XXIV 
p.  899 ;  oder  die  Bezeichnung  desiccated  codiish,  Comm.  Pleas  New-York 
Town  V,  Stetson  Decbr.  1868  Cox  p.  514;  oder  der  Ausdruck  Nouris- 
hing  (London)  Stout,  engl.  Entsch.  ll./ll.  1873  Baggett  v.  Findlater 
Seöast  p.  258.  Das  Gesagte  gilt  auch  dann,  wenn  eine  solche  Bezeich- 
nung in  fremder  Sprache  gegeben  ist,  wie  z.  B.  der  türkische  Ausdruck 
passendede '=?  garantirt,  oder  die  Bezeichnung:  „gerade  12  Ellen''  in 
türkischer  oder  armenischer  Sprache^)    —    dies   insbesondere,    wenn   die 


1)  unrichtig  hatte  der  Coort  of  Common  Pleas  New-York  Decbr.  1867  Caswell 
v^  Pavis  Cox  p.  429  das  Gegentheil  angenommen. 

2)  Unrichtig   haben   französische   Gerichte    die    Bezeichnung   £an  ^carlate, 
Scarlet  Water,  als  markenmässige  Individualbezeichnnng  behandelt,  Seinetrib.  30./5. 

1862  Pat  VIII  p.  289,  Appelh.  Paris  9./5.  1863  Fat.  IX  p.  2ö2.  Dagegen  ist  es 
wohl  riebtig,  wann  der  Ansdrnck  Pain  Killer  för  Medicameute  als  markenflihig  er- 
klärt wnrdA,  Supreme  Conrt  Rhode  Island,  Davis  v.  Kendall  Coddington  p.  23R, 
CanadaWest  Chano,  3./3  1867  Davis  v.  Kennedy  StsbßSt  p.  168,  Patentcommissär 
31. /5.  1880  Off.  Gaz.  XVII [  p.  922.  Denn  dieser  Ansdrnck  bezeichnet  zwar  ein« 
Eigenschaft,  aber  in  eigenartiger  phantastischer  Weise.  Aehnliches  gilt  von  dem 
Aasdmeke  Farabola  für  Nadeln,  deren  Oehr  p'arabolisch  ist,  Circ.  Conrt  North. 
Distr.  Illinois  7./1.  1879  Off.  Gaz.  XVIII  p.  1277. 

9)  So  bestimmte  auch  das  Gesetz  fnr  Eisen-  qnd  Stahlwaaren  in  Westphi^Ien 
and  der  Rheinprovinz  v.  1854  §  2,  dass  alle  Worte  in  deutscher  oder   einer 
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Waare  für  den  türkischen  oder  armenischen  Markt  bestimmt  ist,  vgl. 
die  theilweise  hiermit  im  Widerspruch  stehenden  Entscheidungen  bei 
Browne  p.  154  und  bei  ßryce  p.  91.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  Bezeich- 
nungen, welche  die  Bestimmung  der  Waare  angeben,  z.  B.  Croup  Tincture, 
Patentcommissär  1876  Off.  Gaz.  1876  X  p.  333  ^  oder  welche  eine  Be- 
handlungs-  oder  Gebrauchsanweisung  enthalten,  wie  piano  oder  ähnlich: 
vgl.  auch  Supr.  Court  California  April  1868  Falkinburg  v.  Lucy  Cox 
p.  448  f.  Endlich  können  die  generischen  Bezeichnungen  auch  von  der 
Gebrauchsart,  von  der  Gebrauchssphäre  der  Sache  entnommen  sein ;  so  der 
Ausdruck  Nappes  de  famille  für  Wachstuchdecken,  Seinetrib.  21. /12.  1877 
Fat  XXni  p.  74  und  Appelh.  Paris  18./5.  1879  Fat  XXV  p.  162, 
Patentcommissär  20./6.  1876  Off.  Gaz.  1876  X  p.  163  (das  deutsche 
Wort  Familienflannel  u.  a.). 

Das  Gesagte  gilt  auch  von  solchen  Bezeichnungen,  welche  an  sich 
Phantasienamen  waren,  aber  durch  die  Sprache  zu  Qualitätsbezeichnungen 
umgewandelt  worden  sind.  Solche  Bezeichnungen  sind  nicht  selten  ursprüng- 
lich Individualbezeichnungen  gewesen,  aber  dann  von  dieser  individuellen 
Basis  abgesprungen  und  zu  generellen  Benennungen,  zu  Bezeichnungen 
qualitativer  Art  mit  qualitativer  Be^eichnungskraft  geworden.  Es  gilt 
hier  Aehnliches,  wie  von  dem  Erflndernamen,  der  zum  Gattungsnamen 
heruntersinkt  5  und  der  Prozess  der  Generalisirung  eines  solchen  indivi- 
duellen Phantasienamens  ist  in  ähnlicher  Weise  rechtlich  zu  analysiren, 
wie  der  analogeGeneralisirungsprozess  beim  Eigennamen.  Vgl.  Appelh.  Paris 
21. /3.  1861  Fat.  VII  p.  161  (Perles  d'6ther  als  individuell  behandelt), 
Seinetribunal  8./5.  1875  Fat  XX  p.  245  (Veloutine  ebenfalls  individuell); 
die  Beurtheilung  von  Luciline  für  Petroleum  ist  nicht  immer  die  gleiche 
gewesen:  Seintribunal  3./2.  1863  Fat,  IX  p.  176,  Appelh.  Paris  28./11. 
1863  Fat.  X  p.  105.  Auch  hier  ist  die  Annahme,  dass  mit  Erlöschen 
eines  Patentrechts  die  von  dem  Erfinder  für  seine  Waare  gebrauchte 
Bezeichnung  einem  Jeden  unbedingt  zustehe  (Calmels  nr.  192  p.  121  f. 
und  Andere),  ebensowenig  richtig,  als  dies  flir  den  Namen  des  Erfinders 
richtig  wäre ;  doch  wird  es  allerdings  viel  leichter  vorkommen,  dass  eine 
solche  Bezeichnung  als  generelle  Sachbezeichnung  gemeint  und  verstanden 
wird,  als  dies  bezüglich  des  Personennamens  der  Fall  ist,  welcher  an 
sich  der  generellen  Bedeutung  widierstrebt  und  nur  kraft  conventioneller 
Umdeutung  die  veränderte  Bezeichnungskraft  erwerben  kann.  Daher 
pflegen  auch  die  französischen  Gerichte  viel  leichter  einer  solchen  Phantasie- 


fremden Sprache  aasgeschlossen  seien,   die  eine  Eigenschaft  der  Waare  oder 
«ine  empfehlende  Bezeichnung  ausdrücken. 
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bezeichnnng  nach  Ablauf  des  Patentes  den  Freipass  zu  gehen  und  den 
Freigebrauch  zu  gestatten,  als  dies  bei  Personalbezeichnungen  der  Fall 
ist;  auch  wird  der  Umstand,  dass  für  die  Waare  gar  keine  andere  sprach- 
liche Bezeichnung  vorliegt,  hier  viel  leichter  vorkommen,  als  auf  dem 
verwandten  Gebiete  des  Personennamens,  was  zwar  nicht  das  allein  ent- 
scheidende ist,  aber  immerhin  nicht  ausser  Betracht  bleibt.  Vgl.  Cass.-hof 
22./3.  1864  Sirey  1864  I  p.  345,  Appelh.  Paris  24./12.  1873  Pataille 
XIX  p.  75,  Idem  22./4.  1875  Fat.  XIX  p.  324,  Cass.-hof  8./2.  1875 
Fat  XXII  p.  91 ;  vgl.  auch  Bedarride  IH  nr.  823  f.,  Fouillet  nr.  50  f. 
54  f.,  Braun  p.  232  f.,  vgl.  ferner  Patentcommissär  26./8.  1879  Off. 
Gaz.  XVI  p.  679.  üebrigens  geht  aus  dem  Obigen  zu  Genüge  hervor, 
dass  es  auch  hier  eine  unrichtige  Formulirung  de«  Princips  ist,  wenn 
man  behauptet  hat,  dass  es  allein  auf  die  Noth wendigkeit  und  Unent- 
behrlichkeit  des  Namengebrauchs  ankomme  und  der  Name  nur  dann  der 
Appropriation  entzogen  sei,  wenn  ohne  ihn  sich  die  Sache  nicht  bezeichnen 
lasse.  Zu  welchen  unrichtigen  Consequenzen  diese  falsche  Auffassung 
führt,  zeigt  die  unrichtige  Kritik  des  oben  cit.  ürtheils  des  Seinetrib. 
21./ 12.  1877  Fat,  XXni  p.  74  (bezüglich  der  Nappes  de  famille)  von 
Fouillet  ib.  p.  77.  Hiernach  wäre  überall  da,  wo  mehrere  sprachliche 
Qualitätsbezeichnungen  beständen,  die  eine  stets  in  Gefahr,  appropriirt 
zu  werden,  weil  noch  eine  zweite  übrig  bliebe.  So  lässt  sich  aber  die 
Sprache  nicht  behandeln. 

Eine  besonders  wichtige  Rolle  spielt  unter  den  Descriptivbezeich- 
nungen  die  Angabe  des  Productionsortes,  die  geographische  Bezeichnung; 
auch  sie  ist  generisch,  auch  sie  ist  Sachbenennung,  nicht  blosse  Personal- 
benennung :  Personalbenennung  wäre  sie  nur,  wenn  sie  fictiv  wäre,  wenn 
ein  geographischer  Name  gegeben  wäre  ohne  den  geographischen  Sinn, 
ohne  die  locale  Bezeichnungskraft  —  wovon  bereits  oben  gehandelt  wurde ; 
vgl.  auch  Huard  p.  86  nr.  39  f..  Schmoll  p.  183  f.,  Fouillet  nr.  63. 
405  f.,  Braun  p.  205  f.,  Browne  p.  129;  Cass.-hof  24./2.  1840  bei 
Dalloz  V.  Ind.  nr.  351,  Trib.  Havre  3./6.  1859  Fat.  V  p.  279,  Cass.- 
hof  15./7.  1863  Fat.  IX  p.  328,  Appelh.  Grenoble  11./2.  1870  Fat. 
XVI  p.  355;  Appelh.  Brüssel  20./6.  1864  cit.  bei  Ro,  comment.  p.  118; 
Supreme  Court  New- York  Septemb.  1867  Newman  v.  Alvord  Cox  p.  405  f., 
Supreme  Court  Illinois  1870  Candee  v.  Deere  Coddington  p.  245,  Circ. 
Court  S.  Distn  New- York  Januar  1870,  Delaware  and  Hudson  Canal  Co. 

V.  Clark  Sehast.  p.  196,  Un.  Stat.  Supreme  Court  1871  Delaware 

Co.  V.  Clark  Off.  Gaz.  1872  I  p.  279,  Supreme  Court  Pennsylv.  1874 
Glendon  Iren  Co.  v.  Uhler  Coddington  p.  254,  Supreme  Court  North 
Carolina    1875   Blackwell   v.  Wright    Coddington   p.    135.    136.    255, 
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PatentcommisBär  14./6.  1872  Oflf.  Gaz.  1872  I  p.  603,  25./8.  1877  Off! 
Gaz.  1878  XIII'p.  44;  en^l.  Entsch.  2./8.  1878  Sebast.  p.  381  und 
Wheeler  v.  Johnston  im  Weekly  Reporter  1879/80  Digest,  p.  228: 
vgl.  auch  das  Gesetz  für  Eisen-  und  Stahlwaaren  in  Westphalen  and 
Rheinprovinz  v.  1854  §  2  Z.  3,  welches  alle  geographischen  Benennnngen 
ansschloss.  Die  geographische  Bezeichnung  —  abgesehen  von  der  fiktiven 
Phantasiebezeichnnng  —  ist,  wenn  nnrichtig,  deceptiv  nnd  dämm  nicht 
nur  nicht  appropriabel,  sondern  sogar  unrechtmässig ;  wenn  richtig,  ist  sie 
descriptiv  und  darum  zwar  rechtmässig,  aber  inappropriabel :  sie  steht 
jedem  zu,  welcher  in  der  gleichen  geographischen  Lage  producirt  ^).  Wie 
mit  geograf>hlschen  Benennungen,  verhält  es  sich  auch  mit  den  Benenn- 
ungen, welche  die  Zugehörigkeit  des  Producenten  zu  einem  bestimmten 
Gesellschaftskreise,  zu  einem  bestimmten  Vereine,  zu  einer  bestimmten 
Innung  declariren,  wovon  bereits  oben  S.  167  die  Rede  war;  und  ganz  das 
gleiche  gilt  für  Medaillen ,  Ehrenzeichen,  industrielle  Belobungen  :  sie 
sind  qualitative  Auszeichnungen  der  Waare  oder  des  Gewerbebe triebes^ 
qualitative  Auszeichnungen,  die  einem  Anderen  ebensogut  zukommen 
können,  die  also  in  sich  die  Kraft  nicht  besitzen,  die  Waare  mit  einer 
Persönlichkeit  zu  verbinden  und  als  von  dieser  Persönlichkeit  stammend 
zu  declariren,  wie  dies  auch  der  Jahresbericht  der  Leipziger  Handels- 
kammer 1874.  1875  richtig  ausführt,  vgl.  Reichsanzeiger  (Centralhandels- 
register)  18./12.  1876  nr.  298.  Darum  kann  zwar  eine  (wahre)  Medaille 
in  die  Marke  aufgenommen  werden  —  was  häufig  geschieht  —  allein 
sie  vermag  an  sich  nicht  Marke  zu  sein ;  der  Träger  der  Medaille  kann 
keinem,  welcher  die  gleiche  Medaille  hat,  verwehren,  dieselbe  auf  die 
Waare  zu  setzen,  vgl.  Bo,  comment.  p  153 ;  und  wenn  ein  Dritter  sich 
unberechtigterweise  dieser  Medaille  bedient,  so  ist  es  ein  Eingriff  in  das 


J)  Immerbin  kann  «ine  concari'ence  delQyale  vorliegen,  .wenn  nicht  nnr  die 
geographische  Bezeichnang  als  solche,  sondern  die  ^nze  Art  der  Schreibung,  die 
Farbe,  Umhtlllnng  u.  dgl.  nachgeahmt  ist,  vergl.  Appelh.  Paris  5./1.  1865  P<U.Xl 
p.  109  (fil  d'Alsace) :  aber  dann  ist  es  nicht  die  geographische  Benennung,  sondern 
das  dieselbe  begleitende  confaudirende  Gebahren,  welches  sich  als  Rechtswidrig- 
keit entbällt;  ganz  ebenso,  wie  auch  sonst  mit  der  Benutzung  einer  descriptiven 
Beeeichnung  eine  concnrrence  d^loyale  verbunden  sein  kann,  sofern  die  begleiten- 
den Umstände  auf  eine  Täuschung  berechnet  sind,  Appelh.  Lyon  7./6.  1871  PcU. 
XVII  p.  105  (Vernis  anglais),  Supreme  Court  New-York  1873  Lea  v.  Wolf  Cod- 
dington  p.  258.  So  Verhaltes  sich  mit  allen  Freizeichen ;  bei  sämmtlichen  ist  ein 
den  Gebranch  des  Zeichens  begleitender  Missbrauch  möglich;  vgl.  en^.  Entsch. 
Siegert  v.  Findlater  15./1.  1878  ßebast  p.  369.  Vexgl.  auch  CoddmffUm  {>.  98; 
vgl.  auch  oben  S.  145. 
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Medaillenrecht,  es  ist  concnrrence  d^loyale,  es  ist  keine  Markenverletzong  f 
vgl.  avch  engl.  Entech.  Batty  v.  Hill  1863  Coddington  p.  346.  347. 
In  diesem  Sinne  ist  die  Medaille  Freizeichen,  sie  ist  Freizeichen  bezüg- 
lich des  Markenrechts,  sie  nimmt  am  Markenschatze  nicht  Theil.  Mit 
Becht  wurde  daher  auch  entschieden,  dass  das  Wort  „Gold  Medal"  nicht 
Marke  sein  kann,  Appelhof  New-York  1874  Taylor  v.  Gillies  im  American 
Law  Eeview  X  p.  503  und  bei  Coddington  p.  227.  228. 

Was  oben  von  generischen  Benennungen  gesagt  wurde,  das  gilt 
auch  von  Bezeichnungen,  welche  sich  durch  bildliche  Darstellungen  kund- 
geben: auch  ein  Bild  kann  die  Kraft  haben,  eine  Eigenschaft  zu  cha- 
rakterisiren.  So  wurde  in  Amerika  mi  einfaches  Bild  von  Pflaumen  für 
Medicated  Prunes  nicht  zugelassen,  Patentcommissär  26.  8.  1879  Off. 
Gaz.  XVI  p.  679 ;  das  Bild  eines  Fisches  an  der  Schnur  im  Fischhandel, 
eines  Schuhes  im  Schuhhandel  wurde  ahs  frei  und  inappropriabel  erklärt, 
Patentcommissär  27./11.  1876  Off.  Gaz.  X  p.  866;  dagegen  wurde  eine, 
zwei  kreuzweise  übereinandergelegte  Fische  darstellende  Marke  als  Marke 
für  Fischkästchen  eingetragen,  Browne  p.  172.  Das  Bild  von  Wein- 
trauben für  Spirituosen  wurde  beanstandet  nach  der  engl.  Instruct.  von 
1877  Bepresent.  s.  7;  über  Beblaub  für  Weine  vergl.  die  interessante 
Entsch.  des  Appelh.  Bordeaux  9./8.  1865,  Paiaille  XU  p.  430,  und  be- 
züglich des  Bildes  eines  Ochsen  für  Fleisch extrakt,  Appelh.  Paris  12./1. 
1874  Fat.  XIX  p.  83  i);  bezüglich-  des  Bildes  eines  (den  Boden  nach 
Trüffeln  durchwühlenden)  Schweines  für  Trüffel  Appelh.  Nimes  16./5.  1876 
Fat.  XXVI  p.  101  und  Cass.-hof  26./11.  1877  ebenda.  Das  richtige 
ist,  dass  die  bildliche  Darstellung  der  Waare  oder  -  des  Naturproduktes^ 
aus  welchem  sie  erzeugt  ist,  einem  Jeden  gestattet  sein  muss :  denn  eine 
solche  Darstellung  i»t  Qualitätsdarstellung  und  steht  der  wörtlichen  Qua- 
litätsbezeichnung im  Verkehr  völlig  gleich ;  vgl.  Browne  p.  109,  Brau» 
p.  107.  Dagegen  ist  die  individuelle  Art  der  Auffassung  und  Darstellung 
allerdings  einem  jeden  eigen,  und  diese  specifische  Sonderart  kann  gültige 
Marke  sein  2);    aber  dann  liegt  die  Marke  lediglich  in  dieser  besondern^ 


1) qne  la  Compagnie    ae  peat  avoir  la  pr^tention   de  joionopoIUer 

au  profit  de  sa  marque  Timage  do  boeuf,  et  qa'elle  le  pent  d'aatant  moins  daDS 
TespecOf  qne  les  images  adopt^es  par  C.  D.  et  E.  sont  assez  diff^rentes  de  la  sienne 
ponr  qn'on  ne  puisse  les  confondre  (ib.  p    92). 

s)  Vgl.  aach  die  engl.  Entsch.  Orr  Ewing  v.  Registrar  of  Trade  Marks  bei 
Lßwson  |).  1-^.  Es  warde  hier  angenommen,  dass  die  Zeichnung  jeines  Elephanten, 
LöweA  a.  dgl.  Marke  sein  könne,  wenn  .aach  Elephanten,  Löwen  n.  dgl.  in  der  be- 
treffenden Branche  Freizeichen  sind. 
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spßcifischen  Art  der  Darstellung  des  Bildes:  Niemanden  ist  es  verwehrt, 
dasselbe  Productionselement  auf  seiner  Waare  bildlich  zu  vergegenwärtigren, 
wenn  er  nur  dabei  nicht  die  individuelle  Auffassung  und  Wiedergabe  des 
Andern  nachahmt,  sollte  auch  dann  eine  Verwechslung  möglich  sein :  denn 
hier  liegt  die  Möglichkeit  der  Verwechlung  eben  in  der  geringen  indivi- 
duellen Unterscheidungskraft  des  Zeichens,  sie  liegt  darin,  dass  das  Bild 
im  Allgemeinen  frei  und  nur  die  individuelle  Differenzirung  dem  Einzelnen 
vorbehalten  ist,  wobei  eben  die  individuelle  Differenzirung  möglicher 
Weise  dem  Publikum  nicht  genug  ins  Auge  fällt,  für  den  Käufer  nicht 
frappant  genug  ist*).  Vergl.  auch  Appelhof  Nimes  16./5.  1876  und 
Cass.-hof  26./11.  1877    Fataille  XXVI  p.  101. 

Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Bilde  einer  Stadt;  ein  solches 
steht  einer  geographischen  Bezeichnung  der  Productionsstätte  gleich,  es 
kaim  daher  von  keinem  in  der  Art  appropriirt  werden,  dass  er  es  allein 
zu  führen  berechtigt  wäre ;  nur  die  Besonderheit  des  Bildes  oder  die  Um- 
gebung desselben  kann  individuell  sein  —  je  individueller,  desto  sicherer, 
desto  mehr  dem  Einzelnen  zu  Eecht  gehörig ;  diese  Individnalisation  reicht 
oft  nicht  hin,  um  die  Marke  von  anderen  Darstellungen  zu  unterscheiden 
—  um  so  schlimmer  für  den  Markenträger,  welcher  sich  auf  ein  Zeichen 
geworfen  hat,  das  so  geringe  distinctive  Kraft  hat  und  darum  so  gering- 
fügigen Schutz  bietet;  wobei  natürlich  die  Frage,  ob  nicht  im  einzelnen 
Fall  der  Gebrauch  des  Freizeichens  mit  solchen  täuschenden  Manipula- 
tionen verbunden  war,  dass  er  sich  als  concurrence  d^loyale  darstellt, 
völlig  auszuscheiden  ist. 

Aber  auch  gewillkürte  figurative  Darstellungen  gehören  hierher, 
sofern  dieselben  im  Verkehr,  sei  es  als  Qualitativzeichen  einer  Waaren- 
gattung,  sei  es  als  geographische  oder  historische  Bezeichnungen  in  Uebnng 
sind;  also  insbesondere  auch  diejenigen  Zeichen,  mit  welchen  die  Pro- 
ducenten  eines  bestimmten  Ortes  zur  Markirung  dieses  Productionsortes 
die  Waare  zu  bezeichnen  pflegen ;  ebenso  auch  gewillkürte  Figurationen, 
welche  als  Abzeichen  die  Angehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Klasse,  zu 
einem  bestimmten  Verbände  zum  äusserlichen  Ausdrucke  bringen  sollen. 
Dass  solche  Zeichen  nicht  dem  Einzelnen  appropriabel,  dass  sie  nicht, 
aus  der  qualitativen  Bezeichnungsfunction  herausgerissen,  zu  Individual- 
zeichen werden  können,  versteht  sich  von  selbst,   es  wäre  nicht  zu  be- 


1)  Allerdings  ist  der  Concarrent  am  so  mehr  gehalten,  sich  von  dem,  was 
der  Zeichenberechtigte  ludividnelles  an  dem  Zeichen  hat,  ganz  nnd  vollkommen 
fernzuhalten,  da  bei  der  geringen  Individnalisation  des  Zeichens  die  Nachmachnng 
eines  individnalistischen  Elementes,  die  sonst  kanm  in  Betracht  käme,  bedeatend 
ins  Gewicht  fallen  kann. 
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zweifeln,  auch  wenn  es  uns  der  §  10  Abs.  2  des  deutschen  Markengesetzes 
nicht  ausdrücklich  besagte;  Upton  p.  140  f.,  Snpreme  Court  New- York 
Octbr.   1853  Stokes  v.  Landgraff.  Cox  p.  137  f. 

Solche  Freizeichen  der  verschiedensten  Art  bestehen  in  allen  Ländern. 
So  in  Deutschland ;  ich  erinnere  nur  z.  B.  an  die  Bielefelder  Flachsblume, 
ich  erinnere  an  §  9  des  preuss.  Eisenindustriemarkengesetzes  für  West- 
pbalen  und  die  Rheinlande  v.  1847  i)  u.  a.  In  England  sind  sie  ins- 
besondere in  der  Baumwollindustrie  üblich,  so  dass  bei  Einführung  des 
Markenregisters  besondere  Vorkehrung  für  diesen  Industriezweig  getroffen 
werden  mnsste  :  es  wurde  eine  eigene  Commission  in  Manchester  ein- 
gesetzt, welche  die  angemeldeten  Baumwollenmarken  nach  ihrer  Indivi- 
dualität und  Eintragsfähigkeit  prüfen  sollte,  Rules  s.  57—63  und  In- 
structions, Abschnitt  Eegistration  of  Trade-Marks  for  Cotton  Goods^);  von 
44158  Anmeldungen  wurden  nur  4538  zugelassen,  vergl.  Centralhandels- 
register  1882  nr.  171. 

Manche  solcher  Zeichen  stammen  aus  sehr  alter  Zeit,  vgl.  Homeyer 
S.  843 ;  allein  ein  hohes  Alterthum  ist  keine  Bedingung :  es  genügt,  dass 
ein  bestimmtes  Zeichen  als  Qualitäts-  oder  Ortszeichen  sich  eingebürgert 
hat,  was  in  unseren  Tagen  ebenso  leicht  vorkommen  kann,  als  vor  zwei 
Jahrhunderten,  vgl.  Hand.- Appell. -Ger.  Nürnberg  31. /7,  1876,  Samml. 
der  Entsch.  d.  oberst.  Gerichtsh.  v.  Bayern,  Hand.-Wechs.-E.  III  S.  372  ; 
auch  ist  zur  Freizeichenqualität  nicht  erforderlich,  dass  alle  Gewerbe- 
treibenden derselben  Branche  sich  des  Zeichens  bedienen,  es  genügt  ein 
so  allgemeiner  Gebrauch,  dass  das  Zeichen  im  Verkehr  nicht  mehr  als 
die  Charakteristik  eines  Einzelnen  aufgefasst  wird,  vgl.  Appellgericht 
Köln  19. /lO.  1878  (Archiv  f.  Rheinprov.  Bd.  69  S.  197).  Nur  ist  natür- 
lich der  Umstand,  dass  mehrere  die  Marke  eines  Anderen  ungestraft 
auf  ihre  Waaren  gesetzt  haben,  noch  nicht  genügend,  die  Marke  zur 
Qualitäts-  und  Freimarke  zu  machen;  und  überhaupt  hat  man  bezüglich 


1)  Hier  war  bestimmt,  daas  fSr  einzelne  Arten  von  Eisen-  a.  Stahlwaaren  eigen- 
thttmlicbe  Qualitätszeichen  gebildet  werden  könnten:  sie  sollten  von  dem  Finanz- 
minister  festgestellt  und  in  die  Zeichenrollen  nnter  besonderem  Abschnitt  einge- 
tragen werden.  Für  die  Registrirnng  der  Freizeichen  lässt  sich  manches  sagen, 
vgl.  Möllenhof  S.  191 ;  doch  sind  bei  der  Vielseitigkeit  nnd  Freiheit  des  Lebens- 
verkebrs  die  Gegengründe  überwiegend.  Bezüglich .  der.  geographischen  Ortsbe- 
zeichnungen, wo  besondere  Rücksichten  obwalten,  vgl.  jedoch  oben  S.  117  f. 

2)  Ueber  die  Frage,  ob  diese  Commission  nnr  begutachtende  oder  auch 
entscheidende  Function  hatte  und  wiefern  ihre  Aussprüche  für  die  Gerichte  mass- 
gebend sind,  vgl.  den  englischen  Court  of  Appeal  7./6.  1878  in  re  Orr  Ewing  Co. 
Sebast.  p.  354,  Lawson  p.  323  nnd  Entsch.  13./7.  1878  Sebdst  p.  380. 
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angeblich  moderner  Freizeichen  mit  Vorsicht  zu  verfahren,  weil  der  an- 
gebliche Charakter  des  Freizeichens  häafig  nur  Yorwand  ist  und  man  nicht 
selten  durch  recht  forcirte  und  ungenirte  Eingriffe  in  das  fremde  Zeichen- 
recht  versucht  hat,    einem    solchen  Zeichen  den  Schein   des  Freizeichens 
zu  geben ;  vgl.  Maillard  de  Marafy,  Nouveau  (regime  des  marq.  de  fahr. 
p.  37,  Willis-Bund  im  E6gime  intern,  de  la  propr.  ind,  I  p.  16  f.   125  f., 
Appelh.  Lüttich  31./10.  1878  Pasicr.  B.  1879  II  p.  43,  Appelh.  Gham- 
bery  16./2.  1882  R6g.  int.  de  la  pr.  ind.  I  p.  68,   Reichsgericht  30.;4. 
1880  Rechtssprechung  I  S.  701,  vgU  auch  Entsch.  23./2.    1880    ebenda 
I  S.  373,    namentlich   aber  Urth.    ll./l.    1881   Entsch.   IH  S.  78.  83: 
„es  geht  ,  ,  .  hervor  .  .  .,  dass  im  Verlaufe  der  letzten  40  Jahre  auch 
andere  Tabaksfabrikanten   und   zwar   im  ganzen   etwa    14 ,    neben    der 
Klägerin,  fragliche  Zeichen  in  Gebrauch   genommen  haben,   allein    dieser 
Mitbesitz,  der  zudem  nur  nach  und  nach  eintrat  und  ursprünglich  jeden- 
falls kein  gutgläubiger  war,  erscheint  nicht  ausreichend,  um  die  Umwand- 
lung der  Zeichen  in  Freizeichen  zu  bewirken".     Vergl.  ferner  Cass.-huf 
Turin  3./3.  1880  Monit.    dei  tribunali    1880  p.  224,    Appelhof  Mailand 
2./8.  1880  R6gime  intern,  des  marques  I  p,  218.   224;    man  vergleiche 
aber  auch  franz.  Cass.-hof  30. /4.  1864  Sirey  1864  I,  p.  246   und  4./2. 
1865  ib.  1865  I,  p,  432;   vergl.  ferner  Bcdarride  III  nr.  897,  Mayer 
p.  99,  Pouillet  nr.  336.    Insbesondere  gilt  dies  von  Markennachbildongen 
in  den  Jahren  vor  dem  Markengesetze,   zu    einer  Zeit,    wo  der  Marken- 
träger vielfach  noch  nicht  in  der  Lage  war,  die  Nachmachungen  gesetz- 
lich zu  verfolgen.     Hier  sind  die  Nachbildungen  und  Nachahmungen  der 
Marke  oft  wie  Pilze   aufgeschossen   —    aber   zu   Qualitätsbezeichnungen 
der  Waare  und   mithin   zu  Freizeichen    konnten   sie    nur    dann   werden, 
wenn  auch  der   gutgläubige  Verkehr  in  der  Marke    nicht   mehr  das  ür- 
sprungszeichen ,    welches    auf   den  wahren  Markenträger   hindeuten    soll, 
sondern  nur  das  Qualitätszeichen    erblickt  hat,    wenn  diese   Anschauung 
so  gefestigt  wurde,  dass  die  Erinnerung  an  die  Ursprungszeichenqualität 
verblasst  ist.   Dies  ist  aber  um  so  stringenter  zu  verlangen,  je  mehr  der 
Markenträger  bemüht  war,  die  ihm  möglichen  Mittel  zur  Aufklärung  des 
Publikums  in  Anwendung  zu  bringen  und  je  weniger  es  ihm  möglich  war, 
mit  gerichtlichen   Mitteln  gegen  diesen    Missbrauch   anzukämpfen.      Es 
gilt  in  dieser  Beriehung  Alles,    was  oben    über    die  Generaliairung  der 
Namensbezeichnung  entwickelt  worden  ist ').    Vgl.  auch  Braun  p«  349  f. : 


1)  Znw«it  geht  das  englische  Recht,  welches  die  Regel  aufstellt,  dass  eia 
Zeichen  dann  überall  a^s  Freizeichen  zn  behandeln  ist,  wenn  es  (vor  dejn  erstca 
Registrirnngsgesetze  v.  1875)  von  mehr  als  drei  Personen,    für  dieselbe  oder  «ine 
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^anz  unrichtig  sind  in  dieser  Beziehung  die  Bemerkungen  von  Möllenhof 
S.  189  f.  175,  als  ob  ohne  Markengesetz  nicht  von  unredlicher  Aneignung 
«ines  fremden  Waarenzeichens  gesprochen  werden  könnte!  —  und 
-wenn  in  der  Marke  gar  noch  speciell  der  Name  oder  die  Firma  des 
Uarkenberechtigten  vorhanden  war,  so  unterliegt  die  Generalisirung  der 
Marke  ganz  besonderen  Schwierigkeiten,  ebenso  wie  die  Generalisirung  des 
blanken  Namens,  ein  Satz,  welcher  von  dem  französischen  Cassationshof 
13./1.  1880  Pataille  XXV  p.  113.  124  völlig  verkannt  worden  ist; 
vgl.  oben  S.  153. 

Bisher  ist  von  den  functionellen  Freizeichen  die  Rede  gewesen. 
Die  Freizeichen  können  aber  auch  Phantasiefreizeichen  sein,  welche  mit 
der  Waare,  ihrer  lokalen  Herkunft,  ihren  Zwecken  und  Bestimmungen 
in  keinem  Nexus  stehen  i),  welche  lediglich  dazu  bestimmt  sind,  einem 
Hang  des  Publikums  nach  Phantasiedarstellung  zu  dienen,  einem  Bedürfniss 
nach  bildlicher  Formgebung  zu  entsprechen  oder  einer  Stimmung  des 
Publikums  Ausdruck  zu  geben.  Sobald  ein  solches  Zeichen  im  Verkehr 
für  die  Waare  einer  bestimmten  Qualität  üblich  geworden  ist,  sobald  ein 
solches,  von|der  Stimmung  des  Publikums  getragen.  Anklang  gefunden  hat 
und  in  allgemeinen  Gebrauch  gelangt  ist,  kann  Niemand  dieses  allgemeine 
Zeichen  für  sich  appropriiren.  Niemand  die  Stimmung  des  Verkehrs  auf 
seine  Person  concentriren.  Daher  die  einleuchtende  Consequenz,  dass 
nicht  nur  functionelle  Darstellungen,  sondern  auch  reine  Phantasiedar- 
stellungen ohne  ausgesprochenen  materiellen  Zweck,  sobald  sie  allge- 
mein in  Uebung  gekommen  sind,  von  der  Individualmarke  auszuschliessen 
sind;  vergl.  Appelh.  Paris  22.  1.  1870  Fat.  XVI  p.  76.  So  entsprechen 
Heiligenbilder  einem  Bedürfniss  der  frommen  Phantasie;  sind  solche 
Heiligenbilder  zur  Charakteristik  von  Waaren  in  üebung  —  und  sie  sind 
es  an  Orten  des  ausgesprochenen  Heiligencultus  häufig  —  so  können  sie  von 
Niemanden  als  Marke  appropriirt  werden,  Appelh.  Aix  27./11.  1876  Pat, 
XXIII  p.  252.  Und  ebenso  verhält  es  sich  mit  patriotischen  Zeichen, 
die  der  Verkehr  auf  die  Waaren  zu  setzen  gewohnt  ist ;  oder  mit  Phan- 
tasiebildem,   die   sich    auf  die  Art   des  Handelsgewerbes  beziehen    oder 


ahnliche  Art  von  Waaren,  gebrancht  wnrde:  so  nnn  Ges.  1883  a.  74  1.  Abs.  — 
eine  Regel,  welche  schon  vorher  von  der  englischen  Praxis  anfgestellt  worden 
war,  Entsch.  in  re  Jelley  Son  and  Jones  1878  bei  Lawson  p.  171  Note  g  nnd  bei 
Sebastian  p.  376. 

1)  Vgl.  anch  Motive  S.  637,  welche  solche  Freizeichen  von  denjenigen  unter- 
scheiden, welche  Qualität,  Grössen  Verhältnisse  oder  locale  Herkunft  der  Waare 
angeben.  Der  §  10  Abs.  2  des  deutschen  Gesetzen  umfasst  die  fuuctiouellen  Frei- 
zeichen wie  die  Phantasiefreizeicheu. 
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irgend  welche  Ideenassociation  wachrufen,  irgend  welche  Seite  der  Phan 
tasie  anzuregen  bestimmt  sind.  Sobald  solche  Bilder  im  Verkehr  üblich 
geworden  sind,  sind  sie  Freizeichen,  sind  sie  freie,  einem  Jeden  zustehende 
Mittel,  um  durch  die  populäre  Einwirkung  auf  die  Phantasie  oder  auf 
den  gewohnten  Ideenkreis  das  Publikum  für  sich  einzunehmen  und  die 
benevolentia  des  Verkehrs  für  sich  zu  gewinnen. 

In  allen  solchen  Fällen  kann  nur  eine  besondere  individuelle  Ge- 
staltung des  Zeichens  zur  individuellen  Charakteristik  verwendet  werden. 
Je  individueller  diese  Ausgestaltung  ist,  um  so  mehr  wird  sie  ihren 
Zweck  erfüllen.  Dagegen  wird  eine  Darstellung,  welche  sich  dem  gene- 
rellen Typus  des  Freizeichens  nähert,  eben  dadurch  an  Individualistik 
einbüssen;  und  es  wird  geschehen  können,  dass  die  Benützung:  des  all- 
gemeinen Freizeichentypus  von  Seiten  Dritter  zu  Verwechslung'en  fahrt, 
ohne  dass  gegen  diese  Dritte  vorgegangen  werden  kann,  so  lange  nnd 
so  weit  sie  sich  innerhalb  des  allgemeinen  Typus  halten  und  nicht  be- 
strebt sind,  die  individuelle  Art  und  Weise  des  Berechtigten  wieder- 
zugeben: denn  hier  wird  die  Verwechslung  nicht  durch  Eingriff  in  da^ 
Individualrecht  hervorgerufen,  sondern  sie  ist  eine  Folge  der  geringen 
Individualisirungskraft  der  speciellen  Marke  —  ganz  ebenso,  wie  dies 
oben  bezüglich  der  functionellen  Freizeichen  ausgeführt  worden  ist:  vgl. 
auch  Appelh.  Aix  27./11.  1876  Fat.  XXIII  p.  252. 

Entscheidend  für  die  Freizeichenqualität  ist  die  Auffassung  der- 
jenigen Kreise,  in  deren  Verkehr  die  Marke  ftgurirt,  mag  es  nun  der  in- 
ländische oder  der  ausländische  Verkehr  sein  i) :  auch  ein  Freizeichen 
des  ausländischen  Verkehrs  kann  im  Inlande  nicht  zum  Markenzeichen 
werden,  Cass.-hof  21./5.  1874  Pataille  XIX  p.  153.  157 :  ,  Attendu  que 
le  Fran^ais  ne  peut  revendiquer  la  propri6t6  exclusive  de  la  marque 
qu'il  a  d^posee  qu'autant  qu'elle  n'est  pas  tombee  dans  le  domaine  public 
en  France;  qu'il  ne  peut  pas  davantage  acqu6rir  dans  son  pays  cette 
propri6t6  exclusive  d'une  marque  tombee  dans  le  domaine  public  eu  Angle- 
terre,  sous  peine  de  meconnaitre  les  rögles  de  la  r^ciprocite  et  de  faire 
une  concurrence  döloyale  au  commergant  Anglais  qui  importerait  en  France 
un  produit  de  meme  nature"  (ib.  p.  158):  vgl.  aber  auch  Seinetribunal 
22./6.  1865  Fat  XU  p.  171.  Denn  das  Markenrecht  ist  ein  Bezeich- 
nungsrecht für  den  Universalverkehr,  nicht  bloss  für  den  inländischen 
Verkehr,  es  ist  auch  für  den  Verkehr  in  ferne  Länder  gegeben;  ein 
Zeichen  aber,  das  in  einem  Verkehrslande  Qualificationszeichen  ist,  kann 
das  Inland  nicht  zum  Indivualzeichen  stempeln,  es  würde  dadurch  in  das 


^)  Auch  §  10  Abs.  2  des  deutschen  Gesetzes  unterscheidet  nicht. 
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Recht  der  freien  Qualification  der  Waare  eing^reifen,  es  würde  damit  ein- 
greifen in  das  freie  Eecht,  nicht  etwa  hloss  der  Conimer^anten  jenes 
Landes,  jener  Gegend ,  jenes  Weltstrichs ,  es  würde  auch  in  das  freie 
Qualificationsrecht  der  inländischen  Commer^anten  eingreifen,  welche  nach 
jenem  Weltstrich  ihre  Waare  ausführen ;  und  da  das  Inland  nicht  ein 
Zeichen  zugleich  als  Individualzeichen,  zugleich  als  Freizeichen  behandeln 
kann,  je  nach  der  Eichtung,  welche  die  Waare  nimmt,  so  muss  ein  solches 
Zeichen  als  ein  der  Individualisation  bares  Freizeichen  behandelt  Iverden  i). 
TJm  so  mehr  zeigt  sich  hier  die  Richtigkeit  unserer  obigen  Aufstellung, 
dass  die  Appellativbezeichnung  der  Waare  durch  Worte  einer  ausländi- 
schen Sprache  nicht  Marke  sein  kann. 

Dafür  ist  aber  auch  ein  Zeichen  nur  dann  Freizeichen,  wenn  es 
nicht  nur  in  ganz  kleinen  Kreisen,  sondern  in  einem  massgebenden  „Ver- 
kehr" als  Qualitätszeichen  in  Gebrauch  gekommen  ist;  ein  Gebrauch  in 
so  beschränkter  Sphäre,  dass  sie  für  den  Waarenverkehr  nicht  in  Betracht 
kommt  und  keine  Beachtung  findet,  ist  nicht  in  der  Lage,  das  Zeichen 
zum  Freizeichen  zu  stempeln,  weder  für  diesen  Kleinverkehr,  noch  für 
den  Verkehr  im  Allgemeinen. 

Uebrigens  kann  dercharakteristische  Umfang  des  Freizeichen  ebenso 
wie  der  eines  Individualzeichens  mehr  oder  minder  umfassend  sein;  er 
kann  sich  auf  eine  Art  der  Waaren  beschränken ,  er  kann  für  eine  Mehr- 
heit von  Waaren  hergebracht  sein ;  dann  beschränkt  sich  die  Freizeichen- 
qualität auf  diese  Waaren :  für  andere  Waaren  kann  das  Zeichen  als  In- 
dividualzeichen appropriirt  werden;  Seinetrib.  6./4.  1866  Pataille  XII 
p.  170,  vgl.  auch  Seinetrib.  6./6.  1878  Fat  XXIII  p.  164.  Allerdings  liegt 
eine  solche  qualitative  Beschränkung  nicht  immer  schon  dann  vor,  wenn 
das  Freizeichen  de  facto  eben  eine  bestimmte  Art  von  Waaren  noch  nicht 
ergriffen  hat :  häufig  ist  ein  Genus  der  Waare  repräsentativ  für  eine 
ganze  Waarenklasse,  ja  häufig  für  alle  Waaren  überhaupt,  sobald  das 
Freizeichen  nicht  eine  specielle  Ausgeburt  der  Phantasie  ist,  sondern 
einem  allgemeineren  Drange  nach  ideeller  Kundgebung  entspricht ;  so  was 
Freizeichen  patriotischer  oder  religiöser  Art  betrifi"t,  bei  welchen  die 
factische  Beschränkung  auf  die  eine  oder  andere  Waare  nur  Zufall  war 
und  nicht  durch  eine  besondere  Phantasierichtung  des  Verkehrs  einge- 
geben worden  ist. 

1)  Um  so  mehr  mass  die  Frei  zeich  enqnalität  zam  Durchbrach  kommen,  wenu 
in  einem  bestimmten  Theile  von  Deutschland  ein  Zeichen  als  Freizeichen  anerkannt 
war;  sie  muss  insbesondere  auch  zum  Durchbruch  kommen,  trotzdem  dasselbe 
Zeichen  seiner  Zeit  landesgesetzlich  geschützt  war  und  später  als  Reichsmarke  ein- 
getragen wurde. 
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§  10. 

Soweit  diese  vierte  Voraussetzung  der  Gültigkeit  des  Markenrechts. 
Aus  dem  Vorhergelienden  wird  jeder  entnehmen,  dass  es  mit  dieser  vierten 
Voraussetzung  sich  anders  verhält,  als  mit  den  oben  zwei  entwickelten 
Voraussetzungen  der  Rechtmässigkeit  und  Sittlichkeit  der  Marke.  Denn 
ein  unsittliches  oder  unrechtmässiges  Zeichen  kann  nicht  nur  nicht  znm 
Markenrecht  werden,  es  darf  überhaupt  nicht  gebraucht  werden :  dag-egen 
ein  descriptives  Zeichen,  ein  Freizeichen  darf  (innerhalb  bestimmter  Sphäre] 
gebraucht  werden  —  es  darf  nur  nicht  zum  exclusiven,  individuellen, 
einem  Einzelnen  alleinzustehenden  Individualzeichen  werden;  im  erstem 
Falle  richtet  sich  das  ßechtsverbot  gegen  den  Gebrauch,  im  letzten 
Fall  nur  gegen  den  Alleingebrauch.  Daraus  ergibt  sich  die  einleuch- 
tende Consequenz  :  unsittliche  und  unrechtmässige  Zeichen  können  über- 
haupt nicht,  weder  als  Vollzeichen,  noch  auch  als  Bestandtheile  eines 
Gesammtzeichens  zum  Markenschutze  gelangen;  dagegen  steht  nichts 
dem  im  Wege,  dass  Jemand  ein  Freizeichen  als  Bestandtheil  eines  Ge- 
sammtzeichens verwendet,  welches  Gesammtzeichen  dann  ein  gültiges  In- 
dividualzeichen wird  —  oder  auch,  dass  mehrere  Freizeichen  in  einer 
eigenthümlichen,  ausserhalb  ihres  Freizeicheuzweckes  liegenden  Weise 
mit  einander  zu  einem  gültigen  Markenzeichen  combinirt  werden.  Das 
unrechte,  unsittliche  wird  nicht  dadurch  abgestreift,  dass  es  mit  anderen 
Elementen  verbunden  wird,  sondern  es  macht  das  Ganze  zum  unsittlichen 
oder  unrechtmässigen;  dagegen  kann  das  Ganze  durch  seine  Combination 
original  sein,  wenn  auch  einzelne  Theile,  wenn  selbst  alle  einzelnen 
Theile  nicht  original  sind;  ebenso  wie  eine  Erfindung  neu  sein  kann, 
v^renn  sie  auch  lediglich  aus  der  Combination  von  bereits  vorhandenen 
Elementen  besteht.  Vgl.  Seinetribunal  6./4.  1866  Pataille  XII  p.  170, 
Idem  30./6.  1869  Fat.  XVI  p.  31,  Appelh.  Alger  10./7.  1869  Fat  XVI 
p.  282,  Cass.-hof  6./2.  1875  Sirey  1876  I  p.  390,  Cass.-hof  19./2.  1875 
Fataille  XXII  p.  301.  309,  Appelhof  Paris  3./4.  1879  Fat.  XXIV 
p.  123,  auch  im  Journ.  de  droit  intern,  prive  VI  p.  393,  Reichsgericht 
21./12.  1880  Entsch.  m  S.  69.  72  i).     Durch   eine    solche  Combination 


>)  Daher  ist  es  immerhin  ein  bedeutender  Unterschied,  ob  eine  geographische 
Bezeichnung  im  einzelnen  Falle  richtig,  oder  ob  sie  unrichtig  und  deceptiv  ist ;  zwar 
int  sie  weder  im  einen  noch  im  andern  Fall  an  sich  fähig,  zur  Marke  zu  werden,  aber 
im  ersten  Fall  ist  sie  fähig,  Bestandtheil  der  Marke  zu  werden,  im  zweiten  nicht. 
Dasselbe  sollte  auch  bezüglich  des  öffentlichen  Wappens  gelten,  sofern  auch  der 
Oebranch  eines  solchen  entweder  allgemein  verpönt  oder  allgemein  erlaubt  und 
gestattet,  und  demnach  im  einen  Fall  unbefugt,  im  anderen  gemeinfrei  iat.     Doch 
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wird  das  Freizeichen  zum  Bestandtheil  eines  nenen  Ganzen  und  das  nene 
Ganze  ist  daher  appropriabeH).  Nur  kann  es  dadurch  Niemanden  kraft 
Markenrechts  verwehrt  werden,  das  Freizeichen  als  Freizeichen  zu  be- 
nützen, sollte  dieses  auch  Anlass  zu  Verwechslungen  geben;  es  ist  eben 
in  diesem  Falle  die  Individualisirung  des  Zeichens  eine  schwache,  die 
Specifizirnng  desselben  aus  dem  alten  Zeichen  heraus  eine  ungenügende 
gewesen,  und  wer  sich  ein  solches  Zeichen  bildet,  hat  sich  den  mangeln- 
den Markenschutz  selbst  zuzuschreiben.  Es  ist  ebenso,  wie  wenn  im 
Patentrecht  ein  altbekanntes  technisches  Element  zu  einer  technischen 
Neucomposition  verwendet  wird:  das  alte  Element  kann  trotzdem  von 
einem  Jeden  fortbenützt  werden ;  und  sollte  die  Erfindung  so  geringfügig 
sein,  dass  sie  keinen  erheblichen  Fortschritt  über  die  alten  Elemente 
hinaus  bekundet,  dass  mit  den  alten  Elementen  der  gleiche  Erfolg  zu 
erzielen  ist,  so  kann  dies  nichtsdestoweniger  den  Gebrauch  der  alten 
Elemente  nicht  stören:  die  Erfindung  ist  eben  in  diesem  Falle  erfolglos, 
sie  ist  ohne  neue  teclmische  Bedeutung^). 


dem  steht  das  deutsche  Gesetz  §  3  Abs.  2  entgegen,  weil  es  nicht  nor  Marken 
ansschliesst,  welches  öffentliche  Wappen  sind,  sondern  auch  solche,  welche  öffent- 
liche Wappen  enthalten.  Dies  rechtfertigt  sich  daraus,  dass  ein  Wappen  aach  in 
Combination  mit  anderen  Zeichen  viel  zn  leicht  einer  unstatthaften  Prätention 
die  Hand  bieten  würde,  als  dass  eine  solche  Combination  als  zulässig  erscheinen 
könnte. 

1)  Treffend  bemerkt  die  oben  cit.  Entsch.  des  Cass.-hofs  19./2.  1876  Fat 
XXII  p.  309.  310:  „la  marqae  de  fabriqne  ne  consistant  pas  dans  tel  on  tel 
61^ment,  pen  importe  de  savoir  si  Tun  on  qnelqnes-uns  d'entre  enx  ötaient  dej4 
dans  le  domaine  pnblic,  qne  c'est  dans  l'ensemble  et  la  combinaison  de  ces  divers 
^l^ments  qne  Tarr^t  a  vn  le  signe  distinctif  du  prodnit  et  la  marque** 

2)  Diese  Gestaltung  der  Sache  hat  nur  den  einen  Missstand,  dass  im  Publikum 
die  irrige  Meinung  entstehen  kann,  als  ob  das  ganze  Zeichen  individualistisch 
wäre  und  auch  der  Freizeichenbestandtheil  demselben  individuellen  Rechte  des 
Markenträgers  angehörte,  wie  ein  wahrer  Individualbestandtheil  der  Marke.  Die- 
ser Missstand  ist  indess  bei  uns  deshalb  weniger  zu  fürchten,  weil  das  Register- 
gericht eine  Prüfung  der  Freizeichenqualität  überhaupt  nicht  vornimmt,  mithin 
sein  Eintrag  auch  keine  Garantie  für  den  individualistischen  Charakter  der  ganzen 
oder  theilweisen  Marke  bietet.  Anders  verhält  es  sich  in  England,  wo  eine 
Prüfung  allerdings  stattfindet.  Desshalb  bestimmt  das  englische  Gesetz  auch, 
dass  der  Antragsteller  in  den  Fällen,  wo  er  der  Marke  eine  Freibezeichnung  als 
„addition''  beifügen  lassen  will,  „must  disclaim  in  his  application  any  right  to  the  ex- 
clusive  use  of  the  same,  and  a  copy  of  the  disclaimer  shall  be  entered  on  the  regi- 
ster",  Gesetz  1883  a.  74;  ähnlich  auch  schon  die  frühere  englische  Praxis ;  vergl. 
die  zwei  Entscheidungen  v.  12.;4.  1878  bei  Sebast.  p.  373  und  29./11.  1878 
ib.  p.  390. 

Kohl  er,  Recht  des  Markenschatzes.  13 
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Dies  ist  auch  der  richtige  Kern  in  der  Entscheidang  des  amerikai. 
Patentcommissärs  11./12.  1877  Off.  Gaz.  1878  XIII  p.  596,  wornach 
eine  descriptive  Bezeichnung  mit  Beifügung  einer  nnwesentlicheu  Figur  nicht 
markenfähig  sei  ^) ;  richtig  entschieden  mnss  es  heissen :  das  Ganze  ist 
markenfähig,  es  hindert  aber  Niemanden,  die  descriptive  Bezeichntin? 
ohne  die  unwesentliche  Beifügung  wiederzugeben,  und  darum  wird  ein«' 
solche  Marke  praktisch  von  keinem  irgend  erheblichen  Wertfae  sein:  die 
unwesentliche  Beifügung  wird  nicht  genügend  individualisiren,  um  bei  dem 
Publikum  die  Marke  mit  Beifügung  von  der  Marke  ohne  Beifügung 
zu  unterscheiden  und  Verwechslungen  zu  vermeiden.  Auch  dnrch  Bei- 
fügung von  Namen  oder  Firma  kann  ein  Freizeichen  zum  Einzelzeichen 
combinirt  werden  2 j ;  allerdings  ist  das  Differenzirende  des  Zeichens,  der 
Name  bereits  ohnehin  geschützt;  aber  der  Name  kann  mit  dem  Zeichen 
in  eigenartige  figurative  Verbindung  treten ,  welche  das  Ganze  von  der 
Namensbezeichnung  gleichnamiger  Concurrenten  unterscheidet ;  eine  grosse 
Specialisationskraft  hat  natürlich  auch  diese  Combination  nicht  immer. 

Ganz  anders  ist  die  Sache  zu  behandeln,  wenn  ein  Zeichen  ansitt- 
lich, deceptiv  oder  unrechtmässig  wäre :  hier  würde  das  GesammtzeicheD 
zum  verbotenen,  sobald  es  auch  nur  einzelne  verbotene  Elemente  enthielte. 
Dies  sagt  ausdrücklich  die  englische  Trade  mark- Akte  v.  1875  s.  6: 
„It  shall  not  be  lawful  to  register  as  part  of  or  in  combination  with 
a  trademark  any  words  the  exclusive  use  of  which  would  not,  by  reason 
of  their  being  calculated  to  deceive,  or  otherwise  be  deemed  entitled  tu 
protection  in  a  court  of  equity,  or  any  scandalous  designs*^  und  fast 
wörtlich  so  das  neue  englische  Gesetz  v.  1883  s.  73;  vgl.  auch  Super. 
Court  New-York  Septbr.  1860  Hobbs  v.  Frangais  Coa;  p.  287.  290. 
Desshalb  gelten  alle  obigen  Ausführungen  über  unsittliche  und  unrecht- 
mässige Marken  und  ihre  Unzulässigkeit  und  Nichtigkeit  direkt  für  unser 
deutsches  Gesetz,  obgleich  dieses  keine  puren  Buchstaben-  oder  Wort- 
marken kennt,  sondern  ein  figuratives  Element  in  der  Marke  als  noth- 
wendig  verlangt:  denn  wenn  auch  eine  unsittliche,  deceptive,  unrecht- 
mässige Wortbezeichnung  an  sich  schon  deshalb  nicht  Marke   sein  kann. 


1)  Aehtüich  sagt  auch  das  Reichsgericht  21./12.  1880  Eutsch.  III  S.  72.  das 
Freizeichen  sei  zu  löschen,  wenn  es  „mit  nnwesentlicheu  Zusätzen  als  Waarenzeichen 
dienen  soll"  —  unrichtig;  es  besteht  kein  Recht  auf  Löschung,  aber  jeder  darf 
das  Freizeichen  gebrauchen,  nur  ohne  den  Zusatz,  der  eben  insofern  in  Betracht 
kommt,  sollte  er  auch  noch  so  unerheblich  sein,  üeber  die  neuerliche  Entscheidnng 
des  Reichsgerichts  9/10.  1883  Entsch.  X  S.  56  s.  unten  S.  201. 

2)  A.  A.  Appeliat-gericht  Köln  19./10.  1878  (Arch.  f.  Rheinprov.  B.  69  ö.  197). 
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^'eil  sie  ein  blosses  sprachliches  Wort  ist,  so  könnte  doch  dieses  Wort  in 
Verbindung  mit  figarativen  Zeichen  eine  Marke  bilden ;  es  kann  dies  aber 
nicht,  weil  die  Beifügung  eines  solchen  Worts  die  ganze  Marke  zu  einer 
deceptiven,  unsittlichen  und  unrechtmässigen  machte. 

§  11. 

Schon  mehrfach  ist  erwähnt  worden,  dass  nach  deutschem  Bechte 
eine  positive  weitere  Voraussetzung  für  die  Marke  aufzustellen  ist:  die 
Marke  müss  ein  figuratives  Element  enthalten,  sie  darf  nicht  aus  puren 
Bachstaben,  Worten  oder  Zahlen  bestehen  i);  auch  wurde  bereits  erwähnt, 
dass  der  ursprüngliche  Entwurf  sogar  verlangte,  dass  die  Marke  bloss 
ans  ftgurativen  Elementen  bestehe;  dass  er  selbst  die  Beifügung  von 
Buchstaben,  Worten  oder  Zahlen  verpönte,  dass  aber  im  Laufe  der  par- 
lamentarischen Behandlung  des  Gesetzes  die  Bestimmung  in  der  obge- 
dachten  Weise  abgeschwächt  wurde.  Der  Grund  des  Gesetzes  war  der : 
man  befürchtete,  dass  sonst  descriptive  Bezeichnungen  zu  Individnal- 
marken  gemacht  und  dem  allgemeinen  Verkehr  entzogen  werden  könnten ; 
jedenfalls  wollte  man  die  Zweifel  über  die  generische  oder  individuelle 
Qualität  des  Zeichens  vermeiden.  Insofern  hat  sich  das  deutsche  Gesetz 
dem  österreichischen  Gesetz  v  1858  §  3  angeschlossen  2),  welches  gleich- 
falls solche  Marken  verpönt,  die  b  1  o  s  s  in  Buchstaben,  Worten  oder  Zahlen 
bestehen.  Manche  neueren  Gesetzgebimgen  sind  dem  deutschen  Prinzipe 
gefolgt,  so  das  schweizer  Markengesetz  19./ 12  1879  a.  4^),  das  dänische 
Markengesetz  2./7.  1880  a.  6;  das  brasilianische  Beeret  a.  15  schliesst 
Buchstaben  und  Ziffern,  das  rumänische  Gesetz  v.  14.^26.  April  1879 
Ä.  2  Buchstaben  und  Monogramme  aus  (Ziffern  werden  nicht  erwähnt), 
und  das  portugiesische  Gesetz  4./6.  1883  a.  4  lässt  Worte,  Buchstaben, 
Zahlen  nicht  zu,  wenn  sie  nicht  in  eigenartiger  Weise  gezeichnet  sind ; 
das  holländische  Gesetz  v.  25./5.  1880  sagt,  dass  die  Marke  ^mag  niet 
uitsluitend  bestaan  in  g e w 0 n e  letters,  cijfers  of  woorden".  Auch 


1)  §  3  Abs.  2  des  Ges. 

2)  Vgl  auch  die  Verordn.  für  Westphalen  nnd  Rheinprovinz  v.  18./8.  1847 
§  2:  (das  Zeichen)  „darf  weder  in  Bochstaben  noch  iu  Worten  bestehen*^,  welche 
Bestimmung  aber  durch  das  Gesetz  v.  1854  als  auf  ältere  Zeichen  nicht  anwendbar 
restringirt  wurde. 

8)  Dass  hier  das  Vorbild  des  'ieutschen  Rechts  massgebend  war,  darüber 
vgl.  auch  das  Referat  Cramer-Frey's  in  der  Generalversammlung  des  kanfmänni- 
Ächen  Vereins  zu  Zürich,  Reichsanzeiger  (Centralh.  reg.)  27./4.  1878  nr,  99.  lieber 
die  erweiternde  Bestimmung  des  Bundesraths  s.  später. 

13* 
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das  englische  Gesetz  v.  1875  s.  10  beschränkte  dk  eintragsfähigen  Zeichen: 
denn  ausser  den  in  distinctiver  Weise  wiedergegebenen  Namen  nnd 
Firmen  nnd  den  individuellen  Namensztigen  sollten  nur  zugelassen  werden  : 
^a  distinctive  device,  mark,  headirig,  label  or  ticket",  wozu  Buchstaben 
Worte  oder  Figuren  zugefügt  werden  dürften;  Buchstaben  und  Worte 
allein  sollten  nur  eingetragen  werden,  wenn  sie  vorher  bereits  als  Marke 
üblich  waren  i).  Diese  Bestimmung  ist  aber  gerade  in  dem  wesentlichsten 
Punkte  durch  das  neue  Gesetz  v.  1883  s.  64  abgeändert  worden;  denn 
in  der  Aufzählung  der  registrirbaren  Marken  wurde  zu  den  obgenannten 
hinzugefügt  einmal  das  Brandzeichen  (brand),  sodann :  ,,fancy  word  or  words 
not  in  common  use",  womit  den  charakterischen  individuären  Phantasie- 
namen der  volle  Freipass  wiedergegeben  wurde,  so  das  nur  einzelne 
Buchstaben  und  Zahlen  ausgeschlossen  sind  2).  Und  auch  einzelne  Buch- 
staben wurden  für  eintragsfähig  erklärt,  sofern  sie  vor  dem  Gesetz  von 
1875  im  Gebrauch  gewesen  waren  3\ 

Der  juridische  Ausdruck  für  den  Eechtssatz  des  deutschen  Gesetzes 
ist:  alle  Buchstaben,  Worte  und  Zahlen  sind  Freizeichen  —  Freizeichen 
nicht  in  dem  oben  entwickelten  principiell  juridischen  Sinne,  wohl  aber 
Freizeichen  in  dem  legaljuristischen  Sinne.  Das  Gesetz  ging  davon  aus, 
dass  sie  Freizeichen  im  ersten  Sinne  sein  können,  und  es  hat,  um  der 
Appropriation  solcher  Freizeichen  um  so  gründlicher  zu  steuern,  bestimmt, 
dass  sie  Freizeichen  in  dem  weiter  gehenden  gesetzlichen  Sinne  sein 
sollen;  das  Gesetz  hätte  eine  Präsumtion  der  Freizeichenqualität  auf- 
stellen können,  es  ist  weiter  gegangen  und  hat  die  Freizeichenqualität 
aller  derartigen  sprachlichen  Darstellungen  ohne  weiteres  statuirt.  Ob 
das  Gesetz  damit  das  Kichtige  getroffen  hat,  ist  eine  andere  Frage. 
Die  Befürchtung,  dass  durch  Zulassung  sprachlicher  Marken  der  allgemeine 


1)  Vgl.  Daniel  p.  41.  Entsprechend  wurde  ex  parte  Stephens  28./7.  1876 
der  Eintrag  des  Wortes  Aeilyton  versagt,  Sebast.  p.  303,  Lawson  p.  168.  Dass 
einzelne  Bachstaben  nicht  einzutragen  .sind,  wurde  entschieden  re  Mitchell,  vgl. 
Brewry  p.  1  und  25. 

3)  In  Amerika  werden  auch  Zahlen  zugelassen,  so  Patentcommissär  1871 
ex  parte  Dawes  and  Fanning  Sehast.  p.  227,  Comm.  of  Appeal  New  York  1872 
Gillott  V.  Esterbrook  Coddington  p.  259.  260,  Circ.  Court  New  York    19./12.  1882 

Humphrey's Co.  v.  Wenze,  Journ.  de  droit  intern.  priv6  X  p   415;  ebenso 

auch  von  dem  englischen  Common  Law,  vgl.  Ainsworth  v.  Walmesley  1866  Cod- 
dingtofi  p.  258.  259.  Doch  dürfen  Buchstaben  und  Zahlen  nicht  Qualitätszeichen 
sein,  sonst  sind  sie  generiach,  Patentcommissär  21. /ll.  1876  Off.  Gaz.  X  p.  981. 
Vgl.  auch  Coddington  p.  163  f. 

3)  Auch  dieses  ist  gegenüber  dem  Gesetz  v.  1875  a.  10  eine  Neuerung. 
Vgl.  die  oben  cit.  Entscheidung  re  Mitchell  und  vgl.  auch  Lawson  p.  159. 
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Verkehr  in  dem  Gebrauche  sprachlicher  Elemente  verkürzt  würde ,  ist,  wie 
das  Beispiel  des  französischen  und  anderer  Hechte  zeigt,  nicht  begründet:  es 
genügt  die  Bestimmung,  dass  generiscbe,  descriptive  Marken  ausgeschlossen 
sind,  um  solchen  Gefahren  zu  begegnen.  Anderseits  ist  es  eine  nicht  zu 
beseitigende  Neigung  des  Verkehrs,  dass  er  auf  den  sprachlichen  Theil 
der  Bezeichnung  oftmals  grossen  Nachdruck  legt:  diese  sprachliche  Be- 
zeichnung ist  oft  das  Schlagwort,  unter  welchem  die  Waare  verlangt 
wird,  und  es  gehört  zu  den  häufigsten  Fällen,  dass  unter  dem  Schlagwort 
gekauft  und  verkauft  wird,  ohne  dass  der  figurative  Theil  der  Waare 
näher  ins  Auge  gefasst  wird:  das  Schlagwort  ist  die  „short  phrase 
between  buyer  and  seller",  Coort  of  Appeals  New- York  April  1871  Cox 
p.  599.  629,  vergl.  auch  Supreme  Court  Missouri  März  1869  Filley 
V.  Fassett  Cox  p.  530.  540.  Entsprechend  haben  sich  auch  competente 
Stimmen  gegen  das  deutsche  System  vernehmen  lassen.  In  der  Schweiz 
hat  der  Bundesrath  unterm  4./1.  1881  der  Beschränkung  des  dortigen  Ge- 
setzes eine  möglichst  restrictive  Deutung  gegeben,  wornach  insbesondere 
Buchstaben,  Worte  und  Zahlen  gestattet  sind,  wenn  sie  in  besonderer 
eigenartiger  Form  erscheinen  —  wornach  sogar  sprachliche  Benennungen 
als  solche  zugelassen  werden  dürfen,  wenn  sie  vor  dem  1.  Octob.  1879 
bereits  in  einem  anderen  Lande  deponirt  waren  und  nicht  gut  geändert 
werden  können  i).  Und  in  welcher  Weise  die  englische  Gesetzgebung 
eingelenkt  hat,  ist  soeben  ausgeführt  worden. 

Doch  hat  das  deutsche  System  nicht  die  vollen  Schattenseiten, 
welche  man  in  ihm  zu  finden  glaubte,  sobald  man  nur  daran  festhält, 
dass  auch  die  nicht  markeninässigen  Zeichen  unter  den  Rechtssätzen  der 
concurrence  loyale  und  d61oyale  stehen,  wovon  sofort  zu  handeln  ist. 

Wenn  das  Gesetz  Buchstaben  und  Worte  von  dem  Markenrecht 
ausschllesst,  so  schliesst  es  nicht  nur  die  Buchstaben  unserer  Sprachen, 
ja  nicht  nur  die  unserer  occidentalischen  Kultursprachen,  sondern  aller 
lebenden  Sprachen  aus,  zu  welchen  sich  der  Verkehr  überhaupt 'wendet, 
also  auch  arabische,  syrische  und  chinesische;  zwar  sind  Viele  anderer 
Ansicht,  z.  B.  Lobher  S.  139,  Stockheim  S.  15  2);  aber  das  Princip, 
dass  keine  sprachliche  Bezeichnung  appropriirt  und  Niemanden  dadurch 
der  freie  Gebrauch  der  Sprache  verwehrt  werden  soll,  gilt  nicht  nur  für 
den  Handel  innerhalb  Deutschlands,  sondern  auch  für  den  Handel  nach 
Aegypten,  Kleinasien  oder  China,  und  für  den  Handel  dieser  Länder  mit  uns  j 


1)  De/Beschlass  findet  sich  im  R6g.  intern,  de  la  propr.  Ind.  I  p.  351. 

2)  Die  entgegengesetzte  Ansicht  wnrde  auch  im  Reichstage  geäussert,  z.  B. 
Oppenheim  (Stenogr.  Ber.  1874/75  I  S.  34),  Reichemperger  [ih,  I  S.  84). 
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und  es  könnte  innerhalb  DentBchlands  die  ansländiscbe  Waare  mit  aus- 
ländischer  Genusbezeichnang  nicht  mehr  cursiren,  wenn  eine  solche  *Be- 
zeichnang  in  den  Typen  dieser  Sprache  von  einem  Inländer  monopolisirt 
werden  könnte ;  es  könnte  der  echt  chinesischen  Waare  mit  chinesischen  Buch- 
staben der  Eintritt  verwehrt  werden,  sobald  diese  Buchstaben  in  Deutsch- 
land appropriirt  und  dadurch  zum  individuellen  Kechte  eines  Einzelnen 
würden;  dass  dies  nicht  angeht,  ist  von  selbst  klar,  und  von  welch 
grosser  Bedeutung  dies  ist,  springt  sofort  in  die  Augen,  sofern  man  nur 
an  die  Wichtigkeit  der  chinesischen  Buchstaben  in  der  Porzellanindustrie 
denkt,  vgl.  Graesse,  guido  de  Tamateur  des  porcelaines  p.  107  f.  134  f. 
und  oben  S.  30.  Zwar  hat  der  englische  High  Court  of  Just,  in  Sachen 
Rotherham  ^in  arabisches  Wort  in  arabischer  Schrift  als  device  zage> 
lassen,  Joum.  de  droit  int.  priv6  VI  p.  563  ;  allein  dies  beruht  auf  der 
speziellen  englischen  Gesetzgebung  und  ist  ttlr  unser  Recht  nicht  mass- 
gebend. 

Da  Buchstaben  allein  eine  Marke  nicht  bilden  können,  so  sind  auch 
die  Initialen  des  Namens  unzulässig  —  denn  wenn  der  Name  gesetzlichen 
Schutz  geniesst,  so  geniesst  er  ihn  als  Name  oder  Firma,  nicht  als 
Marke  im  eigentlichen  Sinne ;  die  Initialen  aber  sind  kein  Name,  auch  kein 
„diminutif  du  nom^  (wie  Blanc  p.  775  annimmt),  sie  sind  ein  den  Namen 
andeutendes,  kein  den  Namen  aussprechendes  Mittel :  sie  haben  nicht  die 
Kraft  der  sprachlichen  Namenbezeichnung  in  sich,  sie  wirken  nur  kraft 
Convention,  kraft  Herkommens;  vgl.  auch  Rendu  nr.  145.  390,  Bidar- 
ride  II  nr.  780  f.,  in  nr.  834,  Pouillet  nr.  71.  382,  Mayer  p.  50  i). 
Und  darum  ist,  wie  der  Appelhof  Lyon  20./11.  1860  PatailleYJI  p.  119 
richtig  annimmt,  der  Gebrauch  der  gleichen  Initialen  keine  Rechtsver- 
letzung, sobald  beidesmal  die  Initialen  mit  genügend  differenzirenden 
Zeichen  verbunden  sind.  Sie  sind  also  Marken  und  unterliegen  dem  Zeichen- 
recht, nicht  dem  Namenrecht;  als  Marken  aber  sind  sie  von  dem  ftran- 
zösischefi  Recht  ohne  weiteres  zugelassen,  Cass.-hof  1./6.  1874  Sirey 
1875  I  p.  111,  im  deutschen  Rechte  dagegen  nicht,  hier  können  sie  nur 
mit  einem  figurativen  Elemente  zusammen  eine  Marke  bilden. 

Ebenso  ist  das  Autograph  keine  Marke,  auch  nicht  wenn  es  mit 
Schnörkeln   oder  graphischen   Schriftschlüssen    versehen   ist^);    denn    es 


1)  In  Frankreich  ist  die  Frage  ^esshalb  wichtig,  weil  es  sich  dort  daram 
handelt,  ob  das  ^amehgesefz  yon  1824  oder  das'Markengesetz  von  1857  .in  An- 
wendung kommt. 

s)  Anderer  Ansicht  Maülard  de  Maraft/f  Nonvean  regime  des  marq.  de  fahr, 
p.  31.  Anders  wäre  es  nach  dem  portugiesischen  Gesetze,  welches  Worte,  Buch- 
staben und  Zahlen  zulässt,  die  in  eigenartigerweise  gezeichnet  sind. 
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handelt  sich  hier  nar  um  eine  kalligraphische  oder  kakographische  Flüs- 
sigrmachtiDg  der  Buchstaben  oder  um  eine  Lösnng  des  Handzuges,  nicht 
um  einen  figurativen  Zusatz  zu  den  Buchstaben ,  wodurch  dieselben  den 
reinen  Buchstabencharakter  verlören.  Auch  hier  besteht  eine  weitgehende 
Differenz  mit  dem  französisch-belgischen,  hier  auch  mit  dem  englischen 
Rechte,  welche  einen,  in  individueller  Weise  gezeichneten,  Namen  als  Marke 
behandeln,  Pouillet  nr.  60.  61,  Braun  p.  185  f.,  engl.  Ges.  1883  a.  64. 
Allerdings  würde,  wenn  das  Autograph  den  Namen  des  Verkehrtreibenden 
enthielte,  die.  Nachbildung  durch  einen  Dritten  eine  Verletzung  des  Namen- 
rechts darstellen;  und  wäre  der  Dritte  gleichnamig,  so  wäre  die  Nach- 
bildung der  Züge  ein  besonders  bedenklicher  Fall  der  concurr.  d^loyale 
durch  Missbrauch  der  Homonymie,  vgl.  oben  S.   133  i). 

Auch  eine  Combination  von  Buchstaben,  Zahlen,  Worten  unter  sich, 
so  eigenartig  sie  sein  mag,  selbst  wenn  etwa  die  einzelnen  Buchstaben 
in  ganz  individueller  Weise  ineinander  gestellt  oder  ineinander  verschlungen 
wären,  würde  nicht  genügen ;  selbst  eine  aus  diesen  Elementen  gebildete 
Figur  würde  nicht  hinreichen:  das  figurative  Element  des  Zeichens  als 
solches  mnss  selbstständig,  d.  h.  bnchstaben-,  woi*t-  und  zahlenlos  sein; 
vgl.  Meves  S.  175. 

Dagegen  würde  eine  selbstständige  figurative  Beifügung,  auch  wenn 
sie  noch  so  unbedeutend  w^äre,  genügen,  um  Buchstaben  oder  Zahlen 
markenföhig  zu  machen ;  so  wären  z.  B.  die  Zeichen  in  Homeyers  Haus- 
und Hofmarken  Taf.  VII  nr.  256,  VIII  B  nr.  1,  C  nr.  1,  D  nr.  5,  X 
nr.  103.  138,  XIV  nr.  150,  XVI  nr.  344  —  was  die  Zeichenqualität 
betrifft,  zum  Markeneintrage  geeignet.  Da  hiernach  eine  leichte  figura- 
tive Modification,  ein  geringer  bildnerischer  Zusatz  genügt,  um  ein  Wort, 
einen  Satz  eintragsfähig  zu  machen,  so  hat  der  deutsche  Verkehr  hier- 
von den  ausgedehntesten  Gebrauch  gemacht;  war  es  dem  Verkehr  nicht 
vollkommen  nach  dem  Sinne,  dass  Buchstaben  und  Worte  vom  Eintrage 
ausgeschlossen  sind,  so  hat  der  Verkehr  sich  der  Schranke  dadurch  zu 
entheben  gestrebt,  dass  er  der  sprachlichen  Darstellung  noch  einige  un- 
bedeutende figurative  Zusätze:  einen  Kreis,  ein  Oval,  eine  Einfassung, 
eine  Arabeskenverschlingung  beifügte.  Es  genfigt  ein  Blick  in  den  Reichs- 
anzeiger, um  zu  sehen,  wie  durchsichtig  und  lose  oft  der  figurative  Be- 
standtheil  der  Marke  ist :  oft  besteht  derselbe  nur  in  der  besonderen  Art 


ij  Gan?  nnrichtig  Reichsgericht  lO./U.  1880  £utsch.  II  S.  140.  142,  welches 
davon  ausgeht,  dass  ein  Recht  auf  ansschlies^Hchen  Gebranch  einer  Schreibweise 
in  dem  Firmenrecht  nicht  enthalten  sei.  Allein  es  besteht  allerdings  ein  Recht 
ilaranf,  dass  irreffthrende  individnenverwechselnde  Handinngen  vermieden  werden. 
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der  Umrahmung:  und  Einfassung  der  Lettern,  oft  in  einfachen  linearen 
Gebilden,  in  geometrischen  Figuren  u.' dgl.,  also  aus  Elementen,  die 
keine  eigene  Bilderkraft  besitzen,  sondern  nur  zur  Ornamentik  und  Aas- 
stattung  dienen. 

Dafür  gilt  aber  auch,  was  oben  entwickelt  ist :  was  die  Marke  als 
Freizeichen  enthält,  ist  nach  formalem  Kecht  der  freien  Nachbildung  anheim- 
gegeben, da  die  Freizeichen  nicht  dem  Verkehr  entzogen  werden  können : 
formal  exclusiv  ist  das  Zeichen  nur  in  Bezug  auf  den  Bestandtheil,  welcher 
es  individualisirt  und  aus  dem  Bereich  des  Freizeichens  zum  Individual- 
zeichen erhebt.  Wenn  daher  von  Jemanden  lediglich  die  Buchstaben  oder 
Worte  nachgeahmt  werden,  so  liegt  hierin  keine  Markenverletzung,  sollte 
auch  bei  der  Geringfügigkeit  des  figurativen  Bestandes  eine  Verwechs- 
lung leicht  möglich  sein;  dessgleichen  wenn  Jemand  Buchstaben  und 
Worte  nachbildet  und  mit  neuen  abweichenden  figurativen  Elementen  ver- 
sieht. Die  Reproduction  ist  eben  hier  immer  nur  eine  Freizeichenrepro- 
duction,  und  diese  ist  keine  Markenverletzung.  .Es  ist  dies  die  nothwen- 
dige  Folge  dessen,  dass  das  gewählte  Zeichen  so  wenig  individualisiren- 
des  hat,  dass  es  grösstentheils  aus  Buchstaben  und  Worten,  also  aus 
formal  verkehrsfreien,  nicht  markengeschützten  Elementen  besteht.  Wer 
dieses  Resultat  vermeiden  will,  der  muss  eine  Combinationsmarke  bilden, 
in  welcher  das  figürliche  Element  so  hervortritt,  dass  die  Marke  ohne 
dasselbe  nicht  mit  einer  Marke  mit  demselben  verwechselt  werden  kann. 
Wollte  man  das  Gegentheil  annehmen,  so  wäre  die  gesetzliche  Bestimm- 
ung, dass  die  Marke  nicht  bloss  aus  Worten  oder  Buchstaben  bestehen 
darf,  ein  todter  Schall:  man  würde  dem  Worte  oder  dem  Buchstaben 
ein  unscheinbares  figürliches  Element  beifügen  —  und  jeder  Gebrauch 
dieses  Wortes  oder  Buchstabens  wäre  markenmässig  verpönt,  da  in 
solchen  Fällen  die  blosse  nackte  Reproduction  des  Buchstabens  oder  Wortes 
—  eben  wegen  der  Geringfügigkeit  des  figurativen  Elements  —  fast 
immer  verwechslungerregend  wäre  und  fast  immer  den  Eindruck  des  Total- 
zeichens wiedergäbe :  man  würde  im  Verkehr  das  figurative  Element  über- 
sehen und  beide  Zeichen  confundiren,  und  eben  wegen  dieses  confundirenden 
Charakters  würde  der  Markenträger  verlangen  können,  dass  Niemand  das 
gleiche  Wort  oder  den  gleichen  Buchstaben,  wenn  auch  ohne  jedes  Figuren- 
element, reproducirt :  das  Zeichen,  welches  aus  Worten  oder  Buchstaben 
und  aus  einem  kleinen  figurativen  Zusätze  besteht,  würde  auch  das  blosse 
Wort,  den  blossen  Buchstaben  in  seine  Charakterisirungssphäre  hinein- 
ziehen und  damit  für  den  Markenberechtigten  monopolisiren.  Desshalb  steht 
zwar  solchen  Marken  mit  geringer  figurativer  Gestaltung,  deren  Hauptfactor 
in  Buchstaben  oder  Worten  besteht,  gesetzlich  nichts  im  Wege,  aber  sie 
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haben  eine  geringe  individuelle  Unterscheidangskraft  und  bieten  einen 
prekären  markengesetzlichen  Schutz.  Daher  enthält  die  neuerliche  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts  9./10.  1883  X  S.  56,  wornach  nur  solche 
Combinationen  als  Marken  zuzulassen  seien,  bei  welchen  das  figürliche 
Zeichen  die  Hauptsache  und  die  Grundlage  des  Waarenzeichens  ist,  einen 
richtigen  Kern,  sofern  darin  ausgesprochen  ist,  dass  nur  der  figürliche 
Theil  des  Zeichens  der  charakteristische,  den  Charakterumfang  der  Marke 
bestimmende  ist.  Unrichtig  ist  aber  die  weitere  Annahme,  dass  desshalb 
Marken,  bei  welchen  das  figürliche  nur  Nebensache  ist,  ungültig  seien ; 
denn  nirgends  ist  dies  im  Gesetze  bestimmt,  und  eine  solche  Bestimmung 
wäre  auch  bei  der  grossen  Unbestimmtheit,  die  sich  daraus  ergäbe, 
w^enig  empfehlenswerth;  und  die  Befürchtung,  dass  sonst  das  Gesetz  um- 
fangen würde,  ist  nach  dem  soeben  Ausgeführten  gänzlich  unbegründet, 
da  ja  durch  Zulassung  solcher  Combinationsmarkeu  den  Buchstaben  oder 
AVorten  keine  selbstständige  Individualisirungskraft  beigelegt  wird,  diese 
daher  markenmässig  frei  und  unbeschränkt  bleiben.  Die  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  geht  ebenso  in  das  Unrichtige  über,  wie  die  oben 
erwähnte  Entsch.  des  Patentcommiss)(.rs  11. /12.  1877,  und  das  dort  Ent- 
w^ickelte  gilt  auch  hier. 

Mit  dem  Obigen  ist  nicht  gesagt,  dass  in  solchen  Fällen  eine  noch 
so  dolose  Reproduction  von  Buchstaben  oder  Worten  ungestraft  dahin- 
ginge; vielmehr  treten  jetzt,  wie  schon  erwähnt,  die  Grundsätze  der 
«oncurrence  d61oyale  ein,  und  nur  in  Verbindung  mit  diesen  ist  ein  System 
wie  das  deutsche  überhaupt  auf  die  Dauer  durchzuführen.  Schon  jetzt 
wird  vielfach  geklagt,  dass  oft  die  beliebtesten  und  wirksamsten  Phantasie- 
bezeichnungen der  Waaren  ungescheut  nachgemacht  würden,  dass  die  ge- 
suchtesten und  werthvoUsten  Individualworte  ohne  weiteres  auf  der 
Waare  der  Concurrenten  in  den  Verkehr  kommen,  Confusionen  und  Täusch- 
ungen verbreitend  und  den  Fleiss  langer  Jahre  vernichtend.  Aber  wenn 
solche  Reproductionen  keine  Markenverletzungen  sind,  sind  sie  dann  über- 
haupt erlaubt?  Ist  nur  die  Täuschung  durch  Markenverletzung  eine  rele- 
vante, dem  Arme  des  Rechts  erreichbare  Täuschung  ?  Mit  nichten.  Wenn 
Buchstaben  und  Zahlen  vorhin  als  Freizeichen  charakterisirt  worden  sind, 
so  ist  dies  wahr,  aber  nur  relativ,  bezüglich  des  Markenrechts :  sie  sind 
markenrechtlich  nicht  appropriabel.  Aber  sie  können  Individualzeichen 
sein  bezüglich  des  reinen  Individualrechts,  sie  können  als  Individualzeichen 
Schutz  finden  gegen  concurrence  d61oyale:  nur  genügt  es  hier  nicht,  dass 
Jemand  eine  solche  Bezeichnung  einfach  wählt,  er  muss  das  Zeichen  im 
Verkehr  zur  Geltung  bringen,  er  muss  es  bewirken,  dass  im  Handels- 
betrieb die  so  bezeichnete  Waare  als  die  Waare  von  dieser  individuellen 
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Herkunft  erkannt  wird ;  auch  ist  der  Schutz  des  reinen  Indivualreehts  be- 
kanntlich weniger  intensiv  und  energisch,  als  der  Schutz  des  Markenrechts, 
da  ihm  die  strafrechtliche  Schneide  fehlt.  Nun  ergibt  es  sich  auch,  dass 
die  obigen  Ausführungen  über  die  descriptiven  Benennungen  und  über  die 
usuellen  Phantasienamen,  die  zu  Qualitätsbezeichnungen  geworden  sind^ 
in  Deutschland  ihre  grosse  Bedeutung  haben.  Ist  eine  Benennung  Frei- 
zeichen im  Sinn  des  Individualrechts,  ist  sie  Freizeichen  im  natürlichen, 
allgemeinen  Sinne,  so  ist  sie  völlig  und  unbedingt  frei :  der  einfache  Ge- 
brauch derselben  kann  nicht  nur  nicht  Markenverletzung,  er  kann  anch 
nicht  concurrence  d61oyale  sein.  Dagegen  eine  sonstige  pure  Sprachbe- 
nennung, welche  nicht  generisch  oder  descriptiv  ist,  kann  zwar  nicht 
Marke  werden  und  nicht  den  Markenschutz  geniessen,  allein  sie  kann 
Individualbenennung  sein  und  den  Individualschutz  gegen  concurrence  de- 
loyale geniessen:  ein  Freizeichen  bezüglich  des  Markenrechts  ist  desshalb 
noch  kein  Freizeichen  bezüglich  des  Individualrechts;  und  es  ist  darum, 
wie  bereits  oben  erwähnt,  auch  unter  dem  deutschen  Rechte  sehr  wichtig, 
ob  eine  Sprachbenennung  generische  Sprachbezeichnung  ist,  ob  sie  also  ab- 
solutes Freizeichen  ist  oder  nicht.  Was  nicht  von  dem  Markenrecht  ver- 
pönt ist,  das  kann  von  dem  allgemeinen  Individualrechte  vrerpönt  sein, 
und  darum  hat  es  seine  sehr  grosse  Bedeutung  zu .  erforschen,  Inwiefern 
eine  Benennung  absolut  frei  ist,  inwiefern  sie  nur  fi*ei  ist  bezüglich 
des  Markenrechts. 


§  12. 

£&  gibt  privilegirte  Zeichen,  welche  gewissen  beschränkenden  Be- 
stimmungen nicht  unterliegen  sollen;  sie  sind  desshalb  prlvilegirt,  weil 
es  sich  in  Bezug  auf  sie  nicht  um  Neuschaffung,  sondern  um  Erhaltung 
und  Regulirung  des  vorhandenen  Rechtes  handelte:  privilegirt  nämlich 
sind  die  Marken,  die  vor  dem  Markengesetze  einen  landesgesetzlichen 
Schutz  genossen^);  privilegirt  sind  auch  diejenigen j  welche  vor  dem 
1.  Januar  1875  als  Individualzeichen  eines  bestimmten  Verkehrtreibenden 
gekannt  und  anerkannt  waren ;  im  ersten  Fall  ist  dem  deutschen  Reichs- 
gesetze  —  wenn  auch  auf  beschränkterem  Territorium  —  ein  Zeichen 
mit  Ge&etzesschutze  vorhergegangen,  im  letztern  Fall  ist  zwar  kein  ge- 
setzliches Markenrecht,  wohl  aber  ein  im  Verkehr  wirkendes  und  thfttiges 


1)    Vergl.   auch  Appellationegericht  Köln  9./3.    1878  Busch  Arch.  XXXIX 
gJ.  129. 
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Individualrecht  vorhergegangen,  und  dieses  Individualrecht  hat  mindesten» 
in  nuce,  in  den  Anschauungen  und  Auffassungen  des  gutgläubigen  Ver- 
kehrs, bestanden»  sollte  auch  noch  kein  Gericht  ihm  die  Unterstützung 
verliehen  haben;  denn  im  Verkehr  ruhen  manche  Eechtsinstitute  gebunden, 
welche  noch  der  Lösung  durch  die  Rechtspflege  entgegenharren.  Beide» 
nun,  das  landesgesetzliche  Recht  und  das  in  den  Anschauungen  des  gut- 
gläubigen Verkehrs  durchgedrungene  Individualrecht  postulirt  eine  be* 
sondere  auszeichnende  Behandlung  der  Marke. 

Als  landesgesetzlicher  Schutz  ist  ein  landesgesetzlicher  Schutz  in 
irgend  einem  jetzt  zu  Deutschland  gehörigen  Gebiete  zu  betrachten  ^) ; 
daher  auch  der  Schutz  in  Elsass-Lothringen  kraft  des  französischen  Ge> 
setzes,  Reichsgericht  18./4.  1882  Rechtssprech.  IV  S.  346.  Und  ea 
kommt  dabei  nicht  in  Betracht,  ob  der  Schutz  dem  jetzigen  Rechte  gleich 
oder  analog  war,  ob  ein  polizeilicher  oder  civilistischer;  und  auch  da» 
Gewohnheitsrecht  des  Landes  muss  dem  Gesetzesrecht  gleichgestellt 
werden. 

Was  aber  die  Anerkennung  eines  Zeichens  im  Verkehr  betrifft,  so 
kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  dieselbe  im  deutschen  oder  ausserdeutschen, 
im  gesammten  oder  nur  in  einem  Theile  des  deutschen  Verkehres  statt- 
gefunden hat ;  denn  in  jedem  Falle  ist  das  Individualrecht  zum  Ausdrucke 
gelangt,  es  hat  dadurch  den  Anspruch  auf  privilegirte  Markenbehandlung 
erworben.  Und  dieser  Anspruch  bleibt  bestehen,  wenn  auch  die  Marke 
von  Andern  nachgemacht  -  worden  ist,  wenn  sie  nachgemacht  wurde, 
ohne  dass  sich  der  Markenträger  bei  dem  damaligen  unvollkommenen 
Rechtszustande  der  Nachahmung  gerichtlich  erwehren  konnte;  denn  das» 
in  diesem  Falle  die  Entstehung  eines  Freizeichens,  die  Metastase  in  ein 
allgemein  gebräuchliches  Qualitätszeichen  nur  in  den  seltensten  Fällen 
anzunehmen  ist,  ist  bereits  oben  ausgeführt  worden. 

Die  privilegirte  Behandlung  bezieht  sich  einmal  auf  die  Prioritäts- 
frage, wovon  unten  zu  handeln  ist,  g  9  des  Gesetzes;  sie  bezieht  sich 
aber  auch  auf  die  specifischen  Legalvoraussetzungen  des  deutschen  Marken- 
rechts:  die  privilegirten  Marken  sollen  von  den  beschränkenden  Voraus- 
setzungen des  deutschen  Gesetzes  entbunden  sein :  die  Beschränkungen  sollen 
bei  ihnen  nicht  in  Anwendung  kommen  (g  3  Abs.  1  d.  Ges.),  und  so  mit 
Recht:  denn  wenn  diese  Bestimmungen  für  gut  befunden  wurden  für  neu 
zu  creirende  Rechte,   so  wäre    es    eine  Härte   gewesen,    die    bereits   be- 


9  Aber  auch  nar  ein  solcher;  Landesgesetz  steht  im  Gegensatz  zu  Reichs* 
gesetz:  also  Gesetz  eines  dentscheu  Staates;  vgl.  Handelsgericht  Tobingen  2./1]. 
1876  Bu8ch  Arch.  XXXVJI  S   887.    Bezfiglich  Bayerns  vgl.  oben  S.  57. 
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stehenden  Rechte    nach    diesem  Massstabe   za    messen   und   sie   in  ihrer 
Geltung  zu  unterdrücken  i). 

Die  positive  gesetzliche  Bestimmung,  auf  die  es  hier  hauptsächlich 
ankommt,  ist  aber  die,    dass   die   Marke    nicht   aus   blossen  Buchstaben, 
Ziffern  oder  Worten   bestehen   darf.    Eine    privilegirte    Marke   kann    aus 
puren  Buchstaben,  Ziffern  oder  Worten  bestehen ;  für  sie  sind  daher  diese 
Elemente  als  solche  keine  Freizeichen,   sie   sind    es   nur,    falls    sie  nach 
der  Natur  der  Sache  Freizeichen,  ich  möchte  also  sagen,  natürliche  Frei- 
zeichen wären.     Und    auch   wenn   solche  Marken   aus  einer  Composition 
verbaler  Elemente  mit  figürlichen  bestehen,  so  sind  solche  Compositiouen 
individuelle  Markenzeichen,  nicht  nur  bezüglich   des  figürlichen,   sondern 
auch  bezüglich  des  verbalen  Elementes;    daher   ist  bei   ihnen    auch  das 
verbale  Element  nicht  frei,  und  bei  einer  Nachbildung  derselben  kommt  rein 
das  in  Betracht,  ob  die  Nachbildung  mit  dem  nachgebildeten  Zeichen  eine 
verwechselnde  Aehnlichkeit  hat,  mag  nun  diese  Nachbildung  in  der  blossen 
Reproduction  der  Worte,  Buchstaben  oder  Ziffern,    oder  auch  in  der  Ee- 
production  der  figürlichen  Elemente   bestehen   —   vorausgesetzt   ist  nur, 
dass   eine  so    componirte  Marke  seither  entweder   den  landesgesetzlichen 
Schutz  genossen  hat  oder  als  Erkenimngszeichen  im  Verkehr  üblich  war. 
Auch  bezüglich  der  übrigen  Voraussetzungen  des  Markenrechts  gelten  die 
Bestimmungen  der  seitherigen  Landesgesetzgebung,  oder,  sofern  das  Zeichen 
als  Individualzeichen  gegolten   hat,    die  allgemeinen   Grundsätze  des  In- 
dividualrechts:    war  das  Zeichen  nach  specieller  Landesgesetzgebung  als 
Marke  gültig  oder   war    es    nach   den   allgemeinen  Grundsätzen    des  In- 
dividualrechts als  Individualzeichen  gültig,    so   ist  es    zur   Eeichsmarke 
fähig  ohne  Rücksicht  auf  die  Voraussetzungen  des  Reichsmarkengesetzes. 
Irrig  ist   es    aber,    wenn  man  annimmt,    dass    eine    solche  Marke  auch 
dann  gültig  wird,  wenn  sie  unsittlich  oder  deceptiv  ist  2) :   denn   ein  un- 
sittliches oder    deceptives  Zeichen   ist  des  Individualrechts   unfähig,    und 
auch    nach    den   Landesgetzgebungen   waren   gewiss   solche   Zeichen   un- 
zulässig,   auch  wenn  das  Gesetz    darüber   nichts   besonderes    bestimmte; 
sicher  ist  dies  im  Gebiet  des  französischen  Markenrechts,  in  Elsass-Loth- 
ringen,  der  Fall  gewesen. 

lieber  das  Prioritätsbeneficium   der    privilegirten   Marken   ist,    wie 
gesagt,  später  zu  handeln;    jedoch  ein  Punkt    bedarf   bereits   hier    der 


1)  In  ähnlicher  Weise  hat  die  englische  Gesetzgebung  für  die  von  fräherher 
im  Gebrauche  lebenden  Marken,  die  nach  der  neuen  Gesetzgebung  nicht  mehr  ein- 
tragsfähig wären,  Fürsorge  getroffen,  so  Ges.  v.  1875  s.  10,  v.  1883  s.  64. 

«)  Unrichtig   Völderndorff  in  Endemann's  Haudb.  I,  S.  217  Note  5. 
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Erörterung.     Das  Prioritätsbeneficium  ist  nämlich  an  die  weitere  Voraus- 
setznng  gebunden,    dass    die  Anmeldung    des   privilegirten   Zeichens   qua 
Beichsmarke  vor  dem  1.  October  1875  stattfindet,  §  9  des  Ges.    Es  fragt 
sich  nun,    ob  diese  Voraussetzung   nur  für  das  Prioritätsbeneficium  gilt, 
oder  ob  die  vollen  Beneiicien  des  privilegirten  Zeichens  von  dieser  zeitigen 
Anmeldung  abhängig  sind,    so  dass   ein   bis    1.  October  1875    nicht  an- 
gemeldetes Zeichen  nicht  mehr  als  privilegirtes  Zeichen  zu  betrachten  ist 
nnd  auch  die  Privilegien  des  §  3  Abs.  1  des  Ges.    nicht  mehr  geniesst: 
so  dass  es  also  von  nun  an  einem  gewöhnlichen,  nicht  privilegirten  Zeichen 
gleichsteht.     Die  Frage  ist  unzweifelhaft  dahin  zu  beantworten,  dass  mit 
dem  1.  October  1875  die  Zeit   für   die    Anmeldung    solcher   Zeichen  ab- 
gelaufen ist  und  solche  heutzutage  nicht  mehr  privilegirt  sind.    Dies  er- 
gibt sich  aus  dem  Prinzip    des  Gesetzes    von    selbst;    zunächst  für    die 
landesgesetzlichen  Zeichen:    für  diese  soll   der   Eeichsschutz  unmittelbar 
an  Stelle  des  Landesschutzes  treten,  wesshalb  dieselben  auch  nur  dann  die 
privilegirte  Qualität  haben,  wenn  die  landesgesetzliche  Gültigkeit  bis  zur 
Anmeldung  bestanden  hat,    nicht  aber  dann,   wenn    die  landesgesetzliche 
Gültigkeit  vorher  erloschen   ist.    Diese    landesgesetzliche   Gültigkeit  ist 
aber   jedenfalls    mit    dem    1.    October    1875    erloschen    (§  21  des  Ges.), 
es  ist  also  nunmehr  unmüglich,  einen  Reichsschutz  an  einen  Landesschutz 
anzuschliessen.    Was  aber  von  landesgesetzlichen  Zeichen  gilt,  muss  auch 
von  puren  Individualzeichen  gelten,  welche  bis  Anfang  1875  im  Verkehr 
als  Kennzeichen  der  Waare  gegolten  haben.     Denn  nur,    wenn   nunmehr 
bis  1.  October  1875  der  Eintrag  erfolgte,  schloss  sich  an    das  vom  Ge- 
setze unterstellte  Individualrecht  das  Eeichsmarkenrecht  als  verstärkende 
Fortsetzung  an  i).     Dass  diese  Individualzeichen  auch   für   späterhin  die 
privilegirte  Kraft  behalten  würden,  das  wäre  nur  unter  der  Voraussetzung 
mit  dem  gesetzlichen  Princip  vereinbar,  dass  dieselben  auch  nach  dem  Jahr 
1875,  bis  zur  Anmeldung,  als  Kennzeichen  der  Waare  im  Verkehr  fungirten, 
dass  sie  auch  nach  dem  Jahre  1875,  bis  zur  Anmeldung,  den  Charakter 
von  verkehrsmässig  anerkannten  Individualzeichen  hätten:  denn  nur  dann 
würde  das  verkehrsmässige  Individualrecht    unmittelbar   in   das    Reichs- 
markenrecht übergehen;  dann  hätte  aber  das  Gesetz  in  §  3  Abs.  1  sich 
nicht  mit  der  Voraussetzung  begnügen  können,  dass  das  Zeichen  im  An- 
fang 1875  als  anerkanntes   Individualzeichen    fungirte ;    es   hätte   sagen 
müssen:  wenn  das  Zeichen  zur  Zeit  der  Anmeldung,    aber  auch    bereits 
im  Anfang  1875  Indivualzeichen  war;  die  Qualität  als  Individualzeichen 


1)  Die  Zeitspanne  vom  1.  Jannar  bis  1.  October  1875  bleibt  als  notbwendiges 
laxamentnm  temporis  ausser  Betracht. 


206 

Anfang  1875  hätte  Minimal  Voraussetzung,  aber  nicht  einzige  Voraassetznng 
sein  müssen.  Dadurch,  dass  das  Gesetz  diese  Qualität  als  einzige  Vorans- 
setzung  hinstellt,  hat  es  zur  Genüge  zu  erkennen  gegeben,  dass  es  einen 
Anschluss  des  Reichsmarkenrechts  an  das  verkehrsmässige  Individualrecht 
nur  zulässt,  wenn  dieser  Anschluss  mit  Rücksicht  auf  ein  im  Jahr  1875 
bestehende«  Individualrecht,  wenn  derselbe  also  bereits  im  Jahre  1875. 
und  nach  besonderer  gesetzlicher  Vorschrift  vor  dem  1.  October  1875. 
begehrt  wird^). 

Das  hier  im  Text  dargestellte  war  bereits  geschrieben,  als  mir  der 
X.  Band  der  Entsch.  des  Reichsgerichts  mit  den  Gründen  zur  Entsch. 
30./10.  1883  (X  S.  58  f.)  zukam,  worin  die  gleiche  Bechtsanschaanng- 
aus  ganz  ähnlichen  Erwägungen  heraus  entwickelt  worden  ist. 

§  13. 

Die  Art,  wie  die  Marke  mit  der  Waare  verbunden  ist,  kann  die 
verschiedenste  sein ;  das  Gesetz  hat  in  dieser  Beziehung  keine  Be 
schränkung^  Im  frühern  französischen  Rechte  hat  man  zwar  vielfach 
die  Meinung  vertreten,  dass  die  Marke  mit  der  Waare  unlösbar  ver- 
bunden sein  müsse,  so  dass  sie  nur  unter  Verletzung  der  Waare  von  ihr 
getrennt  werden  könne,  vgl.  Gaskimbide  nr.  415,  Rendu  droit  ind. 
nr.  616,  Dalloz,  r6p,  v.  Ind.  nr.  320  und  die  dortigen  Entscheidungen. 
Allein  diese  Ansicht  hat  unter  der  jetzigen  Gesetzgebung  auch  nicht 
mehr  den  Schein  eines  Grundes  für  sich  2),  und  es  wird  jetzt  auch  in 
Frankreich  angenommen,  dass  die  Marke  fest  oder  lose  mit  der  Waare 
verbunden,  insbesondere  auch  auf  freier  Verpackung  angebracht  werden 
kann,  vgl.  a.  1  franz.  Markenges,  v.  enveloppes,  Bedarride  III  nr.  836, 
Waelbroeck  II  nr.  257  f.  p.  26  f.,  Renduy  marq.  de  fahr.  nr.  14,  Pouilkt 
nr.  13,  ifo,  commentaire  p.  111,  Braun  p.  127  f.;  und  nach  dem  deut- 
schen Gesetze  §  1.  13  f.:  „W'aaren  oder  deren  Verpackung"  kann  da- 
rüber kein  Zweifel  bestehen. 

Ebenso  ist' es  gleichgültig,  ob  die  Marke  äusserlich  sichtbar  ist  oder 
nicht :  es  genügt,  wenn  sie  auch  erst  bei  der  Consumirung  zum  Vorschein 
kommt :  denn  wenn  sie  den  Käufer  auch  nicht  schon  beim  Verkauf  aver- 
tiren  konnte  und  der  Käufer  sich  einstweilen  mit  der  Zusicherung  seines 


<)  A.  A.  Meves  S.  197. 

2)  Im  älteren  französischen  Rechte  berohte  sie  auf  dem  Streben,  die  drako- 
nischen Strafbestimmnngen  gegen  Markenverletzungeu  möglichst  zu  restringiren, 
weshalb  man  in  solchen  Fällen  auch  nur  den  !^t•ra^,  nicht  den  Civilschutz  ab- 
<jrkannte,  Gastambide  nr.  416. 
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Mitcontrahenten  begnügen  musste,  so  lehrt  ihn  eben  die  Eröffnung  beim 
Oonsum,  ob  er  nicht  getäuscht  ist,  ob  das  vorliegende  Geschäft  sich 
richtig  entwickelt  hat  und  ob  er  Vertrauen  haben  kann  auf  künftige 
Geschäfte  gleicher  Art.  Daher  sind  die  Marken  der  Schaumweine  auf  dem 
Kork  der  Flasche,  die  Marken  der  Weine  am  Spundloch,  die  Marken,  die 
in  der  verschlossenen  Schachtel  versteckt  sind,  u.  s.  w,  zweifell^  gültige 
Marken;  Cass.  hof  12./7.  1845,  Sirey  1845  I  p.  842,  WaelbroecJc  II 
nr.  240  p.  27  f.,  Rendu,  droit  industr.  nr.  616,  Rendu  nr.  16  und  60, 
Huard  p.  12  nr.  6,  Bedarride  III  nr.  847,  Blanc  p.  773,  Mayer  p.  52, 
jPouillet  nr.  12,  Ro,  Commentaire  p.  110,  Braun  p.  138,  Obertribunal 
3./11.  1871  Oppenh.  XII  S.  568. 

Die  Marke  kann  auf  jedem  Theil  der  Waare  angebracht  werden ; 
daher  z.  B.  die  Marke  der  Kleidung  an  den  Knöpfen,  der  Lampe  an  dem 
Cylinder  oder  Brenner  u.  dgl.,  vgl.  Calmels  n.  123  p.  79,  Bedarride 
II  nr.  782.  Allerdings  können  diese  Gegenstände  selbstständig  markirt 
sein;  die  Flasche,,  die  Spange,  der  Knopf  etc.  kann  durch  die  Marke 
seine  Herkunft  bezeichnen  wollen,  vgl.  auch  Endemann  S.  21;  es  sind 
daher  in  dieser  Beziehung  Verwechslungen  nicht  ausgeschlossen;  allein 
diese  Un Vollkommenheit  ist  unabwendbar ;  sollte  Jemand  tendenziös  diese 
UnvoUkommenheit  benutzen,  um  zu  seinem  Vortheil  Täuschung  zu  ver- 
l)reiten,  so  könnte  concurrence  deloyale  vorliegen. 

Die  Marke  kann  der  Waare  oder  Verpackung  eingeprägt  sein^); 
sie  kann  in  einer  Borde  bestehen,  welche  eine  Seite  eines  Gewebes  oder 
das  ganze  Gewebestück  umschliesst,  Appelhof  Paris  27./ 1.  1875  Pataille 
XXI  p  622);  oder  in  einem  farbigen  Faden,  der  sich  beispielsweise  in 
der  Mitte  eines  Dochtes  hinzieht,  Appelh.  Nimes  22./2.  1877  Fat  XXVI 
p.  81,  vgl.  auch  Pataille  ib.  XXVI  p.«  91 ;  oder  in  einer  ComJ)ination 
verschiedenfarbiger  Fäden,  engl.  Entsch,  Harter  v.  Souvazoglu  20./ 1. 
1875  Sehast,  p.  272;  oder  in  einem  Farbenstreifen,  der  an  einer  be- 
stimmten Stelle  der  Emballage  angebracht  ist,  so  Appelh.  Douai  1./4,  1881 
PaU  XXVI  p.  92,  welcher  treffend  bemerkt:  que  si  une  couleur  en  elle- 


1)  Auch  Brandzeichen  auf  Pferden  znr  Bezeichnung  des  Pferdeznchters  ^- 
hören  hierher,  nur  kommt  dabei  in  Betracht,  ob  der  Pferdezüchter  als  Kaufmann 
anzusehen  ist  wegen  §  1  des  Ges.  (vgl.  Goldschmidt  I,  S.  568  f.).  S.  auch  Bräuer, 
Sammlung  von  Gestüts-Brandzeichen  der  Staats-  und  Privatgestüte  Europas  und 
des  Orients. 

2)  Jedoch  nur  dann,  wenn  sie  lediglich  einen  designativen  Charakter  hat, 
etwa  dazu  bestimmt  ist,  bei  dem  Gebrauche  losgetrennt  zu  werden,  nicht  wenn 
sie  zur  Verzierung,  zur  grösseren  Gefälligkeit,  zur  grösseren  Anziehungskraft  der 
Waare  dienen  soll  —  in  diesem  Falle  würde  die  Marke  in  die  Sphäre  des  Musters 
eingreifen,  was  nicht  sein  darf.    Vgl.  oben  S.  159. 
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meme,  ind^pendamment  de  tonte  forme,  de  tonte  substance  et  de  toute 
disposition  particuli^re ,  ne  peut  sufftre  pour  constituer  une  marqne,  il  en 
est  aatrement,  qnand  cette  coulenr  localis6e  suivant  certaines  dispositions 
donne  par  sa  combinaison  intentionnelle  et  son  Opposition  avec  d*antres 
conlenrs  environnantes  un  dessin  d*nne  conlenr  et  d'nne  forme  determin^es : 
qn'en  vain  on  objecte  qne,  les  conlenrs  ^tant  limit^es,  on  arrive  ainsi  k 
cr6er  nn  monopole  contraire  k  la  libert6  dn  commerce;  qne  les  conleurs 
qnoiqne  limit^es  penvent  fonrnir  par  lenr  Opposition  et  par  les  lignes  qoi 
les  circonscrivent  nne  s^rie  de  combinaisons  mnltiples  permettant  de  nom- 
brenx  Iis6r68  compl^tement  diff^rents  —  —  (ib.  p.  97);  sie  kann  in 
einem  Goldpapier  bestehen,  welches  an  einer  bestimmten  Stelle  der  Waare, 
z.  B.  nnten  am  Fnsse  der  verkanften  Kerzen  angebracht  ist,  Appelh. 
Paris  15./6.  1882  Fat,  XXVII  p.  304 ;  sie  kann  bestehen  in  einer  eigen- 
artigen Farbencombination,  in  einer  eigenartigen  Verbindung  von  Farben- 
nuancen, vgl.  Rendu  nv.  56,  Bo  comment.  p.  123  f.,  Braun  p.  177; 
sie  kann  in  einem  eigenartig  geformten  Stock  bestehen,  um  welchen  die 
Teppichwaare  gewunden  wird,  Circ.  Court  Distr.  Pennsylv.  1878  Lowell 
Man.  Co.  v.  Larned  Coddington  p.  341.  342  u.  a. 

Die  Marke  kann  anch  einen  Complex  von  Zeichen  bilden,  die  über 
verschiedene  Seiten  der  Waare  oder  der  Verpackung  sich  verbreiten ;  sie 
kann  z.  B.  Zeichen  und  Worte  enthalten,  die  auf  die  Vorder-  und  Rückseite 
und  auf  die  Nebenseiten  einer  Flasche  angebracht  sind,  vgl.  Appelh.  Dijon 
10./12.  1879  Bat.  XXVIII  (1883)  p.  145. 146. 148  (und  das  ürth.  I.  Inst.) : 
sie  kann  aber  auch  als  Formung  über  die  ganze  Waare  oder  Verpackung 
verbreitet  sein,  so  dass  sie  Waare  und  Verpackung  in  eine  bestimmte  Ge- 
stalt drängt,  sie  kann  mit  anderen  Worten  auch  in  einer  besonderen 
Form  der  Waare  oder  ihrer  Verpackung  bestehen.  Man  denke  an  fabrik- 
massige  Backwerke,  an  eine  besondere  Flaschenform,  an  Seife  und  ähn- 
liches. Dieses  wird  allerdings  vielfach  bestritten,  ja  fast  kein  Satz  des 
Markenrechts  hat  eine  so  strikte  Opposition  gefunden;  nicht  wenige 
Autoren  und  Entscheidungen  sind  entgegen ;  manche  Gesetzgebungen  haben 
sich  selbst  veranlasst  gefunden,  diese  Annahme  durch  eigene  Bestimmung 
zu  verwerfen:  so  wird  Form  und  Farbe  des  Produktes  als  Markenbe- 
zeichnung ausdrücklich  ausgeschlossen  in  dem  Markengesetze  der  Argen- 
tinischen Republik  14./8. 1876  a.  3  und  in  dem  Decret  von  Uruguay 
1./3.  1877  a.  4;  auch  die  englischen  Instructionen  s.  29  (Laicson 
p.  334)  schliessen  ein  „ornamental  or  coloured  groundwork,  suchas  tartans 
or  checks"  aus,  wenn  dasselbe  nicht  in  Lnnien  eingefasst  ist;  vielfach 
wird  entgegengehalten,  dass  die  Marke  stets  etwas  von  der  Waare  und 
ihrer  Verpackung  verschiedenes  sein  müsse,  dass  sie  nicht  in  der  Waare 
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selbst  liegen  dürfe.  So  z.B.  Bedarride  III  nr.  841  p.  48:  Le  r^sultat 
de  la  fabrication  ne  pent  ßtre  le  signe  destinö  ä  indiquer  cette  fabri- 
cation  i) ;  —  allein  anch  in  diesem  Fall  besteht  ja  die  Marke  nicht  in 
der  Waare  selbst,  sondern  in  der  individuellen  Form,  in  welcher  die 
Waare  sich  repräsentirt ;  dies  ist  aber  immer  der  Fall,  wenn  die  Marke 
in  den  Stoff  der  Waare  selbst  plastisch  eingeprägt  ist:  anch  hier  ist  es 
zwar  nicht  die  ganze  Waarenformnng,  wohl  aber  ein  Theil  der  Waaren- 
formung ,  was  die  Marke  bildet.  Sollte  es  nun  etwas  anderes  ausmachen, 
wenn  die  Marke  über  den  ganzen  Umfang  der  Waare  verbreitet  ist, 
wenn  sie  die  ganze  Fülle  der  Waare  durch  eigenthümliche  Formung 
überdeckt?  wenn  sie  nicht  nur  die  Oberfläche,  sondern  auch  den  plasti- 
schen Inhalt  der  Waare  mit  eigenthttmlicher  Formung  erfüllt?  W^o 
wäre  die  Gränze  ?  Und  was  von  der  Waare  gilt,  das  gilt  von  der  Um- 
hüllung. Sollte  eine  eigenartige  Formung  der  letzteren  desshalb  als  Marke 
unzulässig  sein,  weil  sie  nicht  auf  einen  Theil  der  Hülle  beschränkt  ist, 
sondern  dieselbe  in  ihrem  ganzen  Umfange  einnimmt?  Daher  haben  sich 
mit  Becht  gewichtige  Stimmen  für  diese  Ansicht  ausgesprochen;  so  Wa^U 
broeck  II  nr.  246.  247  p.  30  f.,  Bendu  nr.  54,  Blanc  p.  708,  Pouillet 
nr.  41  f.,  Bo,  cömmentaire  p.  124,  Braun  p.  130  f.  178  f.,  Marafy 
im  Congr^s  intern,  p.  85,  vgl.  auch  Huard  p.  17  f.  nr.  36  f.  41  f., 
Appelhof  Lyon  14./5.  1857  Pataüle  III  p.  253  und  bei  Schmoll  p.  213; 
Entscheidungen  dafür  und  dawider  bei  Pouillet  nr.  42.  43 ;  dawider 
auch  Circ.  Court  California  Okt.  1871  Moorman  v.  Hoge  Sebast  p.  223, 
wogegen  der  Super.  Court  New- York  1872  Cook  v.  Starkweather  Sebast 
p.  234  annimmt,  dass  die  Gestalt  der  Verpackung  mindestens  einen  Be- 
standtheil  einer  Marke  ausmachen  könne ;  dawider  auch  Oberlandesgericht 
Dresden  5./2.  1883  Busch  Arch.  Bd.  45  S.  371,  wo  behauptet  wird, 
dass  die  blosse  Farbe,  Form  und  Grösse  des  Pakets  und  des  Verschlusses 
kein  Waarenzeichen  sein  könne. 

Der  Grund  der  Opposition  gegen  diese  Annahme  ist  die  Befürchtung, 
dass  auf  diese  Weise  Jemand  eine  gewöhnliche,  eine  nützliche,  eine 
ästhetische  Formung  der  W'aare  für  sich  appropriiren  könnte.  So  der 
Appelhof  Paris  23./3.  1870  Sirey  1870  II  p.  248  und  bei  Pataüle 
XVn  p.  31.  34:  une  teile  doctrine  conduirait  non  pas  seulement  ä,  re- 
connaitre  le  privilfege  de  la  marque,  mais  encore  le  privil^ge  sur  la 
forme  meme  du  produit,  contrairement  aux  principes  de  la  loi  sur  les  brevets 
dMnvention  —  mit  nichten,  hier  trifft  der  oben  entwickelte  Grundsatz  zu, 


1)  Vgl.  auch  Schmoll  p.  214,  Siubenrauch  S.  9. 
Kohl  er,  Recht  des  Markenschutzes.  14 
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dass  die  Marke  keine  fuiictioiielle  Bedeutung  haben,  dass  sie  weder  eine 
dem  Gebrauche  förderliche,  noch  eine  ästhetische  Gestaltung  der  Waare 
ausmachen  darf,  weil  sonst  der  Markenträger  sich  in  der  Waarenpro- 
duction  Vortheile  aneignen  würde,  auf  die  er  keine  Berechtigung  hat: 
ebenso  ist  aus  dem  obigen  sicher,  dass  eine  Gestaltung  und  Forman^. 
welche  nichts  anderes,  als  eine  der  angemessenen  Arten  der  Sachdarstellnng 
enthält  ohne  alle  Individualität,  nicht  zur  Marke  werden  kann :  man  denke 
z.  B.  an  eine  besondere  Färbung  des  Produktes,  des  Glases,  des  Kry Stalles, 
an  die  cylindrische  Form  eines  Cigarettenpapiers,  Seinetrib.  29./4»  1864 
Pataille  X  p.  239,  Appelh.  Paris  24./6.  1865  Fat  XI  p.  443,  Appelh. 
Nimes  22./2.  1877  Fat.  XXVI  p.  81.  83,  Eendu  nr.  58;  und  ebensowenig 
eine  Gestalt,  welche  zwar  keine  functionelle  Bedeutung  hat,  aber  als 
Phantasiegestalt  im  Verkehr  bereits  üblich  ist;  vgl.  auch  Cass.-hof  10./3. 
1864  Pataille  X  p.  193,  wo  in  einem  Falle  hervorgehoben  wurde:  que 
ces  forme,  couleur  et  disposition  sont  generalement  adoptees  dans  le  com- 
merce ....  qu'ils  ont  un  caract^re  banal  et  que  le  domaine  public  en 
etait  en  possession  (p.  196);  ähnlich  Appelli.  Paris  16./ 11.  1864  PcU. 
XII  p.  354,  Appelh.  Paris  17./ 3.  1876  und  Cass.-hof  29./6.  1876  Pai. 
XXII  p.  169.  Nur  eine  individuelle,  noch  nicht  im  Verkehr  übliche  Form 
kann  Marke  werden:  dies  beruht  auf  demselben  Princip,  auf  dem  es 
beruht,  dass  weder  eine  descriptive  Benennung  zur  Individualmarke  werden 
kann,  noch  eine  verkehrsübliche  Qualitativbezeichnung  oder  Phantasie- 
darstellung; es  beruht  dies  darauf,  dass  Niemanden  die  natürliche  Kenn- 
zeichnung der  Waare,  sei  es  im  Wort,  sei  es  in  der  Form  entzogen 
werden  kann,  so  dass  jede  Marke  individuell  characteristisch  und  dabei 
technisch  functionslos  sein  muss.  In  dieser  naturgemässen  Beschränkung 
aber  kann  die  Form  der  Waare  selbst,  und  zwar  sowohl  die  Flächen - 
bildung,  als  die  plastische  Form,  zur  Marke  werden,  das  Gegentheil  würde 
in  seinen  Consequenzen  zu  naturwidrigen  Beschränkungen,  ja  oft  zum 
völligen  Ruin  des  Markenrechts  führen. 

Man  kann  sich  hiergegen  auch  weder  auf  den  Wortlaut  des  deutschen 
Gesetzes  noch  auf  die  Verordnung  über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes 
berufen;  denn  wenn  das  Gesetz  von  Marken  spricht,  die  auf  der  Waare 
angebracht  sind,  so  versteht  es  darunter  auch  jede  Formung,  welche  in 
die  Waare  eingeprägt  ist  —  sei  es,  dass  sie  nur  einen  Theil  der  Waare 
bildet,  sei  es,  dass  sie  die  ganze  Waare  umfasst.  Und  wenn  die  Ver- 
ordnung §  2  sagt,  dass  das  Zeichen  bei  der  Anmeldung  in  einer  Abbildung 
von  höchstens  3  Centimetern  Höhe  und  Breite  darzustellen  ist,  so  steht 
natürlich  nichts  im  Wege,  dass  eben  auch  von  einer  solchen  Formung 
eine  Abbildung  in  diesem  Massstabe  gegeben  wird:  die  Marke  selbst  ist 
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an  das  Grössenmass  der  Abbildong  nicht  gebunden^).  Es  wird  eben 
fügrlich  der  Markenanmeldong  eine  Angabe  über  die  Art  der  Verwendung 
der  Marke  beigegeben,  ganz  ähnlich,  wie  auch  das  französische  Decret 
von  26./7.  1858  a.  3  bestimmt:  Si  la  marque  est  en  creux  ou  en  relief 
sur  les  produits,  si  eile  a  du  §tre  r^doite  pour  ne  pas  exceder  les  di- 
mensions  du  papier,  ou  si  eile  präsente  quelque  autre  paiücularit6,  le 
deposant  Tindique  sur  les  deux  exemplaires  —  — . 

§  u. 

Das  Recht  auf  Name  und  Firma  ist  ein  Alleinbezeichnungsrecht 
bezüglich  aller  Arten  von  Waaren;  das  Recht  auf  die  gewählte  Marke 
ist  ein  Alleinbezeichnungsrecht  bezüglich  einer  oder  mehrerer  bestimmten 
Arten  von  Waaren.  Das  erstere  ist  innerlich  wohl  begründet :  der  Name 
des  Froducenten  hat  seinen  Klang  über  das  Gebiet  seines  Productions- 
kreises  hinaus,  und  sein  geschäftliches  Ansehen  kann  leiden,  wenn  seinem 
Namen  schlechte  Waare  irgend  welcher  Sorte  untergeschoben  wird  ;  die 
skeptischen  Bemerkungen  Merkels  in  Holtzend.  Handbuch  III  S.  831 
sind  daher  nicht  begründet,  vgl.  auch  Meves  S.  212.  213. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  gewählten  Zeichen,  welches  doch 
nur  mittelbar  auf  den  Gewerbtreibenden  hindeutet  und  ihn  mehr  nur  in 
der  Eigenschaft  als  Erzeuger  oder  Verbreiter  einer  bestimmten  Waare 
charakterisirt;  daher  ist  man  zum  Satze  gelangt,  dass  die  gewählte 
Marke  nur  für  bestimmte  Waarengattuugen  erworben  wird,  welche  bei 
der  Anmeldung  zum  Zeichenregister  angegeben  werden  müssen  2)  — 
ganz  ebenso  wie  das  entsprechende  markenlose  Individualrecht  an 
einem  Zeichen  nur  für  diejenige  Art  von  Waaren  erworben  wird,  für 
welche  es  benützt  wurde  und  im  Verkehr  zur  Anerkennung  gelangt  ist  5). 


1)  Vgl,  anch  Völdemdarff  in  Endemanns  Handbuch  I  S.  216. 

2)  Vgl.  Motive  S.  635.  So  fast  alle  Markenordnnngen ;  vgl.  französ.  Verordn. 
26./7.  1858  a.  5,  belgisches  Ges.  187»  a.  4  und  Verordn.  7.'7.  1879  a.  6,  hoUänd. 
Ges.  1880  a.  1  nnd  6,  engl.  Ges.  1883  s.  62,  deutsches  Ges.  §  2  und  Verordn. 
30./11.  1874  §  1  u.  a.  Vgl.  anch  Braun  p.  318  f.  Uebrigens  besteht  insofern  ein 
Unterschied,  als  das  deutsche  Gesetz,  ebenso  wie  das  holländische  nnd  englische 
Gesetz,  von  Waarengattnngen  spricht,  für  welche  die  Marke  bestimmt  sein  soll, 
dagegen  das  französische  Recht  von  dem  „genre  d'indnstrie''  und  das  belgische  von 
dem  „genre  d'industrie  ou  de  commerce^,  für  welchen  die  Marke  gewählt  ist. 
Dieser  Unterschied  ist  offensichtlich  nicht  ohne  Erheblichkeit,  wenn  er  auch  noch 
wenig  praktisch  hervorgetreten  ist. 

9)  So  treffend  Daniel  p.  41 :  registration  must  be  effected  for  certain 
specified  goods,  Just  as  of  old  the  use  of  the  trade  mark  with  certain  goods  gave 
the  exclnsive  right  to  its  employment  with  those  goods. 

14* 
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Daher  steht  nichts  im  Wege,  dass  mehrere  Personen  dieselbe  Marke 
tragen,  ohne  zu  coUidiren,  sofern  sie  dieselbe  eben  nur  für  verschiedene 
Waarengattungen  erworben  haben,  und  diese  Waarengattungen  im  Verkehr 
genügend  unterscheidbar  sind;  Suprerae  Court  New- York  Mai  1869 
Amoskeag  Manuf.  Co.  v.  Gamer  Cox  p.  541,  Patentkommissär  Novbr. 
1870  Cox  p.  729,  Circ.  Court  New- York  1873  Osgood  v.  Rockwood 
Coddington  p.  335.  336,  Circ.  Court  South.  Distr.  New-York  12./6.  1877 

Soci^te  anonyme  des  mines v.  Baxter  Sehast  p.  333 ;  engl.  Entsch. 

re  Braby  and  Co.,  Londoner  Law  Magazine  1882  Quart.  D.  p.  105. 

Die  Zahl  der  Waarengattungen,  für  welche  das  Zeichen  erworben 
wird,  kann  beschränkt  und  ausgedehnt  sein;  sie  kann  so  ausgedehnt  sein 
als  möglich :  immer  aber  müssen  die  Waarengattungen  bei  Anmeldung 
der  Marke  festbestimmt  sein,  der  Umfang  des  Zeichenrechts  darf  nicht 
ins  Ungewisse  hinaus  ohne  Specification  der  Waarengattungen  normirt 
werden:  Zeichenmarken,  welche  sich  unterschiedslos  auf  alle  Waaren  einer 
bestimmten  Person  erstrecken,  welche  die  Repräsentanten  und  Verkündiger 
der  Persönlichkeit  wären  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegenstand,  in  welchem 
sich  die  Produktions-  oder  Handelsthätigkeit  manifestirt,  kennt  das  deutsche 
Gesetz  ebensowenig,  wie  die  meisten  anderen  Markengesetze.  Ob  das 
moderne  Recht  hiermit  das  Richtige  getroffen  hat,  ist  eine  andere  Fraget); 
denn  wenn  auch  im  Allgemeinen  die  Beschränkung  auf  bestimmte  Waaren 
gerechtfertigt  ist,  sollte  sie  stets  und  ausnahmslos  begründet  sein? 
Warum  sollte  nicht  ein  Bezeichnungsmittel  möglich  sein,  welches  die  Per- 
sönlichkeit in  alle  Phasen  ihrer  industriellen  oder  commerciellenThätigkeit 
begleitet,  wie  die  Hausmarke  des  alten  Rechts?  Sollte  die  Zersplitterung 
der  Persönlichkeit  in  einzelne,  vielleicht  mit  der  Zeit  wechselnde,  Ge- 
schäftsbranchen nothwendig  eine  so  starke  sein,  dass  sie  sich  in  der 
Verschiedenheit  der  Zeichen  äussern  muss  und  es  kein  Mittel  gäbe,  die  ganze 
Thätigkeit  einer  Persönlichkeit  in  einem  und  demselben  Zeichen  ebenso 
zu  concentriren,  wie  sie  im  Namen,  im  Wappen,  im  Hauszeichen  con- 
centrirt  ist  ?  Auch  direct  practische  Gründe  sprechen  für  solche  generelle 
Marken ;  sie  wären  insbesondere  von  Werth  für  die  Commissionäre,  welche 
durch  ihr  Geschäft  auf  die  verschiedensten,  oft  ganz  unvorhergesehenen 
Gebiete  gelenkt  werden:  die  Handelsmarke,  die  sie  dem  Commissionsgut 
aufsetzen,  ist  das  Zeichen  ihrer  Commissionsthätigkeit,  welche  im  Grunde 
für  die  verschiedensten  Waaren  dieselbe  ist,  so  dass  nicht  zu  ersehen 
ist,  warum  ihre  Geschäftsthätigkeit  nicht  für  alle  Waarengattungen,  für 
die   gegenwärtigen   wie  für   die    künftig   zu   cultivirenden    in  demselben 


>)  Vgl.  hierüber  Ro,  commentaire  p.  183  f. 


213 

Zeichen  zum  Ansdrncke  kommen  sollte;  wie  ja  überhaupt  die  Scheidung: 
der  Zeichen  nach  Waarengattungen  viel  mehr  für  Productionszeichen  zu 
passen  pflegt,  da  die  Produktion  des  Industriellen  eine  beständige  und 
gleichbleibende  zu  sein  pflegt,  als  für  die  Marke  des  Handels,  der  oft 
mit  seinen  Waaren  in  proteusartiger  Weise  wechselt  i). 

Bei  dieser  Sachlage  verdient  das  Markengesetz  für  Canada 
15./5.  1879  eine  ganz  besondere  Berücksichtigung.  Dasselbe  lässt 
generelle  Marken  (für  alle  Waarenklassen)  und  specielle  Marken  (für  be- 
stimmte Waarengattungen)  zu,  a.  9  Ges.  Der  Eintrag  der  ersteren  gilt 
perpetuell  und  bedarf  keiner  Erneuerung;  der  Eintrag  der  letzteren  ist 
temporär  mit  Wirkung  auf  25  Jahre  und  muss  vor  Ablauf  dieser  Zeit 
erneuert  werden,  a.  10  Ges.  Auch  ist,  wie  natürlich,  der  generelle  Ein- 
trag etwas  theurer,  als  der  specielle. 

Einigermassen  wird  übrigens  auch  bei  uns  die  Unvollkommenheit 
des  Rechtszustandes  dadurch  gemildert,  dass  ein  Zeichen  auch  für  Waaren 
erworben  werden  kann,  mit  welchen  der  Betreffende  noch  keinen  Handel 
treibt,  und  dass  ein  erworbenes  Zeichen  fortbestehen  bleibt,  wenn  auch 
der  Berechtigte  den  Handel  mit  der  betreffenden  Branche  aufgegeben 
hat;  insbesondere  kann  Niemand  diese  Marke  für  eine  Nuance  der  be- 
treffenden Gattung  unter  dem  Vorwande  gebrauchen,  dass  diese  Nuance 
von  dem  Markenberechtigten  nicht,  oder  nicht  mehr,  geführt  werde.  Da- 
durch ist  es  möglich,  sich  auch  für  künftige  Branchen  vorzusehen  und 
auch  im  Falle  des  Wechsels  der  Handelszweige  sich  das  Zeichen  zu  er- 
halten, um  in  späteren  Zeiten  wieder  mit  voller  Berechtigung  auf  den 
früheren  Geschäftszweig  recurriren  zu  können. 

Unter  Waaren  sind  nur  körperliche  Waaren,  keine  geistigen  Pro- 
dukte zu  verstehen.  Zwar  können,  wie  später  zu  erörtern,  auch  die 
Verleger,  die  Druckereien,  die  lithographischen  Anstalten  sich  der  Marken 
bedienen :  dann  aber  bezeichnet  die  Marke  nicht  die  geistige  Produktion, 
sondern  die  körperliche  Sache,  welche  zur  Realisirung  der  geistigen  Pro- 
duktion hergestellt  worden  ist:  sie  bezeichnet  das  specielle  Buch,  das 
specielle  körperliche  Bild  als  aus  dem  betreffenden  Verlag,  aus  der  be- 
treffenden Druckerei  hervorgegangen  2). 

Dass  endlich  auch  nur  bewegliche  körperliche  Sachen  als  marken- 
fähige Waaren  zu  betrachten  sind,   ist  bei  der  ganzen  Tendenz  des  Ge- 


1)  Hier  kommt  der  obengedachte  Unterschied  zwischen  dem  deutschen  Rechte 
einerseits  und  dem  französisch-belgischen  Rechte  anderseits  zar  Bedeutung:  im 
letzteren  tritt  der  bezeichnete  Mangel  lange  nicht  so  zu  Tage,  wie  bei  uns. 

2)  Vgl.  hierüber  das  nähere  unten  S.  224. 
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setzes  und  bei  der  Aasschliessong  der  Immobiliargeschäfte  aas  dem  Kreise 
der  Handelssachen,  a.  275  des  H.-G.-B.,  nicht  zu  bezweifeln;  vergl. 
Meves  S.  168. 

Ist  der  Handel  mit  gewissen  Waaren  absolut  verboten,  so  kann 
auch  für  diese  Waaren  kein  Zeichenrecht  erworben  werden ;  denn  das 
Recht  würde  mit  sich  selbst  in  Widerspruch  treten,  würde  es  ein  In- 
dividualrecht ganz  speciell  für  einen  bestimmten  Verkehr  gestatten,  wel- 
cher von  der  Rechtsordnung  geradezu  verpönt  ist.  Es  verhält  sich  hier- 
mit gerade,  wie  mit  dem  Ladenschild  für  ein  unsittliches  Etablissement: 
niemals  wird  die  Rechtsordnung  einem  solchen  Schilde  irgend  einen  Schatz 
zukommen  lassen,  niemals  ein  Verbietungsrecht  gestatten,  wodurch  ein 
solches  Schild  gegen  Concurrenznachahmung  geschützt  würde;  vgl.  auch 
Supreme  Court  New- York  Februar  1856  Christy  v.  Murphy   Gox  p.    164. 

So  haben  denn  auch  seiner  Zeit  die  Revised  Statutes  der  Vereinigten 
Staaten  s.  4943  bestimmt,  dass  vom  Rechtsschutze  ausgeschlossen  sei  die 
Marke  „which  is  used  or  claimed  in  any  unlawful  business  or  upon  any 
article  which  is  injurious  in  itself  ^  ;  und  so  auch  s.  8  des  neuen  amerika- 
nischen Markengesetzes  v.  3./3.  1881. 

Mit  Unrecht  wird  das  entgegengesetzte  Princip  in  Frankreich  an- 
genommen; mit  Unrecht  wird  gesagt,  dass  die  Rechtsbeständigkeit  der 
Marke  in  keiner  Beziehung  stehe  zur  Erlaubtheit  oder  Unerlaubtheit  des 
Verkehrs  mit  der  gezeichneten  Waare,  Braun  p.  222  f.  und  die  hier 
cit.  französischen  Entscheidungen,  Cass.-hof  12./3.  1880  Fat  XXV  p.  245. 
Mit  Unrecht  hat  sich  der  Pariser  Congress  (Congr.  intern,  p.  346  u.  666) 
tlir  das  entgegengesetzte  Princip  ausgesprochen,  wornach  das  Marken- 
recht von  der  Erlaubtheit  des  betrejffenden  Waarenverkehrs  unabhängig  ist : 
und  ebenso  unrichtig  der  projet  de  Convention  diplomatique,  welcher  im 
November  1880  in  Paris  ausgearbeitet  wurde,  a.  7  ;  „La  nature  du 
produit  sur  lequel  la  marque  de  fabrique  ou  de  commerce  doit  etre 
apposee,  ne  peut,  dans  aucun  cas,  faire  obstacle  au  d^pot  de  la  marque^ 
(Journ.  de  droit  intern.  priv6  VII  p.  631.).  Ein  solches  System  fulirt 
zu  einem  inneren  Widerspruch  in  der  Staatsthätigkeit :  der  Staat  kann 
nicht  einerseits  den  Verkehr  begünstigen,  anderseits  verbieten;  der  Staat 
kann  keinem  einen  Vorsprung  gewähren  in  einem  verbotenen  Verkehr,  er 
kann  keinem  die  Waffen  des  Rechts  in  die  Hand  geben,  um  unter  diesem 
Schutze  nur  noch  freier  und  zügelloser  das  Unrecht  zu  thun.  Allerdings 
hat  die  frühere  französische  Praxis,  in  welcher  die  Administration  ein- 
zugreifen und  Marken  wegen  angeblicher  Verbotenheit  der  Waare  ohne 
weiteres  zu  kassiren  pflegte,  zu  dieser  Strömung  Veranlassung  gegeben, 
wie  ja  regelmässig   ein    irrig    gehandhabtes  Princip  zur  Reaction    reizt. 
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Aber  die  Bedenken  gegen  ein  solches  administratives  Vorgehen  treifen 
unser  System  nicht,  sofern  nur  die  Ertheilung  nnd  Versagung  des  Ein- 
trags nicht  Sache  der  Administration,  sondern  Sache  der  Gerichte  ist, 
soferne  nur  die  gerichtliche  Entscheidung  ohne  weiteres  massgebend  bleibt 
und  dem  administrativen  Eingriff  kein  Raum  gewährt  wird. 

üebrigens  darf  die  angeführte  Beschränkung  ntir  von  solchen  Waaren 
verstanden  werden,  deren  Verkehr  absolut  verboten  ist,  also  insbesondere 
von  unsittlichen,  lediglich  unsittliche  Zwecke  verfolgenden  Waaren;  in 
Bezug  auf  diese  ist  ebensowenig  ein  Individual-  und  Markenrecht  mög- 
lich, als  ein  Patentrecht :  vgl.  mein  Patentrecht  S.  70.  Dagegen  gilt 
die  Beschränkung  nicht  von  solchen  Waaren,  deren  Handel  nur  an  be- 
stimmte Voraussetzungen  geknüpft,  unter  diesen  Voraussetzungen  aber 
gestattet  ist;  so  insbesondere  nicht,  wenn  der  Handel  mit  der  Waare 
lediglich  von  einer  Concession,  einem  staatlichen  Anstellungstitel  abhängig 
ist  und  der  Berechtigte  sich  nicht  in  diesem  Falle  befindet:  ist  er  nicht 
concessionirt,  so  kann  er  es  werden,  und  möglicherweise  ist  im  Handel 
mit  dem  Auslande  diese  Concession  nicht  erforderlich,  das  Geschäft  des 
Berechtigten  aber  gerade  für  den  Handel  im  Auslande  angelegt;  vergl. 
Cass.-hof  8./5.  1868  Pataille  XV  p.  162  (welche  Entscheidung  aber  in 
der  Begründung  über  das  Ziel  hinausschiesst,  ebenso  wie  Seinetrib.  3./3. 
1877  Fat  XXIII  p.  138);  auch  kann  der  Markenträger  möglicherweise 
mit  dem  Geschäfte  eines  Concessionärs  in  eine  technische  Verbindung 
treten,  so  dass  der  Concessionär  sich  mit  seiner  Einwilligung  und  auf 
Grund  seiner  technischen  Mitwirkung  der  Bezeichnung  des  Berechtigten 
bedienen  darf,  vgl.  auch  Trib.  Havre  31./5.  1879  Fat.  XXIV  p.  223; 
auch  kann  ja  der  Concessionär  das  Geschäft  in  eigenem  Namen,  aber  für 
Rechnung  des  Markenträgers  fuhren,  wo  dann  gleichfalls  der  Gebrauch 
der  Marke  durch  den  Concessionär  kein  Bedenken  hat,  vgl.  auch  Appelhof 
Paris  12./5.  1882  Fat.  XXVIII  p.  196. 

Auch  gilt  obige  Beschränkung  nicht  von  solchen  Waaren,  die  bloss 
staatlich  monopolisirt  sind,  weil  das  staatliche  Monopol  den  Handel  im 
Auslande  nicht  ausschliesst,  vgl.  Appelhof  Paris  27./2.  18R0  Fat  XXV 
p.  156  und  Cass.-hof  8./11.  1880  Fataille  XXVI  p.  280,  so  dass  die 
Marke  immer  noch  von  Bedeutung  ist;  und  auch  für  den  Handel  im  In- 
lande  kann  die  Marke  immer  noch  ihre  Geltung  behalten,  indem  der 
Monopolstaat  den  Handel  mit  der  Monopolwaare  an  verschiedene  Händler 
abzugeben  pflegt :  ein  jeder  dieser  Händler  kann  es  versuchen,  durch  Be- 
triebsamkeit, durch  Aufmerksamkeit  und  Geschicklichkeit  das  Publikum  an 
sich  zu  ziehen,  wesshalb  dann  auch  für  diese  Thätigkeit  eine  die  Person  dei» 
Händlers  individualisirende  und  die  Besonderheit  seiner  Betriebsthätigkeit 
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anzeigende  Handelsmarke  angemessen  ist.  Die  inländische  Pro- 
ductions marke  allerdings  wäre  ausgeschlossen,  sofern  der  Staat  die 
monopolisirte  inländische  Production  durchweg  direkt  betreiben  würde: 
allein  zwischen  Productions-  und  Handelsmarken  besteht,  wie  unten  zu 
zeigen  ist,  kein  legaler  juridischer  Unterschied,  und  es  kann  daher  die 
verlangte  Marke  nicnt  deshalb  versagt  werden,  weil  sie  auch  unznlässig-er- 
weise  als  Productionsmarke  dienen  könnte. 

Eine  objective  Beschränkung  der  Marke  je  nach  der  localen  Richtung- 
des  Verkehrs  findet  nicht  statt:  es  gibt  keine  Marke,  die  blosä  für  den 
Verkehr  der  Waare  nach  einem  bestimmten  Lande,  nicht  für  den  Verkehr 
nach  andern  Ländern  gilt.  Der  Fall  kann  nicht  eintreten,  dass  ein  and 
dasselbe  Zeichen  für  die  gleiche  Waare  dem  einen  und  dem  andern  zu- 
stehen könnte  je  nach  der  Richtung  des  von  ihm  beabsichtigten  Handels, 
je  nach  der  Bestimmung  der  Waare  für  das  eine  oder  andere  Verkehrs- 
gebiet. Die  unhaltbaren  Zustände,  welche  sich  hieraus  entwickeln  würden, 
fallen  in  die  Augen  —  insbesondere  wenn  man  denkt,  dass  beide  Theile 
nun  ihre  Marke  auf  ein  neues  Gebiet  werfen  wollten  und  ein  jeder  dem 
andern  das  Recht  streitig  machte;  vergl.  auch  Bryce  p.  XVH.  Das 
Gegentheil  hat  man  allerdings  in  England  in  re  Rabone  Bros.  Co.  15./2. 
1879  angenommen,  wo  zwei  ziemlich  gleiche  Marken  für  zwei  Firmen 
eingetragen  wurden,  indem  die  eine  erklärte,  die  so  gezeichnete  Waare 
nicht  in  Europa,  und  die  andere,  sie  nicht  in  den  Colonieen  zu  ver- 
breiten,   Sebast  p.  395. 

Ebensowenig  kennt  unser  Recht  eine  Verschiedenheit  der  Marke  je 
nach  dem  Ort  der  Befestigung  an  der  Waare,  so  dass  das  Zeichen  je 
nach  diesem  Orte  eine  andere  Marke  darstellen  würde;  anders  wie  es 
scheint,  die  englische  Praxis :  so  Entscheidung  in  re  Farina  22./4. 1879  Seb, 
p.  405  und  re  Sykes  and  Co  im  Londoner  Law  Magazine  Q.  D.  1881  p.  73. 
Sind  zwei  Zeichen  so  ähnlich,  dass  sie  an  sich  nicht  genügend  unter- 
schieden werden  können,  so  können  sie  als  zwei  Marken  nicht  neben- 
einander existiren,  selbst  nicht  unter  der  Bedingung,  dass  der  eine  das 
Zeichen  an  einem  andern  Orte  anbringen  wird,  als  der  andere;  während 
allerdings  für  die  Frage,  ob  der  Gebrauch  eines  Zeichens  einen  Eingriff 
in  das  Zeichenrecht  eines  Andern  enthält,  der  Ort  der  Anbringung  des 
Zeichens  nicht  ohne  Bedeutung  ist :  in  der  Weise  nämlich ,  dass  die 
Verschiedenheiten  zweier  Marken  durch  das  Anbringen  derselben  au  der 
gleichen  Stelle  der  Waare  verdeckt  werden  können;  die  Gleichheit  des 
Befestigungsortes  kann  egalisirend  wirken,  dagegen  wirkt  die  Verschieden- 
heit desselben  niemals  so  differenzirend,  dass  zwei  sonst  gleiche  Marken 
zu  verschiedenen  würden. 
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Aach  einen  technischen  Unterschied  zwischen  der  Productions-  und 
der  Handelsmarke  statoirt  nnser  Eecht  nicht;  auch  nicht  in  der  Art, 
als  ob  die  erstere  nm*  für  die  Prodnctions-,  die  letztem  nur  für  Handels- 
waare  bestimmt  wäre,  oder  als  ob  für  den  rechtlichen  Schutz  der  erstem 
speciell  der  Ort  der  Production,  für  den  der  letzteren  speciell  der  Ort 
4e8  Handelsbetriebes  entscheidend  wäre  —  welcher  Unterschied  auch 
schwer  durchzuführen  wäre,  da  die  Handelsthätigkeit  häufig  in  die  Pro- 
ductionsthätigkeit  übergeht  und  umgekehrt,  worüber  später  in  der  Lehre 
\^on  dem  Inhalte  des  Markenrechts  weiteres  zu  entwickeln  ist. 

Frühere  Eechtsordnungen  gestatteten  dem  Producenten  nur  eine 
Marke,  mindestens  nur  eine  Marke  für  ein  und  dieselbe  Art  der  Pro- 
duction ;  sie  hatten  dabei  insbesondere  die  Leichtigkeit  der  Waarencontrole 
im  Auge,  sie  waren  von  dem  Bestreben  eingegeben,  die  Güte  derWaare 
des  Producenten  einer  leicht  durchführbaren  Inquisition  zu  unterwerfen. 
Der  neueren  Markengesetzgebung  ist  eine  solche  Beschränkung  fremd; 
sie  stünde  auch  mit  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  im  Widerspruch,  vgl. 
darüber  oben  S.  158  und  die  daselbst  cit.  Entscheidungen.  Eine  Mehr- 
heit von  Marken  ist  dem  Producenten  vielfach  sehr  nützlich,  um  die 
Waaren  zu  differenziren;  sie  ist  nützlich  zum  Verkehr  mit  verschiedenen 
Oebieten  des  Auslandes,  wo  möglicherweise  verschiedene  Marken  accredi- 
tirt  sind;  sie  ist  nützlich,  um  verschiedene  Productionsstätten  zu  be< 
zeichnen,  insbesondere  wenn  Jemand  mehrere  bereits  bestehende  Pro- 
ductionsstätten erwirbt  und  in  einer  Hand  vereinigt ;  vgl.  auch  die  Motive 
zum  deutschen  Gesetz  S.  635. 


III. 

Erwerb   des  Markenrechts.     Subjective  Voraus- 
setzungen. 

§  1. 

Der  Erwerb  des  Markenrechts  steht  nur  einer  Persönlichkeit  zu, 
sei  es  einer  menschlichen,  sei  es  einer  immateriellen,  einer  sog.  juristischen 
Persönlichkeit,  Browne  p.  37.  Denn  auch  die  juristische  Persönlichkeit 
ist  eine  wirkliche  Persönlichkeit,  sofern  sie  die  Trägerin  von  Rechten 
und  von  Rechtsactionen  ist;  und  die  Schwierigkeit  in  der  Lehre  der 
juristischen  Person,  welche  vielfach  auf  falsche  Fährte  gelockt  hat,  liegt 
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in  der  Möglichkeit,  dass  menschliche  Personen  neben  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit mitberechtigt  sind,  in  der  Möglichkeit,  dass  die  Rechte  der 
einzelnen  Mitglieder  mit  den  Rechten  der  juristischen  Person  concurriren; 
eine  Concurrenz,  welche  insbesondere  in  den  Gebilden  des  Handelsrecht?? 
hervortritt  und  welche  ebensowenig  etwas  unerklärliches  an  sich  hat,  als 
die  Concurrenz  von  Ei^enthum  und  Pfandrecht.  Die  richtige  Erkenntniss 
dieser  Institute  ist  nur  auf  diesem  Wege  zu  gewinnen,  die  Charakteristik 
des  Einzelrechts  und  die  juridische  Gestaltung  desselben  ist  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  in  der  Behandlung  dieser  Institute  i).  Und  die  Per- 
sönlichkeit der  juristischen  Person  ist  nicht  etwa  eine  fictive,  sondern 
eine  wirkliche :  denn  die  Persönlichkeit  im  Recht  ist  nicht  etwa  identisch 
mit  der  menschlichen  Persönlichkeit,  sie  beruht  vielmehr  auf  der  Fähig- 
keit, durch  menschliche  Kräfte  auf  den  Rechtszustand  einzuwirken :  diese 
Fähigkeit  hat  aber  auch  ein  durch  Organisation  menschlicher  Kräfte 
geschaffenes  Gesammtwesen.  Die  Behandlung  der  Sache,  welche  die  ein- 
heitliche Persönlichkeit  des  Ganzen  ausschliesst,  weil  das  Ganze  aus  einer 
Mehrheit  menschlicher  Personen  gebildet  ist,  würde  der  Behandlung- 
gleichen,  welche  die  Einheit  eines  Organismus  läugnen  würde,  weil  der- 
selbe aus  einer  Mehrheit  zusammenwirkender  organischer  Einheiten  be- 
steht, die  vielleicht  auch  in  der  Einzelexistenz  wirksam  werden  könnten  - . 

Daher  haben  die  juristischen  Persönlichkeiten  Individualrechte,  sie 
liaben  Namen  und  Firma,  und  sie  gemessen  den  entsprechenden  Schutz  des* 
Gesetzes,  Bedarride  II  nr.  776,  sie  können  auch  eine  Marke  besitzeu. 
Daher  können  auch  Gemeinden  Markenträger  sein,  auch  der  Staat  als  Ge- 
werbetreibender (Regie),  vergl.  Erstinstanzgericht  Dresden  3./3.  1877 
Pataille  XXII  p.  199  (französ.  Tabakregie),  Obertrib.  2676.  1878 
Oppenh.  XIX  S.  332,  Appellat.-Ger.  Magdeburg  29./7.  1878  Reichsanz. 
(Centralh.  v.  7./8.  1878  nr.  184),  vergl.  auch  Braun  p.  249  und  die 
dort  cit.  Entscheidungen. 

Für  die  Existenz  und  VermögensfUhigkeit  einer  juristischen  Per- 
sönlichkeit ist  die  sociale  Landesgesetzgebung  entscheidend,  welcher  die 
juristische  Persönlichkeit  untersteht,  also  die  Gesetzgebung  des  Heimath- 


1)  Sehr  bemerkeuswerthes  bietet  in  dieser  Hinsicht  neuerdings  die  interes- 
sante Abhandlung  von  Kühnast  in  Gruchots  Beiträgen  XXVIII  S.  356  f.  393  f. 

2)  Die  nähere  Ausführung  muss  einem  anderen  Orte  vorbehalten  werden. 
Insofern,  aber  auch  nur  insofern,  nehme  ich  das  zuräck,  was  ich,  Krit.  Viertelj.- 
Schrift  N.  F.  II  S.  497,  gegen  die  juristische  Person  gesagt  habe;  jene  Bemerk- 
ungen beruhen  auf  der  von  Vielen  gemachten  Unterstellung,  dass  die  juristische 
Person  eineFiction  sei;  diese  Unterstellung  aber  ist  unrichtig:  der  Personenbegritf 
geht  weiter  als  der  Begriff  der  menschlichen  Person. 
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landes :  hat  die  Persönlichkeit  hiernach  Bestand,  so  ist  sie  auch  von  dem 
Inlande  als  Persönlichkeit  anzuerkennen,  sofern  das  inländische  Eecht 
nicht' ausdrücklich  etwas  anderes  bestinunt;  vgl.  auchCass.-hof  12,/8. 1865 
Fataille  XII  p,  161.  169,  R.-0.-H.-Ö.  28./4.  1877  Entsch.  XXII  S.  147  i). 

Sobald  nun  eine  solche  Persönlichkeit  anerkannt  ist,  so  ist  damit 
anch  für  dieselbe  die  Möglichkeit  gegeben,  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  in  das  Rechtsleben  einzugreifen :  die  juridische  Kraft  der 
Persönlichkeit  ist  nicht  beschränkt  auf  diejenigen  Zwecke,  für  welche 
das  Gesammtwesen  speziell  begründet  worden  ist,  denn  der  Zweck  ist 
keine  Schranke  der  Persönlichkeit.  Daher  sind  religiöse  Körperschaften 
juristisch  befähigt,  Gewerbe  zu  betreiben  und  ihre  Produkte  mit  einer 
Marke  zu  bezeichnen,  sofern  sie  eben  nur  als  Eechtssubjecte  anerkannt 
sind.  Ist  die  Association  nicht  als  Rechtssubject  anerkannt,  so  kann 
sie  als  solche  auch  kein  Individualrecht  haben  und  keine  Marke  führen; 
wohl  aber  kann  dieselbe  die  Vortheile  eines  individuellen  Vermögens- 
betriebes indirect  dadurch  erlangen,  dass  ein  Dritter  als  Zwischenmann 
in  seinem  Namen  den  Vermögenserwerb,  das  Vermögensgeschäft  betreibt, 
Individualrechte,  Markenrechte  erwirbt  und  die  Vermögensvortheile  seiner 
Thätigkeit  der  Association  zukommen  lässt.  Dieses  —  verdeckte  — 
Rechtsverhältniss  ist  nur  dann  ausgeschlossen,  wenn  der  Association  nicht 
nur  die  ßechtssubjectivität  entzogen,  sondern  ihre  Associationsexistenz 
überhaupt  verboten  und  ihre  Zwecke  und  Ziele  staatlich  verpönt  sind, 
oder  wenn  die  Rechtsordnung  sie  zwar  nicht  absolut  verpönt,  ihnen  aber 
nur  in  bestimmt  beschränkter  Weise  den  Vortheil  des  Vermögensgenusses 
zukommen  lassen  will.  Denn  hier  wäre  das  Handeln  eines  Dritten  ein 
verdecktes  Handeln  contra  legem,  der  Dritte  wäre  eine  persona  inter- 
posita  in  fraudem  legis,  und  seinem  ganzen  Thun  wäre  der  Rechtsschutz 
ebenso  zu  versagen,  wie  er  versagt  würde,  wenn  die  betreffende  Asso- 
ciation selbst  die  betreffende  Thätigkeit  ausüben  würde. 

Soweit  daher  eine  Association  nicht  staatlich  verboten  oder  in 
ihrem  Vermögensgenusse  beschränkt,  sondern  nur  der  selbstständigen 
Vermögenssubjectivität  entkleidet  ist,  ist  auch  der  indirecte  Vermögens- 
erwerb und  damit  die  indirecte  Vermögenssubjectivität  durch  einen  Mittel- 
mann gestattet,  wie  dies  auch  in  französischen,  belgischen,  italienischen 
Urtheilen  (insbesondere  für  das  Kloster  de  la  Grand  Chartreuse  bei  Voiron, 


1)  Vergl.  über  diese  Frage  auch  Lyon  Caen  and  Benatüt,  pricis  de  droit 
commercial  p.  291  f.  Bei  den  Aktiengesellschaften  haben  sich  schon  mehrfach 
internationale  Schwierigkeiten  ergeben,  welche  hier  nicht  weiter  zu  behandeln 
sind;  vgl.  Alauzet  nr.  862  f.,  SacerdoU  in  der  Rivista  delV  inst,  ginridico  187& 
P-  136  f.,  Kayser,  Gesetz,  betr.  Kommanditges.  S.  11. 
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Departement  Is^re)  anerkannt  worden  ist  ^).  Vgl.  insbesondere  Seinetrib. 
29./1.  1879  Pataitle  XXIV  p,  313,  Appelh.  Lyon  1./8.  1879  Fat.  XXIY 
p.  330.  338,  Trib.  Marseille  12./8.  1879  Fat  XXIV  p.  339,  Appelh. 
Brüssel  13./4.  1882  E6g.  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  241,  Id.  7./7. 
1883  Fat  XXIX  (1884)  p.  183. 

Allerdings  iat  der  Name  Chartreuse  als  Personal-  und  als  Lokalbezeich- 
nung geschützt  worden ;  vgl.  Appelhof  Grenoble  25./5.  1853  Fataüle  IV 
p.  115.  117,  Trib.  Grenoble  2./4.  1857  Fat.  IV  p.  119,  Appelh.  Paris 
5./2.  1870  Fat.  XVI  p.  209  (nom  qui  d6signe  tout  k  la  fois  les  in- 
venteurs,  les  fabricants  et  le  lieu  de  fabrication,  ib.  p,  217),  Idem  19./5. 
1870  Fat,  XVI  p.  219.  225,  Seinetrib.  31./5.  1870  Fat.  XVI  p.  229, 
Appelh.  Paris  5./2. 1870  Fat.  XVH  p.  249,  Cass.-hof  26./4. 1872,  Sirey  1872 
I  p.  311;  Bedarride  U  nr.  774.  774^»,  Auger  p.  123.  Richtig  aber  ist 
nur  die  Behandlung  des  Namens  als  Personalbezeichnung :  der  Name  würde 
keinem  Dritten  zustehen,  wenn  er  auch  im  Kloster  oder  auf  einem  Terri- 
torium des  Klosters  producirte;  er  würde  dem  Kloster  auch  dann  zu- 
stehen, wenn  es  ausserhalb  seines  Klostersitzes  die  Fabrikation  betriebe. 
Dass  übrigens  die  Bezeichnung  durch  den  Namen  des  Klosters  statthaft 
ist,  während  der  Betrieb  durch  eine  Zwischenperson  und  im  Namen  der- 
selben geschieht,  ergibt  sich  aus  dem  oben  S.  121  f.  entwickelten  von 
selbst:  denn  wenn  die  Mönche  auch  nicht  die  juristisch  Berechtigten 
sind,  so  sind  sie  die  technischen  Producenten  und  das  Kloster  ist  der 
Träger  des  Interesses.  Vgl.  auch  Appelh.  Lyon  1./8.  1879  Fat.  XXTV 
p.  330.  338,  wo  p.  338  gesagt  ist,  dass  der  Name  Chartreuse  „rappeile 
non  la  raison  sociale  qui  n'existe  pas,  mais  le  nom  des  fabricants 
qu]  sont  des  Chartreux,  et  surtout  le  lieu  de  la  fabrication  .... 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  von  selbst,  dass  Handelsgesellschaften 
'Träger  des  Markenrechts  sein  können,  denn  Handelsgesellschaften  sind 
juristische  Persönlichkeiten,  wie  dies  unten  noch  näher  durchzuführen  ist. 
Dagegen  sind  die  Oivilgesellschaften  wenigstens  nach  den  meisten  Rechten 
keine  juristischen  Persönlichkeiten^);    sie  haben  zwar  auch  einheitliche 


1)  Die  Fabrikation  geschah  früher  aaf  den  Namen  des  Pore  Louis  Garnier^ 
in  dessen  Namen  aach  der  Eintrag  der  Marke  erfolgte;  im  Jahr  1871  Übertrag 
derselbe  sein  Recht  auf  den  Pore  Gabriel  Alfred  GrSzier,  welcher  die  Harken- 
anmelduug  erneute. 

s)  Vgl.  namentlich  Pont,  Sociötös  nr.  125.  126  (wo  reiche  Literatur  über 
-die  Frage  angeführt  ist),  Lyon  Caen  et  Renault^  Pröcis  de  droit  commerclal 
nr.  290,  Alauzet,  Commentaire  des  lois  sur  les  sociötes  I  nr.  371  f.,  Atibry  et 
Bau,  Cours  de  code  civil  fran^ais  IV  p.  566.  Uebrigens  darf  in  Deutschland  die 
Modification  nicht  übersehen  werden,  welche  wir  den  §§  14  und  44  der  Konkurs- 
Ordnung  verdanken. 
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Zwecke  und  Interessen,  aber  diese  sind  nicht  in  den  Händen  einer  ein- 
heitlichen juristischen  Persönlichkeit  vereinigt,  ihr  Schutz  ist  nicht  zu 
einem  einheitlichen  Rechte  eines  geistigen  Gesammtwesens  concentrirtr 
das  Vermögen  ist  ein  Miteigenthum  der  socii,  die  Geschäftsabschlüsse  der 
^Gesellschaft"  geschehen  im  Namen  der  socii,  die  socii  sind  die  Berech- 
tigten und  die  Träger  des  Geschäfts.  Daher  kann  die  Marke  nur  den 
socii  zustehen,  sie  wird  für  die  socii  erworben,  und  die  Einheitlichkeit 
des  Zweckes  dürfte  nur  darin  hervortreten,  dass  die  Marke  auch  auf 
einen  neu  hinzutretenden  socius  ausgedehnt,  auch  einem  später  eintretenden 
socius  wegen  seiner  Geschäftsbetheiligung  erworben  wird,  während  sonst 
der  frühere  Erwerb  des  Einen  den  späteren  Erwerb  der  gleichen  Marke 
durch  einen  Andern  ausschliesst :  hier  ist  eben  ein  Markenerwerb  nicht 
zur  Concurrenz,  sondern  zur  gemeinschaftlichen  Benützung  mit  den  früheren 
socii  in  Frage ;  und  dass  ferner  ein  austretender  socius  sich  der  Marke  nicht 
für  seine  Zwecke  bediene,  dagegen  wirkt  seine  Verpflichtung  aus  dem 
Gesellschaftsvertrag,  kraft  dessen  die  Marke  nur  den  Gesellschaftszwecken 
dienstbar  sein  soll,  eine  Verpflichtung,  welche  durch  die  actio  pro  socio 
verwirklicht  wird  i).  Vgl.  im  übrigen  auch  Braun  p.  246.  Weiter  noch 
geht  eine  Entscheidung  des  englischen  Court  of  Appeal  neueren  Datums, 
welche  einer  Contometagesellschaft,  gebildet  aus  dem  Fabrikanten,  dem 
Exporteur  und  dem  Verbreiter,  ein  einheitliches  Markenrecht  zuerkennen 
will,  so  Entsch.  Robinson  v.  Finlay  und  Ward  v.  Robinson  14./5.  1878 
Sebast  p.  353. 

§  2. 
Kann  eine  Marke  nur  einer  Persönlichkeit  für  die  Producte  ihrer 
Gewerbsthätigkeit  zustehen,  so  kann  sie  nicht  den  Mitgliedern  dieser 
Persönlichkeit  als  solchen  zustehen  j  die  Marke  kann  daher  nicht  das 
Abzeichen  der  Mitglieder  einer  Verbindung  abgeben,  sie  kann  nicht  zum 
Zusammengehörigkeitszeichen  für  die  Angehörigen  einer  Association  werden, 
vgl.  auch  amerikan.  Patentcommiss.  9./10.  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  958. 
Daher  stehen  die  Zeichen  von  Gildgenossen  nur  unter  dem  Schutze  des 
Individualrechts,  ebenso  wie  die  usuellen  Zeichen,  welche  die  Fabrikanten 
einer  bestimmten  Stadt,  einer  bestimmten  Gegend  u.  s.  w.  charakterisiren : 


1)  Dass  dieses  Yerhältniss  nnvollkommen  ist,  kann  Niemand  in  Abrede 
stellen;  allein  diese Unvollkommenheit  beraht  eben  darauf,  dass  dem  einheitlichen 
Zwecke  nicht  ein  einheitliches  Vermögen  entspricht,  dass  die  Rechtsbildnng  hier 
nicht  znr  juristischen  Persönlichkeit  fortgeschritten  ist.  Vgl.  auch  die  richtigen 
Bemerkungen  von  Lyon  Caen  a.  a.  0.  nr.  290  p.  144. 
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auch  diese  Localzeichen  sind  dem  Markenrechte  nicht  zugänglich,  sie 
können  nur  durch  Specialgesetze  üher  den  gewöhnlichen  Individualschutz 
erhohen  werden,  vergl.  ohen  S.  117  f. ').  Im  Gegensatz  dazu  hat  man 
die  Zulässigkeit  einer  gemeinsamen  Marke,  eines  gemeinsamen  Waaren- 
Zeichens  für  die  Industriellen  einer  Oertlichkeit  nach  allgemeinem  Marken- 
recht behauptet,  allein  mit  Unrecht.  Statthaft  ist  es  allerdings,  dass 
eine  Mehrheit  von  Personen  zu  gleicher  Zeit  dieselbe  Marke  für  sich  er- 
werbe —  es  verhält  sich  eben  in  diesem  Falle,  wie  mit  einer  Mehrheit 
homonymer  Personen  — ;  allein  ein  solcher  Erwerb  ist  eben  dann  nur 
ein  Erwerb  mehrerer  individueller  Personen  als  solcher ;  die  Marke  steht 
dann  den  einzelnen  Personen  als  Individuen  zu,  sie  steht  ihnen  nicht  zu 
als  den  Mitgliedern  einer  bestimmten  Gemeinschaft,  sie  ist  durchaus  nicht 
mit  einem  bestimmten  localen  Kreise  in  der  Art  verknüpft,  dass  jedes 
beliebig  eintretende  Mitglied  von  selbst  zu  der  Marke  berechtigt  würde 
und  jedes  Mitglied  mit  seinem  Austritt  das  Recht  der  Führung  der  Marke 
verlieren  würde,  sie  ist  und  bleibt  Individualmarke  einzelner,  sie  dient 
durchaus  nicht  zum  distinctiven  Abzeichen  von  Personen  einer  bestimmten 
localen  Produktionssphäre,  vgl.  auch  Appelhof  Paris  28./11.  1861  PcUaille 
VIII  p.  252). 


1)  In  Belgien  wendet  man  auf  diesen  Fall  den  a.  184  C.  pen.  an:  „Sera 
puni  ....  —  celiü  qui  anra  contrefait  le  scean,  timbre  ou  marque  seit  d'une 
antorit^  qnelconqne",  sofern  solche  locale  Collectivmarken  durch  die  Behörden  fest- 
gesetzt sind;  vergl.  Demeur  in  der  belgischen  Kammer  ^Propriete  indnstr.  I  1. 
Lois  p.  4).  In  derselben  Kammer  wnrde  die  Anwendung  des  Markengesetzes  auf 
diese  sog.  Collectivmarken  ausdrücklich  verneint ;  die  Frage  war  durch  ein  Amen- 
dement von  De  Lantsheere  angeregt  worden,  dieses  Amendement  wurde  verworfen ; 
vgl.  Bo,  comment   p.  129,  Braun  p.  256. 

2j  Hier  (p.  27)  wurde  hervorgehoben,  dass  jeder  der  Kläger :  „ayant  d'nne 
mani^re  distlncte  et  s6par6e  rempli  les  formalit^s  prescrites  par  la  loi  ponr  la 
•c  onservation  de  sa  marque  commerciale,  est  fond6  ä  en  r^clamer  la  jouissance 
privative".  Neuerdings  ist  dies  verkannt  worden  von  dem  Appelhof  Paris  13./7. 
1883  Fat  XXVIII  (1883)  p.  352.  Es  hatte  sich  eine  „Union  des  quincailliers«  ge- 
bildet, welche  vereinbarte,  dass  ihre  Mitglieder  gute,  aber  auch  nur  gute  Waaren 
mit  den  Worten  „union  des  quincailliers"  bezeichnen  sollten ;  der  Vorstand  der  Ge- 
sellschaft Hess  diese  Worte  zum  Eintrag  bringen.  Es  wurde  angenommen,  dass 
die  Worte  eine  Marke  bildeten,  welche  einem  jeden  Mitglied  des  Vereins  zustände; 
sie  sei  seiner  Zeit  von  Mitgliedern  des  Vereines  erworben  worden  und  diese  »ont 
pu  soit  ceder  ä  des  successeurs  leurs  droits  dans  cette  copropri6t6,  soit  admettrc 
au  partage  et  ä  la  jouissance  de  ces  mdmes  droits  tels  nouveaux  commer^ants  oa 
fabricants  que  hon  leur  a  sembiö,  comme  aussi  refuser  k  tels  autres  la  meme  favear*' 
(ib.  p.  356).  Wie  man  sieht,  spielt  hier  auch  die  irrige  Idee  von  der  freien  Ver- 
Äusserlichkeit  der  Marke  mit  hinein. 
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§  3. 

Das  deutsche  Gesetz  hat  die  snhjectiven  Voraussetzungen  des  Marken- 
xechts  bedeutend  verengert :  nicht  jede  Person  ist  zum  Markenrecht  be- 
fähigt, sondern  nur  eine  Person,  welche  einer  bestimmten  Geschäftsthätig- 
keit  angehört.  Das  Gesetz  verlangt  für  jede  Marke,  dass  der  Berech- 
tigte ein  Producent  oder  Handeltreibender  ist;  für  die  Zeichenmarke 
speciell  wird  aber  ausserdem  verlangt,  dass  der  Berechtigte  eine  Person 
ist,  welche  eine  Handelsfirma  trägt  und  deren  Handelsfirma  zum  Eintrag 
gelangt  ist. 

Die  erstere  Beschränkung  ist  begründet,  die  letztere  nicht.  Ge- 
rechtfertigt ist  es,  den  Markenschutz  auf  solche  Personen  zu  beschränken, 
welche  körperliche  Güter  entweder  erzeugen  und  neu  in  den  Verkehr 
bringen  oder  im  Verkehr  weiter  verbreiten :  denn  nur  mit  Rücksicht  auf 
diese  Verkehrs waare  ist  das  Markenrecht  gegeben.  Dabei  ist  aber  aller- 
dings der  Begriff  des  Producenten  als  des  Producenten  körperlicher  Güter 
im  weitesten  Sinne  zu  verstehen;  so  dass  die  Rohproduction  aller  Art 
ebensosehr  hiehergehört,  wie  die  Stofiveredlung  und  Stoffumwandlung  i) : 
und  ebenso  sind  unter  Handeltreibenden  Kaufleute  in  dem  ausgedehnten 
Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  zu  verstehen,  welcher  den  Gross-  und  den 
Kleinbetrieb  umfasst.  Eine  Persönlichkeit  dagegen,  welche  sich  mit  einer 
derartigen  Thätigkeit  nicht  befasst,  kann  zwar  ein  Interesse  daran  haben, 
dass  ihr  Name  nicht  missbraucht  wird,  allein  dieses  Interesse  ist  nur  das 
Interesse  des  gewöhnlichen  Namenrechts,  es  ist  nicht  das  Interesse  des 
Namensverkehrsrechts,  wie  es  durch  den  Markenschutz  gedeckt  werden 
soll,  und  darum  hat  eine  solche  Persönlichkeit  zwar  ein  civiles  Namen- 
recht, aber  kein  industrielles  Markenrecht ;  und  wenn  eine  solche  Persön- 
lichkeit sich  späterhin  der  Production  oder  dem  Handel  zuwendet,  so  be- 
ginnt ihr  industrielles  Markenrecht  erst  mit  dem  Momente,  in  welchem 
sie  in  die  Eeihe  der  Producenten  oder  Handeltreibenden  eingetreten  ist. 
Nur  darf  hieraus  nicht  geschlossen  werden,  dass  das  Markenrecht  davon 
abhängig  ist,  dass  der  Berechtigte  von  diesem  Rechte  wirklich  Gebrauch 
macht:  wenn  ein  Producent  oder  ein  Kaufmann  nicht  gewohnt  ist,  seine 
Waare  mit  seinem  Namen  zu  bezeichnen,  so  hat  er  doch  das  AUein- 
bezeichnnngsrecht    und  kann    folgeweise  verlangen,    dass   sich  ein  Jeder 


1)  Nar  mas8  es  sich  um  wirkliche  Prodaction,  nicht  um  blosse  Reparatur, 
Bestaaration  oder  Bearbeitung  handeln.  Daher  hat  ein  Teppichreiniger  keine 
Anwartschaft  auf  Markenschatz,  vgl.  oben  S.  91  nnd  Patentcommissär  2./6.  1875 
Off.  Gaz.  VIII  p.  89. 
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einer  solchen  Bezeichnung:  enthalte  i).  Ebenso  hat  der  Handeltreibende 
das  Eecht,  zu  verlangen,  dass  ein  jeder  Kaufmaim  sich  einer  solchen 
Namenbezeichnnng  enthalte,  sollte  dieser  auch  mit  ganz  andern  \Vaaren 
Handel  treiben,  und  auch  ein  Kaufmann,  der  beispielsweise  als  Fracht- 
führer sich  nur  indirekt  an  dem  Waarenaustausche  betheiligt  und  daher 
keine  Waaren  für  sich  zu  bezeichnen  hat,  kann  einem  Dritten  marken- 
massig  verbieten,  seinen  Namen  zur  Bezeichnung  der  Waare  zu  gebranchen 
—  was  sich  aus  der  Wandelbarkeit  und  Vielseitigkeit  des  Handelsverkehrs 
ergibt,  da  ein  Kaufmann  möglicher  Weise  die  verschiedensten  Handels- 
branchen hintereinander  poussiren  kann,  und  daher  ein  Interesse  daran 
hat,  dass  sein  Handelsname  nicht  zum  Voraus  entwerthet  wird.  Und 
ebenso  ist  es  zweifellos,  dass  ihm  der  Alleingebrauch  des  Namens  und 
damit  ein  Verbietungsrecht  gegen  jeden  Dritten  zusteht,  selbst  wenn  er 
im  Handelsgewerbe  sich  nicht  seines  Namens,  sondern  einer  davou  ver- 
schiedenen Firma  bedienen  würde  —  denn  das  Eecht,  sich  seines  Namens 
zu  bedienen,  behält  er  nichtsdestoweniger,  und  Geschäfte,  welche  er  unter 
seinem  persönlichen  Namen  betreiben  würde,  wären  nichtsdestoweniger  seine 
Handelsgeschäfte,  sein  Name  muss  darum  seinem  Handelsbetrieb  verbleiben. 
Vgl.  auch  Völderndorff  in  Endemann  I S.  220,  vgl.  auch  Hahn ,  Copment,  I 
S.  113  (bezüglich  des  §  27  des  H.-G.-B. ,  für  welchen  das  Gleiche  g:ilt). 
Unter  Producenten  sind  zwar  Prodncenten  körperlicher  Güter  im 
weitesten  Sinne  verstanden,  aber  nur  Producenten  körperlicher:  nicht  auch 
geistiger  Güter,  da,  wie  oben  S.  213  bemerkt,  die  Marke  nur  zur  Be- 
zeichnung körperlicher,  nicht  auch  geistiger  Produkte  dient;  daher  ge- 
hören Schriftsteller  und  Künstler   nicht   hierher  2),    vgl.  Browne   p.    69, 


<)  Vgl.  Meves  S.  208. 

2)  Die  Bezeichnang  emes  Autonrerkes  mit  fremdem  Namen  ist  natarlicb 
Verletzung  des  Individoalrechts :  der  Träger  des  fremden  Namens  kann  verlangen, 
dass  die  Fortsetzung  eines  solchen  Betriebs  inhibirt  wird  und  kann  ausserdem 
wegen  solchen  Treibens  arbiträre  Entschädigung  begehren,  vgl.  mein  Autorrecht 
S.  133  f.  und  die  dort  cit.  In  England  wurde  in  einem  celebren  Falle,  im  Fall  Lord 
Byron  v.  Johnstone,  auf  injunction  erkannt,  Sebastian  p.  11,  Browne  p.  427. 
Ebenso  wurde  eine  injunction  gewährt  von  dem  Supreme  Court  New- York  12./6. 
und  11.7.  1873  Clemens  v.  Such  Coddington  p.  312  (bezüglich  eines  Pseudonyms). 
In  Deutschland  ist  der  Fall  Heun  (Clauren)  gegen  Hauff  berühmt  geworden,  wo 
der  Klage  gleichfalls  stattgegeben  wurde.  Wünscbenswerth  wäre  allerdings  auch 
hier  ein  strafrechtlicher  Schutz;  solchen  gewährt  der  italienische  Cod.  penale 
a.  394,  indem  er  in  diesem  Fall  eine  Geldstrafe  bis  zu  500  1.  statuirt,  vergl.  Amaff 
diritti  degli  autori  p.  129.  567  f.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Kunstler- 
monogrammen; bezüglich  dieser  besitzen  wir  eine  Strafbestimmung  in  $  6  Z.  1 
des  Kunstwerkgesetzes,  die  aber  viel  zu  wünschen  übrig  lässt. 
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Gastambide  nr.  449,  Bendu  nr.  401  (wenigstens  bezüglich  der  literari- 
schen Werke);  anderer  Ansicht  Calmels  nr.  125  p.  80,  Pouillet  nr.  425, 
a.  A^  auch  der  französische  Cass.-hof  29./11.  1879  (Propr.  ind.  I  4 
Jurispr.  p.  17),  welcher  einen  Sculpteur  als  Fabrikanten  im  Sinn  des 
Gesetzes  von  1824  behandelt  hat!  —  wogegen  zu  vgl.  Lyon  Caen  in 
der  Eev.  crit.  XXX  p  619.  Wohl  aber  gehört  hierher  der  Verleger,  der 
Drucker,  der  Inhaber  einer  lithographischen  Anstalt,  der  Inhaber  einer 
Erzgiesserei,  sofern  es  ihre  Sache  ist,  eine  körperliche  Darstellung  des 
greistigen  Autorwerkes  zu  bilden  oder  in  den  Verkehr  zu  setzen,  vergl. 
Urowne  p.  79.  Desshalb  ist  die  fälschliche  Angabe  einer  Druckerei  oder 
eines  Verlages  auf  dem  Titel  oder  am  Schlüsse  des  Werkes  ein  Eingriif 
in  das  Markenrecht,  sollte  auch  die  Verbreitung  des  Buches  von  dem 
Verfasser  selbst  ausgehen.  Die  Bezeichnung  von  Druck  und  Verlag,  nicht 
nur  durch  Namen,  sondern  auch  durch  figurative  Zeichen,  ist  denn  auch 
sehr  alt  und  sehr  gebräuchlich  (vgl.  oben  S.  43). 

Die  Zeichenmarke  unterliegt  der  weiteren  Bedingung,  dass  der 
Berechtigte  eine  Handelsfirma  hat  und  diese  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist:  sie  ist  eine  Prärogative  der  Kaufleute  im  Sinne  des  Han- 
delsgesetzbuchs, und  zwar  der  Vollkaufleute.  Nöthig  ist  dabei,  dass  nicht 
mir  der  Betreffende  zur  Firma  berechtigt,  sondern  dass  die  Firma  ein- 
getragen ist :  der  Eintrag  der  Firma,  der  sonst  regelmässig  nur  Ordnungs- 
sache ist,  schafft  somit  dem  Kaufmann  eine  weitergehende  Berechtigung. 
Aber  man  darf  nicht  umgekehrt  sagen,  dass  Jeder,  für  den  eine  Firma 
eingetragen  ist,  damit  auch  Markenrecht  geniessen  kann :  allerdings  wird  der 
Registerrichter  beim  Eintrag  der  Marke  nur  den  Firmeneintrag  und  weiter 
nichts  zu  prüfen  haben,  aber  der  Eintrag  des  Registerrichters  ist  für 
die  wirkliche  Geltung  des  Markenrechts  nicht  entscheidend.  Vielmehr 
entsteht  ein  Markenrecht  nur  dann,  wenn  derjenige,  für  welchen  eine 
Pirma  im  Register  steht,  auch  wirklich  firmenberechtigt  ist,  wenn  also 
dem  Eintrag  ein  wirkliches  Recht  entspricht;  denn  ganz  sicher  will  die 
Rechtsordnung,  wenn  sie  das  Markenrecht  der  Firma  unterordnet,  damit 
den  Gedanken  verwirklichen,  dass  nur  diejenigen  Gewerbetreibenden, 
welche  ein  Firmenrecht  besitzen,  auch  zu  Markenberechtigten  werden 
sollen,  und  es  wäre  höchst  unorganisch,  die  Berechtigung  von  der  Zu- 
fölligkeit  eines  fehlerhaften  Handelsregisters  abhängig  zu  machen.  Die 
entgegengesetzte  Ansicht  von  Endemann  S.  12  und  die  entgegengesetzte 
Entscheidung  des  Obertrib.  ll./l.  1877  Oppenh,  XVIII  S.  23  sind  darum 
als  ofl'ensichtlich  unrichtig  abzulehnen.  Richtig  ist  nur  soviel,  dass  die 
abstracte  Firmenberechtigung  genügt;  ist  ein  Firmenberechtigter  mit 
einer  Firma   eingetragen,    deren  er  sich  nicht  bedienen   darf,    so  ist  der 

Kohl  er,  Recht  des  Markenschntzes.  15 
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Markeneiutrag  doch  güllig,  und  wenn  die  unberechtigte  Firma  geäudert 
wird,  so  kann  der  Markenberechtigte  die  Marke  zu  seiner  neuen,  rich- 
tigen Firma  hintibernehmen ;  vergl.  Oberlandesgericlit  Köln  8./2.  18^;^ 
(Arch.  f.  Rheinprov.  Bd.  73  S.  88),  vgl.  auch  ß.-O.-H.-G.  13./ 12.  187s 
Zeitschr.  f.  französ.  Civilr.  X  S.  642,  dessen  Begründung  aber  nielit 
durchweg  richtig  ist. 

Actien-,  Actiencommanditgesellscliaften  und  Genossenscliafteii  sind 
stets  Kaufleute,  haben  stets  eine  Firma  und  werden  in  das  Handelsregistei 
eingetragen  ohne  Eücksicht  auf  ihren  Geschäftsbetrieb  ('H.-G.-B.  a.  5.  174. 
176.  208.  210,  Genossensch.  ges.  §  2.  4.  11)0?  «^e  sind  daher  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Geschäftskreis  des  Markenrechts  theilhaftig,  sie  sind 
es,  selbst  wenn  ein  Einzelgeschäftsmann  an  ihrer  Stelle  kein  Kaufmann, 
kein  Registerberechtigter  wäre.  Darum  gehören  hierher  insbesondere  auch 
die  Actiengesellschaften,  welche  sich  mit  der  Gewinnung  von  Rohprodacten 
befassen,  also  Actiengesellschaften  landwirthschafclichenCharacters,  Bei-g- 
bau- Actiengesellschaften,  Actiengesellschaften,  welche  Mineralquellen  fnicti- 
ficiren  —  und  es  zeigt  sich  an  diesen  Beispielen,  welch'  ungeahnte  Be- 
deutung die  gesetzliche  Bestimmung  gewinnt,  welche  alle  Actiengresell- 
schaften  zu  üandelsgesellschaften  erhoben  hat.  Nur  die  Beschränkung 
muss  festgehalten  werden,  dass  diese  Gesellschaften  Gewerbtreibende. 
d.  h.  dass  sie  entweder  Producenten  oder  Handeltreibende  sind,  §  1  in 
Verbindung  mit  §  13  des  Ges.  2).  Daher  geiiiesst  z.  B.  eine  Lese^esell- 
schaft  oder  ein  Turnverein,  der  sich  als  Actiengesellschaft  etablirt,  nicht 
den  Schutz  der  Markengesetzgebung;  wohl  aber  ein  Consumverein ,  ein 
Rohstoifverein,  wobei  es  gleichgültig  ist,  ob  derselbe  die  Waaren  nur  an 
seine  eigenen .  Mitglieder  oder  auch  an  Dritte  absetzt  —  in  beiden  FäUeu 
kommen  ja  die  Waaren  in  Verkehr;  die  skeptischen  Bemerkungen  Ende- 
manns S.  16  sind  daher  nicht  gerechtfertigt. 

Soeben  wurde  hervorgehoben,  dass  das  figurative  Zeichenrecht  voraus- 
setzt, dass  der  Berechtigte  firmenberechtigt  und  dass  seine  Firma  ein- 
getragen ist.  Darum  erlischt  die  Marke  auch  mit  dem  Erlöschen  der 
Firma,  wogegen  eine  Aenderung  der  Firma  nur  dann  eine  solche  Folge 
hat,  wenn  die  Marke  nicht  auf  die  geänderte  Firma  übertragen  wird, 
§  5  Z.  1.  2.  Ges. 

1)  Das  Genossenschaftsregister  ist  ein  Theil  des  Handelsregisters.  Zar  Zelt 
des  Geuossenschat'tsgesetzes  war  dies  noch  nicht  überall  so,  da  in  einzelnen  Tkei- 
len  Deutschlands  noch  keine  Handelsregister  geführt  wurden;  daher  die  hypothe- 
tische Fassung  dieses  Gesetzes. 

s)  Sa  ist  das  Yerhältniss  der  beiden  §§  aufzufassen;  Gewerbe  ist  Pro- 
ductions-  nnd  Haudelsgewerbe. 
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Ob  die  subjective  Beschränkung  des  Gesetzes  auch  für  die  privi- 
legirten  Zeichen  des  §  3  gilt,  kann  zweifelhaft  erscheinen,  jedoch  ist  die 
Frage  zu  bejahen:  der  Schutz  des  Markenrechts  ist  allgemein  an  die 
subjective  Voraussetzung  gebunden,  §  1,  §  13:  das  Gesetz  wollte  nur 
bestimmte  Richtungen  des  Verkehrs  reguliren,  es  wollte  nur  auf  bestimmte 
Verkehrskreise  wirken ;  und  die  Erleichterung  bezüglich  der  privilegirten 
Zeichen  ist  nur  eine  objective.  üeber  die  Verhältnisse  der  Ausländer  aber 
ist  später  zu  handeln» 

Soweit  diese  specielle  Voraussetzung  des  deutschen  Gesetzes.  Dass 
sie  innerlich  nicht  begründet  ist,  wurde  bereits  oben  betont.  Eine 
Reihe  von  Producenten,  bei  welchen  das  Markenrecht  von  der  grössten 
Bedeutung  wäre,  ist  von  der  Figurenmarke,  von  der  gewählten  Marke, 
ausgeschlossen :  die  Producenten  nämlich,  welche  die  Rohstoffe  nicht  von 
Dritten  anzukaufen  haben,  sondern  diese  Rohstoffe  selbst  erzeugen  und 
entweder  die  Rohproducte  als  solche  in  den  Verkehr  bringen  oder  sie 
vorher  einer  Bearbeitung  unterwerfen;  also  landwirthschaftliche  Pro- 
ducenten, Bergwerks-,  Mineralquellenbesitzer  —  .auch  eine  Ziegelfabrik, 
die  aus  eigenem  Grund  und  Boden  producirt,  ein  Hüttenwerk,  das  mit 
einem  eigenen  Bergwerke  verbunden  ist,  gehört  hieher;  nur  für  Actien- 
und  Actiencommanditgesellschaften  gilt  die  oben  charakterisirte  Ausnahme, 
welche  sie  ihrer  Sonderstellung  im  Handelsgesetzbuch  zu  verdanken  haben. 
Wie  wenig  diese  Beschränkung  begründet  ist,  leuchtet  ein ;  für  Ziegel- 
and Backsteinproductionen  ist  die  Markenbezeichnung  von  alten  Zeiten  her 
gerade  eine  ungemein  häufige  gewesen,  und  wie  sehr  besonders  für  Mineral- 
quellen eine  Markirung  der  Producte  wünschenswerth  ist,  darüber  vgl. 
Court  of  Appeals  New- York  April  1871  C.  and  E.  Spring  Co.  v.  H.  R.  C. 
Spring  Co.  Cox  p.  599.  625  f.  Mit  Recht  hat  sich  daher  auch  Mail- 
lard  de  Marafy  auf  dem  Pariser  Congress  1878  (Congr^s  industr.  p.  88) 
gegen  die  Schranke  ausgesprochen,  und  eine  Aenderung  des  Gesetzes  wäre 
dringend  wünschenswerth.  Allerdings  könnte  in  diesem  Falle  die  Ver- 
bindung zwischen  Handels-  und  Markenregister  nicht  mehr  in  der  bis- 
herigen Weise  festgehaltenjwerden  i) ;  das  wäre  aber  das  geringere  Uebel, 
dem  auch  durch  eine  Theiluug  des  Markenregisters  in  einen  kaufmänn- 
ischen und  nichtkaufmännischen|Theil  möglichst  abgeholfen  werden  könnte. 
Der  Ausschluss  der  Kaufleute  minderen  Rechts  könnte  dabei  immerhin  fest- 
gehalten werden,  obgleich  auch  hiefür  keine  durchschlagenden  Gründe 
sprächen. 


1)    Uebrlgens   besteht   ja  eine   solche  Verbindang  überhaapt  nicht  für  aut- 
iändische  Marken,  die  in  Leipzig  eingetragen  werden. 

15* 
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Im  franzl^sischen  Recht  verhält  sich  die  Sache  in  anderer  Weise : 
hier  ündet  sich  eine  solche  Beschränkung  nicht  für  die  eigentliche  Marke, 
es  findet  sich  aber  eine  ähnliche  für  die  Namenmarke :  während  in  Deutsch- 
land das  Kecht  der  gewählten  Marke  beschränkt  ist,  ist  in  Frankreich 
das  Namenrecht  eingeschränkt.  Das  französische  Markengesetz  v.  1857 
besagt  in  a.  20  ausdrücklich :  Toutes  les  dispositions  de  la  präsente  loi 
sont  applicables  aux  vins,  eaux-de-vie  et  autres  boissons,  aus  bestianx, 
grains,  farines  et  g^n^ralement  k  tous  les  produits  de  Tagriculture.  Anders 
das  Gesetz  über  Namenrecht  v.  1824,  welches  nur  von  fabricant  und  objets 
fabriques  spricht ;  dieses  wird  allerdings  im  weiteren  Sinne  ausgelegt,  so 
dass  z,  B.  auch  die  Weinproducenten  und  der  Wein  hierunter  inbegriffen 
werden,  Appelhof  Paris  30./12.  1854  Pataille  II  p.  352,  Bendu  nr.  400: 
allein  die  Auslegung  kann  doch  nicht  über  gewisse  Gränzen  hinaus,  — 
daher  sah  sich  die  neuere  Jurisprudenz  durch  den  Gesetzestext  genöthigt, 
den  Mineralquellenbesitzer  auszuschliessen,  weil  er  die  Wasser  ohne  jede 
künstliche  Veränderung  verkauft,  Appelhof  Paris  29./6.  1882  Fat  XXVID 
p.  187.  190,  derselbe  Appelhof  29./6.  1882  Pa^.  XXVIII  p.  193.  195  (in 
Verbindung  mit  dem  Trib.-UrtheilJ ;  noch  mehr,  die  Jurisprudenz  war  ge- 
nöthigt,  kraft  dieser  Ausdrucksweise  auch  die  blossen  Commerganten,  die 
nicht  zugleich  Producenten  sind,  vom  Namensschutz  auszuschliessen,  so 
Appelhof  Orleans  10./2.  1882  Eegime  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  214: 
vgl.  auch  schon  Rendu  nr.  399  und  vgl.  fenier  Lyon  Caen  in  der  Revue 
crit.  de  legisl.  XXXI  p.  528  f.  532  f.  Mag  dies  vom  Standpunkt  des 
Gesetzwortes  auch  kaum  anfechtbar  sein,  so  ist  es  doch  eine  seltsame 
Erscheinung,  dass  der  Kreis  der  gewillkürten,  der  gewählten  Marke  sub- 
jectiv  umfangreicher  ist,  als  der  Kreis  des  Namens,  des  naturgemässen 
und  primären  Bezeichuungsmittels  —  eine  Erscheinung,  deren  Anomalie 
auch  in  Frankreich  gefühlt  wird.  Vgl.  Maillard  de  Marafih  Rapport 
supplementaire  pr6sent^  au  nom  de  la  section  des  marques  de  fabrique 
(1878)  p.  2. 

Aehnlich  verhält  sich  die  Sache  im  belgischen  Rechte.  Dieses  erklärt 
die  Marke  als  bestimmt  zur  Bezeichnung  der  „produits  d'une  industrie", 
und  der  „objets  d'un  commerce",  worunter  (entsprechend  den  Vorarbeiten) 
auch  die  Producte  der  Agricultur,  des  Bergbaus  und  der  Viehzucht  ver- 
standen werden,  Pasinomie  XIV  p.  70,  Ro,  commentaire  p.  126  f. ;  ent- 
sprechend besagt  ein  Circular  des  belgischen  Ministers  des  Innern  8.,  7, 
1879  {Pasinomie  XIV  p.  201.  202) :  „On  pourra  donc  appliquer  des 
marques  -k  dos  produits  de  Tagriculture  (grains,  fruits,  bestiaux  etc.)  ou 
k  des  produits  mineraux  livr^s  au  commerce  (eaux  minerales  etc.)".  Da- 
gegen   spricht   wiederum    der   a.    191    des   belgischen    Code   penal,    auf 
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welchem  der  Namenschutz  beruht  i),  nur  von  dem  „nom  d'un  fabricant''  und 
der  ^raison  sociale  d'une  fabrique",  was  zwar  in  weitem  Sinne  ausgelegt 
werden  kann,  ohne  dass  jedoch  gewisse  Schranken  der  Wortbedeutung  zu 
durchbrechen  wären,  vgl.  jRo,  comment.  p.  140.  Es  bleibt  in  solchen 
Fällen  nur  das  Hülfsmittel  übrig,  den  Namen  in  distinctiver  Form  zu 
zeichnen  und  in  dieser  Zeichnungsweise  als  Marke  zu  deponiren,  Ro  1.  c. 


§  4. 

Die  Marke  steht  der  berechtigten  Persönlichkeit  als  ihr  Individual- 
recht zu.  Daraus  ergibt  sich  von  selbst,  dass  dieselbe  bei  Aenderung 
der  Firma  das  Zeichen  beibehalten  und  auf  die  geänderte  Firma  um- 
schreiben lassen  kann  2),  §  5  Z.  2  d.  Ges,  —  welche  Umschreibung  aber 
gefordert  wird,  weil  die  Marke  im  Register  formell  mit  dem  Firmeneintrag 
zusammenhängt,  also  ohne  Umschreibung  des  formalen  Haltes  entbehren 
würde.  Darum  kann  auch  bei  Veräusserung  der  alten  Firma  und  Be- 
gründung einer  neuen  die  Marke  zurückbehalten  und  mit  der  neuen  Firma 
verbunden  werden  —  ein  Punkt,  über  welchen  sofort  zu  handeln  ist. 
Ebenso  kann  der  Berechtigte,  welcher  Träger  mehrerer  Etablissements 
ist,  die  Marke  für  ein  jedes  dieser  Etablissements  benützen,  sollten  die- 
selben auch  unter  verschiedener  Firma  arbeiten. 

Aus  der  Individualnatur  des  Markenrechts  folgt  aber  ferner,  dass 
die  Marke  in  thesi  unveräusserlich  ist:  als  Kennzeichen  der  Person,  von 
welcher  die  Waare  stammt,  als  Charakteristikum  der  Persönlichkeit,  welche 
die  Waare  deckt,  steht  sie  der  Persönlichkeit  und  nur  ihr  zu ;  sie  steht  ihr 
ausschliesslich  zu,  ähnlich  dem  Namen,  ähnlich  dem  Künstlermonogramme, 
ähnlich  der  Firma  3).  Wie  man  aber  bei  der  Firma  von  der  strengen 
Kegel  des  Individualrechts  eine .  Ausnahme  gemacht  und  die  Veräusserung 
des  Geschäfts  .mit  der  Firma  gestattet  hat  4),  so  ist  auch  bei  der  Marke 
eine  Ausnahme  zu  machen :  mit  Geschäft  und  Firma  kann  auch  die  Marke 
dem  Erwerber  zukommen  5).     Der   Grund  ist   der   gleiche,    wie    bei    der 


1)  Derselbe  ist  dem  französischen  Gesetze  von  1824  nachgebildet. 

2)  Vgl.  auch  Oberlandesgericht  Köln  8./2.  1883  (Arch.  f.  Rheinprov.  Bd.  73 
S   88.). 

3)  Vgl.  nunmehr  auch  Beckmann,  Kauf  II,  l.  S.  133. 

*)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  neuestens  auch  Appelhof  Venedig  17./1.  1884 
Rassegna  II  p.  24  f. 

&)  Dass  dieses  Zukommen  nicht  ein  Zukommen  unter  snccessorischem  Titel 
sondern  ein  originärer  Erwerb  ist,  wurde    bereits  oben  S»  16  f.    betont  und  wird 
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Firma:  es  ist  der  fortdauernde  Einfluss  der  Persönlichkeit,  der  in  dem 
Geschäftsorganismus  fortlebt.  Daher  ist  denn  auch  im  deutschen  Recht« 
die  Marke  mit  Geschäft  und  Firma  tibertragbar  i).  Dies  ist  im  Gesetze  zwar 
nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  aber  es  ergibt  sich  aus  seinen  Bestimm- 
ungen aufs  evidenteste :  wäre  es  nicht  der  Fall,  so  müsste  die  Marke  stets 
gelöscht  oder  übergetragen  werden,  sobald  der  Inhaber  einer  Firma 
wechselt  und  dieser  Wechsel  ins  Handelsregister  eingetragen  wird ;  so 
verhält  es  sich  aber  nicht :  bleibt  trotz  des  Wechsels  der  Person  die  Firma 
bestehen,  so  bleibt  auch  der  Markeneintrag  bestehen :  damit  ist  genüg-end 
ausgedrückt,  dass  trotz  des  Wechsels  der  Person  die  Marke  bei  der  Firma 
bleibt,  dass  sie  also  mit  der  Firma  dem  Erwerber  des  Geschäftes  zu 
kommt;  weshalb  denn  auch  das  Gesetz  im  §  8  sehr  treffend  bestimmt, 
dass  das  Markenrecht  dem  Inhaber  der  Firma  zusteht.  Die  Marke 
kann  daher  mit  der  Firma  zugleich  auf  einen  Nachfolger  tibergehen,  aber 
allerdings  auch  nur  mit  der  Firma:  vgl.  Motive  S.  637,  Reichsg^ericht 
2./5.  1882  Central-H.-R.1882  nr.  182;  vgl.  axxch Löbker  S.  134,  Mandry, 
der  civilrechtliche  Inhalt  der  Reichsgesetze  (2.  Aufl.)  S.  552.  553,  Beck- 
mann, Kauf  II.  1.  S.  133. 

Die  Marke  ist  zugleich  mit  der  Firma  veräusserlich ;  noch  mehr, 
bei  der  Veräusserung  von  Geschäft  mit  Firma  ist  im  Zweifel  eine  Mitver- 
äusserung  der  Marke  anzunehmen;  denn  wenn  das  Geschäft  mit  der 
Firma  veräussert  wird,  so  soll  der  Ruf  des  seitherigen  Geschäfts,  das 
Ansehen,  die  Reputation  mit  tibergehen  -.  diese  wird  aber  nicht  nur  durch 
die  Firma  getragen,  sondern  auch  durch  die  Marke  *^);  vgl.  Gastamhide 
nr.  470,  Rendu,  droit  industr.  nr.  699,  und  marq.  de  fahr.  nr.  100, 
Bcdarride  HI  nr.  873.  972,  Pouillet  nr.  98,  Mayer  p.  65,  Upton  p.  53, 
Braun  ^.  383,  Appelhof  Paris  13./6.  1854  hei  Pouillet  ib.  Es  ist  ebenso, 
wie  im  Zweifel  mit  dem  Geschäft  auch  das  Ladenschild  mitübergeht, 
Gastamhide  nr.  490,  Huard  p.  107  nY.  56,  Blanc  p.*  723,  Dalloz 
V.  Industr.  nr.  363  und  Appelh.  Aix  22./5.  1829  ib.,  Schnwll  p.  197, 
Pouillet  nr.  712,  Seinetrib.  25./3.  1858  Paiaille  IV  p.  395,  Appelh. 
Caen  23./2.  1881    Pat  XXVIII    (1883)    p.  226,    auch  Appelh.  Venedig 


später  näher  ansgefnhrt  werden.  Wenn  daher  in  Zaknnft  von  Cession,  üeber- 
tragnng  der  Marke  ond  ähnlichem  die  Rede  ist,  so  geschieht  es  nur  der  leichteren 
Redewendung  halber. 

1)  Bezüglich  der  Ausdrucksweise  vgl.  die  vorige  Note. 

2)  Das  österreichische  Gesetz  1858   $  5  bestimmt  sogar   kategorisch,   dass 
die  Marke  an  dem  Gewerbsunternehmen  klebt  und  mit  ihm  übergeht. 
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17./1.  1884  Rassegna  II  p.  24.  30  i);  vgl.  auch  Appelh.  Paris  3./7.  1856 
Pat.  II  p.  2532).  Zwar  ist  es  statthaft,  bei  der  Veränsserung  der  Firma 
die  Marke  zurückzubehalten,  aber  dies  ist  als  etwas  ausnahmsweises  im 
Zweifel  nicht  anzunehmen :  mit  anderen  Worten,  es  bedarf  hiezu  einer 
besonderen  bezüglichen  Bestimmung  des  Vertrags;  so  auch  die  französische, 
belgische  und  englische  Jurisprudenz,  Pouillet  nr.  98,  Mayer  p.  65, 
Braun  p.  383,  Adams  p.  103 ;  und  so  ausdrücklich  manche  Marken- 
g-esetzgebungen,  so  das  Gesetz  der  Argent.  Republik  14./8.  1876  a.  8 
(Pataille  XXI  p.  342),  das  Beeret  von  Uruguay  1./3.  1877  a.  9  (Pat. 
XXII  p.  85).  Der  Pariser  Congress  hat  sogar,  auf  die  Proposition  SelwynSy 
verlangt,  dass  der  Vorbehalt  publik  gemacht  werde:  sauf  Convention 
contraire  etpubliee,  la  marque  suit  le  sort  de  l'entreprise  dont  eile 
sert  k  caract^riser  les  produits  (Congr.  intern,  p.  353)  —  ein  Vorschlag, 
der  im  Interesse  des  betheiligten  Publikums  nur  zu  begrüssen  wäre. 

Ich  sagte  soeben,  dass  es  statthaft  ist,  bei  Veränsserung  der  Firma 
die  Marke  zurückzubehalten.  Es  ist  statthaft  auch  nach  deutschem  Ge- 
setze, obgleich  die  Motive  das  Gegentheil  anzunehmen  scheinen,  es  ist  statt- 
haft, weil,  wenn  sich  der  Kaufmann  bei  der  Veränsserung  von  Geschäft  und 
Firma  vorbehält,  ein  Gewerbe  unter  anderer  Firma  zu  führen,  hier  eben  eine 
Aenderung  der  Firma  im  Sinne  des  §  5  Z.  3  des  Markengesetzes  vor- 
liegt: denn  diese  Bestimmung  umfasst  alle  Fälle,  wo  die  Firma  sich 
ändert,  während  die  Person  des  Geschäftsherrn  dieselbe  bleibt,  sie  um- 
fasst also  auch  den  Fall,  wo  die  Person  die  gleiche  bleibt,  aber  an  Stelle 
des  früheren  Gewerbes  ein  davon  individuell  verschiedenes  Geschäft 
führen  will.  Ebensogut  als  Jemand  die  Marke  beibehalten  kann,  wenn 
er  das  frühere  Geschäft  völlig  abgehen  lässt  und  ein  anderes  Geschäft 
etwa  an  einem  anderen  Orte  beginnt:  ebenso  kann  er  die  Marke 
beibehalten,  wenn  er  das  frühere  Geschäft  verkauft  und  sich  für  ein 
verwandtes  Geschäft  neu  etablirt.  Allerdings  ist  in  beiden  Fällen  die 
Continuität  des  Geschäfts  gebrochen;    allein  die  Beibehaltung  der  Marke 


ij  Se,  qnando  fa  parte  del  negozio  un'  insegna,  si  potrebbe  forse  credere 
che  la  ce8sion3  dell'  esercizio  abbracci  tacitamente  qnella  dell'  insegna,  non 
egnalmente  paossi  di  regola  ritenere,  che  la  cessione  dell'  esercizio  comprenda 
auche  qnella  della  ditta  commerciale  .... 

2)  Zweifelhafter  ist  es,  ob  Preismedaillen  mit  übergehen;  dagegen  Huard 
]).  112  ur.  84.  Doch  dttrfte  anzonehmen  sein,  dass  im  Zweifel  die  Medaillen  der 
Person  mit  Rücksicht  aaf  das  Geschäft  verliehen  sind,  der  Uebergang  anf  den 
Nachfolger  daher  nicht  ausgeschlossen  ist,  Pouillet  nr.  530,  vgl.  aach  Troplongy 
vente  I,  p.  424  nnd  die  hier  cit.  Urtheile  von  18*24  nnd  1828,  Behrend  in  der 
Zeitschr.  für  Gesetzgeb.  nnd  Rechtspflege  IV  S.  457  f. 
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setzt  eben  nicht  Contiiiuität  des  Geschäfts  voraus,  sobald  nur  der  dominus 
negfotii,  sobald  nur  das  Geschäftsdominat  dasselbe  bleibt;  nur  wenn  der 
dominus  neg^otii  wechselt  und  die  Marke  mit  übergehen  soll,  dann  wirJ, 
weil  hier  Einheit  des  Dominates  fehlt,  Continuität  des  Geschäfts  voraus- 
gesetzt :  damit  dieselbe  Marke  bleibt,  muss  entweder  der  dominus  ne^uti'. 
dem  die  Marke  zukommt,  derselbe  bleiben,  oder  es  muss  das  Geschäft 
mit  dem  sie  auf  einen  Andern  übergeht,  dasselbe  bleiben ;  in  beiden  Fällen 
ist  die  nöthige  persönliche  Einheit  gewahrt. 

Das  oben  entwickelte  muss  auch  dann  gelten,  wenn  das  Geschäft 
sammt  Firma  auf  dem  Zwangswege  veräussert  wird  i),  also  namentlich 
im  Konkurse,  Rmdu  ur.  101,  Pouillel  nr.  86  und  Appelh.  Ronen  15.3. 
1827  ib.,  Braun  p.  385,  Boy  commentaire  p.  200,  Sacre,  dictionnair- 
de  commerce  et  de  droit  commercial  p.  632,  Upton  p.  81,  Adanis  p.  103. 
Ludlow  und  Jcnkyns  p.  67,  Daniel  p.  36,  und  vergl.  auch  englische 
Entscheidung  Edelsten  v.  Vick  April  1853  Cox  p.  666,  Cruttwell  v.  Lve 
21./11.  1810  Sebastian  p.  8,  Bury  v.  JBedford  3.  5.  1864  Sebast.  p.  120. 
Hudson  V.  Osborne  1869   Coddington  p.  47,  re  Lemon  Hart  aud  son,  ex 


1)  Vollkommen  unrichtig  ist  diu  neuerliche  Entscheidung  des  dcntschen 
Heichsgerlchts,  wornach  die  Konkursmasse  \\ie  Firma  nicht  mit  dem  GeschaAi 
veränssern  könne,  Reichsgericht  4./4.  1883.  Entscheidung.  IX  S.  104.  Wenn  da> 
lleichsgericht  davon  ausgeht,  dass  der  Name  kein  Werthgegenstand ,  kein  Ver- 
mögensrecht ist,  so  beruht  dies  auf  einer  Verwechslung:  der  Name  ist  allerdings 
kein  externes  Vermögensgut,  sondern  ein  Individualgut,  aber  er  ist  Träger  von  In- 
dividualinteressen und  damit  Gegenstand  der  vermögensrechtlichen  Ausbeate.  Umi 
wenn  das  Reichsgericht  weiter  daraus  argumentirt,  dass  die  Uebertragang  der 
Firma  keine  Veräusserung  sei,  so  ist  dieses  falsch:  allerdings  ist  die  Uebertrag- 
nug  der  Firma  kein  translatives  Geschäft,  indem  vielmehr  der  eine  die  Firma 
aufgibt,  der  andere  dieselbe  originär  erwirbt  (vgl.  oben  S.  16  f );  allein  die  Ver- 
äusserung begreift  nicht  nur  translative  Geschäfte  unter  sich,  vielmehr  ist  auch 
das  eineVeiäusserung,  wenn  der  eine  ein  Recht  aufgibt,  auf  iass  es  der  andere  er- 
werbe, vgl.  fr.  28  pr.  de  V.  Sign.  Eine  solche  Veräusserung  ist  aber  auch  auf  dem 
Wege  der  Zwangsvollstreckung  zu  erzielen,  die  weite  Fassung  des  §  754  der  Giv.- 
Proc.-O.  gibt  hierzu  vollständig  genügende  Mittel.  Die  Auffassung  des  Reichsge- 
richts führt  denn  auch  zu  Resultaten,  deren  Unrichtigkeit  keines  Beweises  bedarf : 
die  Konkursmasse  kann  sich  nicht  an  die  Firma  halten,  sie  muss  Fabrik-  und 
Handelsmarken  unverwerthet  lassen,  ebenso  auch  da«  Ladenschild,  und  beim  Kon- 
kurs eines  Zeitungsunternehmers  bleibt  einer  der  Hauptwerthe,  der  Zeitungstitel, 
der  Gläubigerschaft  verschlossen  —  doch  nicht  so  ganz  :  wenn  der  Eridar  zustimmt, 
kann  sich  die  Gläubigerschaft  dieser  Dinge  bemächtigen ;  ob  er  zustimmt,  das  wäre 
seinem  guten  Willen  anheimgegeben!  Man  vgl.  dagegen  die  Citate  im  Text  und 
in  der  folgenden  Note,  insbesondere  auch  die  engl.  Entscheid.  Hudson  v.  Osborne 
ll./ll.  1869  (auch  bei  Sehast.  p.  193) 
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parte  Young  3./2.  1877  Seb,  p.  320:  g:anz  ähnlich  wie  in  diesem  Falle 
auch  das  Geschäftsschild  mitveräussert  werden  kann,  Appelh.  Paris  19. /H. 
1824  bei  Ballons  Ind.  nr.  363,  Schmoll  p.  197,  Pouillet  nr.  714  1). 
Denn  gerade  im  Konkurs  wird  es  vielfach  im  höchsten  Interesse  der 
'Gläubigerschaft  sein,  die  Einheit  des  Geschäfts  aufrecht  zu  erhalten,  da 
das  Geschäft  in  seiner  organischen  Gesammtheit  möglicherw^eise  einen 
viel  höheren  Werth  repräsentirt,  als  die  Summe  der  in  ihm  enthaltenen 
Einzelgüter. 

Keine  Zwangs veräusserung  des  Geschäfts  liegt  vor,  wenn  in  Folge 
staatlicher  Monopolisirung  die  Privatgeschäfte  aufgehoben  werden:  denn 
hier  werden  die  Privatgeschäfte  aufgehoben,  sie  gehen  nicht  auf  den 
•Staat  über,  sollte  auch  eine  Enteignung  von  Geschäftsutensilien  u.  dgl. 
damit  verbunden  sein.  Daher  kann  der  Staat  im  Falle  der  Monopolisir- 
ung keineswegs  Firmen  und  Marken  der  alten  Geschäfte  in  Anspruch 
nehmen,  dies  schon  desshalb  nicht,  weil  solche  Geschäfte  möglicher- 
weise für  das  Ausland  weiter  produciren  dürfen  und  für  das  Ausland 
ihre  Marken  von  Bedeutung  bleiben;  Appelhof  Paris  27. /2.  1880  Pataille 
XXV  p.  156,  Cass.-hof  8./11.  1880  Fat  XXVI  p.  280.  Monopolisirung 
eines  Industriezweiges  ist  eben  sehr  wesentlich  verschieden  von  der 
Expropriation  des  Geschäftsetablissements. 

Der  üebergang  der  Marke  2)  auf  den  Successor  des  Geschäfts  kann 
stattfinden  bei  der  Totalübertragung,  wie  bei  der  Theilübertragung  des 
Etablissements,  sobald  eben  nur  bei  dieser  Uebertragung  des  Geschäfts  auch 
die  Firma  übergeht.  So  wenn  Geschäft  mit  Firma  zu  Ususfruct  über- 
geben wird,  Pouillet  nr.  89,  Eo  comment.  p,  200 ;  so  wenn  ein  Nutzpfand 
an  demselben  bestellt  wird,  so  dass  der  Gläubiger  das  Geschäft  zum 
Abtrag  seiner  Forderung  fruktificiren  darf,  Appelhof  Paris  21./11.  1862 
bei  Pouillet  nr.  90:  und  ein  solches  Nutzpfand  entsteht  im  Falle  des 
Konkurses :  der  Konkurs  begründet  nicht  ein  blosses  Nutzpfand,  son- 
-dern  ein  Nutzpfand  und  ein  Veräusserungspfand,  aber  immerhin  zugleich 
ein  J^utzpfand  (§  107  der  deutsch.  Konk.-O.)^),  wesshalb   die  Gläubiger- 


1)  Auch  ein  Zeitungstitel  kann  im  Konkurs  distrahirt  werden,  Super.  Court 
New-York  Septbr.  18.59  Dayton  v.  Wilkes  Cox  p.  224,  engl.  Entsch.  Longman  v. 
Tripp  21./11.  1805  Seb.  p.  6,  in  re  Baldwin  ex  parte  Foss  16./2.  und  23./3.  1808 
Seb.  p.  89. 

2)  Bezüglich  des  Ausdrucks  vgl.  unseren  Vorbehalt  oben  S.  229  No.  5. 

i)  Dies  werde  ich  an  ei  Dem  anderen  Orte  näher  ausfuhren.  Dieser  eine 
Fall  zeigt,  wie  wenig  diejenigen  im  Rechte  sind,  welche  dem  von  mir  znerst  aus- 
reichend entwickelten  Institute  des  Nntzpfandes  nur  eine  historische,  nicht  eine 
moderne  practische  Bedeutung  beimessen  wollen. 
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Schaft  das  Geschäft  mit  Firma  und  Marke  weiter  betreiben  darf,  vgL 
auch  §  118.  120  der  Konk.-O.  und  Meves  S.  184. 

Noch  weniger  kann  es  natürlich  ein  Bedenken  haben,  das8  die 
Marke  bei  einer  Veräusserung  des  Greschäfts  in  diem  mitübergeht;  so 
wenn  beispielsweise  das  Geschäft  für  die  Dauer  eines  Patentes  übertragen 
wird,  Pouillet  nr,  213,  214;  noch  weniger  endlich,  dass  sie  mitübergreht^ 
wenn  das  Geschäft  unter  einer  Suspensiv-  oder  Eesolntivbedingung  über- 
tragen wird,  z.  B.  unter  einer  lex  Commissoria,  bei  deren  Eintritt  eben 
Geschäft,  Firma,  Marke  an  den  Veräusserer  zurückfällt,  Seinetrib.  16./1. 
1834  bei  Dalloz,  Ind.  nr.  364.  Ebensowenig  kann  es  zweifelhaft  sein,  dass 
die  Marke  mit  Firma  und  Geschäft  titulo  locati  übergehen  kann,  vergl. 
Braun  p.  373  i) :  der  partielle  Nachfolger  wird  hier  als  Träger  des 
Geschäfts  in  das  Handelsregister  eingetragen ;  die  Besonderheiten,  welche 
sich  hieraus  ergeben,  sind  in  der  Note  zu  entwickeln  2). 

üebrigens  kommt  hier  auch  eine  wirthschaftliche  Theilung  des  Ge- 
schäfts in  Betracht,  wie  sie  oben  S.  129  besprochen  worden  ist:  der 
Inhaber  mehrerer  Branchen  kann  die  eine  behalten,  die  andere  abgeben, 
und  er  kann  dabei  die  Firma  theilen,  indem  es  zur  Firma  Zusätze  machte 
welche  die  mehreren  Branchen  differenziren.  In  diesem  Falle  können 
mit  der  übertragenen  Geschäftsbranche  auch  die  derselben  entsprechenden 
Marken  mitveräussert  werden,  und  im  Zweifel  werden  sie  mitveräussert. 
So  ist  die  Möglichkeit  geboten,  eine  einzelne  Geschäftsbranche  mit  Ge- 
schäftsmarke zu  übertragen:  die  Veräusserung  der  Marke  setzt  nicht 
voraus,  dass  der  Veräusserer  sein  volles  Geschäft  aufgibt,  sein  volles 
Productions-  oder  Handelsgewerbe  ablegt:  wer  ein  Seifen-  und  ein  Lein- 
wandgeschäft betreibt,  kann  das  erstere  mit  den  entsprechenden  Marken 
allein  veräussern,  die  Marken  können  auf  den  Erwerber  übergehen,  wenn 
auch  der  Veräusserer  sein  Leinwandgeschäft  beibehält :  zur  Veräusserung 
der  Marken  genügt  die  Veräusserung  einer  Geschäftsbranche,  vorans- 
gesetzt  nur,  dass  mit  der  Geschäftsbranche  eine  ^Zweigftrma**  mitver- 
äussert wird.  Dies  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit ;  denn  damit  schwinden 
alle  Bedenken,    die  man  gegen  das  deutsche  System ,    gegen  das  System, 

1)  Vgl.  auch  Völderndorff  Anschütjg  I  S  186,  R..O.-H.-G.  3./11.  1876  Entsch. 
XXI  8.  305. 

2)  Als  formaler  Träger  des  Geschäfts  hat  er  die  Disposition  über  die  Firma, 
und  ist  rechtlich  in  der  Befähigung,  Firma  und  Marke  za  ändern ;  aber  er  ist 
obligatorisch  verpflichtet,  Firma  nnd  Marke  zn  wahren  nnd  beizubehalten,  am  sie 
seiner  Zeit  bei  Rückübergabe  des  Geschäfts  intakt  znrnckttbertragen  zu  können  ; 
vgl.  noch  handelsappellgerichtl.  Urtheil  14./3.  1871  Sammlung  von  Entsch.  des 
obersten  Gerichtshofs  I  8.  97. 
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woniach  die  Marke  nur  mit  Geschäft   und  Firma   zngleicli   veräusserlicli 
ist,    erlioben  hat.     Die   Angriffe    französischer   Schriftsteller    gegen   die 
Praktikabilität   dieses  Systems  wären    mindestens    theilweise    begründet^ 
wenn  eine  Veräusserung  der  Marke  nur  mit  einer  üebertragung  des  ganzen 
und  vollen  Geschäftes  möglich  wäre;  das  ist  aber  nicht  der  Fall:  sobald 
nur  ein  Geschäftszweig  veräussert  wird,  können  die  entsprechenden  Marken 
mitübergehen ;  wer  sich  auf  bestimmteGeschäftsgebiete  beschränken  will,  der 
hat  die  Möglichkeit,  mit  den  übrigen  Gebieten  auch  die  entsprechende  Marke 
au  einen  Dritten  abzugeben.    Dieses  ist  insbesondere  im  belgischen  Rechte 
anerkannt,  vgl.  jRo,  commentaire  p.  198,  Braun  p.  374  f.,  und  vortreff- 
lich hat  namentlich  Demeur  in  der  belgischen  Kammer  diesen  Grundsatz 
zum  Ausdrucke  gebracht:  ,,si  une  personne  poss^de  plusieurs  articles  de 
commerce,  il  ne  faut  pas,  pour  qu'elle  puisse  c6der  une   de  ses  marques,. 
qn'elle  c6de  tout  son   Etablissement.     II  suffira   qu'elle    cEde    l'article   de 
commerce  et  la  marque  qui  s'y  rattache"  (Propr.  industr.  I  3  Lois  p.  10  f.). 
In  gleicher  Weise  muss  dies  aber  liberall  gelten,  wo  das  gleiche  Marken- 
veräusserungsprincip  gilt,  so  insbesondere    unter   dem    deutschen  Gesetze 
und  unter  dem  Markengesetze  der  Schweiz;    vergl.  auch  die  Annotation 
zum  Schweizer  Gesetz  in  Couhin's  Regime  intern,  de  la  propr.  industr. 
I  p.  330. 

Auch  eine  religiöse  Association,  welche  ein  Fabriketablissement  be- 
treibt, kann  dasselbe  mit  Firma  und  Marke  veräussern;  sie  kann  es,. 
wenn  sie  sich  als  Association  auflöst,  sie  kann  es  aber  auch,  wenn  sie 
als  solche  bestehen  bleibt,  vgl.  Seinetrib.  10./2.  1877  Fat  XXII  p.  60 
(bezüglich  des  Bau  de  m61isse  des  Carmes). 

Keine  Veräusserung  des  Geschäfts  liegt  vor,  wenn  das  negotium 
einer  Handelsgesellschaft  angehört  und  die  Mitglieder  der  Handelsgesell- 
schaft wechseln  —  mag  nun  die  Handelsgesellschaft  eine  Actien-  oder 
Actiencommanditgesellschaft,  oder  mag  sie  eine  offene  Handelsgesellschaft 
oder  eine  gewöhnliche  Commandite  sein ;  denn  die  Handelsgesellschaften 
sind  sämmtliche  juristische  Personen :  sie  haben  einen  eigenen  Namen  i),. 
einen  eigenen  Gerichtsstand,  ein  eigenes  unabhängiges  Vermögen,  welches 
im  Grundbuch  auf  ihren  Namen  eingetragen  wird,  ein  Vermögen,  welches 
bleibt,  wenn  auch  die  Gesellschafter  wechseln  und  welches  alle  ursprüng- 
lichen Gesellschafter  überdauern  kann;    sie  unterliegen  einem  besonderen 


1)  Höchst  interessant  ist  die  Entscheidung  des  Circ.  Conrt  N.  D.  of  Illiu. 
Janaar  1864  Taylor  v  Bemis  Sehast,  p.  134.  Gläubiger  hatten  die  Execation  in 
das  Anrecht  eines  der  Gesellschafter  auf  den  Gesellschaftsnamen  begehrt :  das  Be» 
gehren  wurde  abgewiesen. 
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Oesellschaftkonkurse  —  alles  praktische  Konsequenzen,  die  sich  nur  durch 
das  eine  Princip  der  selbstständigen  juristischen  Persönlichkeit  erklären 
lassen  i),  wie  dies  denn  auch  in  der  französchen  Jurisprudenz  allgemein 
anerkannt  wird  2);  und  wenn  sich  die  deutsche  Doctrin  dagegen  sträubt, 
ßo  sind  die  Gründe  höchst  unzureichend  i  an  Stelle  eines  einheitlichen 
Princips  gewinnen  wir  eine  Fülle  von  Ausnahmen,  Anomalieen,  Sonder- 
lichkeiten, Abweichungen  von  den  sonstigen  Kegeln  des  Eechts,  und  die 
Oründe  für  diese  sonderliche  Behandlung  sind  höchst  unstichhaltig:  die 
juristische  Person  ist  keine  Fiction,  darum  auch  durchaus  nichts  anomales 
oder  subsidiäres,  sonst  würden  wir  in  der  Universität,  in  der  Gemeinde, 
in  dem  Staate  In  lauter  Fictionen  und  Anomalien  leben,  wofür  wir  nns 
weislich  bedanken  könnten ;  die  Haftung  des  offenen  Socius  und  des  Com- 
manditisten  bei  der  gewöhnlichen  Commandite  ist  auch  nach  unserer  Auf- 
fassung höchst  einfach  zu  erklären  3) ;  und  die  drei  Worte  des  a.  213 
(^als  solche"  und  „selbstständig")  im  Gegensatz  zu  a.  111.  164,  drei 
Worte,  die  von  Munde  zu  Munde  gehen,  sind  durchaus  nicht  drei  W^orte 
80  inhaltschwer,  dass  sie  die  ganze  Konstruktion  auf  den  Kopf  stellten  — 
umso  weniger,  als  der  Artikel  auch    ohne  diese  drei  Worte  ziemlich  das- 


1)  Ganz  richtig  nimmt  daher  anch  das  Reichsgericht  5./7.  1882  (besondere 
Beilage  z.  Reichsanzeig.  1882  ur.  9  S.  7)  an,  dass  ein  offener  Gesellschafter  an  Ge- 
^ellschaftssachen  Diebstahl  und  Unterschlagung  begehen  kann  —  und  zwar  zu 
ihrem  vollen  Werth  (also  nicht  bloss  bezüglich  eines  Miteigenthnms  der  übrigen). 
Vgl.  auch  meine  Abh.  Krit.  Viertel j.-schrift  N.  F.  II  8.  497  f. ;  nur  ist  das  dort 
<iesagte  insofern  zu  modificiren,  als  die  juristische  Person  eine  wirkliche,  nicht 
bloss  iingirte  Person  ist,   s.  oben  S.  218. 

2)  C'est  Tavis  de  tous  les  auteurs  sans  exception,  Ponty  soci6t^s  civiles  et 
■commcrciales  nr.  124  p.  96.  Vgl.  auch  beispielsweise  PardesstM^  coors  de  droit 
4Jommercial  nr.  975,  MoBse^  le  droit  commercial  V  nr.  38,  VI  nr.  187,  Ala%i2ett 
commentaire  des  lois  sur  les  societ^s  I  nr.  371,  Aubry  und  B,au^  conrs  de  droit 
^ivil  IV  p.  546,  Lyon-Caen  et  BenauU,  pr6cis  de  droit  commercial  nr.  280  f. 
Ebenso  Fantuzzi,  trattato  delle  societä  commercial!  p.  35:  La  societ^  salvo  ecce- 
zioni  contrario  dal  giorno  in  cui  il  contratto  ö  flrmato  diventa  un  ente  giuridico. 
nua  persona  morale  e  in  tal  qnalitä  e  la  sola  proprietaria  del  fondo  sociale  .  . . . : 
ferner  Purpura,  Circolo  giuridico  IX  p.  96  f.  Im  neuen  belgischen  Gesetz  ober 
Handelsgesellschaften  ist  besonders  gesagt,  dass  die  Handelsgesellschaft  ^une  in- 
dividualit6  juridique"  ist.  vgl.  meine  cit.  Abh.  S.  498. 

3)  Es  ist  eine  solidare  Mithaftung  in  totum  oder  (bei  dem  Commanditisten 
in  partem);  eine  Mithaftung,  die  in  der  Regel  principal  ist,  im  Fall  des  Konkurses 
fiubsididär  wird;  damit  erklärt  sich  a.  122,  damit  erklärt  sich  anch  a.  113  von 
«elbst,  ohne  dass  wir  uns  mit  Anomalien  und  Besonderheiten  zu  trösten  hätten. 
Unzutreffendes  hiergegen  bei  Lehmann,  über  das  Rechtsgewand  der  offenen  Han- 
delsgesellschaft S.  27  f.  66  f. 
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selbe  sagen  würde.  Vgl.  auch  insbesondere  Levy^  het  rechtskarakter 
der  firma  (1881)  p.  28  f.,  35  f.,  42  f.,  welcher  p.  34  treffend  bemerkt: 
„Er  is  das  in  de  dnitsche  handelswet  geenszins  enkel  sprake  van  een 
vermögen,  dat  ter  bevrediging  der  handelsschalden  dient.  Maar  sij  heeft 
een  samenstel  van  voorschriften,  wier  gemeenschappelijk  kenmerk,  als 
zoovele  stralen  in  een  middelpunt,  samenvallen  in  het  doctrinaire  begrip 
der  juridische  persoonlijkheid'*. 

Ist  aber  die  Handelsgesellschaft  eine  juristische  Person,  hat  sie 
nicht  nur  ihr  selbstständiges  Vermögen,  sondern  auch  .,als  solche**  ihr 
., selbstständiges**  Individualrecht,  so  ist  es  klar,  dass  eine  Aenderung  in 
der  Person  der  Mitglieder  unter  Fortbestand  der  Gesellschaft  weder  eine 
Veräusserung  des  Geschäfts  noch  der  Firma  noch  der  Marke  herbeiführt  i), 
dass  also  die  Marke  derselben  Persönlichkeit  verbleibt,  nicht  auf  eine 
andere  Persönlichkeit  übergeht.  Dies  ist  von  grosser  praktischer  Be- 
deutung: wäre  bei  dem  Wechsel  der  Inhaber  einer  Handelsgesellschaft 
ein  Uebergang  der  Marke  von  Person  zu  Person  anzunehmen,  so  könnte  eine 
Gesellschaft,  welche  ihre  Mitglieder  wechselt,  ihre  Marke  nur  beibehalten, 
wenn  sie  zugleich  ihre  Firma  beibehält;  denn  die  Marke  könnte  auf  die 
neuen  Socien  nur  zugleich  mit  der  Firma  übergehen:  mithin  müssten, 
wenn  sich  zugleich  die  Firma  ändert,  sämmtliche  Marken  erlöschen;  unter 
Umständen  muss  sich  aber  die  Firma  ändern  (a.  24  d.  H.-G.-B.)  —  der 
Verlust  der  Marke  wäre  daher  unabwendbar !  Zu  solchen  Sonderlichkeiten 
führt  die  falsche  Construction  —  nun  man  wird  auch  hier  wieder  Ano- 
malieen  setzen,  um  das  Bedürfniss  des  Verkehrs  zu  befriedigen ;  Anoma- 
lieen  gibt  es  ja  bei  der  bekämpften  Auffassung  schon  gerade  genug! 

Schwierigkeit  kann  nur  der  Fall  machen,  wenn  eine  Handelsgesell- 
schaft durch  den  Wegfall  sämmtlicher  übrigen  Mitglieder  zum  Einzel- 
kaufmann wird,  oder  wenn  der  Einzelkaufmann  durch  Aufnahme  von 
Socien  in  sein  Geschäft  zur  Handelsgesellschaft  avancirt:  dass  beides 
möglich  ist,  unterliegt  nicht  dem  mindesten  Zweifel  (vgl.  a.  24  d.H.-G.-B.) ; 
insbesondere  tritt  ersteres  häufig  dann  ein,  wenn  die  übrigen  Gesellschafter 
sich  aus  dem  Geschäfte  zurückziehen  wollen,  ohne  dass  das  Geschäft  zur 
Liquidation  gebracht  werden  soll.  Hier  findet  allerdings  ein  Wechsel  der 


1)  Dass  die  offene  Handelsgesellschaft  sich  darch  Aafkündignng,  Tod  von 
Gesellschaftern  und  ähnlichem  eher  löst,  als  beispielsweise  die  Actiengesellschaft, 
ist  darchaas  kein  Beweis  gegen  ihre  Natnr  als  jnrisiische  Person  (wie  Lehmann^ 
Rechtsgewand  der  offenen  Handelsgesellschaft  S.  32  f.  annimmt),  da  nichts  im  Wege 
steht,  dass  eine  juristische  Person  in  ihrer  Bauer  von  personalen  Verhältnissen 
abhängig  ist.  Wesentlich  ist  nur,  dass  die  Gesellschaft  mit  selbstständigem  Ver- 
mögen fortbestehen  kann,  obgleich  die  Personen  wechseln. 
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Persönlichkeiten  statt :  der  Einzelkanfmann  hat  nicht  neben  seiner  Privat- 
persönlichkeit  eine  besondere  Handelspersönlichkeit,  neben  seinem  Privat- 
vermögen ein  besonderes    (juristisches)   Handels  vermögen  ^) ;    eine    solche 
Gestaltung  wäre  nicht  undenkbar,  sie  hätte  aber  ihre  erheblichen  Schwierig- 
keiten,   und  jedenfalls    ist  sie  im  deutschen  Rechte  nicht  adoptirt,    denn 
es  sind  keine  practischen  Normen  adoptirt,   welche  zu  dieser  juridischen 
Konstruktion  hinführen  würden.     Mithin  ändert  sich    nothwendig    die  be- 
rechtigte Persönlichkeit,  wenn  unter  Beibehaltung  der  Firma  die  Gesell- 
schaft   zum   Einzelkaufmann   wird   oder   umgekehrt  2).     Trotzdem    findet 
auch  in  diesen  Fällen  keine  Uebertragung  des  Geschäfts  oder  der  Firma 
oder  der  Marke  statt ;  vielmehr  ist  der  Rechtsvorgang  ganz  ähnlich  dem- 
jenigen, welcher  bei  der  ßeerbung  eintritt:     wie  hier  die  Persönlichkeit 
des  Erblassers  in  der  Person  des  Erben  aufgeht  und  nur  per  consequen- 
tiam  der  Erbe  das  erblasserische  Vermögen  erwirbt,  so  geht  die  Persön- 
lichkeit der  Handelsgesellschaft  in  der  Persönlichkeit  des  zurückbleibenden 
Gesellschafters  auf,  und  so  geht  umgekehrt  die  Persönlichkeit  des  Einzel- 
kaufmanns, quoad  negotium,  in  der  Persönlichkeit  der  Handelsgesellschaft 
auf3j.     Daraus  folgt  von  selbst,    dass   auch  hier   das   Markenrecht  fort- 
dauert, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  bei  diesen  Vorgängen  die  Firma   sich 
ändert  oder  die  gleiche  bleibt  4).     Dass  die  Marke  in  solchen  Fällen  be- 
stehen bleibt,  darüber    vgl.  auch  Hall  v.  Barrows  21./12.  1863  Sebast, 
p.  121.     Doch  ist,    wenn  der  Einzelkaufmann   sein  Geschäft   zur  Gesell- 
schaft erweitert,  das  Aufgehen   seiner  Person  in   der  Gesellschaft   quoad 
negotium  nicht  unbedingt  zu  verstehen,  sondern  mit  der  Massnahme,  dass 
die  Persönlichkeit  in  der  Gesellschaft  aufgeht  für  die  Dauer  der  Gesell- 
schaft, und  auch  hier  nur  für  solange,  als  er  Theilhaber  der  Gesellschaft 
bleibt.     Löst  sich  die  Gesellschaft  auf,  so  ist  seine  Geschäftspersönlichkeit 

1)  Was  natärlich  nicht  ausschliesst,  dass  beides  wirthschaftlich  aaseiDander- 
gedacht  werden  kann. 

2)  Vgl.  über  diese  Fälle  auch   Völdemdorff-Anachüte  I  S.  197.  199. 

3)  Etwas  ähnliches  findet  sich  anch  im  Falle  der  Fasion  von  Gresellschaften. 
Eine  nähere  Entwickelang  dieser  interessanten  Verhältnisse  gedenke  ich  an  einem 
anderen  Orte  zu  geben. 

*)  Dass  die  Firma  die  gleiche  bleiben  kann,  ist  sicher,  a.  24  des  H.-G.-B., 
und  bezüglich  des  englischen  Rechts  High  Court  of  Just.,  Levy  v.  Walker  5./2. 
1879,  Journ.  de  droit  ind.  priv.  YII  p.  568.  Ausgenommen  ist  der  Fall  des  a.  24 
Abs.  2,  wenn  der  Name  eines  austretenden  socius  in  der  Firma  enthalten  ist  und 
dieser  in  die  Fortfährung  der  Firma  nicht  einwilligt.  Diese  Ausnahme  statuirt 
auch  das  englische  Recht,  Adams  p.  99  f.,  vgl.  auch  den  amerikanischen  Supreme 
Court  New- York  März  1864  Mc  Cardel  v.  Peck  Cox  p.  312  (mindestens  bezüglich 
■des  Geschäftsschildes  eines  Restaurants). 
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'wieder  ungetheilt  die  seinige  und  die  Marke  kehrt  zu  ihm  zurück.  Das- 
selbe gilt,  wenn  er  aus  der  Gesellschaft  austritt  und  derselben  nicht  die 
3Iarke  belässt.  Es  verhält  sich  hiermit,  wie  mit  dem  Vermögen,  welches 
bloss  zum  Genüsse  in  die  Gesellschaft  inferirt  ist:  die  Person  geht  in 
■der  Gesellschaft  nur  auf  für  die  Dauer  ihrer  gesellschaftlichen  Function. 
Vgl.  auch  Appelhof  Paris  12./12.  1857  Pataille  IV  p.  83,  Cass.-hof  6./6. 
1859  Fat.  V  p.  215,  Appelh.  Montpellier  24./2.  1879  Fat  XXVII  p.  136. 
Vgl.  auch  die  oben  S.  52  allegirte  Stelle  aus  Straccha. 

In  dem  frülieren  ist  gezeigt  worden,  unter  welchen  Umständen  eine 
Veräusserung  der  Marke  möglich  ist.  Keine  Veräusserung  liegt  vor, 
wenn  der  Markenberechtigte  seine  Productionsthätigkeit  dem  Geschäfte 
«ines  Dritten  widmet  und  mit  dieser  Thätigkeit  die  Marke  einbringt: 
und  ebenso  verhält  es  sich,  wenn  der  Markenberechtigte  sich  in  der  Art 
mit  einem  Dritten  in  Verbindung  setzt,  dass  der  Dritte  zwar  unter  eigenem 
Namen,  aber  im  pecuniären  Interesse  des  Markenberechtigt«n  handelt. 
In  diesen  Fällen  erlangt  der  Dritte  ein  abgeleitetes  Markenrecht,  abge- 
leitet von  der  Geschäftsthätigkeit  und  dem  Interesse  des  Berechtigten, 
welche  im  Geschäfte  schweben,  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung,  was  oben 
bezüglich  der  Namen-  und  Firmenmarke  bemerkt  worden  ist,-  es  gilt  dies 
für  die  Namenmarke ,  wie  für  die  Zeichenmarke,  für  letztere  mit  den 
Modilicationen,  welche  sich  aus  den  speciellen  Voraussetzungen  derselben 
von  selbst  ergeben. 

Durch  die  oben  characterisirte  (beschränkte)  Veräusserlichkeit  unter- 
scheidet sich  die  Marke  wesentlich  von  andern  Personalbezeichnungen, 
die  als  höchst  persönlich  unveräusserlich  sind ;  so  von  persönlichen  Titeln, 
«0  von  dem  bürgerlichen  Namen,  so  von  dem  Künstlermonogramm,  vgl. 
Äuch  engl.  Oberhaus,  Lord  Kingsdown  in  Leather  Cloth  Co.  v.  American 
Leather  Cloth  Co.,  Mai  1865  Cox  p.  688.  714.  Aber  auch  bei  der 
Marke  muss  natürlich  der  Gebrauch,  den  der  Nachfolger  von  dem  Nach- 
folgerrechte macht,  sich  innerhalb  der  Schranken  der  bona  fides  halten : 
er  darf  keine  Machinationen  mit  verbinden,  welche  den  Schein  erregten, 
äIs  würde  sich  der  Vorgänger  noch  in  dem  Geschäfte  befinden,  Adams 
p.  85  f.,  Ludlotc  und  Jenkyns  p.  68:  ein  solches  illoyales  Ge- 
bahren  wäre  ^war  keine  Markenverletzung,  aber  es  wäre  concurrence 
d^loyale. 

Bin  unbeschränktes  Veräusserungsrecht  der  Marke  hat  man  im 
französischen  Becht  behauptet,  ja  es  behauptet  solches  noch  heutzutage 
die  herrschende  Meinung  in  Frankreich,  vgl.  Renduy  droit  indust.  nr.  703, 
und  marques  de  fahr.  nr.  95  f.,  B4darride  III  nr.  873,  Pouillet  nr.  93  f. 
Diese  Ansicht  ist  ein  principieller  Irrthum,    hervorgegangen  aus  der  un- 
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richtigen  Eigenthumstheorie  i),  indem  mau  die  Marke  als  Gegenstand  des 
Eigenthums  und  damit  als  Objekt  des  freien  Veräusserungsverkehrs  an- 
sah :  womit  einige  Schriftsteller  manchen  strafenden  Seitenblick  auf  unsere 
Theorie  und  die  mit  ihr  verbundenen  «unberechtigten  Beschränkungren 
des  Verkehrs*",  auf  die  ungerechtfertigten  Hemmnisse  des  rechtsgeschäft- 
lichen Willens,  und  manches  beredte  Wort  über  die  Wolilthaten  der  Ver- 
kehrsfreiheit zu  verbinden  pflegen.  Selbstverständlich  hat  diese  ganze 
Argumentation  keinen  Schein  der  Berechtigung;  das  System  selbst  aber 
würde  den  Charakter  des  Markenrechts  völlig  degeneriren,  es  würde 
zu  den  gröbsten  Irrungen  des  gutgläubigen  Verkehrs  führen;  das 
Interesse  des  Handels  aber  ist  durch  die  Zulässigkeit  der  Veräusserung 
der  Marke  mit  Geschäft  und  Firma  genügend  gedeckt,  wobei  man  imr 
die  obigen  Ausführungen  zu  berücksichtigen  hat,  dass  auch  die  Ver- 
äusserung  eines  einzelnen  Geschäftzweigs  mit  der  Firma  genügt,  um  den 
Erwerber  die  zu  diesem  Geschäftzweige  gehörige  Marke  miterwerben  zu 
lassen.  Und  der  Irrthum  ist  um  so  auffallender,  als  in  Frankreich  die 
Theorie  von  der  freien  Veräusserlichkeit  der  Firma  durchaus  nicht  die 
vorherrschende  ist  (vgl.  oben  S.  17),  als  hier  Viele  die  Veräusserlichkeit 
der  Firma  entweder  ganz  läugnen  oder  nur  mit  grossen  Restrictionen 
annehmen,  eben  weil  sonst  Täuschungen  des  Publikums  zu  befürchten 
wären.  Aber  sollten  die  Rücksichten,  welche  bei  der  Firma  zutreffen, 
nicht  auch  für  die  Marke  gelten,  die  doch  auch  ein  Bezeichnungsmittel  ist? 
Daher  haben  sich  auch  schon  in  Frankreich  mehrfach  Vertheidiger  der 
richtigen  Anschauung  und  Gegner  des  falschen  Systems  erhoben ;  so 
Mayer  p.  64 :  „Ou  ne  con^oit  pas  la  marque  isolee,  detach^e  de  la 
maison  qui  l'emploie,  car  eile  n'aurait  plus  de  sens  alors  et  deviendrait 
une  arme  d^loyale  de  concurrence";  ebenso  Lyon-Caen  in  Congr.  intern, 
p.  354  f.  Und  auf  dem  richtigen  Wege  ist  auch  Appelhof  Paris  16. /l. 
1868  Pataüle  XV  p.  336  f.  338  f.:  „Consid^rant  ....  quMl  importe 
ä  la  sincerit6  des  relations  du  commerce  avec  ]j^  public  et  qu'il  est  de 
rint^ret  bien  entendu  des  comraergants  eux-memes,  qu*un  moyen  de  pro- 
pagation^lsi  utile  (nämlich  die  Marke)  soit  toujours  l'expression  de  la 
verit6 ;  que  la  marque  deviendrait  un  mensonge,  si  eile  semblait  indiqner 
quhm  produit  sort  de  la  fabrique  ou  des  magasins  d'une  maison,  lorsque 
cette  maison  a  cess^  d^exister;  qu'il  peut  arriver,  sans  doute,  qu'  ä  la 
dissolution  d^une  Soci^te  les  membres  qui  en  faisaient  partie  voulant  pro- 
fiter des  avantages  d'une  notoriete  et  d'une  r^putation  etablies  par  de 
longues  ann6es  d'exercise    s'entendent  pour  c6der    h  Tun  deux    ou  ä  des 


1)  Vgl.  hiergegen  auch  schon  R.-O.-H.-G.  29/11.  1870  Entsch.  I  S.  132. 
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etrang^ers  la  snite  de  lenrs  affaires  et  quMls  antorisent  alors  la  succession 
h  se  servir  de  la  marque  dont  ils  se  servaient  eux-ni§mes,  par  ce  qne,  alors, 
la  nonvelle  maison  peut  etre  con8id6r4e  comme  la  continuation  de  rancienne". 
Von  den  neueren  Gesetzgebungen  i)  hat  insbesondere  das  öster- 
reichische Gesetz  von  1858  §  5  den  Grandsatz  anfgestellt,  dass  die 
Marke  an  dem  Gewerbsnnternehmen  „klebt",  mit  demselben  erlischt  and 
den  Besitzer  wechselt,  vergl.  aach  Stubenrauch  S.  12.  16.  Aach  das 
belgische  Gesetz  hat  die  irrige  Anffassang  der  Franzosen  verworfen  und 
in  a.  7  bestimmt :  „Une  marque  ne  peut  etre  transmise  qu^  avec  l'^tablis- 
sement  dont  eile  sert  ä  distinguer  les  objets  de  fabrication  ou  de  com- 
merce** 2)  5  ähnlich  das  englische  Gesetz  1875  a.  2,  wornach  die  registrirte 
Marke  „shall  be  assigned  and  transmitted  only  in  connexion  with  the 
goodwill  of  the  business  concerned  in  such  particular  goods  or  classes  of 
goods'*,  Bryce  p.  XII,  welche  Gesetzesbestimmung  fast  wörtlich  in  das 
neue  Gesetz  v.  1883  s«  70  übergegangen  ist;  vgl.  dazu  auch  die  ent- 
sprechenden Bules  s.  34  f.  Das  gleiche  nahm  man  auch  schon  nach 
irüherem  englischen  Rechte  an,  Adams  p.  97  f.,  Ludlow  und  Jenkyns 
p.  7  und  67.  Auch  in  Amerika  ist  die  richtige  Auffassung  die  über- 
wiegende; so  insbesondere  Court  of  Common  Pleas  County  Philadelphia 
März  1870  the  Dixon  Crucible  Co.  v.  Guggenheim  Cox  p.  559.  576: 
^The  true  rule  to  be  deduced  from  these  cases  would  appear  tobe  this: 
that  the  property  or  right  to  a  trade  mark  may  pass  by  an  aseignement 
or  by  Operation  of  law  to  any  one  who  tak^s  at  the  same  time 
the  right  to  manufacture  or  seil  the  particular  merchan- 
dise  to  which  the  said  trade-mark  has  been  attached.  As  a 
mere  abstract  right  having  no  reference  to  any  particular 
person  or  property,  it  is  conceded,  that  it  cannot  exist, 
and  so  cannot  pass  by  an  assignment  or  descend  to  a 
man's  legal  representative"  3).     Ebenso  neuestens  Circ.  Court  di- 

')  Aaofa  4a8  preuss.  Gesetz  von  1847  für  Eisen-  und  Stahlwaaren  in  Weat- 
phalen  und  der  Kheinprovinz  bestimmte  in  §  8 :  „Ein  Fabrikzeichen  kann  nur  mit 
dem  Fabrik-  oder  Handelsgeschäft  oder  dem  Gewerbe  selbst,  für  welches  es  er- 
worben ist,  an  Andere  übertragen  and  vererbt  werden''. 

2)  Vgl.  die  Yerhandlangen  der  belgischen  Kammer  über  diesen  Pankt  in 
Propr.  indnstr.  I  3  Lois  p.  9  f.  Der  a.  7  wnrde  auf  den  Vorschlag  des  Bericht- 
erstatters Demeur  in  das  Gesetz  aufgenommen ;  vgl.  aach  Ro,  commentaire  p.  61  f., 
194  f.,  Braun  p.  261  f.  367  f.  Unzareichende  Einwürfe  gegen  das  System  des 
belgischen  Gesetzes  bei  Meneau  in  Propr.  indnstr.  I.  8  Rev.  p.  120  and  ib.  I.  9 
p.  13Ö. 

8)  Man  vgl.  aber  auch  Com.  Pleas  New-York  1869  Lockwood  v.  Bostwick 
CodiUngUm  p.  47,  PatentcommissÄr  13./2.  1879  Offic.  Gaz.  XV  p.  658. 

Kohl  er,  Recht  deg  Markenschutxes.  1$ 
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strict  üf  Rhode  Island  12./2.  1884  Off.  Gaz.  XXVI  p.  1113:  „There  is 
110  reason  why  a  trade-mark  caniiot  be  conveyed  with  the  property  with 
which  it  is  associated.  As  an  abstract  right,  apart  from  the  artide 
manufactared,  a  trade-mark  cannot  be  sold,  the  reason  being  that  snch 
transfer  would  be  productive  of  fraud  upon  the  public.  In  this  respect 
it  differs  from  a  patent  or  a  Copyright ;  but  in  connection  with  the  articie 
produced,  it  inay  be  bought  and  sold  like  other  property.  It  constitute» 
a  part  of  partnership  assets  and  is  properly  sold  with  the  firm  property-. 
Ebenso  bestimmt  das  Schweizer  Markengesetz  19./ 12.  1879  a.  9,  dass  die 
Marke  nur  mit  dem  Geschäfte  übertragen  werden  kann,  und  ebenso  anch 
das  Luxemburger  Markengesetz  28./3.  1883  a.  10,  während  eine  ähn- 
liche Bestimmung  des  holländischen  Gesetzentwurfs  allerdings  in  der 
holländischen  Kammer  zum  Fall  kam  i). 

Eine  freie  Uebertragung  der  Marke  erklärt  für  zulässig  das  Gesetz 
von  Chili  12. /ll.  1874  a.  6  —  nur  wird  Vormerkung  im  Register  und 
vorherige  lOtägige  Bekanntmachung  verlangt  — ;  ferner  das  Gesetz  der 
Argentinischen  Republik  v.  14.,  8.  1876  a.  7—9  (Pataille  XXI  p.  342),  wo 
Eintragung  des  Cessionsaktes  bei  der  Markenregisterbehörde  begehrt  wird : 
ebenso  das  Beeret  von  Uruguay  1./3.  1877  a.  8 — 10  (Pat,  XXII  p.  85  u 
ferner  das  rumänische  Gesetz  a.  5,  welches  verlangt,  dass  der  Erwerber 
innerhalb  3  Monaten  die  Marke  auf  seinen  Namen  überschreiben  lassen 
soll,  ansonst  das  Recht  auf  die  Marke  erlischt.  Auch  das  Markengesetz 
für  Canada  15./5.  1879  a.  14  spricht  die  freie  Uebertragungsfähigkeit  der 
Marke  aus. 

Daher  ist  auch  die  Gestattung  des  Gebrauchs  der  Marke  durch 
einen  Dritten,  also  die  Licenzertheilung  in  Bezug  auf  die  Marke  null  und 
nichtig:  sie  begründet  kein  Recht  des  Licenzirten  auf  Markenführung: 
im  Gegentheil,  die  Markenführung  durch  den  Licenzirten  ist  und  bleibt 
eine  unberechtigte :  eine  solche  Licenz  kann  nur  auf  die  Entschädigungs- 
pflicht influiren,  sofern  der  Markenberechtigte  für  so  lange,  als  er  den 
Gebrauch  gestattet,  als  er  die  Gestattung  nicht  widerrufen  hat,  des  Rechts 
auf  Entschädigung  verlustig  wird  —  aber  auch  nur  für  so  lange,  der 
beliebige  Widerruf  stellt  den  andern  Theil  wieder  in  volle  Entschädignngs- 
pflicht :  der  Widerruf  ist  jederzeit  gestattet,  der  nichtige  Vertrag  bindet 
nicht,  die  Gestattung  des  Berechtigten  erzeugt  lediglich,  so  lange  sie 
nicht  widerrufen  ist,  eine  exceptio  doli.  So  richtig  Super.  Court  New- 
York  Oktober  1849  the  Amoskeag  Manuf.  Co.  v.  Spear  Cox  p.  87. 
101  f.,   ähnlich  Appelh.  Paris  9./11.  1863  Pataille  IX  p.  377.    Ebenso 


I)  Vgl.  Straaiman  p.  5  uad  6.     Die  Gründe  waren  höchst  unzureichend. 
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■wurde  von  dem  Supreme  Court  New- York  März  1857  Bloss  v.  Bloomer 
Cox  p.  200  ein  Vertrag  für  unzulässig  erklärt,  worin  Jemand  Emballagen 
mit  seinem  Namen  verkauft,  auf  dass  die  Käufer  ihre  Waaren  in  diese 
Emballagen  füllen  und  so  zur  Täuschung  des  Publikums  verbreiten;  und 
in  der  englischen  Entscheidung  Oldham  v.  James  27./1.  1863  Sebastian 
p.  117  wurde  erkannt,  dass  ein  Vergleich  des  Markenberechtigten  mit 
«inem  Dritten,  woniach  dieser  die  Marke  weiter  benützen  dürfe,  eine 
Täuschung  des  Publikums  mit  sich  führe  und  daher  nicht  erzwungen 
werden  könne:  auch  in  dem  englischen  Oberhaus  1865  Leather  Cloth  Co. 
V.  American  Leath.  Cl.  Co.  wurde  ausgesprochen,  dass  aus  dem  Eigenthum 
an  der  Marke  nicht  auf  ihre  freie  Veräusserlichkeit  zu  schliessen  sei, 
Coddington  p.  41.  Völlig  unrichtig  ist  es  daher,  wenn  Endemann  S.  67 
annimmt,  dass  der  §  13  des  deutschen  Markengesetzes  dann  ausgeschlossen 
sei,  wenn  der  Berechtigte  dem  Dritten  den  Gebrauch  von  Namen  oder 
Marke  gestattet  habe,  weil  es  dann  an  der  Widerrechtlichkeit  fehle,  welche 
§  13  voraussetze;  unrichtig  auch  Calmefs  nr.  144  p.  92,  femer  un- 
richtig Appelhof  Paris  5./5.  1883  Fat.  XXVIII  (1883)  p.  316.  319. 

Ebensowenig  als  eine  ausdrückliche  Licenz  ein  Gebrauchsrecht  des 
Dritten  begründen  kann,  ebensowenig  eine  stillschweigende.  Eine  solche 
stillschweigende  Licenz  hat  man  in  dem  fortgesetzten  laisser  aller,  laissev 
faire,  in  der  langandauernden  Duldung  der  Markenbenutzung  durch  einen 
Dritten  erblicken  wollen,  in  einer  Duldung,  welche  über  das  im  Verkehr 
übliche  Mass  der  Nachsicht  und  Gleichgültigkeit  hinausgeht;  man  hat 
angenommen,  dass  aus  dieser  Duldung  eine  Berechtigung  desContravenienten 
entspringe ;  so  in  der  englischen  Jurisprudenz,  vgl.  lAidlow  und  Jenkyns 
p.  40,  Bryce  p.  89  >)  —  aber  diess  ist  unrichtig :  die  verkehrswidrige 
Duldung  kann  allerdings  auf  das  Entschädigungsrecht  influiren,  sie  kann 
das  Entschädigungsrecht  ganz  oder  theilweise  abschneiden,  weil  es  Sache 
des  Berechtigten  gewesen  wäre,  durch  früheres  Einschreiten  der  Fort- 
dauer des  Unfugs  zu  steuern  und  weiteren  Schaden  zu  verhüten  2),  aber 
sie  kann  kein  Gebrauchsrecht  des  unberechtigten  Dritten  erzeugen;  so 
mit  Recht  auch  die  französische  Jurisprudenz,  vergl.  Haard  p.  30  f. 
nr.  17.  18,  Pouillet  nr.  150.  151. 

Bereits  oben  wurde  bemerkt,  dass,  wenn  in  der  seitherigen  Dar- 
stellung von  Uebertragung  der  Marke  die  Rede  war,  der  Ausdruck  Ueber- 
tragung  nicht    im   eigentlichen  Sinne  genommen  werden  darf:    eine  Suc- 


1)  Indess  mit  mehr  oder  minder  Beschränkung,  vgl.  die  Entscheidungen  bei 
Coddington  p.  18  f. 

2)  Vgl.  Mommsen,  Interesse  S.  157.  257  f. 

16* 
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cessiott  an  das  Markenrecht  ist  nicht  mögpHch,  sondern,  was  UebertragnBg- 
heisst,  ist  nur  ein  Aufgeben  von  der  einen  und  ein  originärer  Erwerb 
von  der  anderen  Seite ;  denn  es  fehlt  ja  an  der  nothwendigen  Voraus- 
setzung der  Succession :  an  einem  externen  Rechtsgute,  welches  trotz  des 
Wechsels  der  berechtigten  Person  dasselbe  bleibt:  das  Yeränssemngs- 
geschäft  hat  vielmehr  die  Bedeutung,  dass  der  Veräusserer  durch  Auf- 
geben seines  Rechts  dem  Erwerber  ermöglidit,  ein  inhaltlich  gleiches 
Recht  zu  erwerben.  Allerdings  ist  der  Erwerbe  insofern  vor  einem 
sonstigen  dritten  Occupanten  der  gleichen  Marke  bevorzugt,  als  ihm  die 
Priorität  seines  Vorgängers  zu  gute  kommt,  als  et  für  die  Marke  .die 
zeitliche  Rangstufe  in  Anspruch  nehmen  kann,  welche  sie  in  der  Hand 
seines  Vorgängers  hatte;  als  ihm  der  Eintrag  zu  gute  kommt,  welcher 
zu  Gtmsten  seines  Vorgängers  im  Markenregister  erfolgt  ist.  Allein  dies 
ist  nichts  besonderes ;  es  ist  dies  nicht  der  einzige  Fall,  wo  die  Hand- 
lang eines  Vorgängers  den  künftigen  Occupanten,  den  künftigen  OrigrinSr- 
erwerberri  von  Nutzen  ist  i),  und  dass  der  Fortsetzer  des  Geschäfts  vor 
anderen  „Occupanten"  bevorzugt  ist,  liegt  so  sehr  in  den  Umständen  des 
Falles  begründet,  dass  es  einer  weiteren  Rechtfertigung  nicht  bedarf. 

Eine  theilweise  Veränsserung  ^  des  Markenrechts  ist  nur  insoweit 
gestattet,  als  der  Umfang  desselben  eine  Beschränkung  zulässt,  und  eine 
Beschränkung  ist  möglich  nach  Massgabe  der  Waarengattnugen ,  für 
welche  die  Marke  bestimmt  ist :  der  Veräusserer  kann  sich  die  Marke  iur 
die  eine  Waarengattung  vorbehalten,  für  die  andere  dem  Erwerber  der 
Firma  überlassen.  Dagegen  ist  eine  Theilung  weder  in  der  Art  möglich, 
dass  das  geographische  Verbreitungsgebiet  der  Marke  abgesondert  und 
abgetheilt  wird,  vgl.  oben  S.  216,  noch  in  der  Art,  dass  ein  Jeder  in 
Concurrenz  die  Marke  gleichmässig  benützen  darf:  auch  dieses  wäre  un- 
zulässig, wie  solches  bezüglich  des  Erbrechts  demnächst  ausgeführt  werden 
soll.  Und  eine  solche  unzulässige  Concurrenz  mehrerer  wäre  es  auch, 
wenn  etwa  die  Parteien  sich  verabredeten,  das  Zeichen  in  verschiedener 
Weise  zu  variiren:  denn  so  lange  diese  Variationen  innerhalb  derselben 
Charakterisiruugssphäre  der  Marke  liegen,  so  lange  dieselben  das  Zeichen 
nicht  genügend  differenziren,  auf  dass  es  eine  neue  selbstständige  Marke 
ergibt,  so  lange  stellen  alle  diese  Variationen  ein  und  dasselbe  Zeichen 
vor  und  ist  daher  eine  Concurrenz  mehrerer  ebenso  wenig  statthaft,  als 
eine  Concurrenz   in   dasselbe    Zeichen   ohne  Variation:    vergl.    auch    das 


2)  Aach  auf  dinglichem  Gebiete  erlöschen  durch  Dei*eliktion  die  Rechte 
nicht,  welche  für  die  Sache  erwoxben  worden  sind;  vgl.  ifieine  Gesamm.  Abhandl. 
S.  193. 
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englische  Gresetz  s.  66,  und  vg\,  «berhaupl,  was  spftter  über  die  sog,  Ee- 
präsentativzeichen  za  entwickehi  ist.  - 

Das  Verbältniss  zwischen  VerÄusserer  nnd  Erwerber  bestimmt  sich 
nach  Massgabe  des  zwischen  ihnen  bestehenden  materiellen  Bechtsverhält- 
nisses.  Begelmässig  wird  es  dem  Vorgftnger  gestattet  sein,  diejenigen 
Oeschäftswaaren,  welche  znr  Zeit  der  Veräussening  bereits  gezeichnet 
sind,  noch  zu  vertreiben,   Coddington  p.  37. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Vererblichkeit ;  denn  da  bei  der 
Beerbung  die  Persönlichkeit  des  Erblassers  in  der  des  Erben  aufgeht  i), 
so  kann  mit  der  Persönlichkeit  auch  das  Individualrecht  auf  den  Erben 
fallen  —  vorausgesetzt  dass  das  Individualrecht  nicht  durch  den  Tod 
des  Erblai&sers  erlischt;  hier  kommt  also  nur  die  Frage  in  Betracht, 
ob  das  Markenrecht  das  Individuum  überdauert:  überdauert  es  dasselbe, 
80  geht  es  mit  der  Persönlichkeit,  der  es  gehörte,  von  selbst  auf  den 
Erben  über,  es  verlässt  ja  die  Persönlichkeit  nicht,  der  es  seither  an- 
gehörte, es  weicht  nicht  von  der  einen  Person,  um  auf  eine  andere 
überzusetzen,  es  kommt  auf  den  Erben  nur  in  und  mit  der  Erblasser- 
persönlichkeit selbst.  Nun  gilt  allerdings  die  Begel,  dass  das  Individual- 
recht mit  der  Person  des  Trägers  erlischt,  allein  dies  gilt  nicht  unbe- 
dingt und  nicht  unbeschränkt.  Wie  eine  Persönlichkeit  in  ihren  Wirk- 
ungen weitaus  den  Tod  überdauern  kann,  so  können  auch  die  mit  ihr 
verknüpften  Interessen  über  das  Grab  fortleben*);  und  dies  gilt  insbe- 
sondere im  Handelsrecht :  bei  dem  Kaufmann  überwiegt  der  geschäftliche 
Organismus,  in  dem  er  gewirkt,  ftist  seine  eigene  Person,  bei  dem  Kauf- 
mann ist  das  „Geschäft.",  das  „Haus*"  das  organische  Besiduum,  in  dem 
seine  Persönlichkeit  fortlebt,  wftin  er  auch  schon  längst  gestorben  ist; 
daher  der  berühmte  Satz  des  a.  297  des  H.-G.-B.,  wornach  sogar  die 
Vollmacht  des  Kaufmanns,  ein  Persönlichfceitsverhältniss  striktester  Art, 
nach  seinem  Tode  fortbesteht  — ,  um  so  mehr  ist  es  begribidet,  dass 
Firma  und  Marke  fortleben,  und  weil  sie  fortleben,  müssen  sie  mit  der 
Persönlichkeit  des  Erblassers  auf  die  Erben  übergehen  —  und  zwar 
nicht  etwa  bloss  accessorisch  in  und  mit  dem  Geschäft,   daher  z.  B.  die 


1)  Unricbtig  hat  man  von  einem  Üebergang  der  Persönlichkeit  des  Erb- 
lassers gesprochen:  dieselbe  geht  nicht  über,  sie  geht  auf,  sie  verschwindet  in 
der  Persönlichkeit  der  Erben  Die  entgegengesetzte  Aaffassnng,  weiche  in  der 
Beerbong  bloss  eine  Yermögensnachfolge  erblickt,  verkennt,  dass  mit  demErbgaug 
noch  ganz  andere  Hechte,  als  Yermögensrechte,  anf  den  Erben  übergehen. 

2)  Vgl.  mein  Autorrecht  S.  147  f. 
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Erben  das  Geschäft  des  Erblassei*s  ohne  Firma  verkaufen  nnd  selbst  ein 
neues  Geschäft  mit  der  Firma  des  Erblassers  gründen  können  >)• 

Bei  Gesellschaften  findet  ein  der  Beerbung  analoges  Nachfolgever- 
hältniss  nur  statt  im  Fall  der  Fusion  und  in  dem  oben  behandelten  Falle 
der  Reduktion  der  Gesellschaft  zum  Einzelgeschäft.  Kommt  dageeren  die 
Gesellschaft  zur  Liquidation,  so  geht  sie  ohne  Rechtsnachfolge  unter :  daher 
erlischt  auch  Firmen-  und  Markenrecht:  die  Gesellschaft  setzt  sich  nicht 
etwa  in  den  einzelnen  socii,  welche  bei  der  Liquidation  sich  unter  die 
Trümmer  des  Gesammtvermögens  theilen,  fort.  Allerdings  lebt  die  Gesell- 
schaft] nach  dem  Auflösungsereigniss  noch  so  lange,  bis  die  Liquidation  völlig 
vollendet  und  die  Gesellschafter  kraft  ihres  Societätsrechts  die  Ueber- 
bleibsel  sich  angeeignet  haben ;  nachdem  dies  aber  geschehen,  nachdem 
alles  vertheilt,  erlischt  sie  vollkommen  und  für  immer  ohne  Rechtsnach- 
folge 2).  Daher  ist  es  unrichtig,  wenn  die  englisch-amenkanische  Juris- 
prudenz vielfach  annimmt,  dass  nunmehr  ein  jeder  Gesellschafter  sich 
der  Marke  bedienen  dürfe  —  ein  Irrthum,  der  schon  oben  S.  127  in  die 
Lehre  von  der  Firma  seine  Zurückweisung  gefunden  hat :  richtiger  die 
französische  Jurisprudenz,  insbesondere  die  ganz  vortreffliche  Entscheidung 
des  Appelhofs  Paris  16./1.  1868  Pataüle  XV  p.  336,  Tribunal  Nancy 
27./3.  1876  Fat.  XXIV  p.  73  ;  so  ferner  Superior  Court  Chicago  1866 
Sherwood  v.  Andrews  Coddington  p.  30;  vergl.  auch  Fouillet  nr.  391^ 
Mayer  p.  66,  namentlich  aber  Braun  p.  346  f.  Vergl.  auch  über  die 
mittelalterliche  Behandlung  dieser  Frage  oben  S.  52. 

Die  Sache  würde  sich  nur  dann  anders  verhalten,  wenn  die  Marke 
bereits  vor  der  Bildung  der  Assocation  einem  der  Gesellschafter  gehurt 
und  dieser  sie  in  oben  bezeichneterWeise  der  Gesellschaft  zugebracht  hätte ; 
in  diesem  Falle  tritt  die  Marke  bei  Liquidation  der  Gesellschaft  in  das 
Recht  des  ursprünglichen  Markenträgers,  welcher  die  Marke  inferirt  hat, 
zurück,  wie  dies  bereits  oben  S.  238  f.  ausgeführt  worden  ist. 

Im  Fall  der  Beerbung  durch  mehrere  Erben  taucht  die  Frage  auf, 
ob    eine  Zertheilung    von    Firma   und   Marke  in    mehrere  gleichlautende 


1)  Für  den  £rbeii  bleibt  die  Firma  eine  selbstgebildete;  fär  ihn  gilt  also 
nicht,  was  nach  S.  127  f.  für  den  Käufer  der  Firma  gilt. 

^)  Geht  anf  diese  Weise  ein  kostbares  Gut  ftir  die  Gesellschafter  Terloren» 
so  geniessen  sie  anderseits  den  Vortheil,  dass  sie  nnn  als  einzelne  nicht  die  starke 
Concnrrenz  der  Gesellschaftsmarke  anszuhalten  haben,  wie  wenn  Geschäft  mit  Marke 
an  einen  Dritten  überginge.  So  auch  treffend  Appelhof  Paris  16./1.  1868  Pataüle 
Xy  p.  336.  339.  Die  Marke  bildet  daher  kein  bei  der  Liquidation  zu  verwertfaen- 
des  Vermögensstück,  wie  der  Appelhof  Brüssel  8./o.  1882  Reg.  intern,  de  la  propr. 
ind.  1  p.  412   annimmt. 
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Finnen  und  Marken  geschehen  kann,  so  dass  jeder  der  Miterben  unab- 
hängig von  dem  andern  die  gleichlautende  Firma  nnd  Marke  des  Erblassers 
führen  darf:  Die  englische  Jurisprudenz  nimmt  dies  an,  Wood  p.  15, 
Ludlow  und  Jenhyns  p.  70,  Rules  1875  s.  29*);  auch  der  AppeUiof 
Gand  1./6.  1876  Pasicris.  B.  1876  II  p.  399.  402  —  allein  gewiss  mit 
Unrecht;  denn  die  Marke,  wie  si^  auf  die  Erben  übergeht,  ist  eine  ein- 
zige ;  dagegen  was  die  Erben  führen  würden,  wäre  eine  Summe  einzelner 
gleichlautender  Marken ;  die  Erbmarke  ist  eine  Marke  zur  Bezeichnung 
einer  Produktion,  die  Marke  der  Erben  wäre  eine  Mehrheit  von  Marken 
zur  Bezeichnung  einer  Mehrheit  von  Produktionen.  Eine  solche  Umände- 
rung stünde  aber  mit  der  Natur  des  Erbganges  ebenso  im  Widerspruch, 
wie  mit  der  Natur  des  Individualrechts.  Man  kann  sich  hiergegen  nicht 
auf  die  Analogie  des  Patentrechts  berufen,  welches  in  der  bezeichneten 
Art  unter  die  mehreren  Erben  zertheilt  werden  kann  {mein  Patentrecht 
S.  153) :  denn  das  Patentrecht  ist  ein  immaterielles  Vermögensrecht, 
welches  in  mehrere  Theilvermögensrechte  zerlegt  werden  kann ;  dagegen 
ist  das  Markenrecht  als  Individualrecht  so  untheilbar,  wie  das  Individuum 
selbst:  eine  und  dieselbe  Firma  oder  Marke,  welche  mehreren  Personen 
selbständig  zustehen  würde,  wäre  daher  nicht  eine  unter  mehrere  Per- 
sonen getheilte  Firma  oder  Marke,  sondern  eine  Summe  von  ebensoviel 
Firmen  und  Marken:  eine  solche  Duplication  ist  naturgemäss  unzulässig. 
Vielmehr  ist  der  einzige  zulässige  Theilungsprozess  der,  dass  Firma  nnd 
Marke  entweder  einem  der  Erben  zugetheilt  oder  an  Dritte  veräussert 
wird,  vgl.  darüber  Bedarride  H  nr.  760.  Nur  dann  verhält  es  sich 
anders,  wenn  das  ererbte  Geschäft  verschiedene  Branchen  enthält:  hier 
kann  jede  Branche  mit  Firma  nnd  Marke  selbstständig  zugetheilt  oder 
veräussert  werden,  wie  dies  bereits  mehrfach  entwickelt  worden  ist,  vgl. 
oben  S.  129  f.  234  f.,  S.  244. 

§  5. 

Für  den  Markenrechtserwerb  kommt  die  In-  oder  Ausländer-Qualität 
wesentlich  in  Betracht ;  nicht  sowohl  nach  Massgabe  der  Natioiialangehörig- 
keit  des  Erwerbers,  als  nach  Massgabe  der  Lage  seines  Etablissements. 
Doch  diese  ganze  Belation  steht  im  Zusammenhang  mit  einerBeihe  anderer 
auf  der  territorialen  rechtlichen  Diiferenzirung  beruhender  Bücksichten, 
so  dass  sie  fürder  besser  im  Zusammenhang,  in  der  Lehre  von  dem  inter- 
nationalen Markenrecht,  darzustellen  ist. 

1)  Bedenken  äussert  Adams  p.  94. 


248 


IV. 

Erwerb  des  Markenrechts.     Erforderlicher  Rechtsakt 

des   Erwerbers. 

Die  gewählte  Marke  bedarf  —  iirr  Gegensatz  zur  Namenmarke  — 
für  ihre  volle  gesetzliche  Constituimng  eines  rechtspolizeilichen  Aktes, 
des  Eintrages  in  das  Zeichenregister :  dies  ist  nanmehr  näher  aaszoführeii. 

Der  Akt  ist  ein  Akt  der  Rechtspolizei,  nicht  der  Administration  : 
er  steht  nicht  im  administrativen  Ermessen  der  Eintragimgsbehörde :  diese 
ist  vielmehr,  sobald  die  entsprechenden  legalen  Voraussetzungen  vorhanden 
sind,  zum  Eintrag  verpflichtet  i),  und  es  findet  in  dieser  Beziehung-  der 
dem  Registerwesen  entsprechende  Instanzenzug  statt.  Darum  hat  kein 
Regiernngsorgan,  auch  kein  Minister  das  Recht,  einen  Eintrag  zu  be- 
fehlen oder  einen  Eintrag  zu  inhibiren  oder  zu  kassiren;  so  auch  franz. 
Staatsrath  22./1.  1863  Sirei/  1863  II.  p.  462),  yergl.  auch  Pouillet 
nr.  130,  Mayer  p.  62,  Meneau,  id^es  nouvelles  p.  52  f. 

Der  Eintrag  perflcirt  das  Markenrecht ;  er  ist  aber  auch  zu  dieser  Per- 
fektion nöthig :  das  Recht  entsteht  noch  nicht  mit  der  Anmeldung,  mindestens 
tritt  es  erst  mit  dem  Eintrag  in  Vollendung;  wohl  aber  ist  bereits  mit 
der  Anmeldung  ein  pendenter  Rechtszustand  vorhanden,  welcher  sich  mit 
der  Eintragung  oder  mit  der  rechtskräftigen  Zurückweisung  entscheidet : 
ist  die  Eintragung  vollzogen,  so  treten  die  Rechtsfolgen  derselben  aller- 
dings bereits  mit  dem  Momente  der  Anmeldung  ein,  weil  sie  bereits  mit 
der  Anmeldung  angebahnt  sind  und  des  Rechtspolizeiaktes  bloss  als  eines 
definitiv  lösenden  Momentes  bedürfen  ^).  Diese  Auffassung  allein  ent- 
spricht dem  Interesse  der  Sache  und  dem  Gehalte  des  deutschen  Gesetzes. 
Denn  dass  einerseits  bereits  mit  der  Anmeldung  eine  Anwartschaft  ent- 
steht, geht  sicher  aus  den  §  12  und  8  des  Gesetzes  hervor:  die  An- 
meldung bewirkt  eine  Rechtsstellung,  allerdings  eine  pendente  und  un- 
bestimmte; darum  ist  von  einem  durch  die  Anmeldung  erlangten  Rechte 

1)  Aach  in  England  nimmt  man  an,  dass  der  Anmeldende  ein  Recht  aaf  den 
Eintrag  habe  ex  debito  jnatitiae,  vgl.  Lawson  p.  156,  Tgl.  anch  engl  Ges.  ISS:) 
».  90.     Bexiiglich  des  Patern trechts  vgl.  jedoch  ib.  s.  116. 

^  Vor  dieser  Entscheidaag  wurden  in  Frankreich  öfter«  Anmeldungen  auf 
dem  Administrativwege  cassirt,  vgl.  McuHard  de  Marafy  Congrös   intern,  p.  666. 

3)  Man  vergleiche  analog  die  Behandlung  der  Anmeldnng  im  Patentwesen. 
Der  Schatz  des  Zeichens  ist  bis  zur  Eintragung  ein  vorläufiger,  analog  dem  Schutz 
der  aufgebotenen  Erfindung  nach  §  22.  23  des  Patentgesetzes.  Vgl.  mein  Patentrecht 
S.  351. 
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•die  Rede  und  darum  ist  das  Datum  der  Anmeldung  entscheidend  ^),  Ebenso 
sicher  ist  aber  auch,  dass  die  Anmeldung  noch  nicht  zur  völligen  £nt- 
i^'ickelung  des  Rechts  genügt;  denn  sonst  müsste  man  annehmen,  dass 
selbst  die  rechtskräftig  zurückgewiesene  oder  die  ganz  übersehene,  auf 
4er  Registratur  etwa  verloren  gegangene  Anmeldung  genügte,  so  dass  der 
Eintrag  nur  den  Charakter  einer  rechtlich  unwesentlichen  Bekundung  der 
erfolgten  Anmeldung  hätte  ^),  Dann  wäre  aber  nicht  zu  begreifen,  warum 
in  gewissen  Fällen  die  Eintragung  versagt  werden  solle;  denn  die  Be- 
urkundung der  Anmeldungsthatsache  wäre  ja  nicht  zu  versagen,  und 
wollte  man  die  Versagung  als  private  Meinungsäusserung  des  Richters, 
ohne  civilistische  Wirkung,  erachten,  so  müsste  doch  die  Marke  minde- 
Btens  eingetragen  und  die  Erklärung  der  richterlichen  Ungültigkeitsan- 
nalime  beigefügt  werden;  während  man  sonst  ein  Zeichen,  welches  kraft 
der  Anmeldung  vielleicht  zu  Recht  bestände,  vom  Eintrag,  von  der 
Kenntniss  des  Publikums,  von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  aus- 
schliessen  würde!  Die  Versagung  der  Eintragung  und  Publikation  hat 
nur  dann  einen  Sinn,  wenn  sie  nicht  nur  eine  richterliche  Meinungsäusse- 
rung, sondern  eine  richterliche  Rechtsaktion  enthält,  kraft  welcher  eine 
Anmeldung  so  zurückgewiesen  wird,  dass  sie  auf  jeden  Fall  ihre  Wirkung 
verliert,  so  dass  die  Frage,  ob  dieselbe  gültig,  markenbegründend  ist 
oder  nicht,  überhaupt  nicht  mehr  auftauchen  kann.  Welche  Sicherheit 
würde  denn  das  Zeichenregister  und  der  Reichsanzeiger  bieten,  wenn 
noch  eine  ganze  Masse  von  Marken  zu  Recht  bestünde,  die  zwar  an- 
gremeldet,  aber  nicht  eingetragen  und  publicirt  sind,  insbesondere  wenn 
uian  sich  Anmeldungen  im  Sinne  des  §  3  Abs.  1  denkt  und  wenn  man 
dabei  unterstellt,  dass  der  Registerrichter  das  Erforderniss  dieses  Absatzes 
^Is  nicht  gegeben  erachtete?  Man  kann  zwar  von  dem  Register  nicht 
verlangen,  dass  es  lauter  gültige  Einträge  enthält;  aber  das  kann  man 
verlangen,  dass  es  alle  zu  Recht  bestehenden  Marken  in  sich  enthält. 
Hiergegen  darf  man  nicht  einwenden,    dass   eine   Marke    auch  unrichtig 


1)  Desshalb  geht  von  zwei  angemeldeten  Marken  diejenige  vor,  welche  zuerst 
angemeldet  ist,  sollte  auch  die  Eintragung  oder  gar  die  Publikation  derselben  viel 
später  erfolgt  sein,  als  bei  der  anderen,  vergl.  Obertrib.  26./6.  1878  Oppenhoff, 
Rechtsspr.  XIX  S.  332.  Vgl.  anch  holländisches  Gesetz  a.  6 :  Na  de  aldas  aange- 
kondigde  inschrijving  wordt  het  recht  geacht  verkregen  te  zijn  op  den  dag,  waarop 
de  ...  .  aanteekening  (die  Notiz  des  Greffier  über   die  Anmeldung)   is  geschied. 

8)  Nach  dieser  Seite  hin  neigen  die  Motive  S.  636.  637.  Auch  Endemann 
S.  48  meint, ^  dass  die  Eintragung  nur  einen  bekundenden  Charakter  habe;  er  be- 
ruft sich  dafür  insbesondere  auch  auf  §  12  Z.  1,  welcher  bereits  oben  gewürdigt 
worden  ist.  Vgl.  hiergegen  Reichsgericht  11./2.  1882  Rechtsspr.  IV  S.  158. 
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gelöscht  werden  kann  und  dann  nichtsdestoweniger  gültig  bleibt;  denir 
dann  bleibt  sie  doch  als  gelöschte  Marke  aus  dem  Register  und  dem 
Reichsanzeiger  ersichtlich. 

Dafür  spricht  auch  noch  ein  Argument  aus  den  Worten  des  Gesetzes 
selbst.  Nach  §  5  Z.  3  beginnt  die  10jährige  Geltnngsfrist  der  Marke 
nicht  mit  der  Anmeldung,  sondern  mit  der  Eintragung.  Würde  man  min 
die  Zulässigkeit  eines  uneingetragenen  angemeldeten  Zeichens  annehmen, 
so  käme  man  bezüglich  desselben  in  die  Alternative,  entweder  die 
10jährige  Erlöschungsfrist  für  dieselbe  zu  läugnen  oder  für  dieselbe  eine« 
anderen  als  den  gesetzlichen  Anfangspunkt,  etwa  die  Anmeldung,  zu 
statuiren,  was  beides  als  gleich  unstatthaft  zu  betrachten  wäre. 

Darum  ist  es  für  die  Berechtigung  auch  wesentlich,  dass  das  Zeichen 
richtig  eingetragen  wird;  dies  ist  insbesondere  wesentlich,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  ob  eine  Mehrheit  von  Marken  oder  eine  aus  mehreren 
Zeichen  gebildete  CoUectivmarke  vorliegt:  ist  eine  Mehrheit  von  Zeichen 
als  CoUectivmarke  eingetragen,  so  ist  eben  das  einzelne  Zeichen  an  sich 
nicht  Marke,  sondern  nur  Bestandtheil  einer  Marke;  vgl.  auch  Reichs- 
gericht 11./2.  1882  Rechtsspr.  IV,  S.  155.  158.  Allerdings  hat  der  An- 
tragsteller bei  einer  falschen  oder  unrichtigen  Eintragung  ein  Recht  auf  Be- 
richtigung des  Eintrags,  aber  auch  nur  eben  ein  Recht  auf  Berichtigung : 
die  Berichtigung  ist  zur  Perfection  des  Rechts  unerlässlich ;  unrichtig 
Seinetrib.  27./2.  1873  Pataille  XVIII  p.  294,  unrichtig  auch  Meres 
S.  189. 

Hat  die  Anmeldung  formelle  Mängel,  so  wird  dem  Anmeldenden 
eine  Frist  zur  formalen  Vervollständigung  zu  geben  sein,  wie  dies  analog 
im  Patentrechte  vorgeschrieben  ist  i) ;  und  es  ist  auch  hier,  wie  im  Patent- 
rechte zu  entscheiden,  dass,  wenn  diese  Frist  eingehalten  wird,  das  Datum 
der  ersten  Anmeldung  massgebend  ist;  das  Nähere  hierüber  ist  im  for- 
mellen Markenrechte  zu  erörtern. 


«)  Patentgesetz  §  21,  vgl.  dazu  mein  Patentrecht  S.  82. 
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V. 
Collisionen  des  Markenrechts. 

§  1. 

Oben  ist  uachge wiesen  worden,   dass   neben   dem  Markenrecht   da» 
einfache  Individualrecht   besteht   mit   der   Befagniss,    gegen   die  illoyale 
Concnrrenz  aufzutreten;  es  ist  nachgewiesen  worden,   dass  beide  Bechts- 
iiistitutionen,  ferne  davon,   einander  zu  verdrängen,   sich   gegenseitig  er- 
glänzen und  sich  zum  Schutze  gegen  den  illoyalen  Verkehr  vereinigen.  Eine 
solche  Vereinigung  setzt  aber  voraus,  dass,  wenn  beide  Institute  in  ihrer 
principiellen  Entwicklung  zu  Collisionen  gelangen,  diese  Collisionen  gelöst, 
dass  die  Widersprüche,   in  welche  uns  die  einseitige  Ausbildung  eines  jeden 
dieser  Institute  verwickeln  würde,  ausgeglichen  werden.    Solche  Collisionen 
aber  können  sehr  leicht  eintreten,  wenn  Jemand  ein  Zeichen  für  sich  Im 
Verkehr  zur  Anerkennung  gebracht  hat,  ohne  dasselbe   anzumelden,   und 
nan  ein  Anderer  eben  dieses  Zeichen  für  sich   in  das  Register  eintragen 
lässt.   Hier  entsteht  die  Frage,  ob  sich  nunmehr  das  Individualrecht  dem 
Harkenrecht  beugen  muss  oder  dieses  jenem.  Kann  der  Individualberechtigte 
die  eingetragene  Marke   als    nichtig   behandeln   und    sein  Zeichen  weiter 
benützen,  ja  die  Streichung  des  Registereintrags  betreiben  und  den  TrÄger 
derselben  wegen  Verletzung  des  Individualrechts    verfolgen?     Oder  ver- 
nichtet der  Eintrag  sofort  das  entgegenstehende  Individualrecht,  so  dass^ 
der  seitherige  redliche  Benutzer  des  Zeichens  auf  einen  Schlag   deposse- 
dirt  wird  und  es  nicht  nur  zu  dulden  hat,  dass  der  nunmehr  Eingetragene 
dieses  Zeichen  für  sich  verwendet,  sondern  sogar  selbst  sich  der  weiteren 
Benützung  des  vielleicht  lange  Jahre  gehegten  Zeichen«   enthalten  muss, 
ansonst  er  sich  einer  Markenverletzung   schuldig  machte?     Die  emmente 
Wichtigkeit  dieser  Frage  fällt    in  die  Augen:    das   formale  Markenrecht 
tritt  in  Collision  mit  dem   materiellen,    und   es    entsteht   für    beide   In- 
stitute die  grosse  Gefahr,  dass  entweder  das  materielle  Recht  durch  da& 
formale  Recht,  das  doch  zur  Befestigung  und  Ergänzung  des  materiellen 
dienen  soll,  unterdrückt  wird  —  oder  dass  das  formale  Recht  jene  Sicher- 
heit, jene  Präcision  und  jene   schneidige  Kraft   verliert,    welche    gerade 
den  Vorzug  und  den  wesentlichen  Zweck  des  formalen  Rechts  bilden. 

§  2. 
Das  französische  Recht   beugt  in    diesem  Fall    das   formale  Recht 
unter  das  materiale  :  wer  seither  im  legitimen  Gebrauch  einer  Marke  war, 
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der  wird  durch  die  Eintragung^  derselben  zu  Gunsten  eines  Dritten  nicht 
depossedirt;  was  man  damit  auszudrucken  pflegt,  dass  der  Eintrag  nicht 
Attributiver,  sondern  bloss  deklarativer,  confirmativer  Natur  sei,  dass  er 
nur   ein   bereits    vorhandenes  Eecht  befestige,    nicht   ein   neues    schaffe. 
Diese  letztere  Ausdrucksweise  ist  allerdings  nicht  ganz  genau;  denn  ein 
^eichenrecht  als  pures  Individualrecht  ist  nicht    schon    in   dem  Moment^ 
erworben,  wo  Jemand  anföngt,  sich  dieses  Zeichens  zu  bedienen,  sondern 
erst  dann,  wenn  er  das  Zeichen  als  sein  Erkennungsmerkmal  im  Verkehr 
zur  Geltung  gebracht  hat;  ein  Markenrecht  aber  durch  Eintragang*  kann 
unbestreitbar  erworben   werden,    auch  wenn   eine   solche  Benützung    des 
Zeichens   und    ein    solcher  Besitzstand    nicht   vorhergegangen   ist,    auch 
wenn  der  Eingetragene  erst  im  Begriff  ist,    die  Marke  rür  sich    in   den 
Verkehr  einzuführen  ^).     Der  richtige  Kern  der  Eegel  ist  der,  dass«  wenn 
das  Zeichen  bereits*  einem  Individualberechtigten  zusteht,  in  diesem  Falle 
die  Marke  nur  das  Becht  dieses  Berechtigten  verstärken,    nicht   ein  mit 
diesem  Rechte  im  Widerspruch  stehendes  Neurecht  creiren  kann,  mit  anderen 
Worten,  dass  die  Marke  sich  dem  bereits  bezüglich   dieses  Zeichens  be- 
stehenden Individualrechte  beugen  muss.    In  dieser  Fassung  aber  hat  die 
Regel  im  französischen  Recht  unzweifelhafte  Geltung :  sie  ergibt  sich  aus 
dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  sie  hat  die  Vorarbeiten,    sie  hat  die  Praxis 
des  französischen  Rechts  für  sich.     Das  Gesetz  besagt  nämlich  in  a.  2: 
„Nul  ne  peut  revendiquer  la  propri6t6   exclusive   d'une   marqne,    s'il 
n'a  d6pos6  2)  —  —  und  sagt  hiermit  zur  Genüge,    dass  die  Deponirung 
des  Zeichens  einem  etwa  vorhandenen  Rechte  Steigerung  verleihen,  nicht 
aber  solches  zu  zerstören  bestimmt  ist.     So  auch  die  Praxis ;  vgl.   z.  B. 
Appelhof  Paris   16./ 12.  1858    Pataille  V,   p.  402,    Appelh.    MontpeUier 
27./6.  1862  Fat  VIII  p.  273.  294,  Rendu  nr.  68  f.,  Pouillet  nr.  102  f. 
Htiard  p.  21  nr.  4  und  p.  23  nr.  11.     Nur  ist  es  eine  unzulässige  üeber- 
treibung,  wenn  man  angenommen  hat,    dass   nach   vollzogenem    Eintrage 
auch  die    bereits  früher   erfolgten  Zuwiderhandlungen   criminell    verfolgt 
werden  könnten,  Calmels  nr.  53  p.  37,  Rendu,  droit   industr.  nr.  626: 
wogegen  mit  Recht  Pouillet  nr.  109  und  wogegen  ferner  Appelhof  Paris 

f)  Man  vergleiche  aach  die  Bemerkungen  von  Braun  p.  291  f. 

>)  Im  Gegensatz  znr  Fasstmg  de»  ttrspr anglichen  Regienmgwntwarfea :  „"Svl 

ne  pent  aeqiiMr  la  propriit4  exclosive  d*K&&  marqite,   s^il  ne  d^peae'^ ^    wen 

im  a.  3  noch  die  Bestimmang  hinzutrat :  „La  propri^tö  de  la  marqne  n'est  acqaise 
an  d^posant  qn'  k  partir  du  jonr  du  depöt''.  Dies  wurde  absichtlich  geändert,  am 
der  entgegepgesetzten  Auffassung  Raum  zu  geben ;  vgl.  Rendu  nr.  68 ;  hier  auch 
Aber  die  Anffassuag  des  ftrtthereii  französischen  Recht»,  welche»  siek  der  gleichen 
Annahme  znneigte. 
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30./6.  1865  PcUaille  XI  p.  344,  Trib.  Lille  4./12.  1872  Fat  XIX  p.  132, 
rmd  iieu€rdiiig:s  Cass.-hof  5./5.  1883  Fat  XXVIII  (1883)  p.  187.  191 
und  Lyon-Gaen  in  der  Revue  crit.  de  legiel.  et  de  jurispr.  N.  S.  XII 
p.  650,  auch  schon  Cass.-hof  20./6.  1874  Fat,  XIX  p.  301.  324  (qu'il 
est  amsi  Stabil,  que  c*est  posterieurement  au  d^pöt  r^gulierement  couRtat^ 
que  celui-ci  a  fait  usag^e  de  la  marque  contrefaite).  Denn  diese  Auf- 
fassung wäre  nur  dann  richtig,  wenn  der  Eintrag  der  Marken  keine  Vor- 
aussetzung für  das  Markenrecht,  sondern  bloss  för  das  Eeactionsrecht  de& 
Staates  gegen  die  Verletzungen  des  Markenrechts  wäre,  so  dass  das 
Delict  schon  vorher  in  voller  Grösse  bestände  und  nur  eben  nicht  criminell 
geahndet  werden  könnte  —  etwa  so,  wie  es  sich  mit  einem  Antrags- 
delicte  verhält,  so  lange  der  Antrag  nicht  gestellt  ist.  So  ist  aber  die 
Sache  nicht:  das  Recht  ist  vor  dem*  Eintrag  nur  Individual-,  nicht  Marken - 
recht;  seine  Verletzung  ist  daher  zwar  civilistisch  verpönt,  aber  nicht 
deliktuos  :  deliktuos  ist  nicht  die  Verletzung  eines  IndividualrechtszeichenSy 
sondern  nur  die  Verletzung  eines  durch  Eintrag  zum  Markenrechte  ge- 
steigerten Zeichens,  so  dass  es  bei  mangelndem  Eintrag  nicht  an  einer 
Bedingung  der  strafrechtlichen  Reaction,  sondern  an  einer  Bedingung  des 
Deliktes  fehlt,  die  Verletzung  daher  nur  civilistischer,  nicht  auch  crimi- 
nalistischer  Natur  ist  und  daher  auch  nicht  durch  spätere  Ereignisse 
zum  Delikt  werden  kann  In  dieser  Weise  aufgefasst,  hat  das  franzö- 
sische System  seine  vortrefflichen  Seiten,  und  die  Einwände  von  Wael- 
broeck  II  nr.  258  f.  p.  43  f.,  Calmels  nr.  48  f.  p.  32  f.,  Bedarride 
III  nr.  860  sind  weit  entfernt,  den  richtigen  Gehalt  desselben  zu  er- 
schüttern. Entsprechend  wird  denn  auch  in  der  französischen  Jurispru- 
denz entschieden^),  dass,  wer  im  uneingetragenen  Besitzstande  eines 
Zeichens  sich  befindet,  ein  IndividAalrecht  behält,  trotzdem  ein  Dritter 
im  Widerspruch  hiermit  nachträglich  dasselbe  Zeichen  zum  Eintrage 
bringt;  und  dass  er  dieses  Individualrecht  durch  alle  rechtlichen  Hülfs- 
mittel,  agendo  wie  excipiendo,  geltend  machen  kann,  vorausgesetzt  nur, 
dass  sein  „Besitzstand^,  seine  „possession"  publique  et  certaine  ist;  und 
entsprechend  wird  weiter  entschieden,  dasB,  wenn  in  solchem  Falle 
der  Individualberechtigte  sein  Zeichen  nachträglich  zum  Eintrage  bringt, 
er  der  einzige  und  wahre  Markenberechtigte  und  das,  wenn  auch  früher 
eingetragene,  Zeichen  des  Andern  null  und  nichtig  ist ;  vgl.  Appelh.  Metz 


*)  Anderer  Meinung  scheint  nnr  DuvergieVj  Collection  des  lois  1857  p.  188 
nr.  2  (welches  Citat  ich  Eendu  p.  51  Note  1  und  2  entnehme);  dieser  will  dem 
Ersteingetragenen  das  Markenrecht  geben  nnd  dem  filteren  Benutzer  des  Zeichens  nnr 
das  Recht  zugestehen,  das  Zeichen  inr  sich  fortznbenützen. 
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31./12.  1861  Sirey  1862  II  p.  341  Montpellier  17.  6.  1862  Sirey  1862 
n  p.  526; 'vgl.  auchAppelh.  Paris  14./4.  1877,  Cass.-hof  22./12.  1877 
Pataille  XXIII  p.  5 1),  Trib.  Havre  4./5.  1882  Fat.  XXVII  p.  201, 
Trib.  Chftlon-sur-Saone  6./8.  1882  Fat  XXVm  (1883)  p.  218,  Bendu 
nr.  70,  Poinllet  nr.  104  f.,  111,  Calmels  nr.  51  p.  35  f.,  Mayer  p.  57. 
Bedarride  III  nr.  860.  861.  865.  974.  Und  diese  Marke  eines  solchen 
Dritten  ist  nach  französischer  Auffassung  nichtig,  nicht  nur  relativ, 
sondern  absolut,  so  dass  sich  ein  Jeder  auf  die  Nichtigkeit  berufen  kann. 
vgl.  Bedarride  III  nr.  976. 

§  3. 

Dieses  französische  Princip  ist  auch  von  anderen  romanischen  Staaten 
adoptirt  worden.  Das  belgische  Gesetz  befolgt,  wenigstens  practisch,  das 
gleiche  System,  obgleich  es  von  einer  anderen  Grundanschauung  ausgeht. 
Während  der  a.  2  des  Gesetzes  lautet:  Nul  ne  peut  pr6tendre  k  Tnsage 
exclusif  dune  marque,  s'il  n'en  a  d6pos6  le  modöle  .  .  .  .,  besagt  der 
a.  3 :  Celui  qui  le  premier  a  fait  usage  d'une  marque  peut  seul  en  operer 
le  depot:  vgl.  jRö,  commentaire  p.  174  f.  und  die  hier  p.  177  f.  allegirten 
Entscheidungen,  Braun  p.  266  f.  273  f.,  vergl.  auch  Appelh.  Brüssel 
19./5.  1877  Pasicr.  B.  1877  H  p.  216,  sodann  Tribun.  Charleroi  10./3. 
1880  und  Appelh.  Brüssel  14./8.  1880  Pasicr.  B.  1881  II  p.  26.  27. 
Damit  ist  practisch  das  gleiche  erreicht,  wie  in  Frankreich:  der  ältere 
Gebrauch  geht  dem  späteren  Eintrage  vor.  Aber  dieses  Resultat  ruht 
auf  anderer  Basis ;  denn  das  belgische  Gesetz  verwirft,  wie  oben  S  8 1  f. 
nachgewiesen  wurde,  den  Individualzeichenschutz  und  lässt  jeden  Zeichen- 
schutz erst  mit  dem  Eintrage  beginnen :  mithin  ist  von  einer  eigentlichen 
CoUision  zwischen  Marken-  und  Individualrecht  keine  Rede.  Aber  wenn  auch 
der  Gebrauch  des  Zeichens  kein  Individualrecht  schafft,  so  schafft  er 
doch  eine  exclusive  Anwartschaft  auf  Erwerb  des  Markenrechts  durch 
späteren  Eintrag:  Le  d^pöt  est  attributif  du  droit  k  l'usage  exclusif  de 
la  marque,  pourvu  que  ce  d^pöt  ait  6t6  fait  par  le  premier  occupant 
(so  der  Rapport  von  Demeur  zu  a.  2,  Prop.  ind.  I  2  Lois  p.  6),  Boj 
commentaire  p.  51  f.  156  f.,  Braun  p.  273  f.  285  f.  296  f.,  Meneau, 
Propr.  industr.  I,  7  Revue  p.  96,  I,  8  p.  118  und  id6es  nouvelles 
p.  19  f.  23  f. 

Nach  dem  Brasilianischen  Decret   von    23. /lO.  1875    a.  12    (auch 
in  Goldschm,   Z.  XXII    S.  217)    entscheidet    bei    zwei    gleichlautenden 

1)  Hier   ist  richtig   hervorgehoben,    dass   einige  incohäreute   Fälle   des  Ge- 
.brauchs  nicht  hinreichen,  um  eine  solche  exceptio  zn  begründen,  vgl.  oben  S.  84  f. 
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Marken  die  Priorität  dea  Gebrauchs  und  erst  bei  Gleichheit  in  diesem 
Punkte  die  Priorität  der  Anmeldung;  hierzu  vgl.  auch  die  Instruction  des 
Brasilian.  Agriculturministers  v.  29./10.  1877  (Regime  intern,  des  mar- 
ques  I  p.  76.  77),  welche  sich  auch  auf  eine  Entscheidung  des  Handels- 
gerichts Rio  de  Janeiro  bezieht,  die  mir  nicht  zu  Gebote  steht. 

Auch  das  italienische  (früher  sariinische)  Markengesetz  hat  diese 
Richtung  eingeschlagen.  Nach  a.  1  muss  die  Marke  (marchio)  „esser  di- 
verso  da  quelli  giä  legalmente  usati  da  altri'',  so  dass  also  der  Marken- 
eintrag  nichtig  ist,  sobald  die  Marke  bereits  in  der  individualrechtlichen 
Benützung  eines  Dritten  steht;  eine  individualrechtlich  benützte  in-  oder 
ausländische  Marke,  mag  sie  in  Italien  geschützt  sein  oder  nicht,  gehört 
zu  den  ^marchi  legalmente  usati '^j  und  Niemand  kann  eine  Marke  erwerben, 
indem  er  ein  bereits  gangbares  Zeichen  eines  Andern  für  sich  eintragen 
lässt  und  dadurch  das  Publikum  täuscht.  Doch  gehören  zu  den  marchi 
legalmente  usati  natürlich  nur  solche  Marken,  welche  seither  bona  tide 
benützt  wurden,  da  nur  eine  Benützung  bona  fide  Indivualrecht  schaffen 
kann,  nicht  auch  eine  deceptive;  vgl.  oben  S.  106.  Wenn  daher  eine 
ausländische  Marke  in  Italien  nachgemacht  wurde,  so  begründet  diese 
Nachmachung  keinen  legalen  Usus ;  und  wenn  daher  die  ausländische  Firma 
nachträglich  das  Zeichen  zum  Eintrag  bringt,  so  steht  diesem  Eintrag  die 
missbräuchliche  Benützung  durch  inländische  Nachahmer  nicht  im  Wege : 
nimmermehr  kann  entgegengehalten  werden,  dass  eine  solche  Marke  zu 
den  in  Italien  legal  benützten  Marken  gehöre  und  daher  nicht  mehr  ein- 
tragsfähig sei.  Trotzdem  hat  es  dieser  seltsamen  Meinung  nicht  an  Ver- 
tretern gefehlt ;  insbesondere  kam  sie  zum  Ausdruck  in  Entscheidungen  des 
Appelhofs  Turin  9./8.  1879  und  12./8.  1879  Monit.  dei  trib.  XX  p.  1101 1); 
an  letztererstelle  ist  p.  1103  ausgesprochen:  „siccome  fra  queste  (näm- 
lich prescrizioni  della  legge)  havvi  la  condizione  che  il  marchio  o  segno 
distintivo,  di  cui  si  chiede  la  privativa,  sia  diverso  da  quello  gik  legal- 
mente usato  da  altri,  cosi  ne  scorge  la  conseguenza  che  lo  straniero  non 
possa  mal  pretendere  air  uso  esclusivo  d'un  marchio  o  segno  di  cui  altri 
nel  Regno  si  trovi  giä  in  possesso  alP  epoca  in  cui  gli  venne  rilasciato 
Tattestato  di  trascrizione"".  Doch  diese  Auffassung  konnte  nicht  Bestand 
halten,  wesshalb  denn  auch  beide  Entscheidungen  (casus  Farina  und  casus 
Chartreuse)  vom  Cassat.-hof  Turin  3./3.  1880  kassirt  wurden,  Monit.  XXI. 
p.  371  und  224:    worauf  dann   von    dem  Appelhof  Parma  Vichtig   ent- 


1)  Ueber  eine  frühere  Eutscheiduug  des  Appelhofs  Turin  26./2.  1875  \'ergl. 
Maülard  de  Marafy,  Memoire  adress^  a  8.  Exe.  M.  le  Ministre  d'Agric.  Ind.  et 
Co  mm.  du  Royanme  d*  Italic,  vom  12.  Mai  1879. 
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schieden  und  diese  richtige  Entscheidung  vom   Cass.-hof  Turin    bestätigt 
worden  ist;  vgl.  Appelh.  Parma  6./8.  1880  Monit.  XXI  p.  908  und  Cass.  hof 
Turin  19./1.  1881  Monit.  XXII    p.    212.  233.     In   seiner  Entscheidung 
19./1.   1881  Monit.  p.  214  sagt  der  Ca8sat,-hof :  per  potere  affermare   la 
legalitÄ  deir  uso  di  un  marchio  per  parte  d'nna  determinata  persona,   ^i 
che,   a  termini  deir    art.  1    della  legge   30  agosto    1868,    ad    aitri  non 
possa  piü    essere   lecito  Tassumerlo   per   invocarne    quindi   la   privativa, 
^  necessario  risalire  all*  origine  del  presone  possesso,    indagare  cioe,     se 
Chi  ne  vanta  Tuso  fosse  in  buona  fede,  quando  adottö  il   marchio,    igiio- 
rasse  in  una  parola  che  fosse  questo  di    altrui   proprietä  e   gih  da  altri 
legalmente  posseduto.   Und  ganz  ähnlich  erklärt  sich  derselbe  ib.  p.  2B5: 
Tuso  d^nna  cosa  qualunqne  non  pu6  dirsi    legale   se   ^  conseguenza  d'un 
possesso  illegittimo  ed  abusivo  — ;  und  vortrefflich  bemerkt  bereits  schon 
jene  frühere  Entscheidung  3./3.  1880  Monit.  XXI  p.  225:    non  potendo 
ammettersi  che    la   parola    legalmente   che    s'incontra   nelP   art.  1    della 
legge  .  .  .  .  sia  una  parola  vuota  di  senso,  inntile,    la  quäle  non  debba 
avere  alcun   effetto  giuridico  .  .  .  forza  e  l'ammettere  che,  appuuto  perche 
quella  parola  legalmente  adoperö,  lo  stesso  legislatore  abbia  quanto  alla 
portata  di  essa  ed    al  valore   da   attribuirsela   inteso  di  riferirsi  a  quei 
principii  generali  dai  quali  Tuso  ed  il  possesso  sono  governati.  Und  ganz 
ähnlich  hatte  bereits  der  Appelhof  Mailand  2./8.  1879  Monit.  XXI  p.  762. 
764  erklärt:  per  essere  legale  Puso  di  un  marchiö  giä,  da  altri  adottato 
deve  essere  legittimo  e  non  gia  basato  su  un  illecito  ed  abusivo  possesso. 
Hiernach  ist  das  richtig  verstandene  französische  Princip  zweifels- 
ohne in  der  italienischen  Praids  adoptirt:  ein  seitheriges  Individualrecht 
des  Einen  auf  ein  Zeichen  schliesst  den  Markenerwerb  eines  Andern  auf 
dasselbe  Zeichen  aus;    ein  Individualrecht  kann  aber  immer   nur   basirt 
sein  auf  den  gutgläubigen,  loyalen,  niemals  auf  dem  fraudulösen  Grebrauch. 
Nur  der  weitere  Satz,   dass  von   zwei    gutgläubigen   Individualbenützern 
der  Marke  der  ältere  dem  jüngeren  vorgeht  und  trotz  des   letzteren  den 
Markeneintrag  begehren  darf,  scheint  noch  fraglich  zu  sein:    allein  dass 
auch  dieser  Satz  von  der  italienischen  Jurisprudenz  adoptirt  ist,  beweisen 
die  Aussprüche,  welche  das  französische  System  ausdrücklich  proclamireo. 
So  bemerkt    der   Appelhof  Mailand   in   der   ebengedachten  Entscheidung 
2./8.  1879  Monit.  XXI  p.  762.  764:  la  tardivitä  del  deposito  del  marchio 
0  segno    distintivo    di   fabbrica  non   implica    decadenza   dal  diritto,    ma 
solo  sospende  Tesperibilitä  delP  azione  a  procedere  essende  la  legge  del 
1868  non  attributiva  ma  semplicemente   dichiarativa   del    diritto   preesi- 
ßtente;    ähnlich  der  Appelhof  Casale  21./7.  1881  Monit.  XXII   p.  1143. 
1 144  :    La  tardivit^  del  deposito  non   implica   decadenza   dal    diritto  di 
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iiiYocare  la  protezione  del  marcliio,  ma  soltanto  sospende  la  esperibilitä 
deir  azione  ^).  Entsprechend  wurde  nun  auch  in  dem  französisch-italieni- 
schen Handelsvertrag  v.  3./11.  1881  a.  15  (Pataille  XXVII  p.  152)  aus- 
g-esprochen:  Le  d§p6t  .  .  .  6tant  d^claratif  et  non  attributif  de  propri^t^, 
la  contrefa^'on  qui  serait  faite  d'une  marque  de  fabriqne  ou  de  com- 
merce .  .  .  .,  avant  que  le  d^pot  en  eut  6t e  op6r6  .  .  .  n'iniirme  pas  les 
droits  du  propri6taire  desdites  marques  .  .  .  contre  les  auteurs  de  cette 
contrefayon  —  eine  Bestimmung,  welche  gerade  mit  Rücksicht  auf  die 
frühere  unrichtige  Jurisprudenz  italienischer  Gerichte  dem  Vertrage  ein- 
verleibt worden  ist'^). 

§  4. 

Aber  nicht  nur  romanische  Länder  befolgen  dieses  System:  es  ist 
auch  das  System  der  Vereinigten  Staaten.  Es  war  es  unter  der  früheren 
Gesetzgebung:  denn  in  s.  4945  der  Revised  Statutes  war  ausdrücklich 
bestimmt,  dass  das  uneingetragene,  kraft  gemeinen  Rechtes  bestehende, 
Markeurecht  —  eben  unser  Individualrecht  —  ungeschmälert  und  un- 
beeinträchtigt neben  dem  Rechte  des  Markengesetzes  weiter  bestehen 
solle,  und  s.  4938  besagte,  dass,  wer  eine  Marke  eingetragen  haben 
wolle,  eine  Declaration  einreichen  müsse,  „that  the  party  claiming  pro- 
tection for  the  trade-mark  has  a  right  to  the  use  of  the  same,  and  that 

110  other  person,  fii-m  or  corporation  has  the  right  to  auch  use '* ; 

hiernach  konnte  kein  Zweifel  sein,  dass  bei  CoUision  von  Marken-  und 
Indivualrecht  das  ältere  Individualrecht  vorging  und  die  spätere  Marke 
nichtig  war,  vgl.  auch  CoudeH  im  Journal  de  droit  intern.  priv6  VI  p.  425, 
Clumt  ebenda  VI  p.  447.  So  die  frühere  Gesetzgebung;  noch  mehr 
jgilt  dies  unter  dem  jetzigen  amerikanischen  Markengesetze  v.  3./3.  1881, 
welches  das  Grundsystem  des  alten  Rechts  zu  sich  herübergenommen 
hat,  da  es  ja  lediglich  das  frühere  Recht  auf  das  verfassungsmässige 
Terrain  restringiren  wollte.  Hier  wiederholt  der  a.  2  die  oben  citirte 
Bestimmung  der  s.  4938;  auch  hier  muss  der  Anmeldende  die  feierliche 
Erklärung  geben,  dass  er  und  er  allein  zur  angemeldeten  Marke  be- 
rechtigt ist;  dem  entspricht  dann  vollkommen  die  s.  7,  wornach  der 
Markeneintrag  nur  einen  Primafaciebeweis  für  das  Markenrecht  des  Ein- 
getragenen bildet;  dem  entspricht  noch  mehr  die  Bestimmung  der  s.  9, 
dass,  wer  eine  Marke  unrichtigerweise  als  die  seinige  anmeldet,  schaden- 


J)  Vgl.  auch  Fiore  im  Journ.  de  droit  intern.  priv6  IX  p.  508. 
2j  Vgl.  auch  das  oben  S.  255  erwähnte  Memoire  von  MaUlard  de  Marafy, 
K  o  h  1  e  r ,  Recht  des  Markenschatzes.  17 
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ersatzpflichtig  wird.  Ja,  das  neue  Gesetz  enthält  noch  eine  wesentliche 
Steigerung  des  Rechtsgedankens:  nach  dem  alten  Rechte  s.  4937.  493s 
musste  allerdings  der  Anmeldende  der  allein  berechtigte  sein  —  allein 
er  konnte  das  sein,  niclit  nur  wenn  er  bereits  in  dem  Alleingebrauch  des 
Zeichens  war,  sondern  auch  wenn  das  Zeichen  seither  in  Niemandes  Ge- 
brauch gewesen  war  und  nun  von  ihm  zuerst  als  sein  künftiges  Zeichen 
angemeldet  wurde:  s.  4937  gestattete  die  Anmeldung  denen  ^who  are 
entitled  to  the  exclusive  use  of  any  lawful  trademark,  or  who  intend  tn 
adopt  and  use  any  trademark  for  exclusive  use^'i);  das  neue  Gesetz  da- 
gegen gestattet  die  Anmeldung  nur  denen,  welche  bereits  das  Zeichen  in 
Uebuiig  haben  —  und  zwar  in  Uebung  haben  im  Verkehr  mit  fremden 
Nationen  oder  mit  den  Indianern,  ein  Unterschied,  welcher  von  dem 
Patentcommissär  21./12.  1882  Off.  Gaz.  XXIII  p.  342.  343  richtig  zum 
Ausdruck  gebracht  wird:  ^ünder  the  present  law  an  applicant  is  only 
entitled  to  registration,  where  it  appears  that  he  is  the  lawful  owner  of 
a  legal  trademark  actually  used  in  commerce  with  foreign  nations  or 
with  Indiau  tribes.  Under  the  former  Statute  an  applicant  was  entitled 
to  register  bis  mark,  although  it  had  uever  been  in  actual  use,  provided 
he  announced  bis  Intention  to  use  the  same,  and  although  it  had  never 
been  used  nor  was  intended  to  be  used  in  commerce  with  foreign  nations 
or  with  Indian  tribes  **♦  Damit  ist  allerdings  ein  guter  Theil  der  Vorzüge 
des  Registrirungssystems  aufgegeben :  denn  während  einer  der  Hauptvor- 
theile  dieses  Systemes  darin  besteht,  dass  sich  Jemand  durch  blosse  An- 
meldung ein  Zeichen  appi'opriiren  kann,  ohne  erst  den  unsicheren  AVejr 
der  Fräoccupation  des  Publikums  betreten  zu  müssen,  lässt  das  jetzig^" 
amerikanische  Recht  den  Eintrag  überhaupt  erst  zu,  wenn  diese  Prä- 
occupation  des  Publikums  bereits  eine  vollendete  Thatsache  ist.  Mithin 
bietet  das  amerikanische  Markengesetz  zwar  einigen  Vorsprung  vor  dem 
common  law  in  Bezug  auf  die  Verfolgbarkeit  der  Nachbildung;  aber 
es  erfüllt  den  Zweck  nicht,  dem  Anmelder  eines  neuen  Zeichens  den 
schwierigen  und  dornenreichen  Weg  des  gewöhnlichen  Individualrechts  zu 
ersparen,  was  als  eine  erhebliche  UnvoUkommenheit  bezeichnet  werden 
muss. 

Auch  das  Schweizer  Bundesgesetz  v.  19. /12.  1879  erklärt  in  a.   ö. 
dass  die  Priorität    der  Anmeldung   nur  eine  Präsumtion    dafür  gew^ähre, 


'•2)  So  auch  Entsch.  des  Pateutcommissärs  13./2.  1875  in  re  Rothschild,  Off. 
Gaz.  VII  p.  220,  in  re  Vidvard  and  Sheehan  29./6.  1875  Sebast.  p.  281. 
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dass  der  Anmeldende  auch  der  wirklich  Berechtigte  ist');  auch  das 
Schweizer  Gesetz  erkennt  also  anj,  dass  ein  dem  Eintrag  der  Marke  vor- 
hergehender Usus  eine  Berechtigung  gewährt,  welche  durch  den  Eintrag 
nicht  cassirt  wird.  Dabei  betont  es  ausdrücklich,  dass  die  civilen  und 
die  strafrechtlichen  Folgen  des  Markengesetzes  nur  bezüglich  derjenigen 
Akte  eintreten,  welche   dem  Eintrag  der  Marke  nachgefolgt  sind,  a.  20. 

Endlich  bestimmt  auch  das  neue  Luxemburger  Markengesetz  28./3. 
1883  a.  3,  dass  nur  derjenige  zur  Deposition  des  Zeichens  berechtigt  ist, 
welcher  dasselbe  zuerst  in  Gebrauch  genommen  hat. 

Wir  fügen  dem  Gesagten  noch  bei,  dass  nach  türkischem  Marken- 
g:esetz  a.  3  {3Iarchi  p.  21)  die  Deposition  der  Marke  nur  Voraussetzung 
der  Klage,  nicht  des  Rechts  ist,  wesshalb  auch  hier  die  bereits  im  Ge- 
brauch belindliche  Marke  der  später  eingetragenen  vorgehen  muss. 

§  5. 

Soweit  das  französische  System,  welches,  wie  gezeigt,  einen  sehr 
bedeutenden  Verbreitungsbezirk  hat;  sein  Wesen  besteht  in  dem  vollen 
Uebergewicht  des  materialen  Rechtsprincips  über  das  formale.  Eine  in- 
geniöse Vermittlung  beider  Principien  hat  das  englische  Recht  versucht, 
wie  sich  dies  im  folgenden  ergeben  wird.  Die  Bedeutung  des  Registeracts 
ist  hier  zunächst  eine  processuale:  der  Eintrag  ist  Voraussetzung,  nicht 
des  Rechts,  sondern  der  Klage;  so  nach  dem  Ges.  v.  1875  s.  1,  so  nacli 
dem  neuen  Gesetz  v.  1883  s.  77:  „a  person  shall  not  be  entitled  to  Insti- 
tute any  proceeding  to  prevent  or  to  recover  damages  for  the  infringement 
.  .  .,  unless  .  .  .  .  it  has  been  registered".  Zu  dieser  processualen  Wirk- 
ung gesellt  sich  nun  auch  eine  civilistische :  der  Registereintrag  ersetzt 
den  publiken  Gebrauch,  er  verbindet  das  Zeichen  sofort  mit  der  Persön- 
lichkeit, er  erspart  den  Umweg  durch  das  Publikum;  „registration  .  .  . 
shall  be  deemed  to  be  equivalent  to  public  use  of  the  trade  mark'*,  Ges. 
V.  1883  s.  75,  vgl.  oben  S.  87.  Die  materielle  Hauptbedeutung  des 
Eintrags  aber  tritt  nach  dem  Ablauf  von  5  Jahren  hervor,  und  hier  be- 
rührt sich  das  englische  System  mit  dem  deutschen;  nach  Ablauf  von 
5  Jahren  wird  der  Eintrag  attributiv,  insofern  er  ein  jedes  damit  in 
Widerspruch  stehende  Individualrecht  eines  Dritten  präcludirt ;  5jähriger 
Eintrag  ist  rechtsbegründend  und  zugleich  rechtszerstörend,  indem  er  den 
Eingetragenen  gegen  alle  widersprechenden  Individualrechte  feit  —  aber 


1)  Vgl.  hiezu  auch  die  Auuotatlou  in  Coii/iiw's  Reg.  intern,  de  la  propr.  ind. 
i  p.  328. 
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auch  imr  ein  öjähriger  Eintrag,  nicht  schon  der  Eintrag  im  Moment  der 
Registrirung  selbst,  und  dies  ist  der  grosse  Vorzug  vor  dem  deatschen 
System;  so  Gesetz  1875  s.  3,  Ges.  1883  s.  76. 

Dieses  System  hat  den  grossen  Vortheil,  dass  es  auf  der  einen  Seit* 
dem  materiellen  Recht  eine  volle  fünfjährige  Frist  gewährt,  um  das 
formale  Recht  zu  durchbrechen,  auf  der  anderen  Seite  dem  formalen  Recht 
nach  Ablauf  einer  mehrjährigen  Probefrist,  nach  Verfluss  eines  mehr- 
jährigen ruhigen  Besitzstandes  jene  wohlthuende  Sicherheit  gewährt,  welcl»e 
der  Verkehr  so  dringend  ersehnt.  Die  5  Jahre  wirken  hier,  wie  eine 
erwerbende  Ersitzung,  sie  feien  den  in  der  Eintragung  erworbenen  that- 
sächlichen  Besitzstand  gegen  künftige  Angriffe.  Und  besonders  empfeh- 
lenswerth  erweist  sich  dieses  System,  wenn  man  ein  Element  hinzunimmt, 
w^elches  sicher  im  englischen  Gesetze  enthalten  ist,  obgleich  es  —  als 
selbstverständlich  —  im  Gesetze  keinen  ausdrücklichen  Satz  gefunden 
hat:  der  fünQährige  Besitzstand  führt  dann,  aber  auch  nur  dann,  zum 
festen,  unweigerlichen  Rechtserwerb,  wenn  er  ein  gutgläubiger  Besitz- 
stand ist,  wenn  der  Erwerber  im  Momente  der  Anmeldung  loyal,  ehrlieh, 
bona  fide  gehandelt  hat;  der  fünfjährige  Besitz  führt  zum  Recht,  aber 
er  thut  es  nicht,  wenn  er  auf  Arglist,  auf  Uebervortheilung,  auf  Betrug 
gegründet  ist;  auch  nach  5  Jahren  ist  eine  Anfechtung  möglich,  aber 
nur  eine  Anfechtung  ex  capite  doli  unter  Nachweis  dolosen  Erwerbes. 
Diese  Auffassung  allein  entspricht  den  Aequitätsgrundsätzeu,  von  welchen 
das  englische  Recht,  insbesondere  auch  das  jetzige  englische  MarkengeseU 
in  so  grossartiger  Weise  durchdrungen  ist  (vgl.  s.  73.  86  desselben); 
in  dieser  Fassung  wurde  das  System  aucli  auf  dem  Pariser  Congresse 
vorgeschlagen:  lorsqu'  il  est  fait  de  bonne  foi '),  il  devient  attributif 
de  propriete  ä>  partir  (de  lexpiration)  de  la  cinqui^me  ann^e  .  .  . :  der  Vor- 
schlag wurde  zwar  verworfen,  aber  mit  geringer  Majorität  (40  gegen 
37  Stimmen);  vgl.  Congres  intern,  p.  336  f.  343  f. 

Noch  sicherer,  als  die  Voraussetzung  der  bona  fides,  ist  nach  eng- 
lischem Rechte  die  Voraussetzung  des  justus  titulus :  die  5  Jahre  wirken 
nur,  wenn  die  registrirte  Marke  eintragsfähig  war,  wenn  also  der  Re- 
gisterakt in  thesi  fähig  war,  ein  sofortiges  Recht  zu  erzeugen  und  nur 
in  hypothesi  kraft  des  coUidirenden  Rechts  eines  Dritten  nicht  zum  so- 
fortigen Recht  führte:  eine  objectiv  eintragsunfähige  Marke  wird  auch 
nicht  durch  den  Ablauf  von  5  Jahren  gefestigt ;  vgl.  Lawson  p.  171 
und  die  dort  cit.  Entsch. 


2)  Nämlich  der  d^pöt. 
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Dem  englischen  System  scliliesst  sich,  aher  mit  nicht  sehr  glück- 
licher formeller  Verschärfung,  das  neue  portugiesische  Markengesetz  v. 
4./6.  1883  an^).  Nach  a.  6  dieses  Gesetzes  werden  nur  eingetragene 
Marken  anerkannt.  Wer  aher  die  Marke  früher  in  Benutzung  hatte, 
kann  sich  der  Eintragung  zu«  Gunsten  eines  Andern  widersetzen :  das 
l:ann  er  vor  dem  Eintrag  und  nach  demselhen,  aber  er  kann  es  nicht 
mehr,  wenn  seit  dem  Eintrag  6  Monate  verstrichen  sind:  in  6  Monaten 
siegt  das  formelle  Recht  über  das  materielle.  Dazu  tritt  aber  noch  eine 
zweite  Bestimmung:  der  Benutzer  des  Zeichens  kann  auch  dann  nicht 
opponiren,  wenu  er  dasselbe  während  mehr  als  6  Monaten  benützt  hat, 
ohne  es  zum  Eintrag  zu  bringen:  also  das  materielle  Eecht  soll  nicht 
nur  einem  entgegenstehenden  formalen  Rechte  unterliegen,  sondern  es  soll 
von  selbst  absterben,  wenn  es  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  sich 
in  den  Schutz  des  formalen  Rechtes  geflüchtet  hat. 


§  6. 

Während  so  das  englische  System  eine  Vermittlung  zwischen  dem 
materialen  und  dem  formalen  Prinzip  zu  schaffen  sucht,  neigt  sich  das 
deutsche  System  völlig  auf  die  Seite  des  formalen  Rechts  :  nach  deut- 
schem Gesetze  entscheidet  lediglich  das  Register ;  wer  seine  Marken  zuerst 
angemeldet  hat,  der  hat  das  alleinige  Recht  auf  das  Zeichen,  der  schliesst 
jeden  Dritten  aus,  welcher  etwa  das  gleiche  Zeichen  seither  im  individual- 
rechtlichen Gebrauch  hatte:  er  schliesst  ihn  aus,  nicht  etwa  bloss  so, 
dass  dieser  keine  Einwendung  gegen  die  Marke  erheben  kann,  sondern 
so,  dass  er  sich  selbst  des  weiteren  Gebrauchs  dieses  Zeichens  ent- 
halten muss  und  dasselbe  nicht  mehr,  nicht  einmal  mehr  in  dem  bis- 
herigen Umfange,  benützen  darf.  Der .  Markeneintrag  schafft  nicht  nur 
ein  unantastbares  Recht  des  Eingetragenen,  sondern  ein  unantastbares 
Alleinrecht,  welches  das  concurrirende  Individualrecht  ohne  weiteres  cassirt. 
Dieses  System  hat  eine  unbestreitbare  Härte,  es  schneidet  dem  materiellen 
Rechte  tief  ins  Fleisch;  andererseits  gibt  es  dem  formellen  Rechte  eine 
Sicherheit  und  Präcision,  welche  das  französische  System  entbehrt,  es 
schneidet  viele  Zweifel  und  Controversen  ab  und  enthält  eine  zwingende 
CTompelle  für  den  Gewerbtreibenden  zur  baldmöglichsten  Anmeldung  seines 


^)   PaUulle  XXIX   p.  67  f.  (Laneyrie).    Vergl.  auch  das  Markeagesetz  von 
Venezuela  and  daza  Congr.  intern,  p.  343. 
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Zeichens,  welche  Anmeldung  mit  Publicität  ja  nicht  nur  im  Interesse  des 
Einzelnen,  sondern  aach  im  Interesse  der  Allgemeinheit  ist  ^). 

Aach  ist  das  deutsche  System  durchaus  'nicht  so  rigoros,  als  es 
scheint,  wenn  man  nur  das  Markenrecht  im  Lichte  des  allgemeinen  Rechts- 
systemes  auffasst  und  nicht  in  unzulässiger  Weise  aus  dem  Lebensverband 
des  Civilrechts  heraus  isolirt.  Oben  wurde  bereits  ausgeführt,  dass  eine 
deceptive  Marke,  d.  h.  eine  Marke,  welche  in  der  tendenziösen  Weise 
angenommen  wurde,  um  im  Publikum  Täuschung  zu  verbreiten  und  diese 
Täuschung  in  doloser  Weise  auszubeuten,  nichtig  ist,  weil  die  Rechts- 
Ordnung  zwar  mancherlei  Rechte  anerkennen  kann,  niemals  aber  ein  Recht, 
zu  täuschen.  Wer  daher  eine  bereits  im  Verkehr  gangbare,  aber  nn 
eingetragene  Marke  eines  Dritten  für  sich  eintragen  lässt,  um  dem 
Publikum  seine  eingetragene  Marke  als  die  Marke  eines  Dritten  zq 
suggeriren,  um  eine  Verwechslung  zwischen  sich  und  einem  Dritten  zu 
schaffen  und  dem  Publikum  kraft  dieser  Verwechslung  seine  Waare  als 
die  eines  Dritten  zu  octroiren,  der  erwirbt  durch  den  Eintrag  kein  Marken- 
recht,  weil  seine  Marke  eine  deceptive,  auf  Irreleitung  des  Publikums  an 
gelegte,  und  folge  weise  nichtige  ist.  Diese  deceptive  Marke  ist  und  bleiht 
kraftlos:  sie  ist  kraftlos  in  der  Hand  des  deceptiven  Erwerbers,  sie  isi 
auch  kraftlos  in  der  Hand  eines  etwaigen  Nachfolgers,  welcher  die  Marke 
mit  Geschäft  und  Firma  erworben  hat,  sie  ist  es  selbst  dann,  wenn  dieser 
Nachfolger  etwa  bei  seinem  Erwerb  der  Marke  in  gutem  Glauben  g:e 
wesen  ist,  da  sein  guter  Glaube  die  Nichtigkeit  der  nuu  einmal  decep- 
tiven Marke  nicht  zu  heilen  vermag. 

Und  da  eine  solche  Marke  im  allgemeinen  Interesse,  nicht  etvra  im 
Interesse  des  Einzelnen,  nichtig  ist,  so  kann  die  Nichtigkeit  von  jedem 
geltend  gemacht  werden,  nicht  etwa  bloss  von  dem  seitherigen  Individnal- 
berechtigten ;    jeder  Dritte  kann  einen  etwaigen  Markenanspruch,  welcher 


^)  Diese  Vortheile  werden  auch  richtig  gewördigt  vou  Maälard  de  Marafy 
R^g.  intern,  de  la  propr.  indnstr.  I  p.  121,  welcher  überhaupt  eine  sehr  bemerkeas- 
werthe  Weite  des  Gesichtskreises  bekundet.  Zu  welch  schwierigen  Untersacb- 
nngen  die  Frage  der  Anteriorität  des  Gebrauchs  führen  kann,  beweisen  die  Pro- 
cesse  Torchon  v.  Guillot,  Appelhof  Bordeaux  6./2.  1873,  Seinetrib  9.,'5.  1874  und 
1./6.  1875  Pataüle  XXfl  p.  226.  245.  Daher  ist  dieser  Gewinn  nicht  gering  aa- 
zuschlagen  ;  allerdings  darf  er  auch  nicht  übertrieben  werden :  Sicherheit  und  Leich- 
tigkeit der  Rechtsprechung  sind  grosse  Güter,  aber  sie  dürfen  nicht  durch  eine  tu 
grosse  fiinbusse  des  materiellen  Rechts  erkauft  werden.  Manche  Autoren  aber 
argumentiren,  als  müsse  das  Recht  so  eingerichtet  sein,  um  es  dem  Richter  mög- 
lichst leicht  zu  machen,  als  ob  dasjenige  Recht  das  vollkommenste  wäre,  bei  welchem 
der  Richter  die  Sache  am  bequemsten  bat! 
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auf  Grund  des  deceptiven  Eintrags  erhoben  würde,  zurückwerfen ;  der  In- 
dividualberechtigte  hat  aber  ausserdem  die  weitere  Befugniss,  kraft  seines 
Individualrechts,  gemäss  §  11  d.  Ges.  die  Löschung  des  Eintrags  zu  begehren. 

Uebrigens  gibt  es  noch  einen  zweiten  Weg,  um  der  deceptiven  Marke 
entgegenzutreten.  Zweifelsohne  steht  nämlich  dem  Individualberechtigten 
in  diesem  Fall  auch  eine  actio  doli  zu  gegen  denjenigen,  welcher  sich 
doloser  Weise  eintragen  lässt,  welcher  sich  eintragen  lässt,  um  ihn  in 
seinem  materialen  Rechte  zu  kränken,  um  durch  den  Eintrag  den  mate- 
riellen Bechtsstand  zu  untergraben.  Hier  hat  der  Individualberechtigte 
eine  actio  doli,  nicht  nur  auf  Entschädigung,  sondern  auch  auf  Aufhebung 
des  dolos  begründeten  Zustandes  und  auf  Ablassung  von  der  weiteren  Be- 
nützung desselben,  ebenso  wie  derjenige,  welcher  dolos  in  die  Schlingen 
eines  Vertrages  gefangen  ist,  nicht  nur  Entschädigung,  sondern  auch  Auf- 
hebung des  vertragsmässig  begründeten  Zustandes  begehren  kann.  Auch 
dieser  Weg  führt  mithin  zu  dem  bezeichneten  Endziele,  zur  Löschung  der 
dolosen  Marke —  jedoch  nicht  so  vollkommen,  wie  die  vorige.  Denn  da 
der  Dolusanspruch  nicht  in  rem  gelit,  so  würde  die  actio  doli  nur  eine 
Abhülfe  bieten  gegenüber  dem  dolosen  Anmelder  selbst,  nicht  aber  gegen- 
über dem  Geschäftsnachfolger,  welcher  Geschäft  mit  Firma  und  Marke 
erworben  hat;  hier  greift  der  zweite  Gesichtspunkt  weiter:  da  die  de- 
ceptive  Marke  nichtig  ist,  so  ist  sie  nichtig  auch  in  der  Hand  des  Nach- 
folgers, und  darum  steht  dem  Individualberechtigten  auch  der  Löschungs- 
anspruch  gegen  diesen  zu,  §  11  d.  Ges.  Und  nur  zur  Vermeidung  von 
Missverständnissen  will  ich  beifügen,  dass  die  actio  doli  nicht  etwa  erst  auf 
Vernichtung  des  Markenrechts  gerichtet  ist  —  denn  nichtig  ist  die  Marke 
bereits,  sondern  auf  Festsetzung  der  Nichtigkeit  und  auf  Vernichtung  der- 
jenigen Veranstaltungen,  welche  der  nichtigen  Marke  in  der  Aussenwelt 
den  Schein  der  Gültigkeit  geben;  insofern  geht  die  Dolusklage  mit  der 
Klage  aus  dem  Individualrecht  gemäss  §  11  d.  Ges.  Hand  in  Hand;  ausser- 
dem kann  dieselbe  allerdings  noch  Entschädigung  postuliren,  insofern  hat 
sie  noch  ihre  gute  selbstständige  Bedeutung. 

Uebrigens  ist  es  bei  der  geringen  Entwickelung  des  Individual- 
rechtsgedankens  in  der  deutschen  Jurisprudenz  und  bei  der  geradezu  ab- 
lehnenden Haltung,  welche  deutsche  Gerichte,  insbesondere  auch  das  Reichs- 
gericht, seither  gegenüber  dem  Individualrechte  einnahmen,  ein  nicht  zu  um- 
gehendes Gebot  der  Vorsicht,  dass  der  Individualberechtigte  in  einem  solchen 
Falle  sich  zuerst  durch  Klage  gegen  den  eingetragenen  Quasiberechtigten 
den  Boden  ebnet,  weil  er  sonst  zu  befürchten  hätte,  dass  sein  Individual- 
recht von  den  Gerichten  nicht  anerkannt  und  die  Benützung  seines 
Zeichens  von  den  Gerichten  als  Markenverletzung  gegenüber  dem  einge- 
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tragenen  Scheinberechtigteu  geahndet  würde.  Die  practische  Jurisprudenz 
auf  diesem  Gebiete  bedarf  in  Deutschland  noch  längerer  Entwicklung,  und 
was  wir  als  das  Resultat  der  richtigen  Principien  darstellen,  wird  — 
das  wissen  wir  wohl  —  nicht  immer  sofort  auch  in  der  Praxis  als  das 
riclitige  angenommen  werden :  die  Praxis  bedarf  ihre  Zeit,  sie  kann  nicht 
mit  der  gleichen  Sclmelligkeit  ihr  Ziel  erreichen,  wie  die  Wissenschaft: 
und  die  Ergebnisse  auf  dem  Gebiete  des  Industrierechts  haben  uns  ge- 
zeigt, dass  unsere  Praxis  in  dieser  Hinsicht  nicht  immer  auf  der  Höhe 
der  französischen  und  englischen  steht. 

Der  Unterschied  des  deutschen  Princips  von  dem  englischen  und 
französischen  ist  hiermit  leicht  zu  fassen.  Die  eingetragene  Marke  ver- 
nichtet das  auf  dasselbe  Zeichen  gerichtete  Individualrecht,  sofern  der 
Eintrag  loyal,  redlich,  in  guter  Meinung  nachgesucht  worden  ist.  In 
diesem  Falle  ist  das  Individualrecht  sofort  präcludirt,  es  muss  sofort  vom 
Schauplatze  verschwinden:  der  Individualberechtigte,  weit  entfernt,  der 
Marke  opponiren  zu  können,  darf  von  Stund  an  selbst  nicht  mehr  das 
Zeichen  gebrauchen,  seine  Führung  des  Zeichens  würde  zur  unberechtigten 
und  strafbaren;  und  dieses  Verhältniss  wird  in  keiner  Weise  dadurch 
alterirt,  dass  der  Erwerber  der  Marke  nachträglich  von  dem  Individuai- 
berechtigten  erfährt:  die  Marke  wird  nicht  etwa  nachträglich  zu  einer 
deceptiven,  da  die  Marke,  sobald  legitim  entstanden,  tabula  rasa  macht 
und  das  Feld  allein  behauptet :  dass  in  dieser  Beziehung  das  Markenrecbt 
sich  wesentlich  von  dem  puren  Individualrecht  unterscheidet,  ist  bereits 
oben  S.  106.  107  bemerkt.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  der  Eintrag  in 
bösem  Glauben,  im  Bewusstsein  des  entgegenstehenden  Individualrechts, 
begehrt  wurde:  dann  ist  die  Marke  eine  deceptive,  und  dann  ist  umge- 
kehrt die  Marke  nichtig  und  das  Individualrecht  des  Dritten  bleibt  be- 
stehen: der  Satz,  dass  die  eingetragene  Marke  der  uneingetragenen  vor- 
geht, muss  in  dieser  Art  restringirt  werden ;  denn  die  eingetragene  Marke 
kann  nur  vorgehen,  wenn  sie  gültig  ist,  und  das  ist  sie  nicht,  wenn  sie 
eine  deceptive  ist. 

So  verstanden,  hat  das  deutsche  System  die  Nachtheile  nicht,  welche 
Maillard  de  Mara/y^  nouveau  regime  des  marques  de  fabrique  p.  25  f. 
signalisirt;  es  hat  insbesondere  diese  Nachtheile  nicht  im  internatio- 
nalen Verkehr:  es  ist  unrichtig,  anzunehmen,  dass  ein  französischer 
Fabrikant  ohne  weiteres  in  Deutschland  durch  einen  illoyalen  Concurrenten 
präcludirt  werden  kann,  welcher  sich  die  fremde  Marke  aneignet  und  sie 
früher  zum  Eintrag  bringt  —  es  ist  unrichtig,  sofern  das  Gesetz  richtig 
verstanden,  sofern  die  in  demselben  enthaltenen  Rechtsgrundsätze  nicht 
vom  Civilrecht  losgelöst,  sondern  im  Zusammenhange  des  Civilrechts  auf- 
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^refasst  werden:  denn  auch  hier  gelten  die  Grundsätze  der  bona  fides, 
auch  hier  gilt  der  Satz  unseres  Aequitätsrechts,  dass  das  Recht  Betrug 
und  Arglist  verpönt. 

Allerdings  gi-eift  auch  so  das  deutsche  Formalprincip  tief  in  die 
materiellen  Interessen  ein;  zum  mindesten  wäre  ein  Aufgebot  oder  ein 
Avis  zur  Geltendmachung  des  Individualrechts  wünschenswerth :  man 
sollte  das  bestehende  Individualrecht  avertiren  und  ihm,  wenn  auch  nur 
kurze,  Gelegenheit  geben,  der  Gefahr  zu  steuern,  welche  ihm  droht.  Es 
wäre  damit  nur  das  Princip  erweitert,  welches  in  §  9  d.  Ges.  zum  Aus- 
drucke gelangt  ist. 

Dem  deutschen  Systeme  folgt  das  Gesetz  der  Argentinischen 
Republik  a.  15  und  das  Decret  von  Uruguay  a.  16  Fat  XXI  p.  343, 
XXn  p.  86),  das  Holländische  Gesetz  a.  6  (vgl.  Straatman  p.  4) ;  wohl 
auch  das  Markengesetz  vom  Rumänien  (vgl.  den  Zusammenhalt  der 
a.  6.  7.  27. 28.  29.  30,  nnd  hierzu  Meneau,  Propr  ind.  I  16  Rev.  p.  218  f.). 

§  7. 

Das  Markenrecht  ist  exclusiv.  Daher  schliesst  das  einmal  ent- 
standene Recht  auf  ein  bestimmtes  Zeichen  den  Erwerb  des  gleichen 
Zeichens  durch  einen  Dritten  aus ;  entstanden  ist  das  Markenrecht  zwar 
erst  mit  dem  Eintrag  ins  Register,  der  Entstehungsmoment  wird  aber, 
wie  oben  gezeigt,  auf  den  Moment  der  Anmeldung  zurückdatirt ;  daher 
der  Satz:  unter  mehreren  Einträgen  entscheidet  die  Priorität  der  An- 
meldung, §  8  d.  Ges.  Vorausgesetzt  ist  natürlich,  dass  aus  dieser  An- 
meldung ein  gültiges  Markenrecht  entstanden  ist;  der  spätere  Anmelder 
ist  der  berechtigte,  wenn  der  vor  ihm  stehende  ein  Recht  überhaupt  nicht 
erworben  hat,  beispielsweise  wenn  seine  Marke  deceptiv  und  seine  An- 
meldung wegen  dieser  Deceptivität  nichtig  war.  Dass  nach  dem  fran- 
zösischen System  die  Entscheidung  anders  ausfallen  muss,  dass  hier  ins- 
besondere unter  zwei  Anmeldungen  stets  diejenige  vorgehen  muss,  welche 
ein  älteres  Individualrecht  für  sich  hat,  geht  aus  dem  Vorigen  von 
selbst  hervor  und  bedarf  keiner  weiteren  Ausfüiirung. 

Ein  Gonflict  zwischen  dem  alten  und  neuen  Eintrag  findet  nicht  statt ; 
«in  solcher  Gonflict  würde  nur  dann  entstehen,  wenn  aus  der  späteren 
Eintragung  ein,  wenn  auch  beschränktes  und  geschwächtes  Recht  hervor^ 
ginge,  wenn,  um  in  der  Sprache  des  Nichtigkeitssystems  zu  reden,  die 
später  eingetragene  Marke  nicht  absolut,  sondern  relativ  nichtig  wäre, 
wenn  sie  zwar  an  sich  bestünde,  aber  durch  die  ältere  Marke  in  Schwebe 
gehalten  würde.     So  verhält   sich  aber    die   Sache   nicht:    dem  späteren 
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Eintrag  entspricht  nicht  ein  geschwächtes  Recht,  sondern  ein  totales 
Nichtrecht:  die  Nichtigkeit  ist  absolut,  nicht  etwa  bloss  ope  exceptionis^ 
und  die  spätere  Marke  kommt  nicht  etwa  dadurch  zu  Kräften,  dass  die 
erste  Marke  untergeht  und  im  Register  gelöscht  wird,  vgl.  §  8  d.  Ges. 
Ein  entgegengesetztes  System  würde  zu  vielen  Verwicklungen  fuhren  und 
wäre  legislativ  wenig  empfehlenswerth. 

Noch  weniger  ist  ein  Conflikt  in  der  Art  möglich,  dass  eine  be- 
stehende Marke  von  einem  künftig  auf  dasselbe  Zeichen  entstehenden  In- 
dividualrechte zu  leiden  hätte:  das  Markenrecht  schliesst  von  selbst  das 
Entstehen  eines  coUidirenden  Individualrechts  aus,  kann  es  ja  doch  ein 
bereits  bestehendes  Individualrecht  zerstören ;  aber  auch  nach  französi- 
schem Rechte  muss  man  so  entscheiden,  da  nach  französischem  Rechte 
ein  Individualrecht  auf  ein  bestimmtes  Zeichen  das  spätere  Entstehen 
eines  coUidirenden  Individualrechts  ausschliesst,  das  eingetragene  Marken- 
recht aber  mindestens  einem  uneingetragenen  Individualrecht  gleich- 
stehen muss. 

Die  Exclusivität  der  einmal  entstandenen  Marke  erstreckt  sich  so- 
weit, als  die  Marke  geht ;  die  Marke  umfasst  aber,  wie  alsbald  dargelegt 
werden  soll,  nicht  nur  das  stricte  Zeichen,  sondern  die  ganze  Charakteri- 
sirungssphäre  dieses  Zeichen:  auf  diesen  ganzen  Kreis  bezieht  sich  die 
Exclusivität,  in  diesem  ganzen  Kreise  darf  kein  Zeichen  zu  einer  neuen 
Marke  werden:  es  ist  jedes  Zeichen  für  eine,  neue  Marke  ausgeschlossen, 
welches  dem  ersten  Zeichen  so  ähnlich  sieht,  dass  es  in  derselben  Cha- 
rakterisirungszone  liegt,  so  dass  unter  bestimmten  Umständen  eine  Ver- 
wechslung zu  befurchten  wäre. 

§  8. 

Die  Prioritätsverhältnisse  wurden  in  der  üebergaugszeit  verschoben, 
um  den  bereits  bestehenden  Individualrechten  Rechnung  zu  tragen:  es 
wurde  bestimmt,  dass  für  gewisse  Zeichenrechte  eine  privilegirte  Ein- 
tragsfrist gewahrt  bleiben  solle,  innerhalb  welcher  ihnen  Niemand  durch 
zeitliche  Priorität  zuvorkommen  solle;  die  Frist  sollte  bis  zum  1.  October 
1 875  laufen  und  das  Privileg  sollte  bestehen  für  Zeichen,  welche  bereits 
landesgesetzlich  geschützt  waren  oder  bis  zum  Beginn  1875  „im  Verkehr 
allgemein  als  Kennzeichen^  ihrer  Waaren  gegolten  hatten  i) ;    privilegirt 


I)  Vgl.  auch  Handelsappellationsgericht  München  3./11.  1876  in  der  Samm- 
Inng  V.  Entsch.  d.  obersten  Gerichtsh.  f.  Bayern,  Handels-Recht  III  S.  307,  und 
oben  S.  202  f. 
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sollten  demnach  diejenigen  Personen  sein,  welche  entweder  ein  inländische» 
Markenrecht  oder  ein  Individualrecht  besassen :  denn  jene  Gesetzesworte^ 
welche  von  Zeichen  sprechen,  die  im  Verkehr  als  Kennzeichen  gegolten 
haben,  sind,  wie  bereits  oben  ansgeführt,  nur  die  Umschreibung  unsere» 
Individualrechts  nach  seinen  hauptsächlichen  faktischen  Voraussetzungen ; 
und  der  Gedanke  des  Gesetzes  ist :  wer  bereits  im  Genüsse  eines  Rechte» 
auf  das  Zeichen  ist,  soll  die  Möglichkeit  haben,  bis  zu  einem  bestimmten 
Termin  dieses  Recht  zum  vollen  deutschen  Markenrechte  zu  vervoll- 
kommnen, ohne  dass  ihm  ein  dritter  Nichtberechtigter  zuvorkommt:  er 
soll  durch  die  Prävention  eines  Dritten  nicht  aus  seinem  Rechtszustande 
hinausgedrängt  werden. 

Hiernach  ist  es  klar,  dass  die  Begünstigung  des  Gesetzes  ausser  den 
landesgesetzlich  geschützten  Zeichen  nur  solchen  zukam,  welche  Gegen- 
stand eines  Individualrechts  geworden  waren,  und  dies  dadurch,  dass  sie  im 
Verkehr  als  Erkennungszeichen  des  betreifenden  Gewerbetreibenden  an- 
erkannt worden  sind;  zum  Individualrecht  kann  aber  ein  Zeichen  immer 
nur  dann  werden,  wenn  es  kein  deceptives  Zeichen  ist,  und  es  gilt  in 
dieser  Beziehung  alles  obenS.  106  f.  ausgeführte:  kein  Recht  kann  bestehen, 
welches  —  nicht  etwa  bloss  durch  zufällige  Constellationen,  sondern  direct 
in  seinem  wahren  Wesen  ein  Herd  von  Unredlichkeiten  wäre  ^).  Daran» 
ergibt  sich  der  selbstverständliche  Satz,  dass  das  Beneficium  des  §  9  des 
Markengesetzes  sich  nicht  auf  deceptive  Marken  bezieht,  dass  solche 
ebensowenig  auf  dem  ausserordentlichen  Wege  des  §  9  d.  Ges.  Gegen- 
stand des  Markenrechtes  sein  konnten,  als  sie  im  ordentlichen  Laufe  der 
Dinge  des  Markenrechtes  theilhaftig  werden  können.  Hätte  man  diese» 
Princip  von  jeher  richtig  angewendet,  so  wären  manche  Fehler  der  Rechts- 
auslegnng  vermieden  worden  und  manche  Klagen  der  Industrie  wären 
unterblieben.  Denn  allerdings,  ohne  diese  Erkenntniss,  konnte  man  dem 
§  9  des  deutschen  Gesetzes  die  Anwendung  geben,  dass  ein  Inländer, 
welcher  in  völlig  deceptiver  Weise  ausländische  Marken  nachgemacht 
und  es  dahin  gebracht  hatte,  dass  das  Publikum  die  ächte  und  die  un- 
ächte  Marke  nicht  mehr  unterschied,  dass  ein  solcher  des  privilegirten 
Rechtes  theilhaftig  wurde ;  und  wenn  dann  der  wahre  Zeichenträger,  also 
derjenige,  welcher  das  ächte  Zeichen  zur  Geltung  gebracht  hatte,  gleich- 
falls sich   eintragen    liess,    so  musste   man   dazu  kommen,   beiden,   dem 


1)  Man  vgl.  die  Worte  des  Appelhofs  Mailand  2./8.  1879  Monit.  dei  trib.  XXI 
p.  762.  764 :  per  essere  legale,  l'nso  di  an  marchio  gi&  da  altri  adottato  deve  essere 
legittimo  e  non  gi&  basato  sn  an  illecito  ed  abasivo  possesso  e  salla  asarpazione 
che  non  paö  mal  menomare  i  diritti  di  proprieti  e  di  origine . 


Original  wie  der  Copie,  ein  concurrirendes  Markenrecht  zazugestehen. 
Dagegen  hat  sich  der  Verkehr  mit  Recht  erhoben:  allein  mit  Unrecht 
hat  er  auf  das  deutsche  Gesetz  die  Schuld  gewälzt,  mit  Unrecht  eine 
Aenderung  desselben  begehrt.  Mit  Unrecht  hat  namentlich  das  Ausland 
um  solcher  vermeintlichen  Consequenzen  willen  das  deutsche  Gesetz  ange- 
griffen: nicht  in  dem  Gesetze  lag  der  Fehler,  sondern  in  der  Juris- 
prudenz, welche  sich  noch  nicht  zur  principiellen  Erkenntniss  hinaufge- 
rungen hatte  —  was  bei  der  Neuheit  des  Rechtsgebietes  auch  nicht  zu 
verwundern  war.  Hätte  man  damals  das  Individualrecht  gekannt,  hätte 
man  damals  das  in  §  9  ausgesprochene  Princip  als  eine  glückliche  An- 
wendung des  Individualrechtsgedankens  erfasst:  dann  wäre  es  sofort 
sicher  gewesen,  dass  die  deceptiven  Marken,  als  unfähig  des  Individual- 
rechts, auch  unfähig  des  Markenrechts  und  unfähig  des  Privilegiums  des 
deutschen  Markengesetzes  sind,  dass  eine  solche  Collision  zwischen  einem 
Bonafidezeichen  und  einem  Malafidezeichen  gar  nicht  vorkommen  kann')- 
Treffend  hat  auch  das  Preussische  Handelsministerium  in  einem  Erlasse 
von  18./4.  1878  Reichsanzeiger  (Centralregister)  v.  9./5.  1878  nr.  109 
ÄUf  die  Gefahren  hingewiesen,  welche  durch  unvorsichtige  Anwendung  des 
§  9  des  Markengesetzes,  durch  unvorsichtige  Annahme  der  Geltung  eines 
Zeichens  im  Verkehr  erwachsen  können;  treffend  hat  dasselbe  ausge- 
sprochen, dass  es  Sache  der  Organe  des  Verkehrs  sei,  zu  einer  richtigen 
Anwendung  des  Gesetzes  im  Interesse  des  gutgläubigen  Verkehres  mitzu- 
wirken. Und  richtig  hat  der  Appelhof  Köln  ö^/l.  1877  (Arch.  f.  das 
Civil-  und  Criminalrecht  der  Königl.  Preussischen  Rheinprovinz.  Bd.  68 
S.  85)  dahin  entschieden,  dass  nur  derjenige  sich  auf  die  Geltung  seines 
Zeicliens  im  Publikum  berufen  dürfe,  welcher  sich  diese  Geltung  nicht 
zu  fraudulösen  Zwecken  verschafft  hat.  Es  ist  hier  S.  88  ausgeführt, 
„dass,  wenn  es  .  .  .  auch  richtig  wäre,  dass  die  Appellantin  auf  Grund 
der  von  ihrem  Ehemanne  gewonnenen  Kenntniss  des  Geschäftsbetriebes 
der  Appellatin  ihren  Waaren  ein  entsprechendes  Absatzgebiet  verschafft 
hätte,  dieser  Erfolg  sich  doch  nur  als  die  Wirkung  ihres  Verfahrens  dar- 
fltellen  würde,  welches  offenbar  bezweckte,  das  Publikum  über  den  Ur- 
sprung der  nachgemachten  Waare.  zu  täuschen  und  dem  unter  ihrer  Firma 
verbreiteten  Waarenzeichen  eine  Anerkennung  zu  verschaffen,  welche  in 
Wirklichkeit  nur  dem  Zeichen  der  Appellatin  galt;  dass  ein  so  gearteter 
Besitzstand  aber  keinen  rechtlich  anzuerkennenden  Besitz  darstellt,  wel- 


1)  Ein  solches  wäre  auch  am  so  misslicher  gewesen,  als,  bei  dem  laxamen- 
tnm  temporis  des  §  9,  selbst  die  gröaste  Diligenz  in  der  Anmeldang  denBonafide- 
träger  der  Marke  nicht  vor  der  verderblichen  Conseqaenz  geschützt  hätte. 
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eher  in  Beziehung  auf  die  im  §  9  des  Markengesetzes  vorgesehenen 
Rechte  in  Betracht  gezogen  und  der  Appellatin    entgegengesetzt  werden 

könnte" ;    ähnlich  derselbe  9./3,  1878  ib.  Bd.  69  S.  113  f.  Eichtig 

ferner  das  Landesoberhandelsgericht  Stuttgart  9./5.  1878  Busch  Arch. 
XXXIX  S.  255  und  im  Reichsanz.  (Centralh.-R!)  1879  nr.  273.  284  ; 
richtig  ferner  Reichsoberhandelsgericht  5. '6.  1877  Entsch.  XXII  S.  376  i) 
und  besonders  Reichgericht  11. /l.  1881  Entsch.  III  S.  78.  81,  wo  treffend 
betont  wird,  dass  nicht  anzunehmen  ist,  „dass  das  Gesetz  von  der 
Frage,  ob  der  erlangte  concurrirende  Besitz  ein  redlicher  oder  unred- 
licher sei,  ganz  habe  absehen,  und  seine  Vergünstigung  Leuten  habe  ge- 
währen wollen,  die  sich  in  einen  fremden  Besitz  in  der  unlauteren  Absicht 
eindrängten,  ihn  zu  ihrem  Vortheile  auszubeuten"  ...  2). 

Eine  ähnliche  IJebergangsbestimmung,  wie  das  deutsche,  enthält  auch 
das  Schweizerische  Markengesetz  a.27;  dasselbe  bestimmt  ausdrücklich, 
dass  die  privilegirten  Marken  in  rechtmässiger  Uebung  gewesen  sein 
müssen,  was  auch  das  Bundesgericht  richtig  dahin  ausgelegt  hat,  dass 
hierunter  nicht  eine  blosse  Rechtmässigkeit  im  Sinne  der  Nichtgesetz- 
widrigkeit,  sondern  eine  materielle  Rechtmässigkeit  zu  verstehen  sei,  dass 
also  ein  deceptiver  Gebrauch  des  Zeichens  durch  einen  Nachahmer  nicht 
genügt,  um  für  ihn  einen  rechtmässigen  Besitzstand,  ein  Individualrecht 
zu  begründen,  Bundesgericht  28./5.  1881  R6g.  intern,  de  propr.  ind.  I 
p.  244.  Und  das  Rumänische  Markengesetz  14./26.  April  1879, 
welches  gleichfalls  eine  Uebergangsperiode  statuirt ,  innerhalb  welcher  die 
seither  im  Gebrauch  stehenden  Marken  gewahrt  werden  können,  bestimmt^ 
dass  von  mehreren  gleichen  Marken  dieser  Art  diejenige  vorgehen  soll,, 
welche  den  ältesten  Besitzstand  für  sich  hat,  a.  28.  29. 

CoUisionen  in  der  Weise,  dass  zwei  Personen  ein  Individualrecht 
auf  dasselbe  Zeichen  haben,  können,  wie  bereits  oben  S.  106.  107 
ausgeführt  wurde,  nur  vorkommen,  wenn  zwei  Personen  bona  fide  zu 
gleicher  Zeit  dasselbe  Zeichen  in  Verkehr  gesetzt  und  für  sich  zur  Gelt- 
ung gebracht  haben  —  oder  wenn  mindestens  keine  Priorität  nachweisbar 
ist;  dann  und  nur  dann  läge  der  Fall  vor,  wo  zwei  „im  Verkehr  gel- 
tende^ Marken  zugleich  auf  das  Privileg  des  §  9  d.  Ges.  Anspruch  machen 
könnten.  Diese  Fälle  sind  nun  nicht  unmöglich,  aber  doch  recht  selten, 
und  es  verliert  daher  die  seiner  Zeit  viel  ventilirte  Frage   über   die  Be- 


1)  Vgl.  auch  Bericht  der  Leipziger  Handelskammer  von    1880  in  Propr.  in- 
dustr.  II  p.  184. 

2)  Völlig  nnzutreflfeud  ist,  was  Möllerüiof  S.  190  gegen    diese    vortreffliche 
Entscheidung  vorbringt. 
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handlang:  einer  solchen  Collision  viel  von  ihrer  practischen  Geltung.  Zu 
entscheiden  ist  die  Frage  sicher  dahin,  dass  in  einem  solchen  Falle  beide 
Markeurechte  als  gleich  wer  thig  neben  einander  im  Verkehr  bestehen  und 
keines  das  andere  ausschliesst  —  ein  Resultat,  welches  zwar  keineswegs 
sehr  wünschenswerth  ist,  aber  in  gleicher  Weise  hingenommen  werden 
muss,  wie  wenn  zufJlllig  zwei  Personen  dasselbe  Zeichen  gerade  im  glei- 
<5hen  Momente  angemeldet  hätten;  vgl.  R.-O.-H.-G.  22./6.  1876  Entsch. 
XX  S.  353  f.  365  f.,  Meves  S.  198,  Löbker  S.  408.  Das  Rumänische 
Markengesetz  a.  29  lässt  in  solchem  Falle,  sobald  also  eine  Priorität 
des  Besitzstandes  nicht  nachweisbar  ist,  das  Loos  entscheiden ;  Aehnliches 
will  Landgraf  S.  37  unter  dem  deutschen  Gesetze  —  mit  Unrecht:  zu 
einem  solchen  Nothbehelfe  wäre  nur  dann  zu  greifen,  wenn  eine  derartige 
Ooexistenz  zweier  Rechte  mit  derselben  Marke  juridisch  unstatthaft,  recht- 
lich unzulässig  wäre :  das  ist  aber  nicht  der  Fall :  nicht  alles,  was  nicht 
wünschenswerth  ist,  ist  zugleich  auch  gegen  das  Recht. 

Ueber  die  Voraussetzungen  des  §  9  d.  Ges.  ist  des  weiteren  auf 
die  Ausführungen  S.  202  f.  zu  verweisen.  Ganz  besonders  kommt  hier 
in  Betracht,  dass  für  die  Geltung  im  Verkehr  nicht  nur  der  inländische, 
sondern  auch  der  ausländische  Verkehr  massgebend  ist,  vgl.  auch  Reichs- 
gericht 7./ 1, 1881  Entsch.  III  S.  74;  dies  kommt  sehr  in  Betracht,  denn 
auch  Ausländer,  sofern  sie  nur  zum  inländischen  Markenschutze  zugelassen 
sind,  gemessen  das  Privileg  des  §  9.  Doch  das  Nähere  hierüber  kann 
«rst  im  internationalen  Markenrechte  folgen. 


VI. 
Inhalt  des  Markenrechtes. 

§  1. 

Das  Markenrecht  enthält  die  ausschliessliche  Befugniss  des  Berech- 
tigten, die  von  ihm  produzirten  W^aaren  oder  die  aus  seinem  Handels* 
geschäfte  verkauften  Waaren  mit  dem  betreifenden  Markenzeichen  zu  ver- 
sehen und  dadurch  als  von  ihm  herrührend  zu  charakterisiren.  Man  hat 
hiernach  factisch  zwischen  Fabrik-  und  Handelsmarken  unterschieden: 
Marque  de  fabrique  und  Marque  de  commerce,  Wa^lbroeck  II  nr.  211 
p.  13,  Pouillet  nr,  6,  und  manche  Gesetze  haben  diese  Distinction  in  sich 
Aufgenommen;  so  Markengesetz  von  Chili  12./11.  1874  a.  2  und  3  (auch 
in  Goldschmidt  Z.  XXI  S.  181),  welches  bestimmt,  dass  die  Marke  als 
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Harca  de  Fabrica  (M.  d.  F.)  und  Marca  Comerial  (M.  C.)  bezeichnet 
werden  soll;  und  auch  andere  Gesetze  lassen  den  Unterschied  in  einigen 
€onsequenzen  erkennen.  In  der  That  aber  lässt  sich  eine  principielle 
Scheidung  nicht  rechtfertigen :  was  bei  dem  Producenten  das  Vertrauen 
auf  die  Güte  seiner  Production,  das  ist  bei  dem  Verkäufer  das  Vertrauen 
auf  die  Gute  seiner  Wahl,  die  Solidität  seines  Geschäftsgebahrens,  die 
Riclitigkeit  in  der  Auswahl  der  Bezugsquellen  i) ,  das  Geschick  in  der 
Aufbewahrung  und  Behandlung  der  Waare^),  wobei  dann  die  Handels- 
marke sehr  leicht  in  die  Productionsmarke  mitübergeht  und  eine  strenge 
Gränzllnie  nicht  durchführbar  ist.  Darum  unterscheidet  das  deutsche 
Gesetz  beide  Arten  nicht,  vgl.  die  Motive  S.  635 ;  ebensowenig  das  öster- 
reichische Recht,  vgl.  Stubenrauch  S.  10,  ebensowenig  das  amerikanische 
Recht,  vgl.  Court  for  the  correction  of  errors  New- York  December  1846, 
Taylor  v.  Carpenter  Cox  p.  45.  58  u.  s.  w. 

Das  Markenrecht  gibt  nicht  nur  das  Recht  auf  die  Marke,  es  gibt 
das  Recht  auf  Charakteristik  der  Waare  durch  die  Marke;  denn  die 
Marke  ist  kein  selbstständiges  geistiges  Gut,  sie  ist  ein  Mittel  der  Cha- 
rakteristik, folglich  liegt  auch  der  innere  Kern  des  Markenrechts  in  dem 
Rechte  der  Individualbezeichnuug  durch  dieses  Mittel  der  Charakteristik. 
Daraus  geht  von  selbst  hervor,  dass  das  Markenrecht  nicht  auf  die  speci- 
iisclie  Marke  nach  den  Regeln  der  stricten  Identität  beschränkt  ist,  son- 
dern dass  es  sich  auf  alle  Zeichen  erstreckt,  welche  von  der  Marke  so 
wenig  verschieden  sind,  dass  sie  im  Verkehr  dasselbe  Charakteristikum 
bilden,  dass  sie  bei  der  im  Verkehr  üblichen  Aufmerksamkeit  oder  Un- 
aufmerksamkeit des  Publikums  mit  der  berechtigten  Marke  zusammen- 
laufen. Es  ist  daher  völlig  unrichtig,  wenn  man  gemeint  hat,  dass 
„streng  genommen"  die  geringste  Aenderung  der  Marke  hinreichen  würde, 
damit  das  Zeichen  ausserhalb  der  Marke  falle  und  von  dem  Markenrechte 
nicht  mehr  berührt  würde,  dass  nur  practische  Gründe  zu  der  Sonder- 
bestimmung des  §  18  geführt  hätten,  wornach  die  gesetzliche  Reaction  auch 
eintritt,  wenn  die  Marke  „mit  Abänderungen  wiedergegeben"  ist,  „welche 
nur  durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden 

1)  Richtig  bezeichnet  es  eine  englische  Entscheidung  als  Bestimmung  der 
Handelsmarke,  za  zeigen,  dass  die  Waare  von  dem  Markeuträger  „is  selected  or 
esamined  or  certified",    Hirsch  v.  Jonas  im  Jonrn.  of  Jnrispr.  1876  p.  638. 

2)  Yergl.  Ludlow  nnd  Jefikyns  p.  2.  Die  Commercialmarke  ist  namentlich 
von  Wichtigkeit  für  Waarcn  ans  Ländern,  die  noch  ohne  Markenschntz  sind,  wo 
die  inländische  Handelsfirma  durch  Beisetzung  ihrer  Commercialmarke  dem  Pub- 
likum eine  gewisse  Garantie  für  die  richtige  Bezugsquelle  der  Waare  schaffen  kann, 
Äuger  p.  83. 
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können"  i).  Im  Gegentheil,  diese  Bestimmung  beruht  auf  den  innersten  Prin- 
cipien  des  Markenrechts.  Jede  Marke  ist  Bezeichnungsmittel  und  reicht 
soweit,  als  ihre  diakritische  Bezeichnungskraft  reicht,  soweit,  als  eine 
Identificirung  im  Verkehr  stattfindet.  Die  gegentheilige  Auffassung  ver- 
kennt vollständig  die  indirecte  Bezeichnungsnatur  der  Marke,  sie  be- 
trachtet die  Marke  als  ein  selbstständiges  Gut,  wie  die  Autor-  oder  Er- 
flnderidee,  und  dies  ist  eben  ein  fundamentaler  Irrthum.  Es  verhält  sich 
mit  der  Marke  nicht  anders,  als  mit  Laden-  und  Hotelschildem  und  anderen 
individuellen  Charakteristiken,  wgL  Calmels  nr.  215  p.  136,  Dallos^  Ind. 
nr.  365.  366,  Schmoll  p.  192  t 

Daher  wird  auch  das  Princip  von  dem  Umfange  des  Markenrechts, 
wornach  sich  dasselbe  über  die  ganze  Sphäre  seiner  Bezeichnungskraft 
erstreckt,  soweit  eine  Identificirung  und  folgeweise  eine  Verwechslung  im 
Verkehr  stattfinden  würde,  in  Frankreich,  in  Belgien,  in  Italien,  in  Eng- 
land und  Amerika  in  vollem  Umfange  anerkannt  und  durchgeführt,  an 
seiner  richtigen  Durchführung  hängt  grossentheils  der  Erfolg  des  Marken- 
rechts2).  Man  vgl.  unter  den  unzähligen  französischen  Entscheid- 
ungen hierüber  beispielsweise  Seinetrib.  11. /4.  1835  PatailleXXI  p.  11, 
Appelh.  ßiom  18./2.  1834  bei  Dallojsf  nr.  324,  Appelh.  Paris  31.,  3. 1865 
Pataille  XII  p.  161.  168,  Appelhof  Paris  21./3.  1866  Pataille  XU 
p.  144.  157,  Trib.  Perpignan  15./1.  1869  Fat  XV  p.  84.  Appelh.  Paris 
4./2.  1869  Fat.  XV  p.  259,  Appelh.  Paris  5./2.  1870  Fat  XVI  p.  209, 
Trib.  Ronen  19./3.  1872  Fat  XVm  p.  21,  Appelhof  Bordeaux  22./ 12. 
1873  Eeg.  intern,  des  marq.  I  p.  160  f.,  Seinetrib.  25./6.  1874  Fa- 
taille  XIX  p.  209,  Idem  20./2.  1873,  Idem  4./8.  1873  Fat  XIX 
p.  334.  340,  Appelhof  Bordeau)^  6./2.  1873  Fat.  XXU  p.  226,  Seinetrib. 
1./6.  1875  Fat,  XXII  p.  245,  Cass.-hof  6./2.  1875  Sirey  1876  I  p.  390, 
Seinetrib.  23./11.  und  16./12.  1875  Fataille  XX  p.  369,  Seinetrib. 
28./12.  1875  Fat  XXI  p.  72,  Trib.  Toulouse  3./5.  1877  Fat  XXU 
p.  139,  Appelh.  Bordeaux  26./7.  1878  Fat.  XXIU  p.  249,  Tribunal 
Montpellier  12./12.  1878  Fat  XXIV  p.  175,  Trib.  Nizza  24./2.  1879 
Fat  XXVI  p.  77,  Appelh.  Aix  20./3.  1879  Fat.  XXVI  p.  179,  Trib. 
Rennes  6./3.  1880  Fat.  XXV  p.  353,  Trib.  Poitiers  17./8.  1880  Fat. 
XXVI    p.  250,   Trib.    la  Roche    sur  Yon  9./12.    1881    R6g.    intern,  de 


')  Dem  §  18  des  Ges.  entspricht  §  16  des  Oesterreich.  Gesetzes  (daza 
Handelsminist.-Erlass  v.  15./6.  1863) ;  vgl.  Franckelj  Bestimmungeu  des  Österreich. 
Rechtes  gegen  unehrbaren  Wettbewerb   S.  38. 

2)  Eine  sehr  dankenswerthe  Entwicklung  von  Resultaten  der  Jurisprudenz 
in  Betreff  der  Markenimitation  findet  sich  bei  M.  de  Marafy  im  R^g.  intern,  des 
marques  I  p.  12  f. 
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la  propr.  iodustr.  I  p.  43,  Appelh.  Orleans  20./2.  1882  R^g.  intern,  de 
la  propr.  ind.  I  p.  214,  Trib.  Marseille  14./3.  1882  ib.  I  p.  380,  Trib. 
Charleville  24./3.  1882  in  derselben  Zeitschrift  I  p.  226;  ferner  Appelh. 
Dijon  10./12.1879,  Trib.Auxerre  27./2.  1880,  Appelh.  Paris  20./12.1882, 
Tribunal  Blois  20./4.  1883  in  Pataüle  XXVIII  (1883)  p.  146.  149.  154. 
157,  Trib.  Rheims  12./7.  1882  Reg.  intern,  de  la  prop.  ind.  I  p.  395, 
Trib.  Lille  27./2.  1883  Fat  XXVIII  (1883)  p.  344,  Id.  30./5.  1883 
Fat  XXVIII  p.  349,  Trib.  Amiens  6./12.  1882  Fat.  XXIX  p.  235. 
Vergl.  ferner  Bedarride  III  ur.  845.  902.  918,  Blanc  p.  772,  Rendu 
nr.  183  f.,    Fouillet  nr.  139  f.  181  f.,  Mayer  p.  71 1). 

Belg^ische  Entscheidung'en  sind  beispielsweise:  Appelhof  Gand 
14./2.  1872  Pasicr.  B.  1872  II  p.  138,  Appelh.  Bruxelles  14./8,  1880 
Pasicr.  B.  1881  n  p.  27;  früher  Entscheidungen  von  1823.  1853.  1854 
bei  Ro,  commentaire  p.  108  f . ;  vgl.  auch  Braun  p.  406  f. 

Bezüglich  Englands  vgl.  Entscheidung  Croft  v.  Day  Decb.  1843 
Cox  p.  649,  Franks  v.  Weaver  10./3.  1847  Sebastian  p.  45,  Guinness 
V.  UUmer  ll./ll.  1847  Sebast  p.  46,  Edelsten  v.  Edelsten  1863  Cod- 
dington  p.  118,  engl.  Oberhaus  in  der  Streitsache  Leather  Cloth  Co.  v. 
American.  Leather  Cloth  Co.  Mai  1865  Cox  p.  688  f.  707,  und  inWo- 
therspoon  v.  Currie  1872  Coddington  p.  132.  133;  Farina  v.  Cathery 
26./4.  1867  Sebast.  p.  164,  Hargreaves  v.  Smith  8./8.  1870  Sebast. 
p.  203,  Anglo  Swiss  Cond.  Milk  Co.  v.  Swiss  Cond.  Milk  Co.  6./7. 1871 
Sebast.  p.  222,  Abbott  v.  the  Bakers  and  Confectioners  Tea  Assoc.  16./11. 
1871,  8./2.  1872  Sebast  p.  226,  Bell  Black  Co.  v.  Bell  Co.  1./8.  1876 
Sebast.  p.  305,  Guinness  v.  Heap  30./5.  1878  Sebast.  p.  377,  Ewing 
V.  Johnston  im  Weekly  Reporter  v.  1879—80  Digest,  p.  226,  Wor- 
thington trade-mark  24./2.  1880  Joura.  du  droit  intern.  priv6  VII  p.  604, 
Read  Brothers  v.  Richardson  11. /4.  1881  American  Law  Review  N.  S. 
II  p.  487;  Adams  p.  107.  132,  Wood  p.  18  f.,  Ludlotv  und  Jenkyns 
p.  74,  Drewry  p.  71.  86. 

Bezüglich  Amerikas  ist  zu  verweisen  auf  die  Entscheidungen 
des  Patentcommissärs  21./2.  1876  Off.  Gaz.  XI  p.  1109,  Id.  29./6.  1877 
ib.  XII  p.  138,  Id.  2./12.  1878  ib.  XV  p.  248,  Id.  26./8.  1879  XVI 
p.  680;  femer  auf  Super.  Court  New- York  Octob.  1849  Amoskeag  v.  Spear 
Cox  p,  87  f.,  Supreme  Court  Rhode  Island  Septemb.  1850  Davis  v. 
Kendali  Cox  p.  112,  Circuit  Court  ü.  S.  Southern  Distr.  New- York  März 
1856  Walton  v.  Crowley  Cox  p.  166,  Supreme  Court  Connecticut  Novbr. 


1]  Eine  Reihe  weiterer  französischer  Entscheidungen  folgt  nnten.  Vgl.  auch 
die  Brochnre:  Imitations  dn  Chocolat-Menier  (Paris  1880). 

Kohl  er,  Recht  des  Marken  sehntzes.  18 


274 

1865  Bradley  v.  Norton  Cox  p.  331,  Supreme  Court  New- York  Janaar 
1867  Gillott  V.  Esterbrook  Cox  p.  340.  353,  Appelh.  New- York  Jani 
1867  Burnett  v.  Phalon  Sebast.  p.  165,  Court  of  Common  Pleas  County 
Philadelphia  Septbr.  1868  Rowley  v.  Houghton  Cox  p.  486,  Supr.  Court 
Missouri  1869  Filley  v.  Fassett  Coddington  p.  127.  128,  Court  of 
Common  Pleas  City  New-York  Septbr.  1869  Lockwood  v.  Bostwick  Cox 
p.  555,  Circ.  Court,  distr.  Pennsylv.  1871  Gardner  v.  Baily  Coddington 
p.  131,  Circ.  Court.  Virginia  1872  Blackwell  v.  Armistead  Coddington 
p.  132,  Super.  Court  New-York  1872  Cook  v.  Stark weather  Sebast. 
p.  234,  Common  Pleas  Philadelphia  1875  Morse  v.  Com  well  Coddington 
p.  242.  243,  Supreme  Court  Connect.  1875  Coddington  p.  136,  Court, 
of  Appeal  New-York  2./10.  1877  Colman  v.  Crump  Sebast  p.  347, 
Supreme  Court  New-York  Januar  1878  Morgan  Sons  Co.  v.  Swachhofer, 
Journ.  du  droit  intern.  'priv6  V  p.  542,  Circ.  Court  Maryland  17./2. 
1880  Sawyer  v.  Hörn,  R6g.  intern,  de  la  propr.  industr.  I  (1882)  p.  403  f. 
(Uebersetzung  von  Claude  Couhin),  Circ.  Court  South.  Distr.  New-York 
18./2.  1882  Hostetter  v.  Adams,  Off.  Gaz.  XXII  p.  943,  Circ.  Court 
New-York  19./12.  1882  Humphrey's  ...  Co.  v.  Wenze,  Journ.  du  droit 
intern,  privö  X  p.  415.  Vgl.  auch  Upton  p.  208  f.  Browne  p.  24  f. 
Coddington  p.  109  f. 

Und  so  auch  die  italienische  Jurisprudenz:  Cass.-hof  Florenz 27. /5. 
1878  Monit.  XXI  p.  606,  Cass.-hof  Turin  9./7.  1879  Monit.  XX  p.  755, 
Cass.-hof  Turin  26./5.  1880  Monit.  XXI  p.  527,  Appelhof  Mailand 
2./8.  1879  Monit.  XXI  p.  762 »),  Appelh.  Turin  26./5.  1880  Monit.  XXI 
p.  527,  Appelh.  Parma  6./8.  1880  Monit.  XXI  p.  907,  Cass.-hof  Turin 
19./1.  1881  Monit.  XXII  p.  233.  236,  Appelh.  Venedig  2./7.  1881 
Monit.  XXn  p.  837,  Appelh.  Casale  21./7.  1881  Monit.  XXH  p.  1143, 
Appelh.  Genua  14./10.  1882  II  diritto  commerciale  I  p.  45;  vgl.  Berto- 
Uni  im  Monit.  dei  trib.  XXIV  p.  174. 

Auch  das  deutsche  Recht  hat  —  sogar  schon  vor  dem  Marken- 
gesetze —  in  die  gleiche  Bahn  eingelenkt.  Denn  eine  Bestimmung, 
analog  der  des    §  18    des  Markenges.,    enthielt  bekanntlich  das  Preuss. 


1]  Hier  ist  (p.  764)  entwickelt:  „trattandosi  di  sola  imitazione  fraadolenta 
non  6  necessario  per  la  snssistenza  del  reato  la  perfetta  identitä,  ma  basta  che 
siasi  cercato  coUa  riprodnzlone  di  avvicinarsi  al  vero  e  di  simnlare  le  apparenze 
cosi  da  ingannare  la  baona  fede  degli  acqnirenti".  Aehnlich  die  oben  erwähnte 
Entsch.  des  Cass.-hofs  Turin  9./7.  1879  Monit.  XX  p.  757:  „consistendo  Timitare 
....  non  giä  nell'  esatta  e  perfetta  riprodnzione  del  vero,  ma  nel  cercare,  ripro- 
dncendolo  di  avvicinarsi  al  vero,  di  dargliene  la  parvenza  che  possa  sembrare  per 
tale  agli  occhi  dei  pin^. 
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Str.-G.-B.  §  269  und  das  Reichs-Str.-G.-B.  §  287;  es  enthielten  solche 
einzelne  Landesmarkengpesetze,^ so  das  Württemhergische  12./2. 1862 
a.  2j  das  Hessische  8./10.  1866  a.  2  and  andere;  und  entsprechend 
entschied  Obertrib.  20./4.  1877  Oppenhoff  XVUI  S.  281,  13./12.  1877 
ib.  XVm  S.  781,  9./4.  1879  ib.  XX  S.  200,  vergl.  auch  Obertrib. 
29./10.  1868  Oppenh.  IX  S.  592;  femer  O.-A.-G.  Dresden  4./1.  1864 
Sachs.  Annalen  VH  S.  454  (auch  in  Goldschm.  Zeitschr.  VIH  S.  547) ; 
Bayer.  Cass.-hof  30./3.  1867  Sammlung  wichtiger  Entsch.  des  bayer. 
Cass.-hofs  I  S.  135,  Handelsappellgericht  München  3./11.  1876  Sammlung 
von  Entsch.  d.  Obersten  Gerichtshofs  Bayerns,  Hand.-  u.  Wechsel-R.  III 
S.  307,  Preuss.  Kammergericht  (?  1876)  Reichsanzeiger  (Centralhandels- 
register)  21./12.  1876  nr.  301,  Idem  lO./lO.  1878  Reichanz.  (Centralh.) 
V.  16./10.  1878  nr.  244,  Idem  November  1878  Reichsanz.  (Centralh.) 
V.  20./11.  1878  nr.  274,  Stadtgericht  Berlin  9./7.  1878  Reichsanz. 
(Centralh.)  v.  31. /7.  1878  nr,  178,  Landgericht  Elberfeld  29./9.  1877 
Reichsanz.  (Centralh.)  v.  28./1.  1878  nr.  24,  Landgericht  Aachen  1./2. 
1877  Reichsanz.  (Centralh.)  1879  nr.  57,  Oberappell.-gericht  Dresden 
23./5.  1879  Sachs,  Gerichtszeit.  N.  F.  II  S.  140,  Oberlandesgericht 
Dresden  1880  in  Busch  Arch.  Bd.  45  S.  372;  und  so  auch  in  höchst 
anerkennenswerther  Weise  das  Reichsoberhandelsgericht  und  das  Reichs- 
gericht: namentUch  R.-O.-H.-G.  9./3.  1877  Entsch.  XXII  S.  1  f.,  5./6. 
1877  Entsch.  XXII  S.  376.  378,  Reichsgericht  21./12.  1880  Entsch. 
m  S.  69.  73,  14./2.  1882  Entsch.  VI  S.  75,  24./12.  1879  Entsch.  in 
Strafsachen  I  S.  130.  i) 

Dies  gilt  alles  sowohl  für  die  Figurenmarke,  als  auch  für  die 
Namen-  und  Firmenmarke:  eine  Verletzung  der  letzteren  kann  vorliegen, 
auch  wenn  der  Name  mit  Abänderungen,  Buchstabenverwechslungen  oder 
sonstwie  in  verstümmelter,  entstellter  Weise  wiedergegeben  ist,  Obertrib. 
14./1.  1864  Oppenh.  IV  S.  289,  Landgericht  Aachen  19./6.  1882  Reichs- 
anzeiger (Centralh.-R.)  v.  6./1.  1883  nr.  5;  Circ.  Court  distr.  Nebraska 
1871  Hostetter  v.  Vowinkle  Sebast.  p.  218,  Supreme  Court  California 
1873  Burke  v.  Cassin  Codding fon  p.  133,  Circ.  Court  distr.  New  Jersey 
1./6.  1881  Off.  Gaz.  XIX  p.  1627;  Seinetrib.  8./ 3.  1878  Fat  XXVIII 
(1883)  p.  127;  Gastambide  nr.  455,  Eendu  nr.  437,  Pouillet  nr.  414, 
Drewry  p.  85  f. 

Mit  Recht  wird  hier  überall  auf  die  Umstände  des  einzelnen  Falles 
Rücksicht  genommen;    denn  die  Frage   von    der   täuschenden   Kraft    der 


1)  Weitere  deatsche  Entsch.  s.  bei  Völderndorff  in  £ndemann  s  Handbach  I. 
S.  214  Note  6;  vgl.  aach  Kayaer  and  Caspar,  Archiv  f.  Gesetzgeb.  I  S.  645  f. 

18* 
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Marke  hängt  von  den  Verhältnissen  des  Lebens,  vom  kaufenden  Pnbliknm, 
von  der  Gangbarkeit  der  Waare  ab ,  sie  hängt  anch  mehr  oder  minder 
ab  von  dem  sonstigen  Gebahren  des  Marken  verletzers.  Wendet  derselbe 
sonst  täuschende  Mittel  an,  sucht  er  auf  anderem  Wege  die  Verwechslung 
und  Identification  vorzubereiten,  so  genügt  schon  eine  geringere  Aehnlich- 
keit,  um  der  Marke  einen  irreführenden  Charakter  zu  verleihen,  Giro. 
Court  New  Jersey  30./4.  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  1092,  Upton  p.  224; 
und  so  auch  französ.  Entscheidungen,  z.  B.  Appelh.  Paris  18./11.  1875, 
Patmlle  XXI  p.  305.  312,  Trib.  Havre  31./5.  1879  Fat  XXIV  p.  223, 
Trib.  Lille  30./5.  1883  Pataille  XXVin  p.  349;  auch  in  deutschen 
Entscheidungen  wird  auf  diese  begleitenden  Umstände  Rücksicht  genommen, 
Handelsgericht  Mülhausen  16./6. 1882  Fat.  XXVIH  p.  24.  Insbesondere, 
kommt  es  auch  in  Betracht,  wenn  die  falsche  Marke  gerade  an  der  be- 
treffenden besonderen  Stelle  angebracht  ist,  wie  die  ächte,  wenn  die  ver- 
schiedenen Markenelemente  in  derselben  Weise  über  die  Waare  und  ihre 
Umhüllung  vertheilt  sind,  vgl.  Seinetrib.  14. '8.  1878  Pa^.XXIV  S.  182, 
vgl.  auch  oben  S.  216.  Dies  ist  keine  Vermischung  des  Markenrechts 
mit  dem  Schutz  gegeiv  illoyale  Concurrenz ;  dies  ist  keine  Verfehlung 
gegen  den  Satz,  dass  eine  Markenverletzung  nur  dann  vorliegt,  wenn  die 
Täuschung  duixh  die  Marke  selbst  herbeigeführt  wird:  denn  wir  unter- 
stellen den  Fall,  dass  wirklich  die  Marke  das  irreleitende  Element  ist, 
dass  aber  ihre  irreleitende  Kraft  durch  andere  Umstände  unterstützt 
wird,  was  um  so  öfter  stattfinden  kann,  als  stets  die  Umstände  des 
Falles  auf  die  verwechselnde,  confundirende  Wirkung  einer  Machination 
einwirken  werden  i).  Entsprechend  hat  man  denn  auch  in  der  englischen 
und  amerikanischen  Praxis  entschieden,  dass  in  Fällen,  wo  die  wahre 
Marke  einen  Stern  trägt  und  in  Folge  dessen  als  Sternwaare,  Sternöl  u.  dgl. 
im  Verkehr  bekannt  ist,  kein  Dritter  das  Wort  Sternöl  u.  dgl.  als 
Marke  annehmen  darf,  weil  dies  nach  den  Umständen  des  Falles  zur 
Verwechslung  der  Marken  führt;  vgl.  die  englischen  Entscheidungen  Cartier 
V.  Westhead    11./7.    1861  und  v.  May  17./7.  1861  Sebastian  p.  1112), 


1)  Nicht  im  vollen  Umfang  ist  dieses  Moment  berücksichtigt  in  den  £nt- 
scheidnngsgränden  des  R.-0.-H.-G.  9./3.  1877  Entscb.  XXII  S.  1  f.,  vgl.  aber  auch 
Id*  5./6. 1877  XXII  p.  379 ;  vgl.  anch  noch  Landes-Oberhaudelsgericht  Stattgart  9./5. 
1878  Bmcli.  XXXIX  S.  259.  262. 

2J  So  treffend  Lord  Cranworth  in  Seixo  v.  Provezende  22./1.  1866  SebasL 
p.  151 :  fflf  the  goods  of  a  manafactnrer  have,  from  the  mark  or  device  he  has 
ased,  become  known  in  the  market  by  a  particnlar  name,  I  think  that  the  adoption 
by  a  rival  trader  of  any  mark  whlch  will  canse  his  goods  to  bear  the  same  name 
in  the  market  may  be  as  mnch  a  violation  of  the  rights  of  that  rival  as  the  actaal 
copy  of  his  device "".    Vgl.  anch  Moses  v.  Sargood  22./11.  1878  Sebast,  p.  390. 
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Patentcommissär  2./2.  1876  Off.  Gaz.  IX  p.  687,  Wood  p.  21,  Ltidlow 
und  Jenkyns  p.  67 ;  cf.  Schweizer  Bandesgericht  20./5.  1881  Entscheid, 
desselben  VH  S.  407  f. 

Umgekehrt  wird  die  täuschende  Kraft  der  Marke  nicht  dadurch 
aasgeschlossen,  dass  der  Nachahmer  derselben  die  Waare  in  ihrer  äusseren 
Erscheinung,  in  ihrer  Verpackung  und  sonst  differenzirt;  dies  hindert 
nicht,  dass  die  Identität  des  Zeichens  zu  Täuschungen  führt,  oder  dass 
das  Zeichen  und  damit  auch  die  Waare  des  Markenberechtigten  depreciirt 
werden  kann;  Trib.  Epernay  30./4.  .1872  Pataille^YU  p.  338,  Seine- 
trib.  6./3.  1877  Po^.  XXIII  p.  12 ,  Keichsgericht  24./12.  1879  Kechts- 
Sprech.  I  S.  175 ;  7gl.  auch  oben  S.  216.  Dazu  kommt  noch,  dass  ein  solcher 
Markenmissbrauch  dazu  geeignet  ist,  das  Vertrauen  auf  die  charakteri- 
sirende  Function  der  ächten  Marke  zu  erschütteni,  dass  dadurch  die  sub- 
jective  Garantie  der  Marke  untergraben  und  die  Marke  von  dem  Er- 
kennungszeichen der  Person  zu  einem  Qualitätszeichen  der  Waare  degradirt 
wird.  Noch  weniger  kann  natürlich  die  Markenverletzung  dadurch  neutra- 
lisirt  werden,  dass  der  Preis  der  Waare  ein  so  reducirter  ist,  dass  ein 
aufmerksamer  Geschäftsmann  die  Unächtheit  sofort  aus  deöi  Preise  ersehen 
muss,  Trib.  Lyon  8./8.  1855  Fat  XXm  p.  177.  183  —  gerade  der 
geringere  Preis  ist  das  lebendige  Zeugniss,  wie  sehr  das  Ansehen  und 
die  Bedeutung  der  Marke  im  Publikum  untergraben  wird. 

§  2. 

Bezüglich  des  Gharakterisirungsvermögens  der  Marke  gelten  nun 
verschiedene  Principien,  die  im  Folgenden  zu  entwickeln  sind: 

Das  erste  und  Hauptprinzip  ist,  dass  die  Marke  bei  der  Beurtheilung 
der  diakritischen  ünterscheidungskraft  in  ihrer  Gesammtheit  betrachtet 
werden  muss,  dass  also  der  Unterschied  einzelner  Theile  nicht  genügt, 
um  die  Marke  zu  etwas  anderem  zu  machen,  sobald  der  Gesammteffect 
ein  gleicher  ist;  ja,  auch  wenn  alle  Elemente  der  Marke  verändert  sind, 
kann  nichtsdestoweniger  der  Totaleindruck  derselbe  sein  und  darum  das 
neue  Gebilde  einen  Eingriff  in  das  Markenrecht  des  Andern  enthalten.  Um- 
gekehrt ist  aber  auch  die  Aehnlichkeit  einzelner  Details,  die  Entlehnung 
einzelner  Elemente  ohne  Belang,  wenn  das  Ganze  ein  Anderes  bildet ;  und 
man  darf  daher  bei  der  Beurtheilung,  um  eine  Aehnlichkeit  zu  constatiren, 
nicht  etwa  einzelne  Momente  aus  dem  Ganzen  herausgreifen  und  lediglich 
nach  der  Gleichartigkeit  dieser  Elemente  entscheiden :  es  kann  eine  Marke 
aus  den  nämlichen  Elementen  bestehen  und  doch  eine  andere  Marke  sein ; 
Schweizer  Gesetz  19./12.  1879  a.  6,  Cass.-hof  27./7.  1866  Pataille  XII 
p.  343.  350,  Appelh.  Paris  4./6.  1874  Fat.  XIX  p.  378,  engl.  Entsch. 
re  Farina  bei  Lawson  p.  165.    166,    Appelh.  Bruxelles   ll./ll.    1868 
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Pasicr.  B.  1868  U  p.  137,  Id.  13./6.  1872  ib.  1873  II  p.  273,  Sendu 
nr.  23,  Bedarride  III  nr.  921,  Pouillet  nr.  181.  Denn  man  muss  hier 
wesentlich  beachten,  dass  die  Marke  nicht,  wie  die  Erfindung  oder  die 
Aütorschöpfung,  einen  internen  Werth  för  sich  hat,  dass  sie  keinen  eigenen 
Gedankengehalt  repräsentirt,  dass  sie  nur  kraft  ihrer  diakritischen  Unter- 
scheidungskraft im  Verkehr  von  Bedeutung  ist,  wesshalb  die  Entlehnung- 
einzelner  Elemente  durchaus  nicht  als  eine  Entlehnung  fremder  Gedanken- 
werthe  betrachtet  werden  kann,  sondern  nur  insofern  in  Betracht  kommt, 
als  das  mit  solchen  Entlehnungen  geschaffene  Gebilde  dieselbe  Bezeich- 
nungskraft hat,  denselben  charakteristischen  Gesammteffect  bietet,  und 
den  Schein  verbreitet,  als  würde  die  Waare  von  derselben  Quelle  stammen, 
wie  diejenige,  welche  mit  der  Originalmarke  bezeichnet  ist.  Vgl.  Patent- 
com.  29./8.1876  Off.Gaz.  X  p.  463,  Cass.-h.  9./3.  1884  Fat.  XXIX  p.  226. 

Die  berechtigte  Marke  ist  alo  in  ihrer  Gesammtheit  aufzufassen, 
ihr  Gesammtbild  ist  der  Gegenstand  des  Rechtes,  ihr  Gesammteindruck 
ist  der  Effect,  welcher  dem  Berechtigten  vorbehalten  sein  soll.  Daraus 
ergibt  sich  aber  von  selbst,  dass  ein  Dritter  zwar  unter  Umständen  ein- 
zelne Elemente  dieses  Gesammtbildes,  niemals  aber  das  Gesammtbild  selbst 
entlehnen  und  zum  Bestandtheil  eines  neuen  Zeichens  machen  darf.  Das 
Zeichen  in  seiner  Gesammtcomposition  hat  seinen  bestimmten  Charakter, 
welcher  durch  Aufnahme  in  eine  neue  Composition  nicht  aufgehoben  wird ; 
es  würde  durch  diese  Uebernahme  nur  der  Schein  entstehen,  als  ob  es 
sich  lediglich  um  eine  Nuancirung  desselben  Zeichens,  etwa  zur  Kenn- 
zeichnung einer  besonderen  Productionsgattung  handelte:  das  Zeichen 
würde  trotz  seiner  Zut  baten  auf  denselben  Producenten  hinweisen,  wie 
das  Original.  Etwas  anderes  ist  es,  ein  Zeichen  in  seine  Elemente  zu 
zerlegen  und  daraus  ein  neues  Zeichen  zu  bilden,  und  etwas  anderes  ist 
es,  ein  Zeichen  in  seiner  Gesammtheit  als  Gesammtcomposition  in  eine 
neue  Verbindung  hinüberzunehmen. 

Darum  bleibt  es  auch  stets  ein  Eingriff  in  das  Namen-  und  Firmen- 
recht, wenn  Jemand  den  Handelsnamen  eines  Anderen  übernimmt,  sollte 
er  ihn  auch  mit  neuen  Emblemen,  Vignetten,  Arabesken,  Verzierungen 
umgeben;  vgl,  Trib.  Algier  2./7.  1855  PcUaille  XXIH  p.  177,  Seine- 
trib.  23./4.  1879  Fat.  XXIV  p.  327,  engl.  Entsch.  27./7.  1878  Grezier 
V.  Polinieni  Fat.  XXIII  p.  188.  Und  dies  gilt  auch  dann,  wenn  etwa 
der  Berechtigte  seinen  Namen  in  seine  Marke  mit  aufnehmen,  zum  Be- 
standtheil seiner  Marke  machen  würde :  ein  Dritter  wird  dadurch  niemals 
berechtigt,  diesen  Namen  für  sich  zu  verwenden,  sollte  er  ihn  auch  mit 
anderen  Figuien,  Emblemen  u.  dgl.  in  Verbindung  bringen.  Denn  der 
Name  kommt  nicht  nur  als  Theil  der  Marke  in  Betracht,  er  kommt  auch 
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zugleich  als  selbstständiger  Träger  des  Markenschutzes  in  Betracht,  und 
Niemand  verzichtet  dadurch  auf  den  selbstständigen  Namenschutz,  dass 
er  den  Namen  zugleich  als  Compositionselement  seiner  Marke  verwendet: 
vgl.  die  soeben  cit.  Entscheidungen,  Braun  p.  198  f.,  namentlich  aber 
Cass.-hof  Turin  27./6.  1883  Mon.  dei  trib.  XXIV  p  836.  840:  ^quando 
il  nome  per  le  sue  forme  ed  esteriorit^  grafiche  fa  parte  di  un  marchio 
o  segno  distintivo,  labuso  di  tal  nome  constituisce  non  solo  una  violazione 
del  diritto  di  marca  ma  una  usurpazione  di  nome  .  .  .  ."  *).  Nicht  genug 
betont  ist  dies  in  den  Gründen  de^s  Reichsoberhandekgerichts  zur  Ent- 
scheidung 22./6.  1876  Entsch.  XX  S.  353 ;  nach  diesen  Gründen  könnte 
man  vielleicht  annehmen  (S.  362),  dass  unter  Umständen  ein  Dritter  den 
Namen  oder  die  Firma  eines  Andern  dazu  verwenden  könne,  um  in  Com- 
bination  mit  sonstigen  Elementen  ein  neues  Zeichen  zu  bilden  —  dies  wäre 
grundfalsch ;  es  wäre  dabei  übersehen,  dass,  wenn  es  gestattet  ist,  aus  den 
Elementen  einer  alten  Gesammtheit  eine  neue  Gesammtheit  zu  bilden,  es 
nicht  gestattet  ist,  die  alte  Gesammtheit  in  die  neue  Gesammtheit  zu 
übernehmen,  —  und  der  Name  ist  und  bleibt  eine  Gesammtheit,  wenn  er 
auch  in  die  Markencomposition  aufgenommen  wird. 

Ebenso,  wie  mit  dem  Namen,  verhält  es  sich  mit  einer  Figurenmarke, 
welche  Jemand  in  ihrer  Gesammtheit  in  seine  Marke  aufnehmen  wollte: 
denn  wenn  der  Dritte  diese  Marke  auch  in  Verbindung  mit  andern  Ele- 
menten bringt  oder  wenn  er  sie  auch,  je  nach  der  Gattung  der  Waare, 
nuancirt,  so  bleibt  nichtsdestoweniger  das  Gesammtzeichen  in  seinem  Kechte : 
es  ist  dem  Dritten  nicht  gestattet,  dieses  Zeichen,  wenn  auch  mit  Zu- 
fügung  neuer  Embleme  zu  entlehnen;  vgl,  auph  Appelh.  Besannen  6./8. 
1879  Pataille  XXIV  p.  214.  2l9;  unrichtig  in  dieser  Beziehung  Reichs- 
O.-H.-G.  29./1.  1877  Entsch.  XXI  S.  410  f.,  im  Anschluss  an  die  ßeichs- 
tagsverhandlungen,  die  aber,  soweit  sie  unrichtige  juristische  Schluss- 
folgerungen enthalten.  Nichts  beweisen;  richtiger  Reichsgericht  14./2.  1882 
Entsch.  VI  S.  75.  Nur  dann  würde  es  sich  anders  verhalten,  wenn  das 
entlehnte  Zeichen  einfach  und  ohne  erhebliche  individuelle  Charakteristik 
wäre  und  in  einen  solchen  Complex  aufgenommen  würde,  dass  es  als  ein- 
zelnes völlig  verschwände  und  sein  Einzelbild  verlöre ;  so  wenn  etwa  ein 
Kreis,  ein  Quadrat  u.  dgl.  zu  einem  neuen  Zeichen  verwendet  würdet 
hier  wäre  eben  das  alte  Zeichen  völlig  verschwunden,  es  wäre  in  dem 
neuen  Zeichen  aufgegangen.     Zuweit  geht   es   aber   in   dieser  Richtung, 


1)  Eine  Conseqnenz  dieser  selbstständigen  BedentaDg  des  Namens  ist  schon 
oben  entwickelt  worden:  die  Marke  kann  nnr  dadurch  Freizeichen  werden,  dass 
zugleich  der  Namen  Freizeichen  wird;  vgl.  oben  S.  153. 
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wenn  der  amerikanische  Patentcommissär  es  als  eine  genügende  Differen- 
zirang  ansah,  dass  das  eine  Zeichen  in  einem  Stern,  das  andere  in  einem 
Stern  und  Halbmonde  bestand,  29./6.  1877  Off.  Gaz.  1877  XH  p.  138. 
Aus  dem  Gesagten  wird  sich  die  Beantwortung  der  viel  besprochenen 
Frage  ergeben,  welche  Bedeutung  es  hat,  wenn  Jemand  einer  Marken- 
nachahmung seinen  Namen  oder  seine  Firma  beifügt.  Entlehnt  Jemand 
eine  Totalmarke  unter  Beifügung,  sei  es  seines  Namens,  sei  es  eines 
anderen  Beisatzes,  so  liegt  stets  eine  unbefugte  Nachbildung  vor,  da  ein 
Gesammtzeichen  nachgebildet  ist  und  nachgebildet  bleibt,  sollte  es  auch 
Zusätze  erfahren;  vgl.  auch  Schweizer  Bundesgericht  27./5.  1881  Reg, 
intern,  de  la  propr.  ind.  I  p  104,  engl.  Entsch.  Braham  v.  Bustard  3./8. 
1863  SebasL  p.  131,  Field  v.  Lewis  3./8. 1867  Sebast  p.  167,  Patent- 
commissär 21./6.  1876  Off.  Gaz.  1876  X  p.  164,  —  unrichtig  Reichs- 
gericht 11./2.  1880  Entsch.  I  S.  74  i),  richtiger  das  Reichsgericht  14./2. 
1882  Entsch.  VI  S.  75,  vgl.  auch  Entsch.  24./12.  1879  Rechtsprechung 
I  S.  175.  Gerade  die  Beifügung  des  Namens  hebt  das  charakteristische 
Wesen  des  entlehnten  Zeichens  um  so  weniger  auf,  als  in  einem  solchen 
Falle  das  Publikum  sich  entweder  in  der  Täuschung  wiegen  kann,  dass 
der  Träger  dieses  Namens  der  wirkliche  Markenberechtigte  ist  und  eben 
nur  in  einem  Fall  seinen  Namen  zusetzt,  im  anderen  nicht  —  eine  Täusch- 
ung der  allerschlimmsten  Art;  oder  dass  die  Firma  gewechselt  hat 2), 
oder  dass  der  beigefügte  Name  gar  nicht  zur  Marke  gehöre,  sondern 
nur  etwa  den  Verkäufer,  Vertreiber,   Verbreiter  der  Waare  bezeichne  5), 


1)  Dasselbe  will  im  Anschlnss  an  die  bereits  oben  hervorgehobene  unrichtige 
Praxis  des  Reichsoberhandelsgerichts  auch  hier  den  §  18  d.  Markenges,  anwenden, 
so  dass  es  anf  die  Umstände  des  Falles  ankäme.  Das  ist  unrichtig.  Ist  das  ganze 
Zeichen  entlehnt,  so  ist  die  Rechtswidrigkeit  gegeben,  und  auf  die  Umstände  des  Falles 
kommt  nichts  an.  Die  entgegengesetzte  Auffassung  fährt  auch  zu  dem  seltsamen 
Resultat,  dass  eine  absolnte  Rechtswidrigkeit  dann  vorliegt,  wenn  der  Nachahmer 
seinen  Namen  nicht  als  Bestandtheil  der  Marke,  sondern  selbstständig  beifügt  : 
dagegen  nur  eine  Rechtswidrigkeit  je  nach  Umständen,  wenn  er  seinen  Namen  als 
Theil  der  Marke  beifügte.  Ob  aber  eine  solche  Beifügung  von  Seiten  des  Nach- 
ahmers ein  Theil  der  Marke  oder  ein  selbstständiges  Element  sein  soll,  ist  an  sich 
schwer  zu  sagen,  für  das  Publikum  wird  eine  solche  Unterscheidnng  regelmässig 
unmöglich  sein.    Ueber  eine  Badische  Verordn.  v.  26./8.  1817   s.  Beilagen. 

2)  Vgl.  auch  Reichsgericht  14./2.  1882  Entsch.  VI  S.  75.  77.  78:  „weil  die 
Firma  sich  ändern  kann,  dennoch  aber  das  Geschäft  mit  dem  Waarenzeicheu 
fortbesteht«. 

3)  Vortrefflich  Appelhof  Mailand  27.  6.  1883  Monitore  dei  trib.  XXIV  p.  909. 
910:  ^potevano  ragionevolmente  credere  (nämlich  die  Käufer),  che  i  C.  (Beklagten) 
dessero  loro  vero  seme  Casati,  del  quäle  per  avventura  potevano  essere  antorizzati 
a  fare  dispensa. 
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eine  Täuschung,  die  besonders  dann  sehr  leicht  vorkommt,  wenn  der 
Name  am  Anfang  der  Marke  steht,  vgl.  auch  Appelh.  Grenoble  31./8. 
1876  Fat.  XXI  p.  225. 

Nicht  so  durchschlagend  ist  die  Antwort  in  dem  Falle,  wenn  nicht 
eine  blosse  Beifügung,  sondern  eine  Substitution  vorliegt,  wenn  in  dem 
ursprünglichen  Zeichen  der  Name  des  Berechtigten  stand  und  der  Nach- 
ahmer an  Stelle  dieses  Namens  seinen  eigenen  setzt,  also  seinen  eigenen 
Namen  dem  des  Berechtigten  substituirt:  hier  ist  nicht  die  Gesammt- 
marke  entlehnt,  sondern  nur  ein  Theil  derselben,  und  es  ist  daher  min- 
destens in  der  Theorie  nicht  ausgeschlossen,  dass  möglicherweise  die 
Nachbildung  keine  widerrechtliche  ist  —  doch  liegt  diese  unbestreitbare 
Möglichkeit  gewiss  selten  vor,  da  auch  in  einem  solchen  Falle  die  Bei- 
fügung des  Namens  in  dem  Publikum  eine  der  Täuschungen  erwecken 
kann,  deren  oben  gedacht  wurde,  insbesondere  die  Täuschung,  als  ob 
etwa  der  Namenträger  der  Geschäftsnachfolger,  der  Vertreter,  der  Con- 
cessionar  des  Markenberechtigten  wäre;  eine  Täuschung,  die  bei  der 
selbstständigen  Charakterisirungskrafb  des  Namens  um  so  näher  liegt,  als 
ja  der  Name  in  den  Augen  des  Publikums  sehr  leicht  nicht  als  ein  Theil 
der  Marke,  sondern  als  eine  zu  der  Marke  hinzutretende  bezeichnende 
Beifügung  erscheint;  vergl.  auch  Appelh.  Lyon  14./5.  1857  Fat  III 
p.  253,  engl.  Entscheid.  Harrison  v.  Taylor  1./5.  1865  Sehast  p.  142, 
Supr.  Court  Connecticut  Septb.  1868.Boardman  v.  the  Menden  BritanniaCo. 
Sebast.  p.  180;  Coddington  p.  110.  Dies  ist  denn  auch  der  richtige  Kern 
in  der  Argumentation  des  Landesoberhandelsgerichts  Stuttgart  in  der  be- 
kannten Entscheidung  vom  11.  März  1876,  welche  Argumentation  in  dem 
aufhebenden  Urtheil  des  Reichsoberhandelsgerichts  22./6.  1876  Entsch. 
XX  S.  353  verworfen  wurde:  das  Reichsoberhandelsgericht  hat  diesen 
Kern  nicht  richtig  erkannt,  es  hat  gerade  die  besondere  Natur  dieses 
speciellen  Falles  nicht  richtig  charakterisirt  und  eine  Reihe  theoretischer 
Bemerkungen  gegeben,  die  auch  theoretisch  nicht  einmal  vollkommen 
stichhaltig  erscheinen. 

Finden  sich  allerdings  neben  dieser  Namenssubstitution  noch  weitere 
modificatorische  Elemente,  sind  auch  noch  andere  Bestand theile  der  Marke 
geändert  und  umgestaltet,  dann  finden  wir  uns  auf  dem  vollen  Fahrwasser 
der  Marken vergleichung:  jetzt  kommt  es  lediglich  darauf  an,  ob  das  neue 
Gebilde  der  wahren  Marke  soweit  ähnelt,  dass  Täuschung  und  Confusion 
im  Verkehr  zu  befürchten  steht ;  wobei  dann  allerdings  neben  den  anderen 
Modificationen  auch  noch  der  neue  Name  als  differenzirendes  Element  mit 
in  Betracht  zu  ziehen  Ist,  vgl.  die  cit.  Entsch.  Harrison  v.  Taylor  1865 
Coddington  p.  120.     Doch  darf  man  auch  bei  dieser  Prüfung  nie  ausser 
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Acht  lassen,  dass  der  Name  im  Verkehr  durchaus  nicht  dieselbe  Function 
hat,  wie  ein  anderwärtiges  Element  der  Marke:  sehr  häufig  differenzirt 
ein  fremder  Name  die  Marke  nicht,  sondern  er  täuscht  das  Publikum 
nur  über  die  Zugehörigkeit  der  Marke  und  verbreitet  die  Meinung,  als 
ob  das  Zeichen  nunmehr  an  diesen  neuen  Namenträger  übergegangen  wäre. 
Ausserdem  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  sich  ein  grosser  Theil  de» 
Publikums  mehr  an  die  Figur,  als  an  das  Zeichen  hält,  und  eben  lediglich 
das  Zeichen,  die  Figur  aufsucht,  welche  ihm  erfahrnngsmässig  convenirt.  — 
Man  vergleiche  über  die  Nameusbeifügung  und  ihre  Bedeutung  im  Marken- 
verkehr die  cit.  Entsch.  Lyon  14./5.  1857  PatailleUl  p.  253.  255:  „la 
diff6rence  du  nom  ne  justifie  pas  l'usurpation  de  la  marque,  qui  est  le  plu& 
souvent  d6terminante  pour  Tacheteur,  lequel  retient  ordinairement  moins 
le  nom  du  fabricant  que  la  forme  du  produit;  Appelhof  Bordeaux 
U./l.  1867  Fat.  XIU  p.  293;  vgl.  auch  Appelh.  Paris  11./12.  1867 
Fat  XIV  p.  95,  sowie  verschiedene  Urtheile,  betreffend  die  Nachahmungen 
der  Chartreusemarke  bei  Fat.  XIV  p.  353  f. :  so  Seinetrib.  1./7.  1868 
ib.  p.  362.  369.  373,  und  vgl.  Appelh.  Paris  25./11.  1868  ib.  p.  372.  377: 
ferner  Seinetrib.  27./ 1.  1869  Fat,  XV  p.  87;  vgl.  ferner  Appelh.  Paris 
14./12.  1876  Fat.  XXII  p.  66,  Appelh.  Paris  26./8.  1874  Fat.  XXII 
p.  301  —  vgl.  aber  auch  Appelh.  Ronen  26./ 12.  1878  Fat.  XXVIII 
(1883)  p.  234 ;  femer  Fouillet  nr.  148. 149.  Von  deutschen  Entscheidungen 
vgl.  man  Obertrib.  9./4.  1879  Oppenh.  XX  S.  200  (eine  in  dieser  Hinsicht 
unrichtige  Entscheidung),  Eeichsoberhandelsgericht  22./6.  1876  Entsch. 
XX  S.  353.  362,  Reichsgericht  24./12.  1879  Rechtsspr.  I  S.  175,  Reichs- 
gericht 23.y9.  1881  Reichsanzeiger  besondere  Beilage  1881  nr.  11, 
Reichsgericht  14./2.  1882  Entsch.  VI  S.  75  f.  u.  a. 

Noch  viel  drastischer  liegt  natürlich  die  Sache  dann,  wenn  der 
Name  des  Andern  zugleich  ein  Homonym  ist ,  wenn  der.  Andere  auf  die 
neugebildete  Marke  seinen  gleichlautenden  Namen  setzt :  hier  ist  die  Bei- 
fügung des  Namens  kein  Moment  der  Differenzirung,  sondern  im  Gegen- 
theil  ein  Element  "der  Verwechslung  und  Irrung  —  insbesondere  dann, 
wenn  auf  der  ächten  Marke  ebenfalls  der  Name  geschrieben  steht;  vgl. 
Seinetrib.  29./7.  1868  Fataille  XIV  p.  252  und  378,  Appelh.  Paris  25./11. 
1868  Fat.  XIV  p.  380,  Idem  5.  2.  1870  Fat.  XVII  p.  249,  Appelh. 
Bordeaux  13./12.  1871  Fat.  XVIII  p.  5,  Appelh.  Poitiers  19./7.  1872 
Fat.  XVm  p.  14,  Appelh.  Bordeaux  7./7.  1871  Fat.  XVHI  p.  263, 
Seinetrib.  9./1.  1875,  29./1.  1875  Fat.  XX  p.  90.  92,  Appelh.  Paris 
27./11.  1875  Fat.  XXI  p.  20,  Seinetrib.  9./12.  1875  Fat.  XXI  p.  25. 
So  insbesondere  auch,  wenn  derselbe  den  Namen  nicht  schon  an  sich  führt, 
sondern  ihn  erst  mit  dem  Geschäfte  als  Firma   erworben   hat,    Appelhof 
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Paris  15./1.  1876  Fat  XXI  p.  27;  und  auch  dann,  wenn  der  Name 
zwar  nicht  gleich,  aher  ähnlich  ist,  Seinetrib.  3./3.  1877  Fat  XXIII 
p.  138  (Boboeuf  und  F.  C.  Boenf).  Und  ganz  schneidend  ist  natürlich 
die  Sache,  wenn  der  Nachahmer,  der  einen  andern  Namen  hat,  einen 
ähnlich  lautenden  Fhantasienamen  auf  die  Marke  setzt,  um  dieselbe  al» 
die  ächte,  mit  dem  ächten  Namen  bezeichnete  Marke  gelten  zu  lassen, 
Appelh.  Paris  3./2.  1872  Pataille  XVIH  p.  18. 

Für  die  Frage  von  der  Ausdehnung  der  diakritischen  Charakteristik 
des  Zeichens  ist  aber  nicht  entscheidend  der  Eindruck,  welchen  der  auf- 
merksame sachkundige  Beobachter  empfängt,  sondern  der  Eindruck,  den 
die  Marke  auf  das  kaufende  Publikum  macht ;  dies  ist  das  zweite  wesent- 
liche Princip.  Und  zwar  ist  entscheidend  die  Beobachtung  desjenigen 
Publikums,  welches  überhaupt  auf  das  Zeichen  Werth  legt,  welches  das 
Zeichen  sucht,  welches  in  dem  Zeichen  eine  Garantie  für  die  Güte,  für 
die  passende  Qualität,  für  die  „Convenanz"  der  Waare  erblickt.  Dasjenige 
Publikum  natürlich,  das  auf  das  Zeichen  kein  Gewicht  legt,  bleibt  ausser 
Betracht;  vgl.  Appelh.  Bruxelles  ll./ll.  1868  Pasicr.  B.  1868  II  p.  137, 
Pouület  nr.  189,  Browne  p.  279. 

Dieser  Eindruck  bemisst  sich  nach  der  Aufifassungskraft,  Beobacht- 
ungsfähigkeit und  Aufmerksamkeit  dieses  massgebenden  Publikums;  nach 
dem  Eindi-uck,  den  dieses  massgebende  Publikum  bei  seiner  gewöhnlichen 
Aufmerksamkeit  i)  empfängt,  und  nach  der  Intensität,  mit  welcher  das 
Originalbild  in  der  Erinnerung  zu  haften  pflegt.  Wenn  nach  Massgabe 
dieser  Umstände  eine  Täuschung  in  erheblichem  Masse  zu  erwarten  ist2)y 
dann  ist  zu  sagen,  dass  das  eine  Zeichen  in  die  Charakterisirungssphäre 
des  anderen  eingreift,  also  eine  Markenverletzung  involvirt;  vgl.  auch 
Blanc  p.  729,  Huard  p.  37  nr.  3,  Pouület  nr.  190.  Insbesondere  kann 
nicht  gesagrt  werden,  dass  das  Publikum  seine  eigene  Unachtsamkeit  zu 
verantworten  hat :  denn  es  handelt  sich  nicht  um  die  Rechte  des  getäuschten 
Publikums,  sondern  um  die  Kechte  des  Markenträgers,  welcher  eben  unter 
der  Speculation  auf  das  unachtsame  Publikum  zu  leiden  hat ;  denn  sehr 
häufig  rechnet  eben  der  Nachahmer  der  Marke  auf  die  geringe  Aufmerk- 
samkeit der  Käufer,  er  erwartet  aus  dieser  Täuschung  seinen  Gewinn: 
er  hofift  auf  Täuschungsgewinn,  auch  wenn  das  Zeichen  nicht  dazu  an- 
getban  ist,  90^,  wenn  es  auch  nur  fähig  ist,  30  oder  40^  des  kaufenden 


1)  „^attention  commune  et  ordinaire*^,  Appelh.  Caen  11./ 12.  1871  Pataüle 
XVII  p.  305.  311. 

2)  Es  genagt  „probability  or  even  possibility^  der  Tänschoog,  Snpreme  Court 
New- York  1876  Amoskeag  v.  Garner  Coddington  p.   136. 
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Publikums  zu  täuschen,  Upton  p.  222;  Appelhof  Montpellier  27./6. 
1862  Pataille  VIII  p.  273.  292,  Trib.  Lyon  8./8.  1855  Fat  XXffl 
p.  177.  183;  Lord  Cairns  und  Lerd  O'Hagan  im  englischen  Oberhaus, 
December  1877  in  der  Sache  Singer  v.  Wilson  Pataille  XXIV  p.  98.  103. 
110.  112.  Unrichtig  hat  in  dieser  Beziehung  der  Court  of  Appeals  New- 
York  Januar  1848  Patridge  v.  Menck  Cox  p.  72  f.,  entschieden,  dass 
es  zur  genügenden  Differenzirung  der  Zeichen  hinreichend  sei,  wenn  bei 
ordentlicher  Aufmerksamkeit  der  Unterschied  wahrzunehmen  ist :  das 
Publikum  hat  nicht  immer  eine  Aufmerksamkeit,  welche  als  ordentliche 
Aufmerksamkeit  bezeichnet  werden  kann :  massgebend  ist  die  gewöhnliche 
Aufmerksamkeit  und  nur  diese.  Mit  Becht  wendet  sich  gegen  diese  falsche 
Ansicht  der  Court  of  Common  Pleas  Philadelphia  Decemb.  1868  Colton 
V,  Thomas  Cox  p.  507,  welcher  bemerkt :  ^it  holds  out  a  premium  and 
encouragement  to  the  cunning  and  crafty  to  exercise  their  ingenuity  to 
accomplish  by  a  cheat,  skillfully  executed,  that  which  they  would  not  be 
allowed  to  do  by  a  direct  and  undisguised  piracy;  vgl.  auch  Appelh. 
Aix  8./8.  1872  Fat  XVIII  p.  29 :  Attendu  que  ce  qui  Importe  pardessus 
tout,  c'est  l'impression  que  peut  ^prouver  un  acheteur  inattentif  i)  ou 
illettr^  ä  la  premiere  vue  (ib.  p.  35);  ähnlich  Trib.  Chälon-sur-Saone 
6./8.  1882  Fat  XXVIII  p.  218.  221 :  il  faut  se  placer  meme  au  point 

de  vue  d'acheteurs  inattentifs  ou  illettr^s ;  ferner  Victoria  Supr.  Court 

AVolfe  V.  Hart  8./7.  und  19./9. .  1878  Sebast  p.  404. 

Allerdings  ist  das  Publikum  für  jede  Waare  ein  verschiedenes :  die 
Nähmaschine,  welche  die  einfache  Näherin  kauft,  hat  andere  Verkehrs- 
schicksale, als  die  Dampfmaschine,  welche  die  Eisenbahngesellschaft,  als 
der  Waggon,  welchen  die  städtische  Tramwaykompagnie  kauft;  der 
Hummer  und  die  Gansleber  haben  auf  andere  Abnehmer  zu  rechnen, 
als  der  gewöhnliche  Rauchtabak,  als  die  Stecknadel  oder  das  Stopfgarn 
oder  Feder  und  Bleistift  2).  Viele  Waaren  werden  seltener,  und  dann  mit 
grösserer  Prüfung,  gekauft,  andere  gehören  zum  täglichen  Bedarf  des 
Hauswesens  und  werden  im  Momente  des  Bedarfs ,  oft  im  Drang  des 
Augenblicks,  geholt  und  verwendet. .  Für  alle  diese  Waare  ist  jeweils  ein  be- 
sonderer Massstab  anzulegen :  ein  gleiches  Mass  für  alle  wäre  die  grösste 
Ungleichheit,  weil  die  zu  bemessenden  Grössen  in  beiden  Fällen  ganz 
verschiedenartig  sind ;  und  der  Näherin,   welche  sich  eine  Nähmaschine  an- 


1)  Damit  ist  gemeint :  ein  Käafer,  der  nicht  mehr  Anfmerksamkeit  anwendet, 
als  man  im  Verkehr  in  solchen  Kreisen  anzuwenden  pflegt ;  ebenso  in  der  folgend  en 
Entscheidung   Vgl.  noch  engl.  Oberhans  13./ 12.  1882  Jonrn.  droit  int.  privö  XI  p.  92. 

a)  Vgl.  das  Gutachten  in  der  Schrift  Meil^9j  Gegen  die  Pseudo-Fabers  S.  53» 
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preissen  lässt,  oder  der  Dienstmagd,  welche  eine  Schachtel  Stärke  holt, 
die  gleiche  Aufmerksamkeit  anzusinnerf,  wie  dem  Musiker,  der  sich  sein 
Ciavier,  oder  der  Dame,  welche  sich  ihr  Corset  kauft,  würde  geradezu 
den  Lebensverhältnissen  mit  ihrer  mannigfachen  socialen  Grestaltung  ins 
Gesicht  schlagen  i).  Und  auch  das  ist  wesentlich  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  vielfach  die  Waare  für  den  Export  in  Länder  bestimmt  ist,  wo  gerade 
die  sprachlichen  Zusätze  der  Marke  gar  nicht  verstanden  werden,  und 
dass  viele  Producte  es  auf  die  allerdings  immer  seltener  werdende  „glück- 
liche" Gruppe  der  illiterati  absehen.  Dieser  Punkt  kommt  namentlich  auch 
in  Betracht,  wenn  die  Differenzirung  in  der  Substitution  von  Namen  und 
Firma  besteht:,  welchen . differenzirenden  Werth  hat  solches  für  Waaren, 
die  in  China  oder  in  Arabien  eingeführt  werden,  oder  für  die  kleineren 
Bedarf ni  SS  waaren  von  Personen,  die  kaum  ihren  Namen  zu  schreiben  ver- 
mögen? Vgl.  Appellat-gericht  Köln  9./3.  1878  Arch.  f.  Rheinprov.  B.  69 
S.  113. 116  ;  femer  die  englisch.  Entscheid.  Henderson  v.  Jorss  21. /6.  1861 
Sebast.  p.  110,  Harrison  v.  Taylor  1865  Cox  p.  675,  Trib.  Bordeaux  26./5. 
1875  Fat.  XXVI  p.  75,  Trib.  Amiens  6./12.  1882  Fat  XXIX  p.  235. 

Dabei  kommen  natürlich  noch  alle  die  Umstände  zur  Geltung,  welche 
die  Verwechslung  erleichtern  können.  Ist  die  ächte  Marke  auf  verschiedene 
Parthieen  der  Waare,  z.  B.  auf  die  Vorder-  und  Rückseite  vertheilt,  so 
ist  natürlich  die  Täuschung  sehr  leicht,  sobald  etwa  die  Vorderseite  der 
Waare  mit  demselben  Markenelement  gezeichnet  ist  —  sollte  auch  das 
Gesammtzeichen  wesentlich  verschieden  sein ,  da  das  Publikum  oft  nur  die 
eine  Seite  der  Waare  ins  Auge  fasst,  vgl.  Appelhof  Paris  16./3.  1878 
Po^.  XXIHp.  59,  Trib.  Auxerre  27./2. 1880  Fat  XXVIII  (1883)  p.  145. 
149.  Namentlich  gilt  dies  von  den  sog.  Collectivmarken,  und  es  ist  völlig 
verfehlt,  wenn  der  Richter,  anstatt  die  Marke,  so  wie  sie  auf  der  Waare 
steht,  in  Betracht  zu  ziehen,  lediglich  die  Collectivmarke  und  ihre  Nach- 
bildung in  piano  vor  sich  legt  und  hiernach  die  Möglichkeit  der  Ver- 
wechslung entscheiden  will.  Und  so  sind  selbst  solche  sprachliche  Be- 
zeichnungen, welche  nach  ihrem  sprachlichen  Charakter  eigentlich  es 
darauf  ablegen  sollten,  eine  Täuschung  zu  verhüten,  wie  z.  B.  der  Zusatz 
„imitirt,  unächt,  nicht  zu  verwechseln  mit  NN."  nicht  immer  im  Stande, 
eine  genügende  Differenzirung  zu  bilden,  sobald  eben  die  ganze  Anlage  der 
Marke  auf  die  Täuschung  hinwirkt  und  die  bezeichneten  Worte  nach 
der  Schreibart,  nach  dem  Platze,  den  sie  einnehmen,  gewöhnlich  unbeachtet 
bleiben,  vgl.  Seinetrib.  23./4.  1879  FataUle  XXIV  p.  327;  ganz  abge- 
sehen von  dem  Exporthandel  und  den  Illiteraten,  für  welche  diese  Worte 


1)  Vgl.  anch  Braun  p.  110  f. 
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gar  nicht  vorhanden  sind.  Derartige  Beifügungen  sind  manchmal  nur  ein 
Deckmantel,  durch  welchen  sich  die  unerlaubte  Nachahmung  vor  der 
gerichtlichen  Verfolgung  zu  sichern  trachtet  —  aber  es  ist  iSache  des 
Gerichtes,  sobald  es  einen  confundirenden  dolus  wahrnimmt,  ein  solches 
manchmal  sehr  dürftiges  Feigenblatt  schonungslos  hernnterzureissen. 

Um,  diesen  Principien  entsprechend,  urtheilen  zu  können,  muss  sich 
der  Eichter  in  die  Lage  des  kaufenden  Publikums  hineindenken ;  er  muss 
insbesondere  in  Betracht  ziehen,  dass  das  Publikum  beide  Marken  nicht 
nebeneinander  zu  stellen  pflegt,  sondern  dass  dem  kaufenden  Theil  ge- 
wöhnlich nur  eine  Marke  vorliegt,  während  er  die  andere  nur  in  der  Erinne- 
rung trägt.  Vgl.  auch  Wood  p.  20  f.,  Adams  p.  108,  Browne  p.  278, 
Bedarride  III  nr.  845,  Mayer  p.  71,  Pouillet  nr.  189;  Stadtgericht 
Berlin  9./7. 1878  Reichsanz.  (Centralh.)  v.  31./7.  1878  nr.  178,  Handels- 
gericht Mülhausen  16./6.  1882  Pataille  XXVIII  p.  24,  Appellat.  Gericht 
Köln  9./3,  1878  (Arch.  f.  Rheinprov.  Bd.  69  S.  113),  wo  (S.  115)  richtig 
ausgeführt  ist,  „dass  es  .  .  .  nicht  entscheidend  ist,  ob  die  nebeneinander 
liegenden  Zeichen  in  der  Darstellung  auf  dem  Papier  von  einander  ab- 
weichen und  von  dem  deutschen  Käufer  leicht  unterschieden  werden  können, 
vielmehr  geprüft  werden  muss,  ob  auch  die  letzten  Käufer,  welche  meist 
nur  das  durch  das  Waarenzeichen  gelieferte  Totalbild  in  Betracht  ziehen, 
das  eine  von  dem  anderen  Zeichen  zu  unterscheiden  im  Stande  seien  und 
nicht  durch  die  Aehnlichkeit  derselben  hinsichtlich  des  Ursprungs  der 
Waare  in  Irrthupi  versetzt  werden"  ;  so  auch  Landes-Oberhandelsger.  Stutt- 
gart 9./5.  1878  Busch,  Arch.  XXXIX  S.  259;  ferner  engl.  Entsch.  Seixo 
V.  Provezende  1866  Coddington  p.  122.  123,  Superior  Court  Indianopolis 
1871  Coddingt  p.l30,  SchweizerBundesger.  28./5. 1881  Entsch.  Vn  S.  421  f. 

Und  aucli  darin  ist  der  Richter  bezüglich  seiner  Unterscheidung^- 
kraft  in  einer  günstigeren  Lage,  als  der  Käufer:  dass  der  Richter  im 
Prozesse  sofort  auf  die  Aehnlichkeiten  und  Verschiedenheiten  der  Zeichen 
aufmerksam  gemacht  wird,  dass  ihm  mindestens  sofort  kund  wird,  dass 
hier  ein  Original  zeichen  und  ein  nachgemachtes  Zeichen  sich  gegenüber- 
stehen können  ;  wer  aber  von  dem  Vorhandensein  eines  Unterschiedes  avisirt 
ist,  der  ist  viel  scharfsichtiger,  als  wer  der  Sache  ahnungslos  entgegen- 
tritt; der  ist  in  der  Lage,  auch  die  minimalen  Difierenzeu  alsbald  zu  ent- 
decken —  gerade  wie  derjenige,  der  auf  einen  Fehler  aufmerksam  ge- 
macht ist,  ihn  viel  leichter  erkennt,  als  wer  von  dessen  Vorhandensein  keine 
Vorkenntniss  und  kein  Vorgefühl  hat:  oftmals  hat  der  Käufer  auch  nicht 
die  mindeste  Ahnung  von  der  Existenz  ähnlicher  Marken  und  kommt  desshalb 
gar  nicht  dazu,  den  einmaligen  Eindruck  zu  zergliedern  und  in  seine 
Elemente  zu  zerlegen.     Vgl.  die  oben  cit.  Entsch.  des  Circ.  Court  South. 
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Distr.  New-York  18./2.  1882  Off.  Gaz.  XXII  p.  943.  944 :  „Variations 
are  made  of  such  a  character  as  to  be  capable  of  discernment  and  de- 
scription ;  but  the  general  effect  to  the  eye  of  an  ordinary  person,  acquainted 
with  the  plaintiffs  bottle  and  label  and  never  having  seen  the  defendants 
label  and  not  expecting  to  see  it,  must  be,  on  seeing  the  defendants, 
to  be  misled  into  thinking,  it  is,  what  he  has  known  as  the  plaintiffs^. 
Recht  sehen  ist  bekanntlich  eine  grosse  Kunst,  und  ein  jeder,  welcher 
eine  Sache  nach  besonderen  Gesichtspunkten  prüft,  kann  in  derselben  neue 
Seiten  entdecken,  wenn  auch  sein  Sehorgan  ganz  in  gleicher  Weise  con- 
struirt  ist,  wie  das  der  Andern.  Treffend  bemerkt  in  dieser  Richtung 
auch  der  Superior  Court  city  New-York  Mai  1865  Swift  v.  Dey  Cox 
p.  319.  320:  „It  is  much  more  easy,  of  course,  in  any  case  to  recognize 
a  difference,  however  minute,  after  it  is  pointed  out,  than  to  discover  it 
by  the  ordinary  inspection  beste wed  by  purchasers". 

Auch  darf  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  dass  die  Waarenzeichen 
bei  dem  Anbringen  auf  die  Waare,  insbesondere  wenn  sie  plastisch 
eingeprägt,  etwa  in  Eisen  oder  Stahl  eingeschlagen  werden,  oft  nur  un- 
deutlich herauskommen,  wodurch  die  Unterschiede  sich  noch  mehr  ver- 
flüchtigen, und  die  Unterscheidungsmöglichkeit  noch  bedeutend  beeinträch- 
tigt wird;  vgl.  Appellat.-Gericht  Köln  9./3.  1878  Arch.  f.  Rheinprov. 
Bd.  69  S.  113.  116,  Eendu  nr.  25  und  die  hier  cit.  Entscheidung  von 
14./2.  1834,  engl.  Court  of  Appeal  13./11.  1878  Sebast  p.  379. 

In  Betracht  kommt  die  Täuschung  des  Publikums,  nicht  bloss  die 
Täuschung  des  ersten  Abnehmers,  dies  ist  das  dritte  Frincip ;  daher  wird 
die  verletzende  Kraft  des  Zeichens  nicht  dadurch  gehoben,  dass  der  erste 
Abnehmer  der  Waare  den  Unterschied  erkennt  oder  vielleicht  gar  aus- 
drücklich auf  diesen  Unterschied  aufmerksam  gemacht  wird:  bei 
solchen  Markennachahmungen  ist  es  gemeinhin  auf  den  kleinen  Detail- 
käufer, nicht  auf  den  Grossisten  abgesehen,  und  der  Grossist,  welcher 
dies  Zeichen  weiter  in  Verkehr  bringt,  wirkt  dann  eben  nur  dazu  mit, 
das  Publikum  zu  täuschen  und  den  Markenberechtigten  zu  übervortheilen. 
Vgl.  die  Entscheidungen  Sykes  v.  Sykes  11.  11.  1824  Sebastian  p.  19, 
Edelsten  v.  Edelsten  28./1.  1863  ib.  p.  119;  Court  of  Chancery  New- 
York  Juli  1845  Coats  v.  Holbrook  Cox  p.  20 ,  Court  of  Common  Pleas 
Philadelphia  März  1870  the  Dixon  Crucible  Co.  v.  Guggenheim  Cox 
p.  559;  vgl.  auch  Upton  p.  44  und  216,  Kent,  Comment.  on  American 
Law  (3.  ed.)  II  p.  485;  vergl.  femer  Appelh.  Paris  6./6.  1883  Fat. 
XXVin  (1883)  p.  288,  Appelh.  Mailand  2./8.  1879  Monit.  dei  trib.  XXI 
p.  762.  765,  R..O.-H..G.  5./6.  1877  Entsch.  XXn  S.  376.  378,  Reichsger. 
21./12.  1880  Entsch.  III  S.  69.  73.     Vgl.  auch  oben  S.  176. 
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§  3. 

Soweit  der  Umfang  des  Zeicliengebietes,  welcher  dem  Markenberech- 
tigten zum  ausschliesslichen  Gebrauche  zusteht.  Dieser  Gebrauch  ist 
aber,  dem  Erwerbstitel  des  Rechts  gemäss,  entweder  ein  Gebrauch  für  alle 
oder  nur  für  eine  bestimmte  Art  von  Waaren,  und  nach  dieser  Richtung 
hin  kann  das  Feld  der  Rechtsbethätigung  von  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  sein.  Dagegen  ist  die  Marke  nicht  beschränkt  auf  ein  be- 
stimmtes locales  Productionsgebiet  oder  auf  einen  bestimmten  Verbreit- 
ungsbezirk, auf  eine  bestimmte  locale  Richtung  des  Verkehrs;  vielmehr 
beherrscht  dieselbe  innerhalb  der  bestimmten  Waarenspecies  die  ge- 
sammte  Production  und  den  gesammten  Verkehr,  wie  das  bereits  oben 
S.  216  zur  Darstellung  gelangt  ist;  und  hier,  in  der  Lehre  vom  Inhalte 
des  Rechts  ist  nur  noch,  zur  Beleuchtung  der  Sache,  auf  die  verschiedene 
Behandlung  des  Ladenschildes  ein  Blick  zu  werfen.  Bei  dem  Ladenschild 
hat  die  Verschiedenheit  der  Waare  keine  so  hervorragende  Bedeutung, 
da  die  Abgränzung  der  Verkaufszweige  keine  so  strenge  und  durch- 
greifende zu  sein  pflegt;  daher  ist  ein  und  dasselbe  Ladenschild  in  der- 
selben Stadt  durchaus  nicht  ohne  weiteres  zulässig,  wenn  auch  die  Ge- 
schäfte von  einander  verschieden  sind,  vgl.  Rendu,  droit  industr.  nr.  689, 
Seinetrib.  30./1.  1868  Fat  XIV  p.  139;  vielmehr  gehört  eine  totale 
Verschiedenheit  des  Geschäftskreises  dazu,  um  eine  solche  Gleichheit  des 
Schildes  und  Ladenbildes  zuzulassen,  vgl.  Appelh.  Lyon  9./12.  1840  bei 
Dallojs  V.  Ind.  nr.  366,  Appelh.  Bordeaux  1./3.  1858  Fat.  IV  p.  396 
und  bei  Schmoll  p.  202.  Diametral  anders  verhält  es  sich  mit  der  localen 
Verschiedenheit:  während  die  Oertlichkeit  der  Industrie  für  die  Marke 
bedeutungslos  ist,  hat  die  locale  Verschiedenheit  auf  dem  Gebiete  des 
Ladenschildes  die  allerg rösste  Wichtigkeit:  ein  Ladenzeichen  an  einem 
anderen  Orte  ist  regelmässig  auch  ein  anderes  Ladenzeichen,  da  diese 
Schilder  meist  nur  für  den  Flatzhandel  von  Bedeutung  sind,  vgl.  Appelh. 
Paris  21./7.  1869  und  26./3.  1870  Fataille  XVI  p.  290.  292,  Seinetrib. 
6./2.  1873  Fat  XVm  p.  206,  Apl)elh.  Limoges  19./12.  1874  Fat.  XX 
p.  221  (und  in  Sirey  1875  11  p.  167);  Fouillet  nr.  705,  Johnson  und 
Davis  (übers.  Couhin)  im  Congr.  intern,  p,  639  —  obwohl  auch  hier 
Ausnahmen  möglich  sind. 

Wenn  auf  die  vorbezeichnete  Weise  die  Marken  nach  Waaren  ver- 
theilt  sind,  so  sind  immerhin  Missbräuche  in  der  Richtung  möglich,  dass 
ein  Dritter  eine  solche  bestehende  Marke  zwar  für  eine  andere  Waare 
verwendet,  aber  für  eine  Waare,  welche  der  Waare  des  ersten  Marken- 
berechtigten sehr  nahe  steht;  dass  ein  Dritter  das  Gränzgebiet  ausnützt, 
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nm  zwar  formal  auf  seinem  Felde  zu  bleiben,  aber  im  Publikum  den 
Schein  zu  erwecken,  als  ob  seine  Waare  bereits  auf  dem  Gebiete  des 
Anderen  cursirte ;  dass  er  die  Meinung  erzeugt  oder  unterstützt,  dass  die 
auf  seiner  Waare  befindliche  Marke  nicht  auf  sein  Etablissement,  sondern 
auf  das  seines  ^ Verkehrsnachbarn ^  hindeute,  welcher  seine  Marke  für 
verwandte  Waaren  im  Verkehr  zu  Ansehen  und  Bedeutung  gebracht  hat- 
In  solchen  Fällen  liegt  keine  Verletzung  des  formalen  Markenrechts  vor; 
wohl  aber  eine  Verletzung  des  Individualrechts  durch  Missbrauch  des 
formalen  Markenrechts,  also  eine  concurrence  d^loyale.  Es  verhielte  sich 
hiermit  ebenso,wie  mit  den  verschiedenen  Praktiken,  welche  von  benach- 
barten Greschäftsleuten  bisweilen  angewendet  werden,  um  sich  gegenseitig 
die  Kunden  ^abzujagen*'. 

§  4. 
Innerhalb  der  auf  diese  Weise  bezeichneten  Gränzen  hat  der  Marken- 
berechtigte  das  ausschliessliche  Eecht,  seine  Marke  zur  Waarenbezeich- 
nnng  zu  benützen ;  damit  ist  gesagt :  er  darf  sie  benützen  und  ein  Anderer 
darf  sie  nicht  benützen.  Die  Hauptrichtung,  nach  welcher  das  Verbot 
hinzielt,  ist  die :  ein  Dritter  darf  die  Marke  nicht  für  seine  Waaren  oder 
die  eines  anderen  Dritten  benützen:  die  Marke  darf  nicht  für*  andere 
Waaren  benützt  werden,  als  die  des  Berechtigten.  Damit  ist  aber  das 
Verbot  nicht  erschöpft:  die  Exclusivität  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die 
W^aare,  sondern  auch  auf  die  Person  dessen,  welchem  das  Zeichen  zu- 
steht :  auch  wenn  die  Waaren  vom  Markenberechtigten  selbst  herrühren, 
darf  sie  doch  kein  Dritter  ohne  den  Willen  dieses  Berechtigten  mit  der 
Marke  desselben  versehen  ^).  Dies  ergibt  sich  unmittelbar  aus  dem  Cha- 
rakter des  Markenrechts ;  die  Marke  soll  nicht  nur  besagen,  dass  die 
Waare  die  des  Markenberechtigten  ist,  sondern  auch,  dass  es  dieser  ist, 
welcher  die  Waare  gezeichnet  und  damit  die  moralische  Garantie  der 
Aechtheit  und  Vollkommenheit  übernommen  hat ;  mit  der  Marke  erklärt  der 
Markenberechtigte,  dass  er  die  Waare  öffentlich  als  die  seinige  anerkennt 
und  dass  er  sie  als  die  seinige  auch  von  Dritten  anerkannt  wissen  will.  Diese 
Erklärung  enthält  einen  Fond  moralischer  Persönlichkeitsäusserung,  die 
kein  Dritter  berechtigt  ist,  ihm  gegen  seinen  Willen  zu  imputiren.  Wenn 
die  Waare  auch  wirklich  von  dem  Berechtigten  ist,  wenn  er  sie  aber 
nicht  vollkommen,  nicht  sachentsprechend  genug  findet,  um  sie  mit  seinem 
Namen  oder  Zeichen  zu  versehen,    so  ist    es  gewiss    ein  Eingriff  in  da» 


1)  Bezeichnet  er  die  Waare  mit  dem  Willen   des  Berechtigten,  dann  ist  es 
natürlich  ebenso,  als  wenn  der  Berechtigte  sie  selbst  bezeichnete. 
Kohl  er,  Rocht  des  MarkenBOhntzes.  19 
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Markenrecht,  wenn  ein  Dritter  die  Waare  bezeichnet  and  ihr  dadurch 
einen  Schein  verleiht,  welchen  der  Berechtigte  ihr  nicht  verleihen  wollte. 
Es  verhält  sich,  wie  mit  einem  anonymen  Gedichte  oder  einem  anonymen 
Bilde ;  will  der  Autor  dem  Werke  nicht  das  Geleite  seines  Namens  mit- 
geben, so  ist  es  ein  Eingriff  in  sein  Individualrecht,  wenn  ein  Dritter  es  thut. 

Die  Richtigkeit  des  hier  Entwickelten  ergibt  sich  auch  von  selbst, 
wenn  man  an  die  verschiedenen  Interessen  denkt,  welche  speciell  auf 
unserem  Gebiete  durch  ein  solches  Gebahren  verletzt  würden.  Dass  nur 
die  guten  Waaren  signirt  werden,  die  schlechteren  unsignirt  auf  den 
Markt  kommen,  ist  eine  sehr  häufige  Geschäftsmaxime,  um  den  Ruf  des 
Zeichens  zu  heben.  Eine  solche  Geschäftsmaxime  ist  berechtigt  5  sie  wäre 
unerlaubt  nur  vom  Standpunkte  des  mittelalterlichen  Gewerberechts,  wel- 
ches nur  gute  controlirte  Waare  auf  dem  Markte  zuliess,  wie  denn  auch 
im  mittelalterlichen  Gewerberecht  eine  ziemlich  verbreitete  Signirungs- 
pflicht  bestand  ^) ;  anders  heutzutage :  will  das  Publikum  gute  Waare,  so 
soll  es  sich  an  signirte  Waaren  halten,  dadurch  gewinnen  die  Marken- 
zeichen bedeutend  an  Werth.  Häufig  will  auch  der  Berechtigte  nur  solche 
Produkte  zeichnen,  welche  er  seiner  speciellen  Prüfung  unterwerfen  konnte. 
Noch  bedeutsamer  aber  ist  es,  dass  die  Auswahl  unter  mehreren,  dem  Be- 
rechtigl!^n  zugleich  zustehenden,  Zeichen,  oft  von  dem  grössten  Interesse 
ist,  und  schon  darum  dem  Berechtigten  vorbehalten  bleiben  muss.  Der 
Berechtigte  kann  die  Zeichen  so  vertheilen,  dass  ein  jedes  eine  besondere 
Sorte,  eine  besondere  Nuance  der  Waare  charakterisirt  —  ein  Dritter 
würde,  wenn  er  das  Zeichen  benützte,  leicht  alle  Sorten  und  Zeichen 
durcheinander  werfen.  Oder  der  Berechtigte  vii Heilt  seine  mehreren 
Zeichen  auf  mehrere  Verkehrsgebiete:  er  gebraucht  das  eine  für  den  In- 
lands-, das  andere  für  den  Exportverkehr,  wo  dann  gewöhnlich  die  Waaren, 
dem  verschiedenen  Bedürfnisse  und  Geschmacke  des  Verkehrspublikums 
entsprechend,  besonders  ausgewählt,  zugerichtet  und  ausgestattet  werden. 
Nach  allen  diesen  Richtungen  aber  wird  das  Interesse  des  Berechtigten 
gekränkt,  wenn  ein  Dritter  das  Zeichen  von  seiner  Bestimmung  ablenkt 
und  ihm  eine  Function  unterlegt,  die  es  nach  der  berechtigten  Intention 
des  Markenträgers  nicht  haben  soll. 

Dem  Gesagten  schliesst  sich  denn  auch  vollkommen  der  Wortlaut  des 
deutschen  Gesetzes  an.  Denn  die  §§  13  und  14,  welche  die  wahre  Sanction 
des  Markenrechts  enthalten,  sagen  nicht:  „Wer  seine  Waaren  ....  wider- 
rechtlich bezeichnet",  sondern  sie  sprechen  überhaupt  von  demjenigen, 
welcher  Waaren  widerrechtlich  bezeichnet,   womit  denn  auch   unser  Fall 


1)  S.  oben  S.  44  f. 
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vollkommen  gedeckt  ist.  Richtig  hat  daher  auch  das  Eeichsgericht  13./5. 
1881  (Eeichsanzeiger  1881  hesond.  Beil.  6  und  Entsch.  Strafsachen  IV 
S.  171)  erklärt,  dass  „es  ganz  von  dem  Willen  des  Berechtigten 
abhängt,  ob  und  in  welchem  Umfange  er  von  dem  angemeldeten  Zeichen 
Gebrauch  machen  will" ;  entsprechend  hat  dasselbe  es  als  Markenverletz- 
ung betrachtet,  wenn  Jemand  die  Marke  auf  Waarensorten  des  Berechtigten 
anbringt,  für  welche  derselbe  das  Zeichen  nicht  bestimmt  hat.  £s  muss 
aber  weiter  ausgesprochen  werden,  obgleich  dies  das  Reichsgericht  dahin- 
gestellt  sein  lässt,  dass  ein  Dritter  auch  auf  solche  Waarengattungen, 
welche  der  Berechtig^te  mit  der  Marke  zu  bezeichnen  pflegt,  das  Zeichen 
nicht  anbringen  darf;  denn  auch  hier  steht  die  Bezeichnung  in  der  Dis- 
cretion  des  Berechtig^ten.  Daher  besagt  auch  der  Gesetzesvorschlag  von 
Bozerian  (relat.  ä  la  protection  des  noms  commerciaux)  a.  7  (R6g.  intern, 
des  marq.  I  p.  141) :  L*acheteur  d'un  produit  ne  peut  apposer  le  nom  du 
vendeur  sans  le  consentement  de  celui-ci;  und  mit  Recht  hebt  M,deMarafy 
im  Pariser  Congress  (Congr.  intern,  de  propr.  industrielle  p.  102)  hervor, 
wie  sehr  bei  der  gegentheiligen  Auffassung  auch  die  processuale  Lage  des 
Berechtigten  verschlimmert  wird:  der  richtigen  Ansicht  gemäss  genügt 
für  ihn  der  Nachweis,  dass  die  Marke  nicht  von  ihm,  sondern  von  dem 
Dritten  beigesetzt  worden  ist;  nach  der  gegentheiligen  Meinung  müsste 
nicht  nur  nachgewiesen  sein,  dass  die  Bezeichnung  der  Waare  von  einem 
Dritten  herrühre,  sondern  auch  dass  die  Waare  nicht  aus  dem  Geschäft 
des  Berechtigten  stamme  —  und  jeder  Geschäftsmann  weiss,  welche  Schwie- 
rigkeit ein  solcher  Nachweis  hätte ;  namentlich  wenn  die  Waare  von  dem 
Detaillisten  zuerst  verkleinert  und  dann  erst  verkauft  wird,  oder  wenn 
sie  sonst  vor  dem  Verkauf  Umgestaltungen  erleidet. 

Die  englische  und  französische  Jurisprudenz  ist  in  dieser  Frage 
noch  nicht  zu  einem  befriedigenden  Resultate  gelangt.  Geläugnet  wird 
die  Markenverletzung  im  vorliegenden  Falle  von  Ludlow  und  Jenhyns 
p.  35;  ferner  vom  Seinetribunal  7./2.  1874  PataiUe  XXI  p.  321,  wo 
angenommen  zu  sein  scheint,  dass  der  Detailverkäufer  keine  Widerrecht- 
lichkeit  begehe,  wenn  er  die  in  grossen  Stücken  gekaufte  Waare  im  Detail 
verkauft  und  dabei  auf  den  Detailstücken  die  Marke,  die  auf  dem  Engros- 
stücke gewesen  war,  wiederholt,  vgl.  aber  dagegen  mit  Recht  PataiUe 
XXJ  p.  324  und  Pouillet  nr.  165  i) ;  verneint  wurde  die  Markenverletzung 


')  Jedoch  liegt  hier  vielleicht  nnr  eia  etwas  za  weitgehender  Ausdruck 
in  den  Motiven  des  Urtheils  vor;  denn  es  scheint  hierbei  angenommen  zu  sein, 
dass  der  Markenberechtigte  zu  solchen  Proceduren  seine  Zustimmung  gab :  „attendu 
<lQe  la  maison  Turkey-Mill  connait  cette  Situation,    qni  est  la  condition  meme  du 

19* 
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von  der  Staatsanwaltschaft  zu  Dinant  U./12.  1877  Pasicr.  B,  1880  lU 
p.  203.  Dagegen  liat  der  Superior  Court  New-York  März  1854  Gillot 
V.  Kettle  Cox  p.  148  in  einer  Sache,  wo  Jemand  von  Waaren,  die  mit 
Nummer  753  hezeichnet  waren  (einer  Nummer,  die  eine  geringere  Sorte 
repräsentirt),  die  Nummer  entfernte  und  an  deren  Stelle  die  bessere  Nummer 
303  anbrachte,  eine  icgunction  gewährt,  vgl.  auch  Kent,  Comment.  on 
American  Law  (3.  ed.)  II  p.  484 ;  und  ebenso  hat  der  Victoria  Supreme 
Court  in  der  Sache  Hennessy  v.  White  5./4.  und  2./9.  1869  Sebast.  p.  401 
und  Hennessy  v.  Hogan  29./4.  1869  ib.  p.  403  eine  injunction  gegeben 
in  einem  Falle,  wo  der  Kläger  zwei  Sorten  von  Waaren  in  zwei  ver- 
schiedenen Arten  von  Oefässen  zu  verkaufen  pflegte  und  der  Beklagte 
die  geringere  Sorte  in  Gefässe  brachte,  die  ähnlich  markirt  waren,  wie 
die  Gefässe  der  besseren  Qualität;  richtig  hat  femer  das  Seinetrib.  18./4. 
1873  PataiUe  XVIII  p.  187  erkannt,  dass  der  Wiederverkäufer  zwar 
die  Waare  mit  dem  Lokalnamen  des  Ortes,  von  welchem  sie  stammt,  ver- 
sehen, nicht  aber  die  Marke  des  Producenten  nachmachen  dürfe,  vgl.  auch 
oben  S.  115;  richtig  auch  neuerdings  Trib.  Marseille  7./1.  1880  PaL 
XXVm  (1883)  p.  295.     Vgl.  auch  Braun  p.  423  f. 

§  5. 

Der  Markengenuss  ist  um  so  intensiver,  in  je  mehr  Hände  die 
signirte  Waare  kommt,  je  öfter  die  charakterisirende  Function  der  Marke 
zur  Geltung  gelangt ;  je  länger  die  Marke  auf  der  Waare  steht,  je  später 
sie  zur  Zerstörung  kommt,  um  so  reichhaltiger  ihre  den  Producenten  kenn- 
zeichnende Kraft.  Bei  diesem  Sachverhalte  muss  sich  nothwendig  die 
Frage  aufdrängen,  ob  der  Markenträger  kein  Recht  darauf  hat,  dass  die 
Marke  auf  der  Waare  bleibe  und  auf  diese  Weise  ihre  reichhaltigste  Kraft 
äussere;  ob  er  nicht  verlangen  kann,  dass  der  Käufer  der  Waare  das 
Zeichen  belässt ;  ob  es  demnach  nicht  eine  Widerrechtlichkeit  ist,  wenn 
der  Käufer  der  Waare  das  Zeichen  löscht  und  dieselbe  ohne  das  Zeichen 
in  Handel  bringt. 

Diese  Frage  hat  das  italienische  Markengesetz  bejaht;  es  be- 
stimmt im  a.  3  1)  :  II  commerciante  non  pu6  sopprimere  il  marchio  o  segno 
distintivo  del  produttore  delle  sue  mercanzie  senza  espresso  consentimento 
di  lui ;  pu5  bensi  aggiungere  separatamente  il  proprio  marchio  o  il  segno 
distintivo  del  suo  commercio  —  und  in  a.  12  ist  gegen  den  Zuwider- 
handelnden eine  Strafe  bis  zu  2000  Liren  angedroht. 


contrat''.     Unter   dieser  Yoranssetznng   vfäit   nach    dem  Obigen  S.  289    die  Ent- 
scheidung richtig. 

1)  So  anch  schon  das  Sardinische  Markengesetz  v.  1855  a.  5. 
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Auch  bei  Berathnng  des  französischen  Markengesetzes  warde 
die  Frage  angeregt,  aber  yerneinend  entschieden  (vgl.  die  docnment. 
legislat.  hei  Pouillet  p.  675.  685),  so  dass  das  französische  Marken- 
recht einer  solchen  Bestimmung  entbehrt;  sie  ist  ebenso  dem  österreich- 
ischen Rechte  fremd,  vgl.  Stubenrauch  S.  10.20,  und  ebenso  nun  auch 
dem  deutschen^).  Sie  wäre  auch  nicht  principiell  begründet.  Allerdings 
wollte  man  aus  der  Eigenthumstheorie  ableiten,  dass  der  Eigenthümer  der 
Marke  das  Recht  auf  den  ungestörten  Genuss  und  Fortgenuss  des  Zeichens 
habe;  allein  bei  der  offenbaren  Unrichtigkeit  der  Eigenthumstheorie  be- 
darf diese  Folgerung  überhaupt  keiner  Widerlegung,  Was  aber  das  In- 
dividualrecht betrifft,  so  hat  zwar  ein  Jeder  ein  Recht  auf  die  Bethätigung 
seiner  Persönlichkeit  und  ein  Recht  darauf,  dass  ihm  keine  andere  Per- 
sönlichkeit untergeschoben  wird;  aber  Niemand  hat  ein  Recht  auf  den 
Fortbestand  der  Aeusserungen  seiner  Persönlichkeit,  und  ein  Jeder  musa 
gewärtigen,  dass  dieselben  nach  einiger  Zeit  im  Strome  der  Zeit  ver- 
sinken und  sich  in  das  Meer  der  Vergessenheit  verlieren ;  ein  Recht  auf 
Fortdauer  des  Zeichens  wäre  wie  ein  Recht  auf  Fortdauer  eines  bestimm- 
*  ten  Zustandes,  welcher  an  die  Person  erinnert,  wie  ein  Recht  darauf,  in 
einem  bestimmten  Album,  auf  einem  bestimmten  Gedenkblatt  weiter  zu 
figuriren  u.  dgl.  Auch  würde  ein  solches  Recht  den  gutgläubigen  Ver- 
kehr beengen,  den  Käufer  in  seinen  Dispositionen  hemmen,  die  Möglichkeit 
der  Beisetzung  von  Handelsmarken  beeinträchtigen  und  zu  manchen  Stör- 
ungen und  Vexationen  führen  —  was  alles  in  gar  keinem  Verhältnisse 
stllnde  zu  den  etwaigen  Vortheilen,  welche  eine  solche  Zwangserhaltung 
der  Marke  für  den  Zeichenberechtigten  hätte ;  vgl.  auch  Rendu  nr.  181. 
Allerdings  könnte  dann,  wenn  ein  Producent  sich  die  Waare  eines  andern 
verschaffen,  die  Marken  löschen  und  seine  Marke  in  einer  Weise  sub- 
stitmren  würde,  welche  ihn  als  den  Producenten  der  Waare  erscheinen 
liesse,  concurrence  d^loyale  vorliegen,  vgl  oben  S.  107,  108  —  allein 
dann  liegt  nicht  blosse  Zerstörung  vor,  sondern  Zerstörung  und  Erregung 
eines  falchen  Scheines;  und  auch  dann  wäre  concurrence  d61oyale  an- 
zunehmen, wenn  etwa  der  Käufer  organisationsmässig  die  Waare  sich  ver- 
schaffte und  das  Zeichen  zerstörte,  um  die  Marke  nicht  aufkommen  zu 
lassen :  das  wäre  eine  organisationsweise  Niederdrückung  der  Persön- 
lichkeit. 

Das  Gesagte  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  der  Producent  sich 
vertragsmässig  ausbedingt,  dass  der  Käufer  die  Marke  belässt :  dann  aber 


1)   Yergl.   aach   Oberlandesgericht   Earlsrahe   27./2.    1882    Seuffert  Archiv 
XXXVIII  nr.  258. 
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handelt  es  sieh  lediglich  um  ein  ohligatorischesContractverhältniss  von  Person 
zu  Person ;  vgl.  auch  die  Bemerkung  Pataille'B,  Annal.  XVIII  p.  190; 
und  noch  weniger  gehört  es  hierher,  wenn  das  spanische  und  das 
portugiesische  Handelsgesetzhuch  in  ihren  a.  152  bezw.  73  i)  be- 
stimmen, dass  der  Kommissionär  ohne  Genehmigung  des  Kommittenten  an  ^ 
dem  Kommissionsgute  die  Marken  nicht  ändern  darf;  denn  hier  handelt 
es  sich  um  eine  contractliche  Pflicht  zwischen  Kommissionär  und  Kom- 
mittenten, um  eine  Pflicht,  welche,  wie  leicht  ersichtlich  ist,  darauf 
beruht,  dass  der  Kommissionär  die  Verkäuflichkeit  des  Kommissionsgutes 
nicht  schmälern,  die  Interessen  des  Kommittenten  nicht  beeinträchtigen 
darf.  Vgl.  auch  Hand.-Ges.-B.  der  Argent.  Republik  a.  358,  Chili  a.  247, 
Cundinamarca  a.  115,  Costa-Rica,  Guatemala,  s.  Borchardt,  Handelsges. 
d.  Erdballs  I  S.  117.  690,  II  S.  17.  182.  689. 


VIT. 
Erlöschen   des  Markenrechts. 

§  1. 

Die  Namen-  und  Firmenmarke  theilt  das  Schicksal  von  Namen  und 
Firma ;  daher  bedarf  das  Erlöschen  dieser  Marke  einer  weiteren  Er- 
örterung nicht.  Nur  das  eine  ist  zu  bemerken,  dass,  sobald  der  Namen- 
träger aufhört,  Producent  oder  Kaufmann  zu  sein,  er  zwar  noch  sein 
civiles  Namenrecht  beibehält,  aber  sein  .Namenmarkenrecht  verliert.  In- 
sofern, aber  nur  insofern,  kann  diese  Art  des  Markenrechts  abgesondert 
von  dem  Namenrecht,  von  welchem  es  abgeleitet  ist,  erlöschen.  Daher 
soll  im  Folgenden  nur  von  dem  Erlöschen  der  Waarenzeichen  im  engeren 
Sinne,  von  dem  Erlöschen  der  gewählten  Marke  die  Rede  sein. 

Das  Waarenzeichen  erlischt  durch  Renunciation  des  Berechtigten, 
vgl.  Browne  p.  538  f*  Diese  erfolgt  durch  Erklärung  vor  dem  Register- 
gerichte :  durch  Antrag  auf  Löschung  des  Eintrags,  durch  Rücknahme 
der  Anmeldung,  falls  der  Eintrag  noch  nicht  erfolgt  ist  (§12  des  Ges.). 
In  beiden  Fällen  hat  die  Erklärung  die  Bedeutung  eines  in  publico  gemach- 
ten Verzichtes,  in  beiden  Fällen  hat  sie  die  Kraft  der  Rechtszerstörung. 
Der  Untergang  des  Rechts  erfolgt   nicht   erst  durch    das  entsprechende 


0  Vgl.  Goldschmidt,  Handb.  II  (2.  Aufl.)  S.  53  Note  48,   auch  Sampajo  Fi- 
mentel,  Anuota^oes  II  p.  247. 
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Verhalten  des  Gerichts,  er  erfolgt  bereits  durch  den  renunciativen  Partei- 
akt; darum  könnte,  wenn  der  Akt  etwa  nachträglich  zurückgezogen 
werden  wollte,  zwar  eine  neue  gleichartige  Marke  angemeldet  werden, 
aber  die  alte  Marke  wäre  unwiederbringlich  dahin;  und  wenn  Jemand 
zuerst  eine  Marke  anmeldete,  sodann  die  Anmeldung  zurückzöge  und 
dann  die  Marke  noch  einmal  anmeldete,  so  könnte  der  Eintrag  auf  Grund 
der  letzten  Anmeldung  erfolgen ,  nicht  aber  auf  Grund  der  ersten : 
die  erste  Anmeldung  mit  ihrem  Datum  wäre  gleichwohl  verloren  und 
nicht  mehr  zu  ersetzen  ^). 

Ein  auf  andere  Weise  erklärter  Verzicht  2)  zerstört  das  Individual- 
recht nicht,  er  kann  nur  für  die  Entschädigung«-  und  Straifrage  in  Be- 
tracht kommen. 

§   2. 

Die  reine  Passivität  in  der  Benützung  der  Marke,  insbesondere  die 
Saumseligkeit  in  der  Verfolgung  der  Contraventionen  hat  gleichfalls  zunächst 
nur  einen  Einfluss  auf  die  Entschädigungs-  und  Straifrage'^);  sie  kann 
nicht  als  Verzichtsausdruck  betrachtet  werden,  und  auch  so  würde  sie  ja 
als  einfacher  Verzicht  nicht  genügen,  um  das  Recht  aufzuheben ;  vergl. 
über  diese  Frage  Tribunal  Bordeaux  14./2.  1866  Regime  intern,  de  la 
prop.  ind.  I  p.  76,  Appelh.  Aix  8./8.  1872  PatailleXVlll  p.  29,  Seine- 
trib.  27./2.  1873  Fat.  XVIII  p.  294,  Seinetrib.  17./4.  1879  Fat.  XXIV 
p.  209.  212,  Trib.  Havre  4./5.  1882  R6g.  intern,  de  la  propr.  ind.  I 
p.  389,  Browne  p.  545  f. 

Wohl  aber  kann  die  Passivität  dem  Rechte  dann  verhängnissvoll 
werden,  wenn  sie  zum  non  usus  wird.  Der  non  usus  ist  keine  einfache 
Passivität,  sondern  eine  gesetzlich  qualificirte  Passivität,  qualificirt,  so- 
fern er   sich  auf  eine   gewisse    fristgemässe  Art    des  Handelns    bezieht^ 


1)  Dafür  ist  aber  anch  die  Gebühr  von  50  Mark  nicht  zn  zahlen,  wenn  die 
Anmeldung  noch  vor  dem  Eintrag  zurückgenommen  wird,  vgl.  Meves  S.  204 ;  denn 
die  50  Mark  sind  nur  für  die  „Eintragung**  zn  entrichten. 

2)  Ein  Verzicht  liegt  aber  nicht  schon  dann  vor,  wenn  der  Markenberech- 
tigte  auf  die  Ankündigunc;  eines  Anderen,  dass  er  die  betreffende  Marke  für  sich 
gebrauchen  wolle,  schweigt,  Kammergericht  lO./lO.  1878  Reichsanzeiger  (Central- 
handelsregister)  v.  16  /lO.  1878  nr.  244.  Noch  weniger  ist  ein  Verzicht  darin  zu 
erblicken,  dass  der  Berechtigte  neue  Marken  annimmt;  denn  eine  Mehrheit  von 
Marken  för  dieselbe  Waare  ist  ja  sieht  ausgeschlossen.  Vgl.  Bedarride  III  nr.  973^ 
Fouaiet  nr.  83,  Seinetrib.  17./4.  1879  Fat  XXIV  p.  209  212;  auch  oben  S.  158.  217. 

3)  Anders  vielfach  die  englische  Jurisprudenz;  vgl.  Daniel  p.  21  f.  und 
oben  S.  243. 
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welche  die  Gesetzgebung  zum  Fortbestand  des  Eechts  verlangt.  So  be- 
stimmt das  Markengesetz  der  Argentinischen  Republik  a.  24  und 
das  Decret  von  Uruguay  a.  25,  dass  der  Berechtigte  gegen  die  Annahme 
der  gleichen  Firma  durch  einen  Dritten  innerhalb  Jahresfrist  bei  Ausschluss 
reclamiren  muss.  Nach  dem  Schweizer  Gesetze  a.  10  geht  der- 
jenige seiner  Marke  verlustig,  welcher  3  Jahre  lang  keinen  Gebrauch 
davon  gemacht  hat;  nach  dem  Rumänischen  Gesetze  a.  5  erlischt 
das  Markenrecht  mit  dem  Momente,  in  welchem  der  Berechtigte  die 
Fabrikation  bzw.  den  Handel  mit  den  betreffenden  Waaren  aufgibt. 

Auch  nach  unserem  Rechte  ist  die  Passivität  nicht  ohne  schwer- 
wiegende Bedeutung.  Einmal  kann  in  Folge  der  Unthätigkeit  das 
Verhältniss  eintreten,  dass  das  Zeichen  zum  Freizeichen  wird,  wovon 
bereits  oben  gehandelt  wurde.  Sodann  aber  wird  die  Passivität  zum 
legalen  non  usus,  wenn  gewisse  formale  Akte  unterbleiben,  welche  zum 
legalen  Fortbestande  des  Rechts  erforderlich  sind.  Das  deutsche  Recht 
kennt  im  Markenrecht  keinen  materialen,  wohl  aber  einen  formalen  non 
usus :  das  Passivitätsprinzip  ist  formalisirt.  Der  Markeneintrag  soll  näm- 
lich von  Zeit  zu  Zeit  erneuert,  dem  entsprechend  soll  die  Anmeldung  von 
Zeit  zu  Zeit  wiederholt  werden;  vergehen  10  Jahre  ohne  Wiederholung 
der  Anmeldung,  so  erstirbt  die  Marke :  der  erlöschende  non  usus  ist  ein 
Nichthandeln  in  Bezug  auf  die  Erneuerung  des  Eintrags,  er  ist  nicht  ein 
Nichthandeln  in  Bezug  auf  den  Gebrauch  der  Marke ;  vgl.  §  5  Z.  3  und 
§  12  d.  Ges.  Der  Grund  dieser  Formalisirung  beruht  aber  darin,  dass 
einerseits  durch  den  Antrag  die  Fortdauer  des  Rechts  publik  manifestirt 
und  dadurch  das  Fortleben  desselben  in  energischer  Weise  bethätigt 
wird,  anderseits  aber  diese  Fortdauer  des  Rechts  mit  registermässiger 
Genauigkeit  constatirt  werden  kann,  während  die  Constatirung  des 
materiellen  Gebrauchs  oder  Nichtgebrauchs  grösseren  Schwierigkeiten  und 
Unsicherheiten  unterliegt. 

Das  legale  Handeln  zur  Erhaltung  des  Rechts  ist  Sache  des  jeweils 
Berechtigten;  daher,  wenn  die  Marke  mit  Firma  veräussert  worden  ist, 
Sache  des  Erwerbers,  vgl.  Bedarride  UI  nr.  877,  Pouillet  nr.  99 ;  und 
wenn  die  Marke  auf  eine  neue  Handelsniederlassung  überwiesen  worden 
ist,  so  ist  natürlich  bei  dem  Gerichte  dieses  Ortes  die  Beibehaltungs- 
aifmeldnng   einzureichen ;  vgl.  Bedarride  III  nr.  871. 

Der  Untergang  tritt  direct  ein  in  Folge  der  Nichtanmelduug,  er 
tritt  nicht  erst  ein  durch  die  in  Folge  der  Nichtanmelduug  stattfindende 
richterliche  Löschung:  denn  die  Löschung  hat  keine  constitutive  oder 
destructive,  sondern  nur  eine  declarative,  registrirende  Bedeutung ;  vergl. 
auch  Endemann  S.  57,  TÄd7,  Handelsrecht  §  209  VI;  unrichtig  Stock- 
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heim  S.  46.  47  i).  Das  Reg^ister  hat  darchans  nicht  die  Fähigkeit,  Rechte 
festzuhalten,  deren  Untergang  durch  die  objective  Rechtsordnung  besiegelt 
ist;  und  dass  solches  hier  der  Fall  ist,  beweist  §  12  Z.  2  in  Verbindung 
mit  §  5  Z.  3  des  Gesetzes  zu  Genüge. 

Umgekehrt  bleibt  aber  auch  das  Recht  durch  die  Beibehaltungs- 
anmeldung aufrecht  erhalten  und  gewahrt,  sollte  auch  der  Registerrichter 
es  unterlassen,  diese  Beibehaltungsanmeldung  im  Register  zu  vermerken : 
das  Recht  wird  durch  die  Beibehaltungsanmeldung  erhalten,  nicht  erst 
durch  den  derselben  entsprechenden  Eintrag.  Darum  läuft  auch  die  Frist 
für  die  wiederholte  Beibehaltungsanmeldung  von  dem  Datum  der  vorher- 
gehenden Beibehaltungsanmeldung  an,  nicht  erst  von  dem  Datum  des  dieser 
Beibehaltungsanmeldung  entsprechenden  Eintrages  an,  während  die  Frist 
für  die  erste  Beibehaltungsanmeldung  nicht  von  dem  Datum  der  ursprüng- 
lichen Anmeldung,  sondern  von  dem  Datum  der  ursprünglichen  Eintragung 
des  Zeichens  her  datirt,  vgl.  Thöl,  Handelsrecht  §  209  VI :  denn  das 
Zeichen  hat  Bestand    erst  von  dem  Zeicheneintrage  an. 

Der  non  usus  kann  eine  Folge  des  Verzichtwillens  sein ;  allein  dies 
ist  nicht  juristisch  massgebend:  mag  der  non  usus  auf  Verzichten- 
wollen, auf  einfachem  Nichtwollen,  oder  mag  er  auf  Nichtköni^en  oder 
Nichtwissen  beruhen,  in  allen  Fällen  ist  es  der  qnalificirte  Nichtgebrauch 
und  dieser  allein,  ohne  Rücksicht  auf  die  begleitenden  Umstände,  welcher 
die  Zerstörung  des  Rechts  herbeiführt;  denn  das  Institut  des  non  usus 
beruht  in  seinem  inneren  Gehalte  nicht  auf  der  Vermuthung  des  Verzichtes 
der  Partei,  sondern  es  beruht  auf  dem  Principe,  dass  ein  Recht  seine 
Kraft  verliert,  wenn  es  im  Laufe  der  Zeit  sein  Leben  nicht  bewährt; 
es  beruht  auf  der  Maxime,  dass  sich  das  Recht  im  Leben  bewähren 
soll,  so  dass  ein  factisch  todtes  Recht  nothwendig  auch  seinen  recht- 
lichen Untergang  finden  muss.  Ob  allerdings  nicht  ein  Moderamen  vor- 
zuziehen gewesen  wäre,  ob  es  nicht  besser  wäre,  wenn  eine  Mahnung, 
eine  Erinnerung  vorhergehen  müsste,  oder  wenn  eine  Nachfrist  gewährt 
wäre,  das  ist  eine  andere  Frage;  aber  lex  ita  scripta  est. 

Darum  erlischt  das  Recht  auch  im  Fall  der  striktesten  Unmöglich- 
keit der  Neuanmeldung,  ohne  dass  eine  Restitution  möglich  wäre ;  nur  der 
Fall  des  Justitiums  ist  auszunehmen,  weil  in  diesem  Fall  nicht  eine 
factische  Unmöglichkeit,  sondern  eine  Unmöglichkeit  kraft  der  Rechtsord- 
nung vorliegen  würde  und  die  Rechtsordnung  mit  sich  selbst  in  Widerspruch 
träte,    wollte    sie  einen  Rechtsakt  verlangen,   den    sie  nicht  ermöglicht. 


1)  Aach  Meves  S.  205  behauptet  unrichtig,   dass  das  Datum   der  Löschung 
für  den  Untergang  des  Rechts  massgebend  sei. 
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Das  Erlöschen  des  Rechts  durch  formale  Nichternenemng  nach  Ab- 
lauf einer  bestimmten  Eintragsdauer  hat  das  deutsche  Recht  mit  anderen 
Rechten  gemein ;  nur  sind  die  Fristen  verschieden :  Die  Frist  des  fran- 
zösischen und  des  holländischen  Rechts  ist  15  Jahre  ^)y  des  englischen 
Rechts  14  Jahre,  des  nordamerikanischen  Rechts  (Ges.  1881  a.  5)  30  Jahre 
u.  ,a,  2).  Dagegen  hat  die  belgische  Gesetzgebung 3)  den  Satz  von  der 
bloss  temporären  Wirkung  des  Eintrages  nicht  adoptirt  mit  Rücksicht  auf 
die  Misslichkeiten ,  die  aus  einem  solchen  Erlöschen  des  Zeichenrechts 
hervorgehen  können^).  Indessen  sind  die  Misslichkeiten  nicht  so  gross, 
als  es  auf  den  ersten  Blick  erscheint,  sofern  man  nur  das  Markenrecht 
nicht  von  dem  allgemeinen  Civilrechte  loslöst,  sofern  man  nur  ins  Auge 
fasst,  dass  neben  dem  speciellen  Markenrechte  auch  noch  die  Principien 
de»  gemeinen  Civilrechts  gelten.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man  annimmt, 
dass  im  Fall  des  Erlöschens  des  Markenrechts  ein  jeder  illoyale  Con- 
current  sich  der  Marke  bemächtigen  und  zum  enormen  Schaden  des  ehe- 
mals Berechtigten  das  Publikum  beliebig  ungestraft  täuschen  könne.  Denn 
wenn  das  Zeichenrecht  kraft  Markenrechts  erloschen  ist,  so  ist  es  noch  nicht 
erloschen  kraft  Individualrechts,  sofern  mir  das  Zeichen  noch  so  sehr  im 
Gebrauche  lebt,  dass  das  Publikum  dasselbe  als  den  Repräsentanten,  als  das 
Erkennungszeichen  des  betreffendenProducenten  oderHandelsmannes  erkennt. 
So  lange  das  stattfindet,  ist  jede  Annahme  des  Zeicliens  durch  einen  Dritten 
eine  rechtswidrige  Usurpation,  eine  concurrence  d^loyale;  sie  ist  zwar 
nicht  mit  den  Mitteln  des  Markenrechts,  wohl  aber  mit  denjenigen  Mitteln 
zu  bekämpfen,  welche  dem  ehrlichen  Verkehr  gegenüber  der  concurrence 
deloyale  zustehen ;  sie  ist  es  ganz  in  derselben  Weise,  wie  wenn  die  Marke 
niemals  eingetragen  gewesen  wäre;  vgl.  Calmels  nr.  54  p.  37,  Betidu 
nr.  83—86,  Huard  p.  113  nr.  89,  B^darride  III  nr.  869,  Pouillet  nr.  132 ; 
und  wenn  ein  Dritter  diese  Marke  für  sich  zum  Eintrag  brächte  in  de- 
ceptiver,  betrügerischer  Absicht,  in  der  Absicht,  dem  guten  Glauben  des 


1)  Auch  der  österreichische  Entwurf  von  1882  hat  15  Jahre;  das  österreich- 
ische Gesetz  hat  keine  solche  Beschränkung,  Stubenrauch  S.  12. 

2)  üeber  Venezuela  vgl.  Braun  p.  743. 

3)  Vgl.  die  Motive  in  der  Pasinomie  Beige  XIV  p.  69,  und  vgl.  ferner  Üo, 
commentaire  p.  66  f.,  Braun  p.  98  f.  Das  belgische  Gesetz  bestimmt  lediglich  in 
a.  18,  dass  die  nach  älterer  Gesetzgebung  gemachten  Markenanmeldungen  bis  zum 
l./l.  1881  zu  erneuern  seien,  ansonst  sie  ihre  Kraft  verlören,  Ro,  comment  p.  255  f. 
Aber  auch  hier  hat  das  Erlöschen  nur  zur  Folge,  dass  die  Marke  als  Register- 
marke erlischt ;  das  Alleinrecht  auf  die  Marke  bleibt  bestehen,  wie  bei  einem  Zf  ichen, 
das  niemals  eingetragen  war,  Ro  p.  257  f.,  Braun  p.  837;  vgl.  oben  S.  254. 

*)  Vgl.  über  solche  Misslichkeiten  auch  Blanc  im  Droit  1./6.  1857  nr.  129. 
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Pabliknms  ins  Gesicht  zu  schlagen :  eine  solche  eingetragene  Marke  wäre 
als  deceptive  Marke  null  und  nichtig  und  ohne  Markenrecht ;  nur  eine  An- 
meldung bona  fide  ohne  Bewusstsein  der  massgebenden  Verhältnisse  würde 
in  Deutschland  dem  Anmeldenden  ein  Markenrecht  verleihen,  welches  das 
Individualrecht  des  anderen  vernichtete ;  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung 
alles,  was  über  diese  Collision  früher  erörtert  worden  ist. 

In  welch  vortrefflicher  Weise  das  englische  Recht  den  Missständen 
gresteuert  hat,  welche  sich  aus  dem  Erlöschen  des  Eintrags  ergeben,  wird 
nnten  entwickelt  werden.  Aber  auch  bezüglich  der  Gestaltung  des  Er- 
loschungsinstituts  selbst  hat  die  englische  Gesetzgebung  grosse  Vorzüge. 
Während  nach  deutschem  und  französischem  Eecht  das  Erlöschen  von 
selbst,  ohne  Mahnung  und  Erinnerung,  eintritt,  ist  im  englischen 
Kecht  eine  Eeihe  von  Schutzmassregeln  gegeben,  damit  das  Erlöschen 
nicht  in  Folge  blossen  Versehens  ohne  Willen  und  Wissen  des  Berechtigten 
eintrete.  Der  ComptroUer  soll  den  Berechtigten  in  bestimmter  Frist  vor 
Ablauf  der  14  Jahre  zweimal  erinnern;  ja  selbst  nach  Ablauf  der  14 
Jahre  tritt  der  Verlust  nicht  sofort  ein,  sondern  erst  mit  der  Löschung, 
und  die  Löschung  darf  erst  nach  3  Monaten  geschehen :  innerhalb  dieser 
3  Monate  kann  der  Berechtigte  unter  Zahlung  einer  erhöhten  Gebühr  das 
Versäumte  nachholen  :  nicht  genug  damit,  selbst  wenn  nach  diesen  3  Mo- 
naten die  Marke  gelöscht  ist,  kann  sie  der  ComptroUer  wiederherstellen, 
„if  satisfied  tbat  is  it  just  so  to  do"*,  allerdings  unter  Zahlung  einer  er- 
höhten Zusatzgebühr  1) ;  so  Akte  von  1883  s.  79.  Wenn  auch  dieses 
System  in  der  Zurückhaltung  bis  zur  äussersten  Gränze  geht,  so  enthält 
es  doch  ein  sehr  practisches  und  empfehlenswerthes  Motiv ;  und  es  scheint 
uns  legislativ  empfehlenswerther,  als  der  Vorschlag,  den  man  in  Spanien 
gemacht  hat,  die  Erneuerung  aller  Marken  von  Zeit  zu  Zeit  nach  einem 
bestimmten  Kalendercyclus  anzuordnen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  des 
Eintrages,  so  dass  stets  das  ganze  Register  in  complexu  erneuert  würde, 
vgl.  darüber  Maillard  de  Mara/y  im  Congr.  industr.  p.  92.  349  — 
obgleich  auch  dies  eine  wesentliche  Verbesserung  des  vorhandenen  Zu- 
standes  wäre :  in  Häusern,  welche  nicht  nur  einige  Dutzende,  sondern 
sogar  mehrere  Hunderte  von  Marken  haben,  ist  es  eine  schwere  Aufgabe, 
stets  auf  der  Hut  zu  sein,  damit  die  Erneuerung  nicht  versäumt  wird 
zum  grossen  Schaden  des  ganzen  Geschäftes,  vgl.  Maillard  de  Mara/y 
Congr.  indust.  p.  350. 


1}  Die  normale  Ernenernngsgebühr  ist  1  Pf.,  die  erste  Znsatzgebühr  10  Sh., 
die  zweite  erhöhte  Zusatzgebühr  1  Pf.  Siehe  Rules,  flrst  schedule  (bei  Lawson  p.  297). 
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§  3. 

l)ie  Marke  erlischt  ferner  mit  dem  Erlöschen  des  Geschäfts,  ähn- 
lich wie  das  Ladenschild,  vgl.  Gastambide  nr,  [492,  Blanc  p.  719, 
Pouillet  nr.  703,  Upton  p.  27 ;  nur  muss  das  Geschäft  völlig  erlöschen, 
eine  zeitweise  Unterbrechung  genügt  nicht,  Blanc  p.  720,  Bendu,  droit 
industr.  nr.  678.  Das  deutsche  Recht  hat  auch  hier  im  Interesse  der 
registermässigen  Sicherheit  den  Rechtssatz  formalisirt :  die  Marke  erlischt, 
sobald  die  Firma  im  Handelsregister  gelöscht  wird,  das  Erlöschen  des 
Geschäfts  muss  im  Löschen  der  Firma  zum  publiken  Ausdruck  gelangt 
sein,  §  5  Z.  1,  §  12  Z.  2  d.  Ges.  ^).  Dann  erlischt  aber  die  Marke  so- 
fort, nicht  erst  mit  der  Löschung  des  Markeneintrags  ;  denn  auch  hier 
ist  diese  Löschung  bloss  enunciativ  und  descriptiv:  sie  ist  Ordnungs- 
sache, sie  ist  rechtsdisciplinär^r,  nicht  rechtsschaffender  Natur.  Nur  das 
Hesse  sich  fragen,  ob  die  Marke  auch  dann  untergehe,  wenn  die  Löschung 
der  Firma  zu  Unrecht  erfolgt  ist ;  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  könnte 
man  es  annehmen:  man  könnte  sagen,  dass  das  formale  Fortbestehen  des 
Firmeneintrags  für  die  Marke  unumgänglich  sei;  doch  wäre  diese  An- 
nahme nicht  begründet:  es  ist  im  Zweifel  nicht  zu  unterstellen,  dass  die 
Gesetzgebung  den  Formalismus  soweit  getrieben  habe;  und  das  Gegen- 
theil  beweist  §  5  Z.  2  —  denn  sonst  müsste  man  erwarten,  dass  auch  be- 
züglich der  Aenderung  der  Firma  der  gleiche  Formalismus  gelten  würde 
und  die  factische  Aenderung  der  Firma  auch  ohne  Anmeldung  einer  sol- 
chen Aenderung  genügen  würde,  um  die  Marke  zu  zerstören ;  Z.  2  verlangt 
aber,  dass  eine  Aenderung  der  Firma angemeldet  wird. 

Der  Grund  der  Firmenlöschung  kann  in  der  Translation  des  Han- 
delsgeschäfts nach  einem  neuen  Niederlassungsorte  liegen.  Im  Falle  der 
Translation  nun  muss  die  Beibehaltung  des  Zeichens  bei  dem  Register- 
gerichte des  neuen  Niederlassungsortes  angemeldet  werden,  §  4  d.  Ges., 
und  an  diesem  Orte  muss  das  entsprechende  geschehen,  bevor  am  früheren 
Orte  die  Firma  gelöscht  wird,  weil  ja  sonst  das  Recht  unterdessen  erloschen 
wäre.  DieseBeibehaltungsanmeldung  genügt  aber  zur  Erhaltung  des  Rechts, 
die  entsprechende  Eintragung  in  das  Register  des  neuen  Ortes  ist  ledig- 
lich formaler  Natur,  lediglich  eine  Notiz  über  die  früher  erfolgte  Ein- 
tragung, sie  ist  kein  neuer  constitutiver  Akt,  wie  die  erste  Eintragung, 
vgl.  §  4  d.  Ges.  in  fine ;  vgl.  auch  unten  S.  324. 


1}  Ueber  das  Löschen  der  Firma  Tgl.  a  25  und  26  des  H.-G.-B. ;  vgl.  auch 
badisclie  V.-O.  21. /3. 1883  insbesondere  §  18  (betreifend  die  Bereinigung  des  Handels- 
registers). In  Oesterreieh  erlischt  die  Marke  mii  dem  „Ge^erbsunternehmen", 
§  5  d.  Ges. 
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Ein  vierter  Fall  der  Erlöschung  des  Rechts  ist  lediglich  formaler 
Natur:  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  formale  Darstellung  eines  ma- 
teriell rechtlichen  Princips,  sondern  um  die  lediglich  formale  Folgerung 
eines  formalen  Satzes,  und  es  ist  sehr  fraglich,  oh  die  Gesetzgebung  diese 
Consequenz  nicht  besser  unterdrückt  hätte.  Aus  dem  formalen  Zusammen- 
hang zwischen  Firmeneintrag  und  Markeneintrag  hat  man  mit  Eecht  ge- 
folgert, dass  bei  Aenderung  der  Firma  die  Marke  auf  die  geänderte  Firma 
übertragen  werden  muss.  Nun  bestimmt  aber  das  deutsche  Gesetz  femer, 
dass  zum  Zwecke  dieser  Uebertragung  die  Beibehaltung  des  Zeichens  an- 
gemeldet werden  soll,  ansonst  die  Marke  erlischt,  §  5  Z.  2  und  §  12 
Z.  2  d.  Ges.  Diese  Consequenz  aber  ist  durch  die  Sachlage  nicht  ge- 
boten; besser  hätte  sich  die  entgegengesetzte  Bestimmung  empfohlen,  dass 
auch  bei  Aenderung  der  Firma  die  Marke  solange  bestehen  bleibt,  als 
sie  nicht  abgemeldet  wird;  und  das  formale  Frincip  wäre  vollkommen 
durch  die  Bestimmung  gewahrt  geblieben,  dass  in  diesem  Falle  das 
Zeichen  von  Amtswegen  auf  die  geänderte  Firma  übertragen,  dieser  ge- 
änderten Firma  zugeschrieben  würde.  Doch  gilt  naturlich  auch  hier» 
dass  nach  Erlöschen  des  Markenrechts  immer  noch  das  Individualrecht 
fortbestehen  kann. 

Schon  oben  wurde  betont,  dass  nicht  schon  eine  unberechtigte  Aender- 
ung der  Firma  das  Erlöschen  der  Marke  bewirkt,  sondern  nur  eine  Aende- 
rung, welche  von  der  berechtigten  Person  beantragt  worden  ist,  also  eine 
Aenderung  im  Register,  welche  dem  materiellen  Sachverhalte  entspricht, 
welche  sachlich  richtig  ist ;  denn  das  Gesetz  verlangt  ausdrücklich,  dass  die 
Aenderung  der  Firma  angemeldet  wird.  Dagegen  lässt  sich  aus  dieser 
Bestimmung  nicht  auch  der  weitere  Schluss  ziehen,  dass  das  Erlöschen 
der  Marke  bereits  im  Momente  des  Aenderungsantrags  eintritt:  in  der 
That  tritt  es  erst  ein,  wenn  in  Folge  des  Aenderungsantrages  eine  wirk- 
liche Aenderung  vorgenommen  wird ;  und  bis  dies  geschieht,  kann  immer 
noch  die  Beibehaltungserklärung  nachgeholt  werden,  wie  dies  aus  dem 
Znsammenhalt  von  Z.  2  und  Z.  1  §  5  zur  Evidenz  hervorgeht.  Es  ist,  als 
hätte  das  Gesetz  erklärt:  „wenn  auf  Antrag  eine  Aenderung  der  Firma 
eingetragen  und  nicht  vor  diesem  Eintrag  die  Beibehaltung  des  Zeichens 
angemeldet  wird"» 

Während  also  zur  Zerstörung  der  Marke  erfordert  wird,  dass  die 
Aenderung  der  Firma  nicht  nur  angemeldet,  sondern  vollzogen  wird, 
genügt  zum  Fortbestande  der  Marke,  dass  die  Beibehaltung  des  Zeichens 
angemeldet  wird;  denn  es  gilt  hier  von  der  Beibehaltungsanmeldung 
das  gleiche,  wie  es  oben  entwickelt  worden,  und  es  ist  nur  entsprechend, 
dass  die  Rechtsordnung  entstandene  Rechte  leichter  conservirt,  als  unter- 
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gehen  läset:  conservatorisclie  Gesetzesbestimmungen  sind  möglichst  frei, 
rechtszerstörende  dagegen  möglichst  eng  zu  interpretiren. 

üebrigens  liegt  eine  Aenderung  der  Firma  auch  dann  vor,  wenn 
die  alte  Firma  veräussert  wird  und  der  Veräusserer  sich  —  für  seine  neue 
Firma  und  sein  neues  Geschäft,  das  er  gegründet  —  die  Marke  vorbehält. 
In  diesem  Falle  ändert  sich  eben  die  Firma  des  Markenberechtigten  und 
diese  Aenderung  bedingt  einen  neuen  Markeneintrag.  Ebenso  verhält  es 
sich,  wenn  die  Firma  bei  der  Veräusserung  in  Zweigfirmen  zerlegt  und 
die  Marke   einer  Zweigfirma  zugewiesen  wird. 

Dies  sind  die  Beendigungsgründe  des  Markenrechts.  Kein  Beendigungs- 
grund ist  die  Löschung  des  Zeichens  im  Register ;  diese  hat  nur  einen 
Ordnungscharakter,  sie  hat,  wie  bereits  bemerkt,  keine  destructive  Kraft. 
Eine  Löschung  ohne  Löschungsgrund,  etwa  aus  Versehen,  Irrthum,  zerstört 
das  Recht  nicht,  ist  für  den  Rechtszustand  bedeutungslos. 


§  4. 

Schon  oben  wurde  betont,  dass  bei  Beendigung  des  Markenrechts 
durchaus  nicht  ein  jeder  Dritte  sich  des  „vacanten'*  Zeichens  ohne  wei- 
teres bemächtigen  darf;  denn  wenn  auch  das  Markenrecht  erlischt,  so 
erlischt  nicht  ohne  weiteres  das  materielle  Individualrecht:  es  erlischt 
«0  lange  nicht,  als  der  Berechtigte  es  nicht  aufgibt,  das  Zeichen  im  Ver- 
kehr zu  verwenden,  und  der  Verkehr  es  nicht  aufgibt,  das  Zeichen  mit  der 
Person  des  Berechtigten  zu  verknüpfen;  und  stehen  demselben  nun  auch 
nicht  mehr  die  Hülfsmittel  des  Markenrechts  zu  Gebot,  so  doch  die  Hülfs- 
mittel  des  Individualrechts. 

Doch,  auch  wenn  das  Individualrecht  an  dem  Zeichen  nicht  fort- 
besteht, wenn  das  Zeichen  auch  gänzlich  und  definitiv  aufgegeben  wird, 
müssen  immer  noch  gewisse  Rücksichten  gegen  den  früheren  Markenbe- 
rechtigten gewahrt  werden.  Zwar  darf  in  einem  solchen  Falle  ein  Dritter 
sich  des  Zeichens  bemächtigen,  aber  er  darf  sich  bei  dem  Gebrauche 
desselben  nicht  so  gebahren,  dass  der  Schein  entsteht,  als  wäre  er  mit 
dem  seitherigen  Markenträger  identisch,  oder  als  wäre  er  der  Fortsetzer 
oder  Nachfolger  seines  Geschäfts;  es  sind  ihm  alle  diejenigen  Machinationen 
untersagt,  welche  die  Marke  auf  die  Beziehung  zum  früheren  Berechtigten 
zurückwerfen  würden ;  er  darf  die  Täuschung  nicht  verbreiten,  als  hätte 
seine  neue  Marke  dieselbe  individuelle  Bezeichnungsfunction,  wie  die  seines 
Vormannes.  Es  gilt  hier  ähnliches,  was  von  der  Firma,  dem  Ladenschild 
und  dem  Zeitungstitel :  auch  eine  Firma  darf  keiner  so  adoptiren,  dass  er 
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den  Schein  erweckt,  als  ob  der  jetzige  Träger  derselben  der  Fortsetzer 
des  früheren  Geschäfts  wäre,  vgl.  oben  S.  127  und  Appelhof  Paris  16./1» 
1868  Sirey  1868  II  p.  84;  ein  aufgegebenes  Ladenschild  darf  nicht  so- 
fort ein  Dritter  ohne  weiteres  sich  aneignen,  um  sich  als  den  Nach- 
folger des  alten  Geschäftsinhabers  zu  geriren,  Pouillet  nr.  703,  und  gan:^ 
ähnlich  darf  der  Titel  eines  eben  erst  untergegangenen  Zeitungsunter- 
nehmens nicht  in  täuschender  Weise  auf  eine  neue  Zeitung  übertragen 
werden,  Pouillet  nr.  21. 

Allerdings  besteht  in  solchen  Fällen  kein  Individualrecht  mehr  am 
Zeichen,    aber   es    besteht   das   allgemeine  Individualrecht   darauf,    dass 
Niemand  sich  durch    täuschende  Massnahmen    an    die   Stelle  der  Persön- 
lichkeit setzt,  dass  Niemand  die  Kluft  tiberschreitet,    welche  Person  von 
Person  scheiden  muss ;  es  besteht  das  allgemeine  Individualrecht  fort,  dass 
sich   Niemand  in  die  Sphäre  der  Persönlichkeit  einschieben   darf.    Mithin 
ist  Niemand  berechtigt,    sich   der   Marke    in   solch   deceptiver  Weise  zu 
bedienen;    und  wenn  er  etwa  die  Marke    in  deceptiver  Absicht,    in  dem 
Bevvnsstsein  der  die  Täuschung  schaffenden  Verhältnisse  eintragen  lässt, 
so  ist  die  eingetragene  Marke  deceptiv  und  folgeweise  nichtig  ^).     Würde 
ein  Dritter  allerdings  das  Zeichen  bona  fide  zum  Eintrag  bringen,  würde 
er  es  thun  ohne   Kenntniss    der    deceptiven  Umstände,    dann  wäre    nach 
deutschem  Eechte  der  Eintrag   gültig    und   das    formelle  Recht  des  Ein- 
trags würde  über  das  materielle  Recht  obsiegen,   was    allerdings  gerade 
hier  nicht  ganz  ohne  Bedenken  ist. 

In  höchst  bemerkenswerther  Weise  hat  hier  das  englische  Recht 
abgeholfen.  Um  dem  angedeuteten  Missstande  zu  steuern,  stellt  es  dem 
formellen  Recht  ein  anderes  formelles  Recht  entgegen :  die  untergangene 
Marke  darf  5  Jahre  lang  von  keinem  Dritten  adoptirt  werden:  dieselbe 
übt  noch  während  5  Jahren  einen  negativen,  erwerbshindernden  Einfiuss 


1)  Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  in  der  holländischen  Kammer  behauptet 
worden  ist,  dass  die  Statnirung  der  Unveräasserlichkeit  der  Marke  ihr  Ziel  nicht 
erreichen  würde,  da  ja  der  seitherige  Inhaber  aaf  die  Marke  verzichten  und 
der  Neaerwerber  dieselbe  für  sich  eintragen  könne ;  so  Van  de  Werk  (bei  Straat- 
man  p.  6) :  „Bovendien  is  de  overdracht  van  een  merk  längs  een  omweg  toch  te 
bewerkstelligen  zonder  overdracht  der  zaak.  Jemand  doct  zijn  merk  aan  een 
ander  over.  Deze  deponeert  het  en  krijgt  er  na  zes  maanden  rocht  op.  De  eerste 
eigenaar  vraagt  nn  royement,  dan  is  de  kooper  uitsluitend  eigenaar  geworden". 
Das  ist  eben  nach  dem  oben  entwickelten  falsch.  Diese  Unrichtigkeit  findet  sich 
bei  Franekelj  die  Bestimmnngen  des  österreichischen  Rechtes  gegen  anehrbaren 
Wettbewerb  S,  50. 
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aus :  fünf  Jahre  sind  aber  wohl  stets  g^enügend,  um  jede  Vermischung 
zweier  Individualitäten  durch  Gleichheit  der  Marke  unmöglich  zu  machen. 
So  schon  die  alten  Rules  zu  der  Akte  von  1875  s.  33,  and  so  die  nene 
Akte  von  1883  selbst,  s.  79  letzter  Absatz :  „Where  a  trade  mark  has 
been  removed  from  the  register  for  non-pa3nnent  of  the  fee  or  other- 
wise,  such  trade  mark  shall  nevertheless  for  the  purpose  of  any  appli- 
cation  for  registration  during  the  five  years  next  after  the  date  of 
such  removal  be  deemed  to  be  a  trade  mark  which  is  already  registered". 
Die  innere  Richtigkeit  dieser  Bestimmung  bedarf  keiner  Ausführung ; 
dieselbe  ist  ganz  besonders  zur  Nachfolge  zu  empfehlen. 


C.  Formelles  Markenrecht. 


§  1. 

Das  formelle  Markenrecht  hat  von  der  Form  der  constitutiven  und 
conservatorischen  Rechtsakte  der  Parteien  und  von  der  entsprechenden 
Thätigkeit  der  öffentlichen  Organe  zu  handeln :  von  jenen  concurrirenden 
Thätigkeiten  privater  und  öffentlicher  Personen,  von  welchen  bereits  oben 
S.  248.  296  f.  als  einer  Besonderheit  der  gewählten  Marke,  des  Waaren- 
zeichens  im  engereji  Sinne,  gesprochen  wurde. 

Die  staatliche  Einrichtung  für  diese  Zwecke  kann  nach  dem  Princip 
der  Centralisation  und  nach  dem  der  Decentralisation  geregelt  sein,  und  diese 
Regelung  ist  insbesondeie  von  Bedeutung  für  die  wichtigste  Action  des 
formalen  Markenrechts,  für  die  Anmeldung  und  die  entsprechende  Riegi- 
strirung;  denn  die  Behandlung  der  Anmeldung,  sei  es  nach  dem  Systeme 
einer  Vorprüfung,  sei  es  nach  dem  System  der  puren  Anmeldung,  hängt 
nicht  zum  mindesten  mit  dieser  Organisation  zusammen  :  ein  ausgiebiges 
Prüfungssystem  ist  nur  bei  der  Centralisation  des  Anmeldewesens  durch- 
führbar, wesshalb  in  den  Ländern  der  Decentralisation  meistens  entweder 
das  reine  Anmeldesystem  oder  ein  nur  unvollkommenes  und  auf  wenige 
Punkte  beschränktes  Prtifungs verfahren  besteht. 

Nach  dem  Principe  der  Centralisation  ist  insbesondere  das  englische 
Marken wesen  geregelt.  Die  Centralstelle  ist  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung das  englische  Patentoffiee,  und  zwar  geschieht  die  Anmeldung 
an  den  Comptroller  desselben,  welcher  unter  dem  Board  of  trade  steht  ^) ; 
und  das  Verhältniss  desselben  zu  dem  Sheffieldregister  der  Messerschmiede 
ist  durch  besondere  Bestimmung  geregelt  2). 


1)  Gesetz  1883  s.  62.  82.  83,  Knies  s.  8  f.  und  Sched.  F. 

2)  Gesetz  1883  s.  81,  Rales  s.  53  f. 

Köhler,  Recht  des  MarkonschutzoB.  20 
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Schon  vor  dem  engliscben  Gesetze  hatte  das  amerikanische 
Bandesgesetz  die  Marken  an  das  Fatentoffice  verwiesen,  und  das  neue 
Bnndesgesetz  von  1881  befolgt  das  gleiche  System. 

Anch  das  italienische  Gesetz  huldigt  dem  centralistischen  Princip; 
zwar  erfolgt  die  Anmeldung  bei  den  verschiedenen  Präfekturen,  allein  die 
Fräfektur  hat  die  Sache  an  das  Ministerium  des  Ackerbaues  und  des 
Handels  zu  übersenden,  welches  seinerseits  den  Eintrag  vollzieht  *).  Andere 
Gesetze  mit  einheitlicher  Centralstelle  sind  beispielsweise  das  dänische 
Gesetz  2./7.  1880  §  3,  und  sodann  insbesondere  das  Schweizer  Gesetz 
a.  112),  und  das  portugiesische  Gesetz  a.  7  3). 

Das  deutsche  Gesetz  huldigt  bekanntlich,  ebenso  wie  das  franzo- 
sische und  andere,  dem  Decentralisationsprincipe.  Das  Markenregister  ist 
in  Verbindung  gesetzt  mit  dem  Handelsregister,  es  bildet  einen  integri- 
renden  Bestandtheil  desselben,  a.  1  d.  Ges.  ^) ;  und  diese  Verbindung  hat 
es  herbeigeführt,  dass  das  Markenregister  gleichfalls  von  dem  Handels- 
registergerichte geführt  wird,  und  darum  die  Anmeldung  vor  diesem 
Eegistergerichte  zu  geschehen  hat.  Ob  das  Registergericht  das  Amts- 
gericht oder  das  Landgericht  (Kammer  für  Handelssachen)  ist,  bestimmt 
die  Landesgesetzgebung  ^).  Competent  ist  das  Gericht  der  Hauptnieder- 
lassung^) :  hier  ist  die  Marke  anzumelden  —  diese  Anmeldung  aber  ge- 
nügt, eine  weitere  Anmeldung  bei  den  etwaigen  Zweigetablissements  (wie 
bezüglich  der  Firma,  a.  21  d.  H.-G.-B.)  ist  nicht  vorgeschrieben,  auch  kein 
Bedürfniss,  da  die  Hauptpublicität  ja  im  Reichsanzeiger  liegt'').  Schwieriger 
aber  wird  die  Frage ,  wenn  derselbe  dominus  negotii  mehrere  selbstständige 
Hauptniederlassungen  in  verschiedenen  Bezirken  hat,  wenn  also  die  mehre- 


1)  a.  7  a.  8  des  Ges.  v.  1808. 

2)  Vgl.  dazu  die  Annotationen  Qauhin'»  im  Regime  intern,  de  la  propr.  in- 
dustr.  I  p.  331.  332. 

8)  Tat  XXIX  p.  68  {Laneyri^ :  hier  wird  die  Marke  bei  dem  Handels- 
ministeriam  eingetragen,  sodann  aber  der  Eintrag  bei  dem  Handelsgerichte  des 
Domicils  wiederholt. 

4)  Vgl.  dazu  die  Aasf&hmngsverordnang  des  Bandesrathes  8,/2.  1875  §  1. 
Nach  preass.  Jnstizminist.-Verordn.  v.  22./3.  1875  ist  im  Firmenregister  bei  der 
jeweiligen  Firna  anf  die  Nnmmer  des  Zeichenregisters  zn  verweisen,  was  sehr 
zweckmässig  ist,  insbesondere  anch  wegen  der  Löschung  des  Zeichens  im  Fall  der 
Löschung  der  Firma. 

6)  Vgl.  hierüber  Keyasner  in  Goldschm.  Zeitschr.  XXV  S.  512  f.  526  f.  534  f 
^)  So  das  deutsche  Gesetz  §  1  ;  nach  französischem  Gesetze  a.  2  ist  es  das 

Gericht  des  Domiciles,  was  mit  dem  ersteren  dnrchans  nicht  immer  zusammenfällt, 
vgl.  Pouület  nr.  117;  vgl.  anch  Thöl  §  51. 

7)  Vgl.  Meves  S.  170. 
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ren  Niederlassungen  ohne  Subjectionsverhältniss  einander  gegenüberstehen. 
In  diesem  Falle  ist  de^  Eintrag  bei  dem  Gerichte  derjenigen  Niederlass- 
ung zu  suchen,  welche  sich  mit  der  massgebenden  Production  oder  mit 
dem  massgebenden  Handel  befasst').  So  wird  dies  auch  im  belgischen 
Kechte  angenommen,  wo  die  Anmeldung  zu  geschehen  hat  ^au  greffe  du 
tribunal  de  commerce  dans  le  ressort  duquel  est  situ6  son  Etablissement *• 
(a.  2),  vgl.  Roj  commentaire  p.  172  f , ;  und  für  das  deutsche  Recht  gilt 
dies  um  so  mehr,  als  die  Marke  mit  der  Firma  im  nächsten  Oonnexe  steht  i 
die  Firmen  mehrerer  selbstständiger  Etablissements  aber  sind  entweder  an 
sich  schon  verschieden  2),  oder  sie  sind,  auch  wenn  äusserlich  gleich,  doch 
schon  dadurch  verschieden,  dass  die  Etablissements  an  verschiedenen  Orten, 
in  verschiedenen  Bezirken  liegen  3).  Nur  muss  man  sich  vor  dem  Irrthum 
wahren,  als  ob  nun  die  Marke  nur  für  diese  einzelne  Firma  erworben 
würde :  sie  wird  dem  dominus  negotii  erworben,  und  er  kann  sie  auch  auf 
andere  Etablissements  überpflanzen  und  in  die  Register  anderer  Etablis- 
sementsbezirke eintragen  lassen,  arg.  §  4  d.  Ges.:  die  Verbindung  mit 
der  puren  Firma  ist  eine  lediglich  formale,  sie  berührt  nicht  das  innere 
Verhältniss  —  wie  ja  denn  die  Marke  auch  fortbestehen  kann,  wenn  die 
Firma  wechselt:  die  Firma  ist  nur  der  Durchgangspunkt,  durch  welchen 
die  Marke  erworben  wird,  sie  ist  aber  keine  hypostasirte  Grösse,  welche 
die  subjective  Trägerin  des  Markenrechts  wäre. 

Ist  im  Inlande  nur  eine  Zweigniederlassung,  dann  ist  das  Gericht 
der  Zweigniederlassung  das  competente,  arg.  §  20  d.  Ges.  —  denn  auf  die 
Anmeldung  in  Leipzig  wird  nur  in  Ermangelung  jeder  inländischen  Nieder- 
lassung recunlrt,  vgl.  StocJcheim  S.  8,  Obertrib.  1./3.  1877  Opperüi, 
XVm  S.  172. 

Die  Eintragung  bei  dem  zuständigen  Gerichte  ist  wesentlich: 
eine  Anmeldung  bei  dem  incompetenten  Gerichte  hätte  keine  legale  Wirk- 
ung, wäre  null  und  nichtig:  denn  nicht  die  Anmeldung  und  Eintragung 
überhaupt,  sondern  die  Anmeldung  und  Eintragung  bei  der  competenten 
Behörde  schafft  Markenrecht,  §  1  und  8  d.  Ges.:  dies  ist  auch  die  An- 
sicht der  Franzosen,  vgl.  Galmels  nr.  57  p.  39,  Bedarride  III  nr.  864, 
Pouillet  nr.  116.  117. 


1)  Und  im  Fall  mehrerer  solcher  Niederlassangea  bei  dem  Gerichte  einer 
derselben. 

2j  Vgl.  oben  S.  129. 

3)  Vgl.  Hahrij  Comment.  I  S.  99.  Die  Firma  X  in  der  Gemeinde  A  ist 
etwas  anderes,  als  die  gleichnamige  Firma  in  der  Gemeinde  B,  weil  dieGeroeinde- 
lage  ein  nothwendiges  Specificnm  der  Firma  ist;    arg.  a.  20  H.-G.-B. 

20* 
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Soweit  das  Princip  der  Decentralisation ;  jedoch  wird  dasselbe  ge- 
mildert durch  das  Institut  des  Reichsanzeigers  i).  Die  Eintragung  des 
Zeichens  wird  nämlich  in  dem  bekannten  centralen  Anzeigeblatt,  dem 
Reichsanzeiger,  bekannt  gegeben,  und  hier  wird  auch  die  Form  des  Zeichens 
vei  öffentlicht :  diese  Veröffentlichung  ist  unverzüglich  zu  veranlassen, 
§  8  d.  Ausf.-Verordn.  Dadurch  werden  die  Zeichen  mindestens  nachträg- 
lich in  eine  Sammlung  vereint ;  ähnliches  ist  beispielsweise  im  belgischen 
Gesetze  a.  4  vorgesehen;  nach  französischem  Rechte  wird  ein  Exemplar 
der  Marke  im  centralen  Conservatorium  der  Gewerbe  und  Künste  auf- 
bewahrt, wodurch  gleichfalls  ein  gewisses  Zusammensein  erzielt  werden  soll. 

Man  sieht,  dass  die  Gesetzgebung  auf  verschiedenen  Wegen  bestrebt 
gewesen  ist,  den  Nachtheileu  der  Decentralisation  und  Zersplitterung  zu 
entgehen  —  indess  in  wenig  genügender  Weise.  Die  Vortheile,  welche 
eine  Vereinigung  des  gesammtea  Markenwesens  in  der  Hand  einer  Be- 
hörde hat,  liegen  auf  der  Hand 2).  Es  ist  vor  allem  die  einheitliche, 
nach  erprobten  Erfahrungsgrundsätzen  eingerichtete  Behandlung  der  Sache, 
die  Gleichmässigkeit  der  Verfahrensmaximen  und  die  grössere  technische 
Durchbildung  des  Personales  für  den  bestimmten  Zweck.  Diese  Umstände 
treten  um  so  mehr  zu  Tage,  je  mehr  man  der  Markenbehörde  eine  be- 
stimmte Cognition,  eine  entsprechende  Vorprüfung  gestattet  oder  gar  zur 
Pflicht  macht,  und  einer  solchen  Vorprüfung  hat  auch  das  deutsche  Gesetz 
nicht  vollständig  entrathen  zu  können  gemeint;  eine  weitergehende  Vor- 
prüfung, die  auch  die  Identität  und  Verschiedenheit  der  angemeldeten 
Marken  in  Betracht  zieht,  ist  überhaupt  nur  bei  centraler  Anmeldung 
durchführbar,  und  auch  nur  hier  ist  es  durchführbar,  mit  der  Register- 
behörde ein  sach verständliches  Prüfungspersonal  zu  verbinden,  ohne 
welches  eine  eingehende  Prüfung  und  Begutachtung  der  Anträge  in  vielen 
Fällen  nicht  zu  erzielen  ist  —  mit  welcher  Organisation  immerhin  die 
Institution  von  Einreiche-  oder  Meldungsbehörden  allenfalls  verbunden 
werden  könnte,  bei  welchen  das  Gesuch  zur  Beförderung  an  die  Central- 
stelle  mit  der  Wirkung  abzugeben  wäre,  dass  von  dieser  Einreichung 
an  die  Anmeldung   datiren   würde  3),     Eine  Ueberbürdung  der   Behörde 


1)  Vgl.  auch  Maülard  de  Marafy^  Nonvean  regime  des  marq.  de  fabriqne 
p.  20. 

2)  Vgl.  hieräber  auch  Peee,  über  Markenschutz,  in  der  Wochenschrift  des 
niederösterreichischen  Gewerbe-Vereines  1882  S.  311  f.,  und  die  hier  besprochenen 
Gntachten.  So  auch  eine  Reihe  von  Berichten  deutscher  Handelskammern,  z.  B.  Frank- 
furt a/M.  pro  1881  (Centralh.-R.  28./4.  1882  nr.  100). 

8)  Man  vergleiche  auch  .die  Vorschläge  von  Bäcker,  zum  Zeichenschntze 
S*  24  f.,  Feez  a.  a.  0.  S.  312. 
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wäre  bei  entsprechender  Organisation  derselben  nicht  zu  befürchten; 
um  80  weniger,  als  die  Anmeldnngen  znm  Zeichenregister  in  Deutschland 
noch  lange  nicht  den  Umfang  erreicht  haben,  der  von  einer  aufstrebenden 
Industrie  zu  erwarten  wäre. 


§  2. 

Die  Anmeldung  des  deutschen  Rechts  besteht  aus  zwei  Theilen, 
der  eigentlichen  Anmeldungserklärung  und  der  Anlage  dazu,  welche  die^ 
Darstellung  des  Waarenzeichens,  das  Verzeichniss  der  Waarengattnngen 
enthält  und  mit  der  Unterschrift  der  Firma  versehen  sein  muss,  §  2  Ges.^). 
Entsprechend  dem  Satze,  dass  das  Zeichenregister  ein  Bestandtheil  des 
Handelsregisters  ist,  erfolgt  auch  die  Anmeldung  des  Zeichens  in  den 
für  Anmeldungen  zum  Handelsregister  vorgeschriebenen  Formen,  §  2  der 
Ausfülirungs-Verord.  2).  Die  Anmeldung  hat  daher  entweder  persönlich 
oder  in  beglaubigter  Form  zu  geschehen,  vgl.  a.  19  des  H.-G.-B.;  die  be- 
glaubigte Form  ist  die  gerichtliche  und  die  notarielle,  eine  andere  Be- 
glaubigung dürfte  nicht  genügen  3),  wohl  aber  muss  eine  Beglaubigung  der 
Unterschrift  hinreichen  —  nur  dass  sowohl  die  Unterschrift  der  eigent- 
lichen Anmeldungserklärung  als  die  der  Beilage  beglaubigt  werden  muss, 
und  dass  auch  das  dargestellte  Zeichen  vom  Beamten  zur  Feststellung 
der  Identität  zu  beurkunden  ist',  was  durch  ein  Siegel  auf  dem  dasselbe 
umgebenden  Rande  zu  geschehen  pflegt,  da  das  Zeichen  natürlich  nicht  alterirt 
werden  darf  ^).  Das  Zeichen  muss  in  vier  Exemplaren  eingereicht  werden, 
von  welchen  das  eine  im  Zeichenregister  zu  befestigen  ^),  das  zweite  an  den 


1)  Die  eigentliche  Anmeldungserkläning  selbst  kann  mit  der  Firma  oder 
dem  bürgerlichen  Namen  unterzeichnet  sein,  Meves  S.  173.  Die  Unterzeichnung 
der  Beilage  mit  der  Firma  hat  den  Zweck,  mit  Käcksicht  auf  die  Zeichnung  der 
Firma  im  Handelsregister  (a.  19.  45.  88.  153.  179.  d.  H.-G.-B.)  die  Identität  zu  con- 
statiren. 

2)  Ueber  die  Form  der  Anmeldung  vgl.  auch  Weher,  die  Anmeldung  der 
Firmen,  Zeichen  und  Muster  zum  Handelsregister  S.  16  f.  119  f.,    Löbker  S.  405. 

3]  In  der  Ausführungsordnung  zum  Mustergesotze  §  5  heisst  es  allerdings, 
dass  die  Echtheit  der  Unterschrift  des  Antragstellers  von  einer  zur  Führung  eines 
öffentlichen  Siegels  berechtigten  Person  unter  Beidrückung  dieses  Siegels  amtlich 
beglaubigt  werde.  Allein  die  Besonderheiten  des  Mnsterregisters  sind  hier  nicht 
massgebend. 

4)  Vgl.  Weher  S.  17.  123, 

&)  Ausfühmngs  Verordnung  §  3.  Die  Befestigung  muss  in  dauernder  Weise 
erfolgen;    vgl.  bayer.  Justizminlsterial-Bekanntmachung  21/3.  1875  §  8. 
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Anmeldenden  unter  Bescheinignngf  des  Eintrages  zurückzusenden  ist  ^ ) : 
die  anderen  zwei  werden  an  die  Expedition  des  Reichsanzeigers  über- 
sandt,  um  hiemach  den  Stock  für  den  Abdruck  zu  fertigen.  Es  kann 
aber  auch  bei  der  Anmeldung  bereits  ein  Druckstock  mit  eingereicht 
werden,  um  die  Kosten  eines  weiteren  Stockes  zu  vermeiden :  in  diesem 
Fall  hat  das  Registergericht  den  eingereichten  Stock  an  die  Redaction  des 
Reichsanzeigers  zu  übersenden,  §  2  und  8  der  Ausführ.-V.-O.  Die  Dar- 
stellung des  Zeichens  hat  auf  dauerhaftem  Papier  zu  geschehen  und  darf 
höchstens  3  Centimeter  Höhe  und  Breite  haben,  §  2  d.  V.-O.^)  —  natur- 
lich ist  weder  die  Art  der  Darstellung  noch  die  Grösse  derselben  für 
den  wirklichen  Gebrauch  des  Zeichens  massgebend;  vgl.  oben  S.  210.  211. 

Findet  die  Anmeldung  durch  einen  Bevollmächtigten  statt.,  so  mass 
auch  diese  Vollmacht  entsprechend  beglaubigt  werden.  Denn  die  Sicher- 
heit, welche  die  Beglaubigung  des  Aktes  bieten  soll,  wäre  eine  nur  halbe, 
wenn  die  Beziehung  des  Aktes  zu  der  Person,  welche  den  Akt  rechtlich 
auf  sich  nehmen  soll,  nicht  in  beglaubigter  Weise  festgesetzt  wäre.  Die 
Beilage  muss  auch  in  diesem  Falle  von  der  Partei  selbst  oder  einer  zur 
Zeichnung  der  Firma  berechtigten  Person  unterzeichnet  sein.  Uebrigens 
ist  der  Procurist  kraft  seiner  Procura  zur  Anmeldung  und  zur  Firmen- 
zeichnung berechtigt,  a.  42.  44  d.  H.-G.-B. 

Es  fragt  sich,  welche  dieser  Formen  wesentlich  sind,  so  dass  ohne 
dieselben  die  Anmeldung  ihrer  gesetzlichen  Wirkungen  entbehrt.  In  dieser 
Beziehung  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  die  Eintragung  die  formalen 
ünvollkommenheiten  der  Anmeldung  deckt,  vorausgesetzt ,  dass  die  lu- 
scription  materiell  mit  der  letzteren  übereinstimmt;  hier  macht  sich  die 
abschliessende,  consumirende  Natur  des  Eintrags  geltend.  Daher  ist  Ins- 
besondere ein  Eintrag  dann  gültig,  wenn  die  Anmeldung  von  einem  Be- 
vollmächtigten ausging,  dessen  Vollmacht  der  schriftlichen  Beglaubigung 
entbehrte  ;  ja  selbst  dann,  wenn  die  Anmeldung  durch  einen  negotiorum 
gestor  erfolgte,  dessen  gestio  die  Gutheissung  des  dominus  fand,  argum. 
Civilprocess.-O.  §  85,    vgl    Trib.  Antwerpen    29. /4.    1879  Pasicr.  Beige 


1)  Vgl.  die  preussische  Justizmiuisterial- Verordnung  v.  22./3. 1875  bei  Weber 
S.  121.  Die  Bescheiuigung  ist  am  besten  auf  dieses  Exemplar  des  Zeichens  selbst 
zu  schreiben ;  so  diese  Verordnung. 

2)  Dieses  Format  ist  klein,  oft  zu  klein,  um  die  Marke  deutlich  viederzn- 
geben.  Nach  der  französischen  Verordnung  ist  das  höchste  Mass  10  Centimeter 
Breite  und  8  Centimeter  Höhe;  vgl  das  Decret  v.  26./ 7.  1858  and  das  demselben 
heigegebene  Master.    Aehnlich  die  belgische  Verordnung  7./7.  1879  a.  5. 
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1879  III  p.  219  1).  Im  übrigen  ist  anzunehmen,  dass  eine  materiell  voll- 
ständige, also  über  alle  wesentlichen  Punkte :  Person,  Zeichen,  Waaren- 
gattung  Auskunft  gebende  Anmeldung  genügen  muss,  um  für  die  !Zeit 
des  Beginnes  des  Markenschutzes  massgebend  zu  sein,  sofern  nur  die 
formelle  Vervollständigung  in  einer  von  dem  Gerichte  bestimmten  Zeit 
nachfolgt^).  Dies  entspricht  dem  oben  ausgeführten;  es  entspricht  auch 
dem  Gedanken,  dassy  wie  bei  anderen  Registerakten,  die  Form  lediglich 
die  Sicherheit  des  Registers  garaatiren  soll ;  woraus  von  selbst  folgt,  dass 
zwar  der  Eintrag  nicht  erfolgen  kann,  bevor  die  Form  erfüllt  ist,  wohl 
aber  der  Anmeldungsakt  schon  vor  Erfüllung  der  Form  seine  materielle 
Existenz  und  Bedeutung  hat.  —  Die  Publikation  im  Reichsanzeiger  ist  keine 
Voraussetzung  für  die  Existenz  des  Markenrechts,  wenn  sie  auch  natürlich 
für  die  Frage  der  bona  oder  mala  fides  eines  Contra venienten  von  factischer 
Bedeutung  sein  kann^).  Anders  ist  es  nach  dem  italienischen  Gesetze 
a.  10,  wornach  die  Publikation  in  der  Gazzetta  ufficiale  die  Voraussetzung 
ist  ^per  gli  effetti  delle  multe  e  dei  danni'^ ;  anders  auch  nach  dem  hollän- 
dischen Markengesetz  a.  6  :  ^Alvorens  de  inschrijving  openlijk  is  aange- 
kondigd,  geldt  zij  uiet  tegen  derden*^. 

§  3. 
Von  der  höchsten  Bedeutung  ist,  wie  im  ganzen  Industrierecht,  auch 
hier  die  Frage,  ob  Anmelde-,  ob  Prüfnngssystem  besteht :  ob  die  staatlichen 
Registrirungsorgane  die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Marken  sofort 
selbst  festzustellen  oder  dieselbe  der  Gefahr  der  Parteien  zu  überlassen 
haben;  ob  also  der  schliessliche  Eintrag  eine  gewisse  Gewähr  für  die 
Gültigkeit  des  Zeichens,  für  die  Rechtsbeständigkeit  des  Markenrechts 
bietet  oder  nicht.  Die  Gründe  dafür  und  dawider  sind  hier  nicht  ab 
ovo  zu  eröi*tern ;  das  Ganze  ist  eine  Zweckmässigkeitsfrage,  die  über* 
haupt  nicht  a  priori  beantwortet  werden  kann,  sondern  nur  nach  Massgabe 
der  concreten  Verhältnisse :  denn  beide  Principien  äussern  sich  verschieden. 


1)  Nicht  entgegen  steht  die  Entscheidung  des  Cass.-hofs  19./3.  1869  Pataüle 
XVI  p.  179.  187:  „si  les  plaignants  ....  avaient  charg^  «...  lears  mandataires 
d'op^rer  an  greife  du  tribnnal  .  .  .  .  le  d^pdt  dn  nom  .  ..  ^,  c'ötait  en  dehors 
de  lenr  mandat  et  dans  leur  intöret  personnel  que  Fr.  et  M.  y  avaient 
ajont^  lenr  propre  marqne  .  .  .  .^ 

2)  A.  A.  Löbker  S.  407;  a.  A.  bezüglich  Patentrechts  Keichsger.  8./1.  1883 
Bechtspr.  V  S.  13. 

8)  Unrichtig  Löbker  S.  411,  welcher  behauptet,  dass  bei  unrichtiger  Publi- 
kation ein  Dritter  nicht  aus  $  14  in  Anspruch  genommen  werden  könne.  Das  ist 
falsch,  denn  ein  dolus  kann  trotzdem  vorliegen. 
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je  nach  dem  die  Registerbehörde  orgaiüsirt  ist,  und  je  nach  dem  die  Ge- 
richte fangiren,  an  welche  die  Streitigkeiten  über  die  Gültigkeit  und 
Ungültigkeit  eingetragener  Marken  zur  Entscheidung  kommen.  Eine  gut 
organisirte  Prüfungsbehörde  ist  ein  grosser  Segen :  sie  verhütet  grosse 
Verluste,  langwierige  Processe ;  sie  verhütet  die  schweren  Misslichkeiteu, 
welche  sich  ergeben,  wenn  ein  grosser  Vorrath  gezeichneter  Waaren  da- 
durch brach  gelegt  wird,  dass  sich  die  Marke  als  unzulässig  erweist; 
sie  erspart  ruinöse  Geschäftsstockungen,  die  bei  langwierigen  Processen 
unvermeidlich  sind  :  sie  hat  überhaupt  alle  Vortheile,  die  eine  gesunde 
Präventive  hat  gegen  eine  nachträgliche  störende,  oft  vernichtende  Re- 
pression ^).  Und  was  insbesondere  in  Frankreich  von  der  grossen  Leich- 
tigkeit und  Bequemlichkeit  des  puren  Antragsystems  gesagt  wird,  das 
ist  sehr  einseitig,  wenn  man  dabei  die  Kehrseite  übersieht:  die  totale 
Unsicherheit  einer  so  erworbenen  Marke  und  die  Menge  von  Processen, 
welche  den  Verkehr  in  Aufregung  und  Gährung  versetzen.  Auch  die  Be- 
fürchtungen vor  willkürlicher  und  sachwidriger  Behandlung  der  Eintrags- 
behörde  sind  völlig  eitel-);  denn  es  ist  doch  gewiss  nicht  abzusehen, 
warum  hier  der  Rechtspolizeirichter  mit  geringerer  Pflichttreue  verfahren 
sollte,  als  der  Processrichter,  es  ist  nicht  abzusehen,  warum  eine  richtig 
organisirte  Behörde  nicht  dieselbe  oder  bessere  technische  Mittel  haben 
sollte,  um  die  auftauchenden  Schwierigkeiten  zu  überwinden ;  und  ein  regel- 
rechter Instanzenzug  kann  auch  hier  die  Garantieen  wesentlich  steigern. 
Was  endlich  den  durch  die  Prüfung  herbeigeführten  Zeitverlust  betrifft, 
so  ist  auch  dieser  kein  erhebliches  Moment,  da  ja  die  Anmeldung  für  die 
Priorität  der  Marke  entscheidend  bleibt;  und  die  Ungewissheit  während 
der  Prüfungsperiode  ist  nur  das  Widerspiel  der  viel  unangenehmeren  Un- 
gewissheit während  des  schwebenden  Processes.  Allerdings  werden  Pro- 
cesse über  Gültigkeit  der  Marken  auch  durch  das  Prüfungsverfahren  nicht 
abgeschnitten,  allein  in  ganz  erheblichem  Masse  gemindert.  Alles  in 
Allem  genommen,  dürfte  darum  das  Vorprüfungssystem  die  besten  Gründe 
für  sich  haben ;  nur  ist  eine  zweckmässig  organisirte,  prompt  und  gründlich 
arbeitende  sachkundige  Prüfungsbehörde  ein  unentbehrliches  Erforderniss. 


1)  Vgl.  Pec^  a.  a.  0    S.  313  und  die  hier  cit.  Gutachteu. 

2)  So  z.  ß  Mcneau,  id6es  nouvelles  p.  34 :  „Est-ce  a  dire  qa'il  faille  remettre 
la  fortane.des  indastriels  anx  malus  inhabiles  oa  conpables  d'ua  fonctionnaire 
Ignorant".  Der  Staat  muss  eben  für  gute  Beamte  sorgen,  wie  für  gute  Richter,  und 
kann  von  ihnen  dieselben  Garantieen  fordern.  Warum  sollten  solche  dann  weniger 
Vertrauen  verdienen,  als  die  Richter,  denen  man  doch  das  Schicksal  der  Rechts- 
sache anvertrauen  mussV 
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Das  Vorprtifungssy  tem  ist  adoptirt  in  den  V  ereinigte  nStaaten 
nud  in  England.  In  den  Vereinigten  Staaten  geben  die  Anmeldungen 
an  das  Patentamt,  welches  keine  Marke  annimmt,  die  einfach  in  dem 
Namen  des  Antragstellers  besteht  oder  mit  irgend  einer  registrirten  oder 
bekannten  Marke  eines  Andern  i)  identisch  ist  oder  mindestens  einer  solchefi 
so  nahe  steht,  dass  Täuschungen  und  Irrthümer  zu  befürchten  sind;  so 
Gesetz  1881  s.  3,  vergl.  mit  der  ehemaligen  Bestimmung,  Rev.  Stat. 
s.  4939. 

In  England  ist  mit  der  Vorprüfung  ein  Aufgebotsverfahren  ver- 
bcinden,  worin  den  Interessenten  Gelegenheit  geboten  wird,  Einsprache  zu 
erheben  und  die  Gründe  gegen  die  Aufnahme  der  Marke  geltend  zu 
machen.  Der  Inhalt  der  Marke  wird  erstens  absolut  geprüft:  Marken 
bestimmter  Art  werden  nicht  angenommen,  Ges.  1883  s.  62.  64,  Patent- 
office-Instruction  s.  80.  312);  sodann  wird  das  Verhältniss  der  Marke  zu 
anderen  Marken  geprüft:  es  soll  regelmässig  keine  Marke  angenommen 
werden,  welche  bereits  für  dieselbe  Waare  eingetragen  ist  oder  einer  ein- 
getragenen Marke  so  gleicht,  dass  Verwechslung  zu  befürchten  steht,  s.  72; 
und  wenn  mehrere  Personen  dieselbe  Marke  beanspruchen,  muss  die  Sache 
zuvor  der  Entscheidung  des  Richters  unterbreitet  werden,  s.  71 3).  Und 
zur  grösseren  Wirksamkeit  der  Vorprüfung  ist  vorgeschrieben,  dass  die 
angemeldete  Marke  öffentlich  publicirt  werden  soll;  innerhalb  zweier 
Monate  kann  ein  jeder  Dritte  Opposition  einleg'en,  worauf,  wenn  beide 
Theile  auf  ihren  Aufstellungen  bestehen,  die  Sache  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung unterliegt,  s.  68.  69,  vgl.  Rules  25.  29.  So  hat  das  englische 
Gesetz  auf  der  einen  Seite  dem  Bedürfnisse  der  Vorprüfung  zu  entsprechen 
gesucht,  ohne  auf  der  anderen  Seite  den  Gerichten  die  Entscheidung  über 
juridische  Interessenconflikte,  welche  sich  hierbei  entspinnen,  zu  benehmen. 

Auch  andere  Gesetze  kennen  das  Aufgebotverfahren:  so  werden 
nach  spanischem  Gesetz  von  1850  die  Anmeldungen  publicirt,  und 
innerhalb  30  Tagen  können  bei  den  Gerichten  Einsprachen  erhoben 
werden^);  namentlich  aber  hat  das  Aufgebot systera    ut-uerdings   im  hol- 


1)  Voraasgüäetzt,  dass  dieselbe  fär  die  nämliche  Waareugattnug  gilt. 

2j  Bei  Lawson  p.  334.  Gegen  die  Eatscheidang  des  Comptroller's  steht  der 
Kecurs  an  das  Board  of  Trade  za;  s.  62:  „any  such  refasal  shali  be  subject  to 
appeal  to  the  Board  of  Trade,  who  shall,  if  required,  hear  the  applicant  and  che 
comptroller,  and  may  make  an  order  determining  whether,  and  subject  to  what  con- 
ditions,  if  any,  registration  is  to  be  permitted. 

3)  Vgl.  auch  Bules  s.  42. 

*)  Fliniaux  p.  246. 
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ländischeu  Gesetze  Aufnahme  gefunden*):  die  Anmeldung  wird  be- 
kanntgegeben ;  jeder,  welchem  eine  mit  dem  angemeldeten  Zeichen  colli- 
dirende  Marke  zusteht^),  kann  binnen  6  Monaten  Einsprache  erheben, 
worauf  gerichtliche  Entscheidung  erfolgt  s).  Erst  wenn  eine  derartige 
Einsprache  erledigt  oder  wenn  die  Frist  ohne  Einsprache  abgelaufen  ist, 
wird  zum  Eintrag  geschritten. 

Auch  das  Schweizer  Gesetz  statuirt  ein  Einspracheverfahren, 
aber  nicht  als  Regel,  sondern  nur  als  transitorische  Erscheinung  für  die 
alten  Marken:  für  diejenigen  nämlich,  welche  bereits  vor  dem  1.  October 
1879  in  der  Schweiz  bestanden.  Es  sollten  diese  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  angemeldet,  sodann  die  Anmeldungen  publicirt  werden,  womach  in 
einer  weiteren  Frist  Einsprache  erhoben  werden  konnte,  über  welche  das 
eidgenössische  Handelsdepartement  und  in  letzter  Instanz  das  Bundes- 
gericht zu  entscheiden  hatte  ^).  Im  üebrigen  gilt  nach  dem  Schweizer 
Bundesgesetze  zwar  nicht  das  Aufgebotsystem,  wohl  aber  das  PrüAings- 
system,  wenn  auch  in  reducirtem  Masse  ^) :  denn  die  Registerbehörde  kann 
ein  Zeichen  zurückweisen  aus  absoluten  Gründen:  wenn  es  an  sich  nicht 
zum  Markenschutz  geeignet  ist,  a.  4  und  13  d.  Ges. ;  sie  kann  es  aber 
auch  aus  relativen  Gründen:  wenn  mehrere  Personen  das  gleiche  Zeichen 
anmelden,  so  wird  die  Registrirung  verweigert,  bis  der  eine  Theil  ver- 
zichtet oder  von  der  einen  Seite  ein  rechtskräftiges  Urtheil  vorgelegt 
wird,  welches  ihm  den  Vorzug  gibt;  im  Üebrigen  kann  die  Register- 
behörde allerdings  eine  Marke  nicht  zurückweisen,  wenn  sie  mit  einer 
älteren  Marke  übereinstimmt,  wohl  aber  kann  sie  dem  Antragsteller  über 
diesen  Umstand  eine  vertrauliche  Mittheilung  zukommen  lassen,  dem  es 
freisteht,  auf  seinem  Antrag  zu  verharren  oder  denselben  zu  ändern  oder 
zurückzuziehen^).  Der  Instanzenzug  im  Fall  der  Zurückweisung  der 
Marke  ist    im  a.  7  der  Ausführungsordnung  von  2./ 10.  1880    geregelt: 


0  Vgl.  Stern  im  Jonrn.  de  droit  intern,  prive  VXII  p.  135,  Straatman,  Wet 
van  25  Mei  1880  p.  11  f. 

2)  a.  3 :  „Indien  het  ter  inschrijving  aangeboden  merk  overeenstemt  met  of 
uiet  genoegzaam  is  onderscheidcn  van  een  merk,  waarop  een  ander  voor  dezelfde 
soort  van  waren  recht  heeft  of  door  yroegere  inzending  recht  heeft  aangevraagd . . .  .* 

9)  Ancb  die  Staatsbehörde  kann  Einsprache  erheben  anf  Grnnd  der  Gesetzes- 
bestimmung, welche  die  Benätznng  öftentlicher  Wappen  als  Marken  verbietet. 

<)  a.  27  u.  28  d.  Ges.  v.  19./12.  1879;  vgl.  auch  Entscheidung  des  Bundes- 
gerichts V.  27./5.  1881  im  R6g.  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  104,  und  v.  28./5 
1881  ib.  I  p.  244.  Entsprechend  erging  Bekanntmachung  des  Bnndesraths  16./4. 1880. 

5)  Vgl.  hierüber  auch  König  im  Journal  de  droit  intern,  prive  X  p,  595  f. 

ß)  a.  12  d.  Ges. 
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der  Recurs  geht  zunächst  an  das  eidgenössige  Handelsdepartement  und 
von  diesem  an  den  Bundesrath. 

Auch  nach  dem  portugiesischen  Gresetz  findet  während  der 
üebergangsperiode  (von  einem  Jahr)  ein  Aufgebotsverfahren  statt,  a.  33^); 
später  bedarf  es  nur  eines  Certiftkates,  dass  die  angemeldete  Marke  noch 
nicht  eingetragen  ist,  a.  7  {Pataille  XXIX  p.  68.  732). 

Das  deutsche  Gesetz  kennt  kein  Aufgebotsverfahren,  auch  hat 
es  der  causae  cognitio  nur  in  beschränkter  Weise  Raum  gegeben.  Der 
Richter  hat  allerdings  die  Legitimation  des  Anmelders  nach  Massgabe 
des  Handelsregisters  zu  prüfen^).  Was  aber  die  materiale  Seite,  die  Be- 
rechtigung des  Anmeldenden  zur  Wahl  des  betreffenden  Zeichens  betrifft, 
so  erstreckt  sich  die  Prüfung  nur  auf  die  Eigenschaften  der  Marke  an 
sich,  nicht  aber  auf  ihre  Beziehung  zu  andern  Marken  oder  zu  sonstigen 
bestehenden  Rechtsverhältnissen.  Der  Richter  hat  nur  zu  prüfen,  ob  die 
angemeldete  Marke  nicht  eine  pure  Buchstaben-,  Zahlen  oder  Wortmarke 
ist,  sowie  ob  sie  niclit  ein  öffentliches  Wappen  enthält,  oder  ob  sie  nicht 
einen  unsittlichen  Charakter  hat*)  —  dieses  hat  er  aber  auch  zu  prüfen ;  insbe- 
sondere auch  in  der  letzteren  Richtung:  denn  wenn  das  Gesetz  von  ärgerniss- 
erregenden Darstellungen  spricht,  so  spricht  es  damit  von  sittenwidrigen 
Darstellungen,  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung  dasjenige,  was  oben  S.  169  f. 
entwickelt  worden  ist.  Eine  unsittliche  Marke  ist  eine  Aergerniss  er- 
regende, mag  nun  die  Spitze  der  Uusittlichkeit  gegen  den  Staat,  gegen 
die  Religion,  gegen  die  geschlechtliche  Zucht,  oder  gegen  die  bona  fides 
Änderer  gerichtet  sein. 

Der  Registerrichter  wird  in  diesen  Dingen  nach  Massgabe  der  ihm 
zustehenden  Kenntnisse  urtheilen;  nicht  immer  werden  dieselben  aus- 
reichen, um  eine  vollgültige  Beurtheilung  zu  erzielen.  Schon  was  Buch- 
staben und  Worte  betrifft,  können  sich  Schwierigkeiten  ergeben,  wenn  es 
sich  um  fremdländiscihe  Typen  handelt:  in  solchem  Falle  muss  eben  der 
Richter  nach  Massgabe  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  das  rechte 
zu  treffen  suchen  ).  Noch  grössere  Misslich keiten  können  bezüglich  des 
.öffentlichen  Wappenwesens  eintreten:  auch  hier  muss  der  Richter  mit  den 
ihm  zur  Seite  stehenden  Hülfsmitteln    dem  richtigen    möglichst  nahe   zu 


i)  Das  Verfahren  der  justifica^ao  avulsa. 

2)  UebersetzuDg  von  Laneyrie. 

3)  Vgl.  Löbkcr  S.  406. 
•f)  §  3  Abs.  2  d.  Ges. 

5)  Die  engliscben  Rnles  s,  15  verlangen,  dass  von  allen  Worten,  die  in 
andern,  als  römiscben  Buchstaben  geschrieben  sind,  eine  Uebertragang  beigefügt 
wird. 
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kommen  suchen;  nnd  was  die  Aergerniss  erregenden  Darstellungen  betrifft, 
so  werden  zwar  politische  oder  sexuelle  Ausschreitungen  gewöhnlich 
prima  facie  ersichtlich  sein ;  aber  auch  nicht  immer,  da  die  Darstellungen 
häufig  einen  Zusammenhang  und  eine  innere  Bedeutung  .  haben,  welche 
sich  nicht  auf  den  ersten  Blick  ergibt;  und  was  das  Gebiet  der  gegen 
den  guten  Glauben  gerichteten  Bestrebungen,  was  insbesondere  die  decep- 
tiven  Marken  betrifft,  so  wird  umgekehrt  gerade  in  den  meisten  FäUen 
der  unsittliche  Charakter  nur  demjenigen  kund  werden,  welcher  die  nöthigen 
technischen  Kenntnisse  in  dem  betreffenden  Waarenzweige  besitzt ;  aller- 
dings gibt  es  auch  hier  Aergernisse,  welche  ohne  technische  Specialkennt- 
nisse sofort  ersichtlich  sind :  so  wenn  es  sich  um  Marken  handelt,  welche  die 
Waare  unrichtig  als  eine  in  fremdem  Lande  producirte  bezeichnen,  sie  mit 
offenbar  falscher,  fremdsprachiger  Ortsbezeichnung  versehen  und  bezüglich 
des  Produktionsortes  einen  falschen  Schein  verbreiten;  denn  das  ist  doch 
gewiss  ein  in  die  Augen  fallendes  sittliches  Aergerniss,  und  gewiss  hat 
in  diesem  Falle  der  Registerrichter  den  Eintrag  abzulehnen :  denn  er  hat 
dies  stets  dann  zu  thun,  wenn  nach  seiner  Kenntniss  der  Sachlage  das 
Zeichen  ein  deceptives  und  darum  unsittliches  ist  i). 

Das  Ganze  erweist  die  grossen  Mängel  des  jetzigen  Systems  2)  und 
die  Nothwendigkeit  einer  Centralstelle ;  denn  nur  einer  solchen  könnten 
die  nöthigen  Hülfsmittel  zu  Gebote  stehen,  um  diese  Punkte  in  einer  den 
Anforderungen  der  Technik  entsprechenden  Weise  beurtheilen  zu  können. 
Uebrigens  ist  die  Zulassung  einer  Marke  durch  den  Registerrichter  natürlich 
nicht  definitiv  entscheidend  für  ihre  Gültigkeit,  selbst  was  die  absoluten 
Erfordernisse  betrifft  3) :  eine  unsittliche  Marke  ist  nichtig,  auch  wenn  sie 
in  das  Markenregister  eingetragen  ist ;  und  ebenso  die  Marke  mit  einem 
öffentlichen  Wappen,  wenn  auch  dem  Richter  die  Wappenqualität  der  Dar- 
stellung unbekannt  geblieben  ist;  wie  dies  aus  §  5  Z.  4  des  Gesetzes 
ganz  sicher  hervorgeht;    wenn  daher  dasselbe  in    §*  B  Abs.  2   sagt,    die 


*)  Auch  Meves  S.  177  nimmt  au,  dass  der  Registerrichter  den  Eintrag  dann 
abzulehnen  vermag,  „wenn  die  Uebertretung  eines  Verbots-,  bzw.  Strafgesetzes  klar 
vorliegt  und  er  durcli  die  Einiragnng  in  den  Verdacht  einer  Theilnahme  an  der 
strafbaren  Handlang  gerathen  wärde". 

2)  Mehrfach  ist  in  neuerer  Zeit  eine  Aenierung  des  Verfahrens  angeregt 
worden;  so  wurde  die  Einfuhrung  des  Aufgebotsystems  in  Vorschlag  gebracht 
durch  den  Marken-  und  Musterschutzverein  deutscher  Tabakindnstrieller,  so  die 
Vorprüfung  augeregt  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Dresden  in  Plenarsitzung 
vom  .27.  Juni  1884  (Beides  nach  gütiger  Mittheilung  des  Herrn  Dr.  Landgraf 
in  Mannheim.). 

3)  Vgl.  Beichsg.  21. /12. 1880  Entsch.  III 69,  28./4. 1884  Entsch.  Strafs.  X  353. 
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Eintragung  sei  in  bestimmten  Fällen  zn  versagen,  so  enthält  dies  zwei 
Bestimmungen :  einmal :  solche  Zeichen  sind  unzulässig  und  unfähig,  die 
Träger  eines  Markenrechts  zu  sein ;  sodann :  der  Eegisterrichter  soll  diese 
TJnzolässigkeit  berücksichtigen  und  solche  Zeichen  ex  officio  nicht  regi- 
striren.  Beides  fällt  durchaus  nicht  zusammen,  da  es  sehr  viele  Fälle 
gibt,  wo  der  Registerrichter  eben  die  Unznlässigkeit  des  Zeichens  nach 
den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Hülfsmitteln  nicht  erkennen  wird. 

Ist  schon  diese  Prüfung  keine  durchgreifnende,  so  wäre  die  Prüfung 
der  Zulässigkeit  der  Marke,  soweit  sie  von  der  Coexistenz  anderer  Rechts- 
verhältnisse bedingt  ist,  bei  dem  vorliegenden  Registrirungsapparate  kaum 
durchfahrbar ;  darum  macht  das  deutsche  Recht  hier  Halt :  die  Prüfung 
der  durch  Relation  bedingten  i)  Zulässigkeit  der  Marke  soll  von  dem 
Richter  gar  nicht  versucht  werden,  sie  ist  völlig  ausgeschlossen.  Daher 
darf  der  Richter  eine  Marke  nicht  aus  dem  Grunde  zurückweisen,  weil 
sie  mit  einer  bereits  bestehenden  Marke  collidirt;  oder  weil  das  Zeichen 
ein  Freizeichen  ist  2),  oder  weil  dasselbe  in  das  Kunstwerkerecht,  in  das 
Namen-  oder  Wappenrecht  eines  Privaten  eingreift:  alles  dieses  sind  Rück- 
sichten, bezüglich  deren  die  richterliche  Prüfung  nicht  nur  ex  facto,  son- 
dern ex  jure  cessirt;  und  nur  im  Fall  eines  Aegemisses,  d.  h.  im  Falle 
arglistiger  Täuschung  des  öffentlichen  Vertrauens  durch  Deception,  wäre 
eine  Berücksichtigung  durch  den  Registerrichter  de  jure  zulässig,  weil 
hier  die  Marke  nicht  erst  in  Folge  der  Relation  zu  anderen  Rechtsver- 
hältnissen nichtig  wäre. 

Eine  besondere  Prüfung  oblag  dem  Richter  in  dem  Falle,  wenn  ein 
der  Bestimmung  des  §  3  Abs.  2  nicht  entsprechendes  Zeichen,  auf  Grund 
des  Besitzstandes  am  Normaltag  oder  auf  Grund  vorherigen  landesgesetz- 
lichen Schutzes,  zum  Eintrage  kommen  sollte,  in  welchem  Falle  der  Richter 
diese  speciellen  ausserordentlichen  Erfordernisse  -zu  prüfen  hatte;  die 
Annahme  oder  Zurückweisung  der  Marke  auf  Grund  dieser  Prüfung  hatte 
die  gewöhnliche  Wirkung. 

§  4. 
Was  den  internen  Gehalt  des  Eintrages  betrifft,    so  muss  derselbe 
alle  die  Elemente  enthalten,  die  nöthig  sind,  um  den  Umfang  des  Rechts 
zu  markiren.     Der  Eintrag  hat  zunächst    die  Zeit    der  Anmeldung  nach 


1)  Kraft  Relation  nichtig  ist  natürlich  nicht  gleich  relativ  nichtig;  isit  eine 
Marke  bereits  im  Rechte  eines  Anderen,  so  ist  der  Eintrag  kraft  Relation  nichtig, 
die  Nichtigkeit  aber  eine  absolute,  wie  dies  bereits  oben  ausgeführt  wnrde. 

2)  Vgl.  Meves  8.  200,  Reichsger.  26./11.  1880  s.hei  Kaiser  vl,  Caspar  Arch. 
f.  Gesetzgeb.  I  S.  645. 
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Tag:  «nd  Stunde  ?u  bezeichnen,  weil  der  Moment   mit  Rücksicht  auf  die 
Priorität  von  hervorragender  Bedeutung  ist,    §  4  d.  Ges.,     §  1  Z.  2  der 
Ausf.-Ordn.  ^) ;    er  muss  ferner  die  Person    des  Berechtigten   bezeichnen, 
die  Marke   reproduciren   und   endlich    die  Waarengattnng    angeben,     für 
welche  das  Zeichen    erworben  ist;    denn  nur  innerhalb   dieser  Waaren- 
gattnng besteht  das  Markenrecht,     feie  Angabe  der  Person  hat  bei  uns 
keine  Schwierigkeit,    da  das  Markenregister   sich  ja   unmittelbar  an  das 
Handelsregister  anschliesst.    Die  Wiedergabe  des  Zeichens   aber  ist  eine 
bildliche  Wiedergabe  in  bestimmter^  dem  Register  entsprechender  Grösse ; 
und  zwar  kann  die  Wiedergabe  entweder   eine  unmittelbare  Darstellnng- 
sein  oder  aber    auch  eine  mittelbare  Darstellung   in  Gestalt    einer    bild- 
lichen Reproduction  :  letzteres  insbesondere  dann,  wenn  das  Zeichen  auf  der 
Waare  durch  andere   technische  Mittel,    als  durch   das  FlÄchenbild,   bei- 
spielsweise durch  Eingrabung,  Einätzung  oder  auf  dem  Wege  der  plasti- 
schen Gestaltung  der  Waare,  ausgedrückt  werden  soll.     Wünschenswertli 
wäre  es,    wenn  in  solchen  Fällen  die  Marke   auch  in    dieser   wirklichen 
Gestalt  bei   den  Registerbehörden   niedergelegt   und   aufbewahrt   werden 
könnte,  um  eine  volle  und  reine  Wiedergabe  des  Zeichens  zu  gewähren  2) : 
was  aber  allerdings  nur  bei  einer  einheitlichen  Registerbehörde  erfolgreich 
durchzuführen  wäre.     Nichts  steht   übrigens   der   Einreichung    colorirter 
Marken  im  Wege ;  nur  dass  eben  bei  der  Publikation  im  Reichsanzeiger 
die  Colorirung  bloss  durch  Beschreibung  darzulegen  wäre.  Die  Colorirungr 
kann  für  den  Eindruck  des  Zeichens  wesentlich  sein;  insbesondere  können 
zwei  Zeichen  mit   den  gleichen   Farben   eine  verwechselnde  Aehnlichkeit 
an  sich  tragen,  während  ohne  die  Farbe  die  graphischen  Verschiedenheiten 
so    hervortreten    würden,   dass    eine  Verwechslung   nicht   zu   befurchten 
stände:  ein  colorirtes  Zeichen  hat  daher  mitunter  eine  viel  weitergehende 
Tragweite  und  Deckungskraft,  als  ein  bloss  graphisches  farbloses  Zeichen. 
Auch  das  Gegentheil  scheint  auf  den  ersten  Blick  möglich  zu  sein ;  denn 
möglicherweise  treten  die  Farben  so  hervor,  dass  eine  Nachbildung  dei*selben 
Figur  mit   anderen  Farben   keine  täuschende  Aehnlichkeit  bewirkt;   und 
hiernach  könnte  man  annehmen,  dass  zwei  ganz  gleiche  graphische  Zeichen 
durch  Verschiedenheit  des  Colorits  genügend  differenzirt  werden  könnten. 


ij  Wäre  der  Eintrag  der  Stande  anterlassen,  so  könnte  dieselbe  aaf  anderem 
Wege  bewiesen  werden;  schlimmsten  Falls  wäre  J  100  d.  Konk.-Ordn.  analog 
anzuwenden,  da  seine  Bestimmung  sachentsprechend  ist. 

2)  Dies  ist  im  englischen  Rechte  möglich.  Nach  den  Rnles  s.  13  kann  der 
Registerbeamte  in  Ansnahmsfällen  „deposit  in  the  Patent  Office  a  spccimen  or  copy 
of  any  trade  mark  which  cannot  convenlently  he  shown  hy  a  representation,  aud 
may  refer  thereto  in  the  register  in  such  manner  as  he  may  think  fit''. 
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Allein  dies  wäre  unrichtig;  es  wäre  ebenso  unrichtig,  wie  die  Annahme, 
dass  die  örtliche  Stelle  derWaare,  an  welcher  die  Marke  angebracht 
wird,  eine  hinreichende  Differenzirung  bilden  könnte :  der  Berechtigte  darf 
das  graphische  Zeichen  durch  irgend  welches  Darstellungsmittel,  also  auch 
uncolorirt  auf  die  Waare  anbringen,  ohne  aus  der  Sphäre  des  Zeichens  zu 
fallen,  die  Anmeldung  deckt  auch  diese  Form  :  eine  solche  colorirte  Darstell- 
ung im  Register  kann  nur  den  Zweck  haben,  den  Kreis  des  Zeichens  zu 
erweitern,  nicht  ihn  zu  verengern  i).  Die  Frage  der  Colorirung  ist  insbe- 
sondere in  England  zur  Sprache  gekommen.  Unter  dem  Gesetze  von  1875 
wurde  die  Registrirung  einer  colorirten  Marke  für  unzulässig  erachtet, 
wesshalb  auch  angenommen  wurde,  dass  bei  der  Frage  der  verwechselnden 
Aehnlichkeit  die  Colorirung  ausser  Betracht  bleibe  und  eine  solche  Aehn- 
lichkeit  nur  dann  vorliege,  wenn  die  uncolorirten  graphischen  Darstell- 
ungen einander  genügend  ähnelten^).  Dies  ist  durch  das  neue  Gesetz  von 
1883  geändert;  denn  dieses  erklärt  s.  67  ausdrücklich:  „A  trade  mark 
may  be  registered  in  any  colour,  and  such  registration  shall  (subject  to 
the  provisions  of  this  Act)  confer  on  the  registered  owner  the  exclusive 
right  to  use  the  same  in  that  or  any  other  colour". 

Nach  der  deutschen  Ausführungs-Verordn.  §  2  soll,  soweit  dies  die 
Deutlichkeit  erfordert,  auch  „die  Art  der  Verwendung  der  Zeichen**  an- 
gemeldet werden  3),  also  die  Bezeichnung,  in  welcher  Weise  dasselbe  auf 
die  Waare  oder  Verpackung  angebracht  werden  soll,  insbesondere  ob  durch 
Flachbild  oder  durch  plastische  Wiedergabe;  sodann  ob  auf  der  Waare 
selbst  oder  deren  Verpackung;  auch  kann  angegeben  werden,  auf  welche 
Seite  der  Waare  man  das  Zeichen  anzubringen  gedenke.  Diese  Angaben 
haben  nicht  die  Bedeutung,  dass  das  Markenrecht  auf  den  Gebrauch  in 
dieser  Eichtung  beschränkt  wäre,  und  als  ob  ein  Zeichen  je  nach  der 
Art,  in  welcher  es  derWaare  einverleibt  wird,  ein  anderes  wäre.  Eine 
solche  Angabe  im  Register  restringirt  durchaus  nicht  den  Umfang  der 
Marke,  sie  restringirt  ihn  ebensowenig,  als  die  Angabe  über  das  Colorit 
des  Zeichens:  im  Gegentheil,  sie  erweitert  den  Umfang  derselben:  denn 
wenn  das  Zeichen  nicht  nur  in  seinem  Wesen,  sondern  auch  in  der  speciellen 
Wiedergabeform  nachgemai^ht  ist,  wird  die  Täuschungskraft  eine  gesteigerte 

1)  VgL  Reichsgericht  6.  11.  1882  Entsch.  Strafd.  VIT   S.  214.  218  f. 

2)  Vgl.  Lawson  p.  161,  die  Entscheidang  in  re  Worthington  und  das  Urtheil 
Nathan  v.  Vining  im  Weekly  Reporter  1879/80  Digest  p.  227. 

3)  Aehnlich  französische  Yerordnnng  26./7.  1858  a.  3 :  „Si  la  marqne  est  en 
creax  oa  en  relief  sor  les  prodaits,  si  eile  a  du  6tre  r^dnite  pour  ne  pas  exender 
les  dimensions  da  papier,  on  si  eile  presente  quelqne  antre  particalaritö,  le  d^- 
posant  rindiqne  snr  les  denz  ezemplaires  ..,•''     Vgl.  auch  oben  S.  211. 
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sein :  die  Differenzen  werden  viel  leichter  verschwinden,  nnd  so  wird  Vieles 
als  unerlaubte  Nachbildung  erscheinen,  was  es  nicht  wäre,  wenn  es  in 
anderer  Wiedergabeform  gebildet  worden  wäre.  Ich  erinnere  nur  bei- 
spielsweise daran,  dass  beim  Schlagen  in  Eisen  und  Stahl  sehr  leicht 
Differenzen  verschwinden  und  manche  Zeichen  als  identisch  erscheinen, 
die  sonst  verschieden  wären.    Vgl.  auch  oben  S.  216.  276.  287. 

Jedoch  bedarf  das  über  Farbe  und  Wiedergabeforra  Gesagte  einer 
Restriction :  es  gilt  nicht,  wenn  die  Marke  lediglich  in  der  Farbe  besteht, 
wenn  sie  kein  geschlossenes  Bild,  sondern  nur  eine  eigenartige  Farben- 
combination  darstellt.  Allein  hier  ist  die  Restriction  doch  nur  eine  schein- 
bare; denn  hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  colorirte  Marke,  sondern 
um  eine  Colorirung  als  Marke ;  und  ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Falle, 
wenn  die  Marke  in  einer  plastischen  Formung  der  Waare  besteht :  hier 
liegt  nicht  eine  plastische  Darstellung  einer  Marke,  sondern  eine  plastische 
Formung  als  Marke  vor,  wesshalb  denn  auch  die  plastische  Form  nicht  ein 
zufälliger  Ausdruck  ist,   sondern  das  Wesen  der  Marke  selbst  ausmacht. 

Ein  juridischer  Unterschied  zwischen  Fabrik-  und  Handelsmarke 
besteht,  wie  oben  bemerkt,  nicht ;  darum  wird  ein  solcher  auch  nicht  regi- 
strirtj  während  manche  andere  Gesetze  dies  im  Register  vermerken  lassen, 
z.  B.  das  italienische^). 

Dagegen  ist  die  Bezeichnung  der  Waarengattung,  für  welche  die 
Marke  bestimmt  ist,  wesentlich  ;  denn  das  Recht  der  Marke  ist,  wie  oben 
gezeigt,  auf  die  entsprechenden  Waarengattungen  beschränkt,  der  externe 
Umfang  des  Markenrechts  wird  durch  Angabe  der  dem  Zeichen  vorbe- 
haltenen Waarengattungen  flxirt ;  daher  auch  die  ausdrückliche  Bestim- 
mung des  deutschen  Gesetzes,  dass  ein  Verzeichniss  dieser  Waarengatt- 
ungen gegeben  werden  muss,    §  2  d.  Ges.,    §  1  Z.  3   d.  Ausf.-V.-O. 

Die  meisten  Gesetze  lassen  es,  wie  das  deutsche,  an  der  allgemeinen 
Angabe  gentigen,  dass  die  Waarengattung  bezeichnet  werden  müsse. 
Diese  Unbestimmtheit  hat  ihre  Missstände,  da  die  Benennungsart  der 
Waare  durchaus  nicht  immer  so  treffend,  so  scharf  «abgerundet  ist  und  so 
deutliche  Gränzen  bietet,  dass  hier  keine  Ungewissheit,  keine  Zweifel  und 
Irrungen  vorkämen.  Manche  Ausdrücke  sind  auch  zweideutig,  manche 
nach  verschiedenen  Gegenden  verschieden;  man  denke  an  die  Mehrdeutig- 
keit und  Unbestimmtheit  von  Ausdrücken,  wie  Kurzwaaren,  an  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Gattungen  Eisenwaaren,  landwirthschaftliche,    physi- 


')  Hier  muss  bei  der  Anmeldung  erklärt  werden:  „se  il  marchio  o  segno 
distintivo  saranno  apposti  ad  oggetti  prodotti  dal  dichiarante  o  sopra  mercanzie 
del  sno  commercio^;  a.  7  d.  Ges, 


321 

kaiische  Instruinente  in  einander  laufen,  einander  theilweise  decken,  wo- 
raus Gonflicte,  jedenfalls  aber  Zweifel  und  Bedenken  hervorgehen  können  ^). 
Das  engflische  Recht  hat  deshalb,  um  solchen  Inconvenienzen  zu  entgehen, 
eine  W aar en Zusammenstellung  in  einer  Anzahl  von  (50)  Klassen  gegeben, 
innerhalb  welcher  Klassen  theilweise  Unterabtheilungen  gemacht  sind;  so 
schon  die  alten  Rules,  so  nun  auch  die  neuen  Rules  21. /12.  1883:  durch  eine 
solche  officielle  Aufstellung  bekommt  die  Bezeichnung  der  Waarengattung 
grösseren  Halt  und  grössere  ^Sicherheit.  Allerdings  befolgte  nun  das 
frühere  englische  Markenrecht  den  fehlerhaften  Satz,  dass  diese  Klassen 
als  Einheiten  betrachtet  wurden,  so  dass  ein  innerhalb  einer  solchen 
Klasse  eingetragenes  Zeichen  den  Erwerb  eines  gleichen  Zeichens  inner- 
halb derselben  Klasse  ausschloss,  während  doch  eine  und  dieselbe  Klasse 
Waaren  umfasste,  welche  zu  den  verschiedensten  Productionszweigen  ge- 
hören, RoXlasse  42  Nahrungsmittel,  Klasse  43  geistige  Getränke,  Klasse  17 
Waaren  für  Bau-  und  Decorationszwecke  u.  dgl.  Man  vergleiche  in  dieser 
Beziehung  das  englische  Markengesetz  v.  1875  s.  6  und  die  entsprechen- 
den Rules  s.  18  :  „Where  a  trade  mark  has  been  already  registered  in 
respect  of  any  goods  or  description  of  goods  belonging  to  one  particular 

dass,  a  trade  mark  identical  with    such  trade  mark shall  not, 

without  leave  of  the  Court,  be  registered  in  the  name  of  another  person 
.  .  .  .  with  respect  to  any  goods  in  that  class"2).  Das  war 
ein  bedeutsamer  Fehler,  welchen  das  englische  Recht  überwunden  hat  3). 
Nach  dem  neuen  Markengesetz  von  1883  deckt  eine  für  eine  bestimmte 
Waarengattung  erworbene  Marke  nur  diese  Waarengattung,  nicht  die 
ganze  Güterklasse,  zu  welcher  diese  Waarengattung  gehört;  denn  es 
heisst  in  s.  72:  „.  .  .  .  the  comptroUer  shall  not  register  in  respect  of 
the  same  goods  or  description  of  goods  a  trade  mark  identical  with  one 
already  on   the  register  with   respect    to   such    goods    or    description  of 

goods ".     Die  Exclusivität  erstreckt  sich    also  nicht  mehr  auf  die 

ganze  Klasse. 

In  der  That  ist  denn  auch  das  legislativ  richtigste  Verfahren  dieses  : 
die  Klassen  lediglich  als  Eintheilungselemente  zu  betrachten  und  inner- 
halb der  Klassen  eine  möglichst  reiche  und  scharfe  Abtheilung  der  Waaren- 


1)  Vgl.  Bäcker i  Zeichenschutz  S.  21  f.,  vgl.  auch  König  im  Journ.  du  droit 
intern,  prive  X  p.  597.  Der  amerikanische  Patentcommissär  hat  die  Angabe  „fancy 
goods"  als  nicht  genügende  Bezeichnung  der  Waarenklasse  verworfen,  14./2.  1878 
Off.  Gaz.  XIII  p.  455. 

2)  Ebenso  die  Rules  vom  August  1876  s.  19. 

3)  Ueber  die  Praxis  vgl.  Lawson  p.  164. 

Köhler,  Recht  des  Markenschutzes.  21 
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gattungen  zu  statairen,  diese  Gattungen  aber  als  massgebend  für  die 
Begränzung  der  Marke  zu  erklären,  so  dass  die  Begränzung  nur  mit 
Hülfe  der  vom  Staate  festgesetzten  Kategorieen  erfolgen  kann.  Sache 
der  Centralbehörde  wäre  es,  diese  Kategorieen  festzusetzen  und  nach  Be- 
dtirfniss  zu  ändern. 

Die  Erstreckung  der  Marke  auf  eine  andere  Waarengattung  steht 
der  Annahme  einer  neuen  Marke  gleich :  sie  ist  eben  Annahme  der  Marke 
für  die  betreiTende  Waarengattung,  für  welche  die  Marke  seither  nicht 
bestanden  hat;  vgl.  bayerische  Justizministerial-Bekanntmachnng  21. '3. 
1875  §  6  1).  Eine  Ermässigung  der  Taxe  wäre  in  solchen  Fällen  äusserst 
wünschenswerth. 


§  5. 

Die  Eeproduktion  des  Zeichens  kann  dadurch  gesteigert  werden, 
dass  das  Bild  in  mehreren  Varianten  gegeben  wird,  welche  aber  noch 
sämmtlich  innerhalb  des  Charakterisirungsvermögens  einer  und  derselben 
Marke  liegen:  in  diesem  Fall  sind  die  Varianten  die  Repräsentanten 
eines  und  desselben  Zeichens,  sie  bringen  das  Zeichen  nach  den  ver- 
schiedenen Richtungen  seiner  Ausdrucksftlhigkeit  hin  zur  bildlichen  Dar- 
legung. Darum  liegt  in  diesem  Falle  nicht  eine  Mehrheit  von  Marken, 
sondern  nur  eine  Marke  vor,  welche  durch  die  verschiedenen  Ausdrucks- 
formen repräsentirt  wird:  man  spricht  darum  von  Repräsentativzeichen. 
Eine  Mehrheit  solcher  Repräsentativbilder  ist  häufig  zur  Klarstellung 
des  Zeichens  und  seiner  Ansdrucksfähigkeit  erforderlich,  häufig  minde- 
stens sehr  zweckmässig;  und  da  nach  dem  deutschen  Gesetze  die  Anmeldung 
eine  deutliche  Darstellung  des  Waarenzeichens  enthalten  muss,  so  ist 
an  der  legalen  Zulässigkeit  dieses  Deutlichkeitsmittels  nicht  zu  zweifehl. 
Insbesondere  kommt  es  häufig  vor,  dass  der  Berechtigte  das  Zeichen  durch 
beigefügte  Bemerkungen  und  bildliche  Zusätze  variirt ,  je  nach  Verschie- 
denheit der  Gattung,  der  Quantität,  des  Produktionsortes  u.  s.  w. :  das 
sind  die  Zeichenvarianten,  über  welche  nunmehr  das  neue  englische 
Gesetz  Bestimmung  gibt,  nachdem  im  früheren  Rechte  darüber  Zweifel 
bestanden   waren:    s.    66    dieses    Gesetzes   gestattet   ausdrücklich,    dass 


1)  n^ifd  von  dem  Inhaber  der  Firma,  für  welche  ein  Waarenzeichen  einge- 
tragen ist,  nachträglich  für  eine  weitere  Waarengattung  das  nämliche  Zeichen  be- 
stimmt, 80  ist  wie  bei  der  Anmeldung  eines  eigenen  Zeichens  für  den  Eintrag  im 
Register  ein  selbstständiger  Ranm  nach  fortlaufender  Kammer  zu  eröffnen  und  die 
Eintragung  bekannt  zu  machen''.    Vgl.  auch  Stockhet'm  8.  90. 
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mehrere  Eepräsentativzeicben,  welche  „resembling  each  other  in  the  ma- 
terial  particolars  thereof,  yet  differ  in  respect  of  the  Statement  of  the 
^oods  .  .  .  or  Statements  of  nambers,  or  Statements  of  price,  or  Statements 
of  qnality,  or  Statements  of  names  of  places^  in  einem  Eintrage  vereinigt 
werden  können  i).  Zn  eng  ist  der  Vorschlag  des  Pariser  Congresses : 
^Des  marqaes  se  distingaant  seulement  par  la  dimension  ou  la  coulear 
ne  seront  comptees  que  pour  nne  seule**  (Congr.  intern,  p.  375). 

Uebrigens  kann  dem  gleichen  Bedürfnisse  häufig  auch  in  der  Art 
entsprochen  werden,  dass  das  gemeinsame  Schema  gegeben  und  sodann 
die  verschiedenen  Variirnngselemente  dabei  mitangemertt  werden;  wie 
man  dies  auch  in  England,  in  dem  Barrows  Gase  und  in  dem  Brooks  Gase, 
ang^enommen  hat  2),  obgleich  eine  directe  bildliche  Repräsentation  des 
Zeichens  in  seinen  verschiedenen  Entwickelungen  immerhin  die  Deutlich- 
keit erhöhen  dürfte. 

Solche  verschiedene  Variationen  ein  und  derselben  Marke  dürfen 
durchaus  nicht  mit  den  sog.  Gollectivmarken  verwechselt  werden,  bei 
welchen  die  verschiedenen  Einzelbilder  nur  die  Elemente  des  gesammten 
Oomplexzeichens  sind,  bei  welchen  also  ein  solches  einzelnes  Zeichen  für 
sich  als  Einzelheit  keine  selbstständige  Markenqualität  hat.  Es  muss 
daher  aus  dem  Register  erhellen,  dass  die  mehreren  Zeichen  nicht  zu- 
sammengehören, sondern  als  einzelne  gelten  sollen,  dass  sie  in  einem 
Alternativitäts-,  nicht  in  einem  Gumulationsverhältnisse  stehen. 

§  6. 
Das  Registerwesen  kann  sich  aber  nicht  nur  auf  den  Erwerb,  son- 
dern auch  auf  die  Veräusserung  der  Marke,  auf  die  Erhaltung  und  Er- 
löschung des  Mar^enrechts  beziehen.  Die  Veräusserung  der  Marke  wird 
häufig  im  Register  zum  Ausdrucke  gebracht;  so  nach  Österreich.  Ges. 
1858  §  5,  wornach  die  Marke  auf  den  Neuer werber  umgeschrieben  werden 
muss,  wenn  das  Gewerbe  nicht  von  der  Wittwe,  einem  minderjährigen 
Erben,  einer  „Erbs- oder  Konkursmasse"  fortgeführt  wird ;  sonach  belgi- 
schem Gesetz  a.  7  Abs.  2,  vgl.  Ro,  comment.  p.  201  f. ;  so  in  England, 
wo  das  Register  enthalten  soll  „notifications  of  assignments  and  of  trans- 


1)  Ygl.Lawson  p.  160.  161.  In  Amerika  scheiDt  dasselbe  Prlncip  za  gelten; 
hier  hat  man  es  sogar  zugelassen,  Bild  nnd  Wortbezeichnung  alternativ  einzr.- 
tragen,  Patentcommissär  26./8.  1879  Off.  Gaz.  XVI  p.  678,  was  damit  zusammen- 
hängt, dass  ja  in  solchen  Fällen  Identität  von  Bild  und  Wortbezeichnnng  ange- 
nommen worden  ist,  vgl.  oben  S.  276.  277. 

2)  Vor  dem  neuen  Ge&etz;  vgl.  Lawson  p.  160,  I>rewry  p.  125. 

21* 


} 
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raissions  of  trade  marks'*,  Akte  1883  s.  78  und  s.  87,  Rules  s.  34  f.: 
so  nach  dem  schweizer  Markengesetz  a.  9  u.  16,  Ausfuhr. -Verordn.  a.  12^). 
Nach  unserer  Gesetzgebung  bedarf  ja  regelmässig  einer  Eintrag^notiz 
nicht:  denn  die  Marke  folgt  ja  der  Finna,  die  Veräussernng  der  Firma 
aber  wird  im  Firmenregister  vermerkt  und  das  Markenregister  wird  da- 
durch nur  indirect  beeinflusst.  Nur  dann  bedarf  es  einer  Bemerkung  in 
diesem  letzteren,  wenn  hier,  in  Folge  der  Veräussernng,  die  Firma,  wel- 
cher die  Marke  zugehört,  einen  Zusatz  bekommt  —  allein  nicht  der 
Veräussernng,  sondern  des  Firmenzusatzes  wegen,  und  desshalb  gehört 
diese  Regist^rthätigkeit  nicht  zur  übertragenden,  sondern  zur  conserva- 
torischen,  auf  welche  nunmehr  überzugehen  ist. 

In  mehreren  Fällen  muss  durch  conservatorischen  Akt  der  Er- 
löschung des  Markenrechts  vorgebeugt  werden ;  der  eine  Fall  ist  der  der 
Firmenänderung:  sobald  die  Firma,  welcher  die  ülarke  zusteht,  geändert 
wird,  muss  die  Beibehaltung  der  Marke  angemeldet  werden ;  der  zweite 
Fall  ist  der  der  periodischen  Beibehaltungsanraeldung,  um  den  nou  usus 
zu  unterbrechen,  der  dritte  Fall  ist  der  der  Verlegung  der  Niederlassung*-). 
Alle  diese  Fälle  haben  in  der  Lehre  vom  Verluste  des  Markenrechts  ihre 
Erörterung  gefunden.  Nur  das  ist  hier  hervorzuheben:  von  allen  diesen 
Anmeldungen  ist  im  Register  Notiz  zu  nehmen,  §  4  d.  Gesetzes  und  §  4 
und  5  der  Ausfuhr. -Verordn. :  aber  nicht  diese  Notiz,  sondern  bereits  die 
Beibehaltungsanmeldung  hat  die  conservirende  Wirkung :  würde  auch  die 
Notiz  unterbleiben,  so  bliebe  durch  die  Beibehaltungsanmeldung  das  Marken- 
recht  gewahrt:  die  Notiz  hat  daher  nur  den  Charakter  einer  adnotatio, 
nicht  den  eines  auf  das  Civilrecht  einwirkenden  Rechtspolizeiaktes. 

Die  gleiche  bloss  formale  Bedeutung  hat  das  Löschen  der  Marke  3). 

<)■  So  auch  schon  die  rheinische  Verordnung  für  Eisenwaaren  von  1765, 
wornach  der  Erwerber  seinen  Namen  in  14  Tagen  bei  Verlust  des  Zeichens  ein- 
schreiben lassen  musste,   vgl.  Bäcker,  Zeichenschutz  S.  5. 

2)  lieber  die  formale  Behandlung  dieses  Falles  vgl.  beispielsweise  die  baye- 
rische Justizministerial-Bekanntmachung  21. /3.  1875  §  5.  Der  Ucbertrag  in  das 
neue  Register  erfolgt  hier  auf  Vorlage  eines  amtlichen  Auszugs  über  den  seitherigen 
Eintrag ;  von  der  üebertragung  ist  das  Gericht  des  seitherigen  Eintrags  zu  ver- 
ständigen, worauf  der  seitherige  Eintrag  abgeschlossen  wird  unter  Vermerkung  des 
Veranlassungsgrundes.   Vgl.  auch  oben  S.  300. 

^)  Ueber  die  Form  der  Löschung  vgl.  %  3  der  Ausfnhrungs- Verordnung :  sie 
geschieht  durch  den  Vermerk  „gelöscbf^.  Ausserdem  kann  sie  nach  den  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  über  die  Löschungen  von  Handelsregistereinträgen  be- 
merklich gemacht  werden  (z.  B.  durch  rothes  Unterstreichen  des  Eintrags).  Xach 
der  bayerischen  Justizministerial -Bekanntmachung  v.  21. /3.  1875  §  4  ist  das  Wort 
„gelöscht"  mit  rother  Tinte  doppelt  zu  unterstreichen. 
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Die  Löschung  soll  m  den  Fällen  geschehen,  wo  die  Marke  nichtig  ist 
und  die  Nichtigkeit  der  Offtcialprüfung  des  Kegisterrichters  unterliegt ;  sie 
soll  ferner  geschehen,  wenn  eine  Marke  gerichtlich  für  nichtig  erklärt  und 
desshalb  das  Löschen  derselben  angezeigt  ist;  sie  soll  endlich  geschehen 
in  den  Fällen  des  Untergangs  des  Markenrechts,  welche  dem  Register- 
richter registermässig  bekannt  geworden  sind,  §  5  Z.  4,  §  11,  §  5  Z.  1. 
2.  3  cf.  §  12  d.  Gres.  In  allen  diesen  Fällen  hat  das  Löschen  bloss  die 
Bedeutung,  dass  der  Registerrichter  dadurch  einen  dem  materiellen  Rechts- 
zustande möglichst  entsprechenden  formellen  Stand  des  Registers  herbei- 
tühren  soll ;  sie  hat  nicht  die  Bedeutung,  dass  die  betreffenden  Löschungs- 
thatsachen  erst  mit  dem  Momente  der  Löschung  vernichtend  wirkten, 
dass  sie  etwa  bloss  Titel  der  Löschung,  nicht  selbstständig  vernichtend 
wären;  sie  hat  noch  viel  weniger  die  Bedeutung,  dass  die  Löschung  vofi 
eigener  Kraft  aus  das  Markenrecht  auch  dann  vernichten  würde,  wenn 
die  betreffende  Löschungsthatsache  nicht  eingetreten  wäre:  sie  ist  nur 
descriptiver  Natur,  sie  hat  keine  materielle  Vernichtungskraft,  vgl.  auch 
oben  S«  297.  302.  Darum  hat  es  auch  keinen  Anstand,  dass  eine  falsche 
Löschung  durch  Vermerk  der  Falschheit  wieder  aufgehoben  werden  kann. 

Eine  theilweise  Löschung  findet  statt,  wenn  der  Berechtigte  auf 
das  Markenrecht  bezüglich  eines  Theiles  der  eingetragenen  Waaren  ver- 
zichtet, oder  wenn  der  Eintrag  bezüglich  eines  Theiles  dieser  Waaren 
für  ungültig  erklärt  wird. 

Eine  Aenderung  der  Marke,  etwa  zur  Vermeidung  von  CoUisionen, 
sei  es,  dass  die  Aenderung  durch  Substitutionen  oder  durch  Zusätze  oder 
durch  Weglassung  erfolge,  ist  keine  partielle  Löschung,  sondern  eine  totale 
Löschung  unter  Creirung  eines  neuen  Zeichens. 

§  7. 

Die  Entscheidungen  des  Registerrichters  erfolgen  durch  Rechts- 
polizeibeschluss.  lieber  das  Beschwerdewesen  bestimmt  die  Landesgesetz- 
gebung, und  zwar  gelten  hier  dieselben  Normen,  welche  für  das  Handels- 
register überhaupt  massgebend  sind  ^). 

Das  Markenregister  selbst  ist  ein  öffentliches  Register,  und  der  Ein- 
blick in  dasselbe  ist  nach  den  Grundsätzen  von  der  Einsichtsnahme  öffent- 
licher, für  die  Publicität  bestimmter  Bücher  gestattet.  In  manchen  Ge- 
setzen oder  Verordnungen  ist  dies  ausdrücklich  ausgesprochen ;  so  in  dem 
englischen  Gesetze  s.  88  und  den  entsprechenden  Rules  von  21. /12.  1883 


0  Vgl.  hierüber  Keysmer  in  Goldschm.  Z.  XXV  S.  517  f.  532  f.  634  f. 
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8.  49  ^),  in  der  französischen  Verordn.  26. /7.  1858  a.  9,  in  dem  schwei- 
zerischen Gesetz  a.  17,  in  der  belgischen  Verordn.  7./7.  1879  a.  13,  im 
holländ.  Gesetze  1880  a.  7.  Im  deutschen  Rechte  bedurfte  es  einer 
ausdrücklichen  Publicitätsvorschrift  nicht,  da  das  Markenregister  als  Theil 
des  Handelsregisters  die  publike  Natur  desselben  theilt  und  darum  schon 
als  Bestandtheil  dieses  grösseren  Eegisters,  nach  den  für  dieses  letztere 
geltenden  Regeln,  dem  Publikum  zugänglich  ist,  §  1  des  Markengesetzes, 
cf.  a.  12  d.  Handelsgesetzb.  Besonderer  Vorschriften  bedurfte  es  nur 
für  die  Publikationen. 

Die  Publikation  soll  unverzüglich  geschehen,  Ausführ.-Verordn.  §  8  ; 
sie  geschieht  durch  den  deutschen  Reichsanzeiger,  §  6  d.  Ges.  Nicht 
alle  Registerakte  werden  publicirt,  sondern  nur  zwei,  nämlich  die  erste 
(die  constitutive)  Eintragung,  sodann  die  Löschung,  §  6  d.  Ges.;  beide 
Publikationen  stehen  nicht  auf  gleicher  Linie :  erstere  ist  die  Publikation 
eines  juristischen  Staatsaktes,  letztere  dagegen  bloss  die  Publikation 
eines  formalen  Registeraktes,  der  aber  insofern  erheblich  ist,  als  er  die 
Ueberzeugung  des  Registerrichters  über  einen  vorhandenen  Rechtsznstand, 
nämlich  über  die  Nichtexistenz  oder  die  Nichtfortexistenz  einer  Marke 
kundgibt.  Darum  ist  auch  die  Retraktation  einer  etwaigen  irrigen  Lösch- 
ung sicher  in  gleicher  Weise  durch  den  Reichsanzeiger  an  die  Oeffent- 
lichkeit  zu  bringen  2).  Nicht  zu  publiciren  dagegen  ist  die  Emeuerungs- 
anmeldung:  weder  diejenige,  welche  geschieht,  um  den  Verfall  des  Ein- 
trags nach  10  Jahren  zu  verhüten,  noch  diejenige,  welche  geschieht, 
wenn  in  Folge  der  Verlegung  einer  Firma  oder  in  Folge  der  Firmen- 
änderung eine  nochmalige  Anmeldung  erforderlich  wird ;  vgl.  auch  Motive 
S.  636.  Dieselbe  wäre  auch  dann  nicht  zu  publiciren,  wenn  der  Berechtigte 
sich  erbieten  würde,  die  Kosten  zu  tragen,  Meves  S.  189.  190,  —  während 
ihm  natürlich  eine  private  Publikation  dieser  Akte  in  jeder  Weise 
freisteht. 

Neben  der  allgemeinen  Publicität  steht  die  ParteienpublicitÄt :  der 
Antragsteller  hat  ein  Recht,  von  dem  Resultate  seines  Antrags  Kunde 
zu  erhalten,  und  noch  viel  mehr  hat  der  im  Register   eingetragene   das 


1)  Ueber  Oeitificate  des  Registerbeamten  vergl.  englisch.  Ges.  1883  s.  96, 
Bales  s.  57. 

2)  Die  Publikation  der  ertheilten  Marken  durch  öffentliche  Blätter  ist  aach 
in  andere  Gesetzgebungen  anfgenommen  worden;  so  in  das  belgische  Gesetz  a,  4 
(Verordn.  7./7.  1879  a.  12),  so  in  das  holländische  Gesetz  a.  5.  In  letzteren  findet 
sich  die  gute  Bestimmung,  dass  die  Publikation  in  besonderen,  besonders  bezieh- 
baren Beilagen  des  „Staatscourant**  erfolgen  soll. 
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Recht,  davon  Kenntniss  zu  erlangen,  wenn  eine  Löschung  seiner  Marke 
stattg-efunden  hat;  vergl.  auch  Meves  S.  187 1).  In  der  deutschen  Aus- 
führungs-Verordnung  §  7  ist  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  der 
Antragsteller  von  dem  Vollzug  und  von  der  Ablehnung  des  Eintrags, 
letzternfalls  unter  Mittheilung  der  Hinderungsgründe,  zu  benachrich- 
tig-en    ist  2). 


1)  Man  kann  ihn  nicht  anf  die  Pablikation  im  Reichsanzeiger  verweisen. 

2)  Nach  englischem  Gesetz  1883  s.  94  soll  der  Comptroller  seine  discretio- 
nären^Befagnisse  zn  Ungunsten  des  Antragstellers  nicht  ansüben,  ohne  den  Antrag- 
steller zn  hören,  oder  ihm  dazn Gelegenheit  zn  bieten;  vgl.  auch  Rules  s.  17.  18. 
Die  Cntscheidnng  ist  demselben  bekanntzugeben  ;  Rnles  S.  19. 


I 


D.    Ansprüche  und  Obligationen 
aus  dem  Markenrecht. 


I. 

Der  absolute  Anspruch  aus  dem  Markenrecht. 

§  1. 

Da  der  Markenberechtigte  in  einem  bestimmten  Umfang  das  aus- 
schliessliche Benutzungsrecht  der  Marke  hat,  so  muss  ihm  die  Rechts- 
ordnung einen  Anspruch  gegen  jeden  Störer  geben  auf  Ablassnng  von 
der  Störung;  dieses  ist  der  direct  aus  dem  Rechte  hervorgehende  An- 
spruch, die  unmittelbare  Lebensäusserung  des  Rechts  gegen  die  rechts- 
widrige Thätigkeit :  er  muss  aus  dem  Individualrecht  ebenso  gut  hervor- 
gehen, als  aus  dem  dinglichen  oder  Immaterialgüterrecht,  er  ist  das 
Angebinde  eines  jeden  absoluten  Rechts,  das  sich  normal  entwickelt. 
Der  Anspruch  geht  auf  Ablassung  von  der  Störung  und  kann  in  der 
entsprechenden  Weise  zur  Vollstreckung  gebracht  werden.  Die  Klage 
aus  diesem  Anspruch  steht  der  Feststellungsklage  nahe,  darf  aber  nicht 
mit  dieser  verwechselt  werden:  die  Feststellungsklage  ist  eine  Klage 
ohne  präsenten  Anspruch,  ein  processualisches  Gebilde,  um  das  Fest- 
stellungsinteresse zu  befriedigen  5  die  rei  vindicatio,  die  Immaterial-  und 
Individualrechtsklagen  aber  sind  Klagen  auf  Grund  von  Ansprüchen;  bei 
ihnen  lindet  auch  eine  Feststellung  statt,  aber  die  Feststellung  steht  hier 
im  Dienste  des  präsenten  Anspruchs,  sie  findet  statt,  um  dem  Anspruch 
die  schneidige  Kraft  des  Urtheils  zu  geben. 

Einen  solchen  Anspruch  müssten  wir  aus  dem  Markenrechte  als 
einem  Individualrechte  ableiten,   auch  wenn  wir   gar  keinen  gesetzlichen 
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Anhalt  hätten  ^);  wie  bereits  früher  entwickelt,  sind  wir  nicht  mehr,  wie 
unter  der  Herrschaft  des  römischen  Eechtsdualismus  in  der  Lage,  dass 
wir  für  unsere  Ansprüche  einer  besonderen  actio  und  desshalb  eines  be- 
sonderen Rechtsschöpfungfsakts  bedürften  5  vielmehr,  wo  überall  ein  Recht 
vorhanden  ist,  versteht  sich  für  uns  der  betreffende  Anspruch  von  selbst, 
und  für  die  Geltendmachung  haben  wir  nicht  bestimmte  Klagformeln, 
sondern  unsere  allgemeine  Klage. 

Gerade  im  Markenrechte  aber  sind  wir  in  der  Lage,  dass  der  An- 
spruch und  das  aus  ihm  originirende  Klagerecht  ausdrücklich  durch  die 
Gesetzgebung  sanctionirt  sind  —  sie  sind  sanctionirt  in  §  13  des  Marken- 
gesetzes 2) :  denn  die  Klage,  von  welcher  der  §  13  des  Markengesetzes 
spricht,  ist  eine  Anspruchsklage,  sie  ist  nicht,  wie  viele  annehmen,  eine 
Feststellungsklage:  naturgemäss  hat  ja  der  Kläger  einen  Anspruch 
auf  Unterlassung  weiterer  Störung;  und  wenn  nun  gerichtlich  ausge- 
sprochen wird,  dass  der  Beklagte  den  Kläger  nicht  mehr  stören  darf,  so 
ist  dieser  Ausspruch  nichts  anderes,  als  die  gerichtliche  Feststellung  des 
klägerischen  Anspruchs ;  mithin  ist  das  Urtheil  ein  Anspruchsott^eil) 
kein  Feststellungsurtheil,  die  Klage  daher  eine  Anspruchsklage^  3  keine 
Feststellungsklage  3).     Der  wesentliche  Unterschied  zwischen   Arji)ruchs- 


1]  Daher  ist  derselbe  auch  bei  dem  gewöhnlichen,  nicht  qnalilicirten  In- 
dividaalrechte  zu  gewähren;  auch  gegen  die  concnrreuce  illicite  besteht  ein  An- 
spruch anf  Ablassnng,  er  besteht,  selbst  wenn  die  Concnrrenz  nur  objectiv  rechts- 
widrig, nicht  snbjectiv  schnldhaft,  nicht  wirklich  illoyal  war.  Beispiele  hierf&r 
aas  der  indnstrierechtlichen Praxis  sind  bereits  oben  S.  137  erwähnt  worden;  nicht 
richtig  erkannt  ist  dies  von  dem  Appelh.  Montpellier  15.  2.  1869  nnd  dem  Cass.-hof 
9./3.  1870  Fat,  XVI  p.  154 ;  richtig  dagegen  Appelhof  Paris  15./2.  1873  Fat. 
XVIII  p.  387,  Trib.  Havre  4/5.  1882   Fat  XXVII  p.  201. 

2)  Bekanntlich  ist  dieser  §  13  in  zweiter  Lesung  anf  den  Antrag  Bahr 
(Cassel)  in  das  Gesetz  gekommen  (Stenograph.  Bericht  1874/75  I  S.  100  f.),  dann 
aber  in  dritter  Lesung  neu  redigirt  worden  (ib.  S.  131).  Er  beruht  anf  einem 
richtigen  Gedanken,  aber  seine  Fassung  ist  nicht  eben  glücklich  und  hat  zu  dem 
Missverständniss  Anlass  gegeben,  als  ob  hier  von  einer  blossen  Feststellungsklage 
die  Rede  wäre;  dieses  Missverständniss  findet  sich  bereits  in  der  Rede  Struck- 
mann's,  Stenogr.  Berichte  ib.  S.  102. 

s)  So  mit  Recht  Thöl,  Handelsrecht  §  209  V  und  R.-0.-H.-G.  29./10.  1878 
Entsch.  XXIV  S.  228.  Unrichtig  Meves  S.  215,  Löbker  S.  419,  Endemann  S.  75  f. 
Besser,  als  im  deutschen  Recht,  ist  der  gleiche  Gedanke  im  Österreichischen  Gesetz 
§  15  zum  Durchbruch  gelangt :  ^.Teder  Eingriff  in  das  Markenrecht  .  .  .  begründet 
für  den  Verletzten  das  Recht,  auf  die  Einsteilung  des  ferneren  Gebrauches  der 
widerrechtüchen  Marke  ....  zu  dringen"  ;  vgl.  dazu  Stubenrauch  S.  23.  Treffend 
ist  auch  die  Fassung  des  Handelsgesetzbuchs  a.  27  Abs.  1,  und  es  wäre  besser  ge- 
wesen, wenn  man  sich  bei  Creirung  des  §  13  gerade  an  die  Fassung  des  Handels- 
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and  Feststellongsurtheil  besteht  bekanntlich  darin^  dass  im  ersten  ein 
präsenter  Anspruch  nrtheilsmässig  anerkannt  wird,  während  im  letzteren 
nur  aasgesprochen  wird,  dass  unter  bestimmten  Umständen  ein  bestimmter 
Ansprach  erwachsen  kanja,  oder  dass  mindestens  ein  Rechtsverhältniss  be- 
stehe, aus  welchem  möglicherweise  gewisse  Ansprüche  entspringen  können, 
wie  ich  dies  in  der  krit.  Vierteljahresschrift  N.  F.  III  S.  382  f.  dargelegt 
habe.  Und  die  praktische  Bedeutung  des  Unterschiedes  liegt  nicht  darin, 
dass  beim  Anspruchsurtheil  eine  Vollstreckung  möglich  wäre,  beim  Fest- 
stellungsurtheil  nicht  —  das  ist  vollständig  falsch:  auch  aus  dem  Fe8t- 
stellungsurtheil  ist  eine  Vollstreckung  möglich,  sobald  dasselbe  die  Umsttode, 
unter  welchen  ein  Anspruch  erwächst,  und  den  Anspruch  selbst  individuell 
bezeichnet,  sobald  also  nicht  ein  blosses  Rechtsverhältniss  als  Quelle  eines 
Anspruchs  festgestellt  wird,  sondern  ein  bestimmter  Anspruch  als  unter 
bestimmten  individuellen  Umständen  in  Zukunft  entstehend  declarirt  wird : 
so  ^  wenn  das  Urtheil  feststellt,  dass  der  Kläger  unter  bestimmten  Beding- 
ungen eine  Summe  an  den  Beklagten  zu  fordern  hat,  so  bei  einer  Eenten- 
fordcurung,  die  auf  das  Leben  des  Klägers  gestellt  ist:  denn  dass  in  diesem 
Falle)^^enn  die  massgebende  Thatsache  eingetreten  ist,  der  nunmehr  ent- 
standeÄ  Anspruch  zur  Vollstreckung  gebracht  werden  kann,  ergibt  sich  au& 
dem  §  6^4  ^C.-P.-O.  von  selbst:  die  Civilprocessordnung  gestattet  die  Voll- 
streckung nicht  nur  solcher  Ansprüche,  die  als  bereits  bestehend  deklarirt 
sind,  sie  gestattet  auch  die  Vollstreckung  solcher,  die  als  erst  künftig 
entstehend  deklarirt  werden,  sofern  nur  die  Umstände,  unter  welchen  sie 
entstehen,  genau  angegeben  sind  *).  Und  die  Behauptung  mancher,  dass  die 
Feststellung  von  der  Verurtheilung  diametral  verschieden  sei,  dass  nur  die 
Verurtheilung,  nicht  die  Feststellung  eine  Execution  ermögliche,  beruht  auf 
einer  völlig  verkehrten  Anschauung  vom  richterlichen  Urtheil,  welches 
auch  bei  der  Verurtheilung  nichts  als  die  Feststellung  eines  vorhandenen 
Anspruchs  enthält;  und  sie  würde  zur  seltsamen  Consequenz  führen,  dass. 


gesetzbuches  angeschlossen  hätte,  welches  doch  die.  nächste  Analogie  geboten  hätte. 

Auch  hatte  die  Fassung  der  zweiten  Lesung  gelautet : „beantragen,    dass 

letzterem  das  Rec}it  zu  dieser  Bezeichnung  aberkannt  und  der  fernere  Gebranch 
derselben  verboten  werde**.  Dieses  wurde  in  dritter  Lesung  dahin  abgeändert  .  .  . 
„beantragen,  dass  derselbe  für  nicht  berechtigt  erklärt  werde,  diese  Bezeichnung 
zu  gebrauchen**.  Diese  Aenderung  der  dritten  Lesnng  ist  keine  Verbesserung, 
sondern  das  Oegentheil. 

1)  Zwar  kann  in  diesem  Falle  der  Anspruch  möglicherweise  nicht  entstehen, 
möglicherweise  nach  seinem  Entstehen  erlöschen,  es  sind  aber  in  der  Civ.-Proc-O. 
die  entsprechenden  Mittel  gegeben,  um  diese  Umstände  in  der  Ezecntionsinstanz 
zur  Geltung  zu  bringen,  vgl.  meine  cit.  Abh.  8.  883. 
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wenn  anch  im  Urtheil  der  Ansprach  in  aller  Nacktheit  festgestellt  wäre, 
das  Urtheil  doch  nicht  vollstreckhar  wäre,  sofern  nur  ehen  das  Urtheil 
bloss  eine  Feststellung ,  nicht  eine  Verurtheilung  enthielte ;  dass  also  in 
einem  solchen  Falle  noch  in  einem  zweiten  Processe  auf  Verurtheilung 
geklagt  werden  müsste  —  ein  theoretisirendes  Superfluum  ohne  jeden 
practischen  Werth,  das  nur  durch  völlig  unpractische  Speculation  in  die 
Processdoctrin  eingeführt  werden  könnte. 

Die    practische   Bedeutung    des   Unterschieds   zwischen   Anspruchs- 
und  Feststellungsklage  liegt  vielmehr   darin,   dass,   wer   einen  präsenten 
Ansprach  hat,  ohne  weiteres  ein  Klagerecht  hat  *) ;  wer  aber  noch  keinen 
präsenten,    sondern  nur  einen  künftig  etwa  möglichen  Anspruch  hat,  der 
bat    ein   Recht   zu  klagen   nur   unter  Umständen ,    nur   im    Falle    eines 
rechtlichen    Interesses;   und   so  mit  Becht:    Wer   von   einem    präsenten 
Ansprüche    betroffen   wird,    der   muss    es   sich   ohne   weiteres    gefallen 
lassen,    dass    gegen   ihn   ein  Urtheil    ergeht;    wer   aber    nur  möglicher- 
weise   von  einem  Anspruch   berührt   werden  kann,   bei  dem  verlangt  es 
Gerechtigkeit   und  Politik,    dass   er   mit    einem  gegen    ihn   ergehenden 
Urtheil  nur  dann  heimgesucht  wird,   wenn  dafür  besondere  Gründe  spre- 
chen,   wenn   derselbe   irgend  etwas   gethan  hat,    was   geeignet  ist,   die 
Sicherheit  des  Rechtsgenusses  zu  beeinträchtigen,  wenn  er  selbst  das  In- 
teresse an  einer  solchen  extraordinären  Massregel  provocirt  hat,  worüber 
meine  cit.  Abhandlung  zu  vergleichen  ist  2).  Eine  solche  Beeinträchtigung 
der  Rechtssicherheit   kann  namentlich  darin  liegen,    dass   der    Beklagte 
das  Recht  des  Klägers  in  einer  Weise  bestritten  hat,  welche  Zweifel  und 
Bedenken  erregen  und  insbesondere  auch  im  Publikum  das  Vertrauen  auf 
das  Recht   des  Klägers   erschüttern  kann.     Solche  Verhältnisse  können 
auch  im  Markenrechte  vorkommen:  auch  hier  ist  ein  rechtliches  Interesse 
an  der  Feststellung  anticipando  zu  einer  2ieit   denkbar,    wo   noch   keine 
Störung   vorliegt   und   mithin  auch   noch    kein  Anspruch  erwachsen  ist. 
Nur  ist  eben  dann  diese  Feststellungsklage  und  dieses  Feststeilungsurtheil 
etwas  wesentlich  anderes,   als  die  Klage   und  das  Urtheil    aus  §  13  des 
Markengesetzes;  es  ist  eine  Klage  gemäss  §  231  d.  C.-P.-O.,   allerdings 


1)  Wenigstens  In  thesi,  abgesehen  von  Ausnahmen. 

2)  Die  ganz  veranglfickten,  völlig  verfehlten  nnd  verkehrten  Yersnche,  mit 
welchen  Weiamann,  Hanptintervention  nnd  Streitgenossenschaft  8.  63.  79  nnd  an 
anderen  Stelleni  sich  gegen  diese  meine  Abhajidlnng  bemüht,  bedörfen  natürlich 
keiner  Widerlegung ;  nnd  die  Schmerzenslante,  von  welchen  sie  begleitet  sind,  werden 
gewiss  nicht  als  eine  glttckliche  Bereicherung  der  deutschen  Literatur  betrachtet 
werden. 
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eine  Klage  mit  Rücksicht  auf  ein  Recht,  welches,  verletzt,  einen  Ansprach 
gemäss  §  13  des  Markengesetzes  aus  sich  erzeugt. 

Hiernach  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  die  Klage  des  §  13 
des  Markeugesetzes  eine  Ansjfruchsklage  ist;  sie  originirt  aus  einem 
durch  die  Störung  erweckten  präsenten  Anspruch,-  sie  geht  auf  ^die 
urtheilsmässige  Feststellung,  dass  ein  solcher  Anspruch  vorhanden  sei, 
dass  der  Kläger  verlangen  könne,  dass  eine  solche  Störung  fernerhin 
unterbleibt.  Sie  bedarf  darum  auch  nicht  des  Nachweises  eines  beson- 
deren Interesses  1) :  mit  der  Störung  ist  der  Ansprach  präsent  geworden, 
und  einen  präsenten  Anspruch  zu  erheben,  dazu  bedarf  es  keiner  beson- 
deren Rechtfertigung. 

§  2. 

Der  Anspruch  auf  Ablassen  von  der  Störung  ist  Ausfluss  des  Rechts, 
er  steht  daher  nur  dem  Träger  des  Rechts,  er  steht  nur  dem  präsenten 
Träger  des  Rechtes  zu ;  er  steht  ihm  zu,  so  lange  er  Träger  des  Rechts 
ist.  Wurde  das  Recht  veräussert,  so  ist  mit  dem  Momente  des  Neu- 
erwerbs der  Anspruch  Sache  des  Erwerbers  und  nur  des  Erwerbers ;  er  ist 
€s,  auch  wenn  die  Störung  noch  unter  dem  früheren  Inhaber  erfolgt  wäre, 
da  die  Störung  nur  die  äussere  Veranlassung  ist,  durch  welche  das  objective 
Recht  zum  subjectiven,  gegen  die  Person  gekehrten  Anspruch  heranreift 2). 
Und  wenn  dies  Markenrecht  erlischt,  erlischt  auch  der  Anspruch  des  ab- 
soluten Rechts,  so  viel  Störungen  auch  während  des  Bestehens  des  Marken- 
rechts eingetreten  sein  mögen, 

Von  der  Regel,  dass  der  Anspruch  dem  Markenberechtigten  und 
nur  diesem  zusteht,  gibt  es  jedoch  eine  wichtige  Ausnahme,  welche  nun- 
mehr näher  zu  betrachten  ist.  Der  Markenrechtsanspruch  steht  nämlich 
auch  demjenigen  zu,  welchem  der  Markenberechtigte  den  Vertrieb  der 
Waare  für  ein  bestimmtes  Territorium  ausschliesslich  überlassen  hat,  so 
dass  er  ein  bestimmtes  Territorium  mit  der  Marke  vollständig  beherrscht. 
In  diesem  Falle  bleibt  zwar  die  Marke  eine  fremde  Marke  und  der  Mono- 
polist erlangt  kein  dem  jus  in  re  aliena  verwandtes  Mitrecht  an  der  In- 
dividualbezeichnung  des  Producenten;    auch  hat   er   kein    quasidingliches 


1)  Welches  Interesse  übrigens  nicht,  wie  Viele  glauben,  Voraassetzang  des 
Processes,    sondern  Voranssetznng  des  Rechts  auf  Feststellung  ist. 

2)  Auf  den  Fall,  wenn  der  Nenerwerb  erst  während  des  Prozesses  erfolgt 
ist,  §  236  d.  C.-P.-O.,  ist  hier  nicht  näher  einzugehen.  In  diesem  Falle  processirt 
der  seitherige  Kläger  weiter,  aber  er  processirt  nicht  mehr  fnr  einen  eigenen, 
sondern  für  einen  fremden  Ansprach.     Näheres  darüber  anderwärts. 
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Monopol,  sondern  nur  ein  obligatorisches  Vertragsrecht  gegen  den  Pro- 
ducenten:  er  kann  von  diesem  verlangen,  dass  er  keine  entsprechenden 
Producte  an  einen  andern  Handelsmann  des  Territoriums  verkauft;  aber 
er  kann  keinem  andern  Handeltreibenden  entgegentreten,  welcher  sich  ächte 
Waaren  auf  einem  Umwege  verschaift  und  sie  im  Inlande  zum  Verkaufe 
bringet.  Wohl  aber  hat  er  kraft  dieser  obligationsrechtlichen  Stellung 
ein  ziemlich  exclusives  Interesse  an  dem  Vertrieb  der  Marke  innerhalb 
seines  Verkehrsrayons :  die  Markeninteressen  innerhalb  dieses  Gebietes 
sind  in  seiner  Person  concentrirt  —  ebenso  wie  etwa  die  Interessen  an 
dem  Erträgnisse  des  Pachtgrundstückes  in  der  Person  des  Pächters  fixirt 
sind.  In  diesem  Falle  würde  das  Recht  seine  Schärfe  einbüssen,  wenn 
es  den  Integritätsanspruch  lediglich  in  die  Hand  des  principiell  Berech- 
tigten legte  und  den,  kraft  obligatorischen  Verhältnisses,  fast  allein 
Interessirten  schutzlos  liesse.  Mit  Recht  hat  daher  das  römische  Recht 
dem  Pächter  ausgeholfen  mit  dem  interdictum  quod  vi  aut  clam,  ja  noch 
mit  der  actio  legis  Aquiliae  (bzw.  der  entsprechenden  actio  in  factum)  i) ; 
und  ähnliches  gilt  hier :  der  vertragsmässige  Monopolist  hat  einen  selbst- 
ßtäjidigen  Markenrechtsanspruch  gegen  den  Störer ;  vgl.  nunmehr  auch 
Reichsgericht  25./2.  1884  Rechtsspr.  VI  S.  144  (Antragsrecht  in  einer 
Patentstrafsache) ;  vgl.  ferner  Seinetrib.  5./8  1868  Fat  XIV  p.  385. 
Appelh.  Paris  26./5.  1876  Pataille  XXI  p.  170,  Id.  18./11.  1875  Fat 
XXI  p.  305.  312,  Cass.-hof  18./ 11.  1876  Fat  XXI  p.  305.  314,  vgl. 
auch  Braun  p.  2612).     Dieses  Recht  steht  dem  vertragsmässigen  „Mono- 


1)  Vgl.  fr.  11  S  12  quod  vi  aut  clam:  et  colonum  posse  interdicto  experiri 
in  dnbinm  non  venit;  fr.  12  eod.,  fr.  27  §  14  ad  leg.  Aqnil. ;  vgl.  auch  noch  fr.  13 
8  4  quod  vi  aut  clam;  StöUel,  die  Lehre  von  der  Operis  novi  nunciatio  S.  381  f. 
393  f.  5S9,  Fernice,  Lehre  von  den  Sachbeschädigungen  S.  207. 

2)  Anders,  wie  es  scheint,  das  anglo-amerikanische  Recht.  Von  dem  Circ. 
Court  Southern  Distr.  New- York  2./5.  1882  wurde  in  einer  Patentsache  demjenigen 
das  Klagerecht  abgesprochen,  dem  lediglich  das  exclnsive  Verkaufsrecht  der  paten- 
tirten  Waare  für  ein  bestimmtes  Territorium  (the  sole  and  exclnsive  right  to  seil) 
eingeräumt  worden  war,  Off.  6az.  XXII  p.  2160;  ausnahmsweise  wird  unter  Umstän- 
den im  Eqnityverfahren  ein  Klagerecbt  gegeben,  z.  B.  wenn  der  eigentlich  Berech- 
tigte ein  absens  ist  und  nicht  beigezogen  werden  kann,  Circ.  Court  distr.  Massach. 
21./2.  1883  Off.  Gaz.  XXIII  p.  1730  (ebenfalls  in  einer  Patentsache).  Vgl.  auch  be- 
zöglich  des  Patentrechts  Walker,  text-book  of  the  Patent  Laws  (1883)  p.  291. 
Bezüglich  des  Markenschutzes  wurde  jedoch,  wie  es  scheint,  ein  Klagerecht  des 
ansscbliesslich  Verkaufsberechtigten  des  Territoriums  anerkannt  in  der  englischen 
Entscheidung  ApoUinaris  Co.  v.  Norrish  1875  Coddington  p.  254  und  in  Apol- 
linaris  Co.  v.  Edwards  13./7.  1^76  Sebast.  p.  303.  Das  R.-O.-H.-G.  13./12.  1876 
ESntsch.  XXI  S.  221  hat  in  einem  analogen  Fall  dem  vertragsmässigen  Monopolisten 
das  Klagerecht  abgesprochen,  aus  unzureichenden  Gründen. 
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polisten'*  zu  und  nur  diesem  —  also  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass 
der  Producent  sich  selbst  den  weiteren  directen  Verkehr  mit  dem  be- 
treffenden Territorium  abgeschnitten  und  dem  Monopolisten  das  Feld  ge- 
räumt hat;  nicht  auch  dann,  wenn  dem  Producenten  vertragsmässig  der 
persönliche  Vertrieb  nach  jenem  Verkehrsbezirke  nach  wie  vor  zusteht, 
Seinetrib.  7./2.  1874  PatailleXXL  p.  321:  denn  in  einem  solchen  Falle 
fehlt  es  an  dem  Exclusivitätsinteresse,  welches  allein  einen  solchen  An- 
spruch des  Dritten  rechtfertigt. 

Dabei  muss  festgehalten  werden,  dass  ein  solcher  Monopolist  nicht 
einen  Anspruch  auf  Grund  eigenen,  sondern  auf  Grund  fremden  Marken- 
rechts geltend  macht,  dass  daher  für  die  Frage,  ob  die  Marke  nach  ihrer 
Nationalität  schutzberechtigt  ist,  nicht  die  Betriebsstätte  des  Monopolisten, 
sondern  die  Betriebsstätte  des  Producenten,  dem  die  Marke  allein  an- 
gehört, entscheidend  ist ;  ein  Punkt,  der  für  die  praktische  Jurisprudenz 
von  grossem  Interesse  ist;  über  die  oben  cit.  Entsch.  des  Appelh.  Paris  und 
des  Cass.-hofs  in  Pataille  XXI  vgl.  man  die  Note  i). 

Natürlich  ist  dieser  Fall,  wo  es  sich  um  einen  Anspruch  auf  Grund 
der  obligatorischen  Nutzungsbefugnlss  am  fremden  Markenrechte  handelt, 
fundamental  von  jenem  früher  entwickelten  Falle  verschieden,  wo  der 
Fabrikant  auf  Grund  der  technischen  Mitarbeit  oder  des  industriellen 
Mitinteresses  eines  Andern  das  Recht  auf  dessen  Namen  erwirbt:  denn 
in  diesem  letzteren  Falle  liegt  nicht  die  Benützung  eines  fremden,  son- 
dern die  Benützung  eines  eigenen  Rechtes  vor,  eines  eigenen  Rechts, 
welches  dem  Fabrikanten  kraft  der  von  diesem  Dritten  geleisteten  Arbeits- 
thätigkeit,  kraft  der  Unterwerfung  des  Dritten  unter  die  Productions- 
herrschaft  des  Fabrikanten  zusteht:  weshalb  denn  auch  in  allen  mass- 
gebenden Punkten  die  Entscheidung  verschieden  ausfallen  muss :  vergU 
oben  S.  121   f.  123  f.  239. 


1)  Der  Kassationshof  (Fat  XXI  p.  315.  316)  besagt:  „qne  le  pourvoi  invoqae 
vainement  la  maxime  Nemo  plas  jaris  in  aliam  transferre  potest  quam  ipse  habet; 
qn'en  effet,  s'il  est  vrai  qae  la  Soci6t6  d^fenderesse  au  pourvoi  est  cessionaire 
d'Elias  Howe  et  n'a  pa  acqnörir  plas  de  droits  que  n'en  avait  son  c^dant,  11  fant 
reconnaitre  qne,  par  l'effet  de  cette  cession,  eile  a  acqnis  la  libre  disposition 
d'ane  propri6t6  commerciale  qai  est  d^sormais  sa  chose,  propriete  qn^elle  peat 
prot^ger  avec  tontes  les  cons^qaences  qai  en  derivent,  selon  la  mesore  des  droits 
^qa'elle  puise  dans  sa  sitaation  personelle  et  dans  sa  nationalitS**.  Das  ist  dann 
i&atreffend,  wenn  and  sofern  eine  Cession  der  Marke  vorliegt,  in  welchem  Falle, 
wie  bereits  erwähnt,  der  Cessionar  nach  seinem  Rechte  beartheilt  wird.  Anders 
beim  Monopolrecht,  da  der  Monopolist  nicht  seine  eigene,  sondern  eine  fremde 
Marke  in  Betrieb  setzt,  welche  nach  ihrem  Rechte  zu  behandeln  ist. 
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§  3. 

Der   Anspruch   setzt   eine  Störung   des    Rechtsgenusses,    eine  Ver- 
letzung* der  dem  Rechte  entsprechenden  Genusssituation  voraus :  die  Störung 
ist  es,    welche   die   Elasticität   des   Rechtes   erweckt  zur  Reaction,    zur 
Wahrung  der  Integrität    gegen  weitere  Angriffe.     Eine   solche    Störung 
liegt  aber  in  dem  markenmässigen  Gebrauch  des  Zeichens  von  Seite  eines 
Dritten :  richtiger,  in   der  markenmässigen  Benützung  einer  Bezeichnung, 
welche  innerhalb    des  Rechtsrayons    der  klägerischen  Marke   liegt.     Ein 
solcher  markenmässiger  Gebrauch  aber  ist  vorhanden,   sobald  der  Störer 
eine  Waare  mit  jener  Marke  bezeichnet  oder  eine  so  bezeichnete  VVaare  in 
Verkehr  bringt  i).    Die  Bezeichnung  der  Waare  kann  in  der  verschiedensten 
Weise  geschehen:  als  Bezeichnung  des  Körpers  der  Waare  oder  der  Embal- 
lage ;  sie  kann  dadurch  geschehen,  dass  die  Marke  körperlich  nachgebildet 
wird  —  sie  kann  aber  auch  dadurch  geschehen,  dass  die  körperliche  Marke, 
also  die  Zettel,  Bänder,  Markenschilder  u.  dgl.  von  den  ächten  Waaren  los- 
gelöst und  auf  die  unächten  übertragen  werden ;  sie  kann  auch  in  der  Art 
geschehen,  dass  die  mit  der  Marke  gezeichneten  Emballagen,  die  Flaschen, 
Fässer,  Enveloppen  von  einem  dritten  Producenten  erworben  und  zur  Em- 
ballirung  falscher  Waare  verwendet  werden  2) :    denn  auch  hier  wird  die 
Marke  widerrechtlich  auf  die  fremde  Waare  übertragen,  auch  hier  wird  die 
fremde  Waare  widerrechtlich    mit  der  Marke   gezeichnet.     Vgl.    darüber 
Stubenrauch  S.  20,  Oppenhoff,  Strafgesetzbuch  nr.  13  ad  §  287,  Meves 
S.  213,   Völdemdorff  in  Endemann's  Handb.  I  S.  223;  Renouard,    droit 
industr.  p.  395,  Rendu  nr.  157  f.,  Calmels  nr.  64  p.  54,  Pouillet  nr.  196  f., 
Roj  comment.  p.  213  f.,  Braun  p.  455  f. ;  JBryce  p.  91,  Browne  p.  334 ; 
vgl.  auch  Appelh,  Bordeaux  6./6.  1873  Pataille  XIX  p.  130,  Seinetrib. 
7./2.  1873  Fat.  XIX  p.  388,  Appelh.  Amiens  10./2.  1872  Fat.  XX  p.  46, 
Appelh.  Grenoble  31./8.  1876  Fat  XXI  p.  225,   Appelh.  Paris  20./11. 


1)  Dass  hierin,  auch  wenn  die  Marke  in  einer  Firma  oder  in  einem  Namen 
besteht,  keine  Contravention  im  Sinne  des  a.  27  d.  H.-G.-B.'s  liegt,  und  daher  diese 
Bestimmnng  aasser  Betracht  bleibt,  ist  allgemein  anerkannt.  Vergl.  R.-0.-H.-G. 
9./12.  1871  Entsch.  IV  S.  253  und  die  hier  S.  258  cit.  Entscheidungen,  sowie  die 
bereits  oben  cit.  Entsch.  des  Österreich,  obersten  Gerichtshofs  8./2.  1870  österr. 
Gerichtszeitung  XXI  S.  171. 

2)  Das  wird  vielfach  schwunghaft  betrieben,  weil  man  auf  diesem  Wege  die 
Täuschung  am  meisten  zu  verdecken  vermeint ;  Flaschen,  Etiketten  u.  dgl.  werden  zu 
Tausenden  aus  den  Händen  der  Consumenten  angekauft  und  benützt,  und  manche 
glauben  noch,  auf  diesem  Wege  sich  vor  dem  Gesetze  bergen  zu  können! 


336 

1882  Fat  XXVIII  (1883)  p.  223 ;  vgl.  ferner  Vict.  Supr.  Court  17.  2. 
1870  Hostetter  v.  Anderson  Sehast.  p.  404,  engl.  Entscheid.  Hennessy 
Co.  V.  Rohmann  Osborue  Co.  18:/1.  1877  Sehast  p.  315,  v.  Cooper 
26./4.  1877  ib.  p.  327  und  Rose  v.  Loftus  10./4.  1878  Seh,  p.  372 1). 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Falle,  wo  der  Dritte  einen  Theil  der 
Originalwaare,  und  zwar  denjenigen  Theil  derselben,  auf  welchem  die 
Marke  angebracht  ist,  loslöst  und  der  fremden  Waare  einverleibt :  so  die 
Knöpfe  der  Kleidungsstücke,  auf  welchen  die  Schneidermarke  angebracht 
ist,  so  den  Cylinder  der  Lampe,  welcher  das  Fabrikzeichen  für  die  ganze 
Lampe  trägt,  so  das  Stück  des  Wagens,  welches  den  Fabrikantennaraen 
trägt,  Appelh.  Paris  6./3.  1878  Fat  XXTII  p.  332;  oder  auch  in  der 
Art,  dass  die  Flasche,  welche  einen  Theil  eines  Mechanismus  (eines  Saug- 
apparats) bildet  und  welche  den  Namen  des  Fabrikanten  trägt,  mit  einem 
anderen  Mechanismus  verbunden  wird,  Seinetrib.  25./7.  1879  Fat.  XXVI 
p.  164;  oder  dass  die  Platte,  auf  welcher  der  Name  des  Gewehrfabrikanten 
steht ,  auf  eine  andere  Flinte  übertragen  wird ,  englische  Entscheid. 
Richards  v.  Williamson  1874  Coddington  p.  63;  vergl.  auch  Calmds 
nr.  123  p.  79. 

Manche  Gesetzgebungen  heben  den  Fall  der  Uebertragung  der 
körperlichen  Marke  von  der  Originalwaare  auf  die  fremde  Waare  beson- 
ders hervor;  so  das  französische  Gesetz  1857  a.  7  Z.  2:  Ceux  qui  ont 
frauduleusement  appos6  sur  leurs  produits  ou  les  objets  de  leur  commerce 
une  marque  appartenant  {\  autrui ;  so  das  belgische  Gesetz  a.  8  B,  so  das 
ehemalige  amerikanische  Bundesgesetz  v.  14.  August  1876  s.  3  :  every 
person  who  fraudulently  fills  —  any  package  to  which  is  affixed  any 
trade-mark  —  with  any  goods  of  substantially  the  same  descriptive  pro- 
perties;  so  Gesetz  Canada  15./5.  1879  a.  16,  das  schweizerische  Marken- 
gesetz a.  18^-  —  allein  es  bedarf  einer  solchen  Specialbestimmung  nicht, 
da  es  völlig  unerheblich  ist,  ob  das  Zeichen  alt  oder  neu  gefertigt  ist: 
wesentlich  ist  nur,  dass  die  Bezeichnung  falsch  ist. 

Diese  Markenwidrigkeit  liegt  in  gleicher  Weise  auch  dann  vor, 
wenn  der  alten  Waare   nicht    vollständig,    sondern  nur    theilweise   neue 


1)  Häufig  geben  die  Käufer  von  Mineralwasser  u.  dgl.  die  leeren  Flaschen 
zurück,  and  dabei  kommen  oft  Irrthämer  vor,  wobei  die  Gefahr  nahe  liegt,  dass 
solche  markirten  Flaschen  falsch  gefüllt  werden  und  sich  der  Verkäufer  eine 
Markenwidrigkeit  schuldig  macht.  In  Paris  wurde  deshalb  eine  Vereinbarung  unter 
den  Mineralwasserfabrikanten  getroflfen,  wornach  die  falsch  abgelieferten  Flaschen 
an  einer  bestimmten  Stelle  abgegeben  und  ausgetauscht  werden;  Pataüle  XlX 
p.  389. 
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Waare  substituirt,  weun  falsche  Waare  mit  der  ächten  vermischt  wird; 
denn  die  Mischung  ist  nicht  mehr  diejenige  Waare,  welche  der  Marken- 
berechtig-te  mit  der  Marke  bezeichnet  hatte,  PouiUet  nf.  197,  Appelhof 
Caen  13./3.  1867,  Cass.-hof  1./8.  1867  Pataille  XIV  p.  164.  Es  ver- 
hält sich  hiermit  ebenso,  wie  mit  dem  künstlerischen  Monogramm :  es  ist 
eine  Verletzung  des  Monogrammrechts,  wenn  der  Besitzer  des  Gemäldes 
dasselbe  in  wesentlichen  Funkten  ändert  und  nichtsdestoweniger  mit 
dem  früheren  Monogramme  in  Verkehr  bringt,  vergl.  mein  Autorrecht 
S.    153    f. 

Auch  dann  liegt  endlich  eine  Störung  vor,  wenn  Jemand  eine  an 
sich  andere  Marke  benützt,  aber  durch  Verhüllung,  Umbiegen,  Umlegen 
derselben,  oder  durch  Zertheilung  der  Waare  bewirkt,  dass  die  unter- 
scheidende Parthie  der  Marke  verdeckt  oder  abgelöst  wird,  so  dass  das- 
jenige,  was  allein  sichtbar  bleibt^  mit  der  Originalmarke  identisch  ist 
oder  mit  ihr  eine  täuschende  Aehnlichkeit  bietet  Dies  ist  nicht  etwa 
eine  Täuschung  ohne  Markenfälschung,  dies  ist  nicht  eine  Täuschung  mit 
Hülfe  einer  an  sich  berechtigten  Marke ,  vielmehr  ist  es  Täuschung  durch 
Nachahmung  einer  anderen  Marke :  denn  als  Marke  kommt  nur  der  Theil 
des  Zeichens  in  Betracht,  welcher  dem  Publikum  ins  Auge  fällt,  welcher 
sich  der  Aufmerksamkeit  desselben  darbietet,  und  dieser  Theil  ist  eben 
ein  widerrechtliches  Ebenbild  der  Originalmarke.  Mitunter  bestehen  zwi- 
schen Fabrikanten  und  Verkäufern  Verabredungen,  dass  die  unterschei- 
denden Theile  der  körperlichen  Markenformung  weggeschnitten,  wegge- 
wischt, verdunkelt  werden  sollen:  denn  die  Widerrechtlichkeit  ist  er- 
finderisch.    Vgl.  hierüber  auch  Pouillet  nr.  419  und  oben  S    285. 

Eine  Bezeichnung  der  Marke  liegt  aber  nicht  in  jeder  Verbindung 
von  Marke  und  Waare,  sondern  nur  in  einer  Verbindung,  welche  zu  dem 
Zwecke  erfolgt,  um  die  Waare  mit  derselben  in  Verkehr  zu  bringen  und 
durch  das  Zeichen  —  gleichsam  wie  durch  einen  Wegweiser  —  auf  den 
Zeichenträger  hinzuweisen.  Ob  dieses  vorliegt,  ist  natürlich  eine  that- 
sächliche  Frage;  vgl.  Obergericht  Hamburg  12. /6.  1878  Reichsanzeiger 
(Centralh.)  v.  12./7.  1878  nr.  162;  es  liegt  nicht  vor,  wenn  Jemand  Ge- 
fässe,  Flaschen  u.  dgl.,  die  mit  Marken  bezeichnet  sind,  zum  Hausge- 
brauch benützt  und  mit  anderem  Inhalte  erfüllt,  Bedarride  II  nr.  782, 
Braun  p.  451  —  wesshalb  auch  der  Verkauf  derartiger  Gefässe  nicht 
verboten  ist,  sofern  er  nicht  zum  Zweck  der  Beförderung  der  Markenver- 
letzung erfolgt,  sofern  er  nicht  die  Markenverletzung  zu  unterstützen  be- 
stimmt ist :  er  ist  insbesondere  dann  nicht  verboten,  wenn  die  Marke  nicht 
ohne  erhebliche  Mühe  oder  nicht  ohne  Verletzung  des  Gebindes  entfernt 
werden  kann,  mithin  die  Gefässe  anderweit  gar  nicht  oder  nur  schwer  ver- 

S  0  h  1  e  r.  Recht  des  MarkenschutzeB.  22 
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wendbar  wären:  vgl.  damit  das  (ehemalige)  amerikanische  Gesetz   14.  8. 
1876  8.  6.  1). 

Wie  die  Bezeichnung  der  Waare  zum  Zweck  des  Inverkehrbringens 
eine  Störung  enthält,  so  das  Inverkehrbringen  selbst ;  und  zwar  das  erste 
Inverkehrbringen,  wie  jedes  folgende:  jeder  folgende  Verkauf  trägt  die 
Waare  in  eine  neue  Sphäre  des  Verkehrs :  der  Verkehr  ist  kein  leeres 
Abstractum,  sondern  ein  aus  unendlich  vielen  einzelnen  Verkehrskreisen 
gebildetes  Ganze,  wobei  jede  Veräusserung  die  Waare  in  neue  Kreise  trägt 
und  somit  in  ein  neues  Verkehrsgebiet  bringt ;  so  auch  die  engl.  Entsch. 
Moet  V.  Couston,  Mai  1864  Cox  p.  675;  vgl.  auch  Bengal  High  Court 
16./1.  1865  Orr  Ewing  v.  Chooneeloll  MuUick  Sebast.  p.  141.  Daher 
war  es  eine  richtige  Interpretation,  als  das  Berliner  Obertribunal,  den 
§  269  d.  Preuss.  St.-G.-B.  und  den  §  287  d.  R.-St.-G.-B.,  welche  nur 
von  dem  Bezeichnen  der  W^aare  und  dem  Inverkehrbringen  der  bezeich- 
neten Waare  sprachen,  so  auslegte,  dass  nicht  nur  der  erste  Akt,  durch 
welchen  die  Waare  überhaupt  in  den  Verkehr  geworfen  wird,  hieher  ge- 
hört, sondern  auch  jedes  Weiterbringen  der  Waare  in  einen  neuen  Ver- 
kehrskreis (vgl.  auch  §  148  d.  R.-St.-G.-B.),  Merkel  in  Holtzend.  Handb. 
III  S.  832,  Obertrib.  13./2.  1874  Oppenk.  XV  S.  85,  8./10.  1875  ib. 
XVI  S.  648 ;  ebenso  auch  das  Sächsische  Oberappellationsgericht  25./9. 
1874  Goltdammer  XXIII  S.  589;  abweichend  allerdings  Wolfenbüttel 
21./10.  1873  Goltd.  XXII  S.  287.  288,  aber  mit  einer  äusserst  selt- 
samen Begründung^).  Das  deutsche  Markengesetz  hat  ausdrücklich  das 
Peilhalten  beigefügt  3);  damit  ist  jener  richtigen  Auslegung  des  Ober- 
tribunals   ein  gesetzlicher   Halt   gegeben,    es    ist    damit    aber   auch   der 


1)  „That  any  person  who  shall,  with  intent  to  injure  or  defraud  the  owner 

of  aoy  trade-mark —  buy,  seil,  offer  for  aale,    deal  in  or  have   in  his  pos, 

cession  any  nsed  or  empty  box,  envelope,  wrapper,  case,  bottle,  or  other  package 
to  which  is  affixed,  so  that  the  same   may  be  obliterated  withoat  sabstantial  in- 

jury  to  such  box ,  any  trade-mark  —  —  not  so  defaced,  erased,  obliterated 

and  destroyed  as  to  prevent  its  fraudnlent  nse,   shall  —  be  punished ,« 

2)  In  den  Entscheidungsgränden  ist  ausgeführt:  „Diese  später  erlangte 
Wissenschaft  würde  den  Erwerber  nöthigen,  wenn  er  die  Waare  weiter  veraussern 
wollte,  die  falsche  Bezeichnung  zu  tilgen,  dann  aber  die  Waare  vielleicht  unter  dem 
Einkaufspreise  zu  verkaufen  oder  auch,  wenn  die  Tilgung  nicht  möglich,  auf  dem 
Lager  zu  behalten;  Konsequenzen,  die  dem  Handel  unzweifelhaft  nachtheilig  und 
von  dem  Gresetzgeber  sicher  nicht  gewollt  sind.^ ! !  I  Also  der  erste  Erwerber 
der  markirten  Waare  soll  keinen  Schaden  leiden ;  aber  dann  ist  es  ja  das  Publikum, 
welches  den  Schaden  zu  leiden  hat ! ! 

8)  Die  Worte  wurden  in  zweiter  Lesung  beigesetzt,  Stenogr.  Berichte  1874/75 
I,  S.  104  f.    Vgl.  auch  Vidariy  diritto  comm.  III  p.  299. 
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richtige  Gedanke  zum  Aasdrack  gebracht,    dass   nicht    das  Inverkehrge- 
brachthaben,  sondern  schon  die  Handlung  des  Inverkehrbringens  —  sollte 
sie  auch    keinen  Erfolg   gehabt   haben  —    eine   genügende    Störung  ist, 
um  den  gerichtlichen  Eingriff  zu  rechtfertigen :  nicht  erst  der  Erfolg  der 
Thätigkeit,    sondern  bereits   die  Thätigkeit   selbst    ist   eine  Störung  des 
Rechtsgenusses,  eine  Verletzung  derjenigen  Genusssituation,  welche  dem  Be- 
rechtigten gewahrt  bleiben  muss.  Daher  ist  auch  die  Aufstellung  der  Waare 
auf  einer  öffentlichen  Exposition  eine  Störung  *.  denn  auch  auf  der  Exposition 
wird  die  Waare  feilgeboten;   und  wenn   auch  der  Verkauf  der  einzelnen 
Waare  nicht  der    prävalirende  Zweck  ist,    wenn  auch   die  Haupttendenz 
des  Aasstellers  auf  die  Geltendmachung  seines  ganzen  Geschäfts  gerichtet 
ist,  80  läuft  doch  dieser  erstere  Zweck  mit  unter,  vgl.  Pouillet  nr.  201, 
AtAger  p.  71.  72 ;  unrichtig  hiergegen  Seinetribunal  9./1.  1868  Pataille 
XIV  p.  55  (in  einer  Patentsache) ;  richtig  nunmehr  Seinetrib.  18./1.  1879 
Fat.  XXIV  p.  310  (Markensache). 

Als    eine  Art   des    Feilhaltens    ist  dagegen  die  Einführung  in   ein 
Lagerhaus  nicht  anzusehen;    dieselbe  ist  kein    publikes   Feilhalten,    kein 
publikes  Angebot,  sondern  nur  eine  Vorbereitung  zum  Angebot  und  zum 
Veräusserungsgeschäfte :  zum  Veräusserungsgeschäfte  durch  Lagerpapiere 
oder  in  anderer  Weise ;    darum  liegt   hier  noch    keine  Störung,   sondern 
die  Vorbereitung  einer  Störung  vor.     Noch  weniger  kann  in  der  Spedition 
und  in  dem  Transporte  der  Waare  bereits  ein  Inverkehrbringen  erblickt 
werden:  durch  diese  Thätigkeiten  wird    die  Waare  nur  in   die  Möglich- 
keit versetzt,  in  die  Verkehrssphäre  einzutreten,    sie  wird  dadurch  noch 
nicht  in  den  Verkehr  eingeführt :  dies  alles  sind  nur  Vorbereitungs-  oder 
Beihülfeakte,  es  sind  noch  keine  vollendeten  Störungsakte,  was  insbeson- 
dere   für    die    strafrechtliche    Behandlung  wichtig   ist.     Aber  auch  eine 
Vorbereitung   der   Störung  enthält   einen  begonnenen  Angriff  gegen   den 
Rechtszustand,  ein  begonnenes    feindseliges  Wirken,    so    dass  civilistisch 
bereits  ein  Anspruch  auf  Unterlassung  entsteht:    bereits  mit  dem  ersten 
Stadium,   in  welchem    die  Störung    sich  entwickelt,    tritt  dem  Störenden 
die  drohende  Gestalt    des  Rechts    entgegen    mit   dem    Zuruf:    „Lass   ab 
und  halte  ein''.  Eine  Negatorienklage  auf  Unterlassung  ist  daher  bereits 
in  diesem  Falle  gegeben,  und  wir  werden  sie  auch  im  Markenrecht  nichts- 
destoweniger annehmen,   wenn  auch  das  Gesetz  nur  von  der  Negatorien- 
klage bei  vollendeter  Störung  spricht ;  wir  müssen  sie  annehmen,  weil  das 
(resetz  hiermit  nichts  besonderes  geschaffen,    sondern   nur  ausgesprochen 
bat,  was  sich  aus  den  Grundsätzen  des  Rechts    von  selbst  ergibt;     vgl. 
auch  Adams  p.  153.  154,   Calmels  p.  142  nr.  90,  auch  Huard  p.  29 
iir.  7.     Inbesondere  kann  in  solchem  Falle  darauf  geklagt  werden,    dass 

22* 
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das  Lagerhaus  die  falschmarkirten  Waaren  nicht  heraosgibt  und  sie  nicht 
in  den  Verkehr  enüässt :  das  Gericht  kann  in  diesem  Sinne  ein  Pro- 
hibitorium,  eine  injunction  erlassen ;  vgl.  engl.  Entsch.  Ponsardin  y.  Pete 
1864  Coddington  p.  323  und  Entsch.  23./7.  1877  und  29./3.  1878  Moet 
V.  Pickering  Sebast.  p.  338  »). 

Uebrigens  braucht  die  Störungsthätigkeit  keine  gewerbsmässige 
Thätigkeit  zu  sein  2),  da  das  Markenrecht  ein  Personenrecht  und  nicht, 
wie  das  Immaterialgüterrecht,  ein  blosses  Recht  auf  gewerbliche  Fructi- 
ficirung  eines  immateriellen  Gutes  enthält;  die  Person  wird  aber  auch 
durch  eine  nichtgewerbliche,  durch  eine  bloss  singulare  Bezeichnung  einer 
Waare  angegriffen  und  in  ihrer  Bedeutung  im  Verkehr  herabgewürdigt: 
man  denke  sich  beispielsweise  den  Fall,  dass  Jemand  aus  Kachsucht, 
um  ein  celebres  Haus  zu  depreciiren,  die  Marke  fälschen  würde! 

§  4. 
Nicht  jede  Benützung  des  Markenzeichens  ist  eine  Störung  des 
Markenrechts,  sondern  nur  eine  markenmässige  Benützung  desselben, 
d.  h.  eine  Benützung  in  Verbindung  mit  der  Waare;  eine  Benützung  zur 
Markirung,  zur  Bezeichnung  der  Waare;  eine  andere  Benützung  des 
Zeichens  kann  Eingriff  in  das  Individualrecht  sein,  sie  ist  kein  Eingriff 
in  das  Markenrecht :  es  wird  dadurch  die  Person  des  Markenberechtigten 
betroffen,  aber  sie  wird  nicht  in  dem  AUeinbenützungsrecht  derW^aaren- 
bezeichnung  betroffen.  Dahin  gehört  die  Benützung  der  Marke  auf  dem 
Ladenschild,  auf  Circularen,  Annoncen,  Fakturen,  Briefen  u.  dgl.  Anders 
würde  es  sich  nur  dann  verhalten,  wenn  Brief  oder  Prospect  zur  Um- 
hüllung der  Waare  verwendet  oder  die  Marke  etwa  in  der  Auslage  in 
Verbindung  mit  der  Waare  dem  Publikum  dargestellt  wäre,  oder  endlich 
wenn  die  Marke  auf  der  Factur  nachgemacht  und  die  Factur  in  Verbindung 
mit  der  Waare  abgegeben  würde,  vergl.  Braun  p.  440  f.  —  denn  ein 
Gebrauch,  wie  in  diesen  Fällen,  wäre  eben  dann  auch  ein  markenmässiger 
Gebrauch,  ein  Gebrauch  zur  Waarenkundgebung ,  selbst  wenn,  wie  auf 
der  Auslage,  die  Verbindung  von  Waare  und  Marke  nur  eine  zeitweilige 
und  lose  ist;  denn  die  Waarenbezeichnung  verlangt  keine  besondere  Dauer. 
Vergl.  über  die  nicht  markenmässige  Benützung  des  Zeichens  Bedarride 


1)  Eine  Beförderung  des  Inverkehrbringens  ist  aQch  der  Transittransport.  Doch, 
da  dies  eine  Beförderung  nicht  des  Verkehrs  im  Inlande,  sondern  im  Auslände  ist,, 
und  daher  internationale  Gesichtspunkte  ausschlaggebend  sind,  so  wird  daTon 
später,  in  der  Lehre  von  dem  internationalen  Markenrecht,  gehandelt  werden. 

»)  A.  A,  Meves  S.  214. 
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nl  nr.  906,  Pouillet  nr.  163  f.  412,  Mayer  p.  67,  Oesterreich.  Verwalt- 
ungsg-erichtshof  (1882?)  Reichsanzeigrer  (Centralhandelsregister)  1882 
nr.   251  i). 

Dass  übrigens  auch  bei  nichtmarkenmässiger  Benützung  des  Zeichens 
auf  Circularen,  Annoncen  u.  dgl.  sich  das  Bedürfniss  eines  gesteigerten 
Individualschatzes  geltend  macht,  bedarf  keiner  Ausführung,  und  es  ist 
daher  nur  beizustimmen,  wenn  der  Pariser  Congress  (Congr.  intern,  p.  394) 
es  vorschlägt,  dass  derartige  Fälle  legislativ  der  Markenverletzung  gleich 
behandelt  werden;  solange  dies  nicht  geschehen,  ist  allerdings  eine  in- 
dividnalrechtliche  Eeaction  gegeben,  es  sind  aber  nicht  die  schneidigen 
Mittel  des  Markenschutzes  gegeben. 

Einen  bedeutsamen  Schritt  hat  in  dieser  Beziehung  die  Österreich. 
Gewerbenovelle  vom  15.  März  1883  gethan  2),  indem  sie  in  §  46  und  49 
einen  jeden  Missbrauch  eines  Namens,  bzw.  einer  Firma,  insbesondere  den 
Missbrauch  zur  Waarencharakteristik  in  Circularen,  Preiscourants,  öflfent- 
lichen  Ankündigungen,  den  Missbrauch  durch  Bezeichnung  der  gewerb- 
lichen Betriebsstätte,  speciell  verpönt  und  unter  Strafe  stellt  (cf.  §  131. 
135  derselben):  ein  bedeutsamer  Schritt  in  der Entwickelung  des  Industrie- 
rechts, dessen  baldige  Nachahmung  nur  gar  sehr  zu  wünschen  wäre. 

Eine  markenmäs'sige  Benützung  der  Marke  und  folgeweise  eine 
Störung  liegt  aber  sicher  dann  vor,  wenn  ein  Dritter  die  Marke  für  sich  in 
das  Markenregister  eintragen  lässt :  dies  ist  keine  Störung  durch  factischen 
Gebrauch  der  Marke,  wohl  aber  durch  juristischen,  durch  den  Gebrauch, 
welcher  in  den  Vortheilen  liegt,  welche  das  Markenregister  und  die  Ver- 
öffentlichungen aus  demselben  im  Publikum  gewähren.  Daher  ist  jede 
Anmeldung  eines  Zeichens,  welches  innerhalb  des  Rechtsrayons  eines 
bereits  bestehenden  Markenrechtes  fällt,  eine  Störung  dieses  Rechts,  wel- 
ches die  Reaction  des  Berechtigten  wachruft.  In  welch  besonderer  Art 
der  Anspruch  in  diesem  speciellen  Falle  auftritt,  soll  alsbald  dargestellt 
werden. 

§  5. 
Das  Wesen  der  Störung  liegt  in  der  Ausbeutung   der   fremden  In- 
dividualität;   daher  hört  die  Störung  nicht  auf,    Störung  zu  sein,    wenn 


')  Die  entgegengesetzte  Ansicht  wnrde  von  der  niederösterreichischen  Statt- 
halterei  (1876?)  vertreten,  wornach  die  fälschliche  Angabe  einer  Bierbrauerei  auf 
Plakaten,  Speisekarten  als  Markenverletzung  aufzufassen  wäre,  vgl.  Reichsanzeiger 
(Centralhandelsregister)  17./11.  1876  nr.  272.  Auch  Bendu  nr.  136  nimmt  in  ähn- 
lichen Fällen  eine  Markenverletzung  an. 

')  Vgl   dazu  Beilagen. 
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auch  die  fälschlich  bezeichnete  Waare  ebensogut  oder  gar  noch  besser  ist, 
als  die  Original\^'aare ;  denn  Niemand  braucht  sich  eine  Ausbeutung  seiner 
Persönlichkeit  auch  in  dieser  Weise  gefallen  zu  lassen :  ein  solcher  Um- 
stand kann  Einfluss  haben  auf  die  Bemessung  des  Schadens,  aber  er  kann 
den  Thatbestand  der  Eechtsverletzung  nicht  beeinträchtigen ;  vgl.  Circ. 
Court  Massachus.  Okt.  1846  Taylor  v.  Carpenter  Cox  p.  32.  42,  Court 
for  the  Correct.  of  Errors  New-York  Decbr.  1846  Taylor  v.  Carpenter 
Cox  p.  45.  54,  Court  of  Common  Pleas  New-York  Januar  1854  Lemoine 
V.  Ganton  Cox  p.  142.  147,  Superior  Court  New-York  Cook  v.  Stark- 
weather  1872  Coddington  p.  320;  vgl.  ferner  Blofield  v.  Payne  1833 
und  Coats  v.  Holbrook  1845  Coddington  p.  320;  vergl.  auch  Upton 
p.  231  f.,   Coudert  Journ.  du  droit  intern.   priv6  VI   p.  428. 

Daher  kommt  es  auch  nicht  darauf  an,  ob  die  Markenstörung 
einen  Vermögensschaden  gebracht  hat  oder  nicht :  einen  Verlust  im  Ge- 
nüsse der  Individualität  bringt  die  Markenverletzung  stets,  ebensogut  wie 
eine  Eigenthumsstörung  stets  eine  Beeinträchtigung  des  ruhigen  Genusses 
enthält,  wenn  sie  auch  keine  Einbusse  am  Vermögenskapital,  keinen  Ver- 
lust an  der  Vermögenssubstanz  gebracht  hat*).  Dies  wird  denn  auch 
allgemein  anerkannt,  und  der  Einwand  des  Störers,  dass  er  keinen  Ver- 
mögensverlust herbeigeführt,  wird  allgemein  verworfen.  O.-A.-G.  Dresden 
4./1.  1864  Sachs.  Annalen  VH  S.  454  (auch  in  Goldschm.  Z.  Vm  S.  547), 
Reichsgericht  13./5.  1881  Reichsanzeiger  besondere  Beilage  1881  nr.  6, 
Appelhof  Mailand  2./8,  1880  R6g.  intern,  des  marq.  I  p.  218.  225, 
Appelh.  Casale  21. /7.  1881  Monit.  dei  trib.  XXII  p.  1143.  1144  (der 
Reat  verlange  keinen  „evento  positivo  di  un  danno**),  Appelhof  Venedig 
2./7.  1881  ib.  p.  837  ;  engl.  Entsch.  Rodgers  v.  Nowill  1847  Coddingtm 
p.  322,  323,  Supreme  Jud.  Court  Massachus.  1837  Thomson  v.  Winchester 
Coddington  p.  322;  Stobbe  deutsches  Privatrecht  III  S.  56,  Pouillet 
nr.  685  bis,  Braun  p.  428.  Im  englischen  Atlawprocess ,  wo  auf  Ent- 
schädigung zu  verurtheilen  ist,  wird  in  solchem  Falle  auf  eine  minimale 
Entschädigung  erkannt,  Circ.  Court  Indiana  Mai  1849  Coffeen  v.  Brunton 


1)  Dies  gilt  auch  von  den  Immaterialgäterrechten :  eine  8törnng  ist  stets  eine 
Beeinträchtigung  des  rahigen  Genusses  und  damit  eine  Verletzung  des  geschützten 
Rechtsgutes;  und  sollte  sie  auch  keine  Einbusse  am  Vermögenskapital  bewirken, 
AO  bewirkt  sie  doch  eine  Einbusse  in  den  Genüssen,  welche  das  Vermögenskapital 
gewährt.  Ganz  unbegreiflich  ist  es  aber,  wie  man  hieraus  hat  schliessen  können, 
dass  das  Autorrecht  kein  Vermögensrecht  sei:  dann  wäre  auch  das  Eigenthum 
kein  Vermögensrecht,  denn  sehr  viele  Negatorienklagen  finden  statt  gegen  Servi- 
tutenhandlungen,  die  keine  Kapitaleinbusse  am  Vermögen,  sondern  bloss  eine  Be- 
einträchtigung im  Vermögensgenusse  herbeiführen. 
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Cox  p.  82.  86,  engl.  Entscb.  Blofield  v.  Payne  1833  Coddington  p.  75, 
Sebastian  law  of  trade  marks  p.  149.  Man  vergl.  zum  Ganzen  noch 
Rendu  nr.  141,  Ätnb.  Bendu  nr.  107,  Pouillet  nr.  144,  Vidari,  diritto 
commerciale  IH  p.  300  f.  307. 

§  6. 
Der  Ansprach  ans  dem  absolaten  Eecht  reaglrt  gegen  jede  Störung, 
ohne  dass  es  daranf  ankommt,  ob  dem  Störenden  die  Rechtswidrigkeit 
seines  Handelns  bewnsst  ist  oder  nicht:  jeder  ist  gehalten,  den  Anlass 
zur  Klage,  den  er  durch  die  Störung  gegeben  hat,  nicht  zu  erneuern. 
Es  verhält  sich  hiemit,  wie  mit  der  rei  vindicatio  oder  mit  der  negatoria  in 
rem  actio  —  nennen  wir  darum  kurzweg  den  Anspruch  einen  negatorischen  i). 
So  einfach  uns  dieser  Anspruch  scheint,  so  lange  bedurfte  er,  um  sich 
im  Kechtsleben  zu  bewusster  Geltung  zu  bringen :  denn  auch  hier  ist  das 
objective  Unrecht  erst  spät  von  dem  subjectiven  ausgeschieden  und  in 
seiner  Eeinheit  als  objectives  Unrecht,  abgesondert  von  jeder  subjectiv 
rechtswidrigen  Zuthat,  erkannt  worden ;  überall  ist  der  Deliktsstandpunkt 
älter,  als  der  Standpunkt  des  objectiven  Rechts  2).  Das  zeigt  das  deutsche 
wie  das  englische  Verfahren :  das  Verfahren  at  law  des  englischen  Rechts 
stützt  sich  auf  betrügerisches  Gebahren  des  Beklagten,  und  erst  im 
Equityverfahren  hat  sich  die  injunction,  d.  h.  der  Inhibitionsbefehl  ent- 
wickelt :  zuerst  in  Fällen  wissentlichen  Unrechts ,  dann  auch  ohne 
Rücksicht    auf  subjective  Rechtswidrigkeit.     Vgl.  Ludlow   und  Jenkyns 


i^)  Nar  mnss  die  Störung  ein  wirkliches  Handeln,  eine  bewnsste  menschliclie 
Thätigkeit  sein:  ein  Thnn  in  Bewnsstlosigkeit  fällt  nicht  in  die  Sphäre  des  Hechts. 
Jedoch  hat  die  englische  Entsch.  Chubb  v.  Grifftths  15./12.  1865  Sebast  p.  150 
auch  schon  in  der  Thätigkeit  eines  Handel  treibenden  Kindes  eine  Störung  erblickt, 
gegen  welche  gerichtliche  Reaction  stattfinden  könne;  vgl.  auch  Drewry  p.  57. 

2/  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  ursprünglich  der  schuldlose  Thäter  von 
dem  schuldigen  geschieden  und  nur  der  letztere  rechtlich  verfolgt  wird,  sondern 
ursprünglich  wird  jeder  Thäter  als  ein  schuldiger  verfolgt :  das  objective  Unrecht 
fliesst  ursprunglich  mit  dem  subjectiven  in  £ins  zusammen,  die  objective  Contra* 
vention  genügt  zur  Verurtheilung.  Eine  zweite  Stufe  ist  es,  wenn  schuldiges  und 
scholdloses  Handeln  unterschieden  wird:  jetzt  wird  nur  das  schuldige  Handeln 
delictmässig  behandelt,  das  schuldlose  dagegen  fällt  ausserhalb  jeder  Verfolgung, 
bis  die  dritte  Stufe  erreicht  wird,  wo  dann  das  objective  „unbefangene"  Unrecht 
zum  objectiven  rechtlichen  Austrag  gebracht  wird,  üebrigens  wird  das  zweite 
Stadium  häufig  dadurch  umgangen,  dass  man  sich  mit  Unterstellungen  von  culpa, 
mitFictionen  und  gezwungenen  Deutungen  behilft,  um  eine  culpa  herauszuschöpfen, 
vo  keine  ist,  bis  das  Hereinbrechen  der  dritten  Entwicklungsperiode  in  diesen 
Dämmer  neues  helles  Licht  zu  werfen  beginnt. 
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p.  27  f.,  Daniel  p.  18,  Browne  p.  281.  Und  ebenso  finden  wir  das 
Markenrecht  in  Deutschland  erst  in  der  Gestalt  von  Strafsatzungen,  bevor 
es  sich  zum  Charakter  eines  neuen  Civilrechts  herausg^earbeitet  hat. 
Heutzutage  ist  der  Negatorienanspruch  auch  gegen  den  gutgläubigen  Störer 
in  Deutschland,  England,  Amerika  und  Frankreich  anerkannt.  So  §  13 
d.  deutsch.  Ges.,  Appelh.  Paris  28./3.  1878  Sirey  1879  H  p.  148  und 
die  Redactionsnote  daselbst,  Seinetrib.  17./4.  1879  Fat.  XXIV  p.  209. 
212,  üpton  p.  204  f.,  Daniel  p,  10,  Drewry  p.  70,  Ludlow  and 
Jenkyns  a.  a.  0.  \  Lord  Cairns  im  englischen  Oberhaus  December  1877 
Singer  v.  Wilson  Pataiüe  XXIV  p.  98.  103.  111;  ja  sogar  in  Indien: 
der  High  Court  Calcutta  14./6.  1869  Sebast  p.  188.  189  sagt:  „It  is 
not  enough  to  say  that  there  was  no  fraudulent  intention.  That  is  no 
reason  why  an  injunction  should  not  be  granted". 

Entsprechend  geht  der  Anspruch  auch  gegen  denjenigen,  welcher  die 
Störung  nicht  in  eigenem,  sondern  in  fremdem  Namen  vornimmt  i),  oder 
zwar  in  eigenem  Namen  aber  in  fremdem  Interesse  handelt ;  er  geht 
daher  auch  gegen  den  Agenten,  gegen  den  Spediteur:  ein  Satz,  der  ins- 
besondere bezüglich  des  Importhandels  von  ausnehmender  Wichtigkeit  ist: 
der  Anspruch  geht  auch  gegen  den  Gehülfen  der  Störung,  namentlich 
gegen  denjenigen,  der  für  den  Thäter  die  äusserliche  Thätigkeit  vollzieht, 
insbesondere  also  gegen  den  Handwerker  oder  Drucker,  welcher  die 
falsche  Marke  verfertigt  oder  an  der  Waare  anbringt:  auch  gegen  ihn 
kann  ein  gerichtliches  Verbot  ergehen,  Upton  p.  229  f.,  Guinness  v.  UU- 
mer  ll./ll.  1847  Sebastian  p.  46,  Farina  v.  Silverlock  1855.  1856. 
1858  Sebast  p.  71,  Circ.  Court  South.  Distr.  New- York  6./12.  1876 
Gr^zier  v.  Chalin  Fat  XXIV  p.  342 ;   Vidari,   diritto  com.  III  p.  302. 

§  7. 

Das  Ziel  des  Anspruchs  ist  die  Unterlassung  fernerer  Störung: 
diesem  Anspruch  gemäss  erfolgt  im  Urtheil  eine  Festsetzung  der  Un- 
rechtmässigkeit  weiterer  Störung:  eine  Inhibition  weiterer  Contravention,  die 
injunction  des  englischen  Processes.  Die  Execution  des  ürtheils  geschieht 
in  der  bekannten  Weise  der  Strafandrohung,  also  durch  Creirung  einer 
besonderen  disciplinären  Strafordnung  für  den  einzelnen  Fall.  Bei  Zu- 
widerhandlung findet  kraft  dieser  Strafordnung  die  Bestrafung  statt :  diese 
ist  nicht  mehr  Civilexecution ,  sondern  Strafvollzug,  die  Civilexecution 
erschöpft  sich  mit  der  Creirung  der  disciplinären  Strafordnung. 


1)  Aehnlich  wie  bei  rei  vindicatio  and  negatoria. 
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Wie  der  Kreis  dessen,    was   der  Beklagte   za  unterlassen  hat,    je 
nach   den  Umständen  verschieden  ist,  so  kann  anch  das  Verbot  nach  den 
Umständen  specialisirt  werden.     Das  Verbot  hat  nämlich  zwar  im  Allge- 
meinen ansznsprechen,  dass  der  Beklagte  sich  einer  jeden  Contravention 
zu  enthalten  habe,  es  kann  aber  ausserdem  diesen  Ausspruch  im  Einzelnen 
näher  ausführen,  etwa  in  der  Art,    dass  beispielsweise   der  Beklagte  die 
seitherige  Marke  nur  mit  bestimmten  Abänderungen  benützen  dürfe,  welche 
eine  Confusion  mit  der  Marke  des  Berechtigten  verhindern,  Ludlow  und 
Jcnkyns  p.  42,    Blanc  p.  772,    Pouillet  nr.  502.    685,    Appelh.  Paris 
28./3.  1878  Sirey  1879  II  p.  148;  oder  so,  dass  beispielsweise  gewisse 
differenzirende  Worte  und  Zeichen  in  derselben  grossen  Dimension  gemacht 
sein  müssen,  wie  das  übrige,  so  dass  die  Differenz  klar  ersichtlich  ist  u.  a. 
Namentlich    haben   die   französischen  Gerichte    von    dieser    Befugniss  in 
ganz  hervorragender,    oft   wahrhaft   mustergültiger  Weise  Gebrauch  ge- 
macht; vgl.  insbesondere  die  S.  136  bezüglich  des  Falles  der  Homonymie 
erwähnten   Entscheidungen.     Ist    das   Inverkehrbringen    noch   nicht   zum 
Erfolge  gelangt,  handelt  es  sich  um  das  blosse  Feilhalten  oder  die  blosse 
Bezeichnung  der  Waare,  so  geht  das  Verbot  naturgemäss  in  erster  Reihe 
4ahin,    dass   die   begonnenen  Verkehrshandlungen    sistirt   werden;    jeder 
w^eitere  Schritt  im  Verkehr  wäre    eine  Verletzung  des  Verbotes,    sofern 
und  solange  die  verbotene  Marke  nicht  von  der  Waare  gelöst  ist,  vergl. 
Ludlow  und  Jenkyns  p.  43.     Daher  können  derartige  Inhibitionen  auch 
an  den  Spediteur,  an  die  Lagerhausgesellschaft,  wie  an  den  Kaufmann  er- 
gehen,  welcher  derartige  Waaren   in   seinem  Magazine  hat,    sie  können 
ergehen  gegen  den  Handwerker,  welcher  im  Begriffe  ist,  die  Waare  eines 
Dritten  mit  der  Marke  zu  bezeichnen ;  und  es  gilt  hier,  was  oben  in  Be- 
treff der  begonnenen  Störung  entwickelt  worden  ist. 

So,  wenn  die  wStörnng  eine  factische  ist ;  ist  sie  eine  juristische,  so 
reagirt  der  Anspruch  auch  in  entsprechender  Weise :  hat  ein  Dritter  ein 
mit  dem  Markenrecht  in  Widerspruch  stehendes  Zeichen  angemeldet,  so 
kann  der  Berechtigte  verlangen,  dass  die  Anmeldung  zurückgezogen,  und, 
ist  der  Eintrag  schon  geschehen,  dass  der  Eintrag  gelöscht  wird.  Der 
Anspruch  geht  auch  hier  in  That  und  Wahrheit  auf  eine  Negative,  auf 
Ablassen  von  der  Störung :  von  der  Störung,  welche  in  dem  Haben  eines 
dem  Markenrechte  widersprechenden  Eintrages  besteht :  denn  nicht  nur 
die  Erwirkung  des  Eintrages,  sondern  auch  das  Haben  desselben  ist  eine 
objective  Rechtswidrigkeit;  es  ist  eine  Rechtswidrigkeit,  nicht  als  ob  es 
etwa  ein  provisorisches  Actionsrecht  des  Eingetragenen  begründete,  wohl 
aber  insofern,  als  es  durch  Erregung  einer  falschen  Registerpublicität  den 
Berechtigten   in   dem    Genüsse  seines  Alleinrechts '  stört.     Das  Ablassen 
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von  der  Störung  geschieht  aber  dadurch,  dass  der,  zu  dessen  Gunsten 
der  markenwidrige  Eintrag  geschah,  die  Löschung  duldet,  dass  er 
in  die  Löschung  einwilligt ;  diese  Einwilligung  wird,  sobald  das  Urtheil 
rechtskräftig  geworden,  supplirt,  d.  h.  es  findet  die  Löschung  statt  in 
gleicher  Weise,  wie  wenn  der  Beklagte  seine  Einwilligung  dazu  erklärt 
hätte,  §  779  d.  C.-P.-O. 

Die  Löschung  hat  übrigens  auch  hier  einen  decl^rativen  Charakter 
—  der  falsche  Eintrag  ist  bereits  null,  nichtig  und  ungültig,  er  wird  es 
nicht  erst  durch  die  Löschung :  diese  soll  nur  bewirken,  dass  das  Regi- 
ster mit  dem  wirklichen  Recht  im  Einklang  steht;  vgl.  oben  S.  302.  325. 
» 

Und  da  die  Marke  möglicherweise  nur  theilweise  nichtig  ist,  sa 
kann,  wie  bereits  S.  325  bemerkt,  auch  eine  theilweise  Löschung  statt- 
finden; sie  kann  stattfinden,  wenn  ein  Eintrag  sich  auf  verschiedene 
Waarengattungen  erstreckt  und  nur  in  Bezug  auf  einen  Theil  derselben 
ungültig  isti). 

Der  Anspruch  auf  Löschung  ist  eine  vortreffliche  Einrichtung  de» 
deutschen  Gesetzes;  er  wurde  auch  im  belgischen  Gesetze  adoptirt  a.  16 S), 
ebenso  im  Schweizer  Gesetze  a*  23  und  im  dänischen  Gesetze  §  16,  ebenso 
im  engl.  Gesetze  1883  s.  90;  vgl.  auch  Seinetrib.  17./4.  1879  PcU. 
XXIV  S.  209.  213. 

§  8. 
Man  sollte  erwarten,  dass  der  objective  Anspruch  aus  dem  Marken- 
rechte ohne  weiteres  auch  darauf  gehe,  dass  die  Waare  der  Marke  ent- 
kleidet und  das  Markenzeichen  getilgt  werde,  welcher  Anspruch  durch 
zwangsweises  Entfernen  des  Zeichens  zu  verwirklichen  wäre  ^),  Denn  der 
Anspruch  auf  künftiges  Unterlassen  sollte  naturgemäss  auch  auf  Ent- 
fernung eines  factischen  Zustandes  führen,  welcher  eine  unablässige  Ge- 
fahr künftiger  Störung  enthält :  solange  ein  solcher  factischer  Zustand  be- 
steht, ist  die  Gefahr  künftiger  Störungen  eine  imminente.  Entsprechend 
bestimmt  solches  denn  auch  das  österreichische  Gesetz  §  15,  vgl.  darüber 
SttAenrauch  S.  23,  und  auch  im  englischen  Rechte  wird  dies  angenommen, 
Wood  p.  32,  Merchand.  M.  Act  1862  s.  21.  Das  deutsche  Gesetz  da- 
gegen lässt  diese  Massregeki  nicht    in  allen  Fällen    der   objectiven  Ver- 


1)  Andere  Auffassung  in  der  Entsch.  des  Circ.  Conrt  New- York  1872  Cod" 
dington  p.  333.  335,  wornach  der  Eintrag  als  Ganzes  stehen   oder  fallen  mflsse. 

2)  Vgl.  dazu  MeneaUf  Propr.  indnstr.  I  8  Rev.  p.  118,  Braun  p.  601  f. 

8)  Vgl.  Conrt  of  Comm.  Pleas  New- York  1862  Coddingion  p.  323.  BezüjUch 
des  französischen  und  belgischen  Rechts  vgl.  Mayer  p.  90,  Braun  p.  598  f.,  welche 
einen  solchen  Anspruch  anerkennen. 
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letzung  zü,  sondern  nnr  im  Falle  der  mala  fides,  also  nur  Im  Falle  einer 
snbjectiven  Eechtswidrigkeit.  Der  Grand  liegt  in  der  grossen  Unzukömm- 
lichkeit  eines  solchen  execntiven  Vorgehens  und  in  dem  starken  Eingriff 
in  das  ganze  Geschäftswesen  des  Beklagten.  Kann  man  diesem  keine 
mala  fides  znr  Last  legen,  so  kann  es  vorläufig  bei  dem  Verbot  der  Ver- 
breitong  der  Waare  sein  Bewenden  behalten ;  es  ist  Sache  desselben,  das 
Zeichen  zn  entfernen  oder  mit  der  Waare  auf  irgend  eine  erlaubte  Weise 
zu  verfahren,  die  Waare  für  seine  eigenen  persönlichen  Bedürfnisse  zu 
gebrauchen,  die  Verpackung  für  andere,  nicht  dem  gleichen  Rechte  unter- 
worfene, Waaren  zu  verwenden  und  so  weiter  —  immerhin  ein  milderes, 
rücksichtsvolleres  System,  welches  schliesslich  auch  zum  Ziele  führt:  der 
Beklagte  weiss  nunmehr,  dass  er  die  so  bezeichnete  Waare  nicht  mehr  in 
Verkehr  setzen  darf,  so  dass  von  jetzt  ab  eine  weitere  Contravention  sicher 
eine  wissentliche,  subjectiv  rechtswidrige  ist,  und  nunmehr  die  schnei- 
digere Massregel  keinem  Zweifel  mehr  unterliegt;  bringt  der  Beklagte 
jetzt  auch  nur  eine  von  den  widerrechtlich  bezeichneten  Waaren  in  Ver- 
kehr, so  unterliegt  er  der  Vorschrift  des  §  17  d.  Gesetzes,  und  nicht  nur 
die  von  ihm  in  Verkehr  gebrachte  einzelne  Waare,  sondern  sein  ganzes 
Waarenlager,  soweit  es  aus  derartigen  fälschlich  bezeichneten  Waaren 
besteht,  kann  der  „  Markenreinigung  ^,  der  Zerstörung  der  widerrechtlichen 
Marken  ausgesetzt  werden  ^),  Es  bedarf  gemäss  §  17  nicht  etwa  einer 
snbjectiven  Widerrechtlichkeit  in  Bezug  auf  jede  einzelne  Waare,  welche 
der  Procednr  unterworfen  wird;  vielmehr  ist  die  subjective  Widerrecht- 
lichkeit, auch  nur  in  einem  einzelnen  Falle,  das  Motiv  dafür,  dass  die 
Rücksicht  und  Schonung,  welche  sonst  ergeht,  bei  Seite  geschoben  wird ; 
di«  in  thesi  aus  der  bloss  objectiven  Contravention  entspringende  Mass- 
regel, welche  nur  wegen  besonderer  Rücksichten  zurückgehalten  wurde, 
tritt  jetzt,  was  die  verletzte  Marke  betrifft,  in  volle  unbeschränkte  Wirk- 
samkeit. 

Trotz  der  snbjectiven  Voraussetzung  ist  die  Massregel  nichtsdesto- 
weniger eine  Folge  des  absoluten  Rechts :  das  subjective  Erforderniss  ist 
nur  statuirt,  weil  gegenüber  dem  gutgläubigen  Verkehr  eine  gewisse 
Schonung  und  Milde  angezeigt  ist :  erst  im  Falle  einer  Illoyalität  wirft  das 
Recht  seine  schwärzesten  Schatten.    ' 


1)  Soweit  es  ans  fälschlich  bezeichneten  Waaren  besteht ;  bezieht  sich  daher 
die  Marke  nur  anf  bestimmte  Gattungen  von  Waaren.  so  sind  Waaren  einer  anderen 
Gattung,  wenn  sie  anch  das  gleiche  Zeichen  tragen,  nicht  falsch  gezeichnet,  unter- 
liegen daher  anch  nicht  der  Markenreinignng. 
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Denn  dass  trotz  dieser  snbjectiven  Voraussetzung  die  Massregel  aas 
dem  absoluten  Rechte  folgt,  also  nicht  bloss  derAussfluss  einer  obligatorischen 
Haftung  des  davon  Betroffenen  ist,  geht  auch  schon  daraus  hervor,  dass 
dieselbe  alle  im  Besitze  des  Beklagten  befindlichen  Waaren  trifft,  ohne 
Kücksicht  auf  das  etwaige  Recht  Dritter  an  der  Waare :  ohne  Rücksicht 
darauf,  dass  etwa  die  Waare  im  Eigenthum  eines  Dritten  ist,  oder  dass 
einem  Dritten  Pfand-  und  Vorzugsrechte  zustehen;  so  die  französische 
Praxis,  Bedarride  in  nr.  963,  Pouület  nr.  288,  so  unzweideutig  das 
deutsche  Gesetz  §  17:  die  Zerstörung  ergreift  eben  die  Waare  soweit,  als 
die  Gefahr  geht,  welche  dem  Markenrechte  droht,  die  Gefahr  aber  besteht 
bezüglich  aller  im  Besitze  des  Beklagten  befindlichen  markenwidrig  be- 
zeichneten Waaren :  bezüglich  aller  dieser  kann  der  Berechtigte  kraft 
seines  absoluten  Rechts  verlangen,  dass  die  Verbreitung  unterbleibt,  und 
bezüglich  aller  dieser  ist  zu  befürchten,  dass  der  Beklagte  den  Bann  des 
Rechts  wieder  brechen  wird,  wie  er  ihn  das  erstemal  gebrochen  hat;  und 
das  Eigenthum  Dritter  steht  dem  nicht  im  Wege,  da  auch  das  Eigen- 
thum dieser  nur  vorbehaltlich  des  Markenrechts  bestehen  kann :  da  auch 
das  Recht  dieser  nur  soweit  wirksam  sein  kann,  als  es  nicht  mit  dem 
Markenrecht  in  Conflict  tritt. 

Nur  das  wird  verlangt,  dass  die  markenwidrig  bezeichneten  Waaren 
noch  im  Besitz  —  hier  im  Gewahrsam  des  Beklagten  sich  befinden,  denn 
sonst  ist  eine  weitere  Markenwidrigkeit  in  Bezug  auf  dieselben  von  Seiten 
des  Beklagten  nicht  mehr  zu  befürchten:  mit  dem  Gewahrsam  ist  dem- 
selben auch  die  freie  Möglichkeit  entzogen,  die  Waare  zu  Verkehrsakten 
zu  verwenden ;  ist  daher  die  Waare  bereits  in  den  Besitz  des  Consumenten 
übergegangen,  so  cessirt  die  Massregel;  a.  A.  Pouület  nr.  287;  sie 
cessirt  auch,  wenn  die  Waare  in  den  Besitz  eines  weiteren  Handeltrei- 
benden gekommen  ist,  obgleich  in  dessen  Hand  die  Gefahr  von  neuem 
auftaucht  —  aber  auch  dieser  Handeltreibende  unterliegt  der  „Marken- 
reinigung" nur  dann,  wenn  er  eine  Probe  der  mala  fides  gegeben  hat, 
wesshalb  es  in  diesem  Falle  gerathen  ist,  ihn  von  einem  ürtheile  gegen 
den  Beklagten  sofort  in  Eenntniss  zu  setzen  und  ihm  den  Einwand  der 
Unbekanntschaft  mit  der  Markenwidrigkeit  der  Waare  zu  benehmen.  Da- 
gegen genügt  die  Uebertragung  des  Eigenthums,  selbst  die  Uebertragung 
der  possessio  nicht:  solange  noch  das  Gewahrsam  bei  dem  Beklagten 
ist,  solange  hat  dieser  die  Möglichkeit,  mit  der  Waare  in  markenwidriger 
Weise  zu  verfahren:  die  üebergabe  der  Waare  an  den  Käufer  ohne 
Tilgung  der  Marke  wäre  ja  bereits  ein  neues  Inverkehrbringen,  eine  neue 
Verletzung  des  Markenrechts. 
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Die  Harkenreinigang  besteht  in  der  Zerstöruug  der  Marke :  nöthigen- 
falls  ist  die  Verpackung,  ja  die  Waare  soweit  zu  zerstören,  als  zurVer- 
nichtang  der  Marke  erforderlich  ist.  Uebrigens  kann  in  solchem  Falle  der 
Kläger  auch,  statt  der  Vernichtung,  die  üebergabe  der  Verpackung  und 
bzw.   der  Waare    an  sich    selbst    gegen  Zahlung   der  Herstellnngs-  oder 
Erwerbskosten  verlangen ;  was  insbesondere  dann  im  höchsten  Grade  sach- 
gemäss  ist,  wenn  der  Beklagte   sich  Gefässe,    Flaschen   u.  dgl.    mit  der 
Marke  des  Klägers  von  den  Gonsnmenten  her  zusammengekauft  und  die- 
selben sodann  zur  Markenverletzung  durch  Einfüllung  seiner  Waare  ver- 
wendet hat.     £in  solches  Recht    des  Klägers    ist  allerdings   im  Marken- 
gesetze nicht  vorgesehen.     Ich    möchte   mich   dafür   auch   nicht   auf  die 
Analogie  des  Autorgesetzes  berufen,  wo  wesentlich  verschiedene  Gesichts- 
punkte zutreffen;  auch  nicht  auf  die  Analogie  des  a.  14  des  französ.  Ges., 
welches  ausdräcklich  bestimmt :  Le  tribunal  pent  ordonnei  que  les  produits 
confisqu^s   soient  remis    au  propri^taire    de    la    marque   contrefaite   — ; 
wohl  aber  ist  der  Gesichtspunkt  völlig  durchschlagend,  dass  der  Beklagte, 
welcher  depraedandi  causa  die  Marke  des  Berechtigten  nachgebildet,  die 
Flaschen  mit  dem  Zeichen  des  Berechtigten  erworben  hat,  sich  bezüglich 
der  Herausgabe  dieser  Dinge  behandeln  lassen  muss,  wie  einer,  der  animo 
negotium  gerendi  versirt  hat,  also  wie  ein  solcher,  der  diese  Veranstalt- 
ungen in  erlaubter,    loyaler  Weise    getroffen   hat,    da    es    sinnlos   wäre, 
ihn  im  Falle  der  Deprädation  besser  zu  behandeln,  als  in  dem  Falle,  wo 
die  gleiche  äusserliche  Thätigkeit   kraft    der  Intention   des  Thäters  sich 
als  eine  erlaubte,  der  Rechtsordnung  nicht  widersprechende  darstellt.  Und 
das  deutsche  Markengesetz  widerspricht  dieser  Behandlungsweise  nicht  — 
es  hebt  im  Gegentheil  hervor,  dass  die  Vernichtung  nur  auf  Antrag  des 
Verletzten  stattfindet.   Auch  der  Fall  ist  möglich,  dass  der  Markenberech- 
tigte noch  Eigenthfimer  der  Gefässe  ist,  die  etwa  nur  aus  Irrthum  falsch  ab- 
gegeben und  von  dem  dritten  zur  Markentäuschung  verwendet  worden  wären ; 
in  welchem  Falle  natürlich  dem  Markenberechtigten    auch   die   Mobiliar- 
vindication  zusteht,  soweit  sie  vom  Rechte  zugelassen  ist.  Vgl.  auch  Seine- 
trib.  7./2.  1873   Fat.  XIX  p.  388. 

Dass  dieses  Verfahren  als  civilistische  Procedur  von  der  strafrecht- 
lichen Gonfiscation  wesentlich  verschieden  ist,  versteht  sich  von  selbst  ; 
es  kann  gegen  den  Thäter  wie  gegen  seine  Erben  angestrengt  werden. 
Unrichtig  behauptet  Endemann  S.  89,  dass  die  Vernichtung  des  Marken- 
zeichens nur  im  Strafverfahren  ausgesprochen  werden  könne;  ebenso  un- 
richtig Meves  S.  238  und  Löbker  S.  424,  welcher  behauptet,  dass  der  §  17 
nur  einen  strafrechtlichen  Charakter  habe.  Man  vgl.  hiergegen  den  offenbaren 
Text  des  Gesetzes:  §  14.  §  17  Abs.  1  und  Abs.  2,  und  man  vergleiche 
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ancli  die  oben  aus  der  rechtlichen  Situation  der  Sache  abgeleiteten  Prin- 
cipien.  Eichtig  denn  auch  Klostermann  S.  448,  Thöl,  Handelsrecht 
§  209  V,  Reichsoberhandelsgericht  29./10.  1878  Entsch.  XXIV  S.  228: 
man  vgl.  auch  Pouillet,  brevets  d'invention  nr.  966,  Malapert  et  Forni, 
brevets  d'invention  nr.  1154,    mein  Patentrecht  S.  445.  451.  455  Note* 

§  9. 

Die  Löschungsklage  kann,  wie  bereits  früher  hervorgehoben  i),  nicht 
nur  auf  Grund  des  Markenrechts,  sondern  auch  auf  Grund  anderer  Rechte 
angestellt  werden,  mit  welchen  der  Eintrag  in  Collision  steht:  auch  aus 
anderen  Rechten  kann  der  Anspruch  auf  Löschung  eines  nichtigen  Ein- 
trages entspringen,  weil  ein  solcher  Eintrag  auch  in  andere  Rechte  störend 
eingreifen  kann :  in  das  reine  Individualrecht,  in  das  Eunstwerkerecht  u.  a. : 
auch  andere  Rechte  reagiren  und  erzeugen  Löschungsansprüche,  sobald 
in  die  ihnen  geweihte  Sphäre  eingegriflfen  wird.  Doch  davon  ist  hier 
nicht  zu  handeln,  da  wir  nur  die  Ansprüche  aus  dem  Markenrechte  zu 
entwickeln  haben.  Nur  insofern  gehören  sie  alle  hierher,  als  die  Com- 
petenz  der  Kammern  für  Handelssachen  sich  auf  alle  Löschungsklagen 
erstreckt,  worauf  unten  zurückzukommen  ist. 

Ueber  eine  Art  des  Löschungsanspruchs  wäre  indess  hier  noch  ein 
Wort  zu  sagen:  über  den  Löschungsanspruch  im  Falle  der  Freizeichen- 
qualität der  eingetragenen  Marke.  In  diesem  Falle  steht  die  Löschungsklage 
einem  Jeden  zu,  welcher  zur  Führung  des  Freizeichens  berechtigt  ist  2) : 
also  bei  Phantasiefreizeichen  einem  jeden  Handeltreibenden  der  betreifenden 
Branche,  ebenso  bei  Qualitätsfreizeichen;  bei  den  Localitätsfreizeichen 
aber  haben  diejenigen  Producenten  oder  Fabrikinhaber  und  nur  diejenigen 
ein  Klagerecht,  welche  kraft  des  Ortes  ihrer  Production  oder  ihrer 
Fabrikation  zur  Führung  der  Ortsbezeichnung  berechtigt  sind  und 
ebenso  bei  Vereiriszeichen  die  Gildgenossen,  die  Vereinsmitglieder.  In 
allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  das  Individualrecht  eines 
Einzelnen,  sondern  um  das  Individualrecht  eines  engeren  oder  weiteren 
Kreises  von  Personen,  welches  durch  die  Anmassung  eines  individuellen 
Markeneintrags  gekränkt  wird;  welche  Kränkung  im  Fall  eines  lokalen 
Zeichens  in  gleichem  Masse  stattfindet,  ob  sie  von  einem  heimischen  oder 

•)  Vgl.  oben  S.  162. 

2)  Es  gilt  hier  ähnliches,  wie  bei  der  Klage  auf  Nichtigerklärang  eines 
Patentes.  Unbegründet  sind  die  skeptischen.Bemerknngen  von  Endemann  S.  55  und 
Löhker  S.  415.  Ks  bleibt  hier  gar  nichts  „im  ünnkeln**  und  bleibt  gar  nichts 
„unaufgeklärt**. 
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von  einem  ausserhalb  des  betreffenden  Ortes  producirenden  Gewerb- 
treibenden  herrührt ;  und  nur  der  Unterschied  besteht  zwischen  diesen 
beiden  Fällen,  dass  im  letzteren  Falle  nicht  nur  eine  individuelle  An- 
massun^  gegenüber  einer  generellen  Berechtigung,  sondern  auch  eine 
Verletzung  des  (denOrtsgenossen  allein  zustehenden)  Localitätsbezeichnungs- 
rechtes  durch  einen  Fremden  vorliegt,  wovon  oben  S.  168.  173.  183 
bereits  ausführlich  gesprochen  wurde. 

Das  Klagerecht  der  mehreren  Berufenen  ist  ein  solidarisches,  und 
es  gelten  hier  die  Principien,  welche  oben  S.  110  f.  entwickelt  worden 
sind;  dabei  muss  wiederum  der  heilsame  Grundsatz:  Victoria  et  aliis 
proderit  an  die  Spitze  treten:  der  Sieg  des  einen  nützt  allen  gegen- 
wärtigen wie  künftigen  Interessenten  ^) :  die  Löschung  ist  das  Merkzeichen 
der  generellen  Wirkung  des  Sieges. 

Aber  auch  ohne  Anspruch  kann  eine  Löschungsklage  begründet 
sein;  dann  enthüllt  sie  sich  als  eine  negative  Feststellungsklage.  Ein 
nichtiger  Eintrag  erzeugt  nämlich,  auch  insofern  er  in  kein  Eecht  eines 
Einzelnen  eingreift,  auch  insofern  er  folgeweise  keinen  Anspruch  auf 
Löschung  hervorruft,  doch  im  Verkehr  eine  Beunruhigung  und  Beengung  ^). 
Wer  das  gleiche  Zeichen  führen  will,  sieht  sich  in  Gefahr,  dem  Straf- 
richter zu  verfallen;  jedenfalls  kann  die  Situation  für  ihn  bedenklich 
werden,  da  der  Richter  möglicherweise  die  Nichtigkeit  nicht  für  gegeben 
erachtet.  Daher  ist  hier  ein  berechtigtes  Interesse  der  Feststellung  vor- 
handen, und  mithin  die  Feststellungsklage,  und  zwar  in  Gestalt  der  nega- 
tiven Feststellungsklage  begründet.  Sie  ist  begründet,  sobald  das  Interesse 
ein  vom  Rechte  gebilligtes  ist  —  dies  kommt  hier  wesentlich  in  Betracht : 
eine  deceptive  Marke  ist,  wie  oben  S.  169  f.  ausgeführt,  null  und  nichtig, 
und  es  ist  daher  zweifellos  auch  eine  negative  Festsetzungsklage  in  dieser 
Richtung  möglich:  allein  sie  findet  dann  nicht  statt,  wenn  der  Kläger 
die  Festsetzung  der  Nichtigkeit  nur  will,  um  selbst  die  Marke  in  ebenso 
deceptiver  Weise  zu  benützen,  wenn  die  Marke  also  in  der  Person  des 
Klägers  ebenso  deceptiv  wäre,  wie  in  der  Person  des  Beklagten ;  hier  hat 


1)  Vgl.  attch  Patentrecht  S.  235  f. 

2)  'Vgl.  meine  Abhandlung  in  der  krit.  Viertelj.-schrift  N.  P.  III  S.  384. 
Im  Falle  eines  nichtigen  Hypothekeneintrages  ist  es  anders :  dieser  enthält  eine 
wirkliche  Reohtsstömng ;  denn  er  ist  gegen  ein  individuelles  Recht,  gegen  das 
Elgentham  gerichtet,  daher  Anspruchsklage  nud  nicht  blosse  Feststellnngsklage ; 
ebenso  verhält  es  sich,  wie  soeben  gezeigt,  mit  dem  Markeneintrag,  welcher  in 
das  Freizeichenrecht  eingreift.  In  unserem  Falle  aber  ist  eine  nichtige  Marke 
vorhanden,  die  in  kein  individueÜes  Recht  eingreift,  daher  Feststeliungsklage. 
Ueber  diesen  Unterschied  vgl.  nun  auch  Schanze,  Z.  f.  Strafrechts wiss.  IV  S.  443  f. 
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der  Kläger  ein  Interesse,  aber  ein  Interesse  der  Unsittlichkeit,  und  sol- 
ches kann  niemals  als  ein  berechtigtes  betrachtet  werden;  in  dieser  Be- 
ziehung kommen  die  S.  176  erwähnten  Einwürfe  zu  ihrem  Rechte :  können 
sie  auch  nicht  dazu  führen,  eine  nichtige  Marke  gültig  zu  machen,  so 
könneo.  sie  >4och  dazu  führen,  eine  Feststellungsklage  auszuschliessen : 
die  Gerichte  kommen  weder  dem  einen  noch  dem  andern  Theile  zu  Hülfe. 

Auch  von  der  negativen  Festsetzungsklage  gilt  der  Grundsatz: 
Victoria  et  aliis  proderit;  wird  die  Marke  für  nichtig  erklärt,  so  gilt 
sie  als  nichtig,  nicht  nur  gegenüber  dem  Kläger,  sondern  erga  omnes  i) ; 
weil  auch  hier  die  Interessen  Aller  den  Interessen  des  Klägers  homogen  sind 
und  die  Dritten  nicht  beeinträchtigt  werden  durch  eine  Entscheidung,  die 
lediglich  zu  ihren  Gunsten  wirkt.  Und  auch  hier  äussert  sich  diese  Com- 
plexualwirkung  des  Sieges  in  der  Löschung  der  Marke  im  Register :  der 
Kläger  hat  zwar  keinen  Anspruch  gegen  den  Eingetragenen,  auch  keinen 
Löschungsanspruch  2),  aber  er  kann  vom  Registerrichter  verlangen,  dass 
auch  das  rechtskräftige  Nichtigkeitsurtheil  zum  registermässigen  Aus- 
drucke kommt,  der  registermässige  Ausdruck  desselben  aber  ist  die 
Löschung,  cf.  §  5  Z.  4  d.  Ges. 

Das  Urtheil,  welches  die  Nichtigkeit  des  Eintrags  festsetzt,  bezw, 
die  Löschung  verfügt,  wirkt  direkt :  zerstört  es  (weil  ungerecht)  ein 
vorhandenes  Recht,  so  zerstört  es  dasselbe  ohne  weiteres :  die  Vernichtung 
tritt  nicht  erst  mit  der  Löschung  im  Register  ein ;  auch  hier  hat  die 
Löschung  bloss  declarative  Kraft. 


II. 

Verletzungsobligationen. 

§  1. 

Das  absolute  Recht  kann  zur  Entstehung  einer  Obligation  Anlass 
geben,  indem  die  Rechtsordnung  dem  Zuwiderhandelnden  eine  Verpflichtung 
auferlegt,  und  diese  Verpflichtung  wird  einen  verschiedenen  Umfang 
haben,   je  nach  dem  ethischen  Verhalten   des  Zuwiderhandelnden.     Wird 


1)  Man  vgl.  anch  §  135  d.  Konk.-0. 

8)  Daher  ist,  streng  genommen,  der  Ansdrnck  Löscbnngsklage  hier  nicht 
ganz  genau;  doch  wäre  es  übermässigit  Pedanterie,  wollte  man  deshalb  den  Aas* 
dmck  ängstlich  vermelden. 
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ans  einer  solchen  Verpflichtung  geklagt,  so  ist  der  Anspruch,  welcher  m 
Klage  steht,  kein  Anspruch  aus  dem  absoluten  Rechte,  sondern  ein  An- 
spruch ans  einer  obligatorischen  Verpflichtung,  allerdings  aus  einer  solchen, 
welche  wegen  des  absoluten  Rechts  und  bei  Gelegenheit  des  absoluten 
Rechts  entsteht,  wie  ich  dies  schon  in  früheren  Schriften  bezüglich  des 
Immaterialgüterrechts  ausgeführt  habe :  er  verhält  sich  zu  dem  Anspruch 
des  absoluten  Rechts,  wie  die  condictio  sine  causa  auf  Bereicherung  (bei 
unterg'eg'angener  Sache)  oder  wie  die  condictio  furtiva  zur  rei  vindicatio : 
er  steht  demjenigen  zu,  welcher  verletzt  d.  h.  welcher  zur  Zeit  der  Stör- 
ung Berechtigt  ist;  er  bleibt  bestehen,  wenn  auch  das  Recht  untergeht 
oder  der  Störende  von  seiner  Störung  ablässt. 

Nach  strikter  Consequenz    müsste  man    nun  folgern,   dass  der  gut- 
gläubige schuldlose  Verletzer  des  Markenrechts    für    die   durch  die  Ver- 
letzung ihm  zugekommene  Bereicherung  aufkommen  müsse,  der  bösgläubige 
oder  fahrlässige  Verletzer   des  Rechts    aber   für  Bereicherung    und  Ent- 
schädigung.    Indess  kann  die  Rechtsordnung   gute  Gründe   haben,    diese 
Consequenz  nicht  im  vollen  Masse  zu  ziehen,    da  eine  solche  Gestaltung 
nicht  ohne  Bedenken  wäre ;  und  insbesondere  gegen  die  Haftung  des  Gut- 
gläubigen sprechen  triftige  Gründe :  denn  wenn  ein  Gutgläubiger  bereichert 
ist,  so  wird  der  Fall  oft  so  liegen,    dass  der  Berechtigte   nicht    für   die 
gehörige  Bekanntgebung  seines  Rechtes  gesorgt  oder  es  an  der  gehörigen 
Energie  in  der  Durchführung  seines  Rechtes  hat  fehlen  lassen,  so  dass  er 
zum  guten  Theil  die  Schuld  sich  selbst  beizumessen  hat ;  wozu  noch  kommt, 
dass  die  Bereicherung  häufig  auf  das  spätere  Verhalten  des  Bereicherten 
einen  bestimmenden  Einfluss  ausübt,  so  dass  die  spätere  Entziehung  der- 
selben ihn  in  seiner  neuen  Situation  erheblich  schädigt  und  ihn  viel  ärmer 
macht,    als  er  wäre,  wenn    ihm   die  Bereicherung    niemals   zugekommen 
wäre.     Daher  ist  es  begreiflich,   dass   das  Recht  Scheu    trägt,   den  gut- 
gläubigen Thäter  auf  die  Bereicherung  zu  belangen,  wie  ja  auch  im  Ge- 
biete dinglicher  Rechte,  beispielsweise  bezüglich  des  Fruchtgenusses,  eine 
ähnliche  Zurückhaltung  des  Rechtes  zu  bemerken  ist. 

Das  deutsche  Recht  gibt  gegen  den  gutgläubigen  Verletzer  des 
Markenrechts  keinen  Bereicherungsanspruch ;  im  englischen  Rechte  ist  die 
Sache  bestritten,  Wood  p.  30,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  47  :  jedenfalls 
wird  angenommen,  dass  bei  unmotivirtem  Verzug  in  der  Verfolgung,  bei 
mangelnder  Diligenz  in  der  Geltendmachung  des  Rechts,  die  Bereicher- 
ungshaftung wegfällt,  engl.  Entscheid.  Board  v.  Turner  1866  Cox  p.  717, 
Adams  p.  135,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  40. 

Kohl  er,  Recht  des  MarkenBchntzes.  23 
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§  2. 

Soweit  der   schuldlose  Verletzer;    wohlbegründet    dagegen   ist    der 
Bereicherungsanspruch  gegen  den  schuldhaften  Verletzer ;  noch,  mehr,  hier 
muss  zur  Bereicherungserstattung    noch   die   Entschädigung  hinzutreten: 
der  Verletzer  ist  nicht  nur  verpflichtet,    alles  zu  erstatten,    was    er  aus 
dem  Genüsse  des  fremden  Eechts  geschöpft  hat,  sondern  er  ist  verpflichtet, 
dem  Berechtigten  alles  zu  ersetzen,  was  demselben  in  Folge  dieses  fremden 
Genusses  entgangen  ist:  er  ist  verpflichtet  nicht  nur  wegen  dessen,  was 
er  bezogen  hat,  sondern  auch    wegen  dessen,    was    der   andere  Theil  in 
Folge  dessen  entbehrt.  Diese  Pflicht  sollte  überall  eintreten,  wo  der  Ver- 
letzte nicht  schuldlos  war,  also  im  Fall  der  bewnssten  Schuld,  des  dolos, 
wie  im  Fall  der  nnbewussten  Schuld,  wo  das  Bewusstsein  durch  den  Mang-el 
der  nöthigen   ethischen  Willensenergie    getrübt   ist,    also   im   Falle   der 
Fahrlässigkeit.     Leider  ist  das  deutsche  Gesetz    hier   hinter    den  Postu- 
laten  des  strengen  Rechts  zurückgeblieben,    ohne  dass  hierfür  genügende 
Gründe  sprächen  :  das  deutsche  Gesetz  statuirt  eine  Verpflichtung  nur  des 
dolosen,  nicht  auch  des  culposen  Contravenienten,  und  es  ist  unzulässig,  die 
Haftung  des  culposen  Verletzers  aus  dem  allgemeinen  Rechte  zu  suppliren, 
da  die  aus  der  Markenverletzung  entspringenden  Verpflichtungen  von  dem 
Markengesetz  in  abschliessender  Weise  normirt  sind.    Allerdings  hat  der 
Bundesrathskommissär   Nieberding  auf  Anfrage   im  Reichstage    erklärt, 
dass  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen,    die    etwa  im  Fall    der  culpa 
einen    Entschädigungsanspruch    gewährten,    nicht    abrogirt    sein    sollten 
(Stenogr.  Ber.  1874/75  I  106.  107  cf.  105).     Allein  diese  Erklärung  ist 
für  uns  nur  insofern  massgebend,  als  die  Ansprüche  wegen  concurrence  in- 
juste  allerdings  bestehen  bleiben,  auch  wenn  sie  nach  dem  Civilrechte  des 
Landes  schon    im  Falle  der  Fahrlässigkeit  gewährt  sind:    an  dem  Fort- 
bestand solcher  Ansprüche  wie  an  dem  Fortbestand  der  Ansprüche  wegen 
concurrence  injuste  und  d61oyale  sollte  überhaupt  nicht  gezweifelt  werden. 
Was  aber   die  Ansprüche    aus  dem  reichsgesetzlich    speciell    geregelten 
Markenrecht  betrifft^  so  gilt  für  diese  ebenso  sicher  nur  das  Reichsgesetz 
über  Markenrecht :    denn  dieses  hat  die  Landesgesetze  über  die  specielle 
Materie  des  Markenrechts  völlig,  also  auch  in  BetreiF  der  Entschädigungs- 
ansprüche aufgehoben:    man  kann  nicht  Reichsroarkenrecht  und  Landes- 
markenrecht combiniren,  weder  in  dieser  noch  in  anderen  Materien;    un- 
richtig Endemann  S.  79.     Das  Schweizerische  Gesetz  a.  18.  19  statuirt 
eine  Entschädigungspflicht  desjenigen,    welcher  die  falsche  Marke  gefertigt 
hat,  auch  im  Fall  der  culpa. 
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§  3, 
Weil  nnn  aber  nar   der   dolose  Contravenient   für   haftbar   erklärt 
ist,  so  ist  es  nm  so  nothwendiger,  den  Be^iff  des  dolus  in  seinem  ganzen 
Umfangre  zn  nehmen  and  ihn  nicht  in  unzulässiger  Weise  zu  beschränken  i). 
Der  dolus  ist  die  bewusste  Schuld :  zum  dolus  gehört  die  Wissentlichkeit 
des  factischen  Eingriffes,  verbunden  mit  der  mala  fides  in  Bezug  auf  das 
durch  den  factischen  Eingriff  verletzte  Recht  ^).     So  auf  dem  Gebiete  des 
Immaterial-  und  des  Individualrechts:    wer   den  Anderen    wissentlich  im 
factischen    Genüsse   seiner  Vermögensgüter  verletzt,    der   handelt  dolos, 
wenn  er  bezüglich  dieser  Handlung  nicht    im   guten   Glauben  ist,    d.  h. 
wenn  er  nicht  genügende,    für  den  redlichen  Mann  überzeugende  Gründe 
dafür  hat,  dass  er  zu  diesem  Eingriffe  berechtigt  ist :  die  stricte  Wissent- 
lichkeit   wird    verlangt    bezüglich  der   factischen   Störung    im    fremden 
Genüsse  ;  dagegen  bezüglich  der  Berechtignngsft*age,  bezüglich  der  Frage 
über  den  rechtlichen  Charakter  des  Störung,    bezüglich    der  Frage  über 
das  Recht  oder  Nichtrecht  des  im  Genüsse  gestörten  Dritten  genügt  es, 
wenn  der  Thäter  leichtfertig,  ohne  gutgläubige  ernste  Prüfung  und  üeber- 
legnng  handelt.     Und  dies  auch    ganz  natürlich:    es   ist  bereits   ein  be- 
wusstes  Unrecht,    wenn   ich   mir  bewusst    bin,    dass    ich   einen  Anderen 
leichtfertig  im  Genüsse   störe,    weil    eine    solche   Störung   niemals   ohne 
vorausgehende  Prüfung  und  Erwägung  geschehen  soll.   Das  ist  auch  das 
Ziel,  nach  welchem  die  Jurisprudenz    tendirt,   sofern    sie    von  richtigem 
Gefühle    geführt  ist  und   nicht    durch   doctrinäre  Anschauung  vom    rich- 
tigen Wege  abgeleitet  wird:    nur   dass  sich    dieselbe   hierbei    durch  ein 
Uebermass  in  der  Verwendung  des  dolus  eventualis  behelfen  muss,  um   den 
practischen  Takt  und  die  Doctrin  einigermassen  in  Harmonie   zu  bringen. 


i)  Vgl.  zam  Folgenden  anch  mein  Patentrecht   8.  466  nnd  mein  Aatorrecht 
8.  121  f.    Vgl.  auch  schon  O.-A.-G.  Kassel  27./4.  1860   Heuser  Annal.  VII  556  f. 

2)  Dies  gilt  wenigstens  im  Falle  einer  Bechtsgntverletznng ;  wie  sich  die 
Frage  in  solchen  Fällen  modiücirt,  wo  das  Delict  keine  Rechtsverletzung,  sondern 
nnr  eine  Interessenverletznng  darstellt,  ist  hier  nicht  za  erörtern ;  überhaupt  ist 
hier  nicht  auf  den  wesentlichen  Unterschied  dieser  zwei  Beliktsarten  einzugehen: 
denn  dies  wird  an  einem  anderen  Orte  erfolgeUi  wo  ich  das  Vec hältniss  von  Recht 
nnd  Interesse  erörtern  werde.  Nor  eines  sei  hervorgehoben :  d)a  das  Tödtnngs- 
delikt  nicht  nur  gegen  allgemeine  Interessen,  sondern  auch  gegen  das  Individual- 
recht des  Getüdteten  gerichtet  ist,  so  gilt  das  oben  angeführte  Dolusprincip  auch 
hier;  womit  sich  die  Frage  erledigt,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  Jemand  eine 
Tödtung  begeht,  welcher  ans  einem  ganz  anderen  Kultnrkreise  stammt  und  bezAg- 
lieh  der  Berechtigung  des  Individuums  auf  seine  Integrität  in  ganz  anderen  Kultur- 
anschaanngen  aufgewachsen  ist.  Insofern  ist  den  Ausführungen  von  LtAcas  im 
(rerichtssaal  1884  S.  425  nicht  durchweg  zuzustimmen. 

23* 
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Mit  dem  Gesagten  ist  der  dolus  vollständig  erschöpft:  er  ist  vor- 
handen, sobald  die  angeführten  Factoren  zusammentreffen ;  ein  noch  dazu 
hinzutretendes  Bewusstsein  der  Rechts  Widrigkeit,  Normwidrigkeit,  Pflicht- 
widrigkeit, Strafwidrigkeit  und  ähnliches  ist  nicht  erforderlich ;  vg-l.  in 
dieser  Beziehung  mein  Patentrecht  S.  465.  531.  532  (Stellen,  die, 
wie  so  viele  andere  dieses  Buches,  unberücksichtigt  geblieben  sind)  und 
neuerdings  auch  Lucas,  die  subjective  Verschuldung  S.  65  f.  Insbeson- 
dere kann  aus  dem  Ausdrucke  des  (resetzes  §  14  „wissentlich"  durchaus 
nichts  anderes  gefolgert  werden,  da  hier,  wie  in  anderen  Strafsatzung'en, 
mit  dem  wissentlichen  Handeln  nur  eben  das  dolose  Handehi  im  Geg-en- 
satz  zum  culposen  bezeichnet  werden  will,  worüber  die  Ausführungen  von 
Lucas  S.  23  f.  42  f.  76  f.  zu  vergleichen  sind. 

Daraus  ergibt  sich  für  das  Markenrecht  die  einfache  Consequenz: 
wer  eine  Marke  annimmt,  ohne  zu  wissen,  dass  ein  Dritter  bereits  diese 
Marke  führt,  handelt  niemals  dolos,  sondern  höchstens  culpos,  seine  Schuld 
ist  eine  unbewusste  i).  Wer  aber  eine  Marke  gebraucht  im  Bewusstsein 
dessen,  dass  bereits  ein  Anderer  diese  Marke  anwendet,  der  handelt  dolos, 
nicht  nur,  wenn  er  sicher  weiss,  dass  der  Dritte  ein  Markenrecht  hat, 
sondern  auch  dann,  wenn  er  sich  um  das  Eecht  des  Dritten  gar  nicht 
kümmert,  sich  bezüglich  dieses  Rechtes  mit  leichtfertigen  Vermuthungren 
oder  hohlen  Ausflüchten  abfindet  2).  Nur  wer  in  einem  solchen  Falle  sich 
redlich  bemüht,  der  rechtlichen  Lage  der  Sache  auf  den  Grund  zu  kom- 
men, der  ist  gegen  den  Vorwurf  des  dolus  gefeit ;  denn  wenn  er  sich  bei 
dieser  Prüfung  irrt,  so  irrt  er  auf  Grund  redlicher  Prüfung,  und  sein 
Handeln  ist  darum  ein  redliches  Handeln,  sein  Eingriif  in  das  fremde 
Recht  ist  ein  Eingriff  mit  dem  Bewusstsein  der  Berechtigung:  es  liegt 
ein  bewusster  Eingriff,  aber  keine  bewusste  Schuld  vor. 

Eine  andere  Umgränzung  des  dolus  würde  zu  den  seltsamsten  Gon- 
seqnenzen  führen:  da  zum  Erwerb  des  Markenrechts  der  Eintrag  der 
Marke  gehört,  so  könnte  der  Verletzer  sich  gegen  den  Vorwurf  einfach 
damit  sicher  stellen,  dass  er  den  Reichsanzeiger  nicht  läse  und  sich 
über  die  Thatsache  des  Eintrags  in  üngewissheit  hielte;    ja,  selbst  bei 


»)  Dasselbe  könnte  auch  dann  stattfinden,  wenn  der  Tliäter  die  fremde  Marke 
zwar  kennen  würde,  aber  sich  der  confundirenden  Kraft  der  von  ihm  gewählten 
ähnlichen  Marke  nicht  bewnsst  wäre;  ein  Fall,  der  aber  selten  vorkommen  wird 
und  im  Folgenden  ausser  Betracht  bleiben  kann:  es  wäre  dies  ein  Fall,  wo  der 
Thäter  sich  zwar  der  fremden  Marke,  nicht  aber  des  factisch  störenden  Charakters 
seiner  Thätigkeit  bewnsst  wäre.  Vgl.  auch  mein  Patentrecht  S.  465.  529  und  die 
an  erster  Stelle  citirten  Entscheidungen. 

2)  Vgl.  auch  richtig  Braun  p.  420  f. 
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Kenntniss  des  Eintrags  könnte  er  sich  darauf  berufen,  dass  dem  Eintrag  nicht 
immer  ein  Eecht  entspreche,  dass  häufig  auch  ein  Eintrag  zu  Unrecht 
geschehe.  Der  Thäter  müsste  daher  nicht  nur  den  Eintrag,  sondern 
auch  alle  für  die  Rechtsbestttndigkeit  erforderlichen  Umstände  kennen,  und 
er  müsste  ans  dieser  Kenntniss  sich  eine  sichere  Ueberzeugung  geschöpft 
haben:  nur  ein  Handeln  gegen  diese  Ueberzeugung  wäre  ein  wirklich 
doloses  Handeln,  der  dolus  also  eine  Prärogative  des  Sorgsamen,  Bedäch- 
tigen^ Besonnenen,  Behutsamen! 

Und  auch  mit  dem  viel  zu  viel  abgemühten  Begriffe  des  dolus  even- 
tualis ist  durchaus  nicht  durchweg  gel^olfen;  denn  der  eventuelle  Dolus 
würde  mindestens  voraussetzen,  dass  der  Thäter  so  viel  Besonnenheit  hat, 
um  sich  ein  gegentheiliges  Eecht  als  Möglichkeit  und  als  nahe  liegende 
Möglichkeit  zu  vergegenwärtigen ;  das  deckt  aber  nicht  den  Fall,  wo  sich 
der  Thäter  in  Bezug  auf  die  gegentheilige  Rechtsstellung  gar  nichts 
vergegrenwärtigt,  überhaupt  ohne  jede  Ueberlegung,  ohne  jeden  rechtlichen 
Sinn  und  jedes  rechtliche  Gefühl  gehandelt  hat. 

Verhält  es  sich  doch  auf  anderen  Gebieten  ebenso.    Wer  eine  ver- 
lorene Sache  sich  aneignet,    kann  sich   nicht   damit    ausreden,    dass   die 
Sache  möglicherweise  derelinquirt  sein  könne,  er  daher  nicht  wisse,  dass 
sie  fremdes  Eigenthum  ist :  nur  dann  ist  er  frei,  wenn  er  auf  bestimmte 
thatsftchliche  Anhaltspunkte   hin  zu  dem  redlichen  Bewusstsein  von  der 
Derelicteneigenschaft  gekommen  ist.     Und  wer   die  Gebräuche   einer  Ee- 
ligionsgenossenschaft  beschimpft,  der  hat  den  betreffenden  Dolus,  wenn  er 
es  thut,    ohne  sich  über  die  Frage,   ob  dieselbe  innerhalb  des  Bundesge- 
bietes mit  Korporationsrechten  besteht,  durch  sorgfältige  Prüfung  zu  ver- 
lässigen; wer  ins  Blaue  hinein  Institute  verhöhnt,  der  handelt  eben  damit 
von  selbst  bewusst  rechtswidrig  gegen  anerkannte  Institute  als  solche. 
Es  ist  daher  falsch,   wenn  das   Obertribunal  (allerdings   bezüglich 
der  Strafverantwortlichkeit)  verlangt  hat,  dass  der  Thäter  von  dem  Ein- 
trag des  Zeichens  im  Markenregister  wissen  müsse,  27./2.  1879  Oppenh. 
XX  S.  105,  ähnlich  das  Dresdener  Oberappellationsgericht  28./11.  1879 
Sachs.  Gerichtszeitung  XXHI  S.  129.  133.  134;    ebenso  unrichtig  ist  es, 
wenn  verlangt  worden  ist,  dass  er  wissen  müsse,  dass  der  verletzte  Unter- 
nehmer ein  Inländer  sei,  lO./lO.  1872  Oppefih.  XIH  S.  511.  Vgl.  hier- 
über auch  Pouillet   nr.    174.     Dagegen  hat  in   einem   andern  Fall  das 
Obertribunal  angenommen,    dass  der  Beklagte  sich   auf  die  Unkenntniss 
des  den  Schutz  des  Ausländers  begründenden  Staatsvertrags  nicht  berufen 
könne,  7./3.  1879  Oppenh.  XX  S.  130  —    eine  richtige  Entscheid^ng ; 
unrichtig  aber  ist  die  Begründung :   das  Obertribunal  geht  nämlich  davon 
aas,  dass  der  Staatsyertrag   vice  legis  sei   nnd   mithin   die   Unkenntniss 
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desselben  dem  Thäter  ebensowenig  zu  gute  komme,  als  die  Unkenntnis 
eines  Gesetzes;  dies  trifft  hier  nicht  zu:  denn  der  Staatsvertrag,  wel- 
cher einen  Schutz  des  Ausländers  begründet,  enthält  eine,  das  civilistische 
Markenrecht  betreffende,  also  eine  civilistische  Bestimmung ;  wer  sich  aber 
über  ein  geltendes  Civilgesetz  und  folgeweise  über  ein  geltendes  civili- 
stisches Recht  eines  Anderen  irrt,  der  irrt  sich  nicht  über  das  Strafgesetz, 
er  irrt  sich  nicht  über  das  Ob  und  das  Wie  der  strafrechtlichen  Eeaction 
und  nur  von  einem  solchen  Irrthum  gilt  der  strah'echtliche  Satz,  das 
die  UnkenntniBS  des  Gesetzes  die  Strafbarkeit  der  That  nicht  ausschliesst^). 
Die  Argumentation  wäre  nur  d^nn  richtig,  wenn  die  Ausländer  schon  an 
sich  den  civilrechtlichen  Markenschutz  genössen,  und  nur  noch  in  einem 
Staatsvertrag  der  strafrechtliche  Schutz  beigefügt  würde :  dieser  Irrthnm 
würde  allerdings  einem  Irrthum  über  ein  Strafgesetz  gleichstehen.  Da- 
gegen ist  die  Entscheidung  des  Obertribunals  als  Entscheidung  richtig, 
weil  zum  dolus  des  Thäters  nicht  auch  das  bestimmte  Wissen  g-ehört, 
dass  der  durch  das  Handeln  Verletzte  den  Kechtsschutz  geniesst,  sondern 
dazu  nur  das  gehört,  dass  der  Thäter  den  Andern  verletzt  hat.  ohne 
raisonable  Gründe  dafür  zu  haben,  dass  der  Verletzte  des  Rechtsschntzes 
entbehre.  Richtig  ist  daher  auch,  die  Entsch.  des  Reichsgerichts  18./4. 
1882  Rechtsspr.  IV  S.  346.  3502),  wo  aber  allerdings  unrichtig  anf  den 
dolus  eventualis  recurrirt  wird:  es  wurde  als  genügend  angenommen, 
^dass  der  Angeklagte  sich  der  Möglichkeit  bewusst  war,  das  von  ihm 
nachgemachte  Waarenzeichen  könne  ein  geschütztes  sein  und  dass  er 
diese  Möglichkeit  dergestalt  mit  in  seinen  Willen  aufgenommen  hat,  dass 
er  entschlossen  war,  auch  das  geschützte  Waarenzeichen  widerrechtlich 
zu  gebrauchen**.  Allein  ein  solches  eventuelles  Wollen  ist  nur  eine 
blasse  Abstraction :  das,  was  der  Thäter  will,  ist  der  Genuss  der  Marke 
unter  bewusster  Störung  des  fremden  Genusses;  und  die  strafwürdige 
mala  üdes  liegt  nicht  darin,  dass  der  Thäter  ein  etwa  vorhandenes  Recht 
für  den  Fall  seines  Vorhandenseins  hat  verletzen  wollen,  sondern  darin» 
dass  er  einen  Genuss  verletzt  hat,    ohne  sich   loyal   dazu  berechtigt    zu 


1)  lieber  diesen  Punkt  vgl.  auch  mein  Patentrecht  S.  528  f.  nnd  die  dort 
citirten,  sodann  neuerdings  Lucas,  snbjectives  Verschnlden  S.  88.  89  nnd  die  hier 
cit.  Entscb.  des  Reichsgerichts,  ferner  Lucas  im  Gerichtssaal  1884  S.  427. 

2)  Ueber  diese  Entscheidung  vergl.  auch  Lucas,  subjective  Verschuldung 
S.  45.  77.  Immlerhin  ist  diese  Entscheidung  dadurch  sehr  bedeutsam,  dass  sie 
einen  dolus  eventualis  genägen  lässt,  obgleich  das  Oesetz  sich  des  Ausdruckes 
„wi«sentlich^  bedient.  Wollte  man  neben  jener  engen  Auffassung  des  dolus  ^uch 
noAh  den  dolus  eventualis  ausschliessen,  so  wäre  das  Gesetz  fast  gar  nicht  prak- 
tisch verwendbar.     Vgl.  noch  Reichsger.  18./9.  1884  Entsch.  Strafs.  XI  S.  90. 
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fühlen.  Viel  richtiger  und  viel  mehr  aus  dem  Lehen  gegriffen  das  Stadt- 
gericht Berlin  28./11.  1877  Reichsanz.  (Centralh.)  v.  31./1.  1878  nr.  27: 
^Sle  mussten  sich  hei  der  Nachbildung  bewusst  sein,  dass  sie  das  Recht 
der  Berechtigten  verletzten,  und  als  Kaufleute  hatten  sie,  wenn  sie  wirk- 
lich au  der  Berechtigung  des  Dritten  zweifelten,  die  erforderliche  Er- 
kundigung anzustellen,  die  ihnen  der  Reichsanzeiger  ohne  Schwierigkeit 
gewährt  hätte.  Wenn  die  Nachbildung  der  Schutzmarke  nur  dann  erst 
strafbar  sein  sollte,  dass  dem  Uebertreter  des  Gesetzes  v.  30.Novbr.  1874 
erst  seine  Wissenschaft  nachgewiesen  werden  miisste,  dass  die  von  ihm 
nachgeahmte  Schutzmarke  beim  Handelsgericht  zu  ...  .  eingetragen  sei, 
so  wäre  das  Gesetz  vom  30.  Novbr.  1874  illusorisch,  wenn  der  Thäter 
jene  Erkundigung  über  das  nachzuahmende  Schutzzeichen  vorsätzlich 
unterlässt."  Vgl.  auch  treffend  das  Erstinstanzgericht  Dresden  3./3.  1877 
Pataille  XXII  p.  199,  femer  das  Erstinstanzgericht  Hamburg  27./4.  1878 
Fat.  XXIV  p.  116. 

Dahin  tendirt  auch  die  französische  Praxis,  freilich  häufig  mit  un- 
zureichender Begründung,  vgl.  Bedarride  III  nr.  909,  Pouillet  nr.  169  f. ; 
ebenso  die  italienische  i). 

Schwerlich  werde  ich  bei  diesen  Aufstellungen  den  Vorwurf  zu  ge- 
wärtigen haben,  dass  ich  den  Culpabegriff  untergrabe ;  denn  culpa  liegt 
eben  dann  vor,  wenn  sich  der  Thäter  von  dem  Rechtszustande  eine  irrige 
Ueberzeugung  verschafft  hat,  und  wenn  dieser  Irrthum  darin  seinen  Grund 
hat,  dass  er  nicht  mit  der  nöthigen  Umsicht  und  Tiefe  die  Sache  er- 
wogen hat,  dass  es  ihm  an  der  nöthigen  Willensenergie  in  der  Prüfung 
und  Begutachtung  der  Frage  gefehlt  hat  2).  In  diesem  Falle  aber  wird 
der  Markenverletzer  nach  deutschem  Rechte  nicht  betroffen,  weil  nach 
deutschem  Rechte  nur  die  dolose,  nicht  auch  die  culpose  Markenverletzung 
zur  Haftung  kraft  Markenrechtes  fuhrt.  Dies  wäre  richtig  und  unan- 
fechtbar für  die  Strafhaftung;  für  die  Civilhaftung  aber  fehlt  es  solcher 
Beschränkung  an  ausreichender  Begründung. 

Ein  Irrthum  über  die  Person  des  Verletzten  hebt  den  dolus  nicht 
auf  3):  die  Rechtsordnung  schützt  das  Rechtsgut  des  einen,  wie  das  des 
anderen,  die  Persönlichkeit  des  in  dem  Rechtsgute  Verletzten  ist  daher 
gleichgültig,   der  Wille    in  jedem  Falle    ein   der  Rechtsordnung   bewusst 


1)  Der  Appelhof  Mailand  2.  8.  1879  Monit.  dei  trib.  XXI  p.  762.  766  erklärt, 
dass  der  Einwand  des  Nichtwissens  „non  pnö  accamparsi  dopo  ia  pabblicazione 
fatta  deir  attestato  dalla  ditta  6.  n<)lla  Gazzetta  nfflciale  del  Regno**. 

2)  Vgl.  anch  Appelhof  Aix  28./6,  1873  Pataüle  XVIII  p.  228 ;  vgl.  ferner 
Lucas,  snbject.  Verschulden  S.  56  nnd  denselben  im  Gerichtssaal  1884  S.  414. 

S)  Vgl.  anch  engl.  Entsch.  Moet  v.  Conston  1864  Coddington  p.  345. 
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widersprechender  und  die  Schuld  eine  bewusste  Schuld  i).  Nur  dann  wäre 
der  Irrthum  von  Bedeutung,  wenn  er  zu  gleicher  Zeit  einen  Irrthum  über 
das  Berechtigtsein  selbst  involvirte  und  es  sich  also  nicht  um  das  blosse 
Wer,  sondern  4im  das  Ob  der  Berechtigung  handelte,  wenn  also  die  unter- 
stellte Person  eine  solche  wäre,  welche,  wiegen  Ausländerqualität,  des 
Rechtschutzes  entbehrte  ;  und  auch  das  wäre  ein  relevanter  Irrthum,  wenn 
der  Thäter  das  Zeichen  für  ein  Freizeichen  erachtete,  weil  auch  hier 
der  Irrthum  ein  Irrthum  über  das  Berechtigtsein  selber  wäre,  vgl.  anch 
Braun  p.  422  —  aber  freilich  ist  hier  dem  Richter  besondere  Vorsicht 
zu  rathen,  da  eine  derartige  Behauptung  nicht  selten  ein  Vorwand  der  mala 
fides  ist. 

Noch  weniger  wird  natürlich  der  dolus  dadurch  aufgehoben,  dass 
der  dolose  Contrafactor  seinem  dolus  noch  die  Spitze  aufsetzt,  indem  er  die 
dolos  nachgemachte  •  Marke  für  sich  selbst  zum  Eintrag  bringt  —  ein 
raffinirtes  Manoeuvre,  wodurch  der  Nachmacher  sich  vor  strafrechtlicher 
Behandlung  zu  schützen  vermeint:  selbstverständlich  kann  dieses  Ueber- 
mass  des  dolus  nur  die  strafrechtliche  Repression  schärfen,  es  wäre  das 
allerseltsamste,  wenn  es  zur  Straflosigkeit  führen  könnte.  Allerdings  gibt 
das  deutsche  Gesetz  in  einem  solchen  Falle  dem  Markenberechtigten  die 
Befugniss,  die  Löschung  des  Zeichens  zu  begehren;  allein  das  ist  eben 
nur  eines  seiner  Rechte,  es  ist  nicht  das  einzige  Recht:  und  die  Sache 
ist  auch  durchaus  nicht  so  gemeint,  als  ob  durch  den  widerrechtlichen 
Eintrag  etwa  ein  provisorisches  Recht  des  Eingetragenen  entstehe,  wel- 
ches erst  durch  die  Löschung  unterginge;  vielmehr  ist  bereits  oben  be- 
tont worden,  dass  ein  solcher  rechtswidriger  Eintrag  null  und  nichtig  ist, 
so  dass  die  Löschung  bloss  einen  declarativen  Charakter  hat.  Die  des- 
fallsigen  Befürchtungen  Maülart  de  Marafy^s,  nouveau  r6gime  des  marq. 
de  fabr.  p.  39  in  diesem  Punkte  sind  daher  im  deutschen  Gresetze  nicht 
begründet. 

§  4. 

Der  dolose  Verletzer  ist  nach  deutschem  Gesetze  zur  Entschädigung  ver- 
pflichtet. UnterEntschädigung  ist  aber  nicht  nur  Entschädigung  im  engeren 
Sinne,  sondern  Enstchädigung  und  Bereicherungsrestitution  zu  verstehen : 
in  diesem  weitereu  Sinne  begreift  sie  in  sich  nicht  nur,  was  der  Be- 
rechtigte hätte,  wenn  die  Verletzung  nicht  erfolgt  wäre,  sie  enthält  zu- 
gleich die  Restitution  des  widerrechtlich  erlangten  Vortheils,  sollte  auch 


1)  Vgl.  auch  fr.  5  §  5  quod  vi  aut  clam. 
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diesem  Vortheil  kein  ebenso  grosser  Schaden  auf  Seite  des  Berechtigten 
entsprechen:  der  Thäter  hat  nicht  nnr  die  fructns  percipiendi  zu  er- 
setzen, sondern  vor  allem  die  fmctus  percepti:  beides  fällt  unter 
den  Begriff  der  Entschädigung  im  weiteren  Sinne :  diese  ist  restitutorische 
und  compensatorische  Entschädigung.  Bereits  in  meinen  Schriften  über 
Patent-  und  Autorrecht  habe  ich  diesen  weitergehenden  Entschädigungs- 
begriff entwickelt  und  gezeigt,  dass  er  allein  der  Gerechtigkeit  entspricht 
und  dass  mithin  die  gesetzliche  Bestimmung  in  diesem  Sinne  zu  ver- 
stehen ist.  Insbesondere  käme  man  sonst  zu  dem  Resultate,  dass  gerade 
der  Verletzer  im  grossen  Stile  oft  den  grössten  Theil  des  unrechtmäs- 
sigen Gewinns  behalten  dürfte,  sofern  er  nachweisen  könnte,  dass  der 
Berechtigte  den  rechtmässigen  Markengenuss  nicht  in  der  gleichen  Weise 
hätte  poussiren  können,  dass  etwa  wegen  seiner  geringeren  Geldmittel 
sein  Verkehr  und  entsprechend  sein  Gewinn  in  bescheidenen  Gränzen 
geblieben  wäre.  Auch  können  die  Worte  des  Juristen  in  fr.  5  §  5  (6  §  3) 
de  negot.  gest.  nicht  vergeblich  gesprochen  sein. 

Dieses  richtige  System  in  weitem  Masse  practisch  durchgeführt  zu 
haben,  ist  das  grosse  Verdienst  des  englischen  und  anglo  amerikanischen 
Eechts^):  dasselbe  entwickelte  eine  Actio  auf  recompensatorische  Ent- 
schädigung in  dem  Verfahren  at  law  und  eine  Actio  auf  restitutorische 
Entschädigung  in  dem  Equityverfahren,  letzteres  indem  man  von  dem 
römischen  Gesichtspunkte  ausging,  dass  der  Verletzer  wie  ein  gestor, 
ein  trustee  des  Berechtigten  zu  behandeln  und  gleich  einem  solchen  für 
restitutionspflichtig  zn  erklären  sei.  Allerdings  war  damit  der  Kläger  in  die 
Alternative  gestellt,  das  eine  oder  das  andere  Verfahren  anzustrengen  und 
zwischen  beiden  Actionen  zu  wählen,  allein  dies  war  nur  ein  historischer 
Durchgangspunkt:  bekanntlich  ist  das  englische  Recht  schon  längst  in 
dem  Processe  begriffen,  beide  Aktionen  zu  verschmelzen,  und  grossentheils 
ist  diese  Verschmelzung  bereits  erfolgt.  Das  letzte  Ziel  ist:  die  Ge- 
währung des  Anspruchs  auf  restitutorische  und  compensatorische  Ent- 
schädigung zugleich,  d.  h.  zunächst  auf  restitutorische  Entschädigung, 
sodann  auf  compensatorische,  soweit  sie  die  erstere  übersteigt.  Vgl.  Wood 
p.  29,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  41,  Browne  p.  383  f.,  und  so  viele  Ent- 


1)  Vgl.  auch  aas  dem  französischen  Recht  Blanc  p.  682  f.,  Bendu,  nr.  265, 
SchmoU  p.  54  nnd  das  bei  diesem  Antor  cit.  Urtheil  des  Seinetrib.  8./8.  1851, 
wonach  der  schuldige  Theil  za  restituiren  hat  „toas  les  b^nöftces  illegitimes 
qn'ils  ent  röaliste  k  l'aide  de  iears  pratiqnes  frandnlenses'^.  Doch  steht  die  fran- 
zösische Jurisprudenz  in  dieser  Frage  der  englischen  weit  nach;  vgl.  noch Huard 
p.  47  nr    11  und  12. 
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Scheidungen;  z.  B.  Supreme  Court  of  the  Un.  States  Octob.  1879  Off. 
Oaz.  XVn  p.  1217:  the  courts  will  protect  him  (den  Berechtigten)  in 
his  exclusive  use  either  by  the  imposition  of  damages  for  its  wrongful 
appropriation  or  by  restraining  others  from  applying  it  to  their  ^oods 
and  compelling  them  to  accouut  for  profits  maie  on  a  sale  of  goods 
marked  with  it. 

Die  restitutorische  Entschädigung  beläuft  sich  natürlich  nicht  auf 
Alles,  was  der  Thäter  durch  das  Geschäft  mit  den  fälschlich  gezeichneten 
Waaren  erworben  hat ,  wohl  aber  auf  alles  dasjenige ,  was  er  in  Folge 
der  Benützung  der  Marke  mehr  erworben  hat,  als  er  ohne  dieselbe  mit 
dem  gleichen  Geschäftsbetrieb  erworben  hätte:  denn  er  schuldet  nicht 
den  Gewinn  aus  dem  Geschäftsbetrieb,  sondern  den  Gewinn  aus  einem 
Elemente  des  Geschäftsbetriebs,  aus  der  widerrechtlichen  Markenbenützung. 
Ein  solcher  Gewinn  kann  aber  auch  dann  vorhanden  sein,  wenn  der  Ge- 
sammtgeschäftsbetrieb  nicht  lucrativ  war,  sondern  mit  einem  Minus,  mit 
Verlust  geendet  hat,  sofern  nur  in  Folge  der  widerrechtlichen  Marken- 
benützung der  Verlust  ein  geringerer  war,  als  er  sonst  gewesen  wärer 
insoweit  hat  die  Rechtsverletzung  dem  Thäter  einen  reellen  Vortheil  ge- 
bracht. So  auch  die  amerikanische  Jurispi*udenz  (in  analogen  patent- 
rechtlichen Fällen) :  Supreme  Court  of  the  Un.  Stat.  22.  4.  1872  Off. 
Gaz.  I  p.  492.     Vgl.  auch   Walker,  Patent  Laws  p.  487.  f.*  490. 

Allerdings  kann  die  Frage,  welches  Plus  gerade  auf  die  Marke  auszu- 
schlagen ist,  ihre  Schwierigkeiten  haben,  und  diese  Schwierigkeiten  wer- 
den sich  dem  Kläger  besonders  fühlbar  machen,  da  ihm  regelmässig  die 
entsprechenden  Daten  aus  dem  Geschäftsleben  des  Beklagten  und  die  in 
demselben  wirkenden  wirthschaftlichen  Elemente  unbekannt  sein  werden, 
was  natürlich  die  Berechnung  der  entsprechenden  Gewinnsquote  bedeutend 
erschwert.  Indess  muss  hier  berücksichtigt  werden,  dass  der  Beklagte 
durch  sein  widerrechtliches  Handeln  den  Kläger  in  diese  Beweisschwierig- 
keit gesetzt  hat ;  wesshalb  das  Gericht  auch  auf  ungefähre  hypothetische 
Aufstellungen  des  Klägers  hin  den  Schaden  bemessen  wird,  falls  nicht 
der  Beklagte  durch  Vorlegung  des  entsprechenden  Materials  ein  Minder- 
mass    der  Bereicherung    darzuthun    vermag  ^).     Es   ist   ein   Vorzug   des 


1)  Beispielsweise  dassAnsstfinde,  die  aus  dem  bezüglichen  Geschäftsbetrieb  er- 
wachsen sind,  schlechte  Ausstände  sind  nnd  daher  gar  nicht  oder  mindestens  nicht 
zn  dem  Nominalwerth  angesetzt  werden  dürfen,  vgl.  Adams  p.  138. 
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freieren  Verfahrens,  dase  auf  diese  Weise  die  Nachtheile  des  formalen 
Beweislastprincipes  ausgeglichen  werden  i). 

Vortrefflich  hat  der  Supn  Court  Californ.  Januar  1871  Graham 
V.  Plate  SebcLSt  p.  208  ausgesprochen,  dass  es  der  Gerechtigkeit  nicht 
entspräche,  wenn  der  dolose  Markenverletzer  sich  durch  den  Einwand 
decken  könnte,  dass  es  sich  hier  nicht  feststellen  lasse,  wieviel  von 
seinem  Gewinn  der  Marke  zuzuschreiben  wäre :  der  umstand,  dass  diese 
Feststellung  unmöglich  sei,  „renders  it  just  that  he  shonld  lose  the  whole'^. 
Uebrigens  muss  die  Bereicherung  ersetzt  werden,  so  wie  sie  erworben 
ist,  nicht  so  wie  sie  der  Verletzer  noch  besitzt:  denn  die  Beschränkung  der 
Haftung  auf  die  noch  vorhandene  Bereicherung  ist  eine  nur  dem  guten 
Glauben  zu  tragende  Rücksicht. 

Die  compensatorische  Entschädigung  ist  sowohl  Entschädigung  für 
den  direct  entzogenen  Genuss,  als  auch  Entschädigung  für  den  Verlust, 
welcher  aus  der  Entwerthung  der  Marke,  ans  der  Depreciation  des  Zei- 
chens entspringt;  ganz  ähnlich  wie  auch  im  Gebiete  des  dinglichen  und 
des  Immaterialgüterrechts  beide  Elemente  in  Rücksicht  kommen,  Wood 
p.  25,  iMdlow  und  Jenkyns  p.  16,  üpton  p.  280,  Browne  p.  850. 
Gerade  dieser  letztere  Schaden  kann  sich  sehr  hoch  belaufen  und  den 
Gewinn  des  Verletzers  weitaus  übersteigen:  ein  Zeichen  in  den  Händen 
des  Nachahmers  kann  in  kurzer  Zeit  eine  blühende  Industrie  unter- 
graben :  in  kurzer  Zeit  versiegen  die  Absatzquellen,  der  Verkehr  wendet 
sich  von  dem  Zeichen  ab,  der  Bedarf  wendet  sich  anderen  Gebieten 
zn,  andere  Industrielle  haben  bereits  das  verlorene  Terrain  erobert; 
das  ist  häufig  der  traurige  Schluss  solcher  Verkehrsintriguen.  Auch 
die  Kosten,  welche  dem  Berechtigten  durch  die  Nachforschung,  durch  die 
Ueberwachung,  durch  die  Entdeckungsmassregeln  erwachsen,  die  Kosten^ 
welche  erwachsen,  um  der  Confusion,  welche  sich  durch  die  seitherigen 
verletzenden  Manipulationen  des  Beklagten  einzunisten  beginnt,  entgegen- 
zuwirken, um  das  Publikum  vor  dem  Erwerb  der  falschen  Marke  zu 
warnen,  um  die  falsche  Marke  aus  dem  Verkehr  zu  verdrängen  —  alle 
diese  Xosten  fallen  unter  die  compensatorische  Entschädigung,  sie 
repräsentiren  gleichfalls  eine  Art  von  Depreciation:  denn  schon  das  ist 
Depreciation,  dass  solche  Kosten  nöthig   werden,   um  das  Zeichen  gegen 


1)  Das  Beweislastprincip  ist  allerdings  unentbehrlich,  aber  als  lediglich 
formales  Princip  nor  innerhalb  gewisser  Schranken  heilsam,  and  dasjenige  Ver- 
fahren ist  das  beste,  welches  dieses  Princip  nnr  in  diesen  Schranken  wirksam 
werden  lässt.  Wie  sehr  hat  in  dieser  Beziehnng  der  ehemalige  deutsche  Process 
gefehlt! 
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grössere  Störung  aufrecht  zu  erhalten,  Pouiüet  nr.  291,  Trib.  Rheims 
23./5.  1863  Pataille  X  p.  101.  Und  selbst  wenn  die  Waare  die  beste 
von  der  Welt  gewesen  sein  sollte,  kann  die  markenwidrige  Thätigkeit 
nichtsdestoweniger  eine  Entwerthnng  enthalten,  sofern  dadurch  mindestens 
die  Sicherheit  der  Marke  untergraben,  sofern  dadurch  der  Weg  angebahnt 
wird,  der  Marke  im  Verkehr  den  Individualitätscharakter  zu  nehmen  und 
sie  zur  Qualitätsbezeichnung  zu  stempeln.  Auch  in  dieser  Richtung  kann 
eine  Entschädigung  begründet  sein,  um  so  mehr,  als  es  oft  der  energischen 
Entgegenwirkung  des  Berechtigten  bedarf,  um  diese  Strömung  wieder 
zurückzuleiten. 

Die  Entschädigungspflicht  wird,  wie  bereits  oben  bemerkt,  aufgehoben, 
wenn  der  Berechtigte  dem  Thäter  seine  Zustimmung  gegeben,  ihn  zu 
seinem  Handeln  licensirt  hat  —  jedoch  nur  für  so  lange,  als  diese  Licenz 
dauert,  als  die  Erlaubniss  nicht  zurückgenommen  wird  i) ;  denn  wenn 
auch  das  Handeln  des  Licensirten  trotz  der  Licenz  ein  widerrechtliches 
bleibt,  so  ist  es  doch  kein  solches,  welches  einen  Entschädigungsanspruch 
gegen  den  Markenberechtigten  erzeugt. 

Die  Entschädigungspflicht  mindert  sich,  wenn  der  Berechtigte  selbst 
in  verkehrswidriger  Weise  zur  Erhöhung  des  Schadens  beigetragen  hat ; 
so  insbesondere  durch  unmotiviite  Lässigkeit  in  der  Geltendmachung  seines 
Rechts  gegen  die  ihm  bekannten  Verletzungen.  Es  wäre  gegen  alle 
bona  fldes,  wenn  der  Berechtigte  durch  ruhiges  Stillesitzen  den  anderen 
Theil  gerade  recht  zur  gesteigerten  Verletzung  induciren  würde,  um  dann 
mit  eiDem  Schlage  das  Resultat  langjähriger  Verletzungsthätigkeit  in 
seinen  Schooss  zu  ziehen ;  vgl.  darüber  die  vortrefflichen  Entscheidungen 
bei  Daniel  p.  23  f.  und  bei  Browne  p.  379  f.  388  f.;  vergL  ferner 
Supreme  Court  New-York  1876  Amoskeag  v.  Garner  Coddington  p.  79, 
Circ.  Court  New- Jersey  19./11,  1881  Off.  Gaz.  XX  p.  1893;  vgl.  auch 
Trib.  Algier  2./7.  1855  Fataille  XXin  p.  177.  183,  Trib.  Havre  4./5. 
1882  R6g.  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  389;  vgl  auch  oben  S.  243.  295 
lind  Mommsen,  Interesse  S.  157.  257  f. :  hier  würden  sich  nicht  dolus 
und  culpa,  sondern  dolus  und  dolus  gegenüberstehen.  Ein  Zuwarten  natür- 
lich, um  sichere  Beweise  zu  erlangen,  um  erfolgreiche  Daten  für  die  ge- 
richtliche Verfolgung  in  die  Hand  zu  bekommen,  ist  kein  unmotivirter 
Verzug,  Browne  p.  381.  Noch  mehr,  als  die  blosse  Lässigkeit  in  der 
Reaction,  würde  es  in  Betracht  fallen,  wenn  der  Berechtigte  den  Be- 
klagten positiv  inducirt,  ihn  absichtlich  in  Sicherheit  gewiegt,  oder  gar 
als  agent  provocateur  zur  verletzenden  Thätigkeit  verleitet  hätte  —  alles 

0  Vgl.  oben  S.  242.  243.  295  nnd  S.  5. 
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dies  mit  Ausnahme  des  Falles,  wo  eine  solche  Insinuation  lediglich  das 
Mittel  zur  Entdeckung  und  Entlarvung  des  Thäters  gewesen  ist,  in 
welchem  Falle  der  hierbei  erwachsene  Schaden  unter  die  iSntdeckungs- 
unkosten  fällt  und  nach  dem  oben  Entwickelten  als  Theil  der  compensa- 
torischen  Entschädigung  mit  zu  ersetzen  ist;  vgl.  auch  Appelh.  Paris 
4./3.  1869  PatailleXY  p.  97,  Seinetrib.  30./6. 1869  Pat.XVl  p.  31.  32 
(qua  s'il  est  permis  de  recourir  h  une  provocation  .  .  .  pour  se  procurer 
la  preuve  d^un  fait  illicite,  on  ne  peut  pas  toutefois  se  creer  ainsi  k 
sei — meme  le  principe  d^une  action  en  dommages — int^rets). 


§  5. 

Anspruchsberechtigt  ist  auch  hier  der  Markenberechtigte.  Während 
aber  bei  dem  Anspruch  aus  dem  absoluten  Recht  stets  derjenige  und  nur 
derjenige  der  Träger  des  Anspruchs  ist,  welcher  der  präsente  Träger  des 
Rechts  ist,  während  bei  dem  Anspruch  aus  dem  absoluten  Rechte  die 
Anspruchsberechtigung  mit  dem  absoluten  Recht  steht,  fällt  und  übergeht, 
verhält  es  sich  mit  den  Verletzungsobligationen  weitaus  anders :  der  An- 
spruch erwächst  hier  desshalb  in  der  Person  des  Markenberechtigten,  weil 
das  obligatorische  Gläubigerrecht  in  seiner  Person  erwächst:  einmal  er- 
wachsen, bleibt  er  daher  in  seiner  Person  bestehen ;  denn  der  Anspruch  ist 
hier  nicht  Ausfluss  des  absoluten  Rechts,  sondern  Ausfluss  der  obligato- 
rischen Gläubigerschaft,  und  als  solcher  bleibt  er  dem  credltor,  so  lange 
derselbe  creditor  ist,  die  Schicksale  des  absoluten  Rechts  berühren  ihn 
nicht.  Daher  geht  bei  Uebertragung  des  Markenrechts  die  Gläubiger. 
Schaft  bezüglich  der  Verletzungsobligationen  nur  dann  auf  den  Erwerber 
über,  wenn  dieselbe  ausdrücklich  oder  stillschweigend  mitübertragen  ist; 
und  wenn  die  Marke  erlischt,  bleibt  die  Verletzungsobligation  und  das 
Gläubigerrecht  bestehen.  Es  gilt  in  dieser  Beziehung  alles  das,  was 
ich  seiner  Zeit  bezüglich  der  Immaterialgüterrechte  entwickelt  habe. 
Vgl,  nunmehr  auch  die  vortreffliche  Entscheidung  des  Circ.  Court.  Distr. 
New- Jersey   16./8.  1882  Off.  Gaz.  XXII  p.  1445  (in  einer  Patentsache). 

üebrigens  tritt  auch  hier  neben  den  Träger  des  Rechts  derjenige, 
welchem  die  exclusive  Ausbeute  des  Rechts  für  ein  bestimmtes  territoriales 
Gebiet  überlassen  ist,  also  der  oben  charakterisirte  Monopolist  —  nur 
dass  es  auch  hier,  bezüglich  des  Monopolrechts,  nicht  auf  den  Rechts- 
zust^nd  zur  Zeit  der  Xlage,  sondern  auf  den  Rechtszustand  zur  Zeit  der 
Verletzung  ankommt    Vgl.  auch  fr.  10  §  3,  fr.  11,  fr.  12  de  cond.  fürt. 
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§  6. 

Entschädigungspflichtig  ist  nicht  nur  der  Thäter,  sondern  auch  der 
Gehülfe,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  18,  Upton  p.  229  f.,  Browne  p.  356  i). 
Beide  haften  solidarisch;  ebenso  mehrere  im  Einverständniss  handelnde 
Mitthäter,  vgl.  Huard  p.  51  nr.  31,  Stubenrauch  S.  25.  In  gleicher 
Weise  haftet  auch  der  Anstifter;  ebenso  auch  derjenige,  welcher  einen 
Dritten  unter  der  Täuschung,  dass  die  Marke  erlaubt  sei,  zur  Benützung 
derselben  verleitet  hat:  ein  solcher  ist  wie  ein  Thäter  zu  behandeln. 
Bis  zu  welchem  Masse  die  Erben  des  Thäters  für  die  Entschädigung  auf- 
kommen, ist  nach  dem  speciellen  Civilrechte  zu  beantworten :  das  moderne 
Recht  drängt  zur  vollkommenen  Erbenhaftung,  vgl.  Sourdat  nr.  76  ff. 
I  p.  72  f.,  Huard  p.  60  nr.  45.  Findet  die  Markenverletzung  für  eine 
Handelsgesellschaft  statt,  so  haftet  das  Gesellschaftsvermögen  jedenfalls 
bis  zur  Bereicherung,  nach  Landesgesetzen  auch  für  volle  Entschädigung, 
so  insbesondere  nach  französischem  Rechte,  Appelhof  Alger  29./5.  1879 
Pataille  XXIV  p.  345  (auch  bei  Sirey  1880  II  p.  79).  In  gleicher 
Weise  ist  zu  entscheiden,  ob  und  wieweit  der  Geschäftsherr  für  eine 
solche  Uebertretung  seiner  Untergebenen  haftet;  eine  solche  Haftung 
hat  angenommen  die  engl.  Entsch.  Tonge  v.  Ward  8./11.  1869  Sebast. 
p.  191. 


1)  Aasdrücklich  bestimmt  die  Mithaftang  der  Complicen  das  Markengesetz 
^er  Argentinischen  Republik  14./8.  1876  a.  35  {Pataäle  XXI  p.  345).  Dagegen 
hat  der  Circ.  Court  Massachns.  14./8.  1882  (in  einer  Patentsache)  angenommen, 
dass  die  Directoren  einer  Gesellschaft,  die  Handwerker  u.  s.  w.  nicht  entschädig- 
tingspflichtig  seien,  Off.  Gaz.  XXIII  p.  939.  Allein  diese  Entscheidung  hat  nur 
den  richtigen  Kern,  dass  an  den  Dolus  dieser  Personen  ein  ganz  besonders  strenger 
Massstab  anzulegen  ist,  da  dieselben  nicht  immer  in  dem  lÜasse  gehalten  sind, 
sich  über  die  Rechtmässigkeit  des  Gesammtopus  zu  vergewissern,  wie  der  dominus, 
in  dessen  Interesse  das  Ganze  geschieht.  Wenn  der  Circ.  Court  (ib.  p  939)  er- 
klärt: „Infringement  is  not  a  trespass.  The  form  of  action  is  case;  and  this  is 
hecause  the  act  done  is  not  of  itself  a  direct  interference  with  the  tangible  pro- 
perty  of  the  plaintiff,  but  an  indirect  interference  with  his  paramount  right.  It 
is  like  the  building  of  a  house  upon  a  man's  own  land,    which    shuts  out  a  light 

which  his  neigbour  has  a  prescriptive  right  to  enjoy "    so  trifft  dieses  hier 

nicht  zu:  bei  der  servitus  altins  non  tollendi  liegt  das  Zuwiderhandeln  nicht 
.eigentlich  in  dem  Bauen,  sondern  in  dem  ,,aedificatum  habere*^,  und  darum  kann  der 
Gehillfe  des  Baues  hier  entlastet  werden,  vgl  auch  fr.  5  §  12  quod  vi  ant  clam: 
bei  dem  Markenrechte  aber  liegt  die  Zuwiderhandlung  bereits  in  der  Bezeichnung 
.der  Waare,  bereits  in  der  Schöpfung  eines  den  Verkehr  vergiftenden  Elements. 
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§  7. 
Schon  oben  wurde  ausgeführt,  dass  die  Verzögerung  der  Klage- 
erhebnng  auf  die  Höhe  der  Entschädigung  influiren  kann.  Es  wäre  aber 
auch  eine  kürzere  Verjährungs-  oder  vielmehr  Klagfrist  i)  für  die  bereits 
erwachsenen  Entschädigungsansprüche  geboten.  Solche  findet  sich  in 
manchen  Gesetzgebungen ;  so  im  französchen  Eechte :  hier  ist  dieselbe  im- 
plicite  dadurch  gegeben,  dass  die  Criminalverjährung  von  3  Jahren  auch 
für  die  Civilverjährung  gilt,  vergl.  Pouillet  nr.  304;  ähnlich  verhält 
es  sich  im  belgischen  Rechte,  Braun  p.  599.  Ausdrückliche  Bestimm- 
ungen hat  beispielsweise  das  Gesetz  der  Argentinischen  Republik  von 
14./8.  1876  a.  36  (Pataille  XXI  p.  345):  3  Jahre  objectiver  Begränzung 
und  1  Jahr  von  der  Kenntniss  der  Contravention  an;  ebenso  das  Decret 
von  Uruguay  v.  1./3.  1877  a.  37  QPat  XXII  p.  88).  Nach  dem 
Schweizer  Markengesetze  a.  20  verjährt  der  Anspruch  in  2  Jahren  von 
dem  letzten  Akte  der  markenwidrigen  Thätigkeit  an  gerechnet. 


III. 
Anderweitige  obligatorische  Verhältnisse. 

§  1. 

Eine  falsche  Marke  kann  aber  nicht  nur  Anlass  zur  Entschädigung 
geben,  sondern  auch  anderweitige  juristische  Complicationen  hervorrufen, 
welche  jetzt  noch  kurz  zu  sprechen  sind. 

Keiner  Hervorhebung  bedarf  es,  dass,  wenn  im  Vertrag  die  Liefe- 
rung einer  bestimmten  Markenwaare  zugesagt  wird,  damit  die  Lieferung 
der  ächten  Markenwaare  gemeint  ist,  so  dass  die  Waare  mit  falscher 
Marke  eine  alia  res  ist  und  mithin  die  Lieferung  derselben  nicht  als  Er- 
füllung des  Vertrages  betrachtet  werden  kann;  vgl.  Appelhof  Paris  11. /6, 
1875  Pataille  XX  p.  260.  269.  271..  Hier  ist  es  aber  nicht  die  falsche 
Bezeichnung  der  Waare,  sondern  die  falsche  Waare,  welche  juristisch  in 
Betracht  kommt,  und  die  Vertragswidrigkeit  besteht  nicht  darin,  dass 
die  Waare  falsch  bezeichnet  ist,  sondern  darin,  dass  sie  überhaupt  eine 
andere  Waare,  ein  aliud  genus  ist,  als  das  vertragsmässige. 


1)  Vgl.  Grawein,  Verjährung  nnd  gesetzliche  Befristang  8. 218  f.  223  f.  and 
meine  Besprechnng  in  Z.  f.  vgl.  Rechts w.  IV  S.  303  f. 
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Aber  anch  die  falsche  Bezeichnung  der  Waare  als  solche  kommt 
in  Betracht:  die  falsche  Bezeichnung  ist  ein  Vitium,  sie  vitiirt  das  Ge- 
schäft, auch  wenn  gar  nicht  Waare  einer  bestimmten  Marke  zugesagt 
worden  ist,  auch  wenn  die  Waare  nach  ihren  in  emen  Eigenschaften  dem 
Vertrage  vollkommen  entsprechen  würde.  Denn  die  fa'sche  Marke  macht 
die  Waare  in  der  Hand  des  Käufers  zu  einer  unverkäuflichen :  sobald  er 
von  der  Marke  weiss,  ist  er  ausserhalb  der  Möglichkeit,  die  Waare,  so 
wie  sie  ist,  zu  veräussem,  ohne  selbst  eine  Markenverletzung  zu  begehen 
und  mit  dem  Strafgesetz  in  Collision  zu  kommen ;  vergl.  auch  Superior 
Court  New- York  Octob.  1849  Rudderow  v.  Huntington  Cox  p.  106.  Das 
Vitium  wird  erst  gelöscht,  wenn  die  Marke  abgelöst  wird,  und  das  kann 
seine  Schwierigkeiten  haben,  überhaupt  ist  es  eine  Thätigkeit,  die  dem 
Käufer  nicht  ohne  weiteres  zugemuthet  werden  kann.  Daher  kann  der 
Käufer  eine  solche  Waare  als  eine  unverkäufliche  nach  den  gewöhnlichen 
Regeln  des  Kaufvertrages  redhibiren  oder  quanti  minoris  klagen ;  er  kann 
aber  auch  die  Leistung  als  Nichterfüllung  erklären  und  andere  Leistung 
verlangen  i). 

Aber  ausserdem  kann  der  Käufer  von  seinem  Mitcontrahenten,  falls 
diesem  dolus  oder  auch  nur  ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  Entschädigung 
verlangen  für  denSchaden,  den  er  durch  die  falsche  Marke,  die  dadurch  her- 
vorgerufenen Reclamationen,  Geschäftsstörungen  und  etwaigen  gerichtlichen 
Schritten  erlitten  hat.  Vgl.  Adams  p.  121,  Ltidlow  und  Jetikyns  p.  21, 


1)  Dass  im  Falle  eines  vitinm's  der  Käafer  anch  beim  Genuskauf  auf  die 
ädilicischen  Rechtsmittel  beschränkt  sei  nnd  nicht  Nenliefernng  verlangen  dürfe, 
halte  ich  für  entschieden  irrig.  Die  Analogie  des  Specieskanfs  ist  entschieden 
nnzntreffend :  beim  Specieskanf  ist  die  Species  und  nur  diese  Gegenstand  des  Ver^ 
trags,  daher  kann  von  einer  Lieferung  einer  neuen  Species  als  congrnenter  Ver- 
tragserfüllung keine  Rede  sein.  Anders  bei  dem  Genuskauf,  wo  die  Species  erst 
Gegenstand  des  Erfüllungsgeschäfts,  nicht  schon  des  Vertrages  ist ;  wesshalb  von 
einer  Lieferung  einer  anderen  Species  als  eines  congrnenten  Vertragsobjects  sehr 
wohl  die  Rede  sein  kann.  Und  dass  nur  die  Leistung  einer  völlig  verkehrsfähigen 
Species  als  Erfüllung  angenommen  zu  werden  braucht,  beruht  nicht  auf  einer  still- 
schweigenden Zusage  der  Fehlerlosigkeit,  sondern  darauf,  dass  das  Genus  nach 
Verkehrsbegriffen  nur  als  verkehrsfähiges  Genus  verstanden  wird,  daher  auch  nur 
eine  solche  verkehrsfähige  Species  als  dem  Genus  adäquat  betrachtet  werden 
kann.  Die  Vertragspflicht  ist  nicht  so  aufzufassen,  als  Messe  es :  „Leiste  eine  fehler- 
freie Species  des  betreffenden  Genus",  sondern  so:  .Leiste  eine  Species  des  be- 
treffenden Genus**,  wobei  aber  unter  Genus  die  Gesammtheit  verkehrsfähiger 
Waaren  der  betreffenden  Sorte  vei*standen  wird,  lieber  die  Frage  vgl.  Uanausek, 
Haftung  des  Verkäufers  I  S.  125,  dem  ich  gerade  in  dieser  Beziehung  nicht  zu- 
stimmen kann. 
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Seinetrib.  2./1.  1869  Fat.  XVI  p.  27,  ebenda  9./10.  1879  R6^me 
intern,  des  marq.  d.  fabr.  I  p.  87 ;  vgl.  auch  Braun  p.  547  f.  Aehnliches 
gilt  von  dem  Mandatar,  Kommissionär  und  anderen ;  engl.  Entsch.  Dixon 
V.  Fawcus  1861  Coddington  p.  293.  Alles  dieses  natürlich  nur  dann, 
wenn  der  Kläger  seinerseits  den  Mangel  nicht  kannte  und  in  gutem  Glauben 
war;  wenn  er  coUudirte,  hat  er  keinen  Anspruch,  vgl.  Seinetrib.  19./1. 
1870  Pataille  XVI  p.  174,  Appelh.  Paris  19./5.  1870  Fat  XVI  p.  219, 
Tribunal  Lyon  31./7.  1872  Fat,  XVHI  p.  24. 

Die  falsche  Marke  kann  auch  exceptionsweise  in  Betracht  kommen, 
wenn  ein  Depositar,  ein  Lagerhaus,  ein  Spediteur  die  Waare  von  dem 
Kaufmann  in  Empfang  genommen  hat  und  sodann  auf  Herausgabe  belangt 
wird :  er  kann  die  Eückgabe  für  so  lange  verweigern,  bis  die  Marke 
gelöscht  wird,  denn  er  würde  dadurch  zu  dem  verkehrswidrigen  Thun 
des  Kaufmanns,  zur  Verbreitung  der  falschen  Marke  wissentlich  mitwirken ; 
vgl.  Ludlow  und  JenJcyns  p.  46;  vgl.  auch  engl.  Entsch.  10./12.  1863 
Ponsardin  v.  Peto  Sehast  p.  133,  Hunt  v.  Maniere  1864  Coddington 
p.  62.  Höchstens  könnte  man  geneigt  sein,  eine  Ausnahme  zu  machen, 
wenn  der  Markenberechtigte  in  die  Herausgabe  einstimmt  oder  mindestens 
trotz  erfolgter  Denunciation  nicht  widerspricht,  vgl.  fr.  31  §  1  depositi 
nnd  dazu  Glück  XV  S.  195;  aber  auch  das  ist  bedenklich,  weil  hier 
nicht  nur  das  Interesse  des  Markenberechtigten,  sondern  auch  die  Inter- 
essen des  getäuschten  Publikums  ins  Gewicht  fallen. 

Eine  weitere  Frage  ist  es,  inwiefern  das  Fehlen  der  Marke  als 
Vitium  des  Gutes  zu  betrachten  ist;  es  ist  dies,  wenn  das  Gut  im  Ver- 
kehr nur  mit  dieser  Marke  als  achtes  Gut  zu  cursiren  pflegt,  wenn  also 
das  Gut  nur  mit  der  Marke  als  achtes  Gut  gangbar  und  verkäuflich  ist. 
In  einem  solchen  Falle  ist  das  Gut,  wenn  auch  acht,  ohne  die  ächte  Marke 
keine  Waare,  wie  sie  der  Handel  will,  es  ist  keine  normale,  verkehrs- 
tüchtige Waare  und  entspricht  daher  den  Anforderungen  nicht,  welche 
der  Käufer  an  die  Waare  stellen  kann ;  es  treten  daher  alle  Ansprüche 
hervor,  welche  dem  Käufer  im  Falle  vitiöser  Waare  zustehen :  dagegen 
hilft  die  interne  Güte  und  Aechtheit  der  Waare  nichts,  da  die  Wäare  eben 
nicht  nur  als  Gebrauchs-,  sondern  auch  als  Tauschwaare  in  Betracht 
kommt  und  als  letztere  nicht  die  für  den  Verkehr  erforderliche  Qualität 
besitzt;  vgl.  Goldschmidt,  Handb.  11  (2.  Aufl.)  S.  40.  52,  Hanausek, 
Haftung  des  Verkäufers  I  S.  67,  Appelh.  Genua  30./4.  1878  bei  Vidari 
dir.  comm.  III  p.  264  Note.  Von  diesem  Standpunkte  aus  gewinnt  auch 
die  oben  erwähnte  Bestimmung,  dass  der  Kommissionär  ohne  den  Willen 
des  Kommittenten  die  Marke  nicht  alteriren  darf,  ihre  richtige  Be- 
leuchtung. 

K  0  h  1  e  r ,  Recht  des  MarkenschutzeB.  24 
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§  2. 

Bei  Frachtführern  und  Schiffern  kommt  die  Uebereinstimmung  der 
Waarenmarke  mit  der  im  Frachtbrief,  Ladeschein,  Konnossement  ange- 
gebenen Marke  in  Betracht;  allein  in  diesem  Falle  fignrirt  die  Marke 
nicht  qua  Marke  in  unserem  gesetzlichen  Sinne ;  sie  figurirt  nicht  als 
ürsprungszeichen,  sondern  als  „Merkzeichen",  als  Erkennungs-,  als  In- 
dividualisirungsmittel ;  sie  steht  in  dieser  Hinsicht  irgend  welchen  son- 
stigen Merkzeichen  gleich,  sie  hat  nur  faktisch  identificirende,  nicht  juri- 
stisch auszeichnende  Bedeutung,  vgl.  H.-G.-B.  a.  392  Z.  1,  414  Z.  1, 
645  Z.  7,  und  vgl.  auch  Handelsgericht  Lübeck  7./5.  1868  Busch  Arch. 
XVI  S.  329,  Id.  2./4.  1872  ib.  N.  F.  II  S.  199,  auch  Obergericht  Lübeck 
3./5..1872    ib.  N.  F.    II   S.  207. 


B.  Civilprocessualisches. 


§  1. 

Da  hier  keine  Entwicklung  des  Civilprocessganges  zu  geben  ist,  so 
mass  sich  nnsere  Darstellung  auf  einzelne  processuale  Notizen  beschränken, 
welche  durch  die  Eigenthümlichkeit  des  Gegenstandes  veranlasst  sind. 

Dass  die  Markenrechtsstreitigkeiten  nach  deutschem  Recht  an  die 
Kammern  für  Handelssachen  fallen,  ergibt  sich  schon  aus  §  19  des  Marken- 
Gesetzes,  und  nunmehr  auch  aus  §  101  Z.  3°-  der  Gerichtsverfassung'). 
Doch  gilt  dies  nur  von  Streitigkeiten  über  die  Markenzeichen  und  Marken- 
namen des  Markengesetzes,  von  diesen  aber  absolut  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  Eaufmannsqualität  der  Parteien,  was  insbesondere  für  die  Marken- 
namen landwirthschaftlicher  Producenten  von  Bedeutung  ist.  Dagegen 
gehören  Streitsachen  wegen   concurrence  d61oyale   vor  die  Civilkammern. 

In  Frankreich 2)  ist  die  Sache  gerade  umgekehrt:  Processe  aus 
dem  Markengesetz  gehören  vor  die  Civilgericbte,  a.  16  d.  Ges.  v.  1857, 


1)  Ganz  alterthümlicb  verweist  das  österreichische  Gesetz  1858  §  23  cf.  15. 
17.  18.  19  die  Markenstreitigkeiteiit  abgesehen  von  den  Entschädigungsansprüchen, 
an  die  politischen  Verwaltungsbehörden,  vgl.  dazu  Stubenrauch  S.  25  f.  81  f. 
Vgl.  hiergegen  die  Gutachten  bei  Peez  in  der  Wochenschrift  des  niederoster reich. 
Gewerbe  Vereins  1882  S   314. 

2}  Auch  das  italienische  Gesetz  a.  11  folgt  dem  französischen  vgl.  auchAppelh. 
Genova  14./10.  1882  11  diritto  commerc.  I  p.  45  und  Vidari,  corso  di  diritto 
comm.  III  nr.  1493.  Nach  rumänischem  Gesetze  v.  4. /26.  April  1879  a.  22  dagegen 
gehören  die  Markenprocesse  vor  die  Handelsgerichte;  ebenso  nach  belgischem 
Rechte,  jedoch  hier  nicht  unbedingt,  sondern  nur,  wenn  der  Beklagte  ein  Kauf- 
mann ist,  vgl  a.  15  d.  belg.  Ges  und  dazu  Braun  p.  585  f.  590.  Eigenthflmlich 
ist  die  Bestimmung  des  portugiesischen  Gesetzes  v.  4./6.  1883,  womach  die  Strei- 
tigkeiten über  Handelsmarken  an  die  Handelsgerichte,  die  über  Fabrikmarken  an 
die  Civilgericbte  kommen,  ?..  19  (^Patcalle  XXiX  p.  71  Laneyrie). 
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dagegen  Streitigkeiten  über  concnrrence  d^loyale  kommen  an  die  Han- 
delsgerichte ,  vorausgesetzt ,  dass  der  Kläger  und  der  Beklagte  Kauf- 
leute  sind,  vgl.  a.  631  C.  de  comm.,  Pouillet  nr.  666  f.,  Appelh.  Paris 
28.1  L  1866  Fat.  XII  p.  193,  Appelh.  Douai  11./6.  1868  Fat.  XVI 
p.  63;  und  ebenso  verhält  es  sich,  der  richtigen  Ansicht  nach,  mit  den, 
gemäss  Gesetz  von  1824  geschützten,  Handelsnamen.  Richtige  Bemerkungen 
gegen  dieses  System  s.  bei  Mayer  p.  89  f.  und  bei  Lyon-Caeny  Revue 
critique  de  l^gislation  XXVII  p.  694  f. 

Uebrigens  gilt  die  bezeichnete  Competenzordnung  für  alle  Rechts- 
verhältnisse, welche  sich  auf  die  Marken  beziehen,  also  auch  für  die 
Löschungsklage,  für  diese  selbst  dann,  wenn  sie  nicht  auf  Grund  eines 
Markenrechts,  sondern  auf  Grund  anderweitiger  coUidirender  Rechtsver- 
hältnisse erhoben  wird,  also  insbesondere  auch,  wenn  das  Zeichen  als 
Freizeichen  in  Anspruch  genommen  werden  soll,  vgl.  Meves  S.  201  f. ; 
ja  sie  gilt  auch  für  die  negative  Feststellungsklage,  für  die  Löschungs- 
klage ohne  Anspruch.     Vgl.  oben  S.  350  f. 

§  2. 

Vor  der  Entscheidung  kann  eine  einstweilige  Verfügung  ergehen, 
welche  sich  nach  den  Umständen  des  Falles,  nach  der  grösseren  oder 
geringeren  Dringlichkeit  der  Sache  richtet;  sie  kann  ein  einstweiliges 
Verbot  enthalten,  sie  kann  eine  einstweilige  Sequestration  der  Waare  ver- 
fügen, §  814.  817.  819  d.  C.-P.-O. ;  vgl.  dazu  Merkel,  Arrest  und  einst- 
weilige Verfügung  S.  226.  Auch  kann  eine  anticipirte  Beweiserhebung 
gestattet  werden :  insbesondere  ein  anticipirter  Augenschein  mit  Sachver- 
ständigengutachten. Beide  Institute  sind  Sicherungsinstitute :  sichert  das 
eine  die  wirksame  Vollstreckung,  so  sichert  das  andere  den  Beweis. 

Das  französische  Recht  vereinigt  die  Zwecke  dieser  beiden  pro- 
cessualen  Einrichtungen  in  der  bekannten  Institution  der  description  und 
saisie,  welche  hier  ebenso  wie  im  Gebiet  des  Patentrechts  anerkannt  ist*): 
der  Berechtigte  kann  kraft  richterlicher  Ermächtigung  bei  dem  angeb- 
lichen Verletzer  eine  protokollarische  Feststellung  der  markenwidrigen 
Waaren  durch  einen  Gerichtsvollzieher  und  eine  vorläufige  Beschlagnahme 


1)  Diese  Institntion  ist  auch  in  andere  Rechte  übergegangen :  sie  findet  sich 
im  rumänischen  Markengetze  v.  14./26.  April  1879  a.  23.  Dagegen  hat  das  belgische 
Gesetz  dieselbe  nicht  mitanfgenommen,  weil  sie  zn  Missbränchen  und  Schwierig- 
keiten fahre  nnd  im  Markenrechte  überflüssig  sei:  die  Massregel  war  im  Regier- 
ungsentwurf enthalten,  wurde  aber  dann  auf  das  Amendement  OZt'n's  gestrichen; 
vgl.  Braun  p.  595  f. 
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derselben  vorDehmen  lassen:  nur  muss  innerhalb  einer  kurzen  Frist  die 
Sache  gerichtlich  betrieben  werden,  ansonst  der  Akt  zusammenfällt,  a.  17 
und  18  des  Gesetzes  v.  1857,  Pouillet  nr.  224  f.,  Felletier  und  Defert 
ni*.  507  f.  Allerdings  ist  das  Institut  zweischneidig :  eine  unberechtigte 
saisie  fuhrt  nach  Umständen  des  Falles  zu  schwerer  Schadenersatzpflicht, 
insbesondere  wenn,  was  nicht  ausgeschlossen  ist,  eine  solche  in  der  ten- 
denziösen Absicht  erfolgte,  den  Concurrenten  und  seine  Abnehmer  damit 
zu  terrorisiren  und  im  Geschäfte  zu  lähmen;  verg].  Appelhof  Bordeaux 
17./12.  1867  Pakaille  XIV  p.  100. 

Auch  das  englische  Recht  hat  ähnliche  judicielle  Massregeln  ent- 
wickelt; es  kennt  sowohl  die  richterliche  Inspection  als  auch  die  einst- 
weilige injunction  auf  Grund  einer  Primafaciecognition,  M.  Act.  1862 
s.  21,  Ludlow  und  Jenkyns  p.  39  ^) ;  und  auch  das  österreichische  Gesetz 
statuirt  im  §  26  die  Möglichkeit  der  vorläufigen  Beschlagnahme,  Stube^i- 
rauch  S.  22. 

Eines  solchen  speciellen  Institutes  bedarf  es  im  deutschen  Bechte 
nicht,  da  die  zwei  oben  angeführten  Massnahmen  im  allgemeinen  als  aus- 
reichend erscheinen.  Doch  hätte  eine  besondere  Hervorhebung  der  einst- 
weiligen Beschlagnahme  immerhin  einigen  Werth,  insofern  Zweifel  und 
Bedenken  der  Gerichte  abgeschnitten  werden  könnten,  welche  gerade  in 
unserem  Falle  bei  den  eigenartigen  Schwierigkeiten,  mit  denen  der  Kläger 
zu  kämpfen  hat,  am  allerwenigsten  Spielraum  haben  dürfen;  es  hätte  eine 
solche  specielle  Hervorhebung  ebensogut  ihre  Bedeutung,  wie  es  seine 
Bedeutung  hat,  dass  der  §  16  Z.  4  des  Einfuhrungs-Gesetzes  zur  Civil- 
prozess-Ordnung  die  speciellen  Bestimmungen  des  Landesrechts  über  die 
Zulässigkeit  der  einstweiligen  Verfügung  aufrechterhält  2).  Und  was  die 
Sicherung  des  Beweises  betrifft,  so  ist  zu  wünschen,  dass  die  Juris- 
prudenz bezüglich  des  Augenscheins  keine  zu  engen  Anschauungen  trägt ; 
insbesondere  muss  aufrechterhalten  werden,  dass  jeder,  gegen  den 
die  Klage  sich  richtet,  gehalten  ist,  das  Etablissement  und,  was  dazu 
gehört,  dem  Augenschein  darzubieten,  zum  Augenschein  zu  exhibiren^); 
denn  nur  bei  einer  weiten  Anschauung  über  diese  Exhibitionspflicht  kann 
dasAugenscheinsinstitut  hier  dem  wichtigen  Zwecke  dienen,  ein  wirksamer 


>)  Bezaglich  des  Patentrechts  vergl.  man  neuerdings  die  lehrreichen  Ent- 
wickelangen von  Lawson  p.  89  f.  106 1  Vgl.  auch  Sebastian,  law  of  tr.  m.  p.  204  f. 

2)  Vgl.  auch  Merkel  Arrest  S.  227. 

8)  That  er  es  nicht,  so  wird  zwar  der  Angenschein  auf  civüprocessnalischem 
Wege  nicht  erzwungen,  wohl  aber  tritt  dann  die  Rechtsfolge  ein,  dass  der  Richter 
die  Sache  so  behandeln  kann,  als  wenn  der  Augenschein  ungfinstig  ausgefallen 
wäre  —  ähnlich,  wie  wenn  im  Fall  des  §  132  d.  O.-P.-O.  die  Partei  nicht  erscheint. 
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Hebel  der  Recht8pfleg:e  zu  sein.  Und  diese  weitere  Anschauung  hat  denn 
auch  die  hinreichende  juridische  Stütze :  denn  der  Augenschein  soll  statt- 
finden zur  Constatirung  des  Vorhandenseins  oder  Nichtvorhandenseins  eines 
delictuosen  Thuns ;  zu  einer  solchen  Constatirung  beizutragen,  ist  aber  im 
Allgemeinen  jeder  Beklagte  gehalten,  auch  dann,  wenn  diese  Constatirung 
lediglich  civilistische,  nicht  auch  criminelle  Zwecke  verfolgt  i).  Man  v^L 
auch  Demelius,  Exhibitionspflicht  S.  262,  und  ferner  die  Analogie  der 
Str.-P.-O.  §  95  f.,  und  dazu  Geyer,  Lehrb.  d.  Strafprocessrechts  S.  555. 

§  3. 

Für  den  Beweis,  namentlich  auch  für  den  Beweis  des  dolus,  gelten 
die  gewöhnlichen  Regeln  der  freien  Beweiswürdigung:  insbesondere  gilt 
für  die  Entschädigungsklage  das  Princip  der  freien  Beweisbehandlung  in 
Schädensachen,  wornach  der  Richter  weder  bei  der  Frage,  ob  ein  Schaden 
entstanden  ist,  noch  bei  der  Frage,  wie  hoch  sich  derselbe  belaufe,  an 
bestimmte  concreto  Thatsachen  gebunden  ist,  sondern  nöthigenfalls  nach 
der  allgemeinen  Lebenserfahrung  und  nach  den  Durchschnittsumständen 
der  Verkehrsverhältnisse  den  Schaden  abschätzen  kann  und  abschätzen 
muss;  so  §  16  d.  Markenges,  und  jetzt  auch  §  260  d.  C.-P.-O.;  vergl. 
auch  die  vortreffliche  Entscheidung  des  Reichsgerichts  24./2.  1882  (be- 
sondere Beilage  z.  Reichsanzeiger  1882  nr.  5  S.  7)  und  die  ,oben  citirte 
englische  Jurisprudenz. 

Von  Bedeutung  ist  es,  wenn  der  Kaufmann',  welcher  die  falsch 
markirte  Waare  in  Verkehr  gebracht  hat,  seinen  „Geweren",  seinen  Gre- 
währsmann  nennt,  von  welchem  er  die  Waare  bezogen  hat:  dies  wird  in 
der  Regel  die  Rechtfertigung  sein,  durch  welche  er  den  Verdacht  arg- 
listigen Handelns  von  sich  abwendet  und  den  auf  ihm  liegenden  Schatten 
zerstreut:  er  thut  es,  um  nachzuweisen,  dass  er  selbst  schon  der  Ge- 
täuschte ist.  Darum  wird  auch  mit  Recht  in  der  französischen  wie  in 
der  englischen  Jurisprudenz  das  grösste  Gewicht  darauf  gelegt,  dass  der 
Beklagte  die  Bezugsquelle  der  Waare  angeben  kann ;  vgl.  Appelh.  Paris 
20./11.  1861  Fataille  VII  p.  420,  Idem  4./3.  1864  Fat.  X  p,  325; 
vgl.  auch  Braun  p.  475  f. 


1)  Ueber  die  wichtige  Frage,  welche  Bedeutung  es  hat,  wenn  der  Beklagte 
ein  Gewerbegebeimniss  vorschätzt,  welches  durch  den  Augenschein  gefährdet  würde 
[man  vgl.  auch  die  analoge  Bestimmung  des  §  349  Z.  3  d.  C.-P.-O.),  ist  hier  nicht 
weiter  zu  handeln;  im  englischen  Rechte  ist  die  Frage  btreits  vielfach  ventüirt 
worden,  vgl.  Lawstm  p.  108  f.  Vergl.  auch  meine  civilprocessnalischen  Rechts- 
auf gaben  nr.  18.    Weiteres  an  einem  anderen  Orte. 
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DieMerch.  M.  Act.  8.6  hat  diese  proces&uale  Beweissitnation  za  einer 
materiellrechtlichen  Fflichtensitaatiou  erhoben,  indem  sie  bestimmt,  dass 
ein  solcher  Verkäufer  markenwidriger  Waare  seinen  Geweren  anzugeben 
hat,  ansonst  er  in  eine  polizeiliche  Geldstrafe  verfällt ;  ausserdem  aber  gilt 
hier  eine  praesumtio  doli :  die  Verweigerung  bewirkt  primä  facie  evidence 
für  die  Unredlichkeit  des  Beklagten.  Aehnlich  auch  das  Markengesetz  für 
Canada  v.  14./6.  1872  s.  6.  Auch  das  Schweizer  Gesetz  a.  18.  19  ent- 
hält eine  Strafbestimmung  flir  den  Fall  der  Verweigerung  der  Angabe 
des  Geweren,  und  andere  Gesetzgebungen  gehen  noch  weiter  und  bestim- 
men, dass  der  Weigernde  ohne  weiteres  als  Complice  behandelt  werden  kann ; 
so  Markenges,  der  Argent.  Eepublik  v.  14./8.  1876  a.  31  {PataiUe  XXI 
p.  345);  ebenso  das  Beeret  von  Uruguay  von  1./3.  1877  a.  32  (^Pat. 
XXn  p.  88). 

§  4. 
Das  ürtheil  ergeht  über  den  behaupteten  Anspruch.  Der  objective 
Anspruch  auf  Unterlassung  der  Störung  ist  ein  Anspruch  auf  eine  dauernde 
Negative,  wesshalb  jedes  künftige  Entgegenhandeln  desselben  Thäters  eine 
Contravention  gegen  den  bereits  präsenten  Anspruch  bildet :  der  Anspruch 
setzt  zu  seinem  Entstehen  eine  Störung  voraus,  aber,  einmal  entstanden, 
reagirt  er  gegen  jede  gegenwärtige  wie  künftige  Störung  dessen,  gegen 
den  er  gerichtet  ist.  Daher  geht  auch  das  Urtheil  auf  alle  Zukunft 
hinaus  und  verbietet  jede  künftige  Contravention  i).  Die  Vollstreckung  des 
Urtheils  geschieht,  wie  bereits  oben  erwähnt,  durch  Strafandrohung, 
welche,  wie  das  Urtheil,  auf  die  gesammte  Zukunft  gestellt  wird  und  jede 
künftige  Contravention  desselben  Thäters  mit  in  ihren  Bereich  zieht.  Die 
Verhängung  und  Vollziehung  der  Strafe  im  Fall  künftiger  Contravention 
aber  ist  nicht  Vollziehung  des  urtheilsmässigen  Anspruchs,  sondern  Aus- 
übung des  durch  die  Strafandrohung  geschaffenen  Strafrechts:  die  Ur- 
theilsexecution  ist  durch  die  Strafandrohung,  durch  die  Schöpfung  des 
besonderen  Strafrechts  erledigt ;  was  nunmehr  kommt,  ist  nur  die  Aus- 
führung der  durch  die  Androhung  geschaffenen  Strafordnung.  Allerdings 
erfolgt  die  Verhängung  der  Strafe  durch  das  Processgericht,  nicht  durch 


1)  Beziehungsweise  auf  solangei  als  das  Markenrecht  besteht.  Denn  im  Fall 
eines  späteren  Erlöschens  würden  die  aaf  die  £rlö8chnng  folgenden  Thätigkeiten 
aasserhalb  der  Sphäre  des  Urtheils  fallen  und  den  Charakter  von  Markenrechts- 
contraventionen  verlieren.  Civil processnali seh  würde  dieses  Erlöschen  dnrch  die 
VoUstrecknngsgegenklage  des  §  686  d.  C.-P.-O.  (nöthigenfalls  dnrch  eine  entspre- 
chende Feststellnngsklage)  znr  Geltang  gebracht  werden. 
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das  Strafgericht}  allein  das  Processgericht  fnngirt  hier  nicht  als  Civil- 
gericfaty  sondern  als  Processdisciplinargericht,  und  die  Strafe,  welche  es 
ausspricht,  wird  nicht  auf  dem  Wege  des  Civilprocesses,  sondern  anf 
strafprocessualischem  Wege  zum  Vollzuge  gebracht :  die  Geldstrafe  fällt 
an  den  Staat,  die  Haftstrafe  wird  als  Strafe  verbüsst.  Doch  schliesst 
eine  solche  Strafe  nicht  aus,  dass  derselbe  Akt  zugleich  als  Delikt  be- 
straft wird,  und  es  liegt  in  einer  solchen  Doppelbestrafung  keine  Verletzung 
des  Satzes  vom  „non  bis  in  idem^  :  denn  die  Strafe,  welche  gemäss  §  775 
verhängt  wird,  ist  keine  Criminalstrafe,  sondern  eine  processdisciplinäre 
Strafe,  eine  üngehorsamsstrafe  —  eine  solche  steht  aber  einer  gleich- 
zeitigen Criminalstrafe  ebensowenig  im  Wege,  als  irgend  eine  sonstige 
disciplinäre  Ahndung,  vgl.  mein  Patentrecht  S.  610.  611. 

Neben  der  sichernden  Strafordnung  kann  das  Processgericht  eine 
Cautionspflicht  schaffen:  ein  zweites  Sicherungsmittel,  um  den  Anspruch 
zu  feien.  Allein  dieses  Sicherungsmittel  wird  nicht  sofort  nach  dem 
Urtheil  geschaffen,  sondern  erst  wenn  nach  dem  Urtheil  eine  neue  Zu- 
widerhandlung eingetreten  ist,  und  auch  hier  steht  es  im  richterlichen 
Ermessen :  die  ausserordentliche  Sicherungsmassnahme  soll  nur  stattfinden 
bei  hartnäckiger  energischer  Gefährdung.  Die  Caution  sichert  die  künftige 
Entschädigung,  nicht  auch  die  Geldstrafe  —  denn  es  ist  ja  eine  Caution 
an  den  Kläger',  nicht  eine  Caution  an  den  Staat.  Die  Auflage  der 
Caution  erfolgt  durch  executorischen  Beschluss,  die  Vollziehung  durch  die 
Mittel  des  Civilprocesses,  weil  die  so  festgesetzte  Pflicht  zur  Cautions- 
leistung  eine  civilprocessualische  Pflicht  ist. 

§  5. 

Von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  aus  ist  der  Entschädigungs- 
anspruch zu  betrachten.  Der  Entschädigungsanspruch  entsteht  immer  erst- 
mit  der  Verletzung,  und  er  entsteht  mit  jeder  Verletzung  aufs  neue,  so 
dass  zur  Zeit  des  ürtheils  ein  solcher  Anspruch  nur  bezüglich  der  bereits 
erfolgten,  nicht  bezüglich  der  künftig  zu  erwartenden  Verletzungen  be- 
gründet ist.  Darum  kann  das  Urtheil  regelmässig  eine  Entschädigungs- 
pflicht nur  bezüglich  der  bereits  geschehenen  Verletzungen,  nicht  auch 
eine  Entschädigungspflicht  in  futurum  bezüglich  der  etwa  in  Zukunft  er- 
folgenden Contraventionen  statuiren,  vgl.  Waelbroeck  11  nr.  270  p.  55, 
Bendu  nr.  268,  Pouillet  nr.  296  f.  und  Pouillet,  brevets  dMnvention 
nr.  1001,  Laurent,  principes  de  droit  civil  XVI  nr.  301,  XX  nr.  142  f., 
Amb.  Eendu  nr.  243,  Appelhof  Paris  14./1.  1862  Pataüle  VHI  p.  203. 
204  :  cette  fixation  du  dommage  r6sultant  des  contraventions  k  venir,  faite 
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arbitrairement  et  sans  tenir  compte  des  circonstances  qni  poan*aieiit  en 
aggraver  ou  en  att6nuer  rimportance,  ne  saurait  etre  maintenne  —  — . 
Vgl.  dazu  fr.  35  de  jadiciis  :  Non  qnemadmodnm  fidejassoris  obligatio  in 
pendenti  potest  esse  et  vel  in  ftitarnm  concipi,  ita  jndiciam  in  pendenti 
potest  esse  vel  de  bis  rebus  quae  postea  in  Obligationen!  adv^nturae  sunt. 
Nam  neminem  puto  dubitaturum,  quin  fidejussor  ante  obligationem  rei 
accipi  possit,  Judicium  vero,  antequam  aliquid  debeatur,  non  posse;  vgl. 
auch  fr.  50  pr.  de  pecul.  Bezüglich  des  Patentrechtes  vgl.  Nougvier, 
brevets  d^invention  nr.  1042. 

Ein  solches  Urtheil  könnte  nur  als  Feststellungsurtheil  (§  231  d. 
€.-P.-0.)  und  unter  den  besondem  Voraussetzungen  des  Feststellungs- 
nrtheils  ergehen,  und  diese  Voraussetzungen  werden  regelmässig  nicht  zu- 
treffen, da  das  Interesse  an  der  Feststellung  einer  künftigen  Entschädig- 
nugspflicht  bereits  durch  die  Klage  aus  dem  absoluten  Recht  vollkommen 
befriedigt  wird:  denn  die  Klage  aus  dem  absoluten  Rechte  führt  ja  zur 
Feststellung  der  ünterlassungspflicht,  welche  die  Entschädigungspflicht  im 
Falle  künftiger  Contravention  ja  nothwendig  mit  sich  führt. 

§  6. 

Nach  den  obigen  Ent  Wickelungen  wird  nun  auch  die  Frage  beant- 
wortet werden  können,  ob  in  dem  Urtheil  nur  auf  die  V^erletzungen,  welche 
der  Klage  vorhergegangen  sind,  Bezug  genommen  werden  darf,  oder  ob 
der  Richter  in  der  Lage  ist,  auch  solche  Störungen  zu  berücksichtigen, 
welche  nach  der  Klage  im  Laufe  des  Processe  erfolgt  sind.  Handelt  es  sich 
um  die  Klage  aus  dem  absoluten  Recht,  dann  ohne  Zweifel,  da  in  diesem 
Falle  die  Störung  nicht  die  Quelle,  sondern  nur  der  äussere  Anlass  des 
Anspruchs  ist ;  daher  ist  es  keine  Klagänderung,  sondern  nur  eine  Befestig- 
ung der  seitherigen  Klage,  wenn  auf  neuere  Störungen  hingewiesen  werden 
kann;  ähnlich  wie  ja  auch  im  Gebiete  des  Eigenthumsanspruches  der  Satz 
gilt,  dass  die  nach  der  Klage  eingetretene  Störung  berücksichtigt  wird: 
es  genügt,  wenn  der  Beklagte  auch  erst  im  Laufe  des  Processes  die 
vindicirte  Sache  in  Besitz  genommen  hat  und  damit  das  klägerische 
Recht  stört  1).  Vgl.  auch  Huard  p.  48  nr.  16.  17.  Aus  dem  gedachten 
Grunde  muss  selbst  eine  während  der  zweiten  Instanz  eintretende  Störung 
in  Betracht  gezogen  werden :  sie  kann  so  lange  in  Betracht  kommen,  als 
überhaupt  noch  Noven  in  der  Rechtsmittelinstanz  Einlass  finden;  vgl. 
auch  Appelhof  Paris  6./2.  1865  und  die  Relation  bei  Pataille  XI  p.  58. 


1)  Vgl.  fr.  27  §  1  de  rei  vind. 
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Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Entschädigungsanspruch :  hier 
ist  die  Störung  nicht  nur  die  Veranlassung,  sondern  die  störende  That 
ist  die  juristische  Quelle  des  Anspruchs;  daher  ist  die  Klage  aus  einer 
anderen  Störung  auch  die  Klage  aus  einem  anderen  Anspruch,  und  darum 
ist  ein  üeberspringen  auf  Störungen,  die  erst  während  des  Processes  ein- 
treten, ein  üeberspringen  auf  einen  anderen  Anspruch,  mithin  eine  Klage- 
änderung und  unterliegt  allen  Regeln  der  Klageänderung;  sie  ist  nach 
den  bekannten  G-rundsätzen  des  deutschen  Processes  zulässig  in  erster 
Instanz,  sofern  der  Beklagte  nicht  widerspricht,  völlig  unzulässig  aber 
n  zweiter  i).  Dies  ist  auch  wohl  begründet ,  da  der  Entschädigungs- 
anspruch nach  den  verschiedenen  Akten  der  Störung  ein  ganz  verschieden- 
artiger, aus  verschiedenen  Gesichtspunkten  zu  beurtheilender  sein  kann, 
und  daher  alle  diejenigen  Gründe  in  Betracht  kommen,  welche  gegen 
ein  unbedingtes  Klagänderungsrecht  sprechen. 

§  7. 

Die  Entscheidung  über  die  Klage  aus  dem  absoluten  Recht  macht 
res  judicata  für  das  absolute  Recht,  sie  stellt  das  absolute  Recht  in  seiner 
Existenz  oder  Nichtexistenz  fest ;  zwar  knüpft  sich  der  Anspruch  an 
eine  einzelne  Störung,  aber,  wie  gezeigt,  ist  diese  Störung  nur  die  Ver- 
anlassung, nicht  das  erzeugende  Moment  des  Anspruchs:  das  erzeugende 
Moment  ist  das  Recht  selbst,  und  über  dieses  wird  daher  entschieden. 
Nur  wenn  das  ürtheil  lediglich  die  Störung  und  damit  lediglich  die  Ver- 
anlassung des  Anspruchs  negirte,  nur  dann  würde  das  Recht  von  dem 
Urtheil  unberührt  bleiben ;    vgl.  mein  Patentrecht  S.  446. 

Wie  mit  der  Anspruchsklage  aus  dem  absoluten  Rechte,  verhält  es 
sich  mit  der  entsprechenden  Festsetzungsklage,  und  zwar  sowohl  mit  der 
positiven,  als  auch  mit  der  negativen:  durch  beide  wird  das  absolute 
Recht  zur  Entscheidung  gebracht;  und  nur  dann  wäre  eine  Ausnahme, 
wenn  die  Festsetzungsklage  nicht  in  Ermangelung  des  festzustellenden 
Rechtes,  sondern  in  Ermangelung  des,  die  Festsetzungsklage  motivirenden, 
rechtlichen  Interesses  abgewiesen  würde.  Von  selbst  versteht  es  sich 
denn  auch,  dass  positive  und  negative  Feststellungsklage  und  ebenso  Fest- 
stellungsklage und  Klage  aus  dem  absoluten  Rechte  sich  gegenseitig  res 
judicata  schaffen  und  sich  gegenseitig  Litispendenz  bereiten:  denn  hier 
überall  wird  dasselbe  Recht  zur  Entscheidung  gebracht,  nur  das  einemal 
von  der  einen,  das  anderemal  von  der  anderen  Seite  her;  vergl.  auch 
analog  Huard  p.  62  nr.  59. 


0  Vgl.  C.-P.-O.  §  235  Z.  3.  241.  489. 
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Ganz  anders  verhält  es  sich  in  jeder  Beziehung  mit   der  Entschä- 
digrnngsklage,  hei  welcher  die  Quelle  des  Anspruchs  nicht  in  dem  Becht^ 
sondern  in  der  störenden  Thätigkeit  liegt,  hier  hildet  die  Existenz  oder 
Nichtexistenz  des  Rechtes  lediglich  ein  für  die  Beurtheilung  dieser  Thätig- 
keit  massgebendes  Moment,   welches   die  Thätigkeit   in   die  richtige  Be- 
leuchtung stellt  und  ihr  den  richtigen  Charakter    verleiht:    hier  ist  die 
Frage  der  Existenz    des    Markenrechts    lediglich  ein  Erwägungselement^ 
die  Entscheidung  dagegen  entscheidet  nur  über  die  Rechtsfolgen,  welche 
ans  der  individuellen  störenden  That  hervorgehen ;  sie  macht  daher  keine 
res  jadicata  bezüglich  der  Existenz  oder  Nichtexistenz  des  Markenrechts, 
sie  präjudicirt  nicht  bezüglich  künftiger  Störungen,  vergl.  Huard  p.  56 
nr.  22  und  25,  p.  57  nr.  28,  vgl.  mein  Patentrecht  S.  240  f.  469  und 
die  dortigen' Citatei);  sie  präjudicirt  dem  Markenrechte  ebensowenig,  als 
ihm  eine  Entscheidung  im  Strafverfahren  präjudiciren  würde,  vgl,  Cass.-hof 
22./2.  1862  Sirey    1862    I    p.  900,    Appelhof  Montpellier    27./6.  1862 
Pataille  Vin  p.  273.   293,    Cass.-hof  26./4.  1872   Fat   XVU  p.  257, 
Seinetrib.    9./5.  1874   Fat,  XXU   p.  245,    Appelhof  Paris  17./1.  1884 
JPat  XXIX   p.  271.   273,   Mayer  p.  91,    Eendu  nr.  308  f.,    Pouillet 
nr.  262  f.  265  und  Pouillet,  brevets  d'inventiou  nr.  883  f.,  —  unrichtig 
Sedarride  III  nr.  977,  unrichtig  Braun  p.  536  f.,  unrichtig  (bezüglich 
des  Patentrechts)  Malapert  et  Forni,  nouveau  commentaire  des  lois  sur 
les  brevets  d^invention  nr.  1017  f.,  unrichtig  auch  Trib.  Auxerre  27./2. 
1880  Fat  XXVIII  (1883)  p.  149.     Jedoch  steht  es  bei  der  puren  Ent- 
schädigungsklage   in  der  Befugniss    des  Beklagten,    die  Frage  über  das 
Recht  selbst  zum  Austrag  zu  bringen,  indem  er  reconveniendo  die  Fest- 
stellung der  Berechtigungsfrage   begehrt,    §  253  cf.  231    d.  C.-P.-O.  2) ; 
der  Kläger  seinerseits  kann- natürlich    mit   der  Entschädigungsklage   die 
Klage    des   absoluten   Rechts   sofort  verbinden,    er   kann   dieselbe    auch 
nachtragen,  §  253;    damit   ist  dem  Feststellungsbedürfnisse  in  vollstem 
Masse  Genüge  gethan. 

Dies  der  Unterschied  in  der  Bedeutung  der  res  judicata,    je  nach- 
dem der  Anspruch  des  absoluten  Rechts  oder  der  Anspruch  aus  derEnt- 


1)  Ein  Eingehen  aaf  die  neueren  Biscnssionen  über  die  Rechtskraftfrage,  ins« 
besondere  auf  die  in  vieler  Beziehung  anregende  nnd  gat  geschriebene  Schrift  von 
Klöppelt  die  Einrede  der  Rechtskraft  nach  der  dentschen  Civilprocess-Ordnung, 
mnss  ich  mir  vorbehalten,  da  eine  ansfährliche  Erörterung  der  Gegensätze  hier 
zu  weit  führen  würde. 

2)  Vergl.  hierüber  auch  Lömng,  Widerklage  der  Reichscivilprocessordnung 
S.  14  f. 
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scliädigongsverpflichtung  in  Frage  steht.  Doch  sind  hier  noch  zwei  Punkte 
zu  bemerken.  Die  Entscheidung  über  das  Markenrecht  entscheidet  noch 
nicht  die  Frage  über  concurrence  deloyale ;  vgl.  auch  Uuard  p.  58  nr.  33. 
Bei  der  formalen  gesetzlichen  Ausscheidung  des  Markenrechts  aus  der 
Sphäre  des  gewöhnlichen  Individualrechts  muss  es  dem  Kläger  zustehen, 
seine  Klage  auf  die  Frage  der  Existenz  des  Markenrechts  als  solchen  zu 
heschränken,  ebenso  wie  es  ihm  auch  zusteht,  beides  zu  eombiniren  i) : 
im  ersteren  Falle  bleibt  der  Process  auf  die  Markenrechtsfrage  beschränkt : 
es  wäre  Klagänderung,  auf  concurrence  d^loyale  überzuspringen,  Cass.-hof 
3Ö./12.  1874  Fat  XX  p.  314.  Anders,  wenn  die  Klage  beides  umfasst, 
wenn  sie  etwa  in  erster  Reihe  Markenrecht,  in  zweiter  Reihe  einfaches 
Individualrecht  znr  Geltung  bringt:  hier  ist  es  Pflicht  des  Richters, 
beides  zu  erledigen,  und  das  Urtheil  erschöpft  die  Sache  nach  beiden 
Richtungen  hin. 

Ein  zweiter  Punkt  betrifft  die  Inhibitionen,  welche  auf  Grund  der 
Klage  aus  dem  absoluten  Rechte  erfolgen  können.  Neben  der  allgemeinen 
Bestimmung  nämlich,  dass  der  Beklagte  gehalten  sei,  jede  Störung  zn 
unterlassen,  ^kann  das  ürtheil  die  Situation  des  Beklagten  specialisiren, 
es  kann  specielle  Festsetzungen  geben,  wie  sich  der  Beklagte  verhalten 
solle,  um  in  seinem  Verfahren  nicht  weiter  mit  dem  Rechte  des  Klägers 
in  Conüict  zu  treten :  es  kann  Inhibitionen  erlassen,  welche  sich  den  Um- 
ständen des  Falles  anschmiegen  2).  Solche  specielle  Vorschriften  sind  aber 
immer  nur  beispielsweise  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  zur  Zeit  des 
ürtheils,  also  rebus  sie  stantibus  gegeben,  PouiUet  nr.  685.  691,  vgl. 
auch  Appelh.  Paris  25./1.  1875  Pataille  XX  p.  237,  Appelhof  Paris 
9./12.  1875  Fat  XXI  p.  346,  Idem  29./7.  1876  PcU.  XXI  p.  277,  Trib. 
Cognac  29./10.  1875  Pat.  XXI  p.  284,  Cas8.-hof  27./3.  1877  Pat,  XXTT 
p.  92.  Vgl.  auch  Com.  Pleas  Philadelphia  1871  Gillis  v.  Hall  Sebast. 
p.  212.  Aendern  sich  die  Umstände  und  verlieren  desshalb  diese  Vor- 
schriften ihren  Gehalt,  so  kann  von  beiden  Seiten  eine  Abänderung  der- 
selben begehrt  werden;  von  Seiten  des  Klägers  durch  eine  neue  Klage, 
welche,  ferne  davon,  mit  dem  alten  Urtheile  zu  collidiren,    vielmehr  auf 


1)  Soweit  die  Competenzznweisang  keine  Hindernisse  bietet;  solche  Hinder- 
nisse sind  in  Dentschland  nicht  so  durchgreifend  wie  in  Frankreich,  da  nicht 
Überall  Kammern  fär  Handelssachen  neben  den  Civilkammern  bestehen,  nnd  anch 
wo  sie  bestehen  dieselben  nnr  eine  Senatstrennang  innerhalb  desselben  Landge- 
richts repräsentiren;  vgl.  §  103.  104  der  Gerichts-Verfassnng.  üeber  die  Sonder- 
lichkeiten, zu  welchen  die  Trennung  beider  Competenzen  in  Frankreich  führen 
kann,  vgl.  Seinetrib.  15./2.  1872  Pat.  XVIII  p.  387. 

2)  Vgl.  oben  S.  136.  347. 
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seinen  Schultern  steht  i) ;  der  Beklagte  aber  durch  eine  Vollstreckungs- 
gregenklage  (§  686  d.  Civilprozess-O.),  bzw.  durch  eine  derselben  ent- 
sprechende Feststellungsklage  ^) :  denn  es  bandelt  sich  ja  um  Verhält- 
nisse, die  sich  nach  dem  Urtheile  geändert  haben  und  die  zugleich  eine 
Aenderung  in  dem  pflichtgemässen  Verhalten  des  Beklagten  bedingen.' 
Aenderungen  zu  Gunsten  des  Klägers,  Verschärfungen,  gesteigerte  Re- 
strictionen  sind  insbesondere  dann  angezeigt,  wenn  der  Beklagte  neue 
Schleichwege  eingeschlagen,  wenn  sein  Verhalten  neue  Allüren  angenommen 
hat  und  auf  ganz  andere  Praktiken  übergesprungen  ist:  damit  ändert 
sich  die  Situation,  damit  ändert  sich  die  Wirksamkeit  der  Bestrictions- 
massregel. 

Uebrigens  haben  diese  Inhibitionen  nicht  die  Bedeutung,  .dass  sich 
der  Beklagte  gar  nicht  anders  verhalten  dürfe,  ohne  der  Sanction  des 
Urtheils  zu  verfallen;  sie  haben  nur  die  Bedeutung,  dass  der  Beklagte 
nicht  weniger  thun  darf  in  der  Differenzirung  seiner  Marke  von  der 
des  Klägers,  wesshalb  es  unter  allen  Umständen  eine  Contravention  wäre, 
wenn  einer,  welcher  gehalten  ist,  seinen  Namen  in  gleicher  Grösse  zu 
schreiben,  wie  andere  Markentheile,  fortfahren  würde,  denselben  ab- 
zukürzen. Dagegen  steht  es  dem  Beklagten  frei,  die  Differenzirung  in 
anderer  Weise  zu  vollziehen ;  es  steht  ihm  frei ,  in  der  Unterscheidung 
zwar  nicht  ein  minus,  aber  ein  aliud  zu  wählen,  und  es  ist  Sache  des 
Gerichts,  zu  prüfen,  ob  dieses  aliud  ein  genügendes  Aequivalent  ist  für 
diejenigen  Differenzirungsmittel,  welche  das  Gericht  vorgeschrieben  hatte : 
nach  dieser  Kichtung  ist  eben  im  Urtheile  keine  Regulimng  gegeben,  und 
es  verhält  sich  daher  ebenso,  wie  wenn  es  im  Urtheile  überhaupt  an 
einer  Specialregulirung  fehlen  würde,  vgl.  Cass.-hof  29./5.  1861  Pataille 
VJI  p.  225  und  15./3.  1864  Fat  XI  p.  394,  auch  Appelh.  Paris  19./5. 
1865  Pa^XIp.  315.  Nach  deutschem  Civilprozesse  geschieht  die  Entscheid- 
ung, ob  ein  solches,  von  der  ordnungsmässigen  Begulirung  abweichendes, 
differenzirendes  Verfahren  eine  Urtheilswidrigkeit  enthält  und  unter  die 
Strafandrohung  ftlllt,  durch  Beschluss  im  Processdisciplinar-Verfahren, 
welcher  von  dem  Prozessgerichte  erster  Instanz  ergeht,  und  gegen  wel- 
chen die  sofortige  Beschwerde  zulässig  ist,  §  775.  776.  701  der  Civil- 
process-Ordnung. 


1)  Man  Tgl.  aach  fr.  9  §  1  de  except.  rei  jnd. 

^  Vgl.  über  das  Yerhältnias  zwischen  der  directen  VoUstrecknngsgegenklage 
nnd  der  ihr  entsprechenden  Feststellnngsklage  auch  die  richtigen  Bemerknngen  in 
Seiferts  Commentar  ad  §  686  d.  C.-P.-O.  Note  3. 
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§  8. 
Die  Entscheidung  macht  res  judicata  regelmässig  nur  inter  partes. 
Eine  Ausnahme  gilt  bei  der  Löschungsklage,  und  zwar  bei  der  eigent- 
lichen Löschungsklage,  wie  bei  der  negativen  Feststellungsklage:  eine 
Ausnahme  insofern,  als  das  dem  Kläger  günstige  ürtheil,  das  ürtheil, 
welches  auf  Löschung  oder  auf  Nichtigkeit  der  Marke  lautet,  erga  omnes 
wirkt  1).  Doch  dieser  Punkt  ist  bereits  oben  S.  351. 352  genügend  zur  Sprache 
gekommen.  Wo  aber  die  Rechtskraft  nur  inter  partes  wirkt,  entsteht 
ein  relatives  Verhältniss :  das  unrichtige  ürtheil,  welches  ein  Recht  fest- 
setzt, das  seither  nicht  vorhanden  war,  erzeugt  damit  zwar  ein  neues 
Recht,  aber  nur  ein  Recht  inter  partes :  ein  relatives  Verhältniss,  welches 
seine  juristischen  Schwierigkeiten  hat,  die  noch  einer  tieferen  Durch- 
forschung bedürfen.  Dazu  ist  hier  der  Ort  nicht,  da  diese  Schwierig- 
keiten nicht  dem  Markenrecht  allein  eigen  sind,  hier  auch  nicht  gerade 
in  specifischer  Form  hervortreten. 


I)  Anders  die  französische  Praxis;   vgl.  Appelh.  Ronen   5./6.  1883  (in  Ver- 
bindung mit  dem  Tribnnalnrtheil),  Pataüle  XXIX  p.  200.  202. 


F.  Markenstrafrecht. 


Auch  bezüglich  des  Markenstrafrechts  mass  sich  unsere  Darstellung 
auf  wenige  Punkte  beschränken,  insbesondere  da  ich  in  meinem  Patent- 
rechte eine  Entwicklung  der  massgebenden  criminalisti sehen  Grundsätze 
in  grosser  Ausführlichkeit  gegeben  habe  i). 

I. 

Voraussetzungen  des  Strafrechts. 

§  1. 

Das  Delict  der  Markenverletzung  enthält  eine  Rechtsverletzung ;  es 
ist  daher  erst  möglich  mit  dem  Momente  der  Entstehung  des  Rechts ;  es 
ist  bezüglich  des  Namens  und  der  Firma  möglich  mit  dem  Momente,  wo 
dieselben  einem  Producenten  oder  Handeltreibenden  zustehen  —  also  wenn 
der  Namenträger  vorher  Privatmann  war,  von  dem  Momente  an,  wo  er  sich 
der  Gewerbsthätigkeit  zugewendet  hat ;  bezüglich  der  Zeichenmarke  aber 
ist  es  möglich  seit  der  Anmeldung  zum  Markenregister:  erst  mit  diesem 
Momente  gewinnt  das  Individualrecht  die  schneidige  Schärfe  des  Marken- 
rechts;   wenn  daher  ein  Dritter   durch  eine  Reihe  von  Thätigkeiten  das 


1)  Man  hat  es  viel  getadelt,  dass  dieser  Theil  des  Baches  zn  ausführlich  sei 
und  ans  dem  Rahmen  einer  Darstellung  des  Patentrechts  herausfalle.  Doch  das 
ist  der  geringste  Fehler  eines  Baches,  wenn  der  Verfasser  aus  Liebe  zur  Sache 
mehr  gibt,  als  er  geben  sollte ;  sind  die  Entwickelungen  gut,  so  sind  sie  es,  wenn 
sie  auch  über  das  Thema  hinausgeben.  Jedenfalls  finde  ich  es  beklagenswerth, 
däss  dieselben  von  den  Oriminalisten  so  vielfach  ignorirt  worden  sind. 
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Zeichen  nachgemacht  hat,  so  kommen  nur  diejenigen  Thätigkeiten  in  Be- 
tracht, welche  auf  den  Moment  der  Anmeldung  gefolgt  sind,  Cass.-hof 
20./6.  1874,  cf.  Appelh.  Paris  29./11.  1873  Pataille  XIX  p.  321,  Cass.-hof 
5./5.  1883  Fat  XXVIII  (1883)  p.  187.  191,  Appelhof  Paris  21./6.  1882 
Fat  XXVIII  p.  193.  195. 

Mit  diesem  Momente  beginnt  aber  auch  der  delictuose  Charakter 
der  Thätigkeit,  sollte  diese  Thätigkeit  auch  vorbereitet  und  angebahnt 
sein  in  der  Zeit  vor  der  Anmeldung,  sollten  daher  auch  die  früheren 
Stadien  des  delictuosen  Charakters  entbehren,  vgl.  das  cit.  Urtheil  Appelh. 
Paris  21./6.  1882.  Daher  ist  insbesondere  die  Verbreitung  der  mit  der 
Marke  bezeichneten  Waare  strafbar,  sollte  auch  die  Bezeichnung  der 
Waare  noch  vor  der  Markenanmeldung  erfolgt  und  mithin  straflos  sein, 
Reichsger.  30. /9.  1881  Entsch.  in  Strafs.  V  S.  105. 

Umgekehrt  bleibt  die  That  eine  strafbare  That,  wenn  auch  nach- 
träglich die  Marke  erloschen  sein  sollte;  die  einmal  begangene  Rechts- 
gutverletzung bleibt  bestehen,  wenn  auch  nachträglich  das  Rechtsgut 
untergeht;  vgl.  auch  Obertrib.  12./1.  1872  Oppenhoff  Xül  S.  36. 

Das  Markendelikt  ist  ein  Dolus-,  kein  Culpadelikt:  nur  die  dolose 
Rechtsgutverletzung  unterliegt  der  strafrechtlichen  Repression;  in  der 
That  ist  denn  auch  zur  Bestrafung  der  blossen  Fahrlässigkeit  kein  ge- 
nügender Grund  vorhanden,  so  begründet  es  auch  wäre,  wenn  die  Gesetz- 
gebung in  diesem  Falle  Entschädigungspflicht  eintreten  liesse. 

üeber  den  Dolus  ist  oben  S.  355  f.,  gehandelt  worden  und  es  kann 
darauf  verwiesen  werden,  da  die  Grundsätze  durchweg  die  gleichen  sind 
wie  im  Civilrecht.  Nur  ein  Punkt  bedarf  hier,  als  besonders  in  das 
Strafrecht  eingreifend,  seiner  besonderen  Hervorhebung. 

Der  dolus,  welchen  die  Rechtsordnung  hier  unterstellt,  ist  nicht 
nur  ein  Bewusstseins-,  sondern  ein  Absich tsdolus  i) ;  das  Wesen  des  Ab- 
sichtsdolus  aber  besteht  darin,  dass  er  einen  über  die  unmittelbare  Thä- 
tigkeit hinausgehenden  Willen  verlangt.  Wie  bei  dem  Diebstahl  der 
Wegnahmewillen  den  deliktuosen  Dolus  noch  nicht  erschöpft,  sondern  hierzu 
noch  ein  Aneignungswille  gehört,  so  ist  bei  der  Markenverletzung,  min- 
destens was  die  Bezeichnung  der  Waare  betrifl^t,  noch  ein  darüber  hinaus- 
gehender Wille  erforderlich,  der  Wille,  die  so  markirte  Waare  in  Verkehr 
zu  setzen.  Das  ist  zwar  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ergibt  sich 
aber  aus  dem  ganzen  Pragmatismus  des  Gesetzes  von  selbst;  unmöglich 
kann  das  unschuldige  Bezeichnen  oder  Bemalen  ohne  jede  Verbreitungs- 
absicht einer  Strafe  verfallen ;  das  Zeichnen  ist  nur  störend,  wenn  es  das 


1)  Vgl.  über  diesen  Unterschied  auch  mein  Patentrecht  S.  533. 
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Mittel  eines  auf  die  Verbreitung,  auf  die  Benutzung:  der  falschen  Zeich- 
nung' gerichteten  Willens  ist  i).  Die  Markenverletzuug  gehört  also  zu 
den  Absichtsreaten,  ebenso  wie  der  Patentbruch  und  ähnliches.  Doch  ist 
es  dabei  gleichgültig,  ob  die  Absicht  auf  die  Verbreitung  im  Inlande  oder 
im   Aaslande  gerichtet  ist,  wie  sich  dies  noch  unten  ergeben  wird. 

§  2. 

Das  Delict  der  falschen  Bezeichnung  der  Waare  ist  mit  dem  An- 
bringen des  Zeichens,  sobald  nur  dieses  in  der  Absicht  der  Verbreitung  der 
bezeichneten  Waare  erfolgt  ist,  vollendet;  vgl.  Appelhof  Paris  19. /3.  1875 
Sirey  1875  II  p.  97.  99,  Stubenrauch  S.  21 ;  es  ist  vollendet  mit  dejn 
Anbringen  des  Zeichens  *^)  auf  der  Waare  oder  auf  der  Verpackung,  doch 
letztenfalls  nur,  wenn  die  Verpackung  im  Momente  der  Bezeichnung  schon 
Verpackung  war :  war  sie  es  nicht,  so  tritt  die  Vollendung  erst  mit  dem 
Momente  ein,  wo  die  Verpackung  mit  der  Waare  verbunden  wird,  wo 
z.  B  die  bezeichneten  Gefässe  mit  der  Waare  gefüllt  werden ;  vgl.  auch 
Cass.-hof  9./7.  1852  bei  Blanc  p.  775. 

Anders  verhält  es  sich  in  letzterer  Hinsicht  allerdings  nach  franzö- 
sischem Markengesetze  von  1857  —  dies  ist  aber  leicht  erklärlich,  denn 
nach  diesem  ist  das  Delict  schon  mit  der  Fertigung  der  falschen  Marke 
vollendet,  a.  7  und  8,  nicht  erst  mit  der  Bezeichnung  der  Waare  :  nach 
diesem  ist  es  bereits  vollendete  Markenverletzung,  eine  falsche  Marke  zu 
schaffen,  nicht  erst,  eine  Waare  mit  falscher  Marke  zu  bezeichnen,  Appelh. 
Paris  15./5.  1868  Pat  XIV  p.  126,  elbenso  nach  belgischem  Recht, 
Braun  p.  443  ^)  —  nach  deutschem  Rechte  aber  ist  erst  die  Bezeich- 
nung der  Waare  delictuos,  erst  sie  erfüllt  den  Thatbestand  des  Reates; 
es  verhält  sich  nach  deutschem  Recht  in  dieser  Hinsicht,  wie   nach  dem 


1)  Vgl.  anch  §  146  d.  R.-Str.-G.-B. 

2)  Das  heisst  entweder  des  identisch  gleichen  Zeichens  oder  eines  Zeichens, 
welches  innerhalb  der  Geltungssphäre,  innerhalb  der  diakritischen  Bezeichnnngs- 
kraft  der  Marke  liegt,  wie  dies  oben  ausgeführt  wurde.  Das  deutsche  Gesetz  unter- 
scheidet diese  zwei  Arten  des  Delictes  nicht,  ebensowenig  als  das  belgische  (Braun 
p.  407)  und  das  holländische  (a.  10);  während  z.  B.  die  französische  Gesetzgebung 
zwischen  der  blanke«  contrefaQon  und  der  imitatlon  unterscheidet,  a.  7  und  8; 
vgl.  auch  italienisches  Gesetz  a.  12  Z.  1  und  4,  portugiesisches  Gesetz  1883  a.  13. 
14  (Pataüle  XXIX  p.  69.  70,  Laneyrie). 

8)  Wohl  aber  geht  es  auch  nach  französischem  Rechte  zu  weit,  wenn  man  in 
der  Anfertigung  von  Formen  zum  plastischen  Drucke  der  Marke  bereits  eine  voll- 
endete Markenverletzung  erblickt  hat,  wie  der  Appelhof  Paris  16./3.  1878  Pat. 
XXIII  p.  59.    Hiergegen  auch  Braun  p.  444  f. 

Kohler,  Recht  des  Markenschutzes.  25 
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französischen  Namengesetze  von  1824,  gemäss  dessen  die  Cass. -Entscheid. 
9./7.  1852  ergangen  ist.  Vgl.  auch  Loison^  noms  commerciaux  p.    15. 

Mit  der  Bezeichnung  der  Waare  ist  das  Delict  vollendet,  daher  ist 
und  bleibt  es  voUendert,  auch  wenn  die  Verbreitung  der  Waare  unterbleibt, 
auch  wenn  die  Verbreitung  ohne  Wissen  und  Willen  dessen  erfolgt,  welcher 
die  Waare  bezeichnet  hat,  Obertrib.  13./5.  1874  Goltd,  Arch.  XXn 
S.  428.  Ob  nicht  das  Gesetz  durch  eme  den  §§  46  und  310  d.  St.-G.-B. 
entsprechende  Bestimmung  den  Thäter,  welcher  vor  der  Inverkehrsetzung 
das  Zeichen  unterdrückt  und  dadurch  das  vollendete  Vergehen ,  bevor  es 
in  die  Oeflfentlichkeit  getreten  ist,  wieder  rückgängig  macht,  hätte  frei- 
geben sollen,  ist  eine  andere  Frage,  die  wohl  zu  bejahen  wäre. 

Das  Delict  wird  femer  begangen  durch  luverkehrsetzung  oder  Feil- 
haltung der  Waare ;  auch  in  dieser  Beziehung  muss  auf  das  frühere  ver- 
wiesen werden.  Versuche  und  Vorbereitungsakte  zur  Inverkehrsetzung 
sind  an  sich  straflos  \  hierin  zeigt  sich  die  grosse  Bedeutung  der  früheren 
Ausführungen  über  den  Vollendungspunkt  der  Störungsoperation  -.  der  Ver- 
such ist  im  deutschen  Rechte  straflos  wie  im  französischen,  Rendu  nr.  147, 
Pouillet  nr.  154. 

Dagegen  bedarf  es  zur  Perfection  des  Delictes  keines  Vermögens- 
schadens im  Sinne  einer  Vermögenssubstanzverletzung ;  es  genügt  viel- 
mehr der  Eingriff  in  den  Vermögensgenuss  —  in  der  gleichen  Weise,  wie 
solcher  zur  civilistischen  Repression  genügt. 

Die  successiven  Bezeichnungs-  und  die  successiven  Verbreitungaakte 
sind  Aeusserungen  einer  und  derselben  criminellen  Organisation;  sie  sind  daher 
ein  fortgesetztes  Delict  —  andere  Ansichten  (theilweise)  bei  Uuard  p.  35 
nr.  38.  39.  40 1) ;  sie  sind  es,  sofern  sie  sich  auf  ein  und  dasselbe  Marken- 
zeichen beziehen:  die  Verletzung  einer  andern,  obschon  auch  derselben 
Person  zustehenden,  Marke  ist  ein  anderes  Delict,  denn  jede  Marke  ist  eine 
besondere  Emanation  des  Individualrechts  und  damit  ein  besonderer 
Gegenstand  der  Rechts  Verletzung  52). 


1)  Vgl.  auch  Rendu  nr.  324  f.  Ueber  das  fortgesetzte  Delict  vergl.  meia 
Patentrecht  S.  516  f  ;  hier  ist  auch  S.  602  f.  die  Frage  über  die  Verjährung  des 
fortgesetzten  Delictes  ausführlich  und  mit  zahlreicher  Literatur  erörtert:  vgl.  nun 
auch  Oberst.  Gerichtshof  München  17/1,  1879  Entsch.  d.  Oberst.  Gerich tsh.  IX  11, 
S,  27,  welcher  der  unrichtigen  Auffassung  folgt.    Weiteres  bei  Liazt,  S.  286. 

2)  Hiergegen  kann  man  nicht  geltend  machen,  dass  bei  dem  Diebstahl  ein 
fortgesetztes  Delict  in  Bezug  auf  eine  Mehrheit  von  Eigenthumsgegeubtänden  mög- 
lich ist,  vgl.  Merkel^  Lehre  vom  fortgesetzten  Verbrechen  S.  66 ;  denn  eine  Mehr- 
heit von  Mobilien  kann  ja  überhaupt  Gegenstand  eines  und  desselben  Diebstahles 
sein,  vgl.  Hiller,  Gerichtssaal  XXXII  S.  221,  Schwarze,  Gerichtss.  XXXIV  S.  &87. 
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§  3. 


Aach  das  Markenstrafrecfat  kennt  die  Eategorieen  der  Mitthftter- 
schaft,  Anstiftung  und  Beihülfe  i).  Eine  Mitthäterschaft  wird  hier  be- 
sonders bei  offenen  Handelsgesellschaften  vorkommen,  bei  welchen  fremde 
Marken  im  widerrechtlichen  Gebrauche  stehen ;  hier  sind  alle  offenen  socii, 
welche  den  Betrieb  der  falschen  Marke  leiten,  Mitthäter,  aber  nicht  nur 
diese,  sondern  auch  die  andern  geschäftsführenden  Gesellschafter,  welche 
von  der  Markenverletzung  wissen  und  dieselbe  widerspruchslos  geschehen 
lassen,  vgl.  auch  Obertrib.  24./9.  1869  Oppenhoff  X  S.  592:  denn  auch 
das  Geschehenlassen  ist  ein  Handeln,  sofern  sich  das  Geschehenlassen  auf 
Vorgänge  bezieht,  welche  Jemand  als  Aeusseiningen  seiner  eigenen  Per- 
sönlichkeit auf  sich  genommen  hat  —  da  in  diesem  Falle  die  Vorgänge, 
solange  sie  von  seinem  Willen  abhängig  sind,  seiner  Person  angehören, 
mag  nun  sein  Wille  sich  activ  oder  passiv  mit  denselben  befassen.  Durch 
dieses  Aufsichnehmen  entsteht  ein  fortdauerndes  Verhältniss  des  Bethei- 
ligtseins  zwischen  Person  und  Aussenwelt:  es  ist  daher  nicht  etwa  so, 
als  ob  der  Kern  des  Delictes  in  den  Zeitpunkt  des  Aufsichnehmens,  also 
in  die  Vergangenheit  zu  legen  wäre ;  vielmehr  liegt  derselbe  durchaus  in 
dem  Zeitpunkte  der  Unterlassung,  weil  in  diesem  Zeitpunkte  das  fort- 
dauernde Verhältniss  kraft  des  Unterlassens  zur  delictgemässen  Wirksam- 
keit gelangt;  wesshalb  denn  auch  dieser  Zeitpunkt  für  die  Zurechnungs- 
frage und  anderes  in  Betracht  kommt;  vgl.  auch  Zri^iar^,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Strafrech ts   S.  112  f.  2).     Ein  solches  Aufsichnehmen   liegt  aber   bei  der 


Die  Art  des  Diebstahlsdelictes  bringt  es  mit  sich,  dass  der  Dieb  sich  nicht  streng  anf 
einen  einzigen  individnellen  Gegenstand  zn  beschränken  pflegt  —  weshalb  anch 
beim  fortgesetzten  Delicte  die  Hehrheit  von  Gegenständen  nicht  wesentlich  ins 
Gewicht  fallen  kann:  es  kann  hier  nicht  wesentlich  anders  sein,  als  wenn  die 
Mehrheit  von  Gegenständen  zusammen  gestohlen  woroen  wäre ;  vgl.  anch  v,  Burij 
Einheit  und  Mehrheit  der  Verbrechen  S.  92,  und  dazn  anch  die  bei  BoBefiblatt^ 
Strafenconcnrrenz  S.  71  72  allegirten  Bestimmungen.  Ganz  anders  verhält  es 
sich  bei  dem  Harkendelicte,  wo  im  normalen  Lanfe  des  Delictes  nnr  eine  Marke 
verletzt  wird,  die  Verletzung  mehrerer  Marken  daher  nicht  mehr  als  die  successo- 
riache  Ent Wickelung  eines  und  desselben  Reates  betrachtet  werden  kann.  Auch 
kann  eine  und  dieselbe  Marke  durch  eine  grosse  Reihe  von  Akten  verletzt  werden, 
während  ein  und  dasselbe  Eit^enthumsobject  durch  einen  Diebsakt  ganz  und  voll- 
kommen entzogen  wird. 

1)  Manche  Gesetzgebungen  bedrohen  die  Mitwirkung  ausdrücklich,  Mercb.  M. 
Act.  s.  13,  Schweizer  Gesetz  a.  18  e,  belgisches  Gesetz  a.  9 ;  vgl.  dazu  auch  IBraun 
p.   487  f. 

2)  Das  Betheiligtsein  kann  übrigens  nicht  nnr  auf  freiwilliger  Aufsichnahm« 
beruhen,  es  kann  auch  durch  .natürliche  Beziehung  zwischen  Person   und  Aussen« 

25* 
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offenen  Handelsgesellschaft  bezüglich  aller  geschäftsfahrenden  Gesellschaf- 
ter vor:  sie  sind  die  Lenker  und  Leiter  der  Gesellschaft,  sie  stehen  am 
Steuer,  und  wer  das  Steuer  übernommen  hat,  der  handelt,  nicht  nur,  wenn 
er  das  Steuer  ablenkt,  sondern  auch,  wenn  er  es  in  derselben  Richtung 
belässt^),  und  er  handelt  wissentlich,  wenn  er  wissentlich  dasselbe  in 
einer  bestimmten  Richtung  belässt^).  Nicht  dasselbe  gilt  von  dem  nicht 
geschäftsftihrenden  Gesellschafter  8) ;  noch  weniger  von  dem  Kommanditi- 
sten, noch  weniger  von  dem  Handelsgehülfen,  sollte  er  auch  ein  commis 
int6ress6  sein ;  vgl.  Appelhof  Paris  15./2.  1866  Pataille  XU  p.  173  (in 
einem  patentrechtlichen  Falle). 

Der  Anstifter  ist,  wie  wir  anderorts  zeigten-*),  nichts  anderes,  als 
ein  Thäter  kraft  psychologischer  Einwirkung ;  ihm  steht  derjenige  gleich, 
welcher  zwar  ebenfalls  durch  psychologische  Einwirkung  handelt,  aber 
nicht  durch  Einwirkung  auf  einen,  der  verletzenden  Folge  bewussten,  sondern 
auf  einen,  der  verletzenden  Folge  unbewussten  Thäter;  so  wenn  einSculpteur 
eine  Marke,  die  er  einem  Berechtigten  entlehnt  hat,  einem  gutgläubigen 
Dritten  als  freie  Marke  anbietet:  er  ist,  wenn  auf  Grund  dessen  die  Marke 
zur  Anwendung  kommt,  gleich  einem  Thäter  zu  bestrafen. 

Nicht  selten  ist  im  Markenrecht  die  Anstiftung  durch  den  Berech- 
tigten selbst,  um  dadurch  zur  Entdeckung  des  Thäters  zu  gelangen :  agent 


weit  gegeben  sein  (Mutter  and  Kind  etc.).  Wesentlich  ist  nnr  das  Betheiligtsein; 
dass  dasselbe  dnrch  freiwillige  Uebernahme  geschaffen  wird,  ist  unser  vorliegender 
Fall,  es  ist  aber  nicht  der  einzige  Fall. 

')  Die  eminente  Frage  der  Omissivdelicte  kann  hier  nicht  weiter  erörtert 
werden;  die  obigen  Bemerkungen  genügen,  um  meine  Ansicht  zu  skizziren,  zu  einer 
Discussion  ist  hier  nicht  der  Ort.  Man  vgl.  neuerdings  die  beachtenswerthe  Schrift 
von  Aldosser:  Inwiefern  können  durch  Unterlassungen  strafbare  Handlungen  be- 
gangen werden  (1882),  namentlich  S.  101  f. ;  vgl.  auch  Sigwart,  Kleine  Schriften 
II  S.  190  f.,  Ortmann,  Gerichtssaal  XXXII  S.  173  f.,  Haupt,  Zeitschr.  f  die  ge- 
sammte  Strafrechtswissenschaft  IIS.  533  f.  547.  Die  Construction  mancher  Auto- 
ren (s.  Literatur  bei  Ltsjst,  S.  113),  wornach  das  Unterlassen  nicht  als  ein  Nicht- 
thun,  sondern  als  ein  Andersthun  zu  denken  sei,  ist  fein  und  scharfsinnig,  allein 
meines  Erachtens  nicht  zutreffend;  denn  das  Andersthun  ist  nur  insofern  causal^ 
als  es  ein  bestimmtes  Omissum  ist.  Wenn  der  Steuermann,  statt  auf  das  Steuer 
zu  sehen,  Karten  spielt,  so  ist  nur  das  Unterlassen  der  Steneroperation  causal» 
nicht  auch  das  Kartenspielen. 

2)  Wissentlichkeit  ist  aber  auch  erforderlich;  ein  Socius  ist  nicht  strafbar ,^ 
wenn  er  von  dem  factischen  Sachverhalt  keine  Kenntniss  hat,  sollte  dieses  Nicht- 
wissen ihm  auch  zur  culpa  zuzuschreiben  sein:  vergK  Reichsgericht  30./9.  1831 
Entsch.  Strafs.  V  S.  105.  109. 

3)  Die  entgegengesetzte  Ansicht  habe  ich  in  meinem  Patentrecht  S.  537 
ausgesprochen. 

•4)  Patentrecht  S.  521  f. 
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provocateur.  Man  könnte  denken,  dass  diese  Provocation  die  Strafbar- 
keit der  Handlang  aufhebe,  da  ja  der  Berechtigte  hierdurch  selbst  der 
Yeranlasser  der  Verletzung  sei  und  danüt  zu  dieser  Verletzung  seine 
Zustimmung  gebe.  Das  wäre  aber  aus  zwei  Gründen  unrichtig.  Denn 
einmal :  wenn  auch  der  Berechtigte  als  agent  provocateur  die  Bezeichnung 
der  Waare  durch  den  Thater  herbeiführen  will,  um  damit  den  Thäter 
zu  entlarven,  so  will  er  die  Bezeichnung  nicht  als  Mittel  der  Weiter- 
verbreitung, er  billigt  nur  die  äussere  Form  der  Thätigkeit,  er  billigt 
nicht  ihren  inneren  Gehalt  i).  Sodann  aber  ist  ja  die  Marke  unveräusser- 
lich und  unübertragbar,  wesshalb  selbst  die  Gestattung  von  Seiten  des  Be- 
rechtigten den  objectiven  Thatbestand  des  Delictes  nicht  aufheben  würde. 
Zwar  figurirt  bei  Ehrverletzungen  der  Satz-,  Volenti  non  fit  injuria;  allein 
bei  der  Ehre  handelt  es  sich  um  die  sociale  Werthschätzung  der  Per- 
sönlichkeit, bei  der  Marke  um  diese  Persönlichkeit  selbst,  welche  unver- 
zichtbar und  unübertragbar  ist,  um  so  mehr,  als  an  der  Auseinander- 
haltung der  Personen  nicht  nur  diese  selbst ,  sondern  auch  die  Mitwelt  ein 
ausserordentliches  Interesse  hat.  Darum  hebt  die  Mitwirkung  des  Berech- 
tigten zum  Markengebrauch  den  objectiven  Thatbestand  des  Delictes  nicht 
auf:  die  ordnungsmässige  Zustimmung  ebensowenig,  als  die  besonderartige 
Taktik  von  Seiten  des  Agent  Provocateur  2).  So  auch  Appelhof  Paris 
19./3.  1875  Sirey  1875  II  p.  97  (bekämpft  von  Lyon-Caen  ebenda 
n  p.  97.  98  Note),  auch  bei  Fat.  XX  p.  49.  68.  74.  77,  Cass.-hof 
15./1.  1876  Fat  XXI  p.  5,  Appelh.  Lyon  19./6.  1879  Fat.  XXV  p.  384, 
Fouillet  nr,  162,  vgl.  aber  auch  ib.  nr.  153.  Im  Falle  wirklicher  Zustimmung 
wird  allerdings  eine  Bestrafung  nicht  eintreten  können,  aber  aus  anderen 
Gründen,  die  alsbald  zu  erörtern  sind.  Auch  gilt  das  Gesagte  nur  für 
den  Fall,  dass  in  Folge    der   provocatorischen  Anstiftung   ein  wirklicher 


1)  Vgl.  hierüber  meinen  Aufsatz  über  den  agent  provocatenr  in  den  badischen 
Annalen  Bd.  40  S.  61  nnd  mein  Patentrecht  S.  634 ;  vgl.  anch  oben  S.  384  and 
Tgl.  ferner  Appelhof  Lyon  19./6.  1879  Fat.  XXY  p.  384  nnd  XXIX  p.  224. 

8)  Hiergegen  spricht  anch  nicht  der  Ausdruck  „widerrechtlich"  in  §  14  des 
Ges.;  nnd  es  ist  unrichtig,  wenn  Nieherding  (Stenogr.  Bericht  1874/75  I.  S.  105) 
angenommen  hat,  dass  die  Zustimmung  des  Berechtigten  die  Widerrechtlich keit 
aasschliesse.  Das  Wort  „ widerrechtlich"  besagt  eben  nichts  anderes,  als  was 
der  Ausdruck  „fälschlich"  im  R.-Str.-G.-B.  §  287  bezeichnet  hatte;  vergl-  auch 
Sontag  in  Goltd.  Arch.  XIX  S.  294.  Bezüglich  des  früheren  Rechts  (unter  §  287 
des  E.-Str.-G.-B.)  vgl.  auch  Oppenhoff  nr.  12  zu  §  287  (3.  Aufl.).  —  Merkel  in 
HoltzendorTs  Handb.  des  Strafrechts  IV  S.  458  cf.  III  S.  831  nimmt  unrichtiger- 
weise  an,  dass  durch  Aenderung  des  Ausdruckes  „f&lschlich"  in  „widerrechtlich" 
das  frühere  Recht  geändert  worden  sei  und  dass  nach  dem  jetzigen  Recht  die  Zu- 
stimmung des  Berechtigten  die  StrafbariLeit  aufhebe.    Vgl.  auch  oben  S.  242.  364. 
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Thäterakt  vollzogen  worden  ist,  nicht  aber  auch  dann,  wenn  lediglich 
ein  Beihtilfeakt  vollbracht  wurde,  ohne  dass  es  zur  wirklichen  That  ge- 
kommen ist,  insbesondere  wenn  ein  Beihülfeakt  geleistet  wurde  für  eine 
bloss  vermeintliche,  dem  Beihülfeleistenden  vorgespiegelte  That.  In  einem 
solchen  Falle  fehlt  es  an  dem  delictuosen  Thatbestand,  da  der  Beihülfe- 
akt nur  als  Beihülfeakt,  nicht  als  selbstständig  delictuos  in  Betracht 
kommt.  Hierher  gehört  es  insbesondere,  wenn  ein  Lithograph  oder  Drucker 
auf  Insinuation  des  Markenberechtigten,  der  sich  als  fremder  Kaufmann 
präsentirte,  falsche  Marken  gefertigt  hat.  Da  diese  Thätigkeit  bloss 
Beihülfethätigkeit  ist,  da  erst  die  Bezeichnung  der  Waare  den  That- 
bestand des  Delictes  erfüllt,  eine  solche  aber  hier  gar  nicht  vorkommt, 
ja  gar  nicht  geplant  ist,  so  ist  der  Lithograph  oder  Drucker  nicht  strafbar. 
Anders  verhält  es  sich  nach  französischem  Kecht,  wo  bereits  die  Ver- 
fertigung falscher  Marken  als  delictuose  That  gilt ;  wesshalb  manche  fran- 
zösische Entscheidungen  zwar  im  Priucip,  nicht  aber  in  der  Anwendung 
bei  uns  zutreffen  können. 

Wer  in  dem  rechtswidrigen  Gewerbe  eines  Andern  thätig  ist,  ist 
nicht  Thäter,  sondern  Gehülfe ;  die  That  ist  die  That  dessen,  in  dessen 
Namen  das  Gewerbe  betrieben  wird;  nur  wenn  der  Arbeiter  ausserhalb 
der  Willensrichtung  der  Gewerbeherren  handeln  würde,  dann  würde  diese 
Thätigkeit  vollständig  auf  sein  Conto  fallen  und  bezüglich  dieser  wäre 
er  Thäter,  nicht  Gehülfe  i).  Daher  ist  der  Arbeiter,  welcher  für  den 
Kaufmann  die  falsche  Marke  auf  die  Waare  setzt  oder  die  Gefässe  mit 
der  falschen  Marke  anfertigt,  den  dolus  vorausgesetzt,  Gehülfe.  £in  be- 
sonders frappanter  Fall  der  Beihülfe  ist  es,  wenn  derselbe  Lithograph, 
welcher  die  ächte  Marke  hergestellt  hat,  auch  die  unächte  verfertigt,  und 
sie  an  Markenfraudatoren  verkauft :  wenn  der  Verfertiger  der  ächten  Marke 
sich  des  Geldgewinnes  halber  herbeilässt,  sein  Erzeugniss  auch  dem 
Contrefaktor  zu  Gebote  zu  stellen! 2)  Die  französische  Jurisprudenz  be- 
handelt denjenigen,  welcher  die  falsche  Marke  fertigt  oder  mit  der  Waare 
verbindet,  als  Thäter;  vgl.  Appelhof  Lyon  27./11.  1861  Pataille  VIII 
p.  258,  Trib.  Rheims  23./5.  1863  Pat.  X  p.  101,  Appelhof  Bordeaux 
7./7,  1871  Pat  XVIII  p.  263,  Seinetrib.  29./1.  1875  Pat  XX   p.  86, 


1)  Vgl.  Patentrecht  8.  585  f. 

2)  Eine  andere  Art  von  Gehälfenthätigkeit  ist  die  Thätigkeit  der  Agenten, 
Gommissionäre  n.  dgl.,  welche  die  nötbigen  Hnlfsmittel  herbeischaifen,  die  falschen 
Etiketten  besorgen,  die  Waaren  nach  dem  angeblichen  Prodnctionsorte  befördern, 
damit  sie  dort  den  Poststempel  des  Prodnctionsortes  erhalten  nnd  dadurch  an 
Tänschnngskraft  gewinnen;  oder  welche  die  markirten  Gefässe  zQsammenkaai'en, 
um  sie  zu  dolosiven  Zwecken  zu  verwerthen  n.  a. 
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Appelhof  Alger  29./5.  1879  Fat  XXIV  p.  345  und  bei  Sirey  1880  II 
p.  79,  Cass.-hof  15./1.  1876  Sirey  1876  I  p.  92,  Bedarride  III  nr.  908, 
Pouillet  nr.  137  f.,  Ämb,  Rendu  nr.  99.  102.  Doch  beruht  dies  auf 
Besonderheiten  des  französischen  Rechts,  die  für  uns  nicht  gelten;  vgl. 
auch  a.  7  und  8  d.  Ges.  von  1857. 

§  4. 
Das  Delict  ist  nach  deutschem  Gesetze  (§  14)  ein  Antragsdelict  i).  An- 
tragsberechtigt ist  derjenige,  welcher  Inhaber  des  Rechts  ist,  bezw.  es 
war  zur  Zeit  der  Verletzung  —  nach  den  Grundsätzen,  welche  ich  in  meinem 
Patentrecht  S.  543  f.  entwickelt  habe;  woraus  sich  ergibt,  dass,  auch 
wenn  das  Markenrecht  erloschen  ist,  der  ehemalige  Berechtigte  doch  noch 
das  Antragsrecht  behält  bezüglich  der  zur  Zeit  seiner  Berechtigung  er- 
folgten Verletzungen ;  vgl.  (analog  bezüglich  des  Patentrechts)  Cass.-hof 
20./4.  1851  bei  Schmoll  p.  57.  Auch  hier  ist  übrigens,  wie  im  Civil- 
verfahren,  dem  Träger  des  Rechts  der  vertragsmässige  Monopolist  an  die 
Seite  zu  stellen ;  auch  ihm  ist  die  Antragsbefugnisse  zuzugestehen,  sofern 
derselbe  nur  Monopolist  gewesen  ist  zur  Zeit  der  Verletzung,  sofern  also 
die  Verletzung  gegen  ihn  ihre  Spitze  kehrte ;  vgl.  nunmehr  auch  Reichs- 
gericht 25./2.  1884  Rechtspr.  VI  S.  144  (Patentsache),  und  oben  S.  365. 


1)  In  meinem  Patentrecht  S.  510  habe  ich  (mit  Anderen)  den  Antrag 
des  Verletzten  als  Voraussetzung  des  Strafrechts  des  Staates  charakterisirt 
Bern  gegenüber  hat  Samuely,  Gerichtssaal  XXXII  (1880)  S.  1  f.  S.  28,  die 
Formel  aufgestellt,  es  entstehe  bei  dem  Antragsdelict  ein  Strafanspruch  mit  be- 
dingter Verfolgbarkeit.  Allein  ein  nicht  verfolgbarer  Anspruch  ist  im  Strafrecht, 
das  sich  nur  in  der  Verfolgbarkeit  äussert,  überhaupt  kein  Anspruch:  ein  Civil- 
recht  kann  exlstiren  ohne  staatliches  Reactionsrecht,  nicht  aber  ein  Strafirecht, 
weil  das  Strafrecht  lediglich  secundärer  Natur  ist  und  in  dem  Reactionsrechte  auf- 
geht; vgl.  auch  Eisch,  Gerichtssaal  XXXVI  (Sep.-Abdr.)  S.  10  f.  Und  das  Haupt- 
argument, dass  die  Verjährung  bereits  vor  dem  Antrag  läuft,  trifft  nicht,  da 
es  durchaus  nichts  besonderes  ist,  dass  eine  Verjährung  vor  dem  Anspruch  be- 
ginnt :  die  Rechtsordnung  kann  ihre  guten  Gründe  haben,  dass  sie  nach  einem  be- 
stimmten Zeitpunkte  von  der  That  an  keine  Verfolgung  mehr  duldet,  mag  auch 
der  Strafantrag  entstanden  sein,  wann  er  will  —  bezüglich  des  Civilrechts  vergl. 
Windscheid,  Fand.  I  S.  317,  Bernburg,  Fand.  I  S.  335  f.  Und  die  Zulässigkeit 
provisorischer  Sicherungsmassregeln  vor  Entstehung  des  Strafanspruchs  ist  ebenso 
wenig  etwas  ausserordentliches,  als  im  Civilrecht  ein  Arrest  vor  entstandenem 
Civilanspruch.  Noch  weniger  stichhaltig,  sind  die  anderen  Argumente;  denn  de- 
lictuos  ist  ja  die  Handlnng  des  Thäters  und  bleibt  es,  auch  wenn  ein  staatliches 
Strafrecht  nicht  entsteht.  Dass  aber  der  Antrag  ein  Element  des  materiellen 
Strafrechts,  nicht  des  Strafprocesses  ist,  hat  Samuely  ib.  S.  21  f.  in  treffender 
Weise  weiter  entwickelt.  Vgl.  auch  Reichsger.  25. /9. 1884  Entsch.  Strafs.  XI  S.  119. 
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Dass  der  Antrag  auch  durch  einen  Vertreter  gestellt  werden  kann, 
scheint  mir  sicher ;  und  zwar  nicht  nur  durch  einen  Vertreter,  welcher 
die  bereite  getroffene  Entscheidung  des  Berechtigten  zum  Ausdruck  bringt, 
sondern  auch  durch  einen  Vertreter,  welcher  selbst  die  Entscheidung  trifft; 
denn  es  ist  durchaus  nicht  abzusehen,  warum  der  Berechtigte  nicht  in 
der  Lage  sein  sollte,  die  Entscheidung  einem  Andern  zu  überlassen,  dem 
mehr  Sachkenntniss  und  grösserer  Einblick  in  die  Verhältnisse  zusteht  ^). 
Auch  eine  Generalvollmacht  zur  Vermögensverwaltung  berechtigt  zur  Ver- 
tretung, sofern  dieselbe  so  gefasst  ist,  dass  die  allseitige  Wahrung  der 
Vermögensinteressen  dem  Bevollmächtigten  anvertraut  ist :  denn  eine  all- 
seitige Wahrung  ist  auch  eine  Wahrung  mit  Hülfe  des  Strafrechts;  vgl. 
mein  Patentrecht  S.  549,  Obertrib.  7./3.  1879  Oppenhoff  XX  S.  130, 
Reichsgericht  20.;4.  1880,  1./5.  1880  Rechtsspr.  I  S.  620.  707,  femer 
7./12.  1881  Rechtssprech.  III  S.  770,  16.'2.  188B  R.  V  S.  1252). 

Der  Antrag  steht  dem  Markenberechtigten  zu,  er  steht  nicht  dem 
getäuschten  Käufer  der  Waare  zu;  ihm  gegenüber  kommt  die  Marken- 
verletzung nicht  als  solche,  sondern  als  Element  des  strafrechtlichen  Be- 
truges in  Betracht,  bei  ihm  fallen  nicht  die  speciellen  Interessen  des 
verletzten  Individualberechtigten,  sondern  die  allgemeinen  Interessen  der 
Treu  und  Glauben  ins  Gewicht.  Und  da  nun  die  Strafe  des  §  14  d.  Ges. 
zur  Repression  wegen  Markenverletzung,  nicht  wegen  Betrugs  bestimmt 
ist,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  nur  derjenige,  welcher 
als  Markenverletzter  interessirt  ist,  das  Recht  des  Strafantrags  hat,  nicht 
derjenige,  welcher  nur  wegen  eines,  mittelst  der  Markenverletzung  gegen 
ihn  gespielten,  Betruges  an  der  Sache  betheiligt  ist ;  vgl.  auch  Stockheim 
S.  56,  Meves  S.  220  f.,  Löbker  S.  422,  Klostermann  S.  447  3).  Un- 
richtig hatte  Braun  im  Reichstage  (Stenogr.  Ber.  1874/75  I  S.  106) 
auch  dem  Käufer  das  Antragsrecht  zugestehen  wollen,  unter  unrichtiger 
Auslegung  der  Begriffe  „Interessent  und  Verletzter", —  denn  als  solcher 
darf  nur  ein  Interessent  und  Verletzter  in  Beziehung  auf  das  concrete 
Recht,  um  dessen  Verletzung  es  sich  handelt,  betrachtet  werden^). 


1)  Auch  eine  mündliche  Vollmacht  gentigt,  trotz  §  156  der  Str.-P.-C;  vgl. 
Reiehsgericht  21./3.  1881  Rechtsspr.  III  S.  156. 

2)  Vgl.  über  die  Frage  auch  Berohheimer  in  Seuffert's  Blättern  für  Rechts- 
anwendnng  1878  S.  321  f„  Bolze  im  Geriuhtssaal  XXXII  S.  433  f.  440  f.  446  f., 
Olshausen,  Kommentar  I  S.  265. 

8)  Bezüglich  des  belgischen  Rechts  jedoch  vgl.  Braun  p.  519.  520,  welcher 
auch  den  Kanter  als  antragsberechtigt  erachtet. 

4)  Diese  unrichtige  Ansicht  wird  vertheidigt  von  Landgraf  S.  58  f. 
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Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  das  Gesetz  hiermit  das  Richtige  ge- 
troffen: ob  es  Eecht  hat,  wenn  es  (ebenso  wie  das  Österreich.  Gesetz 
§  24,  das  Genfer  Gesetz  §  8  ^),  im  Widerspruch  mit  dem  französischen 
Recht  (Rendu  nr.  292  f.,  Fouillet  nr.  215)  die  Verfolgung  an  einen 
Antrag  des  Berechtigten  gebunden  hat.  Der  Pariser  Congress  (Congr. 
intern,  p.  379  f.)  ist  dagegen,  und  auch  wir  betrachten  es  als  einen 
Fehler  und  nehmen  an,  dass  das  Gesetz  durch  Statuirung  der  Antrags- 
qualität den  §  287  des  R.-St.-G.-B.  zu  seinem  Nachtheil  abgeändert  hat^). 
Denn  hier  steht  die  Sache  anders,  als  im  Bereiche  des  Erfinder-  und 
Autorrechts :  dort  kommt  lediglich  das  Interesse  des  Trägers  des  Rechts 
in  Betracht,  was  schon  damit  illustrirt  wird,  dass  es  ihm  jederzeit  frei- 
steht, sein  Recht  zu  übertragen,  oder  einem  Anderen  im  weiteren  oder 
engeren  Gebiete  die  Benützung  seiner  Schöpfung  zu  gestatten;  und  da 
nun  die  Erfinder  und  Urheber  im  Kreise  des  Publikums  nur  eine  sehr 
beschränkte  Zahl  bilden,  so  ist  es  sehr  begründet,  wenn  die  Rechtsordnung 
nicht  einschreitet,  ohne  dass  von  dieser  Seite  ihr  die  Anregung  gegeben 
wird  3).  Bei  dem  Markenrecht  sind  zwar  gleichfalls  die  Interessen  des 
Berechtigten  von  den  Interessen  des  Publikums  juristisch  zu  scheiden, 
und  wenn  die  Verfolgung  der  Rechtsverletzung  an  einen  Antrag  geknüpft 
ist,  so  ist,  wie  oben  gezeigt,  der  Antragsberechtigte  nur  der  Träger 
des  Markenrechts  und  nicht  das  Publikum.  Wohl  aber  stehen  diese  In- 
teressen im  factischen  Zusammenhange  und  berühren  und  beeinflussen  sich 
gegenseitig  im  höchsten  Masse:  durch  die  Repression  des  Markenrechts 
wird  auch  dem  Betrug  gegen  das  Publikum  gesteuert ;  und  umgekehrt,  die 
Repression  gegen  den  Betrug  spielt  in  die  Interessen  des  Markenberechtig- 
ten hinüber;  welche  factische  Coincidenz  der  beidenartigen  Interessen  auch 
dadurch  illustrirt  wird,  dass  der  Berechtigte  seine  Marke  regelmässig 
nicht  an  einen  Dritten  zu  veräussern  oder  einem  Dritten  zur  Benützung 
und  Verwerthung  zu  überlassen  vermag,  und  dass  die  Markenbenützung  des 
Dritten  durch  die  Licenz  oder  die  gestattende  Connivenz  des  Berechtigten 
nicht  legitimirt  wird.  Bei  dieser  Sachlage  sprechen  genügende  Gründe 
dafür,  dass  der  Staat  von  Amtswegen  einschreitet  und  sich  nicht  auf  die 


1)  lieber  das  österreichische  Gesetz  §  24,  welches  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  eintreten  lässt,  vgl.  auch  nenestens  Franckel,  die  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen Rechts  gegen  unehrbaren  Wettbewerb  S.  36  f. 

2j  Der  §  287  des  R.-Str.-G.-B.  strafte  von  Amtswegen;  manche  frühere 
Landesgesetze  behandelten  das  Delikt  als  Antragsdelikt,  so  z.  B.  das  Sächsische 
und  das  Thüringische  Strafgesetzbuch  (a.  312.  258). 

3)  Vgl.  mein  Patentrecht  S,  512,  mein  Autorrecht  S.  312  f. 
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Zufälligkeit  der  Antragstellung  des  Berechtigten  verlässt :  die  Markenver- 
letzung ausreuten,  heisst  eine  Wucherpflanze  ausreuten,  die  nicht  nur  die 
Interessen  des  Berechtigten  unterhöhlt,  sondern  auch  ihren  verderblichen 
vergiftenden  Schatten  auf  den  ganzen  Verkehr  wirft.  Darum  halten  wir 
auch  hier  das  Gesetz  für  verbesserungsbedürftig:  sicherlich  hat  eine  un- 
richige  Parallele  mit  den  Immaterialrechten  zu  dieser  unrichtigen  Be 
handlungsweise  beigetragen  i). 

Wenn  nun  aber  auch  das  Fundament  des  Gesetzes  unrichtig  gelegt 
ist,  so  müssen  wir  es  doch  mit  allen  Consequenzen  annehmen.  Insbeson- 
dere kommt  hier  eine  Consequenz  in  Betracht,  welche  in  der  Lehre 
des  Antragsdelictes  nicht  genügend  berücksichtigt  zu  werden  pflegt,  die 
Consequenz,  dass  das  Antragsrecht  nicht  erwachsen  kann,  wenn  der  An- 
tragsberechtigte selbst  zur  Begehung  des  Delictes  seine  Zustimmung  ge- 
geben hat,  hier  also  insbesondere  dann ,  wenn  er  einem  Anderen  (in 
ungültiger  Weise)  die  Ausübung  des  Markenrechts  überlassen,  ihn  zu 
der  Marke  licensirt  hat;  vgl.  auch  Appelh.  Paris  13. /l.  1864  Pataille 
X  p.  135.  Wie  früher  bemerkt,  verschafft  diese  Liceusirung  dem  Dritten 
kein  Recht;  und  wenn  der  Berechtigte  die  Gestattung  zurückzieht  und 
widerruft,  so  kann  der  Goncessionar  sich  nicht  auf  die  Licenz  berufen, 
welche  ja  nichtig  ist ;  wohl  aber  hat  er  auf  Grund  der  Licenz  eine  exceptio 
doli  gegen  den  Entschädigungsanspruch,  und  ebenso  muss  ein  Strafantrag 
zurückgewiesen  werden,  welcher  sich  auf  Handlungen  bezieht,  die  noch 
unter  dem  Schirme    der  wenn   auch   nichtigen   Licenz    erfolgten  2).     Nur 


1)  Man  vgl.  hierüber  auch  Braun  p.  63.  Manche  Gesetzgebungen,  wie  die 
belgische,  verlangen  einen  Strafantrag  bei  Verletzung  der  gewählten  Marke  und 
strafen  ex  officio  bei  der  Verletzung  des  Namenrechts  (vgl.  a.  191  des  Code  p6nal 
Beige,  cf.  mit  a.  14  des  belgischen  Markenges.).  Dagegen  hat  das  französische 
Recht  das  Erforderniss  des  Privatantrags,  obgleich  dasselbe  in  Anregung  gebracht 
worden  war,  mit  Recht  verworfen,  Pouület  nr.  215,  Mayer  p.  82.  Ebenso  bedarf 
es  nach  italienischem  Rechte  keines  Strafantrags  ;  treffend  bemerkt  Vidari^  diritto 
com.  III  nr.  1491  p.  307:  „La  sicurezza  dei  commerci  ne  pare  appunto  cosa  in- 
teramente  legata  coli'  ordine  pubbllco ;  ed  essa  vuole  che,  qnantunque  volte  la  si 
senta  oifesa  o  minacciata,  il  colpevole  venga  punito*^.  Die  Motive  des  deutschen 
Gesetzes  sprechen  sich  fdr  die  Antragsqualität  aus,  obgleich  sie  anderseits  das 
Interesse  des  Publikums  an  der  Aufrechterhaltung  des  Markenwesens  richtig 
betonen,  S,  634.  688.  Mit  Recht  hat  dieses  auch  Ackermann  im  Reichstag 
(Stenogr.  Ber.  1874/75  I  S.  104)  hervorgehoben.  Gegen  die  Antragsqualit&t  sprach 
mit  Recht  auch  Eeichensperger  (Stenogr.  Ber.  1874/75  I  S.  105.  106.  132),  dafür 
mit  unstichhaltigen  Gründen  Braun  (ib.  S.  106.  133.  134). 

2)  Dass  es  sich  bei  dem  agent  provocateur  anders  verhält,  wurde  oben  be- 
tont; der  agent  provocateur  gestattet  den  Markengebrauch  nicht,  sondern  nur  die 
änsserliche  Thätigkeit.  Vgl.  auch  Amb,Bendu  nr.  115,  und  oben  S.  364.  389. 
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derjenige,  welcher  als  Verletzter  dem  Delikt  objectiv  gegeaübersteht, 
kann  die  strafrechtliche  Reaction  veranlassen,  nicht  derjenige,  welcher 
Verletzer  und  Verletzter  in  eigener  Person  ist:  denn  es  wäre  gegen 
jeden  Rechtssinn,  wenn  derjenige  ein  Strafrecht  des  Staates  veranlassen 
könnte,  welcher  selbst  das  Delict  hervorgerufen  hat,  wenn  Delict  und 
Bestrafung  desselben  beides  aus  der  Hand  derselben  Persönlichkeit  her- 
vorginge. Dies  würde  auch  wegen  der  üritheilbarkeit  des  Antrags, 
welcher  den  Antragsteller  selbst  mitverwickeln  würde,  zu  den  unhaltbar- 
sten Resultaten  führen. 

Die  ünvollkommenheit  des  deutschen  Systems  wird  einigermassen 
dadurch  ausgeglichen,  dass  die  dolosive  Markenverletzung  durch  Thätig- 
keiten  begangen  wird,  welche  zumeist,  als  dolosive  Vermögensbenachthei- 
ligungen  eines  Mitcontrahenten,  den  Betrugscharakter  annehmen :  denn  die 
Veräusserung  von  Waaren  mit  falscher  Marke  unter  Täuschung  des 
Käufers  charakterisirt  sich  als  Betrug,  sobald  damit  eine  Vermögens- 
beschädigung des  Käufers  zum  rechtswidrigen  Vortheil  des  Verkäufers  statt- 
findet. Desshalb  liegt  hier  zugleich  der  Reat  des  Betruges  vor,  und 
zwar,  da  die  Markenverletzung  und  der  Betrug  sich  in  denselben  äusseren 
Thätigkeitsakten  entwickeln,  in  idealer  Concurrenz.  Der  Reat  des  Be- 
trugs aber  ist  von  Amtswegen  strafbar,  und  so  wird  einigermassen  der 
Mangel  des  deutschen  Rechts  gedeckt.  Eine  Concurrenz  beider  Reate  ist 
auch  anerkannt  vom  Landgericht  Hamburg  11. /2.  1882  Centralh.-Reg. 
1882  nr.  67;  ferner  vom  Appelh.  Lyon  24./12.  1866  Fat.  XIII  p.  171 
(a.  7  des  französ.  Markenges,  und  a.  423  des  C.  p6n.),  vom  Appelhof 
Grenoble  31./8.  1876  Fat  XXI  p.  225,  vom  Trib.  Toulouse  15./7.  1881 
Fat.  XXVI  p.  185;  vgl.  auch  Cass,-hof  Florenz  21./10.  1876  Monit. 
dei  trib,  XVIII  p.  334.  Anders  Trib.  Lyon  2./4.  1868  Fat.  XIV  p.  381. 
384  (que  le  meme  fait  ne  saurait  ^tre  envisag^  sous  diff^rents  aspects 
pour  donner  lieu  ä  l'application  de  diverses  p^nalit^s  alors  qu'il  a  6t4 
formellement  prevu  par  une  loi  speciale),  i)  Vgl.  auch  Marafy^  dict.  p.  65  f. 


1)  Dabei  geht  das  Gericht  von  der  Anschaaang  aus,  dass  das  Markengesetz 
gegeben  sei  „anssi  bien  dans  Tinteröt  da  consommatenr  qae  dans  celni  des  com- 
mer^ants".  Dies  ist  in  gewissem  Sinne  richtig,  entscheidet  aber  die  Frage  auf 
keine  Weise:  der  Schutz  des  Markenrechts  wirkt  allerdings  auf  das  Publikum 
znräck,  ebenso  wie  umgekehrt  der  Schatz  des  Pnblikams  gegen  Uebervortheilnng 
anf  den  Berechtigten  zurückwirkt;  aber  alles  dieses  nur  indirect  per  consequen- 
tiam,  kraft  factischer  Interessenverknüpfung :  direct  hat  der  Markenschutz  nur  den 
Markenberechtigten  zu  decken;  wenn  er  dabei  dem  ganzen  Verkehr  zu  gute  kommt 
so  ist  dies  nnr  desshalb  der  Fall,  weil  eben  der  Verkehr  dadnrch  ausserordentlich 
gewinnt,    dass  jede    Individualit&t  in   der    richtigen  Weise   zur    Geltung   kommt. 
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II. 
Delictsfolgen. 

§  1. 

Die  Strafe  ist  Geldstrafe  von  150 — 3000  Mark  oder  Gefängrniss  bis 
zu  6  Monaten  —  ein  höchst  unzureichender  Strafsatz,  unzureichend  ins- 
besondere, wenn  man  den  strafrechtlichen  Schutz  des  Eigenthnms  oder 
auch  nur  die  Strafbestimmungen  über  Kreditgefährdung  in  Vergleich  zieht. 
Wer  einem  Anderen  den  Geldbeutel  stiehlt,  kann  bis  zu  5  Jahren  ein- 
gesperrt werden,  wer  aber  durch  die  ehrloseste  Art  von  Markendefrauda- 
tion  das  ganze  Gewerbe  eines  Andern  in  Trümmer  legt,  das  ganze  Ver- 


Daher  wird  das  Unrecht,  welches  in  der  Verletzung  des  getäuschten  Käufers  liegt, 
in  der  Markenverletzung  nicht  mitgesühnt  und  es  bleibt  daher  immerhin  die  Be- 
trugssähne  übrig  als  Werk  der  Gerechtigkeit.  Jedoch  muss  beigefügt  werden,  dass 
a.  423  des  C.  p6n.  fran^.  es  allerdings  nicht  ausser  Zweifel  lässt,  ob  eine  Täusch- 
ung bezüglich  des  Ursprungs  der  Waare  durch  falsche  Marke  einen  strafrechtlichen 
Betrug  constituirt.  Der  a.  423  lautet:  „Quiconque  aura  tromp6  l'acheteur,  sur  le 
titre  des  mutans  d'or  et  d'argent,    sur  la  qualitö  d*une  pierre  fausse  vendne  poar 

£ue,  sur  la  nature  de  toutes  marchandises sera  puni  ....". 

Ob  aber  die  Täuschung  über  deh  Ursprung  der  Waare  als  eine  Täuschung  „sur 
la  nature  de  la  marchandise^  zu  betrachten  ist,  dürfte  mindestens  zweifelhaft 
sein,  vgl.  Bendu  nr.  198  f.  und  die  dort  citirten.  Dagegen  bestimmt  das  belgische 
Strafgesetzbuch  a.  498  ausdrücklich,  dass  die  Täuschung  „sur  la  nature  ou  l'orlgine 
de  la  chose  vendue*'  unter  den  Betrug  falle,  vergl.  hierüber  Meneau,  Prop.  ind. 
I  12  Rev.  p.  170,  Braun  p.  481;  eine  ähnliche  Bestimmung  war  auch  m  Frank- 
reich beantragt  aber  abgelehnt  worden,  vgl.  Mayer  p.  112.  Dass  nach  dem  weiten 
—  nur  allzuweiten  —  Betrngsbegriff  des  §  263  des  deutschen  Strafgesetzbuchs 
ein  solches  täuschendes  Verhalten  zum  Zwecke  widerrechtlichen  Yermögensvortheils 
unter  Schädigung  des  Getäuschten  den  Thatbestand  des  Betrugsdeliktes  erfüllt, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  vergl.  Olshausen,  Komment.  II  S.  989  und  die 
hier  cit. ;  und  nur  das  kann  noch  die  Frage  sein,  ob  ein  Yermögensschaden  bereits 
dann  gegeben  ist,  wenn  der  Käufer  in  Folge  der  Täuschung  andere  Waare  er- 
hält, als  er  zu  erhalten  gedachte,  oder  nur  dann,  wenn  die  erhaltene  Waare 
wirklich  schlechter  war,  als  die  markenmässige  gewesen  wäre :  meines  Erachtens 
ist  sicher  bereits  im  ersten  Falle  das  Vermögen  des  Getäuschten  geschädigt,  weil 
er  statt  der  erprobten,  convenirenden  Waare  eine  Waare  erhält,  die  ihm  nicht  in 
dem  Masse  convenirt  oder  doch  nicht  in  dem  Masse  als  convenirend  erprobt  ist : 
das  ist  ein  Vermögensschaden,  und  oftmals  ein  sehr  beträchtlicher.  Man  vgl.  über 
diese  Frage  die  Citate  bei  Olshattsen  II  S.  997  und  Reichsgericht  29./9.  1883 
Rechtspr.  V  S.  555.  Als  rechtswidriger  Vermögensvortheil,  den  sich  der  Thäter 
zu  verschaffen  sucht,  kann  auch  die  Erlangung  oder  Erhaltung  einer  Kundschaft 
gelten,  vgl.  auch  Reichsgericht  7./4.  1881  Rechtspr.  III  S.  202. 
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mögen,  den  ganzen  Wohlstand  eines  Andern  vernichtet,  der  hat  nicht 
länger  als  6  Monate  zu  büssen ;  und  wer  durch  unwahre  Aussagen  den  Credit 
des  Anderen  untergräbt,  der  kann-  bis  zu  2  Jahren  eingesperrt  werden, 
ja  bei  öffentlicher  Aeusserung  ist  man  noch  strenger;  der  Markenfälscher 
kommt  mit  einem  halben  Jahre  davon:  die  falsche  Marke  ist  aber  oft- 
mals dem  Credit  zehnfach  gefährlicher,  als  die  frechste  Creditverleumdung. 
Es  liegt  hier  eben  wieder  einer  der  Fälle  vor,  wo  die  Gesetzgebung  in 
Statuirung  eines  modernen  Strafschutzes  zu  milde  vorgegangen  ist,  weil 
man  das  Markenwesen  als  eine  res  sui  juris,  die  Markenverletzung  mehr 
als  eine  Polizeicontravention,  denn  als  ein  schweres,  die  Person  in  ihrem 
tiefsten  Wesen  verletzendes  Delict  aufgefasst  hat  i).  Viel  treffender  ist 
das  französische  Recht,  welches  bis  zu  3  Jahren  Gefängniss  und  beim 
Rückfall  noch  höher  ansteigt. 

Ueber  die  Natur  der  Geldstrafe  habe  ich  in  meinem  Patentrecht 
S.  570  t  so  ausführliche  Entwickelung  gegeben,  dass  ich  darauf  ver- 
weisen kann  2).  Dem  dortigen  Nachweis,  dass  die  Geldstrafe  nicht  Gegen- 
stand einer  obligatorischen  Berechtigung  und  Verpflichtung  ist,  kann  ich 
noch  femer  beifügen,  dass  die  Geldstrafe  nicht  im  Konkurs  geltend  ge- 
macht werden  kann,  §  56  Z.  3  d.  Konk.-O.,  und  dass  schon  nach  römi- 
schem Rechte  von  der  Geldstrafe  keine  Verzugszinsen  laufen,  fr.  9  de 
magistr.  conven.,  c.  1  de  fisc.  usur.,  sowie  dass  bei  Versäumungen  bezügl. 
der  Geldstrafen  keine  in  integr.  restit.  gegeben  wird,  fr.  37  pr.  de 
minorib.  Man  vgl.  auch  StoosSj  zur  Natur  der  Vermögensstrafe  (1878), 
Buri  im  Gerichtssaal  1878  S.  241  f.,  Kronecker  in  Goltd.  Arch.  XXVII 
S.  85  f.,  XXVIII  S.  9  f. 

§  2. 

Die  Confiscation  findet  sich  im  Markenrecht  in  zwei  Anwendungen 
vertreten;  denn  hier  gibt  es  sowohl  die  strafrechtliche  Confiscation  des 
§  40  des  R.-Str.-G.-B.  3),  als  auch  die  specielle  Confiscation  des  §  17  des 
Markengesetzes;  beide  haben  einen  verschiedenen  Zweck    und  einen  ver- 

*)  Gegen  diese,  der  moralischen  Verwerflichkeit  und  der  socialen  Schädlich- 
keit der  Marken  Verletzung  widersprechende,  Milde  des  modernen  Strafrechts  vgl. 
auch  BOj  commentaire  p.  209  f. 

2)  Was  ich  um  so  mehr  thun  muss,  als  man  diese  wie  so  manche  meiner 
Ausführungen  vielfach  unberücksichtigt  gelassen  hat.  Sie  verdienten  doch  minde- 
stens in  Betracht  gezogen  und  discutirt  zu  werden. 

3)  üeber  die  Anwendung  des  §  40  des  R.-Str.-G.-B.  bei  Markendelikten  vgl. 
auch  Motive  S.  638. 
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schiedenen  juristischen  Charakter.  Die  Contiscation  des  Reichsstrafgesetz- 
buchs 1)  ist  eine  rein  strafrechtliche  Massregel :  sie  ist  Strafe  und  unter- 
liegt daher  allen  Grundsätzen  der  Strafvollziehung,  sie  kann  darum  weder 
gegen  einen  Geisteskranken  noch  gegen  einen  Todten  stattfinden  *^).  Nur 
muss  man  dabei  wohl  im  Auge  behalten,  dass  mit  dem  Confiscationsurtheil 
das  Eigenthum  sofort  und  ohne  Besitzergreifung  auf  den  Fiscus  über- 
geht, mithin  alle  weiteren  Schritte  des  Fiscus,  insbesondere  das  Ansich- 
ziehen^  die  Besitzergreifung  der  Confiscate  bereits  in  Ausübung  eines  er- 
worbenen Rechts  stattfinden,  also  im  Grunde  keine  neue  Rechtsentziehung 
mehr  enthalten,  mithin  auch  nach  dem  Tode  des  Angeklagten  stattfinden 
können  S) 

Darum  kann  ferner  diese  Confiscation  auch  immer  nur  solche  Sachen 
treffen,  welche  sich  im  Eigenthum  des  Schuldigen  befinden,  und  selbst 
dingliche  Rechte  unschuldiger  Dritter  dürfen  nicht  angetastet  werden, 
weil  dies  der  Strafnatur  des  Aktes  widersprechen  würde*). 

Die  rein  strafrechtliche  Goufiscation  ist  facultativ ;  es  steht  im  Er- 
messen des  Gerichts,  ob  und  in  wieweit  sie  in  Anwendung  kommt  —  sehr 
zweckmässig,  da  der  Kreis  der  Gegenstände,  auf  welche  sie  sich  beziehen 
kann,  sehr  weit  ist;  denn  sie  kann  alle  Dinge  umfassen,  welche  durch 
das  Delict  hervorgebracht  und  welche  zur  Ausübung  des  Delictes  be- 
stimmt sind,  und  dieser  Dinge  gibt  es  so  viele,  dass  es  sachwidrig  wäre, 
die  Confiscation  ohne  Unterschied  stets  auf  alle  und  sämmtliche  zu 
erstrecken. 

Zur  Ausübung  des  Delictes  bestimmt  sind  in  unserem  Falle  die 
Werkzeuge,  mit  welchen  die  falschen  Marken  hergestellt  und  derWaare 
angefügt  worden  sind  — :  so  z.  B.  der  Stein,  auf  welchen  die  Marke 
zum  Zwecke  der  lithographischen  Vervielfältigung  eingetragen  ist,  Seine- 
trib.  2./1.  1869  Fat.  XVI  p.  27;  vorausgesetzt  nur,  dass  das  Werkzeug 
gerade  für  das  Delict  speciell  bestimmt,  nicht  bloss  zufällig  zur  Ver- 
übung desselben  benützt  wird  5);  in  gleicherweise  auch  die  Transportmittel, 
mit  welchen  die  Waare  in  Verkehr  gesetzt  wird,   vgl.  mein  Patentrecht 


1)  Vgl.  bezäglich  derselben  mein  Patentrecht  S.  575  f.  Aach  hier  sind  die 
aosführlicfaen  Erörterongen  meines  Baches  vielfach  anberücksichtigt  geblieben. 

2)  Dass  aas  §  42  des  R.-Str.-G.-B.  nicht  das  Gegentheil  zn  entnehmen  ist, 
daröber  vgl.  mein  Patentrecht  S.  577  f. 

8)  Mein  Patentrecht  S.  576. 

4)  Mein  Patentrecht  S.  582  f. 

&)  Im  französischen  Gesetze  heisst  es  aasdrücklich :  instrnments  et  nstensiles 
ayant  sp6cialement  servi  k  commettre  le  d^Ht  (a.  14);  ebenso  im  belgischen  Gesetz 
a.  12.    Vgl.  aach  mein  Patentrecht  S.  587. 
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S.  587,  Fouillet  nr.  284,  Braun  p.  554 ;  und  Pouillet  brevets  d'invention 
n.  978,  Malapert  et  Forni  nr.  1167.  Vor  allem  aber  gehört  hierher  die 
mit  der  Marke  bezeichnete  Waare  selbst  *),  sofern  gerade  durch  sie  die 
falsche  Marke  in^ Verkehr  gebracht  und  das  individuelle  Waarenbezeichnungs- 
recht  des  Markenträgers  gekränkt  werden  soll ;  und  man  darf  auch  hier  nicht 
argumentiren,  dass  die  Waare  das  Object  und  nicht  das  Mittel  der  Ver- 
breitung sei :  die  Waare  ist  das  Object  der  Verbreitung,  aber  das  Mittel 
des  Eingriffs  in  das  Individualrecht  des  Berechtigten  2j ;  vgl.  Patentrecht 
S.  586  f.,  vgl.  auch  Obertrib.  8./10.  1875  Goltd.  Arch.  XXIII  S.  489. 
Die  Confiscation  des  §  40  d.  St.-G.-B.  ist  Enteignung:  die  con- 
iiscirten  Waaren  gelangen  mit  dem  Confiscationsurtheil  in  das  Eigenthnm 
des  Fiscus  ^),  welcher  hierüber  beliebig  verfügen  kann  —  aber  natürlich 
nur  innerhalb  der  Schranken  des  Hechts :  wesshalb  er  die  Waare  zwar 
verkaufen  kann,  aber  nur  nach  vollständiger  Tilgung  der  Marke,  so  dass 
der  Verkauf  nicht  mehr  ein  Eingriff  in  das  Markenrecht  ist  *).  Der  Ver- 
kauf der  Waare  ohne  Tilgung  der  Marke  ist  nur  an  den  Markenberech- 
tigten zulässig :  eine  solche  Uebertragung  ist  aber  auch  die  beste  Lösung 
der  Schwierigkeiten^),  und  manche  Gesetzgebungen  bestimmen  daher 
ausdrücklich,  dass  die  Gonfiscate  dem  Markenberechtigten  durch  das  Ge- 
richt zugewiesen  werden  können;  vgl.  französ.  Ges.  a.  14,  belgisches 
Ges.  a.  12,  Markenges,  von  Chili  12./11.  1874  a.  12. 

§  3. 
In  fast  allen  diesen  Funkten  ist  die  specielle  Confiscation  des  §  17 
des  Markengesetzes  völlig  verschieden^).    Sie  ist  nicht,  wie  die  allgemeine 


1)  Viele  Gesetzgebungen  bestimmen  solches  ansdrücklich,  vgl.  z.  B.  französ. 
Gesetz  1867  a.  14,  belgisches  Gesetz  1879  a.  12,  holländisches  Gesetz  1880  a.  11 
(de  ...  .  waren  worden  .  .  .  .  bij  het  vonnis  verbenrdverklaard). 

2)  Völlig  unrichtig  ist  die  Behauptung,  dass  der  S  40  des  R.-Str.-G.-B.,  be- 
zäglich  der  Waare  selbst,  durch  den  §  17  des  Markengesetzes  abrogirt  wäre,  so 
dass  die  strafrechtliche  Confiscation  des  §  40  hier  nur  noch  bezüglich  der  benätzten 
Werkzeuge  bestehe  (Meves  S.  239). 

s)  Unmittelbar  mit  dem  Urtheil,  nicht  erst  mit  der  factischen  Ergreifung; 
aber  auch  erst  mit  dem  Urtheil,  nicht  schon  mit  der  That,  wie  beim  römischen 
commissum.     Vgl.  Patentrecht  S.  589  f. 

4)  Die  Tilgung  des  Zeichens  muss  übrigens  in  jedem  Falle  erfolgen,  wo  der 
Verletzte  dies  beantragt,  §  17  des  Ges.,  vgl.  hierüber  unten. 

&)  Dass  dieselbe  im  Civilprocesse  erfolgen  kann,  ist  bereits  oben  S.  349 
ausgeführt. 

^)  Eine  analoge  Zeichenzerstörnng  findet  sich  in  dem  Gesetz  v.  16./7.  1884 
über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  angeordnet,  §  9  1.  Abs. 
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Confiscation,  eine  Strafe,  sondern  eine  im  Strafurtheil  mit  ausgresprochene 
präventivpolizeiliche  Massregel,  um  weiteren  Delicten  vorzubauen  — 
ganz  ähnlich  wie  die  gleiche  Massregel  im  Civilprocess  weiteren  Störungen 
zuvorkommen  soll  *).  Darum  beschränkt  sich  diese  Confiscation  auf  ihren 
Zweck;  sie  will  den  Thäter  nicht  mehr  angreifen,  als  nöthig,  um  den 
polizeilichen  Erfolg  zu  erreichen:  sie  geht  nur  auf  Zerstörung  der  Marke, 
und  zu  einer  Zerstörung  der  Verpackung  oder  gar  der  Waare  selbst  wird 
nur  geschritten,  wenn  die  Zerstörung  der  Marke  nicht  in  anderer  Weise  zu 
erzielen  ist.  Entsprechend  ist  denn  auch  diese  Confiscation  obligatorisch, 
nicht  bloss  facultativ ;  denn  es  ist  Pflicht  des  Staates,  durch  diese  Mass- 
regel weiteren  Delicten  vorzubeugen :  es  handelt  sich  hier  nicht  um  einen 
Strafeingriff,  welcher  nach  Gestalt  der  Sache  laxer  und  strenger  sein 
könnte. 

Darum  beschränkt  sich  dieselbe  Confiscation  nicht  ängstlich  auf  die 
Person  des  Thäters:  sie  ergreift  die  im  Besitze  desselben  befindlichen 
Waaren  ohne  Rücksicht  auf  das  Eigenthum  oder  auf  etwaige  dingliche 
Rechte  Dritter,  vgl.  auch  Pouillet  nr.  288.  Sie  könnte  an  sich  gegen 
die  Erben  ausgesprochen  werden ;  wenn  sie  es  nicht  kann,  so  beruht  dies 
auf  dem  zufälligen  Umstand,  dass  sie  im  Strafurtheil  ausgesprochen  wer- 
den muss,  und  dieses  nicht  gegen  die  Erben  ergehen  kann,  vergl.  auch 
Pouillet  nr.  290.  Wohl  aber  kann  sie,  einmal  ausgesprochen,  auch  gegen 
die  Erben  vollzogen  werden ;  und  hier  ist  es  Zeit,  einen  bedeutungsvollen 
Unterschied  dieser  Confiscation  von  der  strafrechtlichen  zu  markiren. 

Die  strafrechtliche  Confiscation  ist  Enteignung ;  ihre  Rechtswirkung 
tritt  bereits  mit  dem  Urtheil  ein,  so  dass  der  Staat  nach  dem  Urtheil 
nur  über  das  bereits  von  ihm  erworbene  Eigenthum  weiter  zu  verfügen  hat. 
Die  polizeiliche  Confiscation  des  §  17  dagegen  ist  keine  Enteignung  und 
erzeugt  kein  dingliches  Recht,  überhaupt  kein  Privatrecht  des  Fiscus. 
Darum  ist  das  Confiscatiousurtheil  hier  nur  Ausspruch  dessen,  was  ge- 
schehen soll,  die  Confiscation  selbst  geschieht  erst  durch  die  wirkliche 
Vernichtung  der  Marke  :  sie  findet  nicht  statt  auf  Grund  eines  bereits 
erworbenen  fiscalischen  Rechts.  Hier  ist  es  desshalb  etwas  besonderes, 
dass  diese  Massregel  auch  nach  dem  Tode  und  nach  der  Geisteskrankheit 
des  Thäters  zur  Ausführung  gebracht  werden  kann,  hier  würde  eine  solche 
Massregel  im  Widerspruch  stehen  mit  den  strafrechtlichen  Maximen,  hier 
wäre  diese  Massregel  Strafexecution  nach  dem  Tode  des  Angeklagten: 
diese  Anomalie   rechtfertigt   sich    aber   hier   vollkommen    dadurch,    dass 


1)  Vgl.  aoch  Braun  p.  559  f.  und  vgl.  oben  S.  346  f. 
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diese  Art  der  Gonfiscation  zwar  auch  im  Strafartheil  ansg^esprochen  und 
in  strafprocessualer  Form  vollzogen  wird,  in  der  That  aber  einen  polizei- 
lich-präventiven Charakter  hat,  eine  in  das  Gewand  des  Strafprozesses 
gekleidete  polizeiliche  Massregel  ist.  Immerhin  nimmt  sie  ans  dem  Straf- 
processe  den  Mangel  mit,  dass  sie  zwar  nach  dem  Tode  des  Thäters  voll- 
zogen, nicht  aber  nach  dem  Tode  desselben  erkannt  werden  kann.  Da- 
durch unterscheidet  sie  sich  wesentlich  von  der  civilistischenMarkenreinigung, 
auf  welche  im  Civilprocesse  geklagt  und  erkannt  wird :  diese  civilistische 
Markenreinigung  wird  im  Urtheile  verfugt,  auch  wenn  der  Thäter  unter- 
dessen gestorben  ist  und  das  Urtheil  gegen  die  Erben  geht.  Dies  ist  ein 
Hauptvorzug  des  civilistischen  Weges. 

Dieser  civilistische  Weg  ist  dem  Gesetze  auch  besonders  vorge- 
schwebt, und  dies  ist  sogar  die  Ursache  eines  bedeutenden  Fehlers, 
welcher  dadurch  in  das  Gesetz  gerathen  ist.  Denn  während  es  bezüg- 
lich des  civilistischen  Zerstörungsrechts  wohl  begründet  ist,  dass  es  nicht 
ohne  processualen  Antrag  des  Klägers  zur  Geltung  kommt,  so  ist  das 
Gleiche  bezüglich  einer  solchen  polizeilichen  Vernichtungsmassregel  nicht 
begründet,  da  solche  nicht  nur  dem  Einzelnen,  sondern  dem  ganzen 
Verkehre  dient  und  darum  nicht  in  die  Discretion  des  Einzelnen  gestellt 
sein  sollte.  Nur  insofern  lässt  sich  dieser  Vorbehalt  des  deutschen  Gesetzes 
einigermassen  begründen,  als  die  Zeichenvernichtung  dann  unterbleiben 
kann,  wenn  der  Markenträger  die  Waare  oder  die  Verpackung  gegen 
Ersatz  der  Herstellungs- oder  Erwerbskosten  übernimmt:  durch  die  üeber- 
gabe  an  den  Markenberechtigten  ist  ja  von  selbst  die  Gefahr  beseitigt, 
zu  deren  Abwendung  die  Vernichtung  der  betreffenden  Gegenstände  dienen 
soll:  Die  Fassung  des  Gesetzes  sollte  aber  nicht  so  lauten,  dass  die  Ver- 
nichtung auf  Antrag  des  Verletzten  stattfindet,  sondern  so,  dass  sie  statt- 
findet, sofern  die  Gonfiscation  nicht  zur  XJebereignung  an  den  Markenbe- 
rechtigten fuhrt.    Vgl.  übrigens  auch  S.  107  f. 

Auch  das  französische  Recht  kennt  beide  Arten  der  Gonfiscation, 
von  denen  gleichfalls  die  erstere  facultativ,  die  letztere  obligatorisch  ist ; 
es  bestimmt  §  14  d.  französischen   Markengesetzes  :  La  conliscation  des 

produits peut etre  prononc^e  par  le  tribunal,  ainsi  que  celle 

des  Instruments  et  ustensiles .11  prescrit,  dans  tous  les  cas,  la  de- 

Btructiou    des  marques ,    welche  Destruction  daher  ebenso    wie  im 

deutschen  Eechte  obligatorisch  ist  —  aber,  und  dies  ist  der  Vorzug  der 
französischen  Bestimmung,  sie  ist  obligatorisch  auch  ohne  Antrag  des 
Verletzten,  welcher  bei  polizeilichen  Massregeln  keinen  Boden  hat.  Vgl. 
zum  Ganzen  auch  Pouillet  nr.  283  f..  Pelletier  und  Defert  nr.  524.  536- 

K  o  hl  e r ,  Recht  des  MarkeuMhutzes.  26 
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§  4. 
Iin  Strafartheil  kann  neben  der  Strafe  auf  Basse  bis  zn  5000  Mark 
erkannt  werden  ^).  Bezüglich  des  Charakters  der  Basse  kann  ich  auf  mein 
Patentrecht  S.  639  f.  verweisen.  Dass  die  Basse  Entschädigang  und 
nicht  Strafe  ist,  wird  jetzt  wohl  meistens  anerkannt  2),  sie  ist  eine  Ent- 
schädigang:,  bei  welcher  insbesondere  aach  der  psychische  Schaden,  die 
Störang  der  Lebensverhältnisse,  die  Beanrahigangen  and  Belästigangen 
in  Betracht  kommen,  Dinge,  welche  gerade  im  Falle  der  Markenverletzong 
in  ganz  hervorragender  Weise  den  Verletzten  treffen  können;  wobei 
dann  das  Gericht  eine  um  so  ausgiebigere  Genugthnung  gewähren  wird,  je 
verwerflicher  und  ruchloser  die  Handlungsweise  des  Thäters  gewesen  ist  ^). 
Insofern   kann   die   Busse   auch   mit   den    exemplary   damages,    mit   den 


1)  §  15  d.  Ges.  Vgl.  aach  Landgericht  Naninbarg  a/S.  20./5.  1880  Ceotra'- 
haiid.Reg.  1880  nr.  140. 

2)  Vgl.  nan  auch  St^bbe,  deutsch.  Privatrecht  III  8. 386  f.,  Dernburg,  preass. 
Privatrecht  II  S.  183  f.,  Mandry,  CivUreohtl.  Inhalt  der  Reichsgesetze  S.  488. 
Aach  das  Reichsgericht  besagt  29./11.  1883  aechtspr.  V  S.  734,  „dass  die  Basse 
jedenfalls  die  Entschädigung  des  Verletzten  bezweckt  und  dass  somit  ihre  wesent- 
lichste Bedeutang  in  den  privai  rechtlichen  Beziehungen  zu  suchen  ist".  Eine  neue 
Aufstellung  ist  die  von  Weinrich,  Haftpflicht  S.  128  f.,  wornach  die  Busse  weder 
Strafe  noch  Schadensersatz  sei,  sondern  Abfindung  statt  des  Schadensersatzes,  und 
zwar  eine  Zwangsabfindung,  ein  zwangsweises  aliud  pro  alio.  Dem  kann  ich  nicht 
zustimmen.  Eine  Abfindung  ist  eine  transactionsmässige  theilweise  Befriedigung 
einer  (wirklichen  oder  auch  nur  behaupteten)  Anforderung.  Das  ist  nicht  die  Be- 
deutung der  Busse.  Sie  soll  eine  totale  Befriedigang  der  Entschädigungsanfordernng 
enthalten,  sie  soll  sie  aber  nur  enthalten^  sofern  und  soweit  solche  nach  den  Prin- 
cipien  der  Rechtsordnung  begründet  ist. 

8)  Man  vgl.  in  dieser  Hinsicht  auch  neuerdings  Lehmann^  die  Schutzlosig- 
keit  der  immateriellen  Lebensguter,  inbesondere  S.  24  f.  Unhaltbares  hiergegen 
bei  Weinrichj  Haftpflicht  S.  219  f.  Wenn  es  schwierig  ist,  die  richtige  Relation 
zwischen  dem  dommage  moral  und  der  begfitigenden  Geldsumme  zu  finden,  ist  es 
unmöglich  ?  Und  soll  desshalb  der  in  seinem  tiefsten  Inneren  Verletzte  gar  keine 
Entschädigung  bekommen,  weil  er  möglicherweise  eine  unrichtig  zugemessene  be- 
kommt? Ja,  selbst  wenn  es  richtig  w&re,  dass  eine  solche  Relation  gar  nicht  zn 
finden  ist,  so  wäre  eine  richterliche  Ungebundenheit  immer  noch  besser  als  eine 
richterliche  Unthätlgkeit  gegeuüber  den  tiefsten  Verletzungen  der  Individualität; 
haben  sich  doch  die  Römer  mit  der  actio  injnriarum  zurechtgefunden  und  muss 
sich  der  heutige  Richter  bei  dem  relativen  Strafrahmen  der  Strafgesetze  zurecht- 
finden, wo  doch  gleichfalls  sichere  Relationen  zwischen  Schuld  and  Sahne  kaum 
aufzustellen  sind.  Und  die  französische  Praxis  hat  gerade  beztiglich  des  dommage 
moral  grosses  und  höchst  bedeutsames  geleistet;  wir  werden  in  dieser  Beziehong 
von  ihr  noch  lange  zu  lernen  haben. 
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vindicative    damages    des   englischen  und    anglo- amerikanischen   Rechts 
verglichen  werden,  vgl.  hierüber  Browne  p.  394  i). 

Die  Bnsse  kann  nar  im  Strafartheil  aasgesprochen  werden ;  vorher 
besteht  nur  eine  ansichere  Anwartschaft,  and  eine  höchst  persönliche  An- 
wartschaft, da  die  Basse  nar  dem  Verletzten,  nicht  anch  seinen  Erben 
zugebilligt  werden  kann,  §  444  Abs.  4  d,  St.-P.-O. :  stirbt  er  vor  dem 
Urtheil,  so  stürzt  die  Anwartschaft  aaf  Basse  zasammen.  Der  Grand 
liegt  darin,  dass  die  Entschädigung,  die  „Ergetzung",  für  personale  Un- 
bilden nothwendig  etwas  persönliches  an  sich  trägt;  insofern  kann  an 
die  actio  injnriaram  erinnert  werden.  Ist  aber  die  Basse  einmal  zaerkannt, 
dann  tritt  an  Stelle  der  höchst  persönlichen  Anwartschaft  ein  präsenter 
Geldansprach  and  eine  präsente  Geldobligation,  welche  ebenso  sehr  auf 
die  Erben  des  Berechtigten  übergeht,  wie  das  gezahlte  Geld  2) :  mit  dem 
Momente  des  Urtheils  ist  die  ansichere  Anwartschaft  zwar  nicht  in  Geld, 
aber  in  ein  forderangsmässiges  Geldkapital  umgesetzt.  Es  ist  daher 
unrichtig,  wenn  man  sich,  meiner  Aasführang,  Patentrecht  S.  654,  gegen- 
über, aaf  die  Analogie  der  actio  injariarum  berufen  hat;  denn  nach  ausge- 
sprochener Busse  ist  man  nicht  im  Stadium  der  actio  injuriarum,  sondern 
im  Stadium  der  actio  judicati. 

Mehrere  Verurtheilte  haften  für  die  Busse  solidarisch,  §  15  Ges.  Dies 
^It  aber  nur,  wenn  die  Mehreren  alsTheilnehmer  desselben  Delictes  verur- 
theüt  wurden,  vgl.  Reichsgericht  19./11.  1881  Rechtsspr.  m  S.  718.  Aller- 
dings liegt  die  Möglichkeit  vor,  dass  mehrere  selbstständige  Delicte  zu 
einem  und  demselben  pecuniären  Schaden  zusammenwirken,  so  dass  die 
pecuniäre  Entschädigung  für  die  mehreren  Delicte  nur  eine  ist,  wesshalb 
auch  die  Solidarhaftung  für  diese  Entschädigung  angezeigt  sein  kann« 
Allein  nicht  so  verhält  es  sich  mit  der  Busse,  weil  dieselbe  nicht  bloss 
Ersatz  des  pecuniären,  sondern  auch  des  ideellen  Schadens  bedingt  und 
dieser  bei  jedem  Delicte  besonders  abzuschätzen  ist. 


1)  Da  die  Busse  Entschädigung  ist,  so  schliesst  ein  Vergleich  mit  dem  Thäter 
fiber  die  Folgen  .der  That  eine  künftige  Bosse  aas ;  vgl.  Reichsgericht  6./7.  1883 
Recbtspr.  V  S.  507.  509,  wo  dieser  Punkt  unentschieden  gelassen  wurde.  Es  ver- 
hält sich  hiermit,  wie  mit  einem  vorausgehenden  rechtskräftigen  IJrtheil,  welches 
die  Entschädigung  aberkannt  hat,  vergl.  mein  Patentrecht  S.  665.  666  und  jetzt 
auch  Wdnnch,  Haftpflicht  8.  131. 

2)  Eine  solche  ist  daher  anch  cessibel,  vgl.  Bernburg  II  8. 185 ;  ihrethalben 
ist  die  actio  Pauliana  möglich,  vgl.  Patentrecht  S.  645. 

26* 
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§  5. 

Der  §  17  des  Markengesetzes  bestimmt,  dass  das  verurtheilende 
Straferkenntniss  dem  Verletzten  die  Befugniss  zusprechen  müsse,  dasUr- 
theil  in  bestimmter  Weise  zu  publiciren  und  zwar  auf  Kosten  des  Ver- 
urtheilten.  Es  fragt  sich,  welche  Qualität  dieser  Publikation  innewohnt. 
Eine  solche  Bekanntmachung  kann  eine  polizeiliche  Massregei  sein,  sofern 
dadurch  der  weiteren  erfolgreichen  Begehung  des  Delictes  entgegengewirkt 
werden  soll ;  dann  aber  ist  die  Publikation  Sache  des  Gerichts  und  nicht 
Sache  des  Verletzten,  sie  findet  statt,  mag  der  Verletzte  diese  Publika- 
tion begehren  oder  nicht.  So  ist  denn  auch  die  entsprechende  Bestimm- 
ung des  französischen  Markengesetzes  geartet,  a.  13 :  Le  tribunal  peut 
ordonner  Taffiche  du  jugement  — ,  nicht  so  die  Bestimmung  des  deutschen 
Gesetzes,  denn  unter  diesem  ist  die  Publikation  nicht  Sache  des  Gerichts, 
sondern  Sache  des  Verletzten,  und  es  ist  in  dessen  Willen  gelegt,  ob  er 
dieselbe  für  gut  findet  oder  nicht  ^  sein  Interesse  und  nicht  das  Interesse 
der  Allgemeinheit  ist  mithin  der  bewegende  Factor,  und  darum  ist  die 
Publikation  keine  polizeiliche  Massregel,  sondern  eine  civilistische  Mass- 
nahme zur  Sicherung  und  Befestigung  des  Civilrechts  des  Verletzten:  eine 
civilistische  Massnalime,  zu  welcher  der  Verurtheilte  durch  Bestreiten  der 
Kosten  mitzuwirken  hat.  Die  Rechtslage  ist  daher  eine  sehr  einfache :  der 
Verletzte  gewinnt  aus  dem  Straf urtheil  einen  obligatorischen  Anspruch  gegen 
den  Verletzer  auf  Bestreitung  der  Kosten  der  sichernden  civilistischen  Mass- 
regel 1).  Daraus  folgt  von  selbst  —  was  übrigens  auch  bei  der  polizei- 
lichen Massregel  zutreffen  würde  —  dass  die  Publikation  auf  Kosten  des 
Thäters  auch  nach  dessen  Tod  oder  Geisteskrankheit  erfolgen  kann; 
denn  wenn  sie  auch  im  Strafurtheil  ihren  Ursprung  hat,  so  ist  sie  ferne 
davon,  Strafe  zu  sein.  Allerdings  ist  es  seltsam,  dass  eine  solche  civili- 
stische Verbindlichkeit  nur  im  Strafurtheil,  nicht  auch  im  Civilurtheil 
ausgesprochen  werden  kann,  wohin  sie  doch  eigentlich  gehört;  allein  es 
ist  dies  nicht  seltsamer,  als  dass  die  civilistische  Busse  auch  nur 
durch  Strafurtheil  zuerkannt  werden  kann.  Es  fehlt  uns  an  einer  Be- 
stimmung, analog  dem  a.  1036  der  C.  de  proc.  civile,  welcher  den  Civil- 
gerichten  das  Recht  zuspricht :  ordonner  Timpression  et  Taffiche  de  leurs 
jagements.   Vgl.  übrigens  oben  S.  363. 

Mit  dem  Allem  ist  nicht  gesagt,  dass  der  Verletzte"  überhaupt  nur 
auf  diese  Weise  das  ergangene  Urtheil  publiciren  könne:  es  bleibt  dem 
Verletzten  vorbehalten,  das  Urtheil  in  anderer  Weise  zu  publiciren,  nur 
dass  er  dann  die  Kosten  der  Publikation  tragen  muss  und  sie  nicht  auf 


1)  Ganz  ähnlich  ist  es  in  den  Fällen  des  §  165.  200  des  R.-St.-G.-B. 
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den  Verletzer  zurückwerfen  kann,  ebenso  wie  ja  auch  der  freigesprochene 
Verklagte  den  Ausgang  des  Rechtsstreites  publiciren  kann.  Das  Gegen- 
theil  konnte  man  nur  behaupten  von  dem  Standpunkt  aus,  dass  die  Pub- 
likation als  solche  eine  Nebenstrafe  sei.  und  dieser  Standpunkt  ist  un- 
richtig ;  die  Wahrheit  in  seinem  Interesse  zu  verbreiten  und  insbesondere 
den  Ausgang  eines  Processes  publik  zu  machen,  ist  Niemanden  verwehrt, 
vgl.  auch  Rendu  nr.  509,  Sourdat  nr*  134  quat  I  p,  139,  Pouillet 
nr.  300,  Braun  p.  566 ;  und  nur  dann  wäre  es  anders,  wenn  die  Pub- 
likation eine  illoyale  wäre,  wenn  sie  z.  B.  das  Urtheil  verstümmelt  wie- 
dergäbe oder  durch  so  ausserordentliche  Uassnahmen,  in  so  endlosen  Wie- 
derholungen erfolgte,  dass  dieselbe  nicht  mehr  als  Befriedigung  des  ge< 
rechtfertigten  Publikationsbedürfhisses,  sondern  als  kränkende  Chicane  er- 
schiene; vgl.  Sourdat  a.  a.  0.  und  vgl.  auch  das  bei  Rendu  nr.  509 
cit.  ürtheil  des  Seinetrib.  von  20./8.  1857,  wo  als  massgebend  erklärt 
wird,  dass  die  betreifende  Art  der  Publikation  „die  juste  Umite  de  Pub- 
licity"  nicht  überschritten  habe. 


III. 

Falsche  Anmassung  eines  Registereintrags. 

Die  falsche  Bezeichnung  einer  Marke  als  eingetragen  ist  nicht 
mit  Strafe  bedroht,  obgleich  sie  ebensogut  als  polizeiliches  Unrecht  charak- 
terisirt  werden  könnte,  wie  die  falsche  Bezeichnung  einer  Erfindung  als 
einer  patentirten  i).  In  der  That  bat  auch  der  Pariser  Congress  (Congr. 
intern,  p«  894  f.)  eine  solche  Bestimmung  im  Markenrechte  empfohlen, 
und  dem  ist  nur  zuzustimmen :  eine  polizeiliche  Strafe  in  diesem  Falle  ist 
sehr  zu  wünschen,  wenn  sie  auch  allerdings  hier  kein  so  dringendes  Be- 
dürfhiss  ist,  wie  im  Patentrecht ;  denn  die  Marke  wird  ohne  nähere  causae 
cognitio  ertheilt,  das  Patent  dagegen  mit  solcher ;  und  wer  sich  daher  ein 
Patent  anmasst,  der  masst  sich  etwas  viel  gewichtiger6s  und  prägnanteres 
an,  als  derjenige,  welcher  sich  lediglich  einen  Begistereintrag  zuschreibt, 


1)  YgL  deatsches  Patentgesetz  §  40,  dazu  mein  Patentrecht  S.  681;  fran- 
zosisches Patentgesetz  a.  33,  dazn  Fomllet,  brevets  d'invention  nr.  363  f.,  Malc^ 
pert  et  Fomij  brevets  d'invention  nr.  745  f.;  Revised  Statutes  (der  Vereinigten 
Staaten)  s.  4901.    Vgl.  auch  oben  S.  172.  173. 
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den  er  ja  um  die  gesetzliche  Taxe  erlangen  könnte.  Immerhin  ist  eine  der- 
artige Bestimmang  nm  dessenthalben  wfinschenswerth,  weil  solche  falsche 
Prätentionen  sehr  häufig  eines  der  wenig  erbaulichen  Mittel  sind,  um 
über  den  Umfang  eines  Geschäftes  falschen  Schein  zu  verbreiten  und  ihm 
eine  Tragweite  im  Verkehr  zuzumessen,  welche  es  nicht  besitzt;  noch 
mehr  aber,  um  einen  Concurrenten  in  der  Benützung  von  Freizeichen  zu 
hemmen  und  in  seinem  Geschäftsbetrieb  zu  kreuzen ;  welch  letzteres  ins- 
besondere dann  stringent  wäre,  wenn  etwa  das  Zeichen  auf  Antrag  als 
Freizeichen  gelöscht  worden  wäre  und  nun  trotzdem  noch  immer  als  ein- 
getragen prädicirt  würde.  Eine  Bestrafung  einer  solchen  falschen  Prä- 
tention statuirt  jetzt  auch  das  Schweizer  Markengesetz  a.  24  :  30 — 500  frs., 
3  Tage  bis  3  Monate  Gefängniss,  auch  beides  vereint;  ebenso  ferner  das 
neueste  englische  Gesetz  1883  a.  105  :  Any  person  who  represents  that 
any  article  sold  by  him  is  a  patented  article,  when  no  patent  has  been 
granted  for  the  same,  or  describes  any  design  or  trade  mark  applied  to 
any  article  sold  by  him  as  registered  which  .is  not  so,  shall  be  liable 
for  every  offence  on  summary  conviction  to  a  fine  not  exceeding  five 
pounds. 


Gr.  Strafprocessualisches. 


§  1. 

Die  Gonfiscation  kann  dnrch  Verwahrung  nnd  Beschlagnahme  einge- 
leitet werden,  a.  94  d.  Str.  P.-O.  i) ;  diese  gleicht  dem  civilprocessuali sehen 
Arreste,  noch  mehr  der  einstweiligen  Verfügung:  sie  soll  die  Sache 
faktisch  wie  rechtlich  gegen  die  störenden,  die  Realisirnng  des  Confisca- 
'tionsrechts  hindernden  Massnahmen  des  Thäters  sicher  stellen.  Und  wie 
Arrest  und  einstweilige  Verfügung  nicht  nur  eine  factische,  sondern  auch 
eine  rechtliche  civilistischeWirkung  hahen,  so  auch  die  Beschlagnahme :  sie 
erzeugt  zu  Gunsten  des  fiscalischen  Confiscationsrechts  ein  Veräusserungs- 
Yerhot,  kraft  dessen  alle  einstweiligen  Dispositionsakte  des  Schuldners 
kraftlos  sind,  vgl.  mein  Patentrecht  S.  591. 

Eine  vorzügliche  Einrichtung  des  französischen  und  englischen 
Rechts,  welche  auch  in  anderen  Ländern  Nachahmung  gefunden  hat,  ist 
die  Beschlagnahme  markenwidriger  Waaren  durch  die  Zollbehörde:  also 
die  Verwendung  der  Zollbehörde  als  eines  einleitenden  Organes  des  Pro- 
cesses.  Nach  dem  Gesetz  von  1857  a.  19  kann  die  Zollbehörde  Waaren 
aufhalten  und  saisiren,  sobald  sie  bei  der  dienstlichen  Untersuchung  einer 
Markenwidrigkeit  begegnet,  worauf  dann  innerhalb  2  Monaten  der  Process 
eingeleitet  werden  muss,  ansonst  die  Beschlagnahme  erlischt.  Vgl.  da- 
rüber auch  die  Instructionen  des  Justizministers  und  der  ZoUdirection 
v.  27./6.  1857,    6./8.    1857   bei  Pouillet  p.  692.  693.2)     Diese   Mass- 


1)  Vgl.  aach  Geyer,  Lehrbach  des  Strafprocessrechts  S.  554  f. 

2)  Nach  dem  Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  Stuttgart  pro 
1882  (Ceiitralh.-Reg.  v.  8./5.  1883  nr.  106)  hat  die  französische  Regierung  im 
April  1882  den  Zollbehörden  die  Handhabung  des  a.  19  des  Markengesetzes  be- 
sonders eingeschärft. 
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regel  trifft  aber  nicht  nur  die  falsche  Marke^  sondern  auch  die  falsche 
Prätention  eines  Prodactionsortes,  und  gerade  in  letzterer  Beziehang  ist 
sie  von  besonderem  Werthe;  vgl.  auch  oben  S.  113.  Das  französische 
Gesetz  a.  19  spricht  ausdrücklich  von  „produits  6trangers  portant  soit  la 
marque,  soit  le  nom  d'un  fabricant  r6sidant  en  France,  soit  Tindication  du 
nom  ou  du  lieu  d'une  fabrique  fran^aise" ;  vgl.  auch  Tribunal  Thionville 
2.  und  16.  Mai  1865  Pataille  XI  p.  202,  Seinetrib.  8./8.  1865  PaL 
XI  p.  318.1) 

Aehnliche  Beschlagnahme  findet  sich  im  englischen  Recht  nach 
dem  Zollgesetz  von  1853  (16  u.  17  Vict.  c.  107)  s.  44  und  dem  Gesetze 
V.  1872  (35  u.  36  Vict.  c.  20)  s.  4  2);  sie  beziehen  sich  in  gleicher 
Weise  sowohl  auf  Markennachbildungen,  als  auch  auf  die  falsche  Prä- 
tention eines  englischen  Productionsortes.  Entsprechend  hat  man  bei- 
spielsweise Hüten  mit  der  Bezeichnung  ** Patent  Hat  Manufactory  London"  3) 
und  Eisenwaaren  mit  der  Bezeichnung  „Lancashire"  die  Einfuhr  ver- 
weigert*). 

Auch  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  neuerdings  durch  Akte 
3./3.  1883  8.2496  bestimmt  worden:  No  watches,  watch  =  cases,  watch 
==  movements  or  parts  of  watch  =  movements  or  any  other  articles  of 
foreign  manufacture,  which  shall  copy  or  simulate  the  name  or  trade-mark 
of  any  domestic  manfacture  (manufacturer),  shall  be  admitted  to  entry 
at  the  custom-house  of  the  United  States,  unless  such  domestic  manu- 
facturer is  the  importer  of  the  same  (Off.  Gaz.  XXIII  p.  2240) ;  vgl. 
dazu  noch  Centralh.-R.  1883  nr.  286.  Und  auch  in  anderen  Gesetzgeb- 
ungen ist  dieses  Princip  befolgt,  so  in  dem  Brasilianischen  Decret 
a.  9,  auch  in  dem  Türkischen  Markengesetz  v.  1871  a.  23  (bei  Marchi 
p.  25  in  französischer  Uebersetzung) ;  und  auch  der  Pariser  Congress 
(Congr.  intern,  p.  390)  hat  diese  Massregel  befürwortet,  und  das  inter- 
nationale Pariser  Project  v.  1880  5)  a.  9  u.  10  bestimmt  gleichfalls,  dass  von 


1)  lieber  den  Fall,  wenn  der  inländische  Fabrikant  im  Aaslande  arbeiten 
lässt,  vgl.  die  Beilagen. 

2)  Vgl.  dieselben  bei  Klostennann,  Patentgesetzgebnng  S.  457. 
9)  Centralhandels-Registör  1882  nr.  155. 

4)  Vgl.  Lagerheim  auf  der  Pariser  Oonferenz  v.  1880,  PropriÄt*  indnstr.  II 
p.  37.  Dies  hat  za  einer  Differenz  mit  Schweden  geführt:  es  worde  geltend  ge- 
macht, dass  das  Wort  Lancashire  Qoaiitäts-  nicht  Orlsbezeichnung  sei.  woranf  die 
Waare  zngelassen  wurde,  sofern  nur  neben  Lancashire  das  Wort  „Sweden*'  bei- 
gefügt wurde.    Vgl.  auch  39.  40  Vict.  c.  36  s.  42  (Sebastian,  law  of  t.  m.  p.  472V 

^)  Dieses  Project  ist  nunmehr  in  weitem  Umfange  zur  Geltung  gelangt,  nach- 
dem der  von  verschiedenen  Staaten,   auf  Grund  desselben,   am  20./3.   1883  unter- 
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der  Einfuhr  zurückgrehalten  werde;  „tout  produit  portant  illicitement  une 
marque  de  fabriqne  et  de  commerce  ou  un  nom  commercial",  sodann  „tout 
produit  portant  faussement,  comme  indication  de  provenance,  le  nom  d'une 
localite  d^termin^e,  lorsque  cette  indication  sera  jointe  ä  un  nom  com- 
mercial  fictif  ou  emprunt^  dans  une  intention  frauduleuse"  i). 

§  2. 
Im  Strafprocess  gilt  wie  im  Civilprocess  das  Princip  der  freien 
Beweiswürdigung,  §  260  d.  Str.-P.-O.,  und  dieser  freien  Beweiswürdigung 
unterliegt  namentlich  auch  die  Frage,  ob  ein  Markenrecht  existirt  oder 
nicht.  Zur  freien  Beweiswürdiguug  gehört  aber  nicht  nur,  dass  der 
Richter  die  im  Processe  auftauchenden  Zweifel  frei  erledigt,  sondern  dass 
er  auch  alle  Freiheit  hat  in  der  Prüfung,  ob  es  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  hin  angezeigt  ist,  neue  Zweifel  aufzuwerfen,  welc  he  in  der 
Verhandlung  nicht  zum  Ausdrucke  gelangt  sind.  So  verhält  es  sich  ins- 
besondere mit  der  Frage  der  Freizeichenqualität :  ist  dieselbe  in  der  Ver- 
handlung nicht  speciell  aufgeworfen  worden,  so  ist  es  lediglich  Sache  des 
Oerichts,  aus  dem  vorliegenden  Material  zu  entnehmen,  ob  Grund  vor- 
handen ist,  gerade  in  dieser  speciellen  Richtung  besondere  Aufstellung  zu 
^eben  ;  vgl.  §  266  d.  Str.-P.-O..  vgl.  auch  Reichsgericht  24./12,  1879 
Rechtssprech.  I  S.  175  und  19./11.  1881  Rechtsspr.  HI  S.  718  2). 

§  3. 

Das  Strafurtheil  präjudicirt  dem  Givilprozess  nicht,  §  14  Z.  1  des 
Einführ.-Ges.  zur  C.-P.-O.;  es  präjudicirt  ihm  nicht  betreffs  der  Fest- 
setzung und  Beurtheilung  der  Strafthat,  welche  Gegenstand  der  Ent- 
scheidung war,  es  präjudicirt  ihm  natürlich  noch  viel  weniger  bezüglich 
der  Haupt-  und  Grundfrage,  ob  ein  Markenrecht  vorhanden  ist  oder  nicht. 

Umgekehrt  präjudicirt  aber  auch  ein  Civilurtheil  dem  Strafrichter 
nicht,  vgl.  §  261  d.  Str.-P.-O.  Eine  Entscheidung  des  Civilgerichts  über 


zeichnete  Vertrag  unterm  6./6.  1884  in  Paris  ratificirt  worden  ist.  Da  die  Rati- 
ficationen erst  im  Jnui  1884  ausgetauscht  worden,  so  ist  in  früheren  Bogen  dieses 
Werkes  das  Project  als  Project  citirt.  Bezfiglich  des  Näheren  über  diese  Union 
s.  unten. 

1)  Journal  du  droit  intern.  priv6  VII  p.  631,  Propri^te  industrielle'  I  Rev. 
p.  287.  Vergl.  die  Verhandlungen  dieser  Conferenz  in  Propr.  industr.  II  p.  30  f. 
89  f.  42.  Hier  wurden  auch  die  praktischen  Schwierigkeiten  dieser  Massregel  er- 
örtert; wegen  dieser  Schwierigkeiten  wurde  der  Transitverkehr  freigegeben  und 
die  Massregel  auf  den  Einfuhrverkehr  beschränkt;  daher  auch  der  Wortlaut:  ponrra 
Mre  saisi  k  Timportation  (a.  9),  während  die  ursprüngliche  Fassung  lautete :  «sera 
prohibö  ä  l'entröe  .  .  .  .,  excln  du  transit  et  de  l'entrepöt  ....*<  ib.  II  p.  30. 

2)  Vgl.  auch  Geyer  in  Holtzend.  Handb.  d.  Strafproc.  I  S.  218  f. 
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Bestehen  oder  Nichtbestehen  des  Markenrechts  hindert  den  Strafrichter 
nicht  in  der  freien  Prüfung:  der  Frage,  sofern  es  sich  um  eine  Strafthat 
handelt,  welche  diesem  Civilurtheil  vorhergegangen  ist  i). 

Anders  verhält  es  sich  bei  Strafthaten,  welche  diesem  Civilurtheil 
folgen;  und  zwar  nicht  desshalb,  als  ob  hier  jener  Grundsatz  durch- 
brochen würde,  sondern  desshalb,  weil  ein  solches  ürtheil  nicht  nur  seine 
processualische,  sondern  auch  seine  civilistische  Wirkung  hat;  denn  ein 
unrichtiges  ürtheil  schafft  einen  neuen  Rechtszustand  2) :  es  begründet 
zwischen  den  Parteien  ein  Recht,  wo  solches  nicht  bestanden  hat;  es 
zerstört  ein  Recht,  welches  seither  begründet  war.  Daher  muss  eine 
Handlung,  welche  diesem  Urtheile  folgt,  nach  Massgabe  dieses  neuen 
Rechtszustandes  beurtheilt  werden:  sie  kann  nunmehr  Verletzung  eines 
Rechts  werden,  was  sie  vorher  nicht  gewesen  wäre;  sie  kann  nunmehr 
der  Verletzungsqualität  entbehren,  sofern  das  bestehende  Recht  durch  das 
ürtheil  zerstört  worden  ist  3). 

§  4. 

Ein  volles  Contnmacialverfahren  ist  im  Markenstrafprozesse  nicht  zu- 
lässig, da  die  That  nicht  nur  mit  Geldstrafe  und  Einziehung,  sondern  mit 
Geldstrafe,  Einziehung  und  Gefängniss  bis  zu  6  Monaten  bedroht  ist, 
vgl.  §  319.  327  cf.  auch  §  231  d.  Str.-P.-O.,  vgl.  auch  mein  Patent- 
recht S.  673. 

Ein  sog.  objectives  Strafverfahren  findet  statt  für  die  normale 
Confiscation  des  Reichsstrafgesetzbuchs,  sie  findet  nicht  statt  für  die  Con- 
fiscation  des  §  17  des  Markengesetzes,  da  eine  solche  im  Markengesetze 
nicht  statuirt  wird,  das  Gesetz  vielmehr  die  Verurtheilung  einer  Per- 
son ausdrücklich  voraussetzt,  vgl.  §  42  d.  R.-Str.-G.-B.,  §  477  f.  der 
Str.-P.-O.  und  vgl.  auch  Löwe,  Kommentar  zur  Str.-P.-O.  ad  §  477  nr.  1, 
Meves  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  deutschen  Strafprozessrechts  JI 
S.  459  (gegen  die  unrichtige  Ansicht  ven  Dochow). 


1)  Das  Gegentheil  würde  zn  der  Conseqnenz  fähren,  dass  Zugeständnisse 
nnd  Anerkennungen  im  Civilprocess  für  das  Strafartheil  massgebend  würden. 
Das  Gesagte  gilt  anch  für  den  Fall,  dass  der  Strafrichter  das  Verfahren  bis  zur 
civilprocessnalischen  Erledigong  der  Präjndicial frage  ausgesetzt  hat;  denn  damit 
ist  ihm  immer  noch  nicht  die  Betugniss  genommen,  zn  prüfen,  welche  Beweiskraft 
er  der  Civilentscheidnng  beimessen  wird.  Vergl.  Fuchs  in  Holtzend.  Handb.  des 
Straf^rocess-R.  II  8.  90. 

«)  Vgl.  Fuchs  a,  a.  0.  II  S.  92. 

»)  Vergl.  über  die  ganze  Frage  Planck^  Mehrheit  der  Rechtsstreitigkeiten 
S.  616  f ,  Zachariä,  Handb.  des  deutschen  Strafprooesses  II  S  104  f.,  denen  nicht 
durchweg  zuzustimmen  ist. 
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§  5.  '  : 

Wer  Busse  verlangt,  muss  sich  der  öffentlichen  Klage  als  Neben- 
kläger anschliessen :  strafprozessualische  Intervention  ^) ;  er  muss  als  j 
Intervenient  den  Betrag  der  verlangten  Busse  bezeichnen  und  diese  seine 
Erklärung  ist  für  das  Gericht  bindend  als  Maximalsatz,  auf  welchen  er- 
kannt werden  kann,  vgl.  §  443—445  d.  Str.-P.-O. ;  doch  bleibt  es  ihm 
unbenommen,  wenn  er  den  Satz  zuvörderst  niedriger  gestellt  hat,  bis  zum 
Urtheil  I.  Instanz  den  Bussantrag  zu  erhöhen,  vgl.  Reichsgericht  28./9. 
1881  Rechtspr.  III  S.  544.  546,  Bochow  in  Holtzend.  Handb.  des  j 
Strafprozessrechts  H  S.  374  Note  10.  j 

Die  Vollstreckung  der  Busse   ist  Vollstreckung   eines  civilistischen  i 

Anspruchs,  Vollstreckung  einer  durch  das  Strafurtheil  entstandenen  actio  { 

judicati ;  sie  ist  daher  eine  CivilvoUstreckung  und  findet  nach  den  Grund- 
sätzen der  Civilprozessordnung  statt  2),  wobei  das  Strafurtheil  den  voll- 
streckbaren Titel  bildet.  Sie  geschieht  auf  Betreiben  des  zur  Busse  Be- 
rechtigten. 


1)  Vgl.  auch  Geyer,  Lehrbuch  des  Strafprocess-Rechts  Ö.  868.  870,  Weinrichr 
Haftpflicht  S.  135  f.  üebrigens  kann  der  zur  Busse  Berechtigte  als  Nebenkläger 
auftreten,  auch  wenn  er  keine  Busse  begehrt:  die  Legitimation  zur  Nebenklage 
ist  bereits  durch  das  Recht  auf  Busse  gegeben,  §  443  d.  St.-P.-0.,  Reichsgericht 
10./5.  1883  Rechtspr.  V  S.  358,  mein  Patentrecht  S.  637.  Darum  ist  auch  der 
Nebenkläger,  der  Busse  begehrt,  nicht  auf  dieses  Begehren  beschränkt  und  hat  alle 
Rechte  des  Nebenklägers,  also  auch  die  Befugniss,  Rechtsmittel  einzulegen;  vgl. 
Reichsger.  18./9. 1884  Entsch.  Strafsachen  XI  S.  90  und  die  cit.  Entsch.  10./5. 1883. 

8)  Vgl.  auch  §  496  der  Str.-P.-O. 


H.  Internationales  Markenrecht.  0 


Allgemeines. 

Das  Hanptprincip  des  internationalen  Markenrechts  and  ein  äusserst 
fruchtbares  Princip  ist  folgendes:  Das  Markenrecht  hat  kein  lokal  be- 
schränktes, lokal  abtheilbares  Rechtsgut,  so  dass  ein  localer  beschränkter 
Erwerb  in  dem  Sinne  möglich  wäre,  wie  bei  dem  Eigenthumsgute,  das 
in  verschiedenen  Staaten  liegt,  oder  wie  bei  den  Immaterialgüterrecht«!, 
welche  sich  wirthschaftlich  in  local  getrennten  Akten  manifestiren  — 
ganz  anders  das  Markenrecht:  das  Markenrecht  als  das  Recht  der  Per- 
sönlichkeit auf  ihre  Geltung  und  Manifestirung  ist,  wie  alle  Persönlich- 
keitsrechte, an  keine  localen  Schranken  gebunden,  da  das  Individuum  in 
thesi  für  alle  seine  Actlonen,  nicht  nur  für  die  innerhalb  eines  bestimm- 
ten Rechtsgebietes  stattfindenden,  die  Rechte  des  Individuums  beanspruchen 
kann :  die  geistige  Kraft  des  Menschen  ist  local  unbeschränkt,  und  das 
Recht   auf  Anerkennung   ist  darum  ein  Recht,    das    an    keine  Gränzen 


1)  Ich  habe  die  Kategorie  des  internationalen  Markenrechts  beibehalten, 
obgleich  hier  allerdings  verschiedenes  znsammenfliesst :  das  Verhältniss  des  Aus- 
länders znm  inländischen  Markenerwerb,  das  Verhältniss  der  inländischen  Marke 
im  Aaslande  und  der  ausländischen  Marke  im  Inlande,  das  Verhältniss  der  aus- 
ländischen Marke  im  Auslande  in  seiner  Rückwirkung  auf  das  Inland.  Allein  in 
allen  diesen  Beziehungen  gibt  es  gemeinsame  Gesichtspunkte,  ans  welchen  sich 
diese  verschiedenenartigen  Verhältnisse  beleuchten  lassen,  und  darum  halte  ich  die 
Zusammenfassung  für  systematisch  richtig. 
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geknüpft  sein  soll  ^).  Wenn  nichtsdestoweniger  dieses  Rechtspostnlat 
nicht  überall  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  wenn  die  Eechtsordnung  eines 
Staates  innerhalb  ihres  Gebietes  den  ausländischen  Marken  den  Rechts- 
schutz Terweigert,  so  beruht  dies  nicht  auf  der  natürlichen  Beschränkung 
des  Rechts,  sondern  es  beruht  auf  der  UnvoUkommenheit  der  internatio- 
nalen Entwicklung,  auf  den  Schranken,  welche  die  Gliederung  der  Mensch- 
heit in  verschiedene  Staaten,  in  selbstständige  Interessenkreise  mit  sich 
bringt.  Wenn  das  ausländische  Markenrecht  im  Inlande  nicht  ge- 
schützt wird,  so  ist  dies  dem  Falle  entsprechend,  wo  dasEigenthum  des 
Ausländers  im  Inlande  nicht  geschützt  wird ;  es  ist  nicht  dem  Falle  ent- 
sprechend, wo  der  Ausländer  im  Inlande  kein  Eigenthum  hat:  das  Per- 
sönlichkeits-, das  Markenrecht  besteht  seiner  Potenz  nach  für  die  ganze 
Welt,  die  Nichtanerkennung  desselben  ist  daher  die  Nichtanerkennung 
eines  potenziellen  Rechtes  aus  internationalen  Gründen  2).  Anders  ver- 
hält es  sich  mit  dem  Patentrecht:  dieses  ist  local  beschränkt  auf  das 
Gebiet  des  Staates,  in  welchem  der  Berechtigte  sein  Recht  angemeldet  hat : 
der  Berechtigte  kann  so  viele  selbstständige  Patentrechte  haben,  als  es 
Staaten  gibt,  das  Recht  ist  für  jedes  Staatengebiet  ein  potenziell  besonderes, 
ebensogut  wie  das  Eigenthumsrecht  an  Eigenthumsstücken,  welche  in  den 
Gebieten  der  verschiedenen  Staaten  liegen. 

Aus  diesem  Princip  folgt  von  selbst  der  Satz,  dass  das  Marken- 
recht (in  thesi)  8)  bezüglich  seiner  Begründung  und  Entstehung  nur  nach 
einem  Rechte,  nach  dem  Rechte  des  Heimathlandes,  zu  beurtheilen  ist, 
so  dass  der  Schutz  in  fremden  Ländern  nur  eben  ein  local  erweiterter 
Schutz  des  im  Heimathlande  entstandenen  Rechts,  das  Recht  im  fremden 
Lande  nur  eine  Erstreckung  des  heimischen  Rechtes  ist.  Aus  diesem 
Grundprincip  ergibt  sich  eine  Reihe  der  hervorragendsten  Consequenzen 
bezüglich  des  internationalen  Markenrechts,  wie  solche  im  folgenden  zu 
Tage  treten  werden. 


1)  Allerdings  wird  die  Persönlichkeit  auch  in  local  getrennten  Etablissements 
tbätig  sein;  allein  diese  Thätigkeit  erstreckt  sich  in  ihrer  Wirkung  weit  über 
diesen  Kreis  hinaus,  wesshalb  die  Person  auch  dann  verletzt  und  gekränkt  wird, 
wenn  ausserhalb  des  Kreises  ihres  localen  Wirkens  eine  andere  Persönlichkeit  sich 
in  ihre  Marke  kleidet  und  dadurch  ihr  Wirken  depreciirt. 

2)  Richtig  bemerkt  auch  das  Reichsgericht  7./L  1881  £ntsch.  III  S.  74.  76, 
dass  unter  „  Verkehr **  im  Sinne  des  §  8  d.  Ges.  auch  der  ausländische  Verkehr  zu 
verstehen  ist. 

^)  Soweit  nicht  die  Besonderheiten  internationaler  Rechtsconstellationen  eine 
Abweichung  bedingen. 
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Hier  ist  noch  eines  beizufügen :  ein  durch  eine  siegreiche  Macht 
besetztes  Landesterritorium  bleibt  Inland  bis  zur  etwaigen  Abtretung-: 
hier  begangene  Delicte  sind  daher  im  Inlande  begangen;  vergl.  Trib. 
Epernay  30./4.  1872  Fat  XVII  p.  338,  vgl.  auch  Laband,  Staatsrecht 
II  S.  121  f. 


II. 
Internationales  Recht   des  Markenerwerbs. 

§  1. 
Das  Markenrecht  gehört  noch  nicht  zu  denjenigen  Rechten,  bezüg- 
lich welcher  eine  vollständige  Ausgleichung  zwischen  den  verschiedenen 
Nationalitäten  eingetreten  ist  i).  Vielmehr  befinden  wir  uns  hier  noch 
in  dem  Zustande  der  fortschreitenden  Ausgleichsentwickelung,  und  gerade 
4as  deutsche  und  das  französische  Recht  stehen  hier  auf  einem  Stand- 
punkte, welcher  nur  sehr  theilweise  den  Rechten  des  Ausländers  volle 
Anerkennung  zollt  S).  Solche  Etappen  der  Entwickelung  sind  nicht  zu 
umgehen,  sie  sind  häufig  durch  das  nationale  Interesse  dringend  geboten, 
und  es  wäre  daher  eine  Verkennung  der  positiven  Verhältnisse,  wollte 
man  solche  Beschränkungen  ohne  weiteres  legislativ  bekämpfen.  Doch 
ist  es  allerdings  sehr  täglich,  ob  die  vorliegende  Materie  gerade  der 
geeignete  Boden  ist,  um  politische  Differenzen  zum  Austrag  zu  bringen, 
um  auf  dem  Wege  der  Retorsion  die  inländischen  Interessen  zu  sichern  ^), 


1)  Vgl.  bezfiglich  des  folgenden  ausser  den  specielleren  Oitaten  noch  CcUvo, 
•droit  Internat.  (2*"*  6d.)  I  p.  763  f.,  aach  Massi,  le  droit  commercial  II  nr.  35  and 
in  der  Revae  de  l^gislation  (von  Wolowski)  XXI  p.  285  f. 

2J  (Jeber  das  frähere  deutsche  Recht,  welches  den  Zeichenschatz  vielfach 
aaf  Inländer  beschränkte,  ähnlich  wie  den  Schatz  gegen  Nachdrack,  vgl.  die  Ent- 
scheidung in  Wendtf  tentsche  Facaltätspraxis  S.  358,  und  Kammergericht  Berlin 
in  HiUig's  Zeitsch.  f.  Criminabechtapflege  III  (1830)  S.  1  f.  4. 

3)  Es  dürfte  insbesondere  za  beräcksichtigen  sein,  dass  an  dem  Schatze 
des  Markenrechts  nicht  nur  der  Markenberechtigte,  sondern  auch  das  kaufende 
Publikum  interessirt  ist,  und  dass  ein  allseitiger  Markenschutz  zugleich  eine  grosse 
•Oarantie  gegen  Täuschungen  und  illoyale-Ausbeutungen  des  Publikums  bildet.  Mit 
Rücksicht  hierauf  dürfte  die  Marke  als  ein  weniger  geeignetes  Gebiet  fflr  Retorsions- 
.massregeln  erscheinen  und  dürfte  eine  Grleichstellung  des  Inlandes  und  Auslandes  im 
Interesse  des  Inlandes  selbst  liegen.  Vergl.  auch  Bo,  commentaire  p.  75  f.  So 
.bemerkt  der  belgische  Cassationshof  26./12.    1876   (^bei  Bo,  comment.  p.  138  f.): 
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Sehr  beschränkend  war  ehemals  das  französische  Kecht,  das, 
abgesehen  von  vertragsmässiger  Reciprocität,  Inländerqualität  oder  Nieder- 
lassung im  Inlande  unter  öffentlicher  Autorisation  verlangte,  vgl,  a.  11.  13 
C.  civ.,  und  bezüglich  der  Jurisprudenz  vgl.  Patailhy  Annal.  I  p.  33  f., 
Calniels  nr.  218  p.  140  f.,  Demolombe^  cours  de  cod.  Napol.  I  nr.  246 
bis,  Rendu,  droit  ind.  nr.  665,  Auger  p.  127,  Seinetrib.  14./3.  1856 
Patailh  U  p.  159.  Eine  Modification  erfuhr  dieser  Znstand  durch  dss 
Gesetz  vom  Jahre  1857:  nach  diesem  sollte  der  Ausländer,  der  im  In- 
lande eine  Gewerbeniederlassung  hat,  ohne  weiteres  für  die  Producte  dieser 
Gewerbeniederlassung  der  Rechte  des  Inländers  theilhaftig  sein ;  dagegen 
sollten  sowohl  Franzosen  als  Ausländer,  welche  keine  inländische  Nieder- 
lassung haben,  nur  unter  der  Voraussetzung  einer  durch  Staatsvertrag 
verbürgten  Reciprocität  Schutz  gemessen ;  Gesetz  a.  5  und  6  i).  Durch 
diese  Bestimmung  wurde  die  Sache  auf  einen  ganz  anderen  Standpunkt 
versetzt :  nicht  mehr  die  Nationalität  (oder  was  ihr  gleich  steht),  sondern 
die  Handelsniederlassung  sollte  entscheiden,  eine  Modification,  welche  dem 
Zuge  des  modernen  Verkehrslebens  entspricht  2).  Diese  ganze  Modification 
aber  bezog  sich  nur  auf  eigentliche  marques  de  fabrique  et  de  commerce, 
nicht  auf  Namen  und  Firmen,  für  welche  es  bei  der  seitherigen  Gesetzgebung 
sein  Bewenden  behielt:  ein  sehr  misslicher,  zu  seltsamen  Conflicten  und 
Widersprüchen  führender  Zustand ;  vgl.  Auger  p.  132,  Lyon-Caen,  Revue 
critique  de  l^gisiation  XXVII  p.  698.  Einige  Abhülfe  bot  erst  das  Ge- 
setz V.  1873  a.  9,  welches  den  seitherigen  Reciprocitätsbegriff  erweiterte; 
nach  diesem  Gesetze  nämlich  sollten  die  „^trangers^  sowohl  für  Marken 
als  auch  für  Handelsnamen  den  inländischen  Schutz  geniessen  ^si  dans 
leur  pays  la  l^gislation  ou  des  trait^s  internationaux  assurent  aux  Fran^ais 
les  m6mes  garanties'*.  Dadurch  ist  die  legale  Reciprocität  der  conventio* 
nalen  gleichgestellt,  sie  ist  gleichgestellt  worden  für  die  ^trangers ; 
6trangers  aber  sind  Nationalfremde,  und  die  Sache  verhält  sich  nunmehr 


„le  fait  d'apposer  sar  im  objet  fabriqaö  le  nom  d'an  fabricant  aatre  qne  celni  qai 

eu  est  Taatenr est encore  an  d61it  contre  la  foi  pabliqne,   c'est 

k  dire  ane  alt^ration  de  la  v6rit6  portant  sur  certains  sigiies  dans  lesqaels  la  cou 
fiance  est  nne  nöcessitö  sociale  ....''     Vgl.  aach  Rendu  nr.  113. 

1}  A.  6  sagt:  Les  6trangers  et  les  fran^ais,  dont  les  Etablissements  sont  sita^s 
hors  de  France,  jonissent  egalement  da  b^nöfice  de  la  präsente  loi,  poar  les  pro- 
dnits  de  ces  Etablissements,  si,  dans  les  pays  ot  ils  sont  sitnEs,  des  Conventions 
diplomatiques  ont  Etabli  la  rEciprocitE  ponr  les  marqnes  fran^aises. 

2)  Für  andere  Verhältnisse,  wie  insbesondere  für  Familienrechte,  mag  das 
Nationalitätsprincip  vorzuziehen  sein,  für  ansere  Verhältnisse  aber  sicher  dasPrincip 
des  Niederlassnngsortes.     Vgl.  Lyon-Caen,  Revae  critique  de  lEgisl.  XXVII  p.  699. 
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so:  Im  Namenrechte  gemessen  die  Inländer  unbedingten  Schutz,  mögen 
ihre  Niederlassungen  im  In-  oder  Auslände  liegen;  Ausländer  dagegen 
nur  unter  der  Bedingung  der  Reciprocität  gemäss  Gesetz  v.  1873,  gleich- 
falls ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Niederlassung  im  In-  oder  Auslande 
ist.  Bezüglich  des  Waarenzeichens  dagegen  geniessen  die  In-  und  Aus- 
länder unbedingten  Schutz,  wenn  sie  ihre  Niederlassung  im  Inlande  haben ; 
haben  sie  ihre  Niederlassung  im  Auslande,  so  geniessen  Ausländer  den 
gesetzlichen  Markenschutz  bei  legaler  und  bei  conventionaler  Reciprocität 
gemäss  Ges.  v.  1873,  und  Inländer  desgleichen  :  denn  man  kann  die  Inländer 
nicht  schlechter  behandeln  als  die  Ausländer,  und  man  muss  daher  auch 
ihnen  die  erweiterte  Reciprocität  des  Gesetzes  von  1 873  zu  gute  kommen 
lassen;  obgleich  das  Gesetz  von  1873  dieses  nicht  ausdrücklich  besagt 
und  daher  eigentlich  noch  das  Gesetz  v.  1857  mit  seiner  unvollkommenen 
Reciprocität  gelten  soUte;  vgl.  auch  Pouillet  nr.  328.  354,  Lyon-Caen 
a.   a.  0.  698  f. 

Das  deutsche  Gesetz^)  steht  wesentlich  auf  dem  Standpunkt  der 
französischen  Gesetze  von  1857  und  1873,  zeichnet  sich  aber  vor  den- 
selben dadurch  aus,  dass  es  die  Zeichenmarke  und  die  Namenmarke  auf 
die  gleiche  Linie  stellt.  Nach  deutschem  Rechte  entscheidet  bezüglich 
beider  nicht  die  Nationalität,  sondern  die  Gewerbeniederlassung:  den 
vollen  Inländerschutz  geniesst  derjenigen  und  nur  derjenige,  welcher  im 
Inlande  eine  Gewerbeniederlassung  hat;  für  die  übrigen  gilt  das  Reci- 
procitätssystem ;  dieses  aber  in  der  erweiterten  Form,  wornach  die  Re- 
ciprocität kraft  einseitiger  Rechtsordnung  der  vertragsmässigen  Recipro- 
cität gleichsteht  —  nur  muss  die  Reciprocität  durch  eine  Bekanntmachung 
der  Reichsregierung  gemäss  §  20  des  Gesetzes    constatirt  sein. 

Auch  in  Oesterreich  herrscht  das  Reciprocitätsprincip ;  das 
Gesetz  von  15. /6.  1865  bestimmt,  dass  das  Handelsministerium  unter  der 
Bedingung  der  Gegenseitigkeit  den  inländischen  Schutz    auf  Marken  und 


')  Unter  den  einzelnen  deotschen  Bandesstaaten  beytand  ehedem  eine  Reihe 
von  Vertrfigen  über  den  gegenseitigen  Markenschütz;  vgl.  daräber  Krug  S.  74  f. 
Am  8.  Juli  1868  stellte  der  Bnndesrath  des  Zollvereins  fest,  dass  in  Prenssen, 
Bayern,  Sachsen,  Baden,  Hessen,  Grossherzogtb.  Sachsen,  Oldenburg,  Brannschweig, 
Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenbnrg,  Saehsen-Eobarg-Gotba,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-Rndolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck,  Renss  ältere  Linie,  Renss 
jüngere  Linie,  Schaumbnrg-Lippe  und  Lübeck,  soweit  solches  nicht  gegenwärtig 
bereits  der  Fall  sei,  die  Angehörigen  jedes  anderen  von  diesen  Staaten  in  Betreff 
der  Bezeichnung  oder  Etikettirung  von  Waaren  oder  deren  Verpackung  den  näm- 
lichen Schutz  wie."  die  eigenen  Angehörigen  geniessen.  Vgl.  darfiber  Prenss.  Be- 
kanntmachung 26./9«  1868  Gesetzsammlung  1868  p.  ^82. 
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Bezeichnungen  ausländischer  Gewerbetreibender  in  Anwendung  bringen 
kann  ;  vgl.  dazu  Vesque  von  PüUlingeti,  Handbuch  des  in  Oesterreich- 
Ungarn  geltenden  internationalen  Privatrechts  S.  598,  Franckel,  die  Be- 
stimmungen des  österreichischen  Rechtes  gegen  unehrbaren  Wettbewerb 
S.  45  f.  Jedoch  ist  nach  der  neuesten  Gesetzgebung  der  Schutz  des 
Namens  absolut  und  von  der  Reciprocität  unabhängig;  denn  der  §  49 
der  Gewerbgesetznovelle  von  15./3.  1883  verbietet  einem  jeden  Gewerbe- 
treibenden bei  Contraventionsstrafe,  sich  zur  Bezeichnung  von  Gewerbs- 
erzeugnissen eines  ihm  nicht  zustehenden  Namens  zu  bedienen,  er  ver- 
bietet es  für  die  Fälle,  welche  nicht  bereits  durch  das  Markengesetz  be- 
troffen sind,  und  dahin  gehört  insbesondere  auch  der  Fall,  wo  der  Name 
ein  ausländischer  ist  und  es  an  der  markengesetzlichen  Reciprocität  fehlt. 
Vgl.  auch  Franckel  a,  a.  0.  S.  34. 

Auch  das  Schweizer  Gesetz  bestimmt  in  a.  7,  dass  zur  Hinter- 
legung der  Marken  berechtigt  sind  die  Producenten,  welche  ihren  Geschäfts- 
sitz in  der  Schweiz  haben,  und  die  Handeltreibenden,  welche  daselbst 
eine  feste  Niederlassung  besitzen :  sodann  die  auswärtigen  Producenten  und 
Handeltreibenden,  deren  Geschäft  sich  in  einem  Staate  befindet,  ,,  welcher 
den  Schweizern  Gegenrecht  hält",  —  vorausgesetzt,  dass  sie  in  ihrem 
eigenen  Staate  Schutz  gemessen  :  einer  diplomatischen  Vereinbarung  bedarf 
es  nicht;  vgl.  auch  Bundesgericht  19./5.  1881  Amtl.  Entsch.  VII  S.  380  f., 
Idem  19./5.  1881  VII  S.  398  f. 

Dem  englischen  Recht  ist  die  ganze  Beschränkung  des  Aus- 
länders fremd,  es  behandelt  In-  und  Ausländer  gleich,  sowohl  was  die 
Nationalität  als  was  die  Niederlassung  betrifft,  Merchand.  Marks  Act  s.  1.  22, 
Ludlow  und  Jenkyns  p.  72,  Adams  p.  79,  Coddington  p.  35,  Pataüle, 
Annal.  I  p.  97  f.,  Entsch.  Coats  v.  Holbrook  Juli  1845  Sebastian  p.  40, 
Collins  Co.  y.  Brown  10.,  6.  1857  Sebast.  p.  84  und  Id.  v.  Cowen  11./6. 
1857  ib.  p.  84;  vgl.  auch  Sebastian j  law  of  tr.  m.  p.  74  f.,  Lawson  p.  156  i). 

Auch  im  amerikanischen  Rechte  wird  der  Ausländer  dem  In- 
länder gleichgestellt,  jedoch  nur  nach  dem  gemeinen  Rechte,  nur  sofern 
das  Recht  geltend  gemacht  wird,  welches  die  Marke  schon  kraft  des  ge- 
wöhnlichen Civilrechts,  abgesehen  von  dem  Registereintrage,  geniesst;  da 
aber  dieses  Recht  sehr  ausgiebig  ist,  so  kommt  dies  einem  vollständigen 
Civilschutz  der  Ausländermarken  gleich.  So  der  Circuit  Court  Massachu- 
setts Octob.  1844  Taylor  v.  Carpenter  Cox  p.  14,  so  derselbe  Octob.  1846 


1)  Nach  der  hier   allegirten  Entscheidung  (Re  Rivieres  Trade  Mark)   kann 
der  Ausländer  eine  Marke  im  Inlande  eintragen  lassen,  falls  er  sie  im  Inlande  in 
Gebranch    setzt.   Vgl.  auch  SebasUanj  law  of  t.  m.  p.  75. 
Köhler,  Recht  des  Markenschntoes.  27 
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Taylor  v.  Carpenter  Cox  p.  32.  40:  „Coraity  and  courtesy  are  due  to 
all  friendly  strangers  ratber  thau  imposition  or  pillage.  Takfng  their 
marks  and  using  them,  as  and  for  their  damage,  is  like  preying  on  a 
visitor  or  inhospitably  plnndering  a  wreck  on  shore";  so  ferner  Court  for 
the  Correction  of  Errors  New-York  Decbr.  1846  Taylor  v.  Carpenter 
Cox  p.  45.  53.  57 ;  vgl.  auch  Coddington  p.  34  f.  und  Clunet  im  Joum. 
du  droit  intern,  prive  VI  p.  4481).  Anders  allerdings  das  Markenregi- 
^strationsgesetz  vom  3./3.  1881 ;  denn  der  besonderen  Wohlthaten  dieses 
Gesetzes  werden  laut  a.  1  nur  diejenigen  theilhaftig,  welche  entweder  in 
den  United  States  oder  in  einem  Lande  wohnen,  welches  den  Angehörigen 
der  ü.  St.  gleiche  Rechte  gewährt.  Das  gilt  für  die  Registrirung  der 
Marke  und  für  die  Vortheile  der  Registrirung,  aber  auch  nur  für  diese ; 
denn  das  Gesetz  bestimmt  ausdrücklich  in  a.  10,  dass  es  das  civile 
Markenrecht,  also  das  Markenrecht  kraft  puren  Individualrechts,  nicht 
aufhebe,  dass  dieses  fortbestehe,  als  ob  das  Gesetz  nicht  vorhanden  wäre. 
Auch  dem  italienischen  Markengesetz  von  1868  ist  die  ganze 
Ausländerbeschränkung  unbekannt ^),  ebenso  dem  holländischen  Gesetz 
von  25./5.  1880  8);  ebensowenig  findet  sie  sich  im  Gesetze  der  Argen- 
tinischen Republik  14./8.  1876  a.  42  und  im  Beeret  von  Uruguay 
V.  1./3.  1877  a.  43. 

Eine  Mittelstellung,  ähnlich  dem  österreichischen  Rechte,  nimmt  die 
belgische  Gesetzgebung  ein.  Die  Namen-  und  Firmenmarke  ist  durch  den 
Code  p6nal  v.  1867  a.  191  geschützt,  welcher  die  Nationalität  nicht  be- 
rührt: „Quiconque  aura,  soit  appos6,  soit  fait  apposer  —  sur  des  objets 
fabriques  le  nom  d^un  fabricant  autre  que  celui  qui  en  est  Tauteur";  daher 
hat  der  belgische  Cass.-hof  26. /12.  1876  entschieden,  dass  dieser  Schutz 
gleichmässig  für  In-  und  Ausländer  bestehe,  Ro  in  Regime  Internat,  des 
marques  I  p.  62  und  commentaire  p.  71.  137  f.  ^).  Bezüglich  der  übrigen 


1)  Vergl.  auch  Sapreme  Court  Missouri  März  1874  Missouri  v.  Gibbs 
Sebastian  p.  261,  wo  auerkaunt  wurde,  dass  das  Strafgesetz  des  Staates  Missouri 
sich  auch  auf  fremde  Marken  beziehe. 

2)  Im  Gegeutheil,  a.  4  des  Gesetzes  erklärt:  „I  marchi  e  segni  distintivi, 
giä  legalmente  usati  all'  estero  sopra  prodotti  e  mercauzia  di  fabbriche  o  com- 
merci  stranieri,  che  si  spacciano  nello  State  ....  sono  riconosciuti  e  garantiti, 
purche  si  osservino,  a  riguardo  di  tali  marchi  e  segni,  le  prescrizioni  «tabilite  pei 
nazionali".  Vgl.  dazu  Fiore  im  Jouru.  du  droit  intern,  prive  IX  p.  502,  X  p.22f., 
Cassat.-hof  Turin  27./6.  1883  Rassegna  I  p.  276.  278  f.  Vgl.  auch  ital.  C.  civ.  a.  3. 

S)  Vgl.  dazu  Straatman  p.  4  und  5. 

*)  Ueber  die  fortdauernde  Geltung  dieses  a.  191  C.  pen  vgl.  auch  Appelk 
Brüssel  4./2.  1880  Prop.  ind.  I  11  Jurispr.  p.  36.  Daraus  folgt,  dass  es  hier  auch 
keines  Strafantrags  ^keiner  plainte)  des  Verletzten  bedarf;  vgl,  oben  S.  394. 
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Marken  aber  bestimmt  daa  belgische  Gesetz  von  1./4.  1879  a.  6^),  dass 
mir  solche  Fremde  der  Bestimmung  des  Markengesetzes  theilhaftig  sind, 
welche  ^exploitent  en  Belgiqae  des  Etablissements  d'industrie  on  de  com- 
merce^, oder  welche  zwar  ausserhalb  Belgiens  ihre  Niederlassung  haben, 
aber  in  Ländern,  in  denen  ^des  Conventions  internationales  ont  stipulE 
la  r^ciprocitE  pour  les  marques  beiges'^.  Während  also  das  belgische  Recht 
bezüglich  der  Namen-  und  Firmenmarken  das  französische  und  deutsche 
Eecht  weit  überflügelt,  bleibt  es  bezüglich  der  Zeichenmarken  hinter 
beiden  zurück  2).     Vgl.  zum  Ganzen  M.  de  Marafy  dict.  p.  33  f. 

§  2. 

Bevor  wir  auf  die  Einzelnheiten  des  deutschen  Reciprocitätsrechts 
eingehen,  ist  noch  eine  für  das  internationale  Recht  höchst  bedeutsame 
Frage  zu  erörtern,  ob  sich  nämlich  die  Beschränkungen  des  Gesetzes 
lediglich  auf  den  speciellen  Markenschutz  beziehen,  oder  ob  sie  auch  den 
Schutz  gegen  concurrence  d^loyale,  ob  sie  auch  das  reine  Individual- 
recht betreffen. 

Die  französische  Jurisprudenz  ist  in  dieser  Hinsicht  enger  und 
zurückhaltender,  als  man  erwarten  sollte.  Zwar  ist  die  Frage  nicht  un- 
bestritten, aber  die  Jurisprudenz  neigt  sich  zur  Versagung  des  Schutzes ; 
insbesondere  auch,  was  die  Lokalbezeichnung  der  Waare  betrifft,  sofern 
die  Oertlichkeit  eine  ausländische,  ausserhalb  Frankreichs  gelegene  ist. 
Vgl,  über  die  verschiedenen  Ansichten  Dalloz  v.  Ind.  nr.  355,  Calmels 
nr.  231  p.  151,  Blatte  p.  736  f.,  Pouillet  nr.  456.  694.  695,  Auger 
p.  135  f.;  für  den  Schutz  des  Ausländers  ist  Tribunal  von  Genf 
lO./ll.  1859  Pataüle  VI  p.  29;  versagend  Appelhof  Paris  5., 6.  1867 
Pataille  XIII  p.  298,  versagend  ferner  der  Appelh.  Venedig  7.,  9.  1883 


1)  Unter  dem  früheren  belgischen  Rechte  standen  auch  hier  In-  nnd  Aus- 
länder gleich,  sofern  wenigstens  der  a.  184  des  belgischen  Strafgesetzbuchs 
auch  Yon  Fabrikmarken  zu  verstehen  ist :  „Sera  puni  de  trois  mois  k  trois  ans 
d'emprisonnement ....  celui  qui  aura  contrefait  le  sceau,  timbre  on  marque  soit 
d'ane  antorlte  qnelconque,  soit  d'un  Etablissement  prive,  de  banqne,  d'industrie  ou 
de  commerce,  soit  d'nn  particulier,  ou  qui  aura  fait  usage  des  sceaux,  timbres  on 
marques  coutrefaits*'.  Dies  ist  denn  auch  die  Auffassung  des  Cass.-hofs  Brüssel 
16/5.  1880  PcU.  XXVl  p.  106:  hiernach  ist  das  beigische  Recht  in  Bezug  auf  den 
Bchutz  der  Ausländer  im  Gesetz  v.  1879  wieder  um  einen  Schritt  zurückgegangen. 
Vergl.  hierüber  die  kritischen  Bemerkungen  von  Eo,  comment  p.  79  f.  und  von 
Laurent,  droit  civil  intern.  III  p.  642. 

2)  Yertragsmässige  Beciprocität  verlangt  auch  das  neue  Luxemburger 
Gesetz  28./3.  1883  a.  9,  einfache  Reciprocität  das  portugiesische  Gesetz 
4./6.  1883  a.  29  {Pataille  XXIX  p.  73  Laneyrie). 

27* 
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Monit.  dei  trib.  XXIV  p.  961.  Meines  Erachtens  kann  die  Frage  keinem 
Zweifel  unterliegen  i).  Das  Gesetz  versagt  dem  Ansländer  lediglich  den 
durch  das  Gesetz  speciell  eingeführten  Schutz,  es  versagt  ihm  nicht  den- 
jenigen Schutz,  welchen  er  schon  kraft  des  gemeinen  Rechts  geniesst. 
Das  Individualrecht  als  solches  ist  aber  ein  Institut  des  gemeinen  Eechts, 
des  jus  commune:  Niemand  beschränkt  die  actio  doli  auf  den  Inländer, 
Niemand  kann  dem  Ausländer  die  Klage  verwehren,  wenn  ein  Inländer 
durch  trügerische  Machinationen  seine  Waaren  herunterzusetzen,  die 
Herkunft  seiner  Waaren  zu  bestreiten  oder  sie  durch  täuschende  Vor- 
spiegelungen zu  degradiren  und  zu  depreciiren  sucht.  Wie  kann  es  da 
dem  Ausländer  verwehrt  sein,  dagegen  aufzutreten,  dass  ein  Inländer 
sein  Verdienst,  seine  Ehre,  seine  Reputation,  seinen  Namen  durch 
täuschende  Zeichenmanipulationen  „  ausschöpft''  und  dieVortheile  desselben 
nach  einer  anderen  Riclitung  lenkt  ?  Laufen  doch  in  diesem  Falle 
gewöhnlich  die  beiden  Interessen  zusammen:  das  Interesse  des  Aus- 
länders an  der  Beibehaltung  der  durch  seine  Leistungen  erworbenen 
Kundschaft,  und  das  Interesse,  dass  sein  Handel  im  Inlande  nicht  durch 
schlechte,  unter  seinem  Namen  cursirende  Waare  herabgesetzt  und  de- 
preciirt  wird:  denn  gemeinhin  wird  derjenige,  welcher  sich  solcher  tau- 
schender Mittel  bedient,  auch  an  Güte  der  Waare  hinter  dem  Original 
zurückbleiben.  Sind  nun  aber  beide  Interessen  gewöhnlich  nicht  zu  trennen 
und  muss  man  wegen  des  einen  Interesses  dem  Ausländer  einen  Anspruch 
geben,  muss  man  dem  Ausländer  einen  Anspruch  gewähren  wegen  doloser 
Depreciation,  wegen  doloser  Herabsetzung  und  Kreditschmälerung :  so  muss 
man  es  auch  wegen  des  anderen  Interesses,  wegen  des  Interesses  an  dem 
Vortheile  seines  Namens,  seines  Rufes,  seines  commerciellen  Ansehens. 
Und  auch  abgesehen  davon,  kann  die  Gesetzgebung  ein  derartiges 
illoyales  Treiben  schon  desshalb  nicht  zulassen,  weil  durch  ein  solches 
Treiben  Treu  und  Glaube  im  Verkehr  vergiftet  und  dadurch  nicht  nur 
das  Ausland,  sondern  gerade  ganz  besonders  das  Inland  geschädigt  wird : 
geschädigt  werden  die  Consumenten,  deren  Täuschung  durch  solche  Um- 
triebe im  höchsten  Masse  gefördert  wird,  geschädigt  wird  der  solide  in- 
ländische Producent,  welcher  sich  solcher  Mittel  nicht  bedienen  mag  und 
daher  unter  der  Unsolidität  Anderer  zu  leiden  hat,  geschädigt  wird  end- 
lich die  inländische  Verkehrsmoral,  welche  zuletzt  gegen  Manoeuvres  und 
Praktiken  abgestumpft  wird  und  Dinge  für  erlaubt  hält,  die  man  ehedem 
entrüstet  zurückgewiesen  hätte. 

1)  Von  grossem  Interesse  ist  in  dieser  Beziehung  §49  der  österreichischen 
Gewerbenovelle  von  15./3.  1883,  von  welcher  noch  später  unter  den  Beilagen  zu 
handeln  ist. 
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Daza  kommt  noch,  dass  dieses  ganze  Gebiet,  wie  oben  bemerkt, 
ein  für  Retorsion  wenig  geeignetes  Terrain  ist,  mithin  auch  die  ent- 
sprechenden Massregeln  gegen  die  Ansländer  streng  interpretirt  werden 
müssen;  wesshalb  denn  auch  eine  weitere  Auslegung  nur  dann  gerecht- 
fertigt w^äre,  wenn  sie  durch  die  Sachlage  geboten  wäre,  wenn  sonst  ein 
haltbares  Resultat  nicht  erzielt  werden  könnte.  Nun  ist  aber  die  Sache  ge- 
rade umgekehrt.  Zu  welch  unerträglichen  Missständen  die  weitere  Inter- 
pretation führte,  ist  soeben  bemerkt  worden ;  dagegen  ist  es  ein  immerhin 
plausibles  und  annehmbares  Resultat,  wenn  der  Gesetzgeber  dem  Ausländer 
der  Retorsion  halber  zwar  nicht  allen  inländischen  Schutz,  aber  doch 
den  Schutz  des  Strafrechts  entzieht;  und  annehmbar  ist  es  ferner,  wenn 
er  ihm  die  Erleichterung  des  inländischen  Registergesetzes  versagt,  wenn 
er  ihm  die  grossen  Vortheile  des  formalen  Rechts  vorenthält  und  ihn 
auf  das  materiale  Recht  verweist,  wenn  er  ihn  allen  Schwierigkeiten 
preisgibt,  welchen  der  registerlose  Erwerb  eines  Zeichens  als  eines  in- 
dividuellen Erkennungsmittels  im  Verkehr  ausgesetzt  ist.  Das  und  nichts 
anderes  thut  aber  das  deutsche  Gesetz  im  §  20,  es  entzieht  dem  Aus- 
länder nicht  den  Schutz  wegen  concurrence  d^loyale,  es  versagt  ihm  nur 
die  Erleichterungen  und  Verstärkung  des  speciellen  Markengesetzes '). 
Vgl.  namentlich  Rendu  nr.  501.  Aus  diesem  Grunde  bleibt  die  Haftung 
wegen  concurrence  d^loyale  bestehen,  wenn  auch  der  Gegenseitigkeits- 
vertrag zweier  Staaten  aufgehoben  ist,  also  auch  dann,  wenn  ein  Krieg 
sämmtliche  Verträge  zerrissen  hat;  vgl.  auch  Appellationsgericht  Colmar 
9./4.  1873  Z.  f.  französ.  Civ.-Recht  UI  S.  670,  auch  bei  PataiUe  XVIU 
p.  148.    Vgl.  auch  Amb.  Rendu  nr.  280. 


1)  Unstichhaltig  ist  die  Argamentation  des  Appelh.  Paris  5./6.  1867  Pat. 
XIII  p.  298.  300 :  consid^rant  qne  l'action  en  röparation  dn  prejndice  canse  soit  par 
nne  concarrence  d^loyale,  soit  par  nne  osarpation  de  nom,  constitne  manifestement 
nn  droit  semblable  ä  celni  rösaltant  de  la  contrefa^on  des  marqnes  de  fabriqne 
•  .  .  .  (folgt  jetzt  eine  Bezugnahme  anf  a  11  C.  Nap.)  .  .  .  qu'en  effet,  la  propri6t4 
du  nom  commercial  tient  au  m6me  ordre  d'id^es  et  d'interets  qne  celle  des  mar- 
qnes de  fabriqne;    qne  c'est    en  favenr  de   l'indnstrie   f^npaise  qne  la  loi  les  ga- 

rantit  l'une  et  l'antre Hier  ist  das  Yerhältniss  von  Individualschntz  (gegen 

concurrence  deloyale)  und  von  Markenschntz  unrichtig  aufgefasst:  beides  sind 
keine  coordinirten  Grössen,  sondern  der  Markenschutz  ist  eine  Steigerung  des  erstem; 
daher  hat  es  vollkommen  Sinn,  den  Markenschutz,  also  die  Steigerung,  im  ein- 
zelnen Fall  auszuschliessen,  den  einfachen  Individualschntz  dagegen  nicht  ans- 
ZQschliessen ;  und  dass  an  dem  letztern  auch  die  inländische  Industrie  in  hervor- 
ragender Weise  betheiligt  ist,  wurde  soeben  nachgewiesen. 
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§  3. 

Das  Gesetz  gewährt  seinen  Markenschutz  den  Gewerbetreibenden, 
welche  im  Inlande  eine  Handelsniederlassung  besitzen,  es  gewährt  um 
den  inländischen  Producenten  und  Handeltreibenden :  eine  verschiedene 
Ausdrucksweise,  aber  mit  gleichem  Sinn:  in  beiden  Fällen  entscheidet 
nicht  die  Nationalität,  nicht  die  Heimath,  nicht  die  staatliche  Angehörig- 
keit, sondern  die  gewerbliche  oder  commercielle  Niederlassung  im  Inlande : 
denn  die  inländische  Production,  der  inländische  Handel  soll  die  Erleich- 
terung gemessen^).  Diese  Auffassung  hat  auch  von  jeher  das  preuss. 
Obertribunal  vertreten,  sowohl  unter  dem  entsprechenden  §  269  des  preuss., 
als  auch  unter  dem  §  287  d.  R.-St.-G.-B.,  welcher  vom  inländischen  Fabrik- 
unternehmer, Producenten  oder  Kaufmann  sprach.  Vgl.  Berliner  Kammer- 
gericht als  Vorinstanz  v.  31./3.  1871  Oppenhoff  Rechtspr.  XII  S.  191, 
Obertrib.  lO./lO.  1872  Oppenhoff  XIII  S.  511,  Obertrib.  23./1.  1874 
Oppenhoff  XV  S.  37,  21./9.  1876  Oppenhoff  XVII  S.  586.  Vgl.  auch 
Hahnj  Strafgesetzbuch  ni\  4  ad  §  287  und  Oppenhoff  Strafgesetzbuch 
(3.  Aufl.)  nr.  10  ad  §  287.  Sie  ist  auch  die  Auffassung  des  Österreich. 
Rechts,  s.  Stubenrauch  S.  35  2) ;  und  dahin  zielt,  wie  gezeigt,  auch  das 
französische  und  belgische  Markenrecht;  vergl.  Bedarride  III  nr.  889, 
Pouillet  nr.  327.  331,  Mayer  p.  96,  Äuger  p.  81,  Tribunal  Bruxelles 
20./12.  1880  Pasicr.  Beige  1881  III  p.  297. 

Daher  geniesst  der  Ausländer,  welcher  im  Inlande  ein  Geschäfts- 
etablissement hat,  die  Vortheile  des  Gesetzes;  dagegen  bleiben  sie  auch 
dem  Inländer  versagt,  wenn  er  nur  im  Auslande  ein  Etablissement  hat: 
die  Nationalität  des  Trägers  der  Marke  verschwindet  völlig  hinter  der 
Nationalität  des  Geschäftes.  Hierbei  ist  aber  hervorzuheben,  dass  der  Be- 
rechtigte nur  eine  Niederlassung  im  Inlande  zu  haben  braucht,  es  stört 
nicht,  wenn  er  neben  dieser  einen  inländischen  Niederlassung  auch  eine  oder 
mehrere  Niederlassungen  im  Auslande  hat:  er  muss  eine,  er  muss  nicht 
seine  Niederlassung  im  Inlande  haben.  Vgl.  auch  Obertrib.  21./9.  1876 
Oppenhoff  XVII  S.  586,  und  Oppenhoff,  Strafgesetzbuch  nr.  10  ad  §  287. 
Daher  muss  auch  eine  Nebenniederlassung,  Filiale,  Snccursale  genügen ; 
nur  muss  es  wirklich  eine  Niederlassung  sein,  d.  h.  entweder  eine  Pro- 
ductionsstätte  oder  eine  Verkaufsstätte,  in  welcher  Verträge  abgeschlossen 
und  realisirt,  Waaren    gekauft    und  geliefert  werden,    nicht   eine  blosse 


1]  Die  zweispurige  Fassnng  des  §  20  des  Gesetzes  ist  dadurch  entstanden, 
dass  das  Gesetz  Prodncenten  and  Handeltreibende  nennt  nnd  man  bei  den  Pro- 
ducenten nicht  immer  von  Handelsniederlassung  sprechen  kann. 

2)  Das  österreichische  Gesetz  §  6  spricht  von  inländischen  Gewerbetreibenden 
oder  Producenten. 
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Ag'entar,  welche  bloss  Aufträge  annimmt,  während  diese  dann  vom  Aus- 
lände aus  realisirt  werden  —  denn  eine  solche  Agentur  ist  keine  ent- 
sprechende Niederlassung,  vgl.  Bedarride  III  nr.  882,  Pouillet  nr.  327, 
Auger  p.  82 ;  vgl.  auch  Braun  im  Journ.  du  droit  int.  VIII  p.  388  f. 
Die  französische  und  die  belgische  Gesetzgebung  setzt  übrigens 
noch  eine  zweite  Schranke :  der  Ausländer,  welcher  im  Inlande  ein  Etab- 
lissement hat,  soll  zwar  Markenrecht  geniessen,  aber  nur  rtV^Txr  les  pro- 
duits"  dieses  Etablissements,  also  für  die  Producte  der  inländischen  Fabrik, 
und  (bei  weiterer  Auslegung)  für  diejenigen  Waaren,  welche  von  der  in- 
ländischen Verkaufsstätte  aus  in  Verkehr  kommen,  vgl.  darüber  Braun, 
Journ.  du  droit  intern.  VIII  p.  388;  so  dass  also  diejenigen  Waaren- 
gattungen,  welche  der  Ausländer  im  Auslande  producirt  und  in  Verkehr 
bringt  und  die  für  diese  Waarengattungen  bestimmten  Marken  an  den 
Vortheilen  des  inländischen  Etablissements  keinen  Thcil  nehmen.  Diese 
Beschränkung  hat  das  deutsche  Gesetz  nicht,  und  dies  mit  Recht:  sie 
steht  im  Widerspruch  mit  der  Universalität  des  Personenrechts :  wenn  die 
Marke  die  Herkunft  der  Waare  von  einem  bestimmten  Producenten  cha- 
rakterisirt,  so  kann  mau  nicht  dieselbe  Marke  schützen  und  schutzlos 
lassen,  je  nachdem  die  Waare  im  In-  oder  im  Ausland  erzeugt  wird, 
im  Inland  oder  im  Auslande  in  Verkehr  kommt;  ebenso  geht  es  kaum 
an,  die  eine  Marke  des  Ausländers  zu  schützen,  die  andere  schutzlos 
zu  lassen,  insbesondere  da  die  Vertheilung  des  Geschäfts  unter  das 
In-  und  Ausland  wechseln,  der  Kaufmann  daher  sehr  leicht  Waaren, 
die  er  seither  nur  von  der  ausländischen  Handelsstätte  aus  in  Verkehr 
gebracht  hat,  im  Inlande  in  den  Verkehr  bringen  kann  und  umgekehrt : 
eine  Theilung  derselben  Persönlichkeit  nach  Massgabe  ihrer  Etablissements 
ist  nicht  durchzuführen;  wer  ein  inländisches  Handels-  oder  Productions- 
etablissement  hat,  wird  für  alle  seine  Marken  in  einer  jeden  Beziehung 
als  Inländer  behandelt,  und  die  Deposition  fieser  Marken  hat  daher  bei 
dem  Gerichte  dieses  inländischen  Etablissements  und  nicht  in  Leipzig  zu 
erfolgen.  Und  da  das  deutsche  Gesetz  zwischen  Productions-  und  Han- 
delsmarken nicht  unterscheidet,  so  darf  auch  nicht  gesagt  werden,  dass 
für  die  Productionsmarke  eine  Productionsstätte,  für  die  Handelsmarke 
eine  Handelsstätte  im  Inlande  erforderlich  sei,  wie  dies  unter  dem  bel- 
gischen und  schweizer  Markengesetze  angenommen  wird  ^) :  es  genügt 
eine  Productions-  oder  Handelsstätte,  um  sämmtliche  Marken,  Fabrikmarken 
wie  Handelsmarken  des  Gewerbtreibenden  als  inländische  erscheinen  zu 
lassen:  denn  beides  sind  Handelsniederlassungen  im  Sinne   des   §  20* des 


1)  Braun  p.  608  f.,  König  im  Jonrnal  du  droit  intern.  priv6  X  p.  591  f. 
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deutschen  Gesetzes:  dadurch  ist  der  Markenschutz  für  die  Fremden  sehr 
erleichtert,  und  dies  ist  auch  nur  zu  hilligen.   Vgl.  auch  ohen  S.  307. 

Ein  jeder,  welcher  in  Deutschland  ein  solches  Etablissement  hat, 
wird  markenrechtlich  als  Inländer  behandelt,  d.  h.  Deutschland  gilt  als 
sein  markenrechtliches  Heimathland  —  sollte  auch  die  Hauptniederlassung 
im  Auslande  sein.  Daher  ist  der  Schutz  in  diesem  Falle  ein  principaler, 
kein  accessorischer,  daher  kommt  es  nicht  darauf  an,  wie  es  mit  dem 
Schutze  seiner  Marke  im  Lande  seiner  bezüglichen  Hauptniederlassung 
bestellt  ist,  so  dass  hier  allerdings  zwei  principale  Markenberechtigungen 
zusammenlaufen.  Dies  ist  eine  Ausnahme  von  dem  oben  aufgestellten 
Princip,  aber  eine  Ausnahme,  wie  solche  überhaupt  im  internationalen  Eecht«- 
verkehr  nicht  wohl  zu  umgehen  sind. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Markenschutze  derjenigen  Por- 
sonen,  welche  im  Inlaude  gar  keine  Niederlassung  haben ;  für  diese  tritt 
die  oben  entwickelte  Regel  ein,  dass  das  Land  der  Niederlassung  für  den 
Markenschutz  bestimmend  ist,  so  dass  ein  etwa  hinzutretender  Schutz  des 
Inlandes  nur  ein  accessorischer,  also  nur  eine  accessorische  Erstreckung  des 
ausländisclien  Schutzes  ist.  Unter  welchen  Voraussetzungen  aber  und  in 
welcher  Weise  eine  solche  Erstreckung  stattfindet,  ist  nunmehr  Gegenstand 
der  Erörterung. 

§  4. 

Auszuscheiden  ist  zunächst  der  Fall,  wo  ein  Staatsvertrag  über  den 
Schutz  der  auswärtigen  Marken  besondere  Bestimmung  trifft:  denn  hier 
enthält  der  Staatsvertrag  eine  lex  specialis,  eine  gesetzliche  Sondernorm, 
welche  auf  ihrem  Gebiete  die  generelle  Norm  ausschliesst.  Daher  kann  von 
diesem  Falle  erst  am  Schlüsse  dieser  Abtheilung  die  Rede  sein,  da  zuerst  die 
lex  generalis  und  dann  erst  die  Besonderheit  der  lex  specialis  zu  entwickeln 
ist.  Nach  der  lex  generalis  aber  ist  eine  auswärtige  Marke  geschützt 
im  Fall  der  Reciprocität,  d.  h.  in  dem  Falle,  wo  deutsche  Marken  in  dem 
betreffenden  Auslandsstaate  gleichfalls  Schutz  gemessen.  Dieser  Schutz 
kann  auf  einseitiger  freier  Rechtsnorm  des  betreffenden  Staates  beruhen; 
er  kann  aber  auch  dem  Inlande  vertragsmässig  zugesichert  sein :  es  kann 
vertragsmässig  garantirt  sein,  dass  dieser  Auslandsstaat  eine  solche 
Rechtsnorm  schaffen  bezw.  aufrecht  erhalten  werde.  Allerdings  wird  nun 
ein  Handelsvertrag  zwischen  zwei  Staaten  regelmässig  nicht  nur  die  Lage 
der  Inländer  im  Auslande,  sondern  auch  die  Rechtsstellung  der  Ausländer 
im  Inlande  regeln,  so  dass  der  Rechtsschutz  dieser  Ausländer  nicht  ex 
lege  generali,  sondern  aus  der  lex  specialis  des  Staatsvertrages  entspringt ; 
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und  dies  ist  der  Fall  bei  einer  Eeihe  von  Handelsverträgen,  welche  reci- 
proke  Zusicherungen  bezüglich  der  Handelszeichen  enthalten.  Allein  es 
ist  auch  noch  eine  anderweitige  Behandlung  der  Sache  möglich.  Es  ist 
einmal  möglich,  dass  im  Staatsvertrag  nur  dem  Inländer  im  Auslande, 
nicht  auch  dem  Ausländer  im  Inlande  Markenschutz  zugesichert  wurde: 
in  diesem  Falle  bedürfte  es  nur  einer  Publication  des  Staatsvertrages  im 
deutschen  Reichsgesetzblatt  —  und  der  Schutz  der  ausländischen  Marken 
wäre  gegeben  ex  lege  generali,  gemäss  §  20  des  Gesetzes. 

Es  ist  ferner  möglich,  dass  die  beiden  Vertragstheile  gar  keine  lex 
specialis  vereinbaren  wollen,  sondern  sich  lediglich  die  Geltung  der  lex 
generalis  zusagen;  und  dies  ist  gerade  im  Markenrechte  häufig,  sofern 
die  Gesetzgebung  den  Ausländerschutz  unter  der  Bedingung  der  Becipro- 
cität  gewährt:  in  diesem  Falle  soll  die  Vereinbarung  lediglich  die  Be- 
dingung der  lex  generalis  erfüllen  und  diese  lex  dadurch  zur  vollen 
inneren  Entfaltung  bringen;  sie  soll  nicht  neben  die  lex  generalis  ein 
neues  Gesetz  stellen.  Es  bedarf  daher  keiner  parlamentarischen  Zustim- 
mung, um  eine  solche  Vereinbarung  in  Vollzug  zu  bringen,  um  sie  im  In- 
lande in  Erfüllung  zu  setzen:  sie  erfüllt  sich  von  selbst  durch  die  bereits 
bestehende  lex  generalis,  welche  für  den  Fall  des  Eintritts  der  Bedingung 
bereits  die  Norm  gegeben  hat;  es  bedarf  einer  parlamentarischen  Zu- 
stimmung nmsoweniger,  als  solche,  wie  unten  auszuführen,  nicht  für  den 
Vertragseffect,  sondern  nur  för  den  Gesetzeseffect  des  Staatsvertrags  von 
Bedeutung  ist  und  der  Gesetzeseffect  eines  solchen  Vertrags  bereits  aus 
■der  lex  generalis  entspringt. 

Ich  sagte,  das  Versprechen  erfülle  sich  von  selbst  —  doch  nicht 
^o  ganz,  es  bedarf  noch  der  Bekanntmachung  der  Keciprocitätsabrede  im 
deutschen  Eeichsgesetzblatte,  es  bedarf  noch  einer  officiellen  Kundgebung, 
dass  hiernach  die  deutschen  Marken  im  Auslande  Schutz  finden;  es  be- 
darf einer  solchen,  allein  dieselbe  ist  kein  Gesetzgebungsakt,  sondern 
lediglich  ein  Verwaltungsakt  und  bedarf  keiner  parlamentarischen  Zu- 
stimmung. 

In  diese  Kategorie  der  Vereinbarungen,  welche  die  lex  generalis 
des  Markengesetzes  zur  Entwicklung  bringen,  gehört  eine  Reihe  von  Con- 
ventionen,  welche  die  deutsche  Regierung  bezüglich  des  Markenrechts 
abgeschlossen  und  dann  auf  Grund  des  §  20  des  Gesetzes   publicirt  hat. 

Dies  alles  ist  um  so  klarer,  als  ja  die  pure,  auf  einseitigem  Ge- 
setzesrechte beruhende  Reciprocität  schon  genügt,  um  die  Bedingung  des 
Ausländerschutzes  zu  erfüllen :  sie  genügt  ohne  Zusicherung,  ohne  Garantie 
des  Auslandes;  es  genügt,  wenn  sie  objectiv  vorhanden  ist.  Nöthig  ist 
nur,    dass    sie   von  der  deutschen   Regierung    agnoscirt  und    dass    diese 
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Agnition  im  Reichsgesetzblatte  kundgegeben  wird :  eine  solche  Eondgebnng 
ist  für  alle  Fälle  erforderlich,  wo  immer  ein  Ansländerschntz  ex  lege 
generali  auf  Grund  der  Reciprocität  gewährt  wird :  nur  wenn  der  Aus- 
länderschutz auf  Sondergesetz,  auf  lex  specialis  beruht,  bedarf  es  ledig- 
lich einer  Publikation  dieser  lex  specialis,  nicht  noch  einer  Bekanntmach- 
ung aus  §  20  d.  Gesetzes  —  doch  wir  greifen  späterer  Erörterung  vor. 
Eine  freie  nicht  vertragsmässig  garantirte  Rechtsnorm  des  Aus- 
landes wird  oftmals  eine  gesetzliche  Rechtsnorm  sein ;  doch  ist  dies  nicht 
unumgänglich:  es  geniigt  ein  ausländisches  Gewohnheitsrecht,  sofeme  es 
durch  den  Gerichtsgebrauch  in  seiner  fortdauernden  practischen  Bedeutung 
bethätigt  wird,  Obertrib.  2./6.  1869  Oppenhoff  Rechtssprech.  X  S.  377, 
1./12.  1869  Oppenhoff  X  S.  752.  Insbesondere  genügt  es  auch,  wenn 
die  Praxis  des  betreffenden  Landes  einen  Schutz  der  Marken  aus  dem 
jus  commune,  aus  dem  Eigenthums-  oder  Individualrecht  abzuleiten  weiss. 
Aber  allerdings,  diese  Normen  müssen  auch  in  praxi  so  aufgefasst  sein :  es 
genügt  nicht,  wenn  sie  juristisch  aus  den  vorhandenen  Rechtsprincipien 
abstrahirt  werden  können,  aber  die  Praxis  diese  Abstraction  nicht  an- 
erkennt. Das  unterscheidet  das  Juristenrecht  von  dem  Gesetzesrecht: 
das  Gesetzesrecht  führt  sich  selbst  in  das  practische  Leben  ein,  dagegen 
das  Jnristenrecht  ist  so  lange  ein  todtes,  das  Leben  nicht  beherrschendes 
Recht,  als  es  der  Anerkennung  der  Praxis  entbehrt;  ein  solches  todtes 
Recht  genügt  aber  nicht,  denn  die  Reciprocität  verlangt,  dass  die  Marken 
Schutz  gemessen,  dass  also  das  Recht  in  das  Leben  eingedrungen  ist. 

Dass  der  Erwerb  des  Rechts  durch  Inscription  oder  andere  Mittel 
vermittelt  werden  muss,  steht  der  Reciprocität  nicht  im  Wege ;  nur  darf 
die  Sache  nicht  in  das  freie  Belieben  der  Inscriptionsbehörde  gestellt 
sein,  weil  in  einem  solchen  Falle  ein  Schutz  nicht  gewährt  wäre,  sondern 
nur  in  einzelnen  speciellen  Fällen  gewährt  würde. 

Es  muss  ein  Schutz  gewährt  sein  —  es  braucht  aber  nicht  der 
intensiv  gleiche  Schutz  gewährt  zu  sein,  wie  im  Inlande.  Daher  ist 
nicht  erforderlich,  dass  die  Strafe,  welche  auf  die  Verletzung  gesetzt 
ist,  eine  gleich  hohe  ist,  wie  nach  inländischem  Rechte,  Obertribunal 
1./12.  1869  cit. ;  es  ist  überhaupt  nicht  erforderlich,  dass  der  Schutz  ein 
strafrechtlicher  ist :  wenn  die  Marken  im  Auslande  auch  nur  einen  Civil- 
schutz  gemessen,  so  ist  dies  genügend,  um  volle  Reciprocität  herzustellen, 
so  dass  in  Deutschland  entsprechendenfalls  der  volle,  auch  der  strafrecht- 
liche Markenschutz  des  deutschen  Gesetzes  gewährt  werden  muss;  da» 
deutsche  Gesetz  verlangt,  dass  die  deutschen  Marken  im  Auslande  einen 
Schutz  gemessen,  es  verlangt  nicht,  dass  sie  den  gleichen  Schutz 
gemessen,   Reichsgericht  18./4.  1882,  Rechtssprech.  IV  S.  346;  und  die 
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Eeciprocität    bildet    zwar   die  Voranssetzung,    aber  nicht    das  Mass  des 
Schützes. 

Das  obige  zeigt,  dass  die  Entscheidung  der  Reciprocitäts frage  nicht 
immer  ohne  Schwierigkeiten  ist  and  oftmals  ein  tiefes  Eindringen  in  die 
legalen  and  praktisch  jaridischen  Zustände  des  Auslandes  verlangt; 
leicht  könnte  darum  die  Frage  von  den  einzelnen  Gerichten  verschieden 
beantwortet  werden.  Darum  ist  die  Festsetzung  dieses  Punktes  den  Ge- 
richten entzogen:  nach  deutschem  Kechte  liegt  die  Keciprocitätsfrage 
nicht  in  dem  Befinden  der  Gerichte,  sie  ist  Sache  der  Reichsregierung : 
wie  oben  bemerkt,  hat  dieselbe,  sobald  sie  den  Reciprocitätsfall  für  ge- 
geben erachtet,  ihrem  Befinden  durch  eine  publike  Agnition,  durch  auto- 
ritative Kundgebung  im  Reichsgesetzblatt  Ausdruck  zu  geben  und  damit  den 
Reciprocitätsfall  festzusetzen,  §  20  d.  Ges.  i).  Diese  Festsetzung  ist  ent- 
scheidend und  allein  entscheidend;  sie  unterliegt  nicht  der  Nachprüfung 
der  Gerichte.  Umgekehrt  ist  der  Mangel  einer  solchen  Feststellung  und 
autoritativen  Bekanntgebung  kategorisch :  in  Ermangelung  derselben 
cessirt  jeder  reciproke  Schutz  aus  dem  deutschen  Markengesetze :  die  aus- 
ländische Reciprocität  führt  erst  durch  das  Medium  des  inländischen  poli- 
tischen Aktes  zum  inländischen  Schutze  der  auswärtigen  Marke.  Die 
Eeichsregierung,  die  von  der  hohen  Warte  des  internationalen  Lebens  aus 
die  Sache  überschaut,  hat  eben  ein  viel  competenteres  ürtheil  in  dieser 
Frage,  als  die  meisten  Gerichte,  und  auch  das  Ausland  ist  vie'  besser 
gedeckt,  wenn  es  sich  ein  und  für  allemal  auf  die  publicirte  Agnition 
der  Reichsregierung  verlassen  kann  und  nicht  zu  gewärtigen  hat,  dass 
die  gerichtlichen  Entscheidungen  in  der  Reciprocitätsfrage  wechseln  oder 
sich  entzweien  2).  Die  Bekanntgebung  der  Reichsregierung  hat  daher 
zwar  bestimmungsgemäss  declarative,  eflTectuell  aber  constitutive  Bedeut- 
ung; sie  schafft  den  inländischen  Schutz,  auch  wenn  sie  etwa  objectiv 
unrichtig  sein  sollte,  und  ihr  Mangel  hindert  den  inländischen  Schwatz,  auch 
wenn  der  Mangel  auf  unrichtiger  Anschauung  beruhte ;  und  die  oben 
entwickelten  Sätze  über  die  Voraussetzungen  der  Reciprocität  sind  daher 
nur  Erwägungssätze  für  die  Reichsregierung,    es   sind   nicht  constitutive 


1)  Eine  solche  Enndgebnng  ist  za  nnterscheiden  von  der  Thätigkeit,  welche 
das  Handelsministerinm  in  Oesterreich  nach  Gesetz  von  15./6.  1865  entwickelt ; 
denn  dort  kann  das  Handelsministerinm  nnter  der  Yoranssetznng  der  Eecipro- 
cität den  Schutz  der  aaswärtigen  Marke  verfügen:  die  Verfügnng  hat  daher 
bestimmungsgemäss  constitativen,  nicht  bloss  declarativen  Charakter;  bei  uns  ist 
die  Bekanntgebnng  bestimmungsgemäss  eine  declarative,  wenn  auch  in  ihrer  Wirk- 
ung constitutiv. 

s)  Vgl.  darüber  auch  Meves  S.  246,  Thöl,  Handelsrecht  §  209  YII. 
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Bechtssätze,  es  sind  nicht  massgebende  Normen  für  die  Gerichte.  Streng 
genommen  hätten  wir  daher  nicht  sagen  sollen,  dass  der  Schutz  im  Fall 
der  Reciprocität  stattfindet;  wir  hätten  sagen  sollen:  im  Falle  derReci- 
procitätsbekanntmachung  der  Reichsregierang ;  und  wenn  wir  den  formell 
weniger  strengen  Ausdruck  gewählt  haben,  so  geschah  es  nur,  um  damit 
den  bestimmungsgemässen  materialen  Gehalt  des  Gesetzes  um  so  sicherer 
zu  treffen;  denn  wenn  die  Agnition  der  Reichsregierung  das  entscheidende 
ist,  so  ist  sie  es,  weil  sie  das  richtige  Abbild  des  Reciprocitätsverhältnisses 
sein  wird. 

Der  Schutz  beginnt  mit  dem  Datum  der  erfolgten  Publication,  also 
mit  dem  Erscheinen  des  Gesetzblattes,  nicht  erst  14  Tage  nach  dem 
Erscheinen  desselben;  denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Verord- 
nung, noch  weniger  um  ein  Gesetz;  es  handelt  sich  um  ein  Staatsdecret 
—  zwar  von  constitutiver  Wirkung  —  aber  von  wesentlich  declarativem 
Inhalt;  darum  bedarf  es  auch  durchaus  keiner  Kenntnissfrist:  die  that- 
sächlichen  Unterlagen  bestehen  vor  der  autoritativen  Bekanntmachung  ^). 

Mit  dem  Momente  der  Publication  beginnt  der  Schutz,  d.  h.  die 
Geschütztheit,  der  Zustand  der  materiellen  Markenberechtigung;  die  Be- 
kanntgebung ist  rechtsbegrtindend  für  das  materielle  Recht,  sie  ist  nicht 
etwa  bloss  die  Voraussetzung  der  staatlichen  Reaction.  Es  ist  nicht  etwa  so, 
dass  vorher  ein  Markenrecht  bestände,  dem  die  Reactionskraft  gebräche, 
und  dass  nach  der  Bekanntmachung  nun  auch  die  Repression  wegen 
früherer  Handlungen  stattfände;  vielmehr  besteht  vorher  ein  inländisches 
Markenrecht  für  die  Ausländermarke  überhaupt  nicht,  und  die  dem  Marken- 
rechte eigenthümliche  Reaction  kann  sich  nur  auf  Handlungen  erstrecken, 
welche  der  Bekanntmachung  nachfolgen. 

Die  Bekanntmachung  braucht  sich  nicht  speciell  auf  §  20  d.  Ges.  zu 
beziehen :  es  genügt  irgend  eine  Reciprocitätsbekanntmachung  im  deutschen 
Reichsgesetzblatt;  daher  wirken  auch  diejenigen  Bekanntmachungen  im 
Reichsgesetzblatt,  welche  dem  Markengesetze  vorhergegangen  sind,  welche 
vor  demselben,  auf  Grund  des  §  287  des  R.-Str.-G.-B.,  erlassen  wurden. 

Da  die  Bekanntgebung  der  Spiegel  der  auswärtigen  Verhältnisse 
sein  soll,  diese  Verhältnisse  aber  wechseln  können,  so  kann  sie  selbst  in 
jedem  Augenblick  durch  eine  neue  Bekanntmachung  zurückgenommen 
werden.  Mit  dem  Momente  einer  solchen  zweiten  Bekanntmachung  er- 
löschen die  auf  die  erstere  basirten  Markenrechte ,  aber  auch  erst  mit 
diesem  Momente;  vgl,  unten  S.  444. 

1)  Vgl.  auch  Laband,  Staatsrecht  II  S.  104  f.  Meist  ist  der  Tag  der  Be. 
kannt machang  aasdräcklich  als  Anfangstermin  bestimmt. 
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§  5. 

Von  entsprechenden  Bekanntmachungen  sind  zunächst  zwei  Publica- 
tionen  zu  nenneU;  welche  vor  die  Zeit  des  Markengesetzes  fallen : 

Bekanntmachung  v.  11./7.  1872  (Reichsges.-Bl.  1872  S.  293),  be- 
treffend eine  Eeciproci  tätsübereinkunft  mitSchweden  undNorwegen^ 
und 

Bekanntmachung  vom  18./8.  1873  (Reichsges.-Bl.  1873  S.  337), 
betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Russland. 

Von  den  Publikationen  seit  Erlassung  des  Markengesetzes  sind  zu 
nennen : 

Bekanntmachung  vom  20./4.  1875  (Reichsges.-Bl.  1875  S.  200)  be- 
treffend die  Uebereinkunft  mit  Italien  (vgl.  aber  nun  Handelsvertrag 
von  4./5.  1883).  ^ 

Bekanntmachung  vom  20./8.  1875  (Reichsges.-Bl.  1875  S.  259) 
betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Oesterreich-Ungarn  (vergl.  aber 
nun  spätere  Handelsverträge)  2). 

Bekanntmachung  vom  13./9.  1875  (Reichsges.-Bl.  1875  S.  301) 
betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Belgien. 

Bekanntmachung  vom  14./7.  1876  (Reichsges.-Bl.  1876  S.  169)  be- 
treffend die  Uebereinkunft  mit  Luxemburg 3). 

Bekanntmachung  vom  28./2.  1877  (Reichsges.-Bl.  1877  S.  406) 
betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Brasilien* 

Bekanntmachung  vom  4./4.  1879  (Reichges.Bl.  1879  S.  123)  be- 
treffend die  Uebereinkunft  mit  Dänemark^). 

Bekanntmachung  vom  19./1.  1882  (Reichsges.-Bl.  1882  S.  5)  be- 
treffend die  Uebereinkunft  mit  den  Niederlanden. 

Bekanntmachung  vom  27./1.  1882  (Reichsges.-Bl.  1882  S.  7)  be- 
treffend die  Uebereinkunft  mit  Rumänien. 

Bekanntmachung  Vom  8./12.  1883  (Reichsges.-Bl.  1883  S.  339) 
betreffend  die  Uebereinkunft  mit  Venezuela. 

Wie  bereits  oben  bemerkt,  gehören  die  Handelsverträge,  welche  für 
sich  eine  lex  specialis  enthalten,  nicht  hierher,  so  insbesondere  nicht  die 
Verträge  mit  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien,  Spanien, 


1)  Hierüber  and  über  die  Publikation  im  Reichsgesetzblatt  s.  unten. 

2)  Wie  vorige  Note. 

8)  Vgl.  dazn  die  weitere  Bekanntmachung  von  2.,  8.  1883  (ReichsgesetzbL 
1883  S.  268)  über  die  Luxemburgische  Registerbehörde. 

<)  Vgl.  darüber  auch  die  dänische  Verordnung  v.  13./10. 1880  Reichsanzeiger 
Centralh.-R.  1880  nr.  267. 
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Portugal,  Oesterreich-Ungarn,  Schweiz,  den  Vereinigten 
S  t  a  a  t  e  n  M ;  sie  gehören  nicht  hierher,  und  ihre  Publikation  im  Reichs- 
gesetzblatt hat  andere  Bedeutung:  denn  ihre  Publication  war  die  Publi- 
cation  einer  lex  specialis,  es  war  nicht  eine  Bekanntgebung  zur  Geltend- 
machung der  lex  generalis.  Allerdings  ist  seiner  Zeit  in  mehreren 
Fällen  noch  ausserdem  eine  Bekanntmachung  erlassen  worden,  so  in 
Bezug  auf  Italien  und  Oesterreich.  Aber  diese  Bekanntmachungen  ent- 
heben die  davon  berührten  Rechtsverhältnisse  der  lex  specialis  nicht; 
sie  sind  nicht  dazu  angethan,  den  bereits  bestehenden  Rechtsschutz  der 
ausländischen  Marken  zu  modiflciren :  die  lex  specialis  geht  auch  hier  der 
lex  generalis  vor.  Trotzdem  sind  solche  Bekanntmachungen  nicht  ohne 
Bedeutung :  sie  wären  von  Bedeutung,  einmal  für  den  Fall,  dass  etwa  ein 
Staatsvertrag  aus  irgend  einem  Grunde  ungültig  wäre;  und  wenn  der 
Staatsvertrag  etwa  durch  Zeltablauf  gelöst  würde,  ohne  dass  dieses  aus 
«iner  derartigen  Bekanntmachung  ersichtlich  wäre,  so  würde  nichtsdesto- 
weniger der  Schutz  der  ausländischen  Marke  wenigstens  ex  lege  generali 
auf  so  lange  fortdauern,  bis  eine  entsprechende  Verlautbarung  des  ent- 
gegengesetzten Zustandes  im  Reichgesetzblatte  erfolgt  ist. 


§  6. 

Wie  für  die  In-  und  Ausländerqualität  nicht  derjenige  Staat  ent- 
scheidet, welchem  der  Industrielle  persönlich  seiner  Heimath  nach  an- 
gehört, sondern  derjenige,  wo  er  eine  Geschäftsniederlassung  hat,  so  ist 
auch  für  die  Reciprocitätsverhältnisse  nicht  die  Heimath  desselben,  sondern 
derjenige  Staat  massgebend,  wo  sich  seine  Geschäftsniederlassung  befindet ; 
so  ausdrücklich  der  §  20  d.  Ges.;  vgl.  auch  Couhin  im  Regime  intern, 
de  la  propr.  ind.  I  p.  265,  Braun  p.  623  und  im  Journ.  du  droit  intern. 
priv6  VIII  p.  393.  Nur  kommt  hier  natürlich  lediglich  die  Hauptnieder- 
lassung in  Betracht,  Nebenetablissements  bleiben  ohne  Ansatz,  wie  denn 
auch  das  deutsche  Gesetz  ganz  richtig  von  dem  Staate  spricht,  .,wo  ihre 
Niederlassung  sich  befindet*'.  Die  Hauptniederlassung  bestimmt  den 
principalen  Schutz,  zu  welchem  der  inländische  Schutz  als  Accessorium 
hinzutritt. 


1)  Auch  nicht  die  Declarationen,  z.  B.  die  Declaration  von  8/10.  1873 
{Reichsgesetzbl.  1873  S.  365 j  bezüglich  der  französischen,  and  die  Declaration 
Y.  14./4.  1875  (Reichsgesetzbl.  1875  S.  199)  bezüglich  der  englischen  Convention. 


431 

§  7. 
Dies  die  Eeciprocitätsvoraussetzung.     Sie  ist  f&r  auswärtige  Marken 
aller  Art,  für  NameDmarken,    wie  für   gewählte  Marken,    für    „Waaren- 
zeichen*^  statnirt.     Für  die  letzteren  gilt  aber   ausserdem   noch  eine  be- 
sondere Voraussetzung,  auf  welche  nunmehr  tiberzugehen  ist. 

Zum  Erwerb  des  Markenrechts  an  auswärtigen  Waarenzeichen  näm- 
lich bedarf  es  des  Eintrags  ins  Markenregister;  dies  ist  an  sich  nichts 
besonderes,  es  gilt  in  gleicher  Weise  auch  für  inländische  Waarenzeichen. 
Etwas  besonders  ist  es  aber,  dass  der  Eintrag  nur  gewährt  wird,  wenn 
sich  der  Anmeldende  für  Klagen  auf  Grund  des  Markengesetzes  dem  Ge- 
richtsstand des  Leipziger  Gerichtes  unterwirft.  Ein  solcher  Vorbehalt 
hat  seine  volle  Begründung,  was  die  Löschungsklage  betrifft,  da  es  füg- 
lich Sache  der  Gerichte  des  Registerstaates  sein  muss,  zu  entscheiden, 
ob  ein  Registereintrag  zu  Recht  besteht  oder  nicht ').  Der  Entwurf  des 
Gesetzes  beschränkte  sich  denn  auch  ganz  richtig  auf  die  Löschungs- 
klage :  erst  im  späteren  Stadium  der  Verhandlung  wurde  die  Besümmung 
erweitert 2),  nicht  zum  Vortheile  des  Gesetzes;  denn  abgesehen  von  der 
Eegisterfrage,  liegt  ein  Zusammenhang  der  Streitsachen  mit  dem  Leipziger 
Gerichte  in  keiner  Weise  vor;  dies  gilt  insbesondere,  was  die  Klagen 
^egen  den  im  Register  eingetragenen  wegen  des  factischen  Gebrauchs 
des  Zeichens  betrifft:  in  seiner  Eigenschaft  als  Benutzer  des  Zeichens 
steht  er  ja  sonst  nicht  unter  der  Competenz  des  genannt.en  Gerichts,  warum 
soll  er  ihr  deshalb  unterstehen,  weil  er  zugleich  eingetragen  ist?  Doch 
lex  ita  scripta  est. 

Natürlich  darf  aber  die  Bestimmung,  die  an  sich  schon  zu  weit 
ist,  nicht  über  ihren  Umfang  ausgedehnt  werden.  Wenn  sich  der  Aus- 
länder für  Klagen  auf  Grund  des  Markengesetzes  dem  Leipziger  Gerichte 
unterwerfen  muss,  so  muss  er  es  nur,  sofern  diese  Klagen  das  einge- 
tragene Zeichen  betreffen,  sofern  der  Eintrag  oder  der  Gebrauch  dieses 
Zeichens  Anlass  zur  judiciellen  Reaction  gibt.  Für  den  Gebrauch  ander- 
wärtiger  Zeichen,  für  die  Benützung  anderwärtiger  Marken  steht  der 
Ausländer  bei  dem  genannten  Gerichte  ebensowenig  zu  Rede,  als  bei  der 
dinglichen  Klage  bezügl.  eines  Grundstückes,  das  in  ganz  anderen  Bezirken 
liegt.  Vgl.  nunmehr  auch  Reichsgericht  16./11.  1883  Entsch.  X  S.  62. 
Die  Unterwerfung  unter  die  Competenz  des  Leipziger  Gerichts  hat 
den  Charakter  einer  Prorogationserklärung ;    sie   hat   keinen  materiellen. 


i)  Vgl.  hierüber  spätere  Entwickelang. 

2)  In  zweiter  Lesung,  auf  Antrag  von  Bahr  (Kassel),    Stenograph.  Bericht. 
1874/75  I  S.  111  f. 
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sondern  einen  processuali sehen  Gehalt.  Aber  sie  enthält  keinen  Pro- 
rogationsvertrag,  sondern  einen  einseitigen  Willensakt  mit  Prorogations- 
wirkung,  einen  Creationsakt,  einen  Akt  der  Creirung  eines  neuen  Gerichts- 
standes, nicht  für  einen  Process,  sondern  für  alle  Processe  einer  be- 
stimmten Art:  ein  Analogon  der  Competenzcreirung,  welche  in  §  19  Abs.  3 
der  Civilprocess-Ordn.  sanctionirt  ist.  Man  sieht,  es  gibt  nicht  nur  ma- 
erielle,  sondern  auch  processuale  Creationsakte. 

Die  Prorogationserklärung  ist  Voraussetzung  des  Eintrags,  sie  ist 
nicht  Voraussetzung  der  Wirksamkeit  des  Bintrags:  ist  die  Marke  ohne 
Prorogationserklärung  zum  Eintrage  gelangt,  so  ist  der  Eintrag  nichts- 
destoweniger gültig  und  die  Marke  geschützt:  der  Prorogationsakt  ist 
formaler  Theil  des  Ahmeldungsaktes,  und  die  Frage,  ob  alle  solche  Fonn- 
akte  gegeben  sind,  wird  von  dem  Registerrichter  in  endgültiger  Weise  er- 
ledigt, wie  dies  bereits  S.  310  nachgewiesen  ist.  Ganz  anders  verhält  es  sich 
mit  der  Reciprocitätsvoraussetzung:  diese  ist  nicht  nur  Voraussetzung  der 
Anmeldung,  sondern  überhaupt  Voraussetzung  des  inländischen  Schutzes ; 
ohne  sie  ist  der  Eintrag  ein  blosser  Schall,  erst  sie  gibt  ihm  Kraft  und 
Bedeutung.  Daher  ist  ein  Eintrag  im  Fall  der  Nichtreciprocität  nichtig  ^) ; 
er  bleibt  auch  nichtig,  selbst  wenn  die  Reciprocitätsbeziehungen  später 
eintreten  oder  wenn  der  Eingetragene  in  ein  Land  übersiedelt,  in  welchem 
Reciprocitätsrecht  besteht:  der  nichtige  Eintrag  convalescirt  nicht:  dies 
würde  seiner  formalen  Natur  widersprechen;  vielmehr  ist  ein  neuer  Ein- 
trag erforderlich,  wie  sich  dies  auch  noch  aus  dem  nachfolgenden  er- 
geben wird;  vgl.  auch  Seinetrib.  13./8.  1875  Pataille  XX  p.  337.  349. 

§  8. 
Die  seither  entwickelten  Grundsätze  gelten  sowohl  von  denjenigen 
Marken,  welche  von  Anfang  an  Marken  eines  Ausländers  waren,  als 
auch  von  denen,  welche  einem  Inländer  zustanden,  nachträglich  aber 
Marken  eines  Ausländers  geworden  sind;  die  es  geworden  sind,  sei  es 
durch  Verlegung  des  Etablissements,  sei  es  durch  Aufhebung  einer  Zweig- 
niederlassung, sei  es  durch  Cession  von  Finna  und  Marke.  In  allen  diesen 
Fällen  muss  der  Träger  der  nunmehr  ausländisch  gewordenen  Marke  den 
ausländischen  Schutz  und  darauf  den  accessorischen  inländischen  Schutz 
nachsuchen,  sofern  ein  solcher  kraft  Reciprocität  gewährt  wird;  und 
analog  verhält  es.  sich  in  dem  Fall,  wo  eine  Marke  von  dem  einen  Aus- 


1)  Daher  erlischt  aach  eine  gültig  eingetragene  ausländische  Marke   mit 
dem  Momente,  in  welchem  die  Reciprocität  anfhört;  vgl.  S.  428.  444. 
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lande  in  das  andere  wandert ;  jederzeit  ist  für  die  Reciprocit^t  der  Staat 
entscheidend,  in  welchem  sich  das  massgebende  Etablissement  nnnmehr 
befindet:  der  Inhaber  des  Etablissements  mnss  den  principalen  Schatz 
dieses  Staates  erwerben  nnd  dann  mit  Kficksicht  darauf  den  accessori- 
sehen  deutschen  Schutz  .erwirken;  er  muss  das  letztere  selbst  dann 
thun,  wenn  dieselbe  Marke  bereits  den  accessorischen  deutschen  Schutz 
mit  Rücksicht  auf  den  principalen  Schutz  in  einem  anderen  Staate  ge- 
messen würde :  denn  die  accessorische  Erstreckung  des  Schutzes  des  einen 
Staates  ist  etwas  anderes,  als  die  accessorische  Erstrecknng  des  Schutzes 
des  anderen  Staates. 

Daher  kann  aber  auch  eine  Marke,  welche  in  der  Person  des 
Cedenten  des  deutschen  Schutzes  nicht  fähig  war,  denselben  in  der  Person 
des  Cessionars  erwerben,  sofern  der  Cessionar  in  einem  Lande  etablirt 
ist,  welchem  der  deutsche  Schutz  zukommt,  nnd  in  keiner  Weise  kann  man 
hiergegen  mit  dem  Satze  aufkommen,  dass  nemo  plus  juris  transferre 
potent,  quam  ipse  habet;  denn  schon  oben  S.  16.  77.  229  N.  5  und  S.  243 
wurde  hervorgehoben,  dass  hier  von  einer  wahren  Uebertragung  keine 
Rede  ist,  sondern  von  einem  Aufhören  der  Rechte  des  Einen  und  dem 
Beginnen  der  Rechte  des  Andern,  so  dass  mithin  für  jedes  Recht  ledig- 
lich die  persönlichen  Verhältnisse  seines  Trägers  massgebend  sind  und 
es  durchaus  nicht  auf  den  Rechtsinhalt  ankommt,  welchen  dieses  Recht 
in  der  Person  des  früheren  Inhabers  gehabt  hat.  Daher  ist  weiter  zu 
sagen,  dass^  wenn  das  Recht  auf  dem  einen  oder  andern  Wege  auf  einen 
Inländer,  d.  h.  einen  im  Inlande  niedergelassenen  Gewerbtreibenden  über- 
geht, dieser  die  betreffende  Marke  nach  dem  Rechte  des  Inlandes,  also 
als  principale  Marke,  nicht  als  accessorische  geniesst,  indem  er  dann  die 
Einschreibung  im  Gerichte  seines  Etablissements  impetrirt,  also  die  Leip- 
ziger Einschreibung  in  das  Register  seines  Etablissements  übertragen 
lässt.  Dabei  bleibt  das  Datum  des  Leipziger  Eintrages  massgebend,  es 
ist  im  neuen  Eintrag  wiederzugeben,  denn  es  verhält  sich  registermässig 
ebenso,  als  wie  wenn  der  Gewerbtreibende  sein  Etablissement  seither  in 
Leipzig  gehabt  und  von  Leipzig  nach  seinem  jetzigen  Orte  transferirt 
hätte,  vgl.  §  4  des  Markenges.  Man  vgl.  über  diese  Fragen  auch  Appelh. 
Paris  18./11.  1875  Fat,  XX  p.  353  und  Cass.-hof  18./11.  1876  Fat. 
XXI  p.  305.  314,  auch  Trib.  Lille  30./5.  1883  Pa^.  XXVIII  p.  349; 
Auger  p.  118.  130,  Pouillet  nr.  458  i). 


1)  Anders  ist  es  im  Fall  der  blossen  Gestattang  eines  territorialen  Monopol- 
Handels  mit  der  markirten  Waare :  hier  bleibt  die  Marke  die  des  nrspränglichen  In- 
habers und  wird  nach  seiner  Person  behandelt;  vgl.  oben S. 834  und  P(mi7/e^ nr. 457. 
Kohler,  Recht  des  MarkenschntzeB.  28 
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§  9. 

Im  Falle  der  Reciprocität  stürzen  die  nationalen  Schranken  zu- 
sammen, und  das  Recht  des  Ausländers  verbreitet  sich  über  das  Inland  .- 
seine  potenzielle  Universalität  wird  in  Bezug  auf  das  Inland  zur  actnellen. 
Aus  diesem  Princip  geht  hervor,  dass  für  die  Entstehung  des  Rechts  das 
Gesetz  des  Auslandes  massgebend  ist,  in  positiver  und  negativer  Weise. 
Es  kann  darpm  keine  ausländische  Marke  im  Inlande  Recht  erwerben,  die 
nicht  in  dem  Gebiete  des  Niederlassungsstaates  Markenrecht  geniesst :  so 
denn  auch  ausdrücklich  der  §  20  d.  deutsch.  Gesetzes,  welcher  allerdings 
das  Princip  nur  von  Waarenzeichen,  nicht  von  Namen  und  Firmen  aus- 
spricht; allein  auch  bezüglich  dieser  kann  nach  dem  ganzen  Charakter 
des  Individualrechts  an  der  Geltung  desselben  Princips  nicht  gezweifelt 
werden,  das  nur  desshalb  speciell  für  die  Waarenzeichen  statnirt  ist, 
weil  es  bei  diesen  eine  viel  grössere  practische  Bedeutung  hat^). 

Aus  diesem  Princip  ergibt  sich  die  Gonsequenz,  dass,  wenn,  zur 
Zeit  der  Anmeldung  in  Leipzig,  bereits  der  Eintrag  im  Heimathlande  aus- 
gelaufen war  und  nicht  rechtzeitig  erneuert  wurde,  eine  gültige  Anmeldung 
im  Inlande  nicht  erfolgen  kann,  und  dass  diese  ungültige  Anmeldung  nicht 
gültig  wird,  wenn  auch  die  Erneuerung  des  Eintrags  im  Heimathlande 
nachfolgt ;  vgl.  Maillard  de  Marafy,  nouveau  regime  des  marques  de 
fahr.  p.  28;  daher  ferner  die  Gonsequenz,  dass  ein  Ausländer  niemals 
ein  Markenrecht  im  Inlande  erwerben  kann  für  ein  Zeichen,  das  in  seinem 
Heimathlande  nicht  markenfähig  ist  2),    vgl.   Appelh.  Paris  19./8.    1881 

1)  A.  A.  Merkel  in  Holtzend.  Handbach  IV  S.  460.  Die  Entscheidung  des 
Obertrib.  20./1.  1876  Goltdammer  XX[V  S.  368  sagt  (bezüglich  des  $  287  des 
R.-St.-G.-B.)  nur,  dass  es  nicht  darauf  ankomme,  ob  die  Firmenverletznng  im  Hei- 
mathlande anter  Strafe  gestellt  ist;  dies  ist  richtig:  das  accessorische  Firmenrecht 
des  Inlandes  setzt  ein  Firmenrecht  im  Heimathlande  voraas,  aber  die  Bestrafung 
einer  Firmenverletzang  im  Inlande  setzt  nicht  voraus,  dass  auch  eine  äquivalente 
Firmenverletzung  im  Heimathlande  strafbar  wäre.  Unentschieden  lässt  die  Frage 
Reichsgericht  14./10.  1880  Entscheid,  in  Strafsachen  II  S.  344.  Ueber  Heimath- 
land s.  oben  S.  430. 

2)  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Patentrecht;  das  inländische  Patent  ist 
nicht  abhängig  von  der  Gültigkeit  des  heimathlichen  Patentes,  vgl.  auch  Circ.  Court 
South.  Distr.  New- York  26./6.  1883  Off.  Gaz.  XXIV  p.  498;  denn  das  Erfinderrecht 
ist  fär  jedes  Territorium  selbstständig:  das  Recht  des  Auslandes  ist  nicht  die 
accessorische  Erstreckung  des  heimathlichen  Rechts ;  und  wenn  manche  Gesetz- 
gebungen das  Patent  mit  dem  Momente  erlöschen  lassen,  in  welchem  ein  fremdes 
Patent  für  dieselbe  Erfindung  erlischt  —  so  das  amerikanische  Recht,  Revised 
Statutes  s.  4887  — ,  so  ist  dies  innerlich  nicht  gerechtfertigt.  Vgl.  meine  Abhandl. 
in  ier  krit.  Yierte^j.-schrift  X.  F.  II  S.  507,  Ch.  Lyon-Caen,  Ktude  snr  la  loi  du 
25  mai  1877  relative  aux  brevets  d'invention  dans  l'empire  d'Allemagne  p.  29. 
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Fat.  XXVI  p.  289,  auch  Fiore  im  Journ.  du  droit  intern.  priv6  IX  p.  506 ; 
und  dass  das  accessorische  Markenrecht  des  Inlandes  mit  dem  Momente 
aufhört,  in  welchem  das  principale  Markenrecht  des  Heimathlandes 
erlischt  i). 

Ob  übrigens  im  einzelnen  Falle  das  den  Schutz  bietende  Gesetz 
dieses  Heimathlandes  gerade  das  Markengesetz  ist  oder  ein  anderes,  ist 
gleichgültig.  Wenn  z.  B.  eine  staatliche  Regierungsmarke  im  Heimath- 
lande als  solche  kraft  einer  Specialgesetzgebung  (etwa  ohne  Eintrag)  ge- 
schätzt ist,  so  ist  sie  in  Deutschland  eintragsfähig;  denn  das  deutsche 
Recht  verlangt  nur,  dass  der  Ausländer  in  seinem  Staate  einen  Zeichen- 
schutz geniesst,  es  setzt  nicht  voraus,  dass  er  den  Schutz  auf  Grund  des 
bestimmten  Markengesetzes  geniesst;  vgl.  auch  Maillard  de  Marafy, 
nouveau  regime  p.  29. 

Umgekehrt  muss  aber  auch  gesagt  werden,  dass  regelmässig  die 
Voraussetzungen  des  ausländischen  Entstehens  genügen,  und  dass  das 
Inland  den  auf  solche  Weise  im  Auslande  entstandenen  Marken  den  Schutz 
g^ewähren  muss  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  auch  die  Voraussetzungen  für  eki' 
selbstständiges  Entstehen  der  Marke  im  Inlande  gegeben  wären.  Es  soll 
Ja  kein  principales  Recht  des  Inlandes  geschaffen  werden,  es  sollen  nur 
die  nationalen  Schranken  fallen,  welche  der  Actualisirung  des  potenziellen 
Hechts  im  Wege  standen*  Fallen  aber  die  nationalen  Schranken,  so 
fallen  sie  für  diejenigen  Marken,  welche  im  Staate  ihrer  originären  Exi- 
stenz zu  Recht  bestehen,  und  die  Frage,  ob  sie  auch  im  Inlande  als 
rechtsbeständig  neugegründet  werden  könnten,  hat  hierauf  gar  keinen 
Bezug:  es  handelt  sich  ja  um  eine  bereits  begründete,  nicht  um  eine 
erst  zu  schaffende  Marke.  So  regelmässig,  d.  h.  sofern  die  inländische 
Gesetzgebung  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmt.  Die  Wichtig- 
keit dieses  Princips  wird  sich  aus  folgendem  ergeben. 

Das  deutsche  Gesetz  verlangt  nämlich  auch  vom  ausländischen 
Träger  des  Markenrechts,  dass  er  ein  Gewerbetreibender  im  Sinne  des 
Markengesetzes,  d.  h.  ein  Producent  oder  ein  Handeltreibender  ist,  und 
dabei  hat  es  natürlich  sein  Bewenden ;  aber  es  verlangt  nicht,  dass  der- 


1)  Im  amerikanischen  Gesetz  v.  1881  a.  5  ist  ausdrücklich  der  Fall  vorge- 
,*5ehen,  dass  eine  Marke  im  Heimathstaate  (in  Folge  der  Nichternenemng)  erlischt, 
während  sie  nach  dem  amerikanischen  Rechte  (wo  der  Eintrag  anf  30  Jahre  hinans 
wirkt)  nicht  erlöschen  würde,  nnd  aasdrücklich  ist  bestimmt,  dass  hier  mit  der 
Marke  des  Heimathstaates  anch  die  amerikanische  Marke  ihr  Ende  findet.  So  un- 
richtig eine  solche  Regelung  för  das  Patentrecht  ist,  so  richtig  ist  sie  für  das 
Markenrecht. 

28* 
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selbe,  um  eine  gewählte  Marke  besitzen  zu  können,  in  ein  Firmenregister 
eingetragen  sei ;  dies  konnte  man  aach  nicht  verlangen,  da  viele  aus- 
ländische Staaten  gar  keine  Handelsregister  führen,  oder  es  in  anderer 
Weise  thun,  als  bei  uns.  So  auch  Obertrib.  26./6.  1878  Oppenhoff  XIX 
S.  332,  vgl.  auch  das  in  den  Beilagen  folgende  Urtheil  des  Appellations- 
gerichts Leipzig  16./4.  1878;  ferner  Maillard  de  Mara/y,  nouveau 
regime  des  marq.  de  fahr.  p.  35.  Aber  auch  das  kann  man  nicht  ver- 
langen, dass  der  Träger  der  Marke  ein  solcher  ist,  welcher  in  das  deutsche 
Handelsregister  eingetragen  werden  könnte,  also  ein  Kaufmann  im  Sinne 
des  deutschen  Eechts;  denn  eine  solche  Beschränkung  ist  im  Cresetze 
nicht  festgesetzt  und  das  oben  entwickelte  Grundprincip  des  internationalen 
Markenrechts  ist  entgegen :  ein  Ausländer,  welcher  in  seinem  Lande  eine 
Marke  trägt,  kann  das  Recht  aufs  Inland  ausdehnen,  auch  wenn  er  als 
Rohstoffproducent  und  Nichtkaufmann  in  kein  Firmenregister  des  Inlandes 
eingetragen  werden  könnte. 

Dasselbe  Grundprincip  gibt  uns  aber  auch  die  Antwort  auf  eine  weitere 
vielbehandelte,  vieldiskutirte  Frage,  auf  eine  der  wichtigsten  Fragen  des 
internationalen  Markenrechts,  auf  die  Frage  nämlich,  ob  eine  ausländische 
Marke  in  Deutschland  den  accessorischen  Schutz  auch  dann  findet,  wenn 
sie  kraft  ihrer  Gestalt  und  Form  in  Deutschland  keinen  principalen  Schutz 
finden  könnte ;  also  insbesondere,  wenn  sie  lediglich  aus  Buchstaben,  Zahlen, 
Worten  besteht.  Die  Frage  ist  sicher  zu  bejahen ;  sie  ist  zu  bejahen  nach 
Massgabe  des  oben  entwickelten  Princips :  denn  das  deutsche  Gesetz  enthält 
keine  Gegenbestimmung.  Eine  andere  Auffassung  der  Frage  würde  denn 
auch  die  Reciprocität  in  vielen,  oft  in  den  meisten  Fällen  illusorisch  machen . 
man  setze  den  Fall,  dass  die  meisten  Marken  eines  Landes  Buchstaben- 
marken sind,  während  der  andere  Staat  nur  Figurenmarken  kennt  —  oder 
gar  den  Fall,  wo  der  eine  Staat  bloss  Buchstaben-,  der  andere  bLss 
Figurenmarken  zulässt,  in  welchem  Falle  die  Reciprocität  zu  einem  leeren 
Schalle  würde.  Man  halte  nicht  entgegen,  dass  hiernach  der  Ausländer 
unter  Umständen  besser  behandelt  werde  als  der  Inländer :  der  Ausländer 
hat  sich  seinen  Landesgesetzen  zu  unterwerfen,  er  unterliegt  hier  Beschränk- 
ungen, welchen  möglicherweise  der  Inländer  in  seinem  Lande  nicht  unter* 
liegt:  dafür  kann  er  auch  verlangen,  dass,  wenn  er  sich  in  diesen  Be- 
schränkungen hält  und  die  Bedingungen  seines  Landes  erfüllt,  er  auch 
in  allen  Reciprocitätsstaaten  den  entsprechenden  Schutz  geniesst.  Eine 
andere  Behandlung  würde  es  fast  unmöglich  machen,  für  eine  Marke  ein 
Weltrecht  zu  erwerben,  auch  wenn  alle  Staaten  Reciprocitätsstaaten 
wären,  da  die  Bestimmungen  über  die  Form  der  Marken  einander  vielfach 
diametral  entgegengesetzt  sind,    die  Marke   daher,   um  dem  Gesetze  des 
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einen  Staates  zu  entsprechen,  so  beschaffen  sein  muss,  dass  sie  dem  Ge- 
setze des  anderen  Staates  kaum  entsprechen  kann ;  die  Tendenz  des  §  20 
ist  aber,  ein  solches  Weltmarkenrecht  herzostellen,  sobald  nur  alle  anderen 
Knltnrstaaten  dem  Inlande  in  gleicher  Weise  gewärtig  sind. 

Diese  Auffassung  ist  in  verschiedenen  Staats  vertragen  zur  ausdrück- 
lichen Anerkennung  gelangt;  vor  allem  in  dem  französisch-russischen 
Handelsvertrag  v.  2. — 14-/6.  1857  a.  22  :  „toute  reproduction,  dans  Tun 
des  deux  pays,  des  marques  de  fabrique  appos^es  dans  Tautre  sur  cer- 
taines  marchandises  pour  constater  leur  origine  et  leur  qualit^,  sera 
s^vörement  interdite  et  r6prim6e"  —  hier  war  die  Sache  von  besonderer 
Bedeutung:  das  russische  Gesetz  verlangt  bekanntlich,  dass  die  Marke 
den  Vor-  und  Zunamen  des  Fabrikanten  in  russischen  Buchstaben 
enthalte,  Voraussetzungen,  welche  bei  den  Marken  anderer  Länder  kaum  je 
zutreffen  werden.  VgL  auch  entsprechend  die  Entscheidung  des  russischen 
Cass.-hofs  V.  1870  nr.  514,  citirf  von  PietrOt  Congi*.  intern,  p.  619.  620 ; 
80  jetzt  auch  Handelsvertrag  20./3.— 1./4.  1874  a.  19.  Diesem  System 
sind  auch  andere  Verträge  gefolgt;  so  der  französisch-belgische  Additional- 
vertrag  von  7./2.  1874  (zum  Vertrag  von  1861),  worin  gesagt  ist,  dass 
die  den  gegenseitigen  Schutz  geniessenden  Marken  ^sont  Celles  qui,  dans  les 
deux  pays,  sont  l^gitimement  acquises  aux  industriels  ou  n^gociants  qul 
en  usent,  c'est-ä-dire  que  le  caract^re  d'une  marque  de  fabrique  beige 
droit  etre  jug6  d'apr^s  la  loi  beige,  de  meme  que  celui  d^une  märqüe 
franQaise  doit  etre  appr6ci6  d'apr^s  la  loi  fran^aise"  —  eine  Bestimmung, 
welche  nunmehr  auch  In  den  französisch-belgischen  Staatsvertrag  zum 
Schutze  des  litterarischen,  artistischen  und  industriellen  Eigenthums  von 
31./10.  1881  a.  15  aufgenommen  worden  ist.  Ganz  ähnlich  bereits  der 
italienisch -belgische  Additionalvertrag  v.  28./5.  1872  (zum  Handels- 
vertrag von  1863),  ferner  der  französch-italienische  Zusatzvertrag  10./6. 
1874  (zum  Handelsvertrag  29./6.  1862);  der  französisch-luxemburgische 
Staatsvertrag  v.  27./3.  1880,  der  französisch-spanische  Handelsvertrag 
V.  6./2.  1882  a.  8,  der  französisch-schwedische  Handelsvertrag  v.  30./12. 
1881  a.  14,  der  französisch-schweizerische  Staatsvertrag  v.  23.2.  1882 
a.  2.  ^).  So  ferner  der  deutsch-italienische  Staatsvertrag  v.  4./5.  1883 
a.  5  (Reichsgesetzbl.  1883  S.  111.  112):  „Unter  den  Fabrik-  oder  Han- 
delsmarken, auf  welche  die  Bestimmungen  dieses  Artikels  Anwendung 
finden,  sind  diejenigen  zu  verstehen,  welche  in  den  beiden  Ländern  von 
den  Gewerbetreibenden  oder  Kaufleuten,  die  sich  ihrer  bedienen,  gesetzlich 


1)  Vgl.  diese  Staatsvertrftge    «ach  im  R^g.   intern,  de  la  propr.  Indastr.  I 
P-  285  f.,  nnd  dazn  die  Stndie  von  Couhin  ebenda  T  p.  253  f. 
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erworben  sind,  so  das»  die  Eigenschaft  einer  italienischen  Marke  nach 
italienischem  nnd  die  einer  deutschen  Marke  nach  deutschem  Gesetze  zu 
beurtheilen  ist**.  Vgl.  auch  Braun  p.  627  und  im  Joum.  du  droit  in- 
tern. priv6  VIII  p.  396. 

Die  richtige  Ansicht  ist  deim  auch  von  dem  Urtheile  des  Leipziger 
Appellatiousgerichts  v.  16. /4.  1878  i)  in  vortrefflicher  Begründung  ent- 
wickelt worden,  und  es  bildet  diese  Entscheidung  eine  gewaltige  Etappe 
in  der  Entwickelung  des  internationalen  Rechtslebens ;  sie  ist  ein  stän- 
diger Ruhm  der  deutschen  Jurisprudenz.  Richtig  auch  Meves  S.  2482). 
Und  so  nun  auch  Cass.-hof  Turin  27./6.  1883  Rassegna  I  p.  276.  279, 
wo  in  Anlehnung  an  a.  4  des  italienischen  Markengesetzes  (I  marchi  .  .  . 
giä  legalmente  usati  all*  estero  .  .  •  sono  riconosciuti  e  garantiti)  ent- 
wickelt ist:  „La  parola  riconoscere  vuol  dire  accettare  come  legale  la 
marca  che  ^  legalmente  usata  alP  estero,  e  garantire  significa  accordarle 
la  protezione  della  legge  italiana;  e  quindi,  ammesso,  per  ipotesi,  che 
i  marchi  ....  non  avessero  tutti  i  requisiti  voluti  dalV  art.  1  di  detta 
legge,  dal  momento  perö  che  non  era  contestato  ...  che  i  medesimi  erano 
gi&  legaUnente  usati  all*  estero  tall  quali  erano  3tati  depositati,  ci6  deve 
bastare  per  attribuire  loro  la  protezione  accordata  dair  art.  4.  .  .  ." 

Auch  der  Pariser  Congress  hat,  unter  besonderer  Hervorhebung  der 
Leipziger  Entscheidung,  diese  Auffassung  lebhaft  vertreten,  Congr^s  intern, 
p.  329  f.  678  f. ;  und  das  projet  de  Convention  diplomatique  pour  la  Con- 
stitution d'une  Union  pour  la  protection  de  la  propriet6  industrielle 
3. — 20.  Nobr.  1880^)  und  der  ihm  entsprechende,  am  6.  Juni  1884  rati- 
ficirte,  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich,  England,  Schweiz  und  andern 
Staaten  hat  in  a.  6  den  Satz  dahin  formulirt: 


1)  Folgt  in  den  Beilageu.  In  französ.  Uebersetznng  findet  es  sich  bei  PaiaüU 
XXIII  p.  216. 

8)  A.  A.  scheint  das  Reichsgericht  7./1. 1881  Entsch.  ITI  S.  74.  75  zu  sein« 
wekhes  im  Fall  eines  Franzosen,  der  ein  nur  ans  Worten  bestehendes  Zeichen 
hatte  eintragen  lassen,  den  §  3  des  deutschen  Markenges,  znr  Anwendung  gebracht 
und  die  voransgehende  allgemeine  Geltung  des  Zeichens  im  Verkehr  fQr  massgebend 
erächtet  hat. 

3)  Joum.  du  droit  intern,  prive  VII  p.  628*  630.  Vgl.  die  Verhandlungen 
dieser  Gonferenz  hierttber  in  Propr.  industr.  II  p.  26  f.  Entsprechend  hat  das 
englische  Gesetz  v.  1883  s.  103  die  königliche  Gewalt  zu  einem  Suats vertrag  in 
der  Art  ermächtigt,  'dass  „in  the  case  of  trade  marks,  any  trade  mark  the  regi- 
stration  of  which  has  boen  duly  applied  for  in  the  country  of  origin  may  be  regi- 
stered  under  this  act.*^  Auf  Grund  dessen  konnte  die  englische  Krone  dem  besagten 
Staatsvertrag  beitreten;  vgl.  unten. 
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^Toute  marqne  de  fabriqae  on  de  commerce  r^goli^rement  d^pos^e 
dans  le  pays  d'orgine  sera  admise  an  d^pot  et  prot^gee  teile  quelle  dans 
toas  les  antres  pays  de  PUnion.  Sera  consid^r^  comme  pays  d'origine 
le  pays  oü  le  deposant  a  son  principal  Etablissement.  —  —  Le  dep5t 
ponrra  etre  refnsE  si  Tobjet  ponr  lequel  il  est  demandE  est  consid^rE 
comme  contraire  k  la  morale  et  k  Vordre  public"  —  —  letzteres  eine 
nothwendige,  aber  anch  ziemlich  selbstverständliche  Ausnahme^).  Man 
vergleiche  anch  den  Bapport  von  Bozerian  im  französischen  Senat  zum 
fanzösisch-belgischen  Staatsveitrag  v.  31./10.  1881  in  Pataille  XXVII 
p.   100.  106. 


III. 
CoUision  des  Markenrechts. 

§  1. 

Eine  Schranke  hat  allerdings  das  soeben  entwickelte  Princip:  die 
ausländische  Marke  findet  im  Inlande  ihren  Zugang,  vorausgesetzt,  dass 
sie  nicht  mit  einer  bereits  bestehenden  gültigen  inländischen  Marke  in 
Conflict  treten  würde :  im  Momente,  wo  die  Ansiändermarke  den  inländi- 
schen Schutz  erwirbt,  also  zur  Inländermarke  wird,  muss  ihre  Stelle 
noch  frei  sein:  findet  sie  bereits  das  Terrain  durch  eine  andere  Marke 
occupirt,  so  ist  die  firstreckung  auf  das  Inland  ausgeschlossen.  Mit 
anderen  Worten :  fQr  eine  im  Inlande  angemeldete  Ansiändermarke  kommt 


1)  In  dem  Schlassprotokoll  dieses  Staatsvertrags  (v.  20/3.  1883)  ist  zur 
näheren  Erläaterang  des  a.  6  besagt:  Le  $  1  de  l'art.  6  doit  ^tre  entenda  en  ce 
sens  qQ'ancane  marqne  de  fabriqne  ou  de  commerce  ne  ponrra  6tre  exclne  de  la 
protection  dans  Tan  des  Etats  de  T Union  par  le  fait  senl  qn'elle  ne  satisferait 
pas,  an  polnt  de  vne  des  signes  qai  la  composent,  anx  conditions  de  la  Ugislation 
de  cet  Etat,,  ponrvn  qn'elle  satisfasse,  snr  ce  point,  ä  la  legislation  dn  pays  d'ori- 
gine  et  qn'elle  ait  ^t6,  dans  ce  dernier  pays,  Tobjet  d'nn  döpöt  r^gnlier.  Sauf  cette 
exceptlon,  qni  ne  conceme  que  la  forme  de  la  marqne,  et  sons  r^serve  des  dis- 
positions  des  antres  articles  de  la  Convention,  la  legislation  Int^rienre  de  chacnn 
des  Etats  recevra  son  application.  Ponr  eviter  tonte  fansse  interpr Station,  il  est 
entendn  qne  r  nsage  des  armoirie  8  pnbllqnes  et  des  d  ecorations 
pent  6tre  consider^  comme  contraire  ä  Tordre  pnblic,  dans  le 
sens  dn  §  final  de  Tart.  6. 
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lediglich  das  Datum  der  inländischen  Anmeldang,  nicht  aber  schon  das 
Datum  der  ausländischen  Existenz  in  Betracht  ^). 

Doch  gelten  auch  hier  die  allgemeinen  Principien:  die  Existenz 
einer  Inländermarke  steht  natürlich  nur  dann  entgegen,  wenn  dieselbe 
eine  gültige  Marke  ist,  insbesondere  wenn  dieselbe  keine  deceptive,  in 
bösem  Glauben  zum  Zweck  der  Täuschung  erworbene  ist:  die  deceptive 
Marke  ist  bekanntlich,  wie  jede  unsittliche  Marke,  nichtig,  und  als  nichtig 
kann  sie  dem  Erwerb  eines  neuen  Hechtes  nicht  im  Wege  stehen.  Das- 
selbe ergibt  sich  aus  der  Erwägung,  dass,  wenn  auch  die  ausländ- 
ische Marke  im  Inlande  kein  Markenrecht  geniesst,  sie  doch,  wie  oben 
dargethan,  im  Inlande  einfaches  Individualrecht  geniesst,  so  dass  eine  im 
Widerspruch  damit  erworbene  Marke  rechtswidrig  und  wegen  dieser 
Eechtswidrigkeit  nichtig  ist:  sie  ist  rechtswidrig,  sofern  sie  nicht  bona 
fide  erworben  wurde,  in  welchem  Falle  bekanntlich  das  formale  Recht 
das  materlale  zerstört. 

Denn  es  gilt  natürlich  auch  im  Verhältniss  zu  einem  ausländischen 
Individualrechte  der  Grundsatz  der  deutschen  Rechtsordnung,  dass  eine 
bona  fide  erworbene  Marke  mit  dem  Momente  der  Erwerbung  ein  damit 
in  Widerspruch  stehendes  Individualrecht  vernichtet;  vergl.  auch  Auger 
p.  89,  Fiore  im  Journ.  du  droit  intern.  priv6  IX  p.  508  f.,  PouUlet 
nr.  24.  25,  Braun  p.  125  f.  292  f.  Dies  ist  alles  sehr  consequent  nach 
deutschem  Rechte ;  nach  französischem  Rechte  sollte  man  er^^arten,  dass 
das  ältere  ausländische  Individualrecht  vorgehe,  dass  es  vorgehe,  auch 
wenn  die  entsprechende  inländische  Marke  bona  fide  erworben  wurde  — 
allein  diese  Consequenz  wird  vielfach  nicht  gezogen. 

Dass  übrigens  eine  Ausländermarke  keinen  Schutz  gemessen  kann, 
wenn  sie  mit  einem  Freizeichen,  insbesondere  mit  einem  inländischen 
Freizeichen  coUidirt,  ergibt  sich  aus  dem  früher  entwickelten  2) ;  nur 
muss  auch  hier  hervorgehoben  werden,  dass  in  der  Annahme  der  Frei- 
zeichenqualität die  grösste  Vorsicht  geboten  ist,  insbesondere  im  Ver- 
hältniss zu  ausländischen  Markenberechtigten,  welchen  es  vielfach  nicht 
ermöglicht  war,  den  Missbräuchen  im  Inlande  zu  steuern;  vergl.  oben 
S.  187  f. 


1)  Ob  eine  solche  Collision  vorliegt,  beantwortet  natürlich  das  Inland  selbst- 
ständig. Mit  Recht  hat  man  daher  in  England  angenommen,  dass,  wenn  deutsche 
Gerichte  zwei  Zeichen  für  genfigend  differenzirt.  erachten,  dies  den  englischen 
Commissär  nicht  binde;  Entsch.  re  Farina,  Londoner  Law  Magaz.Qnart.Dig.  1879 
p.  101. 

2)  Vgl.  nnnmehr  auch  Appelh    Ronen  5.;6.  1883  Fat,  XXIX  p.  200. 
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§  2. 
Das  Priorisätsbenefizinm  des  §  9  des  Gesetzes  gilt  auch  für  die 
Ausländer^);  vorausgesetzt  ist  nar,  dass  im  Momente  ihrer  Anmeldung 
die  Bedingungen  des  inländischen  Schatzes  gegeben  sind  —  oder  vielmehr 
gegeben  waren,  da  ja  die  Anmeldefrist  des  §  9  bereits  am  1.  October 
1875  für  immer  abgelaufen  ist.  Vgl.  Keichsgericht  7./1.  1881  Entsch. 
III  S.  74.  Es  genügt  aber  auch ,  wenn  diese  Voraussetzungen  im  Mo- 
mente der  Anmeldung  gegeben  waren:  so  brauchte  insbesondere  die  Ee- 
ciprocität  erst  in  diesem  Momente  zu  bestehen,  vgl.  Keichsgericht  29./4. 
1881  Entsch.  IV  S.  35;  und  ebenso  brauchte  der  Schutz  im  Heima,th- 
lande  erst  in  diesem  Momente  vorhanden  zu  sein  —  allerdings  verlangt 
das  deutsche  Recht,  dass  die  Marke  im  Heimaths-  oder  vielmehr  im 
!Niederlassungsstaate  geschützt  ist,  allein  es  verlangt  diesen  Schutz  erst 
für  den  Moment,  in  welchem  die  Marke  im  Inlande  angemeldet  und  mit  der 
Anmeldung  der  inländische  Schutz  erworben  wird.  Daher  die  einleuch- 
tende Consequenz :  der  Ausländer  darf  sich  auf  die  individuelle  Geltung 
seines  Zeichens  im  Verkehr  gemäss  §  9  des  Gesetzes  berufen,  auch  wenn 
in  der  Zeit,  wo  diese  Geltung  im  Verkehr  stattfand,  keine  Reciprocität  mit 
dem  Heimathstaate  der  Marke  bestand  und  auch  die  Marke  im  eigenen 
Heimathstaate  keinen  Markenschutz  genoss:  es  genügt,  wenn  die  Erforder- 
nisse des  §20  d.Ges.  im  Momente  der  Anmeldung  gegeben  waren,  sie  brauch- 
ten nicht  schon  im  Zeiträume  gegeben  zu  sein,  in  welchem  eine'  Verkehrs- 
anerkennung des  Zeichens  stattfand;  der  §  9  d.  Ges.  setzt  individual- 
rechtlichen Besitzstand  voraus,  keinen  Markenschutz;  vgl.  Oberlandes- 
gericht Köln  23./11.  1882  Arch.  f.  Rheinprovinz  Bd.  73  S.  48  f.  2). 


1)  Insofern  nämlich,  als  es  sich  um  Zeichen  handelt,  welche  im  Verkehr 
allgemein  als  Individaalkennzeichen  galten,  also  nm  Zeichen,  bezttglich  welcher 
ein  (wenn  auch  nur  latentes)  Indiyidnalrecht  des  Ausländers  bestanden  hat;  denn 
unter  dem  landes^esetzlichen  Schutz  des  §9  ist,  wie  oben  bemerkt,  nur  ein 
inländischer  Schutz  zu  verstehen,  vgl.  oben  S.  203.  In  dem  deutsch-serbischen 
Handelsvertrag  v.  6./ 1. 1883,  Schlussprotokoll  ad  a.  11  (Reichsgesetzbl.  1883  S.  61) 
ist  analog  vorbehalten,  dass  »vier  Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  nach 
dem  serbischen  Marken  ....  gesetze  der  Anspruch  auf  den  Marken  . . .  schütz  in 
Serbien  durch  die  Priorität  der  Deponirung  bestimmt  sein  wird**,  die  deutschen 
Oti werbetreibenden  ihre  Marken  mit  der  Wirkung  deponiren  können,  „dass  ihnen 
die  Priorität  unter  allen  Umständen  gewahrt  bleibt,  sofern  sie  die  wahren  Eigen- 
thnmer  der  deponirten  Marken ....  sind*^. 

2)  Der  Notorietätsnachweis  bei  ausländischen  Marken  machte  manche  Schwie- 
rigkeiten, da  nicht  überall  die  nöthigen  commerciell-administrativen  Einrichtungen 
{Handelskammern  u.  dgl.)  bestehen,  um  solche  zu  constatiren.  Ueber  diese  Schwie- 
rigkeiten und  über  die  Mittel  und  Wege,  nm  sie  zu  Überwinden,  vergl.  Mcullard 
de  Marafy^  nouvean  regime  des  marq.  p.  8  f. 
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§  3. 
Von  diesem  Prioritfttsprivilegrinm  abgesehen,  besteht  das  obige*Princip 
der  Zeitpriorität.  Dass  dieser  Znstand  für  den  Welthandel  kein  befrie- 
digender ist,  leuchtet  ein ;  die  Schwiengkeiten,  welche  dem  Erwerb  einer 
universellen,  in  allen  Kultarstaaten  geltenden  Marke  entgegenstehen,  sind 
beträchtlich,  und  die  Misslichkeiten,  welche  ans  der  Contlngentirnng  einer 
Marke  auf  ein  nationales  Gebiet,  aus  der  Ausschliessung  derselben  von 
anderen  Verkehrsgebieten  hervorgehen,  sind  gross.  Der  Verkehr  strebt 
nach  Veranstaltungen,  um  ein  Zeichen  sofort  in  vielen,  möglichst  in  allen 
Kulturstaaten  zum  Schutze  zu  bringen,  so  dass  mit  der  Anmeldung  in 
einem  Staate  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  auch  für  andere  Gebiete  den 
Zeitpunkt  dieser  Anmeldung  zum  massgebenden  zu  machen.  Dieses  Ziel 
zu  erreichen  oder  ihm  mindestens  nahe  zu  kommen,  ist  aber  nicht  Sache 
des  in  sich  abgeschlossenen  nationalen  Rechtes,  sondern  Sache  gegen- 
seitiger Vereinbarung  der  Staaten,  Sache  des  Staatsvertrages;  und  in 
welcher  Weise  man  bereits  versucht  hat,  sich  diesem  Ziele  zu  nähern, 
soll  später  in  der  Lehre  vom  Rechte  der  Staatsverträge  entwickelt 
werden. 


IV. 

Inhalt  des  Markenrechts. 

Aus  dem  oben  entwickelten  Princip  der  Einheit  und  Universalität 
des  Markenrechts  könnte  man  den  Schluss  ziehen,  dass  nun  auch  die 
rechtliche  Stellung  der  accessorischen  Marke  im  Inlande  dieselbe  wäre, 
wie  die  Rechtsstellung  der  principalen  Marke  im  Heimathstaate,  dass 
also  für  ihren  Schutz  und  für  die  Schutzmittel,  welche  sie  im  Inlande 
geniesst,  das  Gesetz  des  Heimathlandes,  nicht  das  inländische  Gesetz 
massgebend  wäre.  Dies  wäre  jedoch  irrig.  Indem  das  Inland  die  Marke 
in  ihr  Rechtsleben  aufnimmt,  nimmt  es  sie  auf  in  die  Rechtsbehandlung, 
welche  es  den  Marken  überhaupt  angedeihen  lässt,  es  weist  ihr  die 
Stellung  an,  welche  es  seinen  Markenrechten  anweist,  es  gibt  ihr  die 
nämliche  Wehr  und  die  nämliche  Sicherung,  wie  den  inländischen  Marken, 
es  schützt  sie  nach  Massgabe  der  Normen  des  inländischen  Rechtslebens. 
Das  inländische  Gesetz  bestimmt  daher  den  Umfang  des  Schutzes,  welchen 
es  der  Marke  bietet,  ebenso  wie  auch  die  Intensität  des  Schutzes  ;  es 
bestimmt  das  Anspruchsrecht  und  das  Strafrecht,  welches  der  Marke  im 
Inlande  gewährt  sein  soll. 
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Daher  ist  es  immerhin  möglich,  dass  das  Inland  die  Marke  mehr 
schützt,  als  der  Heimathstaat  selbst :  dass  das  Inland  viel  weitergehende 
Entschädigungsansprüche  gewährt,  dass  es  einen  Strafschatz  gewährt, 
vro  das  auswärtige  Eecht  des  Strafschntzes  entbehrt;  das  ist  aber  in 
keiner  Weise  auffallend:  es  beruht  eben  darauf,  dass  das  Inland  das  be- 
treffende Rechtsgut  eines  grösseren  Schutzes  würdigt,  als  das  Heimath- 
land; ganz  ebenso,  wie  manches  Kulturland  dem  Leib  und  Leben  eines 
Ausländers  einen  grösseren  Schutz  sichert,  als  er  ihn  in  seinem  eigenen 
Lande  finden  würde. 


Erlöschung  des  Markenrechts. 

Die  accessorische  Marke  unterliegt  denselben  Erlöschungsgi'ünden, 
welchen  die  inländischen  Marken  überhaupt  unterliegen,  sofern  nicht  aus 
der  Sonderqualität  derselben  etwas  abweichendes  zu  entnehmen  ist. 

Nicht  zutreffend  sind  hier  diejenigen  Erlöschungsgründe,  welche  mit 
dem  Firmeneintrag  im  Handelsregister  zusammenhängen  :  denn  da  die  acces- 
sorische Marke  sich  an  keine  inländische  Firma  und  an  keinen  inländischen 
Firmeneintrag  anschliesst,  so  muss  alles,  was  einen  solchen  Firmeneintrag 
betrifft,  hier  wegfallen.  Daher  findet  hier  ein  Untergang  der  Marke 
gemäss  §  5  Z.  1  und  2  cf.  §  12  Z.  2  nicht  statt.  Vgl.  auch  Appella- 
tionsgericht Leipzig  16./ 4.  1878  (s.  Beilagen). 

Wohl  aber  gilt  auch  hier  das  Erlöschen  durch  non  usus,  und  auch 
hier  ist  der  non  nsus  formalisirt :  die  Anmeldung  muss  periodisch  erneuert 
werden,  und  es  gilt  hier  alles ,  was  oben  darüber  ausgeführt  worden  ist ; 
und  ebenso  gelten  hier  die  oben  erörterten  Grundsätze  über  die  Re- 
nunciation. 

Dazu  tritt  aber  bei  der  accessorischen  Marke  ein  neuer  Erlöschungs- 
grund: sie  erlischt  im  nämlichen  Momente,  wie  die  principale:  das  in- 
ländische Markenrecht  ist  in  seinem  rechtlichen  Bestand  von  dem  Be- 
stände des  auswärtigen  principalen  Markenrechts  völlig  abhängig.  Dabei 
ist  es  gleichgültig,  aus  welchem  Grunde  das  principale  Eecht  erlischt, 
ob  aus  materialen  oder  formalen  Gründen,  ob  durch  Gesetzesakt  oder 
durch  Rechtsgeschäftsakt  oder  etwa  durch  blosse  Passivität.  Und  auch  hier 
geht  das  inländische  Recht  nicht  etwa  erst  in  dem  Momente  unter,  in 
welchem  auf  Grund  dieser  Verhältnisse  der  inländische  Eintrag  gelöscht 
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wird  ]  vielmehr  erlischt  es  anmittelhar  und  von  selbst,  in  dem  gleichen 
Momente,  in  welchem  das  principale  Recht  vom  Schanplatz  verschwindet. 
Der  accessorische  Schatz  erlischt  aber  auch,  sobald  die  Voraus- 
Setzungen  cessiren,  welche  den  accessorischen  Schatz  mit  dem  principalen 
verbinden :  sobald  die  Verbindangs^den  brechen,  stürzt  der  accessorische 
Ban  zusammen.  Das  Verbindungsglied  ist  aber  die  Reciprocität :  das 
Gegenseitigkeitsrecht  verknüpft  den  Markenschutz  beider  Länder ;  folglich 
muss  der  accessorische  Schutz  cessiren  in  dem  Momente,  in  welchem 
das  Heimathsland,  oder  vielmehr  das  Niederlassungsland,  den  deutschen 
Marken  nich^  mehr  Markenschutz  gewährt,  üebrigens  erlischt  in  diesem 
Falle  die  accessorische  Marke  nicht  von  selbst ,  sondern  erst  mit 
der  deutschen  Bekanntmachung,  welche  diese  Aenderung  des  Ver- 
hältnisses constatirt ;  denn,  wie  die  Reciprocität  nicht  schon  von  selbst 
den  accessorischen  Schutz  bedingt,  sondern  erst  durch  das  Medium  der 
Bekanntmachung,  und  wie  diese  Bekanntmachung  so  bedeutsam  ist,  dass 
sie  selbst  im  Falle  einer  Unrichtigkeit  massgebend  wäre,  so  kann  das 
Aufhören  der  Reciprocität  nur  kraft  einer  solchen  Bekanntmachung  von 
Einfluss  werden:  die  einmal  erlassene  Bekanntmachung  wirkt  so  lange 
fort,  bis  sie  zurückgenommen  wird,  dem  Richter  steht  auch  in  dieser  Be- 
ziehung ein  Prüfungsrecht  nicht  zu;  das  Gegentheil  würde  dem  Princip 
widersprechen,  dass  die  Reichsregierung  und  nur  diese  die  Reciprocitäts- 
frage  zu  entscheiden  hat.  üebrigens  kann  auch  bei  Erlöschen  der  aus- 
ländischen Marke  ein  Individualrecht  zurückbleiben,  und  es  gilt  hier  das 
S.  298.  802  Entwickelte,  ja  dasselbe  ist  gerade  hier  von  besonderer 
Bedeutung. 


VI. 

Formelles  Markenrecht. 

Auch  hier  kann  ich  im  Wesentlichen  auf  das  verweisen,  was  über 
das  formelle  Markenrecht  im  Allgemeinen  entwickelt  worden  ist.  Be- 
sonderheiten sind  nur  folgende: 

Das  Register  für  die  den  accessorischen  Inlandschutz  geniessenden 
auswärtigen  Marken  ist  bei  dem  Registergerichte  zu  Leipzig  zu  führen. 
Im  Gegensatz  zu  den  sonstigen  Registern  ist  dieses  ein  selbstständiges 
Register:  unabhängig  von  dem  Register  der  Handelsfirmen,  unabhängig 
überhaupt  von  den  sonstigen  commerciellen  Eintragungen. 

Die  Anmeldungen  geschehen  nach  der  früher  entwickelten  Regel; 
die  Anlage  muss  auch  hier  die  Unterschrift  enthalten,    mit  welcher  der 
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Anmelder  zu  zeichnen  pflegt,  welche  Unterschrift  aber  nicht  nothwendig: 
eine  Handelsfirma  zu  repr'ftsentir^n  braucht.  Jedoch  muss  der  Anmeldang 
der  Nachweis  beigegeben  werden,  dass  das  Zeichen  im  Niederlassongs- 
staate  den  principalen  Schatz  geniesst,  und  die  Prorogationserklärung 
nrnss  hinzutreten  in  der  Weise,  wie  dies  oben  betont  wurde. 

Auch  ffir  die  Löschung  des  Zeichens  gelten  die  allgemeinen  Grund- 
principien:  die  Löschung  findet  statt,  wenn  der  Eintrag  von  Anfang 
nichtig  oder  wenn  er,  zuerst  gültig,  nunmehr  erloschen  ist;  und  auch 
hier  hat  die  Löschung  bloss  den  Charakter  eines  Ordnnngsaktes,  sie  hat 
keine  functionelle  Bedeutung :  der  Untergang  des  Rechts  tritt  nicht  erst  mit 
der  Löschung  ein  und  die  unrichtige  Löschung  zerstört  das  Recht  nicht. 
Da  aber  die  materiellen  Ungültigkeits- und  Erlöschungsgi'finde  hier  theilweise 
andere  sind,  als  bei  der  gewöhnlichen  Mälrke,  so  müssen  diese  Principien 
hier  in  der  Durchführung  manche  Besonderheiten  finden. 

Die  Löschung  erfolgt  von  Amtswegen,  wenn  der  Eintrag  von  An- 
fang an  nichtig  ist  oder  wenn  derselbe  später  nichtig  wird —  in  beiden 
Fällen  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Nichtigkeit  dem  Registerrichter 
in  registermässig  sicherer  Weise  vor  Augen  liegt.  Daher  hat  die  Lösch- 
ung stattzufinden,  wenn  die  Marke  eingetragen  wurde,  obgleich  es  an 
der  gesetzlichen  Reciprocität  fehlte;  denn  wie  bereits  bemerkt,  ist  diese 
Reciprocität  nicht  nur  eine  Voraussetzung  des  Eintrags,  sondern  auch  eine 
Voraussetzung  der  Gültigkeit  des  Eintrags,  und  auch  der  bereits  erfolgte 
Eintrag  ist  nichtig,  wenn  es  an  dieser  Bedingung  gebricht.  Desgleichen 
mnss  die  Löschung  erfolgen,  wenn  nach  Bekanntmachung  der  Reichs- 
regierung die  Reciprocität  aufhört;  vgl.  oben  S.  432.  444. 

Anders  verhält  es  sich  mit  demjenigen  Erlöschungsgründe,  welcher 
auf  der  accessorischen  Qualität  der  Marke  beruht.  Das  Schicksal  der 
principalen  ausländischen  Marke  kann  von  dem  Registerrichter  nicht  von 
Amtswegen  verfolgt  werden;  der  Untergang  derselben  bleibt  daher  dem 
Registergerichte  regelmässig  fremd :  und  wenn  er  ihm  bekannt  wird,  wird 
er  ihm  nur  zufällig  und  in  einer  oft  unsicheren  Weise  bekannt.  Darum 
kann  das  Registergericht  einen  solchen  Untergang  nur  berücksichtigen,  wenn 
der  Markenberechtigte  auf  Grund  desselben  einen  Löschungsantrag  gestellt 
hat  oder  wenn  durch  rechtskräftiges  richterliches  Urtheil  auf  Löschung 
erkannt  worden  ist.  Allerdings  wäre  eine  Einrichtung,  wornach  die  Regi- 
stergerichte des  Inlandes  und  des  Heimathstaates  sich  gegenseitig  von 
Einträgen  und  Löschungen  Mittheilung  machten,  so  dass  auf  Grund 
authentischer  Nachricht  jeweils  die  accessorischen  Einträge  gelöscht 
würden,  wünschenswerth. 
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VIL 
Ansprüche  und  Obligationen  aus  dem  Markenrecht. 

§  1. 

Das  Markenrecht  als  Persönlichkeitsrecht  ist  räumlich  anbeschränkt : 
es  kann  im  Inlande  wie  im  Aaslande  verletzt  werden.  Eine  Marke  des 
Inlandes  kann  ebensogut  im  Aaslande  Schaden  leiden,  als  die  Ehre  oder 
der  Kredit  des  Inländers:  eine  ausländische  Markenverletzang  in  Bezug 
auf  eine  inländische  Marke  ist  darum  ebenso  möglich,  wie  eine  ausländische 
Kredit-  oder  Ehrenverletzung  in  Bezug  auf  inländische  Persönlichkeiten. 
Daher  kann  der  Markenberechtigte  gegen  jeden  vorgehen,  welcher  seine 
Marke,  wenn  auch  nur  im  Auslande  verletzt,  er  kann  dies  thnn  durch 
Hauptklage  wie  durch  etwaige  Entschädigungsklage;  er  kann  dies  thnn 
vor  allen  inländischen  Gerichten,  sofern  nur  eine  processuale  Competenz 
vorhanden  ist;  und  er  kann  die  Sentenz  im  Inlande  in  Vollzug  setzen, 
soweit  überhaupt  im  Inlande  die  factische  Möglichkeit  des  Vollzugs  ge- 
boten ist,  vgl.  Appelh.  Paris  25./1.  1856  Pataille  U  p.  57.  Und  man 
kann  dem  nicht  entgegenhalten,  dass  hier  Handlungen  in  Frage  stehen, 
welche  möglicherweise  nach  der  Rechtsordnung  des  Thatortes  nicht  ver- 
pönt sind,  dass  man  sich  daher  durch  eine  solche  Behandlung  gegen  die 
Sätze  des  internationalen  Rechts  verfehle.  Denn  wenn  auch  die  Hand- 
lung im  Auslande  begangen  wurde,  so  ist  ihre  Spitze  gegen  ein  inländi- 
sches Rechtsgut  gerichtet ;  das  Inland  reagirt  aber  gegen  jede  Verletzung 
inländischer  Rechtsgüter :  die  Voraussetzung  der  inländischen  Reaction 
ist  mithin  gegeben.  Das  reine  Territoralitätsprincip,  welches  alles  auf 
die  Rechtsverhältnisse  des  Thatortes  stellt,  ist  eben  gerade  auf  dem  Ge- 
biete des  Civilrechts  falsch,  weil  es  verkennt,  dass  kein  Staat  die  in- 
ländischen Rechtsgüter  in  die  Discretion  des  Auslandes  stellen  kann; 
vgl.  auch  Bohlandy  internationales  Strafrecht  I  S.  28  f.  138  f. 

Nur  dann  muss  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  nur  dann  ist  eine 
Einrede  begründet,  wenn  der  Störer  nach  dem  Rechte  seines  Landes,  in 
welchem  er  die  Störung  verübte,  der  wirklich  berechtigte  war;  denn 
hier  steht '  die  Rechtsordnung  zweier  Länder  einander  gegenüber,  und 
das  Inland  kann  die  Ausübung  eines  ausländischen  Rechts  im  Auslande 
nicht  als  ein  Eingriff  in  sein  Recht  erklären,  es  würde  sonst  die  selbst- 
ständige Geltung  der  ausländischen  Rechtsordnung  auf  ihrem  Gebiete  ver- 
kennen. Dass  es  übrigens  dann  anders  wäre,  wenn  die  ausländische 
Marke  eine  deceptive  wäre,  bedarf  nach  früher  Entwickeltem  keines  wei- 
teren Nachweises:  eine  deceptive  Marke  gibt  kein  Markenrecht. 


447 

Soweit  das  Princip  von  der  universellen  Geltung  des  Markenpersön- 
lichkeitsrechtes. Wie  sich  dieses  Princip  processnalisch  gestaltet  und  wie 
es  sich  namentlich  unter  dem  Einflüsse  der  internationalen  Rechtshülfe 
gestaltet,  wird  der  Gegenstand  späterer  Erörterungen  sein;  ebenso  wie 
dieses  Princip  im  Strafrecht  seine  nothwendigen  Modiflcationen  erleidet. 
Jedoch  muss  jetzt  schon  die  grosse  Bedeutung  dieses  Rechtsgrundsatzes 
betont  werden.  Sehr  viele  Marken  haben  ihre  vorwiegende  Function  im 
ausländischen  Verkehr,  ja  im  Verkehr  mit  Ländern,  welche  ausserhalb 
der  occidentalen  Kultur  stehen,  etwa  im  Verkehr  mit  orientalischen  oder 
gar  mit  Naturvölkern.  Würde  nun  das  bezeichnete  Princip  nicht  gelten, 
80  würde  kein  Schutz  bestehen  gegen  die  Markenstörungen  auf  solchen 
ausserhalb  unserer  Kultur  stehenden  Gebieten,  sofern  es  nur  der  Thäter 
80  einrichten  würde,  dass  die  störende  Thätigkeit  vollkommen  ausserhalb 
des  einheimischen  Territoriums  iiele.  Das  wäre  ein  kapitaler  Mangel, 
hier  tritt  unser  Princip  ein:  ebenso  wie  es  eine  Kreditverletzung  ist, 
wenn  ein  Dritter  den  inländischen  Kaufmann  in  jenen  Verkehrsgebieten 
durch  verleumderische  Ausstreuungen  schädigt,  und  ebenso  wie  in  solchem 
Falle  der  Verletzte  iminlande  eine  entsprechende  Entschädigungsklage  gegen 
den  Verletzer  erheben  kann,  vorausgesetzt,  dass  dieser  nach  der  inländischen 
Kompetenzordnung  für  die  heimischen  Gerichte  erreichbar  ist,  ebenso 
verhält  es  sich,  wenn  das  inländische  Handelshaus  in  seiner  individuellen 
Geltung  dadurch  verletzt  wird,  dass  seine  Marke  in  jenen  Gegenden 
durch  täuschende  Nachahmungen  in  ihrer  Wirkung  gelähmt,  in  ihrer 
Integrität  erschüttert  wird;  vgl.  Seinetrib.  8. /IL.  1883  Bibliographie  de 
la  France  1884  p.  365.  366. 

§  2. 
Aus  dem  soeben  Erörterten  ergibt  sich  auch  die  Antwort  auf  die 
berühmte  Frage,  ob  der  Markenrechtsansprnch  auch  gegen  den  Transit 
gerichtet  werden  kayn.  Oben  S.  339  wurde  ausgeführt,  dass  nicht  nur 
das  Inverkehrbringen  selbst,  sondern  auch  die  Vorbereitung  des  Inverkehr- 
bringens von  dem  inhibirenden  Anspruch  aus  dem  Markenrechte  betroffen 
wird.  Nun  ist  der  Transit  eine  Vorbereitung  des  Inverkehrsetzens,  aller- 
dings nicht  des  Inverkehrsetzens  im  Inlande,  sondern  des  Inverkehrsetzens 
im  Auslande ;  aber  eben  dieser  letztere  Umstand  kommt  nicht  in  Betracht, 
da  auch  die  Störung  im  Auslande  durch  den  inländischen  Markenrechts- 
ansprnch berührt  wird.  Und  auch  jene  Einrede  aus  dem  eigenen  Recht 
des  Störers  in  seinem  Staate  kann  hier  nicht  gelten,  da  diese  Einrede 
auf  die  in  diesem  Staate  selbst  vollzogenen  Akte  streng  beschränkt 
werden  muss. 
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Man  möchte  sich  vielleicht  wnndern,  dass  die  Entscheidang  hier 
anders  ansfällt,  als  anf  dem  Gebiete  des  Patentrechts;  allein  diese  Ver- 
schiedenheit beruht  eben  auf  der  fundamentalen  Verschiedenheit  beider 
Berechtigungen,  auf  einer  Verschiedenheit,  die  gerade  hier  markant  her- 
vortritt: ist  eine  Erfindung  bloss  im  Inlande  patentirt,  so  ist  das  Im- 
materialrecht  auf  das  Inland  beschränkt  und  eine  Ausübung  der  Erfindung 
im  Auslande  ist  —  auch  von  dem  Standpunkte  des  Inlandes  aus  —  keine 
Eechtsverletzung ;  darum  kann  in  solchem  Falle  auch  der  Transit  nicht 
verpönt  werden,  weil  ja  der  Transit  nur  auf  die  Verbreitung  der  Waare 
im  Auslande  hinwirkt  und  darum  keine  Störung  des  inländischen  Patentes 
bezweckt;  vergl.  mein  Patentrecht  S.  111  und  meine  Abhandlung  in 
der  krit.  Vierteljahr-Schrift  N.  F.  II  S.  509.  Anders  im  Markenrecht : 
das  Markenrecht  als  Persönlichkeitsrecht  ist  universell,  auch  die  Aus- 
beutung der  Marke  im  Auslande  ist,  wenigstens  vom  Standpunkte  des 
Inlandes  aus,  eine  Markenverletzung,  und  darum  ist  der  Transit  als 
eine  Beförderung  dieser  Störung  eine  Rechtswidrigkeit  und  folgeweise 
zu  prohibiren  :  der  Berechtigte  kann  ein  richterliches  Urtheil  erwirken^ 
dass  der  Transit  unterbrochen  und  die  Waare  solange  vom  Transport 
zurückgehalten  werde,  bis  sie  des  unberechtigten  Zeichens  entkleidet  ist; 
und  wer  wissentlich  den  Transit  solcher  Waaren  vornimmt,  macht  sich 
entschädigungspflichtig,  weil  er  die  Verletzung  des  Markenrechts  unter- 
stützt. So  nun  insbesondere  a.  19  des  französ.  Ges.  v.  1857,  vgl.  auch 
schon  Cass.-hof  7./ 12.  1854  Palaille  11  p.  209,  welcher  bemerkt,  dass: 
„les  termes  gen6raux  de  la  loi"  (welches  die  mise  en  circulation  verbietet) 
^s'appliquent  aussi  ä  Pexp^dition  de  la  marchandise  k  T^tranger,  lorsqn'elle 
s'appuie  sur  un  fait  de  circulation  qui  a  emprunt^  une  portion  du  terri- 
toire  fran^ais,  circulation  dont  le  r^sultat  est  de  tromper,  meme  ä.  Fext^- 
rieur,  sur  Torigine  de  la  fabrication**  —  —  (PcUaillell  p.  214);  vergl. 
auch  Tribunal  Havre  14./1.  1860  Fat.  VI  p.  303.  Vgl.  Calmels  nr.  142 
p.  91  f.,  Huard  p.  70  nr.  2,  Pouillet  nr.  429  f.,  ßraun  p.  467  f. 

Und  dieses  ist  um  so  mehr  angezeigt,  als  ein  solcher  Transit  nicht 
selten  zu  den  illoyalsten  Machinationen  missbraucht  wird.  Um  nämlich 
die  Täuschung  durch  die  falsche  Marke  vollständig  zu  machen,  schafft 
man  die  Waare  zunächst  in  das  Heimathland  dieser  Marke,  so  dass  sie 
von  hier  aus,  mit  den  Frachtzeichen  des  Heimathlandes,  oder  gar  mit 
dem  Postzeichen  der  betreffenden  Stadt  versehen,  in  das  Ausland  versandt 
wird,  was  natürlich  die  bereits  in  der  falschen  Marke  liegende  Täuschung 
potenzirt,  was  zwiefach  dazu  beiträgt,  um  diese  Marke  als  die  ächte,  um 
diese  Waare  als  die  Waare  des  markenberechtigten  inländischen  Pro- 
ducenten  erscheinen  zu  lassen,   vgl.  Bedarride  III  nr.  982.    Vgl.  femer 
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Appelh.  Rouen   25./2.  1859   Pataüle  X  p.  66,  Id.    23./10.   1863  Fat. 
X  p.   69  f. 

Das  Entwickelte  gilt  übiigenB  in  gleicher  Weise,  wie  von  der 
Markenverletzung,  so  anch  von  der  illoyalen  Concnrrenz,  insbesondere  von 
der  illoyalen  Concorrenz  dnrch  Bezeichnung  der  Waare  mit  dem  falschen 
Prodnctionsorte,  also  von  jener  illoyalen  Concorrenz  von  welcher  oben 
S.  108  f.  ausführlich  gehandelt  wnrde.  Aach  hier  geht  die  inländische 
Ansprnchsreaction  nicht  nar  gegen  die  inländische,  sondern  anch  gegen 
die  ausländische  Störung;  auch  hier  kann  daher  die  transitirende  Waare 
kraft  richterlicher  Entscheidung  aufgehalten  und  vom  Transport  solange 
zurückgewiesen  werden,  bis  die  falsche  Bezeichnung  gelöscht  ist;  vgl. 
Cass.-hof27./2.  1880  Sirey  18801  p.  386. 388,  Bedarride  II  nr.  789  bis, 
Oongrös  intern,  p.  390. 

§  3. 

Soweit,  was  die  inländische  Reaction  kraft  inländischer  Marke  be- 
trifft. Unter  inländischer  Marke  in  diesem  Sinne  ist  aber  natürlich  jede 
Marke  zu  verstehen,  welche  im  Inlande  den  legalen  Schutz  geniesst,  also 
nicht  nur  die  direct  inländische,  sondern  auch  diejenige,  welche  als  ur- 
sprüngliche Auslandsmarke  im  Inlande  zum  Eintrage  gelangt  ist  oder  als 
Namenmarke  kraft  §  20  inländische  Anerkennung  geniesst:  denn  auch 
eine  solche  Marke  ist  eine  kraft  inländischen  Markengesetzes  geschützte 
Marke.  Es  muss  nun  aber  ferner  die  Frage  auftauchen,  ob  die  inlän- 
dische Rechtsordnung  auch  Reactionen  gibt,  wenn  eine  pure  ausländische, 
also  nicht  in  den  Schirm  des  inländischen  Rechts  aufgenommene,  Marke 
verletzt  wird. 

Diese  Frage  aber  ist  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  zu  be- 
urtheilen,  je  nachdem  die  Verletzung  im  Inlande  stattfand  oder  je  nach- 
dem sie  in  dem  betreffenden  Auslande,  dem  die  Marke  angehörte,  sagen 
wir,  in  dem  Markenlande  selbst  erfolgte.  Im  ersten  Falle  kann  das 
Inland,  welches  die  Marke  nicht  als  Marke  anerkennt,  die  Verletzung 
nur  unter  dem  Gesichtspunkte  der  illoyalen  Concurrenz  beurtheilen  und 
nur  insofern  gegen  die  Verletzung  reagiren.  Im  anderen  Falle  dagegen, 
wenn  die  Verletzung  im  eigenen  Geltungsgebiete  der  Marke  erfolgte, 
sollte  man  erwarten,  dass  das  Inland  eine  volle  und  ungetheilte  Reaction 
gewährte:  die  in  ihrem  eigenen  nationalen  Gebiete  verletzte  Marke  er- 
zeugt einen  vollkräftigen  Reactionsanspruch,  und  man  sollte  denken,  dass 
das  Inland  diesen  Anspruch  voll  und  unbeschränkt  zur  Anerkennung  bringe. 
Dies  ist  aber  nicht  der  Fall ;  auch  hier  kann  die  betreffende  Handlungs- 

K  o  h  1  e  r ,  Recht  des  MarkeiiMhntzes.  29 
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weise  nur  als  concurrence  deloyale  in  Betracht  kommen  und  nur  als 
solche  ihre  Repression  finden.  Der  Grund  liegt  darin :  das  deutsche  Gesetz 
kennt  keine  Reaction  gegen  Verletzungen  des  Markenrechts  überhaupt, 
sondern'  nur  eine  solche  gegen  Verletzungen  des  inländischen  Marken- 
rechts, gegen  Verletzung  der  nach  Massgabe  des  deutschen  Markengesetzes 
zu  schützenden  Marken :  über  Verletzungen  anderer  Marken  schweigt  das 
Gesetz,  eine  markenrechtliche  Reaction  gibt  es  nicht.  Anders  verhält  es 
sich  beispielsweise  in  der  Lehre  vom  Eigenthum,  wo  die  Gesetzgebung 
ihre  Repression  gibt,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Eigenthum  ein  in- 
ländisches oder  ausländisches  ist  ^).  Nun  könnte  man  aber  entgegenhalten, 
dass  ja  die  Verletzung  im  Auslande  erfolgt  ist,  dass  die  Verletzungsan- 
sprüche im  Auslande  entstanden  sind  und  mithin  das  Inland  hier  ledig- 
lich das  ausländische  Recht  zur  Anwendung  zu  bringen  habe ;  man  könnte 
insbesondere  den  Satz  entgegenhalten,  dass  für  Delictsobligationen  ledig- 
lich der  locus  delicti  commissi  massgebend  sei.  Allein  eben  dieses  ist 
ein  Irrthum:  für  die  Folgen  des  delictum  commissum  ist  die  inländische 
Gesetzgebung  und  nicht  die  Gesetzgebung  des  Thatortes  entscheidend :  sie 
ist  mindestens  nach  der  Richtung  hin  entscheidend,  dass  eine  auswärtige 
Handlung  nur  dann  als  Rechtsverletzung  behandelt  werden  kann,  wenn 
das  Inland  eine  solche  Handlung  als  Rechtsverletzung  ansieht  und  nur 
soweit  als  sie  dies  thut;  daher  kann  eine  Handlung  nur  insofern  zur  Entschä- 
digungspfiicht  fühlen,  als  das  Inland  eine  solche  Entschädigungspfiicht  als 
Folge  dieser  Handlung  anerkennt.  Der  Grund  ist  einleuchtend  :  die  in- 
ländischen Gerichte  haben  die  Lebensgüter  lediglich  nach  den  Kultur- 
anschauungen des  Inlandes  abzuschätzen,  sie  haben  in  dieser  Beziehung 
die  Kulturideen  des  Inlandes,  nicht  die  vielleicht  ganz  widersprechenden 
Kulturideen  des  Auslandes  zum  Ausdruck  zu  bringen :  sie  würden  ja  sonst 
gerade  den  Kulturanschauungen  derjenigen  Kreise  widersprechen,  welche 
sie  zu  vertreten  haben;  und  geradezu  absurd  würde  die  Sache,  wenn 
man  sich  den  Fall  denkt,  dass  eine  Handlungsweise  im  Auslande  verboten 
wäre,  welche  im  Inlande  nicht  nur  als  erlaubt,  sondern  sogar  als  em- 
pfehlenswerth,  ja  als  sittliche  oder  rechtliche  Pflicht  gelten  würde :  schwer- 
lich würde  es  in  einem  solchen  Falle  ein  inländischer  Richter  über 
sich    bringen    können,    die   ausländische    Handlung    mit  einer    vielleicht 


1)  Ueber  den  Unterschied  zwischen  den  Recbtsgäteru,  welche  der  Staat  ohne 
Rücksicht  auf  die  In-  and  An.slandsqnalität  schützt,  und  solchen,  welche  er  nur 
schützt,  wenn  sie  dem  Inlande  angehören,  vgl.  anch  Rohland,  Internat.  Strafrecht  I 
S.  60  nnd  mein  Patentrecht  S.  505  f.  und  die  dort  citirten,  ferner  Lisst,  Deutsches 
Strafrecht  2.  Aufl.  5.  84. 


451 

ruinösen  EntschädigungspiSicht  zn  belegen:  ein  Princip,  das  zu  solchen 
Consequenzen  führt,  ist  sicher  falsch  '). 

Daraus  geht  hervor,  dass,  wo  das  deutsche  Gesetz  keine  Marken- 
verletzung und  keine  Markenverletzungsreaction  anerkennt,  sie  auch  der 
deutsche  Richter  nicht  anerkennen  darf;  er  darf  es  auch  dann  nicht, 
wenn  die  Handlungsweise  sich  am  Thatorte  nach  dem  dortigen  Rechte 
als  MarkenverletzuDg  qualificiren  würde,  und  es  bleiben  daher  nur  die 
Regeln  des  puren  Individualrechts  und  demgemäss  nur  die  Reaction  gegen 
concurrence  d^loyale  übrig. 

Die  hier  entwickelten  Sätze  haben  auch  im  Markenstrafrecht  ihre 
grosse  Bedeutung,  weshalb  seiner  Zeit  darauf  zurückzukommen  ist. 


VIII. 
Civilprocessualisches. 

§  1. 

Oben  wurde  ausgeführt,  dass  das  Markeurecht  an  sich  local  unbe- 
schränkt ist,  dass  mithin  eine  Verletzung  desselben  allüberall  geschehen 
kann,  wo  immer  ein  Verkehr  ist,  wo  immer  die  Waare  im  Verkehr  in 
Rücksicht  auf  das  Zeichen  und  seine  Bezeichnungskraft  gekauft  wird. 
Daraus  sollte  man  schliessen,  dass  eine  Entscheidung  über  Sein  oder 
Nichtsein  des  Markenrechts  die  Frage  ohne  Rücksicht  auf  die  territorialen 


1)  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  nnr  das  inländische  Recht  za  berttck- 
sichtigen  ist ;  anch  das  ausländische  Recht  kann  in  Betracht  kommen,  sofern  es  eine 
Handlung  für  erlaubt  erklärt,  die  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  delictuos  wäre  — 
sie  müsste  denn  auf  das  Inland  einwirken,  vgl.  oben  S.  446.  Die  meisten  wollen  hier 
lediglich  das  Recht  am  Delictsorte  entscheiden  lassen,  was  oben  widerlegt  wurde. 
Unrichtig  Bar,  internat.  Privatrecht  S.  317  f.,  Laurent,  droit  civil  Internat.  VIII 
p.  24  f.,  Brocher,  cours  de  droit  intern,  privö  II  nr.  182  p.  143  f.,  Asser,  das 
internationale  Privatrecht  (übersetzt  von  Cohn)  S.  51;  vergl.  auch  Reichsgericht 
20./9.  1882  Entsch.  VJI  S.  374.  378.  Richtig  dagegen  die  englische  Doctriu  und 
Praxis;  WesÜake,  treatise  on  private  international  law  —  jetzt  in  Uoltzendorffs 
Uebersetznng  als  Lehrbuch  des  internationalen  Privatrechts  —  §  185"  f.  S.  228  f. 
Dem  Richtigen  kommt  nahe  Savigny,  System  YIII  S.  278  f. 

29* 


452 

Schranken  erledige :  so  dass,  wenn  zwei  Personen  über  ein  Markenrecht 
streiten,  unter  ihnen  die  Frage  ohne  Eücksicht  anf  das  Verkehrsgebiet 
zur  Entscheidung  komme.  Allein  eine  solche  Behandlung  der  Sache  würde 
gegen  den  oben  entwickelten  Satz  Verstössen,  womach  die  universelle 
Expansion  des  Markenrechts  Halt  macht,  wenn  in  einem  Staate  ein  con- 
currirendes  oder  prävalirendes  Markenrecht  anerkannt  ist,  so'  dass  sehr 
leicht  der  Fall  eintreten  kann,  dass  die  Frage  der  Geltung  für  die  ver- 
schiedenen Territorien  verschieden  beantwortet  werden  müsste.  Auch  lie^ 
eine  universelle  Beantwortung  der  Frage,  welche  für  alle  Verkehrskreise 
die  Geltung  oder  Nichtgeltung  der  Marke  festsetzte,  welche  den  territorialen 
Umfang  der  Marke  im  Weltgebiete  erschöpfte,  durchaus  nicht  im  Zwecke 
des  Processes:  der  Process  hat  die  Geltungsfrage  für  das  Inland  zu  er- 
ledigen —  beziehungsweise  für  dasjenige  ausländische  Verkehrsgebiet,  in 
welchem  die  Störung  begangen  worden  ist:  für  dasjenige  ausländische 
Verkehrsgebiet,  dessen  Interessen  durch  die  Störung  aufgerührt  und 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  sind;  ob  die  Marke  in  anderen  Ver- 
kehrsgebieten gilt  oder  nicht,  lässt  die  richterliche  Entscheidung  un- 
berührt. 

Hiermit  hängt  nun  aber  auch  die  Frage  der  Rechtshülfe  in  einem 
Punkte  zusammen.  Eine  Entscheidung  nämlich,  welche  bloss  für  den 
inländischen  Verkehr  Norm  gibt,  kann  zwar  auch  im  Auslande  kraft  des 
Eechtshülfesystems  zur  Geltung  kommen,  aber  nur,  sofern  es  sich  um  Akte 
des  inländischen  Verkehrs  handelt,  üeber  die  Geltung  oder  Nichtgeltung 
des  Zeichens  im  ausländischen  Verkehr,  über  die  Berechtigung  oder  Nicht- 
berechtigung  von  Handlungen  in  ausländischen  Verkehrsgebieten  ist  ja  noch 
gar  nicht  entschieden,  mithin  ist  auch  auf  dem  Wege  der  Eechtshülfe 
hieraus  keine  Entscheidung  zu  erholen:  die  ganze  Frage  ist  ja  keine 
Frage  der  Rechtshülfe,  sondern  eine  Frage  über  die  Weite  und  den  Um- 
fang der  Entscheidung;  es  handelt  sich  um  den  Umfang  des  Urtheils, 
nicht  um  die  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  des  Vollzugs;  vgl.  auch 
Trib.  Nizza  24./2.  1879  Pataille  XXVI  p.  77.  Anders  ist  es,  wenn 
das  inländische  Gericht  ausdrücklich  über  die  Geltung  der  Marke  in  dem 
betreffenden  Auslandsgebiete  entschieden  hat:  hier  ist  die  Frage  eine 
Rechtshülfefrage ;  hier  liegt  über  die  Geltung  im  Auslande  eine  ausdrück- 
liche Entscheidung  vor,  und  es  fragt  sich  nur,  ob  das  Ausland  dieselbe 
anerkennt  oder  nicht.  Doch,  bevor  wir  hierauf  eingehen,  ist  noch  eine 
scheinbare  Ausnahme  vom  obigen  Princip  zu  besprechen. 

Wenn  nämlich  das  Gericht  des  Heimaths-  oder  vielmehr  des  Nie- 
derlassungsstaates über  die  Geltung  der  Marke  im  Bereiche  dieses  Staates 
verneinend  entschieden  hat,  dann  wirkt  diese  Entscheidung  allerdings 
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auch  anf  das  Ausland;  sie  wirkt,  aber  sie  wirkt  nicht  direct,  sondern 
bloss  indirect  und  nur  per  consequentiam :  sie  wirkt,  weil  der  Marken- 
schutz des  Auslandes  nur  ein  accessorischer  ist,  weil  er  die  fortdauernde 
Geltung  des  Markenschutzes  im  Niederlassungsstaate  zur  Bedingung  hat 
und  weil  dieses  verneinende  Erkenntniss  das  etwa  bestehende  principale 
Harkenrecht  dieses  Staates  vernichtet;  vgl.  auchAppelh.  Paris  19./8. 1881 
Fat  XXVI  p.  289. 


§  2. 

Jetzt  ist  es  Zeit,  auf  die  vorhin  vorbehaltene  Frage  einzugehen, 
ob,  wenn  das  Inland  ausdrücklich  über  die  Frage  der  Geltung  der  Marke 
in  einem  ausländischen  Territorium  entschieden  hat,  diese  Entscheidung  in 
diesem  ausländischen  Territorium  kraft  des  Gesetzes  der  Rechtshülfe  als 
massgebend  anzunehmen  ist :  ob  die  anf  das  ausländische  Territorium 
und  seine  Markenverhältnisse  sich  beziehende  res  judicata  des  Inlandes 
auch  im  Auslande  als  res  judicata  zu  gelten  hat,  ob  sie  zu  gelten  hat, 
sofern  beide  Staaten  im  Verhältnisse  der  Rechtshülfe  stehen.  Diese  Frage 
ist  aber  strikte  zu  verneinen:  auch  im  Falle  gegenseitiger  Rechtshülfe 
bleibt  die  Entscheidung  des  einen  Staates  über  die  Gültigkeit  der 
Marke  in  ihrer  executiven  Wirksamkeit  auf  diesen  Staat  beschränkt,  sie 
ist  in  anderen   Staaten  nicht  vollziehbar. 

Der  Grund  ist  leicht  ersichtlich.  Das  Urtheil,  welches  ein  ab- 
solutes Recht  zuerkennt,  ist  ein  ürtheil  auf  Unterlassung,  auf  eine  Be- 
schränkung der  persönlichen  Freiheit ;  eine  solche  Entscheidung  des  einen 
Staates  aber  kann  niemals  im  anderen  Staate  massgebend  sein,  da  kein 
Staat  ßie  Freiheit  des  Handelns  in  die  Discretion  des  Auslandes  setzen 
und  von  der  Entscheidung  eines  ausländischen  Organes  abhängig  machen 
kann.  Hier  bestätigt  sich  die  Bedeutung  des  Satzes,  den  ich  anderwärts 
ausgesprochen,  dass  die  Pflicht  zum  Unterlassen  nicht  die  Pflicht  zu  einer 
Leistung  ist,  dass  es  sich  hier  nicht  um  ein  Leisten,  sondern  um  die 
Begränzung  der  Sphäre  des  zulässigen  Thuns  handelt;  wesshalb  hier 
auch  nicht  von  Nichtleistung,  sondern  nur  von  Uebertretung,  von  Kontra- 
vention die  Rede  sein  kann  {Iherings  Jahrb.  XVH  S.  263).  Der  Umfang 
des  im  Inlande  zulässigen  Thuns  aber  kann  niemals  von  einem  ausländi- 
schen Gerichte  normirt  und  bestimmt  werden,  man  würde  sonst  dem  Aus- 
lande einen  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  Freiheitsverhältnisse  des  In- 
landes gestatten.  Die  Rechtshülfe  kann  daher  immer  nur  so  verstanden 
werden,  dass  sie  eine  Rechtshülfe  ist  zur  Erzwingung  einer  Ldstung, 
oder  eine  Mithülfe  dazu,  dass  im  Staate  des  Processgerichts  etwas  unter- 
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lassen  wird,  niemals  aber  daza,  dass  anch  im  Staate  des  rechtshelfen, 
den  Gerichts  etwas  unterlassen  ^ird*). 

Daraus  ergibt  sich  auch,  dass  eine  Entscheidung  eines  ausländischen 
Gerichts  über  die  Nichtigkeit  der  principal  inländischen  Marke  keinen  Ein- 
flnss  auf  das  inländische  Register  hat  und  nicht  durch  Streichung  der 
Marke  im  inländischen  Register  vollstreckt  werden  kann.  Vgl.  auch  Trib. 
Lille  27./2.  1883  Fat.  XXVIII  (1883)  p.  344.  348:  quUl  ne  s'agit  pas 
lä.  de  Tex^cution  d^une  Obligation,  et  que  les  tribunaux  fran(^ais  ne  sauraient 
se  prononcer  sur  la  validit6  d'une  concession  accordee  par  un  gouverne- 
ment  6tranger,  en  vertu  de  son  droit  de  souverainete. 

Uebrigens  bezieht  sich  das  seither  entwickelte  nur  auf  die  Ent- 
scheidungen über  das  absolute  Recht,  nicht  auf  die  Entscheidungen  im 
Entschädigungsprocesse :  denn  im  Entschädigungsprocesse  handelt  es  sich 
um  das  Zahlen  der  Entschädigung,  um  ein  Thun,  um  eine  Leistung :  hier 
kommt  daher  die  Rechtshülfe  zur  vollen  Wirksamkeit.  Einer  zu  grossen 
Beeinflussung  des  Inlandes  durch  das  Ausland  wird  durch  den  §  661 
Z.  3  und  4  der  C.-P.-O.  vorgebaut. 


IX. 

Internationales  Markenstrafrecht. 

§  1. 

Das  inländische  Strafrecht  erstreckt  sich  unbedingt  auf  die  inländi- 
schen Verletzungen  inländischer  Marken,  also  auf  die  im  Inlande  statt- 
gefundenen Verletzungsakte,  welche  sich  auf  inländische  Marken  beziehen  ; 
worunter  in  gleicher  Weise  die  inländischen  principalen  und  accessorischen 
Marken  zu  verstehen  sind;  vergl.  auch  Cass.-hof  19./3.  1869  Pataille 
XVI  p.  179,  Appelh.  Ronen  24./6.  1869  Fat.  XVI  p.  188.  Uebrigens 
genügt  es,  dass  die  Marke  zur  Zeit  der  That  eine  inländische  war,  sollte 
auch  nachträglich  die  Inländerqualität  derselben  erlöschen,  z,  B.  durch  Auf- 
hören der  Reciprocität,  Aufhebung  des  Staatsvertrages ;    da,   wie  früher 


1)  Dafür  ist  auch  ein  argumentum  ex  lege  ans  §  661  Z.  2  zu  entnelimen ; 
denn  diese  Stelle  spricht  nur  von  Handlangen,  die  nicht  erzwangen  werden  dürfen, 
während  sonst  ebenso  gut  Veranlassung  wäre,  von  Unterlassungen  zu  sprechen,  die 
nicht  erzwingbar  sind. 
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erwähnt,  das  spätere  Erlöschen  des  Rechtsgntes  das  einmal  vollbrachte 
Delikt  mit  seinen  strafrechtlichen  Folgen  nicht  aufhebt;  vgl.  Obertrib. 
12./1.  1872  Oppenhoff  XUI  S.  86  und  oben  S.  384. 

§  2. 

Die  Verletzung  der  inländischen  Marke  ist  unbedingt  strafbar,  wenn 
sie  im  Inlande  erfolgte ;  und  da  die  Markenverletzung  sowohl  durch  An- 
bringung der  falschen  Marke  an  der  Waare,  als  auch  durch  das  Inver- 
kehrbringen der  Marke  begangen  wird,  so  liegt  eine  inländische  Marken- 
verletzung schon  dann  vor,  wenn  auch  nur  die  eine  oder  andere  dieser 
Verletzungsmodalitäten  im  Inlande  erfolgt  ist ;  es  genügt  z.  B.,  wenn 
die  falsche  Bezeichnung  der  Marke  im  Inlande  stattfand,  sollte  sie  auch 
geschehen  sein,  nicht  für  den  inländischen,  sondern  für  den  ausländischen 
Verkehr,  sollte  sie  auch  geschehen  sein,  um  die  Waare  erst  in  weiter  Feme 
in  Umlauf  zu  setzen  und  dort  die  Täuschung  zu  erregen.  Vgl.  Cass.-hof 
3./5.  1867  Pataüle  XHI  p.  293.  297,  Trib.  Epernay  30./4.  1872  Fat 
XVII  p.  338,  Seinetrib.  5./3.  1874  Fat.  XXI  p.  70,  Pouillet  nr.  160. 
428  ^).  Wir  sahen,  dass  die  Verbreitung  der  Waare  im  Inlande  auch  dann 
strafbar  ist,  wenn  die  Bezeichnung  derselben  im  Auslande  erfolgte ;  dies  gilt 
selbst  dann,  wenn  das  Anbringen  des  Zeichens  im  Auslande  nicht  strafbar 
war:  die  Strafbarkeit  des  Verbreitens  setzt  nicht  voraus,  dass  das  Be- 
zeichnen der  Waare  ein  strafbares  oder  auch  nur  ein  rechtswidriges 
gewesen  ist  2);  vgl.  Reichsgericht  30./9.  1881  Entsch.  Strafs.  V  S.  105. 

Das  Inverkehrbringen  findet  im  Inlande  statt,  sobald  die  Waare  in 
Folge  der  darauf  gerichteten  Thätigkeit  im  Inlande  in  Verkehr  kommt, 
sollte  auch  diese  causative  Thätigkeit  an  einem  ganz  anderen  Orte  er- 
folgt sein :  die  That  ist  da  vollbracht,  wo  das  Rechtsgut  in  verletzender 
Weise  getroffen  ist  3);    das   ist  aber    hier  derjenige  Ort,    wo  die  Marke 


1}  Ein  inländischer  Industrieller  darf  also,  anch  wenn  er  für  das  Aasland 
arbeitet,  der  Waare  kein  Zeichen  geben,  das  im  Inlande  für  einen  Andern  gilt, 
sollte  anch  in  dem  Anstände,  fQr  welches  die  Waare  bestimmt  ist,  das  Zeichen  dem 
Besteller  der  Waare  angehören;  vgl.  nenestens  Reichsgericht  18./9.  1884  Entsch. 
Strafsachen  XI  1^.  90.    Hierzu  vgl.  oben  S.  447. 

2)  Die  wissentliche  Verbreitung  wäre  z.  B.  aach  dann  strafbar,  wenn  die 
Bezeichnung  auch  nur  eine  zufällige,  absichtslose  gewesen  wäre.  Vgl.  oben  S.  384 
und  das  citirte  Urtheil  des  Reichsgerichts  30. /9.  1881. 

3)  Vgl.  mein  Patentrecht  8.  110  f.  625  f  und  die  daselbst  oitirten,  Liset, 
deutsches  Strafrecht,  2.  Aufl.  S.  118  und  die  hier  cit.  Entsch.  des  Reichsgerichts. 
Vgl.  auch  noch  Obersten  Gerichtsh.  München  21  ',2.  1879  Entsch.  des  Oberst.  6e- 
richtsh.  IX  27  S.  102  f.  A.  A.  Hälschner,  deutsches  Strafrecht  I  S    152. 
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in  den  Verkehr  eintritt,  wo  sie  als  täuschendes,  das  Personenrecht  schä- 
digendes, Element  sich  dem  Verkehr  mittheilt :  denn  der  Verkehr  ist  das 
Medinm,  in  welchem  die  Werthschätzung  der  Persönlichkeit  leht,  nnd  durch 
die  Einwirkung  in  den  Verkehr  wird  die  Werthschätzung  der  Persönlich- 
keit verletzt;  mit  dem  Eintritt  in  den  Verkehr  wiri  die  Persönlichkeit 
in  ihren  Persönlichkeitsgütern  getroffen.  Es  unterliegt  daher  ein  Jeder 
dem  vollen  inländischen  Strafrecht,  welcher  die  Waare  in  das  Inland  im- 
portirt  hat,  sollte  dieser  Import  auch  vom  Auslande  aus  durch  Versendung, 
durch  Benützung  belebter  und  lebloser  Medien  erfolgt  sein;  vergl.  auch 
Seinetrib.  10./4.  1878  Fat  XXUI  p.  160,  Appelh.  Paris  25./4.  1879 
Fat,  XXIV  p.  119. 

Fraglicher  ist  es,  ob  ein  inländischer  Verkehrsakt,  zum  Zwecke  des 
Inverkehrbringens  der  Marke  im  Auslande,  der  inländischen  Strafgewalt 
unterliegt,  ob  er  ihr  unterliegt,  obgleich  die  Vollendung  des  Inverkehr- 
bringens bestimmungsgemäss  erst  im  Auslande  geschehen,  obgleich  die 
Waare  erst  im  Auslande  in  Verkehr  kommen  soll.  Diese  Frage  ist  aber 
zu  bejahen:  findet  die  Vollendung  nicht  mehr  im  Inlande  statt,  so  tritt 
für  die  criminalistische  Beurtheilung  an  Stelle  des  Vollendungsortes  der- 
jenige inländische  Ort,  welchen  die  delictuose  That  zuletzt  berülirt  hat  i) : 
dies  ist  der  inländische  locus  delicti  commissi,  und  an  dem  Rechte  des 
Inlandes,  ein  solches  im  Auslande  vollendetes  Delict  zu  bestrafen,  kann 
kein  Zweifel  sein :  das  Gegentheil  hiesse  eine  im  Inlande  geschehene  De- 
lictsaktion  der  inländischen  Strafgewalt  entziehea. 

und  man  kann  nicht  entgegenhalten,  dass,  wenn  die  Handlung  am 
Vollendungsorte  nicht  strafbar  ist,  sie  überhaupt  nicht  strafbar  sein  könne, 
dass  mithin  das  Recht  des  Vollendungsortes  für  die  strafrechtliche  Qua- 
lität entscheidend  sein  müsse,  und  dass  eine  solche  Handlungsweise  im 
Inlande  straflos  bleibe,  sobald  sie  im  Ausland  straflos  ist:  diese  Auf- 
fassung wäre  jedenfalls  hier  unzutreffend;  denn  sie  würde  übersehen,  dass 
bei  der  Universalität  des  Persönlichkeitsrechts  eine  auch  im  Auslande 
vollendete  Verletzung  doch  in  ihrem  Erfolge  zugleich  ein  inländisches 
Rechtsgut  berührt,  dass  zwar  der  Vollendungsakt  im  Ausland,  der  Erfolg  aber, 
als  das  ganze  Persönlichkeiisgut  schädigend,  auch  im  Inlande  eintritt.  In 
diesem  Falle  aber  ist  die  inländische  Handlungsweise,  obschon  im  Aus- 
lande vollendet,  bereits  im  Inlande  eine  deliktuose:  —  sie  ist  zwar  auf 
einen  ausländischen  Vollendungsakt,  damit  aber  zugleich  auf  einen  in- 
ländischen Erfolg  gerichtet.  Es  verhält  sich  ähnlich  dem  Falle,  wenn 
Jemand  einen  kreditverletzendeti  Brief  gegen   einen  Inländer  ins  Ausland 


1)  Vgl.  meitt  Patentrecht  S.  627. 
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schreibt  und  im  Aaslande  verbreiten  lässt,  wodurch  nicht  nur  die  aus- 
ländische, sondern  auch  die  inländische  Stellung  des  Angegriffenen  er- 
schüttert wird.  Und  darum  kann  auch  die  Handlung  im  Inlande  nicht 
bloss  als  Versuch  strafbar  sein  bezüglich  der  Akte,  welche  im  Inlande 
spielten :  vielmehr  muss  jetzt  die  ganze  Handlung  mit  ihrem  inländischen 
Vorspiel  und  ihrer  ausländischen  Katastrophe  in  Betracht  kommen,  weil 
auch  diese,  obwohl  nur  indirect,  die  inländische  Güterwelt  mitberührt. 

Es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel,  dass  ein  inländisches  Strafrecht 
begründet  ist  gegen  denjenigen,  welcher  sich  falschmarkirte  Waaren  aus 
dem  Auslande  in  das  Inland  kommen  Hess,  um  sie  vom  Inlande  wiederum 
in  das  Ausland  zu  bringen  i) ;  und  ebenso  unterliegt  auch  derjenige  der 
vollen  inländischen  Strafgewalt,  welcher  die  falsche  Marke  auch  nur  im 
Transit  durch  das  Inland  hindurchgehen  lässt,  um  sie  in  den  ausländischen 
Verkehr  zu  bringen.  Dass  es  sich  in  allen  diesen  Dingen  anders  verhält, 
als  im  Patentrechte  2),  ist  bereits  oben  betont  worden  und  bedarf  hier 
keiner  Ausführung  mehr. 

Entsprechend  muss  daher  auch  derjenige  der  inländischen  Strafge- 
•walt  verfallen,  welcher  im  Inlande  solche  Akte  wissentlich  unterstützt: 
er  ist  als  Gehülfe  strafbar;  das  gilt  insbesondere  von  dem  inländischen 
Agenten,  Spediteur  u.  s.  w.,  welcher  den  Export,  den  Transit  im  Inlande 
l)e8orgt,  und  es  ist  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  das  Inland  diese 
Personen  unbedingt  fassen  kann;  der  Staat  wäre  zur  vollen  Ohnmacht 
verurtheilt,  wenn  er  mit  gekreuzten  Armen  diesem  Unwesen  zuzusehen 
hätte.  Vgl.  auch  Appelh.  Paris  3./4.  1879  Fat  XXIV  p.  123 ;  vgl.  auch 
noch  Seinetrib.  28./6.  1860  Fat  VI  p.  311  (Civilentscheidung). 

Und  so  ist  es  denn  auch  zweifellos  strafbare  Beihülfe,  wenn  ein 
Agent  im  Inlande  für  die  falsch  markirte  Waare  (etwa  unter  Verweisung 
falsch  markirter  Etiketten)  Bestellungen  sucht,  die  nicht  im  Inlande, 
sondern  im  Auslande  effectuirt  werden  sollen;  was  in  grossen  Verkehrs- 
centren häuüg  geschieht,  indem  sodann  die  Effectuirung  unmittelbar  vom 
ausländischen  Productionslande  zum  ausländischen  Consumtionslande  er- 
folgt; vgl.  Cass.-hof  5./5.  1882  Fat  XXVII  p.  114.  120  (auch  R6g. 
intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  373).     Allerdings  findet  hier  das  besondere 


1)  Vgl.  Reichsgericht  3./4.  1884  Rechtsspr.  VE  S.  268  in  eiaer  Pateatsache : 
für  das  Patentrecht  ist  aber  die  Frage  eine  andere,  als  für  das  Harkenrecht. 
Jedenfalls  ist  eine  solche  Entscheidang  im  Markenrecht  richtig. 

<)  Vgl.  mein  Patentrecht  S.  111. 
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statt,  dass  die  Waare  in  keinem  Momente  das  Inland  berührt,  der  Haupt- 
thätigkeitsakt  also  vollständig  im  Auslände  versirt.  Allein  dies  hindert 
nicht,  dass  der  inländische  Beihülfeakt,  als  ein  im  Inlande  stattgefnndener 
Akt,  der  inländischen  Ahndung  unterliegt,  und  es  verhält  sich  hier  ebenso, 
wie  mit  einem  inländischen  Handlungsakte  des  Hauptthäters,  welcher  im 
Auslande  seine  Vollendung  findet^). 


§  3. 

Geschieht  die  Verletzung  der  inländischen  Marken  lediglich  durch 
ausländische  Akte,  so  ist  die  Strafgewalt  des  Inlandes  nicht  völlig  aus- 
geschlossen; aber  sie  ist  eine  bedingte,  beschränkte;  sie  ist  an  die  dop- 
pelte Voraussetzung  gebunden,  dass  der  Thäter  ein  Inländer  ist  und  dass 
die  That  nach  dem  Eechte  des  Begehuugsortes  strafbar  ist,  §  4  Z.  3  d. 
R.-St.-G.-B.  2).  Mithin  kann  eine  Bestrafung  nur  dann  erfolgen,  wenn 
entweder  die  Marke  auch  im  Auslande  zum  gültigen  Eintrag  gelangt  ist 
oder  wenn  sie  (kraft  allgemeinen  oder  besonderen  Rechts)  daselbst  auch 
ohne  Eintrag  den  strafrechtlichen  Schutz  geniesst;  dagegen  genügt  ea 
nicht,  wenn  im  Auslande  die  Handlung,  weil  sie  den  Käufer  der  Waare 
täuscht,  als  Betrug  bestraft  wird,  da  ja  in  diesem  Falle  der  Gebranch 
der  falschen  Marke  nur  als  Täuschungselement,  nicht  als  selbstständige 
Eechtswidrigkeit  in  Betracht  kommt. 

Wie  man  sieht,  ist  dieser  strafrechtliche  Schutz  allerdings  eia 
ziemlich  prekärer.  Nur  ist,  wenn  die  That  in  einem  Lande  ohne  civili- 
sirte  Staatsordnung  erfolgte,  von  dem  einen  Erfordernisse,  nämlich  davon, 
dass  die  That  dort  gleichfalls  mit  Strafe  bedroht  ist,  abzusehen :  denn 
dieses  Erforderniss  kann    nur   für    civilisirte   Staaten   gegeben    sein,    in 


1)  Dass  der  Thatort  für  den  Gehülfen  ein  anderer  sein  kann,  als  für  den 
Hauptthäter,  darüber  vgl.  auch  Hälschner,  deutsches  Strafrecht  I  S.  153. 

2)  Ueber  das  Nähere  vgl.  Häischner,  deutsches  Strafrecht  I  S.  165  f.,  Lisit^ 
deutsches  Strafrecbt  2.  Aufl.  S.  86.  Auch  wenn  diese  Voraussetzungen  gegeben 
sind,  ist  die  Bestrafung  facultativ,  nicht  obligatorisch,  d.  h.  die  Staatsanwaltschaft 
ist  nicht  (wie  gewöhnlich)  gehalten,  Anklage  zu  erheben,  und  mithin  kann  die 
Anklage  auch  nicht  durch  gerichtlichen  Beschluss  erzwungen  werden,  vgl.  §  152 
Abs.  2  und  S  1"^  f-  ^-  St.-P.-O. :  es  gilt  ausnahmsweise  das  Opportunitäts-,  nicht 
das  Legalitätsprincip,  vgl.  Lätoe,  Strafprocessordnung  S.  393.  418.  Ist  dagegen 
die  Anklage  erhoben,  so  muss  das  Gericht  die  Sache  strafrechtlich  behandeln;  die 
Ausübung  der  bestrafenden  Thätigkeit  ist  nicht  mehr  in  das  Ermessen  des  Ge- 
richts gestellt 
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welchen  eine  staatliche  Strafandrohnng^  im  Sinne  unserer  Kulturverhält- 
iiisse  überhaupt  erwartet  werden  kann^). 

§  4. 

Soweit  der  strafrechtliche  Schutz  der  inländischen  d.  h.  der  unter 
den  Schirm,  des  Inlandes  gestellten  Marke.  Die  nichtinländische  Marke 
^eniesst  keinen  strafrechtlichen  Schutz ;  ihre  Verletzung  kann  in  Deutsch- 
land keine  strafrechtliche  Ahndung  finden,  mag  dieselbe  im  Inlande  oder 
im  Auslande  geschehen  sein.  Denn  das  deutsche  Gesetz  umgibt  nur  die 
inländische  Marke  mit  strafrechtlicher  Garantie ;  dasselbe  hat  keine  Straf* 
Satzung  wegen  Verletzung  der  Marke  überhaupt,  sondern  nur  eine  Straf- 
satzung  wegen  Verletzung  der  inländischen  Marke :  nicht  jede  Marke  ist 
ein  den  strafrechtlichen  Schutz  geniessendes  Kechtsgut,  sondern  nur  die 
Inländermarke,  und  es  gilt  in  dieser  Beziehung  alles,  was  oben  S.  449 
bezüglich  der  Civilreaction  entwickelt  worden  ist.  Daher  kann  eine  in- 
ländische Bestrafung  weder  stattfinden,  wenn  eine  solche  Markenverletznng 
im  Inlande  erfolgte,  noch  auch,  wenn  sie  im  Heimathstaate  der  Marke 
selbst  geschehen  ist. 

Die  UnvoUständigkeit  dieser  Regelung  leuchtet  ein;  sie  findet  sich 
in  gleicher  Weise  auf  dem  Gebiete  der  Immaterialgüterrechte,  vgl.  mein 
Patentrechts.  505  f.,  und  ist  ein  Residuum  der  alten  Privilegientheorie  2). 
Allerdings  werden  in  diesei:  Weise  auch  schwierige  CoUisioneu  vermieden, 
welche  sonst  nicht  zu  umgehen  gewesen  wären;  so  insbesondere,  wenn 
eine  Marke  in  ihrem  Heimathlande  von  einem  Inländer  verletzt  wird, 
welcher  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  der  berechtigte  Träger  dieser 
Marke  wäre :  unmöglich  könnte  das  Inland  solches  als  Delikt  behandeln. 
Auch  hat  das  Rechtsleben  bereits  ein  Mittel  gefunden,  um  die  UnvoU- 
ständigkeit dieses  Schutzes  einigermassen  zu  ergänzen :  in  dem  Institute 
der  Markenstempelung,  von  welchem  S.  480  f.  gehandelt  werden  wird. 


1)  Vgl.  auch  lAszty  Deutsches  Strafrecht,  2.  Aufl.  S.  86. 

2)  Von  der  Privilegientheorie  aas  konnte  man  argnmentiren,  dass  der  Staat 
nur  die  inländischen,  nicht  anch  die  ansländischen  Privilegien  zu  schätzen  habe. 
Es  zeigt  dieser  Fall  von  neuem  die  präjndlcielle  Wirkung  dieser  falschen  Construction. 
Vgl.  in  dieser  Hinsicht   Wendt,  teutsche  Facultäts-Praxis  S.  858. 
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Das  internationale  Recht  aus  Staatsverträgen. 

§  1. 

Wie  bereits  erwähnt,  enthält  ein  gehörig  pnblicirter  Staatsvertrag, 
sofern  und  soweit  er  Normimngen  nmfasst,  welche  die  Privatverhältnisse 
der  Staatsangehörigen  regeln,  eine  privatrechtliche  lex  specialis,  er  ent- 
hält eine  lex  specialis,  welche,  soweit  sie  reicht,  die  lex  generalis  ersetzt 
und  verdrängt,  welche  an  Stelle  der  allgemeinen  gesetzlichen  Nonnimng 
eine  specielle  gesetzliche  Normirung  treten  lässt.  Allerdings  ist  der 
Staatsvertrag  an  sich  nicht  Gesetz^),  er  ist  überhaupt  kein  staatsrecht- 
licher, sondern  ein  völkerrechtlicher  Akt :  er  ist  ja  nicht  ein  Akt  des 
Staates  gegenüber  den  ünterthanen,  sondern  ein  Akt  von  Staat  gegen 
Staat,  er  ist  ein  Akt  zwischen  zwei  gleichberechtigten  pnblicistischen  Per- 
sönlichkeiten. Wohl  aber  kann  der  Staatsvertrag  ein  Gesetz  enthalten, 
sofern  derselbe  nicht  nur  dem  Geg^ncontrahenten  zusichert,  dass  der 
Staat  bestimmte  Bechtsnormen  festsetzen  werde,  sondern  diese  Rechts- 
normen sofort  und  unmittelbar  selbst  creirt,  also  mit  der  völkerrecht- 
lichen Zusage  sofort  auch  die  staatsrechtliche  Erfüllung  derselben  ver- 
bindet :  dies  ist  ebensowenig  etwas  anormales,  als  die  Gestaltung  des  Kauf- 
geschäfts im  französischen  Recht,  wo  in  einem  Akte  Eigenthum  ver- 
sprochen und  gegeben  wird;  und  man  kann  nicht  sagen,  dass  in  einem 
solchen  Falle  die  sofort  erfüllte  Vertragszusage  bedeutungslos  sei  und  als 
leerer  Schemen  zusammenfalle ;  denn  sie  ist  immer  noch  höchst  bedeutsam 
als  völkerrechtliche  Garantie  für  den  Fortbestand  des  geschaffenen  legalen 
Zustandes:  die  Erfüllung  ist  noch  nicht  vollendet:  damit  sie  vollendet 
wird,  muss  der  entsprechende  legale  Zustand  nicht  nur  entstehen,  sondern 
auch  fortbestehen  —  gerade  wie  im  französischen  Recht  die  vertrags- 
mässige  Zusage  des  Verkäufers  immer  noch  als  Garantiezusage  von  der 
grössten  practischen  Bedeutung  ist. 

Ein  völliges  Zusammenfallen  des  Vertragsaktes  und  des  Gesetz- 
gebungsaktes kann  zwei  Hindernisse  haben,  ein  materiales  und  ein  for- 
males. Ein  materiales  Hindemiss  liegt  dann  vor,  wenn  die  materiellen 
Voraussetzungen  für  beide  Akte  verschieden  sind,  und  dies  ist  der  Fall, 


1)  Vgl.  über  diese  Frage  Labandj  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs  II 
S.  152  f.,  Meter,  Abschlass  von  Staatsverträgen  S.  103  f ,  JelUnek,  Rechtliche 
Natur  der  Staatsverträge  S.  55  f. 
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wenn  der  Gegetzgebungsakt  der  Mitwirkung  einer  parlamentarischen  Köi^per- 
schaft  oder  eines  anderen  pnblicistischen  Organes  bedarf,  während  das 
völkerrechtliche  Contractsrecht  der  Krone  in  absoluter  Weise  zusteht  i). 
Jedoch  wird  diese  Zweiung  regelmässig  nicht  hervortreten,  weil  die  Zu- 
stimmung des  betreifenden  publicistischen  Organes  vor  Abschlnss  des  Ver- 
trages eingeholt  zu  werden  pflegt,  so  dass  im  Momente  der  Perfection  die 
Voraussetzungen  für  den  Contractsakt,  wie  für  den  Gesetzesakt  gegeben 
sind 2).  Anders  verhält  es  sich  mit  der  formalen  Zweiung:  der  Staats- 
vertrag als  solcher  ist  perfekt  mit  der  Ratification,  das  Gesetz  erst  mit 
der  Publication;  und  diese  Nothwendigkeit  gesetzlicher  Publication  wird 
stets  bewirken,  dass  die  Perfection  beider  Akte  in  verschiedene  Zeiten 
fällt :  ^ie  Publication  durch  das  Gesetzblatt  und  die  Ratification  sind  die 
beiden  Pole  der  staatlichen  Thätigkeit  nach  aussen  und  nach  innen. 
Hierin  und  nur  hierin  wird  die  Doppelnatur  der  im  Staatsvertrag  ent- 
haltenen Willensaktion  zu  Tage  treten. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  es  sich  von  selbst,  dass  es  durchaus 
keiner  doppelten  Ausfertigung  des  Staatsvertrages  bedarf,  um  ihm  zu- 
gleich den  Charakter  des  Gesetzes  zu  verleihen :  der  Gesetzesakt  ist 
keine  zweite,  neben  den  Vertragsakt  hinzutretende  Aktion  des  Staates: 
der  Gesetzesakt  ist  in  und  mit  dem  Vertragsakte  zugleich  gegeben : 
der  Veitragsakt  aber  wird  ja  für  die  Ratification  solenn  ausgefertigt,  und 
die  solenne  Vertragsurkunde,  die  bei  der  Ratification  ausgewechselt  wird, 
enthält  die  Unterschrift  des  Souveräns  und  die  Gegenzeichnung  des  Mini- 
sters s):  sie  erfüllt  daher  zugleich  die  Voraussetzung  der  Ausfertigung 
des  Gesetzes.  Und  auch  das  kann  durchaus  nicht  als  eine  unrichtige 
Praxis  bezeichnet  werden,  wenn  im  Gesetzblatte  lediglich  der  Text  des 
Staatsvertrages  zum  Abdrucke  kommt,  ohne  dass  der  gesetzliche  Ge- 
halt zur  besonderen  legalen  Darstellung  gelangt:  mit  der  Erklärung^ 
dass  die  Ratification  vollzogen  ist,  ist  zugleich  erklärt,  dass  eine  Aus- 
fertigung mit  der  Unterschrift  des  Souveräns  und  der  entsprechenden 
Gegenzeichnung   des  Ministers  erfolgt  ist  und   dass  mithin  der  Souverän 


1)  Bezüglich  des  dentschen  Reichs  gilt  bekaDntllch  a.  11  der  Reichsverfassong, 
anf  welchen  alsbald  äberzngehen  ist.  Ueber  die  Verhältnisse  in  Frankreich  vgL 
Clunet  im  Jonrn.  dn  droit  intern,  privö  VI!  p.  6  f. 

>)  Anch  wenn  der  Vertragschlnss  der  Parlamentsgenehmignng  vorhergeht^ 
pflegt  die  Parlamentsgenehmignng  vorbehalten  zu  werden:  in  diesem  Fall  ist  die 
Parlamentsgenehmignng  eine  contractnelle  Bedingung  für  den  Vertrag,  nnd  eine 
conditio  jnris  für  das  Gesetz ;  in  der  Hauptsache  geht  aber  auch  hier  beidea 
pari  passD. 

8)  Vgl.  Laband  II  8.  183. 
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die  Staatsaktion,  welche  ein  Gesetz  in  sich  fasat,  in  legaler  Weise  voU- 
zog-en  hat.  An  der  legalen  Gültigkeit  der  so  pnblicirten  Akte  kann 
meines  Erachtens  nicht  im  geringsten  gezweifelt  werden  i). 

§  2. 

Eine  besondere  reichsrechtlicbe  Verfassungsfrage  ist  es,  ob  ein 
Staatsvertrag  des  deutschen  Reiches,  welcher  einen  Gesetzgebungsakt 
in  sich  enthält,  schon  zu  seiner  contractlichen  Geltung  der  Mitwirkung: 
des  Bundesrathes  und  des  Reichstages  bedarf,  oder  ob  nach  der  Reichs- 
verfassung der  Kaiser  als  solcher  das  publicistische  Recht  der  Vertrags- 
abschliessung  hat,  so  dass  die  Mitwirkung  des  Bundesrathes  ^nd  des 
Reichstages  nur  für  den  im  Vertrage  enthaltenen  internen  Gesetzesakt, 
nicht  für  den  Vertrag  als  völkerrechtlichen  Vertragsakt  erforderlich  ist. 
Die  Frage  ist  controvers  2) ;  meines  Erachtens  kann  kein  Zweifel  sein, 
dass  dem  Kaiser  die  volle  Legitimation  zum  Staats  vertrag,  die  volle 
nngetheilte  Befugniss  zur  völkerrechtlichen  Bindung  des  Reiches,  wie 
überhaupt  zur  völkerrechtlichen  Aktion  nach  aussen  zusteht,  so  dass  die 
Voraussetzung  des  Absatzes  3  des  a.  1 1  nur  eine  Voraussetzung  für  die 
interne  Gesetzeswirkung  des  Staatsvertrages,  keine  Voraussetzung  für  die 
völkerrechtlich  bindende  Wirkung  desselben  ist.  Dieses  allein  entspricht 
der  völkerrechtlichen  Stellung,  welche  der  a.  11  Abs.  1  dem  Kaiser  ge- 
währt, dieses  allein  entspricht  dem  Umstände,  dass  Abs.  3  die  Mitwirkung 
dieser  anderen  Factoren  gerade  für  legale  Akte  in  Aussicht  nimmt ;  dieses 
allein  entspricht  der  Kaiserwürde,  welche  eine  freie  sichere  Stellung  im 
internationalen  Verkehr  noth wendig  voraussetzt  3). 

Diese  Frage  ist  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Markenrechts  von 
Interesse.  Wenn  nämlich  die  im  Staatsvertrag  den  Ausländem  geschaffene 
Stellung  vollkommen  derjenigen  entspricht,  welche  den  Ausländern  bereits 


1)  Ueber  die  Verküudigang  der  8taatsverträge  yg\,  Thudichum,  Verfassungs- 
recht  des  Norddeutsch.  Bundes  und  des  Zollvereins  S.  95.  96,  Meier  S.  329  f., 
Laband  II  S.  193.  Allerdings  tritt  bei  dieser  Art  der  Pnblication  die  Zustimmung 
des  Bundesrathes  und  des  Reichstags  nicht  ausdrücklich  hervor,  allein  diese  Zu- 
■stimmung  ist  ja  objectiv  vorhanden. 

2)  Vgl.  Thudichum  S.  92.  108.  127,  Meier  S.  276  f.  280  f.  und  die  hier  cit. 
Stellen  von  Manne  und  von  Mohl]  Laband  II  S.  163  f. 

9)  Bezüglich  der  Sonderbestimmung  des  Schlussprotoliolls  zum  a.  8  §  6  des 
Zollvereins- Vertrags  von  1867  (Bundesgesetzbl.  1867  S.  108.  109)  in  Verbindung 
mit  dem  a.  40  der  Reichsverfassnng,  vgl.  Laband  II  S.  180,  Delbrück,  der  Artikel 
40  der  Reichs- Verfassung  S.  49  f.,  auch  Thudichum,  Verfassung  des  Norddeutsch. 
Bundes  S.  597. 
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das  allgemeine  Markeogesetz  als  lex  generalis  ^j  einräumt,  so  ))edarf  es 
g-ar  keiner  lex  specialis,  gar  keines  Sondergesetzes,  um  den  Staatsvertrag 
zur  Ausübung  zu  bringen :  es  genügt  die  Bekanntmachung  gemäss  §  20, 
auf  dass  die  ausländischen  Marken  in  dem  deutschen  Reiche  Schutz  ge- 
messen; es  bedarf  daher  nur  eines  Vertragseffektes,  keines  Gesetzes- 
effectes,  der  Schutz  der  Ausländer  ist  gesetzlich  gesichert  ohne  Mitwirkung 
derjenigen  Organe,  welche  zur  Creirung  eines  Gesetzes  erforderlich  sind : 
er  ist  gesetzlich  gesichert,  allerdings  nicht  kraft  einer  lex  specialis,  aber 
kraft  des  allgemeinen  Markengesetzes,  wie  dies  bereits  oben  S.  425  aus- 
geführt worden  ist ;  und  die  obige  Darstellung  hat  zugleich  ergeben,  dass 
derartige  Verträge  bereits  mehrfach  von  dem  deutschen  Reiche  abge- 
schlossen worden  sind. 

§  3. 
Da,  von  dem  soeben  allegirten  Falle  abgesehen,  der  Staatsvertrag 
kraft  eigener  lex  specialis  wirkt,  so  bedarf  er  zu  seiner  internen  Wirk- 
samkeit nicht  noch  dazu  der  Bekanntmachung  des  §  20  des  Markenge- 
setzes: denn  diese  Bekanntmachung  bewirkt  nur  einen  Reciprocitätsschutz 
kraft  der  lex  generalis,  während  es  sich  hier  um  ein  neues  selbstständiges 
Sondergesetz  handelt.  Allerdings  bedarf  der  Staatsvertrag  der  Publication, 
damit  das  in  ihm  liegende  Gesetz  zur  internen  Geltung  kommt,  allein  es 
genügt  diese  Publication,  es  bedarf  nicht  noch  der  Bekanntmachung  nach 
§  20  des  Gesetzes ;  vgl.  O.-A.-G.  Dresden  14./2.  1876  Annal.  d.  Sigchs. 
Oberappell.-Ger.  2.  Folge  III  S.  408.  Darum  bedurfte  es  auch  nicht  der 
nochmaligen  Bekanntmachung  bezüglich  solcher  Verträge,  welche  von  dem 
deutschen  Reiche  vor  Erlassung  des  Markengesetzes  abgeschlossen  wurden, 
auch  nicht  solcher,  welche  seinerzeit  vom  Nordd.  Bunde  abgeschlossen  und 
im  Bundesgesetzblatt  publicirt  wurden,  vgl.  Reichsgericht  17. /12.  1880 
Bechtsspr.  II  S.  641,  da  das  deutsche  Reich  ja  keine  neue  Staatsindivi- 
dnalität  bildet,  sondern  lediglich  die  erweiterte  organische  Fortsetzung 
des  Norddeutschen  Bundes  ist,  entsprechend  einer  juristischen  Persönlich- 
keit, welche  neue  Mitglieder  aufnimmt  2j.  Dasselbe  gilt  aber  auch  von 
den  Verträgen  des  Zollvereins :  allerdings  war  derselbe  kein  staatliches 
Ganze,  sondern  ein  Verein  mehrerer  souveräner  Staaten,  und  die  Verträge 
desselben  mit  dem  Auslande  sind  daher  nicht  Verträge  einer  staatlichen 
Einheitspersönlichkeit,  sondern  Verträge  der  singuli ;  aber  indem  die 
einzelnen    Staaten    unter    Aufrechterb altung    der  Zollvereinsnormen    zum 


4)  Unter  der  Bedingung  der  Reciprocität,  8   oben  S.  424  f. 

2)  Vgl.  Auerbach,  das  deutsche  Reich  und  seine  Verfassung  S.  56  f. 
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deutschen  Eeiche  zasammenschmolzen  i),  sind  jene  Verträge  der  singmli  zu 
Reichsverträgen,  und  jene  materiell  übereinstimmenden  Landesgesetze, 
welche  nach  Massgabe  dieser  Verträge  galten,  sind  zu  Reichsnormen  ge- 
worden. Es  verhält  sich  hiermit  ähnlich,  wie  wenn  mehrere  Privatpersonen 
ihre  Vertragsrechte  in  eine  oifene  Handelsgesellschaft  inferiren  nnd  damit 
die  Rechte  der  singnli  zu  Rechten  der  juristischen  Persönlichkeit  erheben. 

Anders  verhält  es  sich  mit  Staatsverträgen,  welche  einzelne  Bundes- 
staaten mit  dem  Auslande  abschlössen :  diese  galten  im  Gebiete  des  be- 
treffenden Einzelstaates  nach  Massgabe  eines  Landesgesetzes;  und  wie 
durch  das  Reichsmarkengesetz  die  Landesmarkengesetze  aufgehoben  wur- 
den, so  wurde  auch  das  auf  Staatsverträgen  beruhende  Markenrecht  des 
Einzelstaates  durch  das  Reichsrecht  absorbirt;  es  wurde  absorbirt  auch 
in  Bezug  auf  die  Bestimmungen  für  Ausländer,  weil  das  Markengesetz 
eben  auch  die  Verhältnisse  der  Ausländer  regelt  und  daher  auch  diese 
Materie  in  seinen  Bereich  zieht.  Mithin  konnte  hier  der  Schutz  nicht 
fortdauern  nach  Massgabe  der  lex  specialis,  er  konnte  nur  fortdauern 
auf  Grund  des  allgemeinen  Reichsmarkengesetzes,  unter  denVoraussetzungen 
dieses  Gesetzes  ^).  Eine  Ausnahme  machen  jedoch  die  hanseatischen  Verträge, 
sofern  sie  als  Ergänzung  und  Vervollständigung  der  Zollvereinsverträge  zu 
betrachten  sind,  so  insbesondere  der  hanseatische  Vertrag  mit  Frankreich 
V.  21./6.  1865  a.  24»)  —  vgl.  Declarat.  8./10.  1873  Reichsges.  S.  365. 

Noch  weniger  ist  zu  bezweifeln,  dass  von  nun  an  kein  einzelner 
Bundesstaat  mehr  einen  Staatsvertrag  über  das  Markenrecht  abschliessen 
kann ;  er  kann  es  ebensowenig,  als  er  ein  Landesmarkengesetz  erlassen 
könnte;  er  kann  es  ebensowenig  im  Widerspruch  als  in  Ergänzung  des 
Markengesetzes,  da  das  Reichsgesetz  diese  Materie  des  Markenrechts 
vollständig  und  abschliessend  beherrscht'^).     Dagegen  bleibt  das  Landes- 


1)  Ueber  den  wichtigen  a.  40  der  Reichsverfassnng  vgl.  namentlich  HänH, 
Stndien  zum  dentschen  Staatsrechte  1  S.  120  f.,  Delbrück,  der  Artikel  40  der 
Reichs-Yerfassung  S.  2  f.,  Laband  III  2  S.  242  f. 

8)  Mau  beachte  in  dieser  Beziehung  den  wichtigen  Unterschied  zwischen  dem 
Marken-  and  dem  Antorgesetz.  Da  letzteres  in  §  61  sein  Anwendungsgebiet  ans- 
drficklich  auf  die  Werke  inländischer  Autoren  und  auf  die  im  Inlande  erschienenen 
Werke  ausländischer  Autoren  beschränkt,  im  übrigen  aber  die  Verhältnisse  der 
Ausländer  nicht  berfihrt,  ermöglichte  es,  in  Bezug  auf  diese  Verhältnisse,  das  Fort- 
bestehen von  Literaturverträgen  einzelner  Bundesstaaten.  Vgl.  Klostermarmf  Ur- 
heberrecht an  Schriftwerken  (1871)  S.  64. 

•)  So  richtig  Reichsgericht  18./4.  1882  Entsch.  Strafsachen  VI  S.  272  f.; 
unrichtig  Idem  7./1.  1881  Entsch.  Givilsachen  III  S.  74.  Sie  bestehen  ebenso  und 
aus  demselben  Grunde  fort,  aus  welchem  die  Verträge  des  Zollvereins  fortbestehen. 

4)  Vgl.  Laband  II  S.  195  f ,  cf.  S.  111.  112  f. 
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recht  bezüglich  des  einfachen  Individualrechts,  bezüglich  des  Schutzes 
gegen  concurrence  dMoyale  unberührt ;  wesshalb  in  dieser  Richtung  auch 
Staatsverträge  von  Bundesstaaten  immer  noch  möglich  und  statthaft  sind. 

§  4. 

Ein  Staatsvertrag  bezüglich  des  Mutterlandes  erfasst  nicht  auch 
schon  ohne  weiteres  die  Colonieenj  vgl.  Appelh.  Paris  4./7.  1879  Fat  XXV 
p.  247  und  vgl.  auch  Couhin  im  R6g.  intern,  de  la  propr.  ind.  I  p.  259  f. 
Zwar  nimmt  Galvo,  droit  intern.  I  p.  763  an,  dass  im  Zweifel  auch  die 
Colonieen  mit  inbegriffen  seien ;  aber  dies  ist  nicht  richtig,  vielmehr  gilt 
die  entgegengesetzte  Regel,  dass  der  Vertrag  die  Colonieen  nur  dann 
erfasst,  wenn  dies  ausdrücklich  gesagt  ist;  findet  doch  auch  die  Gesetz- 
gebung des  Mutterlandes  regelmässig  nur  dann  in  den  Colonieen  Anwend- 
ung, wenn  sie  ausdrücklich  auf  dieselben  erstreckt  wird.  Das  Gegentheil 
wäre  mit  der  ganzen  Sachlage  im  Widerspruch  :  die  selbstständigen  In- 
teressen, welche  in  den  Colonieen  walten,  die  Eigenartigkeit  der  dort 
obschwebenden  Verhältnisse,  die  Besonderheit  der  dortigen  Lebensweise 
verlangt  nothwendig  ihre  legale  Berücksichtigung.  So  ist,  wie  bereits  S.  62 
erwähnt,  das  französische  Markengesetz  erst  durch  Beeret  von  8./8.  1873 
auf  die  französischen  Colonieen  ausgedehnt  worden ;  bezüglich  Hollands 
vergl.  unten  S.  492. 

Dem  entspricht  es  vollkommen,  dass  eine  Reihe  von  Staatsverträgen 
ausdrückliche  Bestimmungen  bezüglich  der  auswärtigen  Niederlassungen 
enthält.  So  wurde  der  Handelsvertrag  zwischen  dem  Norddeutscheu  Bunde 
und  dem  Zollverein  mit  Spanien  v.  30./3.  1868  durch  besondere  Zusatz- 
übereinkunft V.  24./6.  1868  (Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers  vrom 
16./7.  1868,  Bundesges.-Bl,  1868  S.  464)  auf  Cuba,  Portorico  und  die 
Philippinischen  Inseln  erstreckt;  vgl.  auch  Reichsgericht  17./12.  1880 
Rechtsspr.  II  S.  641.  Im  deutsch-spanischen  Handelsvertrag  v.  12./7. 
1883  a.  22  sind  die  Vertragsbestimmungen  nur  mit  Vorbehalt  auf  die 
Kolonieen  ausgedehnt;  im  Handelsvertrag  mit  Portugal  2./8.  1872  a.  20 
sind  die  Vertragsbestimmungen  ausdrücklich  als  auf  die  Inseln  Madeira, 
Porto  Santo  und  die  Azoren  mitbezüglich  erklärt;  im  Handelsvertrag 
zwischen  dem  Zollverein  und  Grossbritannien  30./5.  1865  a.  7  wurde 
besonders  bedungen,  dass  die  vorhergehenden  Artikel  auch  auf  die  Colonieen 
und  auswärtigen  Besitzungen  Englands  ihre  Anwendung  finden  sollen. 

§  5. 
Die  Staatsverträge,    welche  eine  lex  specialis  enthalten,    sind  ent- 
weder Staatsverträge  des  deutschen  Reichs  oder  Staatsverträge  des  Zoll- 

Kohler,  Recht  des  Markenschutzes.  30 
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Vereins  nnd  bezw.  des  Norddeutschen  Bandes,  welche  auf  das  deutsche 
Reich  übergegangen  sind.  Als  solche  ureigene  und  überkommene  Staats- 
verträere  müssen  nachstehende  hervorgehoben  werden  i): 

1.  Der  Zollvereinsvertrag  mit  Frankreich  v.  2./8.  1862  a.  28-): 
nach  dem  Krieg  wieder  reactivirt  durch  a.  11  der  Zusatzabereinkunft 
V.  12710.  1871  (ßeichsgesetzblatt  1871  S.  368);  vgl.  auch  Declaration 
von  8./10.  1873  (Reichsgesetzbl.  1873  S.  365)»). 

2.  Handelsvertrag  zwischen  Zollverein  und  Grossbritannien 
V.  30./5.  1865  a.  6,  der  sich  auch  auf  die  Colonieen  bezieht  (a.  7)  *) : 
eine  Declaration  v.  14./4.  1875  (Reichsgesetzbl.  1875  S.  199)  besa^rt 
ausdrücklich,  dass  der  a.  6  „auf  das  gesammte  Gebiet  des  deutschen  Reichs'* 
Anwendung  finden  soll  —  was  sich  übrigens  schon  aus  dem  Obigen  ergribt. 

3.  Der  Handelsvertrag  mit  Italien  v.  4./5.  1883  a.  5  (Reichs- 
gesetzbl. 1883  S.  111)^).  Vorherging  Handelsvertrag  des  Zollvereins 
V.  31./12.  1865  a.  6  6),  auf  Grund  dessen  die  oben  S.  429  allegirte  Be- 
kanntmachung von  20./4.  1875  erlassen  wurde''). 

4.  Handelsvertrag  mit  Spanien  v.  12./7.  1883  a.  7  und  Schluss- 
protokoll (Reichsgesetzbl.  1883  S.  312.  326) «).  Nach  a..22  (ib.  S.  318j 
findet  der  Vertrag  auf  die  überseeischen  Provinzen  Spaniens  nur  insoweit 
Anwendung  „als  die  besondere  Gesetzgebung  dies  gestattet.  Früher 
galt  der  Handelsvertrag  des  Norddeutschen  Bundes  und  Zollvereins 
V.  30./3.  1868  a.  6  (Bundesgesetzbl.  1868  S.  325),  durch  Zusatzvertrag 
V.  24./6.  1868  auf  Cuba,   Portorico    und  die  Philippinischen  Inseln  aus- 


1)  Man  vgl.  bezäglich  derselben  anch  Thudichum^  Verfaasnngsrecht  des  Nord- 
dentschen  Bundes  S.  623  f.,  Bödiker,  das  Gewerberecht  des  dentschen  Reichs 
S.  386  f.;  auch  Boholsky,  Handels-,  Zoll-  and  Schifffahrtsverträge  des  Zollvereins 
mit  anderen  Staaten  (1868). 

2)  JRoboUky  S.  50. 

8j  Vgl.  auch  Appelh.  Ghamb^ry  16. /2.  1882  Reg.  intern,  de  la  prop.  Ind.  I 
p.  46.  68.  72. 

«)  EohoUky  S.  104.  105. 

5)  lieber  die  Eeichstagsverbandlnngen  vgl.  Stenograph.  Bericht.  1882/83  VI 
(Anlagen)  nr.  320,  IV  S.  2768  f.  2789  f. 

6)  JRoholsky  S.  111.  Der  Zollvereinsvertrag  war  im  Jahr  1875  von  Italien 
gekündigt,  aber  dann  wieder  durch  gegenseitige  Uebereinkunft  aufrecht  erhalten 
worden  ;  vgl.  die  Denkschrift  in  den  Stenograph.  Berichten  1882/83  VI  S.  1315. 

7)  Vgl.  anch  den  Handelsvertrag  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Zoll- 
vereins mit  dem  Kirchenstaate  8./5.  1868  a.  5  (Bundesgesetzbl.  1868  S.  410) 
—  auch  bei  Bobolsky  S.  122. 

8)  Die  Ratification  hat  am  22./10.  1883  stattgefunden.  Ueber  die  Reichs- 
tagsverhandlungen vgl.  Stenograph.  Berichte  1883  Anlagen  nr.  4,  und  Verhandlangen 
S.  8  f.  55  f.  81  f.  108  f. 
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gedehnt,  jedoch  unbeschadet  der  überseeischen  Sondervorschriften  (Be- 
kanntmachung des  Bundeskanzlers  v.  16./7.  1868,  Bundesgesetzbl.  1868 
S.  464)  1). 

5.  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Portugal  2./3.  1872 
a.  10  (Reichgesetzbl.  1872  S.  258.  259),  ratificirt  26./6.  1872  (ib,  S.  264)-, 
findet  gemäss  a.  20  auch  Anwendung  auf  die  Inseln  Madeira,  Porto  Santo 
und  auf  die  Inselgruppe  der  Azoren  2). 

6.  Handelsvertrag  zwischen'Deutschland  und Oesterreic h-U n g a r n 
von  23./5.  1881  a.  20  (Beichsges.  1881  S.  129  und  dazu  Schlussprotokoll 
ib.  S.  150)3).  Derselbe  trat  an  Stelle  des  deutsch-österreichischen  Han- 
delsvertrags V.  16./12.  1878  a.  20  (ßeichsgesetzbl.  1878  S.  372  und 
Schlussprotokoll  ib.  S.  392),  welcher  bereits  durch  Uebereinkunft  v.  11. /4. 
1880  verlängert  worden  war  (Reichsgesetzbl.  1880  S.  146).  Vorher- 
ging der  Handelsvertrag  des  Norddeutschen  Bundes  und  Zollvereins  mit 
Oesterreich  v.  9./3.  1868  a.  19  (Bundesgesetzbl.  1868  S.  246),  welcher 
bereits  gegenseitigen  Markenschutz  gewährte'^).  Ausserdem  war  am 
20./8.  1875  die  bereits  S.  429  erwähnte  Bekanntmachung  gemäss  §  20  des 
Markengesetzes  erlassen  worden  (Reichsgesetzbl.  1875  S.  259). 

7.  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  v.  23./5.  1881  a.  11  (Reichs- 
gesetzbl. 1881  S.  158)5).  Vorherging  ein  Handelsvertrag  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  Zollvereins  mit  der  Schweiz  v.  13. /5.  1869  a.  10 
(Bundgesetzbl.  1869  S.  606  und  Schlussprotokoll  dazu  ib.  S.  614),  welcher 
Vertrag  durch  Uebereinkunft  von  1./5.  1880  (Reichsgesetzbl.  1880  S.  149) 
verlängert  worden  war.  Uebrigens  hatte  dieser  Handelsvertrag  v.  1869 
nur  einen  unvollkommenen  Schutz  geboten  6). 


i;  Vgl.  darüber  auch  Reichsgericht  17./ 12.  1880  Rechtssp.  II  S.  641. 

*)  Ueber  die  Reichstagsverhandlangen  vgl.  Stenogr.  Bericht.  1872  I  S.  23  f. 
35  f ,  Dracksachen  nr.  7. 

8)  VgL  dazu  Franckel^  die  Bestimmnngea  des  österreichischea  Rechtes  gegen 
unehrbaren  Wettbewerb  8.  46.  lieber  die  Reichstagsverhandlnngen  darüber  vgl. 
Stenograph.  Berichte  1881  IV  (Anlagen)   nr    194  nnd  II  S.  1665  f.    1670  f.    1720. 

4)  Aach  bei  BohoUky  S.  10.  Vgl.  dazu  Vesque  von  Puttlingen,  Handbuch 
des  in  Oesterreich-Ungarn  geltenden  internationalen  Privatrecbts  S.  179.  180. 
Schon  vorher,  de  dato  1.  Septbr.  1865,  bestand  eine  Vereinbarung  zwischen  Bayern 
nnd  Oesterreich  über  den  gegenseitigen  Markenschutz  (publicirt  unterm  13.  Septbr. 
1865  im  bayerischen  Regierungsblatt  1865  S.  1030);  vgl.  dazu  Vesque  von  Pütt- 
lingen  S.  598. 

3)  Üeber  die  Reichstags  Verhandlungen  vgl.  Stenograph.  Berichte  1881  IV 
(Anlagen)  nr.  195,  II  S.  1665  f.  1672.  1720,  Ueber  den  a.  11  vgl.  insbesondere 
ib.  IV  S.  993.' 

«)  In  dem  angeführten  Schlussprotokoll  (Reichsgesetzbl.  1869  S.  614)  war 
nämlich  bestimmt :  „Unter  der  Bezeichnung  oder  Etikettirung  sind  blosse  Marken, 

30* 
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8.  Konsalarconvention  zwischen  Deatschland  und  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  v.  11./12.  1871  a.  17  (Reichsgesetzbl.  1872 
S.  106),  ratificirt  29./4.  1872  (ib.  S.  108).  i) 

Nicht  unter  die  Klasse  der   eine  lex  specialis   schaffenden    Staats- 
verträge gehört  die  Uebereinkunft  mit  Schweden  und  Norwegen,   welche 
durch  Auswechslung  von  Erklärungen  des  Reichskanzlers  und  des  schwe- 
disch-norwegischen Ministers  des  Auswärtigen  abgeschlossen  wurde,    und 
auf  Grund  welcher  die  Bekanntmachung  v.  11. /7.  1872  (Reichsgesetzbl. 
1872  S.  293)  erging.  Ebensowenig  die  Vereinbarung  mit  Russland,  welche 
am  18./8.  1873  (Reichsgesetzbl.  1878  S.  337)  bekannt  gemacht  wurde. 
Beide  enthalten  keine  lex  specialis,  beide   sind  vielmehr  Vereinbarung-en 
auf  Grund    des    allgemeinen  Markenrechts,    und    die  Bekanntmachungen 
wirken  gemäss  §  20  des  Markengesetzes,  wenn  sie  auch  noch  unter  der 
Herrschaft  des  §  287   des  R.-St.-G.-B.    erfolgt   sind.     Sie   eröffnen   dem 
Ausländer  den  Schutz  der  lex  generalis  in  ihrer  verschiedenartigen  Ent- 
wicklung: ehemals  den  Schutz  des  Reichsstrafgesetzbuchs,  jetzt  den  Schnts 
des  Markengesetzes. 

Ebensowenig  enthalten  eine  lex  specialis  die  zahlreichen  Vereinbar- 
ungen, auf  Grund  deren  die  oben  S.  429  erwähnten  Bekanntmachungen 
ergangen  sind,  also  die  Vereinbarung  mit  Belgien,  Luxemburg,  Brasilien, 
Dänemark,  Niederlande,  Rumänien,  Venezuela :  alle  diese  Vereinbarungen 
sind  erlassen  auf  Grund  der  lex  generalis,  und  der  ihr  entsprechende 
Markenschutz  ist  ein  Markenschutz  nach  Massgabe  des  deutschen  Marken- 
gesetzes §  20  2).  In  Bezug  auf  Rumänien  ist  indess  noch  folgendes  zu 
bemerken : 


einzelne  Bnchstaben  oder  sonstige  figürliche  Zeichen  nicht  za  verstehen.  Zam  minde- 
sten mass  der  Käme  oder  die  Firma  and  der  Wohnort  oder  Fabrikort  des  Fabrlk- 
inbabers,  Produzenten  oder  Kanflnanns  in  der  Bezeichnnng  oder  EtiketMrnng  ent- 
halten sein.  Geringe  Abänderongen  in  der  Wiedergabe  des  Namens  oder  des  Ortes, 
welche  nur  darch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden 
können,  schliessen  die  Strafbarkeit  nicht  aus*'. 

1)  Vgl.  auch  Off.  Gaz.  II  p.  418.  Ueber  die  Berathung  im  ReichsUg  vgL 
Stenograph.  Bericht  1872  T  S.  16  f.  32  f.,  Drucksachen  nr.  6  und  17. 

<)  Sie  sind  es,  obgleich  sie  theilweise  durch  Handelsverträge  mit  diesen 
Staaten  eingeleitet  sind.  Bezüglich  Belgiens  vgl.  den  Handelsvertrag  des  Zoll- 
vereins V.  22./6.  1865  (RohoUky  S.  97)  und  die  Verlängerung  desselben  22./4.  1880 
(Reichsgesetzbl.  1880  S.  148)  und  von  30./5.  1881  (Reichsgesetzbl.  1881  S.  172); 
bezüglich  der  Niederlande  vgl.  den  Handelsvertrag  v.  31./12.  1851  {RoboUky 
S.  143);  bezüglich  Luxemburgs  vgl.  BöcUker  S.  397  f. 
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In  dem  Handelsvertrage  mit  Rumänien  v.  14./11.  1877  a.  16 
(Reichsgesetzbl.  1881  S.  209)  i)  ist  lediglieh  bedungen,  dass,  sobald  in 
Rumänien  der  Schutz  der  Marken  durch  Gesetz  geregelt  sein  werde,  ein 
Abkommen  getroffen  würde,  „durch  welches  man  den  Angehörigen  eines 
jeden  der  beiden  Theile  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  in  Allem, 
was  die  ...  .  Fabrik-  und  Handelszeichen  sowie  die  Bezeichnung  oder 
£tikettirung  der  Waaren  oder  ihrer  Verpackung  betrifft,  denselben  Schutz 
wie  den  Inländern  gewährleisten  wird".  Das  Gleiche  ist  im  Handelsver- 
trag mit  Serbien  v.  6./1.  1883  a.  11  (Reichsgesetzbl.  1883  S,  45)2) 
bedungen.  Auf  Grund  des  ersteren  Vertrages  ist  die  oben  S.  429  allegirte 
Bekanntmachung  von  27. /l.  1882  ergangen;  sie  ist  ergangen,  nicht  als 
Publikation  eines  Sondergesetzes,  sondern  als  Bekanntmachung  kraft  des 
allgemeinen  Markengesetzes,  weil  das  allgemeine  Markenrecht  genügt,  um 
die  im  Handelsvertrage  vorausgesetzte  Reciprocität  herzustellen. 

§  6. 
Viele  dieser  Verträge  vereinbaren  lediglich  eine  Gleichstellung  der 
TJnterthanen  der  beiden  Vertragsstaaten :  die  Angehörigen  des  Vertrags- 
staates sollen  im  Inlande  dieselben  Rechte  haben  wie  die  Inländer.  Da 
nun  aber  auch  die  Inländer  nur  dann  geschützt  sind,  wenn  sie  im  Inlande 
ihre  Gewerbeniederlassung  haben,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass 
auch  die  Angehörigen  des  Vertragsstaates  nur  insofern  in  Betracht  kom- 
men, als  sie  in  dem  Vertragsstaate  etablirt  sind.  Eine  andere  Frage 
aber  ist  es,  ob  an  diesem  vertragsmässig  zugesicherten  Schutze  auch  die 
NichtStaatsangehörigen  des  Vertragsstaates  theilnehmen,  sofern  sie  in  dem 
Vertragsstaate  ihre  Gewerbeniederlassung  haben.  Diese  Frage  ist  aber 
sicher  zu  bejahen :  als  Angehörige,  als  Staatsangehörige  im  Sinn  dieser 
Bestimmungen  sind  die  kraft  ihrer  Gewerbeniederlassung  Angehörigen  zu 
betrachten.  Das  Gegentheil  würde  zu  der  Sonderlichkeit  führen,  dass  auch 
die  im  Vertragsstaate  etablirten  Inländer  ausgeschlossen  wären,  da  die- 
selben weder  kraft  inländischen  Gesetzes  geschützt  wären,  noch  kraft  des 
Staatsvertrages» 

Wenn  die  Staatsverträge  nun  aber  weiter  erklären,  dass  die  Aus- 
länder den  gleichen  Schutz  gemessen,  wie  Inländer,  so  entsteht  die  kapi- 
tale Frage,   ob   der  Schutz    des  Ausländers  im  Inlande    ein    principaler 


1)  Ueber  die  Reichstagsverhandlangen   s.  Stenogr.  Berichte  1881   IV  (An- 
lagen) nr.  232  und  II  8.  1673  f.  1721. 

2)  Ueber   die    Reichstagsverhandlnngen   s.    Stenogr.    Berichte    1882/83    VI 
(AnUgen)  nr.  247  and  III  S.  1989  f.  2055  f. 
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Schatz  ist,  unabhängig  davon,  ob  die  Marke  in  dem  eigenen  Lande  des 
Ausländers  Schutz  geniesst ;  es  entsteht  die  Frage,  ob  damit  das  Princip 
aufgegeben  ist,  dass  in  diesem  Falle  das  Recht  des  Ausländers  im  lulande 
nur  die  Erstrecknng  seines  Rechts  im  Heimathstaate  ist ;  es  fragt  sich  mit 
anderen  Worten,  ob  nach  Massgabe  des  Vertrages  ein  doppeltes  principales 
Markenrecht  des  Ausländers,  in  seinem  Lande  und  in  dem  Inlande,  besteht, 
so  dass  ein  jedes  von  beiden,  vom  andern  unabhängig  seine  Wege  g-eht. 
Diese  Frage  ist  aber  strikte  zu  verneinen.  Der  Sinn  des  Staatsvertrages 
ist  es,  dass  die  nationalen  Schranken  fallen  sollen,  dass  der  Ausländer  mit 
seinem  ihm  eigenen  Rechte  im  Inlande  geschützt  werden  soll,  wie  ein 
Inländer  mit  dem  seinigen,  dass  das  Recht,  welches  der  Ausländer  in 
seinem  Niederlassungsstaate  erworben  hat,  im  Inlande  ebenso  respectirc 
werden  soll,  wie  dasjenige  Recht,  welches  der  Inländer  in  seinem  eigenen 
Lande  erlangt  hat;  mit  andern  Worten:  der  gleiche  Schutz  des  In-  und 
Ausländers  ist  ein  relativ  gleicher  Schutz,  es  ist  ein  Schutz  des  In-  und 
Ausländers,  eines  jeden  nach  seinem  eigenen  Rechte.  Darum  ist  auch  hier 
das  Recht  des  Ausländers  nur  eine  Erstreckung  desjenigen  Rechts,  welches 
ihm  der  Niederlassungsstaat  gewährt:  auch  hier  setzt  darum  der  inlän- 
dische Schutz  voraus,  dass  ein  Recht  im  Niederlassungsstaate  besteht, 
und  er  dauert  nur  so  lange  als  dieses  i).  Richtig  haben  darum  auch  die 
deutsch-österreichischen  Handelsverträge  v.  1878  und  1881  den  Zusatz  auf- 
genommen: „der  Schutz  von  Fabrik-  und  Handelsmarken  wird  den  Ange- 
hörigen des  anderen  Theiles  nur  insofern  und  auf  so  lange  gewährt,  als 
dieselben  in  ihrem  Heimathsstaate  in  der  Benutzung  der  Marken  geschützt 
sind"  (a.  20).  Ganz  ebenso  auch  der  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz 
V.  1881  a.  11.  Ausführlicher  noch  sind  die  Bestimmungen  des  neuen 
italienisch-deutschen  Handelsvertrags  von  1883  a.  5  ;  das  Markenrecht 
im  Vertragsstaat  dauert  hiernach  nur  so  lange,  als  „das  Gesetz  ihres 
Heimathstaates  dasselbe  gewährt"  ;  und  wenn  die  Marke  im  Ursprungs- 
lande im  freien  Gebrauche  steht,  so  kann  dieselbe  auch  im  Vertragsstaat 
nicht  „den  Gegenstand  ausschliesslicher  Benutzung  bilden".  Aehnlich  auch 
der  neue  spanisch-deutsche  Handelsvertrag  v.  12./7.  1883  a.  7. 


1)  Anderer  Moinnng  Trib.  Angoul6me  26/1.  1884  Journ.  da  droit  intern, 
prive  XI  294.  295,  wo  gesagt  ist,  dass  der  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  nnd 
Belgien  „loin  de  snbordonner  la  propri6t6  des  marques,  dans  l'nn  on  l'antre  pays, 
k  raccomplissement  simaltan6  des  formalites  exig^es  par  les  l^gislations  des  dem 
pays,  n'exige  qne  raccomplissement  de  celle.s  pr^vaes  par  les  lois  da  pays  dans 
leqnel  l'^tranger  desire  s'assurer  la  propri^t^  de  la  marqae  (295)*^.  Vgl.  aber  aach 
dazu  die  Redactionsnote  ib.  p.  296.  297. 
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Es  gilt  also  auch  hier  das  Frincip  von  der  Einheit  des  Marken- 
rechts und  von  der  accessorischeu  Erstrecknng  desselben,  und  es  gelten 
darum  alle  Consequenzen  dieses  Princips,  insbesondere  auch  die,  dass  für 
die  objective  Zulässigkeit  der  Marke  das  Gesetz  des  Heimathstaates,  nicht 
das  inländische  Gesetz  massgebend  ist.  Das  ist  auch  in  a.  5  des  neuen 
deutsch-italienischen  Handelsvertrages  v.  1883  ausdrücklich  gesagt  — 
einer  Stelle,  die  bereits  oben  S.  437  allegirt  ist.  Was  aber  die  subjectiven 
Voraussetzungen  betrifft,  so  muss  man  auch  hier  von  dem  deutschen  Kauf- 
mannsbegriff und  von  dem  Eintrag  in  ein  Firmenregister  absehen;  aber 
auch  hier  ist  vorauszasetzen,  dass  der  Markenberechtigte  ein  Gewerbe- 
treibender, ein  Producent  oder  ein  Handeltreibender  ist.  Das  ergibt  sich 
aus  der  ganzen  Tendenz  der  Handelsverträge,  es  ergibt  sich  aus  dem 
Ausdrucke  Fabrik-  und  Handelsmarke,  dessen  die  Staats  vertrage  sich  zu 
bedienen  pflegen. 

Die  objectiven  Bedingungen  sind  auch  hier  andere  für  die  Namen-  und 
Firmenbezeichnung,  und  für  das  Waarenzeichen.  Das  Namen-  und  Firmen- 
recht ist  schon  an  und  für  sich  gegeben  und  bedarf  keiner  weiteren 
formalen  Bethätigung;  und  nur  das  ist  hier  hervorzuheben,  dass,  wenn 
die  Verträge  von  Fabrik-  und  Handelszeichen  sprechen,  naturgemäss  auch 
die  primäre  Bezeichnung  durch  Name  und  Firma  hier  inbegriffen  ist^). 
In  Bezug  auf  das  Waarenzeichen  aber  kommen  zwei  Dinge  in  Betracht : 
Anmeldung  und  Prorogationserklärung ;  in  dieser  Beziehung  nun  verhält 
es  sich  mit  den  Staatsverträgen,  wäe  folgt.  Setzt  der  Vertrag  ledig- 
lich den  Aasländer  dem  Inländer  gleich,  so  ist  damit  von  selbst  gesagt, 
dass  der  Ausländer  im  Inlande  anmelden  mass ;  und  da  für  Ausländer  in 
Deutschland  nur  ein  Eegistergericht  besteht,  nämlich  das  Registergericht 
zu  Leipzig,  so  steht  gleichfalls  ausser  Zweifel,  dass  die  Anmeldung  des  Aus- 
länders in  Leipzig  za  geschehen  hat.  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
Prorogationserklärung.  Diese  ist  keine  Bedingung  der  Eintragung  über- 
haupt, sondern  eine  von  dem  deutschen  Markengesetze  für  die  Ausländer 
und  nur  für  die  Ausländer  gesetzte  Bedingung,  eine  Bedingung  gesetzt 
von  der  lex  generalis  für  die  nach  Massgabe  der  lex  generalis  zu  schützen- 
den Ausländer.  wSie  gilt  daher  nicht  für  diejenigen  Ausländer,  welche 
ihren  Schutz  nicht  aus  der  lex  generalis,  sondern  aus  der  lex  specialis 
ableiten:  das  Gegentheil  stünde  mit  der  Bestimmung  im  Widerspruch, 
dass  der  Inländer  dem  Ausländer  gleichstehe.  Ja,  in  dem  italienisch- 
deutschen Handelsvertrag    v.    4./5.  1883    a.  5    ist   ausdrücklich   gesagt, 


0  Vgl.  Reichsgericht  14./10.  1880Entsch.  in  Strafsachen  II  S.  344,  und  Ideni 
15./6.  1883  cit.  bei  Kayser  und  Caspar,   Arch.  f.  Gesetzgebung  I  S.  647. 
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dass  der  Aasländer  „die  Förmlichkeiten  und  Bedingangen  erfiillen"  muss^ 
^welche  die  innere  Gesetzgebung  eines  jeden  der  beiden  Staaten  den  In- 
ländern auferlegt^  ^).  Nur  dann  verhält  es  sich  anders,  wenn  die  lex 
specialis  diese  Bedingung  in  sich  mit  aufnimmt,  sei  es  ausdrücklich,  sei 
es  stillschweigend  durch  Verweisung  auf  die  lex  generalis.  So  findet  sich 
dies  beispielsweise  in  dem  deutsch- österreichischen  Handelsvertrag  von 
1881  a.  20:  • 

„Die  Angehörigen  eines  jeden  der  vertragschliessenden  Theile  haben 
jedoch  die  in  dem  Gebiete  des  anderen  Theiles  durch  Gesetze  oder 
Verordnungen  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  Förm- 
lichkeiten zu  erfüllen".  Ebenso  der  deutsch-schweizerische  Handels- 
vertrag V.  188*1  a.  11.  Aehnlich  das  Schlussprotokoll  des  neuen  deutsch- 
spanischen Staatsvertrags  von  1883  ad  a.  7  :  „haben  die  Angehörigen  der 
Hohen  vertragschliessenden  Theile  die  in  dem  betreffenden  Lande  durch 
Gesetz  oder  Verordnung  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  erfüllen". 
(Reichsgesetzbl.-Bl.  1883  S.  326.  327.) 

Richtiger  wäre  es  gewesen,  wenn  das  deutsche  Gesetz,  anstatt  eine 
Prorogationserklärung  zu  verlangen,  eine  gesetzliche  Competenz  des  Re- 
gistergerichts für  die  Löschungsklage  eingeführt  hätte.  Dann  würde  sich 
diese  Competenzordnung  ohne  weiteres  auch  auf  die  ausländischen  Marken, 
auch  auf  die  „  Vertragsmarken  ^,  erstrecken,  da  sie  lediglich  eine  interne 
processuale  Normirung  enthielte,  da  sie  keine  Sonderbedingung  für  das 
Ausland  wäre. 

Da  durch  die  lex  specialis  die  ausländischen  Marken,  sobald  sie  im 
Inlande  registrirt  sind,  den  inländischen  gleichgestellt  sind,  so  stehen  sie 
ihnen  auch  gleich  bezüglich  der  Ausdehnung  des  Markenrechts,  welches 
bei  Namen-  und  Firmenmarken  generell,  bei  Waarenzeichen  auf  bestimmte 
Arten  von  Waaren  beschränkt  ist ;  sie  stehen  ihnen  endlich  gleich  bezüg- 
lich der  Erlöschungsgründe,  sofeme  nicht  aus  ihrer  Eigenschaft  als  aus- 
ländische Marken  von  selbst  etwas  anderes  hervorgeht  —  in  welcher  Be- 
ziehung auf  die  obigen  Ausführungen  S.  443  zu  verweisen  ist.  Insbe- 
sondere gilt  auch  bei  ihnen  das  Gebot  der  periodischen  Erneuerung  bei 
Verlust  der  Marke :  auch  bei  ihnen  also  wirkt  der  non  usus  die  Erlösch- 
ung des  Rechts  —  und  der  legale  usus  besteht  eben  auch  hier  in  perio- 
discher Anmeldung.  Dies  ist  auch  im  deutsch-italienischen  Handelsvertrag 
von  1883  a.  5  ausdrücklich  ausgesprochen;  denn  hiernach  soll  das  Recht 


1)  Sotto  riserva  dell'  adempimento  delle  formaliU  e  delle  condizioni  im- 
poste  ai  nazionali  dalla  legislazione  interna  dl  ciascuno  Stato  (Reichsgesetzbl. 
1883  S.  112.). 
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des  Ausländers  nicht  länger  daaern,  „als  das  Gesetz  des  Ortes  es  hin- 
sichtlich der  Inländer  zülässt''  (nh  di  quella  [sc.  dorata]  fissata  dalla 
le^ge  del  luogo  a  rigaardo  dei  nazionali). 

§  7. 

Einen  bedeutenden  Fortschritt  im  internationalen  Markenrecht,  einen 
bedeutenden  Schritt  nach  dem  idealen  Weltrecht,  welchem  die  Entwicke- 
lung  entgegenstrebt,  repräsentirt  das  im  Jahre  1880  in  Paris  ausge- 
arbeitete Project  einer  internationalen  Vereinbarung,  ein  Project,  auf 
Grund  dessen  ein  Unions vertrag  mehrerer  Staaten  am  20./3.  1883  zu 
Stande  kam,  welcher  Vertrag  seitdem  am  6.  Juni  1884  durch  Niederlegung 
der  Ratificationsurkunden  perficirt  worden  ist  i).  Es  ist  in  demselben 
nicht  nur  eine  Reihe  von  Sätzen  speciell  ausgesprochen,  welche  wir  als 
die  Folgerung  aus  allgemeinen  Principien  entwickelten :  so  der  Satz,  dass, 
'wer  in  einem  Vertragsstaate  seine  Niederlassung  hat,  den  Staatsange- 
hörigen dieses  Staates  im  Markenrechte  gleichsteht ;  so  der  weitere  Satz, 
dass  jede  im  Niederlassungsstaate  geschützte  Marke  in  den  übrigen  Ver- 
tragsstaaten Schutz  geniesst,  dass  also  für  die  objectiven  Voraussetzungen 
der  Markengultigkeit,  insbesondere  für  die  zulässige  Gestalt  und  Bildung 
der  Marken,  die  Bestimmungen  des  Niederlassungsstaates  allein  entscheiden 
— '  nicht  nur  diese  declaratorischen  Bestimmungen  enthält  der  Vertrag :  er 
enthält  noch  wichtige  Neuerungen,  darunter  einmal  die  bereits  oben  aus- 
geführte Bestimmung  über  die  Beschlagnahme  der  markenwidrigen  Waaren 
bei  der  Einfuhr;  sodann  aber  noch  eine  weitere  Bestimmung,  welche  für 
die  Entwicklung  eines  Weltmarkenverkehrs  hoch  bedeutsam  ist. 

Wie  oben  S.  439  bemerkt,  macht  der  Schutz  ausländischer  Marken 
Halt,  wenn  ihnen  eine  loyal  erworbene  inländische  Marke  entgegentritt, 
flofem  diese  inländische  Marke  erworben  wurde,  bevor  die  ausländische 
nationalisirt,  bevor  dieselbe  im  Inlande  zur  Registrirung  gelangt  ist:  für 
die  Priorität  der  Ausländermarke  in  CoUision  mit  einer  Marke  des  Inlandes 
kommt  nicht  der  Moment  ihres  Erwerbs  im  Auslände,  sondern  der  Moment 
ihrer  Nationalisirung  im  Inlande  in  Frage.  Dies  ist  aber  ein  starkes,  oft 
unüberwindliches  Hemmniss  für  den  Weltmarkenverkehr,  da  auch  die 
grösste  Dillgenz  es  nicht  bewirken  kann,  dass  die  Registereinträge  in  allen 
Staaten  gleichzeitig  erfolgen:   im  Gegentheil,    die  auswärtigen  Register- 


1)  Vgl.  bezüglich  Frankreichs  noch  das  Circnlar  des  französ.  Handelsmini- 
sters V.  26./8.  1884  Fat.  XXIX  p.  300  f.  Die  englische  Beitrittserklärnng  znr 
Convention  s.  bei  Sebastian,  law  of  trade  marks  p.  LXXVII  f.;  vgl.  auch  Order 
in  Council  v.  26./6.  1884  ib.  p.  LXXVIII  f. 
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eintrage  Betzen  den  heimathlichen  Eintrag  vorans,  müssen  daher  nothi;rendig 
in  einen  späteren  Zeitpunkt  fallen.  In  der  Zwischenzeit  nun  kann  sehr 
leicht  in  irgend  einem  der  Vertragsstaaten  ein  Dritter  dieselbe  Marke 
zam  Eintrag  bringen  und  damit  die  an  sich  ältere  Ausländermarke  vom 
inländischen  Verkehr  ausschliessen ;  er  kann  es  optima  fide,  so  dass  seine 
Marke  nach  den  Grundsätzen  des  Inlandes  gültig  und  exclusiv  ist;  aber 
auch  wenn  er  deceptiv  und  mala  fide  handelt,  wird  der  Nachweis  der 
Deception  häufig  auf  Schwierigkeiten  stossen.  Schon  der  deutsch-franzö- 
sische Handelsvertrag  von  1862  hat  diese  Complication  erkannt  und 
zu  dem  Aushülfsmittel  gegriiFen,  dass  eine  solche  später  erworbene  In- 
ländermarke der  ausländischen  Marke  den  Eintritt  in  das  Inland  nicht 
verwehre,  dass  mithin  keine  der  beiden  Marken  die  andere  ausschliesse  und 
beide  neben  einander  fungiren ;  so  der  deutsch-französische  Vertrag  a.  28  i). 
Allerdings  ist  dies  eine  etwas  schiefe  Situation,  aber  immerhin  besser, 
als  wenn  die  ältere  Ausländermarke  ganz  ausgeschlossen  wäre.  Vgl.  auch 
Appelh.  Paris  26./5.  1868  PcUaiUe  XIV  p.  167  und  vgl.  auch  die  Ver- 
handlungen in  der  französischen  Kammer  19./6.  1865,  Prop.  ind.  I  5 
und  6  Rev.  p.  69  flf.2j  In  anderer,  durchgreifender  Weise  sucht  der 
soeben  erwähnte  Unionsvertrag  zu  helfen ;  er  will  helfen  durch  eine  Sperr- 
frist von  3  oder  resp.  4  Monaten  3):  innerhalb  dieser  Sperrfrist  kann  der 
Eintrag  in  jedem  Vertragsstaate  mit  der  Wirkung  erfolgen,  dass  für  die 
Priorität  der  Moment  des  Eintrags  im  Niederlassungsstaate  ent- 
scheidend ist,  dass  mithin  ein  inzwischen  vollzogener  Eintrag  eines 
Dritten  zusammenfällt.  Das  Hülfsmittel  ist  nicht  einwandfrei,  aber 
immerhin  das  beste  aller  möglichen  Mittel,  da  die  Anlegung  eines  gemein- 
samen W^eltmarkenregisters  für  alle  Vertragsstaaten  gewiss  undurchführbar 
ist.  Entsprechend  hat  denn  auch  das  neue  englische  Ges.  a.  103  bestimmt: 
„If  Her  Majesty  is  pleased  to  make  any  arrangement  with  the  Govern- 
ment .  .  of  any  foreign  State  .  .  for  mutaal  protection  of  .  .  .  .  trade 
marks  .  .  .,  then  any  person  who  has  applied  for  protection  for  any  .  .  . 
trade  mark  in  any   such  State,   shall   be   entitled  .  .  .  ,   to  registration 


1)  Art.  28  Abs.  2  :  „Wegeu  des  Gebrauchs  der  Fabrikzeichen  des  einen  Landes 
in  dem  anderen  soll  eine  Verfolgung  nicht  stattfinden,  wenn  die  erste  Anwendung 
dieser  Fabrikzeichen  in  dem  Lande,  aus  welchem  die  Ausfuhr  der  Erzeugnisse  er- 
folgt, in  eine  frühere  Zeit  fällt,  als  die  durch  Niederlegung  oder  auf  andere  Weise 
bewirkte  Aneignung  dieser  Zeichen  in  dem  Lande  der  Einfuhr"    {ßohohky  S.  50). 

<)  Es  ist  seltsam,  wie  sehr  diese  einfache  Bestimmung  in  Frankreich  oft 
verkannt  und  missverstanden  worden  ist;  sie  ist  doch  nicht  unklar,  sondern  ein- 
fach und  bändig. 

3)  3  Monate  als  Regel,  4  Monate  für  die  überseeischen  Marken. 
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of  bis  .  .  .  .  trade  mark  ...  in  priority  to  other  applicants; 
and  such.  .  .  registration  shall  have  the  same  date  as  the 
date  of  the  protection  obtained  in  such  foreign  State.  Provided  that  this 
application  is  made  ....  in  the  case  of  a  .  .  .  .  trade  mark  within 
four  months,  from  his  applying  for  protection  in  the  forefgn  State 
with  which  the  arr«ingement  is  in  force".  Und  da  in  England  nicht  nur 
der  Eintrag,  sondern  auch  der  Gebrauch  der  Marke  für  die  Priorität  ent- 
scheidend ist,  so  bestimmt  der  a.  103  weiter,  dass  auch  der  inländische 
Gebrauch  der  Marke  in  dieser  Zwischenzeit  der  ausländischen  Marke  nicht 
iräjudicire:  „the  use  therein  during  such  periods  of  the  trade  mark  shall 
lot  invalidate  ....  the  registration  of  the  .  .  .  .  trade  mark*'  i). 

Wie  bereits  bemerkt,  wurde  am  20.  März  1883  auf  Grund  des 
E*rojects  ein  ünionsvertrag  mehrerer  Staaten  einstweilen  unterzeichnet,  und 
am  6.  Juni  1884  wurden  die  Eatificationen  in  Paris  übergeben.  Die 
Staaten,  welche  bereits  im  Jahr  1883  zeichneten,  sind:  Schweiz,  Frank- 
reich, Belgien,  Holland,  Italien  2),  Spanien,  Portugal,  Serbien ;  ferner  Bra- 
silien, Salvador  und  Guatemala.  Im  a.  16  des  Vertrags  war  vorge- 
sehen: „Les  Etats  qui  n'ont  point  pris  part  ä  la  präsente  Convention 
seront  admis  ä  y  adh^rer  sur  leur  demande".  Entsprechend  ist  unterm 
17.  März  1884  England,  bald  darauf  auch  Tunis  und  Ecuador  beigetreten. 
Die  Ratificationsurkunden  wurden  am  6.  Juni  1884  geprüft  und  im  fran- 
zösischen Ministerialarchiv  deponirt:  „ce  d^pöt  devant  tenir  lieu  d'^change 
des  dits  Actes  3). 


i)  Auf  Grand  dieser  Gesetzesbestimmang  konnte  England  dem  Ünionsvertrag 
beitreten.  Dieselbe  gehört  zu  den  Antorisations-  oder  Ermächtigangsgesetzen, 
durch  welche  in  England  häufig  der  Krone  freie  Befugniss  gegeben  wird,  inner- 
halb eines  bestimmten,  sonst  der  Parlamentsmitwirkung  unterstehenden,  Gebietes 
Verordnungen  zu  erlassen  oder  Staatsverträge  mit  legaler  Wirkung  abzuschliessen; 
solche  Antorisationsgesetze  bestehen  in  England  in  weitem  Umfang,  z.  B.  be- 
züglich des  Postwesens  u.  s.  w.  Vergl.  Meiere  Abschluss  von  Staats  vertragen 
S.  122.  144  f.     Vgl.  auch  oben  S.  438  Note  3. 

>J  Um  die  Durchführung  der  Vereinbarung  in  Italien  zu  fördern,  hat  der 
Ackerbau-  und  Handelsminister  ein  Circular  an  die  Präfecten,  Unterpräfecteii  und 
Präsidenten  der  Handelskammern  erlassen,  welches  dieselben  auf  die  Hanptbestim- 
xnnngen  der  Convention  besonders  aufmerksam  macht.  Vgl.  die  Mittheilung  vom 
1.  August  1884  in  den  Juristischen  Blättern  y.Burian  nnd  Johanny  1884  S.  368  f. 

3)  Nach  a.  13  des  Unionsvertrages  soll  auf  Kosten  der  Vertragsstaaten 
ein  internationales  Centralbureau  in  Bern  unter  dem  Kamen:  ^^Bureau  international 
de  rUnion  pour  la  protection  de  la  Propri^te  industrielle^  errichtet  werden.  Nach 
Mittheilungen  soll  dasselbe  vom  1.  Januar  1885  an  eine  monatliche  Zeitschrift  unter 
dem  Titel:  La  Propri^t6  industrielle  erscheinen  lassen,  welche  dazu  bestimmt  ist, 
die  Bestrebungen  der  Union  zu  fördern. 


476 

Deutschland  hat  sich  bis  jetzt  dieser  Convention  nicht  angeschlossen i). 
Eine  baldige  Durchführong  derselben  in  allen  Eoltnrstaaten,  eine  marken- 
rechtliche Weltonion  wäre  im  höchsten  Grade  wttnschenswerth,  entsprechend 
der  Universalität  des  modernen  Verkehrs,  welcher  ein  universelles  jus 
gentium  postulirt,  welcher  dahin  strebt,  dass  die  Rechte  der  Verkehi- 
treibenden  durch  das  ganze  internationale  Verkehrsgebiet  hindurch  ihre 
volle  und  ungetheilte  Anerkennung  finden  —  und  das  gerade  auf  dem 
Felde  der  Marke,  welche  ja  nichts  anderes,  als  das  Abzeichen  der  Per- 
sönlichkeit ist. 


1)  Ein  Anschlnss  Deutschlands  ist  bereits  von  verschiedenen  Seiten  angeregt 
worden;  so  von  der  Versammlang  deutscher  Ingenieure  im  September  1884  ii 
Mannheim,  so  von  verschiedenen  Handelskammern.  (Nach  gutiger  Mittheilung  des 
Herrn  Dr.  Landgraf,)  Von  Seiten  des  Vereins  deutscher  Ingenieure  ist  unterm 
24.  October  eine  Eingabe,  bezöglich  des  Eintritts  Deutschlands  in  die  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigenthums,  an  die  Reichsregierung  gerichtet  worden; 
vgl.  dieselbe  im  Patentanwalt  1884  S^.  121B  f. 


J.   Markenfinanzrecht. 


Die  Marke  zahlt  keine  Steuer,  sondern  nnr  eine  Gebühr,  and  zwar 
eine  Eintragungsgebühr ;  aber  nur  für  die  erste  Eintragung,  nicht  für  die 
Erneuerung:  die  Gebühr  beträgt  50  Mark,  §  7  d.  Ges.  Die  Löschung 
geschieht  unentgeltlich,  §  7  d.  Ges. 

Die  landesgesetzlich  geschützten  Zeichen  sollen  ohne  Gebühr  ein- 
getragen werden;  Voraussetzung  ist,  dass  der  landesgesetzliche  Schutz 
im  Momente  der  Anmeldung  noch  besteht,  und  da  derselbe  spätestens  am 
letzten  September  1875  erloschen  ist  (§  21),  so  gehört  die  Bestimmung  jetzt 
der  Vergangenheit  an:  sie  hatte  nur  Bedeutung  für  die  Anmeldung  landes- 
gesetzlicher Zeichen,  welche  vor  dem  1.  October  1875  erfolgt  ist.  Der 
Grund  dieser  Exemtion  ist  leicht  ersichtlich:  er  beruht  darauf,  dass  es 
sich  für  diese  Zeichen  nicht  um  die  Erwerbung  eines  neuen  Schutzes, 
sondern  um  die,  allerdings  erweiterte,  Fortdauer  des  alten  Schutzes  handelt. 
Auch  für  die  bloss  Individualberechtigten,  also  für  diejenigen,  deren  Zeichen 
bis  zum  1.  Januar  1875  im  Verkehr  als  die  Bezeichnung  ihres  Geschäftes 
anerkannt  war,  konnte  durch  die  Landesgesetzgebung  eine  solche  Exemtion 
bewilligt  werden  ^) ;  denn  auch  diesen  gewährte  die  Eintragung  nur  eia 
Markenrecht  an  Stelle  des  seitherigen  (wenn  auch  vielfach  latenten)  In- 
dividualrechts: sie  gewährte  das  eine  Recht  an  Stelle  eines  andern,  sie 
gewährte  ihnen  nicht  ein  Recht  an  Stelle  eines  ehemaligen  Nichtrechts. 
Auch  diese  Bestimmung  gehört  übrigens  der  Vergangenheit  an,  denn  auch 
sie  bezog  sich   nur  auf  solche  Marken,    deren  Anmeldung    innerhalb  des 


^)  Dies  ist  z.  B.    in  Bayern    geschehen   kraft  königL  Verordnung  von  1./4* 
1875    §  2. 
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gesetzlichen  laxamentum  temporis,    d.  h.    vor    dem  1.  October  1875  be- 
wirkt wurde  i). 

Die  bezahlte  Taxe  kann  nicht  zurückgefordert  werden,  auch  dann 
nicht,  wenn  sich  die  Marke  als  nichtig  und  darum  der  Eintrag  sich  als 
ein  leerer  Schein  erweisen  sollte;  insbesondere  ist  von  einer  Rückforde- 
rung keine  Rede,  wenn  die  Marke  sich  als  ein  Freizeichen  enthüllt,  wenn 
sie  in  das  Recht  eines  Andern  eingreift,  wenn  dasselbe  Zeichen  bereits 
für  einen  Andern  eingetragen  war.  Es  verhält  sich  hiermit  ganz  anders, 
als  mit  der  Patentsteuer  bei  einem  nichtigen  Patente  ^) :  die  Gebühr  ist 
nicht  wie  die  Patentsteuer  eine  Leistung  an  den  Staat  aus  den  Erträg- 
nissen eines  rechtlich  geschützten  Vermögensgutes,  sondern  eine  Gegen- 
leistung für  die  zur  Begründung  des  Markenrechts  vom  Staate  entwickelte 
Thätigkeit,  also  für  eine  Thätigkeit,  welche  in  gleicher  Weise  zu  Gun- 
sten der  nichtigen,  wie  zu  Gunsten  der  gültigen  Marke  entwickelt  worden 
ist:  die  Markengebühr  entspricht  daher  rechtlich  der  Patentertheilungs- 
gebühr  3),  nicht  der  progressiven  Patentsteuer,  für  welche  es  im  Gebiete 
des  Markenrechts  kein  Analogon  gibt :  denn  die  Marke  ist  steuerfrei. 

Die  Taxe  ist  höher  als  im  französischen  Rechte,  wo  nur  eine  ganz 
minime  Gebühr  erhoben  wird,  a  4  d^  Ges.  1857,  aber  allerdings  nicht 
nur  für  die  erste,  sondern  für  jede  Eintragung,  a.  3  und  4  ib.,  Calmels 
nr.  59  p.  40.  Doch  ist  gegen  die  Höhe  im  Allgemeinen  keine  Ausstell- 
ung zu  machen,  sofern  man  nur  dabei  beachtet,  dass  die  verschiedenen 
Modalitäten  einer  und  derselben  Marke,  die  innerhalb  derselben  Marken- 
sphäre liegen,  nur  als  eine  Marke  und  ihr  Eintrag  nur  als  ein  Eintrag 
zu  behandeln  ist*).  Nur  für  den  Fall,  dass  eine  Firma  eine  ganze  Reihe 
von  Marken  gleichzeitig  anmeldet,  liesse  sich  eine  entsprechende  Herab- 
setzung empfehlen,  wie  dies  auch  von  dem  Congr.  intern,  p.  372  f.  be- 
betont worden  ist,  und  wie  es  der  Analogie  des  Musterrechts,  wie  es 
dem  §  12  des  Mustergesetzes  entsprechen  würde. 

Die  Markengebühr  fliesst  an  den  Fidcus  des  Staates,  dem  das  Re- 
gistergericht angehört,  nicht  an  den  Reichsfiscus;  dies  gilt  auch  für  die 
Gebühren,  welche  in  Leipzig  für  den  Eintrag  ausländischer  Marken  erlegt 


*)  Anfidrficklich  sagt  dieses  das  Markengesetz  nicht;  doch  ergibt  sich  dies 
mit  Sicherheit  ans  den  £rwägangen  oben  S.  204  f. 

2)  Vgl.  mein  Patentrecht  S.  245.  Meine  dortige  Anfstellong  hat  Wider- 
sprach, nirgends  aber  eine  Widerlegung  erfahren. 

8)  Vgl.  mein  Patentrecht  S.  140  f.  Ueber  diese  Gebühr  vgl.  anch  Schall  in 
Schönbergs  Handbach  der  politischen  Oekonomie  II  S.  80  f.  100,  Wagner,  Finanz- 
vissenschaft  II  S.  61. 

4)  Vgl.  oben  S.  322  f. 
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werden,  obgleich  in  dieser  Beziehung  Leipzig,  dem  Auslande  gegenüber^ 
ganz  Deutschland  vertritt;  vgl.  auch  Maillard  de  Mara/y^  le  nouveau 
regime  des  marques  de  fabrique  p.  6.  ^) 

Zu  der  Eintragungsgebühr  kommen  noch  die  Kosten  der  Publikation : 
nur  die  Kosten  der  Eintragungspublikation  hat  der  Markenberechtigte  zu 
tragen,  er  hat  sie  aber  auch  dann  zu  tragen,  wenn  der  Eintrag  in  das  Kegi- 
ster  gebührenfrei  erfolgt ;  dagegen  trägt  er  nicht  die  Kosten  der  Löschungs- 
publikation,  vgl.  §  6  d.  Gres. :  man  hat  dabei  richtig  erwogen,  dass  die 
Publikation  der  Löschung  nicht  im  IntercRse  des  Einzelnen,  sondern  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  erfolgt,  wesshalb  auch  ihre  Kosten  der  öffent- 
lichen Kasse,  nicht  der  Kasse  der  Privaten  zuzuweisen  seien,  vgl.  Motive 
S.  637.  Ueber  den  Betrag  der  Publikationskosten  enthält  die  Bekannt- 
machung vom  8./2.  1875  folgendes :  die  Eintragungspublikation  kostet 
6  Mark  (jedoch  ausschliesslich  der  Kosten  für  das  Schneiden  des  Stockes), 
die  Löschungspublikation  2  Mark,  worunter  aber  Rückporto  und  ähnliches 
inbegriffen  ist. 

H  Um  das  Reich  za  betheiligen,  könnte  etwa  neben  der  bezeichneten  Ge- 
bühr ein  Reichsstempel  eingeführt  werden,  wie  dies  anch  bereits  vorgeschlagen 
worden  ist.    Vgl.  anch  Wagner  a.  a.  0.  II  S.  51  Note  24. 


K.   Unterstützung  des  Marken- 
rechts durch   anderweitige  In- 
stitutionen. 


§  1. 

Das  französische  Recht  kennt  ein  interessantes  Mittel,  um  die 
Aechtheit  der  Marke  zu  sichern  and  um  den  Schatz  derselben  zu  steigern: 
um  ihr  insbesondere  auch,  trotz  der  Mängel  des  inteiiiationalen  Rechts, 
im  Auslande  eine  rechtliche  Stellung  zu  erringen.  Ich  meine  das  Mittel 
der  Stempelung  der  Marke,  welches  durch  das  französ.  Ges.  v.  26./11. 
1873  eingeführt  und  durch  Ausführungsdekret  v.  25./6.  1874  näher  ge- 
regelt wurde :  der  Inhaber  einer  eingetragenen  Marke  kann  gegen  Zahlung 
einer  bestimmten  Gebtihr  die  Signirung  der  Marke  mit  dem  staat- 
lichen Stempel  verlangen;  vgl.  auch  Fliniaux  p.  92  f.,  Amh.  Rendu 
nr.  261  f.  Diese  Stempelung  hat  für  den  Berechtigten  eine  Reihe  sehr 
bedeutsamer  Vortheile:  wenn  jetzt  ein  Dritter  diese  Marke  in  einer  den 
Verkehr  täuschenden  Weise  nachmachen  wollte,  so  mttsste  er  zugleich 
den  staatlichen  Stempel  nachmachen  und  würde  sich  dadurch  eines  crimi- 
nellen Vergehens  schuldig  machen  :  dadurch  wird  die  ächte  Marke  im 
Verkehr  von  der  unächten  abgehoben,  und  die  gestempelte  Marke  ist  mit 
einer  doppelten  strafrechtlichen  Schutzmauer  umgeben,  welche  der  gewöhn- 
liche Contrefacteur  nicht  durchbrechen  wird ;  denn  mancher  wagt  es,  eine 
Marke  nachzumachen,  wenige  werden  es  wagen,  einen  öffentlichen  Stempel, 
also    eine  öffentliche  Urkunde    zu   fälschen  i).     Noch   höher   zu  schätzen 


1)  Ueber  die  Urkandenqnalität  des  Stempels  vgl.  Liszty  d.  Strafirecht  (2.  Aufl.) 
S.  482,  Oppenkqff,  Kommentar  ad  §  267  nr.  42.  59.  95.  Solche  Stempel  sind  wohl 
za  anterscheiden  von  den  Werthzeichenstempeln  des  $  275.  276  d.  R.-St.-G.-B. 
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sind  die  Vortheile  einer  solchen  Institution  im  internationalen  Verkehr : 
dieselbe  kann  im  Aaslande  fast  geradezu  den  Markenschutz  ersetzen,  sie 
kann  der  Marke  einen  strafrechtlichen  Schutz  im  Auslande  erzwingen,  auch 
wenn  das  Ausland  den  Marken  des  Inlandes  keinen  Schutz  oder  doch 
keinen  strafrechtlichen  Schutz  gewährt:  der  Ausländer  könnte  in  diesem 
Falle  zwar  die  Marke  nachmachen,  ohne  in  die  Schlinge  des  Strafrechts 
zu  fallen ;  aber  er  würde  sofort  vom  Strafrechte  erfasst,  wenn  er  den 
Stempel  des  Inlandes  nachmachte ;  denn  dies  wäre  Fälschung  einer  öffent- 
lichen Urkunde,  und  die  Fälschung  einer  öffentlichen  Urkunde  ist  gemeinig- 
lich bestraft,  auch  wenn  es  sich  um  die  Urkunde  eines  fremden  Staates 
handelt:  das  Interesse  an  der  Sicherheit  des  Urkundenverkehrs  ist  ein 
allgemeines  Interesse,  nicht  ein  specielles  Interesse  des  Staates,  auf  dessen 
Namen  die  Urkunde  geht,  und  darum  ist  die  strafrechtliche  Sicherung 
eine  Sicherung  aller  öffentlichen  Urkunden,  nicht  bloss  der  inländischen ; 
so  denn  auch  ausdrücklich  §  267  des  R.-Str.-G.-B.,  und  vgl.  auch  Ols- 
hausefij  Kommentar  S.  1028 ;  zur  Sache  vgl.  meine  Ausführung  in  der 
krit.  Viertelj.. Schrift  N.  F.  II  S.  528  und  Mayer  p.  100  f.  i). 

Dessenungeachtet  ist  diese  Institution  im  französischen  Verkehr  wenig 
in  Gebrauch  gekommen ;  allein  der  Grund  ist  leicht  ersichtlich :  der  Zweck 
des  Gesetzes  war  nämlich  ein  wesentlich  finanzieller,  und  die  Gebühr 
ist  bemessen,  nicht  in  dem  Masse,  um  die  Kosten  der  staatlichen  Thätig- 
keit  zu  decken,  sondern  um  ein  Finanzergebniss  zu  liefern.  Daher  die 
sachlich  ganz  verfehlte  Bestimmung,  dass  die  Gebühr  nach  dem  Werthe 
der  VVaare  abzuschätzen  ist,  und  die  weitere,  den  Verkehr  aufs  empfind- 
iicliste  störende  Bestimmung,  dass  der  Markenberechtigte  die  Waare  bei 
polizeilicher  Ahndung  nicht  höher  verkaufen  darf,  als  er  sie  der  Gebühr 
halber  deklarirt  hat,  a.  3  und  4  d.  Ges.  2). 

Auf  diese  Weise  kann  die  Gebühr  eines  Stempels  bis  zu  1  fr., 
und  wenn  die  Marke  auf  Metall  oder  auf  die  Waare  selbst  eingedrückt 
ist,  bis  zu  5  frs.  aufsteigen;  diese  Finanzsätze,  in  Verbindung  mit  der 
äusserst  drückenden   polizeilichen  Controle   des  Verkaufes,    sind  für    den 


1)  Man  hat  es  angeregt,  einen  solchen  Schutz  des  Staatsstempels  des  einen 
Landes  in  anderen  Ländern  darch  Staatsvertrag  za  bedingen;  vgl.  MaiUarä  de 
Marafy,  rapport  snpplementaire  pr^sent^  an  nom  de  la  section  des  marques  de 
fabrique  (1878)  p.  6.     Doch  bedarf  es  eines  solchen  Staatsvertrages  kanm. 

^    La  vente  des  objets  par  le  proprietaire    do  la  marque  de  fabrique  ou  de 
commerce  4  un  prix  sap^rienr  k  celai  correspondant  &  la  qnotit^  dn  timbre  on  du 
poin<;on    sera  punie,  par    chaqne  contravention,    d'une  amende    de    100  francs    äi 
5000  francs  ;  a.  4  d.  Ges. 
Kohl  er,  Recht  des  MnrkeuBchntzes.  ^\ 


Verkehr  nnertrS^ch  and  erklären  za  Crentige  den  geringfen  {»rftctisclien 
Erfolg  des  Gesetzes.  Wie  so  oft,  ist  auch  kier  der  Versnch  missglückt, 
eine  den  Indostriezwecken  dienende  Sicherangsiastitution  zugleich  zur 
Finanzqnelle  za  machen,  ein  Experiment,  bei  welchem  gemeinhin  sowohl 
der  Indastriezweck  als  der  Finanzzweck  zu  scheitern  pflegt;  vgl.  aach 
Auger  p.  98  f.  Von  diesen  Zuthaten  befreit,  mit  einer  nnr  mäßigen 
Gebühr  behaftet,  hätte  die  Institution  eine  grosse  Zukunft  vor  aicll;  es 
würde  dahin  kommen,  dass  der  Markenberechtigte  bei  wichtigeren  Artikeln 
nur  gestempelte  Marken  in  das  Ausland  versendete,  da£s  das  Pablikum 
sich  daran  gewöhnte,  nur  die  gestempelte  Marke  zu  berücksichtigen  nnd 
dass  die  Marke  sich  überall  im  Auslande  ohne  Staatsvertrag  und  ohne 
gesetzliche  Bestimmung  ihr  Recht  erkämpfen  würde.  Vgl.  zum  Ganzen  auch 
Pataüle,  Annales  XIX  p.  199  f. 

Die  Institution  der  Stempelung  ist  neuerdings  auch  in  das  portu- 
giesische Markengesetz  4./6.  1883  a.  9 — 12  au{g;0nommen  worden; 
die  Gebühr  ist  eine  einheitliche,  sie  beträgt  ohne  Eücksicht  auf  den  Werih 
der  Waare  200  reis,  a.  12,  Paiaüle  XXIX  p.  69  (üebersetzung  von 
Laneyrie).  Damit  ist  auch  die  lästige  polizeiliche  Strafbestimtning  des 
französischen  Rechts  weggefallen^). 

9  2. 

Wie  sehr  die  Administration  zum  Markenschutze  beihelfen  kann,  ist 
bereits  S.  407  bei  Gelegenheit  der  Zollbeschlagnahme  entwickelt  worden : 
dieselbe  bildet  eines  der  wirksamsten  Mittel,  um  ausländische  Marken- 
fälschungen  lahm  zti  legen.  Aber  auch  sonst  muss  eine  gesunde  Administra- 
tion überall  dahin  streben,  dieser  Wucherpflanze  des  Verkehrs  entgegen- 
zutreten: die  Sicherung  und  Förderung  der  Rechtsinteressen  kann  nicht 
der  Justiz  allein  anheimgegeben  sein:  auch  die  Administration  hat  die 
Aufgabe,  das  Recht  zu  heben,  das  Rechtagefühl  zu  steigern,  das  Unrecht 
zu  Boden  za  drücken ;  und  diese  Aufgabe  gehört  nicht  zu  den  kleinsten, 
diese  Thätigkeit  nicht  zu  den  unwichtigsten  Functionen  der  Verwaltung. 

Insbesondere  muss  es  zu  einem  festen  Verwaltungsgrundsatz  wer- 
den, dass  auf  allen  öffentlichen  Ausstellungen  Waaren  mit  falscher  Marke 
zurückgewiesen  werden,  ja  dass  überhaupt  die  Waaren  eines  Ausstellers 
refüsirt  werden,  der  auch  nur  eine  falsche  Marke  in  die  Ausstellung  ge- 
bracht hat.     Aber  auch  der  Ausschluss  solcher  Personen  von  staatlichen 


1)  Der  £ntwntf  des  Gesetxea  schloss  sieh  dem  franBösischen  Rechte  an  ;  die 
sehr  richtige  nad  zutreffeDde  Aenderang  stammt  ans  der  portugiesischen  Kamner, 
Laneyrie  in  Fat.  XXIX  p.  65.    Nnr  ist  die  einheitliche  Taxe  zu  hacht 
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Liefemn^en,  der  Aiasohlnsg  von  EhrensteUen,  die  AasstoBsimg  aus  ^öffent- 
liche]! Corporationen  u.  dgl.  ^)  würde  sich  als  heilsame  Zachtrathe  er- 
weisen. Und.wir  köBnen  hier  aur  von  den  englischen  Magistraten  lenien; 
so  ist  es  treffend,  wenn,  in  dem  Victoria  Snpreme  Coart  30./4.  1863 
Sebasi.  p.  400* 401,  tther  die  Markenverletanng  gesagt  ist:  „I  must  regard 
tliifl  as  a  great  dishonesty.  It  is  depriving  another  man  of  the  henefit 
of  his  good  name". 

Aber  allerdiags  ist  es  hier,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten, 
hanptsftchlich  Saohe  der  Betheiligten,  sich  selbst  zu  helfen;  and  da  der 
Einzelne  gegenüber  der  Unzahl  der  gewerblichen  Feinde,  die  ihm  im  In- 
nnd  Auslände  erwachsen  können,  nnd  bei  den  mannigfachen  Schwierig- 
keiten der  ausländischen  Rechtshülfe  nur  selten  in  der  Lage  ist,  sich 
einen  ansreichenden  Gheriehtsscbatz  za  verschaffen  nnd  die  gewerblichen 
Contrafaktoren  in  ihre  letzten  Schlupfwinkel  hinein  zu  verfolgen,  so  ist 
es  anch  hier  dringend  geboten,  auf  dem  Wege  der  Association  dasjenige 
zu  erzielen,  wozu  der  Einzelne  zu  schwach  ist:  die  Association  allein 
kann  dem  Kleinen  und  Schwachen  die  Kraft  und  Stärke  der  Verfolgung 
des  Rechts,  die  Umsicht  und  den  Einblick  in  das  Getriebe  des  redlichen 
und  unredlichen  Verkehres  bieten,  welche  sonst  nur  dem  Grossen  zu- 
stehen. Dass  eine  solche  Association  günstig  wirken  kann,  hat  die  in 
Paris  im  Jahre  1872  gegründete  „Union  des  fabricants  pour  la  protection 
internationale  de  la  propri6t6  industrielle  et  artistique''  zur  Genüge  be- 
wiesen. 

Erfreulicherweise  haben  sich  auch  in  Deutschland  Vereinigungen 
zur  Förderung  und  Sicherung  ähnlicher  Interessen  gebildet;  so  der 
Marken-  und  Musterschutzverein  deutscher  Tabakindustrieller  mit  dem 
Sitz  in  Mannheim,  beschlossen  in  der  constltuirenden  Generalversammlung 
V.  27 ./l.  1884.  In  den  Statuten  desselben  2)  ist  insbesondere  die  gegen- 
seitige Anerkennung  aller  für  die  einzelnen  Mitglieder  eingetragenen 
Markenzeichen  vorgeschrieben ;  desshalb  müssen  die  Mitglieder  ihre  Marken 
an  den  Generalsecretär  gelangen  lassen,  durch  welchen  dieselben  in  einer 
periodischen  Correspondenz  besonders  publicirt  werden;  auch  soll  jedes 
Mitglied  seine  Beobachtungen  über  Verletzung  von  Marken,  welche  Mit- 
gliedern des  Vereins  zustehen,  an  den  Generalsecretär  gelangen  lassen. 
Hitglieder,   welche   bestehenden  Beschlüssen   zum   Nachtheil  des  Vereins 


1)  Vergl.  das  französische  Gesetz  a.  13   und  das  ramäniache  Gesetz   14./26 
April  1879  a.  18. 

s)  Ich  verdanke  dieselben  der  gütigen  Mittheilung  des  Herrn  General^Secretärs 
Pr.  Land^af  in  Mannheim. 

31* 
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öffentlich  entjgfegenhandeln,  können  ausgeschlossen  werden.  Markenstreiti?- 
keiten  sind  zunächst  vor  ein  Schiedsgericht  zu  bringen,  welches  ans  dem 
Sectionsvorstande,  dem  Generalsecretär  und  zwei  Vereinsmitgliedem  als 
Beisitzern  besteht 'j. 

Derartige  Vereine  als  Medien  gemeinsamer  Rechtsbestrebungen  sind 
aufs  freudigste  zu  begrüssen.  Es  beginnt  Tag  zu  werden.  Die  grosse 
Bedeutung  des  Zeichenrechts  tritt  auch  bei  uns  in  ihr  volles  Licht :  und 
es  werden  die  Zeiten  kommen,  wo  Deutschland  diesem  Rechtsgebiete  ein 
ebenso  intensives  Interesse  entgegenbringt,  wie  es  dasselbe  in  England 
und  Frankreich  seit  Jahrzehnten  gefunden  hat. 


1)  Ein  Correspondenzblatt,  herausgegeben  von  dem  Generalsecretär  Dr.  XaMr/- 
graf^  wird  (seit  dem  1.  Janl  1884)  als  Manuscript  gedruckt  nnd  verbreitet. 


L.   Markenpflicht. 


§  1. 

Neben  dem  Markenrecht  kann  eine  Markenpflickt  bestehen  als  publi- 
cistische  Verpflichtung  des  Fabrikanten  oder  Kaufmanns:  während  es 
sonst  der  freie  Wille  einer  solchen  Person  ist,  ihre  Waare  zu  bezeichnen 
oder  nicht,  kann  dies  zur  Pflicht  gemacht,  kann  diese  Bezeichnung  staat- 
lich geboten  werden.  Dass  eine  solche  Markenpflicht  früher  vielfach  be- 
standen hat  als  ein  Glied  in  der  Kette  der  gewerblichen  Controlmass- 
regeln,  als  ein  Mittel,  die  schlechte  Waare  auf  ihren  Urheber  zurück- 
zuführen, ist  oben  8.  44  f.  gezeigt  worden.  Begreiflich  ist  es ,  dass  die 
moderne  Gesetzgebung  sich  gegen  die  obligatorische  Marke  ausgesprochen 
hat^),  obgleich  es  bis  in  die  neuere  Zeit  nicht  an  Vertheidigern  derselben 
gefehlt  hat.  Jedenfalls  könnte  nur  von  einer  obligatorischen  Fabrikmarke, 
nicht  von  einer  obligatorischen  Handelsmarke  die  Rede  sein,  welche  bei 
der  Vielheit  von  Verkaufsstadien,  die  eine  Waare  durchmachen  kann, 
gar  nicht  durchführbar  wäre.  Aber  auch  bezüglich  der  Fabrikmarken 
hat  das  moderne  Recht  eine  publicistische  Bezeichnungspflicht  nur  in 
speciellen  Fällen  aufrecht  erhalten,  wo  dringende  Interessen  der  Haudels- 
sicherheit  die  Fortdauer  einer    gewissen    staatlichen  Controle  erheischen. 

Man  hat  zwar  für  die  obligatorische  Marke  auch  das  angeführt,  dass 
der  Fabrikant  sich  mehr  hüten  würde,  eine  fehlerhafte  W^aare  auf  den  Markt 
zu  werfen,  wenn  er  gezwungen  sei,  dieselbe  als  seine  Waare  öfl'entlich 
zu  declariren.     Allein  Keine   Fabrik   kann    lauter   Meisterstücke    liefern  ?' 


i)  Vgl.  aber  die  Frage  der  obligatorischen  oder  f  acnltativen  Marke  Menouard^ 
droit  indnstr.  p.  375  f.,  Motive  des  französischen  Gesetzes  von  1857  bei  Pomllet 
p.  655  f.;   Vidari,  diritto  commerciale  III  ur.  145U. 
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und  wenn  dieselbe  ihre  gelungeneren  Prodncte  markirt  und  die  weniger 
gelungenen,  welche  doch  immerhin  ihre  Brauchbarkeit  haben,  ohne  Marke 
läset,  so  ist  dies  ganz  entsprechend.  Die  beabsichtigte  Hebung  der  Industrie 
aber  ist  schon  durch  die  facultative  Marke  zu  erreichen,  sofern  nur  das 
Publikum  sich  gewöhnt,  die  Waare  nach  der  Marke  zu  kaufen.  Anderseits 
würde  die  obligatorische  Marke  zu  einer  Menge  von  Schwierigkeiten  und 
Sekaturen  fähren  und  den  Verkehr  in  eine  Eeihe  polizeilicher  Massregeln 
verwickeln,  welche  keinem  Theiie  zum  Vortheil  wären.  Vergl.  auch 
Pouillet  nr.  9. 

§  2. 

Das  französische  Gesetz  von  1857  erklärt  in  a.  1  die  Marke 
für  facultativ,  behält  es  aber  der  Staatsbehörde  vor,  ausnahmsweise  für 
einzelne  Waarengattungen  die  obligatorische  Marke  einzuführen,  für  wel- 
chen Fall  denn  auch  in  a.  9  des  Gesetzes  besondere  Strafbestimmung 
vorgesehen  ist ;  und  entsprechend  bleiben  auch  die  vor  dem  Markengesetze 
erlassenen  Bestimmungen  über  derartige  obligatorische  Marken  bestehen, 
a.  23  des  Ges-  ^).  Ueber  die  verschiedenen  hierher  gehörigen  Decrete 
und  Specialgesetze  vgl.  man  RenotMrdj  droit  industi*.  p.  402  f.,  Rendu 
nr.  374  f.,  Pouillet  nr.  356,  Amb.  Rendu  nr.  257.  Die  Hauptgewerbe, 
welche  von  dem  Markirungszwange  betroffen  werden,  sind  das  Druck- 
und  Verlagsgewerbe  einerseits,  welches  den  entsprechenden  presspolizei- 
lichen Bestimmungen  unterliegt  s),  anderseits  das  Gewerbe  der  Goldarbeiter 
und  der  Apotheker  (bezüglich  des  Verkaufs  von  Giftwaaren). 

Im  belgischen  Gesetze  wird  die  facultative  Natur  der  Marke  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt ;  über  ausnahmsweise  Zwangsmarken 
vgl.  Braun  p.  94  f.  96  f. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  Oester reich;  auch  hier  ist  die  Marke 
des  Markengesetzes  nur  eine  facultative,    und  nur  für    gewisse  Gewerbe 


^]  Fraglich  ist  nnr,  ob  nnn  auch  die  Pönalbestimronngen  dieser  Yerordnnn- 
gen  für  den  Fall  der  Zuwiderhandlung  aufirecht  erhalten  sind,  oder  ob  hier  die 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Markengesetzes  v.  1857  eintreten.  Ich  glaube  mit 
PouiUet  nr.  368  das  letztere.  Zu  den  Bestimmungen  des  allgemeinen  Marfcenge- 
setzes  gehört  auch  der  Satz  des  a.  15,  dass  die  Gerichte  im  Falle  der  Zuwiderhand- 
lung die  nachträgliche  Beifügung  der  Marke  anordnen  sollen  und  unter  besonderen 
erschwerenden  Umständen  die  ConAscation  der  Waare  verfügen  können. 

2)  Pouület  nr.  356  Note  2  zweifelt,  ob  sich  diese  Bestimmungen  als  Marken- 
bestimmungen  qnaliflciren.  Allein  die  presspolizeiliche  Massregel  hat  vollkommen 
den  Charakter  einer  publiken  Bezeichnnngspflicht,  beruhend  auf  der  gerade  hier 
unumgänglichen  Nothwendigkeit  einer  staatlichen  Gontrole. 
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ist  aosnahmsweiBe  eine  polizeiliche  Markenpflicht  vorgesehen ;  vgl.  Stuben- 
rauch  S.  6  f.  i).  Bestimmungen  der  letzteren  Art  sind  bei  Stubenrauch 
S.  3  f.  allegirt;  aber  anch  noch  in  neuerer  Zeit  ist  durch  eine  Beihe 
von  Verordnungen  weitergebaut  worden«  So  besagt  eine  Oesterreich. 
Verordn.  2./7.  1877  (bezüglich  der  Erzeugung  und  des  Verkehrs  mit 
Sprengmitteln)  in  6  71,  dass  die  Gefftsse,  in  welchen  Sprengmittel  ver- 
packt sind,  den  Namen  oder  die  Firma  [des  Erzeugers  und  das  Datum 
der  Erzeugung  tragen  müssra ;  ähnlich  sind  nach  einer  Oesterreich.  V.-O. 
V.  21./4.  1876  6  12  die  Grefftsse,  welche  Gift  enthalten,  mit  der  Firma 
des  Verkäufers  zu  versehen;  und  neuestens  bestimmt  das  9sterr.  Gesetz 
V.  15./4.  1881  §  7,  dass  in  der  Kartenfabrikation  bei  jeder  Kartengattung 
ein  Blatt  mit  dem  Vor-  und  Zunamen  des  Fabrikanten  und  der  Angabe  des 
Fabrikationsortes  bezeichnet  werden  muss,  dass  ebenso  der  Umschlag  eines 
jeden  Spieles  den  Vor-  und  Zunamen  oder  die  Firma  und  den  Fabrika- 
tionsort an  sich  tragen  muss^)  u.  s.  w. 

Ebenso  ist  in  England  bei  verschiedenen  Waaren  eine  liarkirungs- 
pflicht  statuirt :  so  bezüglich  der  Spielkarten,  Ges.  v.  1862,  25.  26  Vict. 
c.  22,  so  bezüglich  der  Hopfen,  Ges.  v.  1866,  29.  30  Vict.  c.  87,  u.  a. 
Vgl«  die  Zusammenstellung  bei  S^astian,  law  of  trade  marks  p«  473.  474. 
Bezüglich  der  Gold-  und  Silberwaaren  vgl.  ib.  p.  460  f. 

lieber  Italien  vgl.   Vidari,  diritto  commerc.  lU  nr.  1459. 

§  3. 
Auch  nach  deutschem  Gesetze  versteht  sich  die  facultative  Qualität 
der  Marken  von  selbst ;  es  spricht  überhaupt  nicht  von  der  obligatorischen 
Marke  -^  und  dies  mit  Recht:  sie  gehört  nicht  in  die  civilrechtliche 
Markengesetzgebung,  sondern  in  die  publike  Gewerbegesetzgebung:  die 
Zwangspflicht  der  Marke  repräsentirt  eine  polizeiliche  Pflicht  im  Interesse 
der  allgemeinen  Güterordnung,  sie  repräsentirt  kein  Privatrecht  des  Ein- 
zelnen, keine  Einrichtung  zur  Wahrung  seiner  individuellen  Rücksichten, 
keine  schützende  Institution  für  seine  individuellen  Lebenszwecke.  Darum 
hat  auch  die  Sanktion  dieser  Pflicht  mit  den  Strafen  des  Markenrechts  nichts 
zu  thun;  sie  ist  von  anderen  Rücksichten  getragen  und  andern  Zwecken 
Qiiterthan,    und  die  Verbindung  mit  einem  Markengesetze  könnte  daher 

1)  Bezüglich  des  Eisenin dnstrie  oder  mindestens  bezüglich  gewisser  Pro- 
dukte derselben  haben  sich  neuere  österreichische  Gutachten  für  obligatorische 
Marken  ausgesprochen ;  vgl.  Pee^  in  der  Wochenschrift  des  niederösterreichischen 
Gewerbevereins  1882  S.  312. 

2)  Vgl.  diese  Bestimmungen  in  der  neuesten  Jtfan^'schen  Ausgabe  der  Gewerbe- 
ordnung 8.  199.  179.  136. 
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nur  eine  änsserliche  und  unorganische  sein,  lieber  die  Fälle  der  obliga- 
torischen Marke  in  Deutschland  ist  darum  hier  nicht  im  Einzelnen  zu 
handeln ;  es  genügt,  auf  einige  entsprechende  gewerbliche  Verordnungen 
?5U  verweisen. 

In  erster  Reihe  stehen  auch  hier  die  Crewerbe  des  Presswesens : 
und  die  bekannte  Bestimmung  über  die  Angabe  des  Druckers  und  Ver- 
legers einer  Druckschrift  im  §  6  des  deutschen  Pressgesetzes  ist  mchu; 
anderes,  als  ein  im  Interesse  der  Gontrole  des  Presswesens  eingeführter 
Bezeichnungszwang.  In  zweiter  Reihe  steht  das  Signiren  von  Edelmetall- 
waaren  zur  Garantie  des  Feingehaltes.  So  besagte  die  bayerische  Vei^ 
Ordnung  v.  28./10.  1868  '  §  4,  dass  Gold-  und  Silberwaaren,  die  mit 
einem  Feingehaltstempel  versehen  werden,  den  Namen  (die  NamenschiiTre) 
oder  das  Gewerbszeichen  des  Verfertigers  oder  Verkäufers  deutlich  er- 
kennen lassen  müssen  ^j;  und  das  Reichsgesetz  vom  16.  Juli  1884  über 
den  Feingehalt  von  Gold-  und  Silberwaaren  bestimmt  nunmehr  in  §  3, 
dass  der  Feingehaltstempel  die  Firma  des  Geschäfts,  für  welche  die 
Stempelung  bewirkt  wird,  angeben  muss  —  eine  Bestimmung,  deren  ein- 
greifende Wichtigkeit  in  dem  §  7 'des  Gesetzes  zu  Tage  tritt,  wornacli 
diese  Firma  für  die  Richtigkeit  des  im  Stempel  angegebenen  Feingehaltes 
zu  haften  hat  2),  Nach  diesem  Gesetze  besteht  zwar  kein  Stempelungs- 
zwang ;  sobald  aber  die  Stempelung  erfolgt,  kann  sie  nur  in  der  gesetz- 
lichen Weise,  also  gemäss  §  3  des  Gesetzes  unter  Angabe  der  Geschäfts- 
firma erfolgen,  ansonst  die  entsprechende  gesetzliche  Strafe  eintritt, 
§  9  d.  Gesetzes.     Vgl.  übrigens  noch  §  6  d.  Ges. 

Uebrigens  kann  ein  pflichtgemässes  Zeichen  zugleich  Gegenstand 
des  privaten  Markenrechts  sein,  so  dass  ein  Dritter,  welcher  sich  des 
Zeichens  Unberechtigtermassen  bedient,  zu  gleicher  Zeit  in  das  Privat- 
recht des  Einzelnen  und  in  die  publicistische  Rechtsordnung  eingreift 3); 
und  es  zeigt  sich  auch  hier  jene  Begegnung  der  civilrechtlichen  und  der 
publicistischen  Rechtssphären,  welche  wir  im  Beginne  unseres  Werkes 
bezüglich  des  Rechts  am  Namen  aufgewiesen  haben* 


1)  S.  auch  bei  Jacohi  S.  145. 

2j  Vgl.  auch  die  Motive  za  diesem  Gesetze  in  deu  Stenograph.  Berichten 
1884  III  (Anlagen)  S.  92  f.  96.  97. 

3)  So  behandelt  es  z.  B.  das  oben  erwähnte  Österreichische  Gesetz  über  die 
{Spielkarten  §  15  Z.  5  als  eine  schwere  Gefällsübertretung,  wenn  Jemand  »Spiel- 
karten seiner  Erzeugung  mit  der  Bezeichnung  einer  fremden  Firma  versieht^  — 
während  die  blosse  Nichtbezeichnung  der  Karten  in  §  16  als  einfache  Uebertretung 
behandelt  wird.  In  beiden  Fällen  ist  es  nur  die  Verletzung  der  publicistischen  Pflicht, 
welche  hierin  ihre  Ahndung  finden. 
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Von  den  oblig^atorischen  Charakteristiken  privater  Personen  unter- 
scheiden sich  die  Schanmarken,  welche  von  obrig^keitlichen  Personen,  als 
Zeichen  der  Grenehmigung  derWaare,  beigefügt  werden.  Solche  Zeichen 
liatten  im  Mittelalter  bei  der  durchgängigen  Waarencontrole  eine  emi- 
nente Bedeutung;  heutzutage  kommen  sie  nur  sporadisch  vor,  vergl.  die 
Beispiele  bei  Meves  S.  169,  Jacohi,  Gewerbegesetzgebung  S.  145  U 
Dass  sie  lediglich  publicistischer  Natur  sind,  versteht  sich  von  selbst; 
und  so  erweist  es  sich  auch  hier,  wie  die  private  und  die  pnblicistische 
Rechtsordnung  zusammenwirken,  um  die  Zwecke  des  loyalen  Verkehrs- 
lebens durch  rechtliche  Institute  zu  fördern. 


Nachträge. 


Zu  der  oben  8L  VII — XII  allegirten  Litteratar  ist  beiznfflgen : 

Franckely  die  Bestimmongen  des  österreichischen  Rechts  gegen 
nnehrbaren  Wettbewerb  (Wien  1884). 

0/ficial  Gaeette  of  the  Unit.  Stat.  Pat.  Offlee  XXV— XXVn. 

Pataühj  Annales  de  la  j^opri^t^  industrielle  t.  XXIX. 

n  diritto  commerciale,  Rivista  periodica  e  critica,  v.  Supino  und 
Serafini. 

LoisoHf  Noms  commercianx  et  mMailles  et  recompenses.  Paris  1879, 

Ämbroise  Bendu.  Codes  de  1a  propri^t^  industrielle.  III  Marques 
de  Fabrique.     Paris  1881  (cit.  Amb.  Bendu). 

Maillard  de  Mara/y.  Grand  Dictionnaire  international  de  la  Pro- 
pri6t6  industrielle  t.  I  (p.  1—112,  Abandon  —  Action  anticip6e)  Paris  1883 
(cit.  Marafy  dict.^. 

Sebastian^  the  Law  of  Trade  Marks  and  their  registration,  and 
niatters  connected  therewith.  2  Edit.  London  1884  (cit.  Sebastian, 
law  of  trade  marks  oder  1.  of  t.  m.). 

Von  Pauülefs  Werk  ist  Paris  1888  eine  zweite  Auflage  erschienen, 
welche  insbesondere  durch  neu  allegirte  Entscheidungen  bereichert  ist. 

Citirt  sind  auch  (neben  der  Rechtssprechung  des  Reichsgerichts) 
die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen;  sowie 
die  Entscheidungen  des  Schweizer  Bundesgerichts,  femer 
die  Revue  critique  de  16glslation  et  de  jurisprudence    u.  a. 

Nicht  mehr  benützt  wurden: 
Slater,  Law  relating  to  Copyright  and  Trade  Marks  (1884). 
Bwnpi  Patents,  Trade  Marks,  Labels  and  Copyrights  (2.  ed.  1884). 
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Sachlich  ist  beisuffigen : 

Zu  S.  10.  Bei  den  Friesen  auf  den  HaUigen,  bei  welchen 
sich  auch  das  friesische  Idiom  in  seltener  Reinheit  erhalten  hat,  besteht 
noch  die  Sitte,  die  Kinder  —  zuerst  nach  den  väterlichen,  dann  nach  den 
mfitterlichen  Orosseltem  zu  benennen.  Ist  eines  der  Grosseltern  gestorben, 
so  ninunt  man  gewöhnlich  den  Vornamen  des  Verstorbenen*  Jm%en  im 
Ausland  1884  S.  783. 

Auf  die  Bedeutung  des  Namens  im  römischen  Familienrecht  weist 
neuerdings  hin  Ih.  Mommsen  in  der  Festgabe  fSr  Beseler  S.  269. 

Zu  S.  17.    Vgl.  auch  Loison,  Noms  commerciaux  p.  69  f. 

Zu  S.  23.  Ueber  die  Eigenthumszeichen  bei  anderen  russischen 
Völkern  vgl.  auch  Solowjew,  Arch.  t  Anthropologie  XIV  S.  327  (Be- 
richt von  Stieda). 

Zu  S.  27.  Auch  im  birmanischen  Rechte  wird  dl«  Harke 
als  Erkennungszeichen  erwähnt:  es  wird  der  Fall  besprochen,  wenn  der 
f^igenthiimer  eines  sinkenden  Bootes  dasselbe,  bevor  er  es  verliast,  mar- 
kirt,  um  sein  Eigenthum  zu  sichern ;  Manu  Kyay  p.  826  {Bicharisofiy 
the  Damathat  or  the  laws  of  Menoo,  2  Ed.  1874). 

Zu  S.  31.  Auf  den  Jap  an  es  i  sehen  Gemälden  pflegt  der  Name 
des  Künstlers  gezeichnet  zu  sein,  Revue  critique  d'histoire  et  de  lit^ra- 
ture  1885  p.  8  (nach  Gonse,  art  japonais).  Ueber  griechische  Meister- 
Signaturen  auf  Vasen  vgl.  Klein,  Denkschr.  d.  Wiener  Akad.  phU.Thi8t. 
XXXm  2  S.  115  f. 

Zu  S.  38.  Ueber  die  antiken  Inschriften  in  den  Bergwerken  vgl. 
jetzt  noch  Blümner ,  Technologie  und  Terminologie  der  Gewerbe,  und 
Kfinste  bei  Griechen  und  Römern  III  (1884)  S.  82. 

Eine  ähnliche  Inschrift,  wie  die  WallerftMigensche,  wurde  neui^rdings 
in  Afrika  gefunden,  bei  Schemtu;  sie  lautet  aufgelöst: 
Offlcina  invrata  a  Diotimo 
Augusti  Nofttri  Liberto. 
Vgl.  Schmidt  in  Mommsens  Ephem.  Epigraph.  V  nr.  488. 

Zu  S.  56  Z.  4  von  unten.  Vgl.  auch,  bez.  Lübecks,  Strafgesetz- 
buch V.  24./8.  1863. 

Zu  S.  58  Note  1.  Vgl.  auch  den  Antrag  Petersen  12./5.  1878 
in  den  Drucksachen  des  Reichstags  1873  nr.  102;  vgL  femer  4ie  Er- 
klärung betreifend  die  Petition  des  Hauses  A.  W.  Faber  wegen  EHaßsung 
eines  Markengesetzes  (Petition  v.  12./2.  1874),  in  den  Stenogr.  B«r?cbten 
1874  m  nr.  60  C, 
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Zu  S.  61.  Uebrigens  erfolgt  die.  Erstreckung  des  Sehutzes  auf 
.  die  Ausländer  kraft  der  Reciprocität  nicht  von  selbst ,  sondern  durch 
.«ine  specielle  Vörfngung  des  Handelsministeriums;  vergl.  S.  4J6.  417. 
427  Nöte  i. 

Auf  Grund  der  erwähnten  Materialien  ist  im  österreichischen  Han- 
delsministerium auch  ein  Entwurf  ausgearbeitet  worden,  der  aber  bis 
jetzt  zu  keinem  legislativen  Resultate  geführt  hat.  lieber  die  öster- 
reichische Gewerbenovelle  v.  15. /3.  1883  s.  die  Beilagen. 

Zu  S.  63.  64.  In  den  holländischen  Colonieen  besteht  über 
das  Markenrecht  eine  Verordnung  v.  26./10.  und  2./11.  1871.  Ob  die- 
selbe durch  das  holländische  Markengesetz  v.  25. /5.  1880  aufgehoben 
wurde,  ist  nicht  unbestritten.  Die  Frage  ist  zu  verneinen,  da  die  hol- 
ländischen Gesetze,  nach  der  Verfassung  a.  118,  die  aussereuropäischen 
Colonien  nur  dann  berühren ,  wenn  sie  solches  besagen  ;  auch  geht  aus 
a,  1  Abs,  3  des  Gesetzes  sicher  hervor,  dass  die  Colonieen  wie  fremde 
Staaten  behandelt  werden,  also  dem  Gesetze  v.  1880  ferne  stehen,  üeber 
diese  Frage  vgl.  auch  Maillard  de  Marafy,  Grand  dictionnaire  de  la 
propriet6  industrielle  p.  39. 

Zu  S.  66  Note  2  am  Schlüsse.  Weitere  Erstreckungen  fanden 
statt  bezüglich  der  Textilindustrie  durch  Kabinetsordre  v.  29./6.  1878 
(bis  31. /12.  1878),  und  sodann  für  Baumwollensachen  (cotton  piece  goodsj 
durch  Kabinetsordre  v.  27./1L  1878  (bis  31. /5.  1879)  und  vom  i7./5. 
1878  (bis  31./7.  1879).     Vgl.  Sebastian,  law  of  trade  marks  p.  319. 

Zu  S.  72.     Es  können  noch  angeführt  werden  :        • 
Gesetz  für  Capland  8./8.  1877 
für  Victoria  19./9.  1876 
für  Südaustralien  v.  1863 
für  Neu-Siid-Wales  v.  1865. 
Nach  freundlicher  Mittheiluug  des  Herrn  Dr.  Landgraf  in  Mann- 
heim steht  auch  ein  Schwedisches  Markengesetz  in   naher  Aussieht. 
Ein  Schwedisches  Patentgesetz  wurde  16. /5.  1884  erlassen. 

Zu  S.  87.  Daher  ist  ein  eingetragenes  Zeichen  geschützt,  auch 
wenn  es  noch  nicht  benützt  wurde;  vgl.  auch  Reichsgericht  9./1.  1880 
Archiv  von  Fenner  und  Mecke  I  S.  72. 

Zu  S.  92.  üeber  Etablissementb^zeichnung  vgl.  auch  Seinetrib. 
31./5.  1882  Fat.  XXIX  p.  231,  17. ai.  1880  ib.  p.  232,  18./3.  1882 
ib.  p.  234,  Appelh.  Douai  2./3.  1882  RU.  XXIX  p.  245. 
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Zu  S.  94.  Wegen  des  Bücher-  und  Joumaltitels  vgl.  nunmehr  auch 
Seinetrib.  7./11.  1881  Pataille  XXIX  (1884)  p.  160,  Appelh.  Paris 
7./1.  1884  Pai.  XXIX  p.  223.  ,       . 

Zu  S.  97.  Vortrefflich  sagt  neuerdings  der  Court  of  Appeals  Ken- 
tucky 27./3.  1883  Off.  Gaz.  XXVII  p.  1027.  1034 :  The  trade-mark 
and  trade -reputation  pirate  always  undertakes  the  difficult  task  of  sailing 
between  the  Charybdis  and  Scylla  of  the  law,  but  he  should  never  be 
allowed  a  successful  voyage.  If,  on  the  one  band,  he  escapes  the  rock 
by  not  infringing  through  the  instrumentality  of  the  trade-mark  itself, 
he  will  not  on  the  other,  if  courts  of  equity  are  true  to  the  principles 
of  their  own  existence,  be  allowed  a  safe  passage  by  the  use  of  any 
nieans  of  deceit  or  false  representations  known  to  the  inventive  brain 
of  man. 

Zu  S.  154  am  Schluss.  Vgl.  nun  auch  Cass.-hof  Tnrin  9./1. 
1884  Rassegna  n  p.  22. 

Zu  S.  170.  Heber  Nichtigkeit  der  deceptiven  Marke  vgl.  nun- 
mehr auch  U.  S.  Supreme  Court  30./3.  1883  Manhattan  medicine  Co. 
V.  Wood,  Journ.  du  droit  inteni.  prive  XI  p.  542. 

Zu  S.  177  f.  lieber  descriptive  Bezeichnungen  vergl.  auch  die 
zahlreichen  Nachweise  bei  Sebastian^    law  of  trade  marks  p.  50  f. 

Zu  S.  192  am  Schluss.  Vgl.  auch  Reichsgericht  6./11.  1882 
Entsch.  Strafsachen  VII  S.  214.  217,  worin  mit  Recht  erkannt  ist,  dass 
auch  Preismedaillen  Bestandtheile  der  combinirten  Marke  sein  können. 

Zu  S.  192.  Note  1.  193.  Richtig  hat  nunmehr  auch  das  Reichs- 
gericht 28./4.  1884  Rechtsspr.  VI  S.  308  ausgesprochen,  dass  eine 
Marke  nichtig  ist,  wenn  sie  auch  nur  ein  öffentliches  Wappen  (neben 
anderem)  enthält^ 

Zu  S  216  und  288.  Daher  hat  neuerdings  der  Patentcommissftr 
mit  Recht  entschieden,  dass  Niemand  eine  Marke  für  den  Verkehr  mit 
fremden  Staaten  oder  mit  den  Indianern  erwerben  und  eintragen  lassen  kann, 
wenn  ein  Anderer  seither  dieselbe  Marke,  obgleich  im  internen  Verkehr, 
in  Benützung  hatte;   Patentcom.  1./7.  1884  Off.  Gaz.  XXVIII  p.  191. 

Zu  S.  271  Note  2  am  Schlüsse.  Vergl.  auch  Reichsgericht 
29./1.  1883  Reichsanzeiger  1883  besondere  Beilage  nr.  3  S.  9. 

Zu  S.  272  Vgl,  auch  Maülard  de  Marafy,  Grand  dictionnaire 
87  f.  92  f.;  vgl.  neuerdings  Schweizer  Bundesgericht  29./9.  1883  Journal 
du  droit  intern.  priv6  XI  p.  648;  engl.  Entsch,  in  der  Times  v.  31. /l. 
1885  p.  3 ;  Appelh.  Douai  30./4.   1881  Fat  XXIX  p.  335. 


Zu  S.  276.  Dats  neben  der  Aehnlichkeit  der  Marke  anch  der 
tänsehende  Effect  der  Gestalt  der  Waare  mit  in  Betracht  zu  ziehen  ist, 
darüber  vgl.  U.  S.  Distr.  Court,  Western  IMstr.  Arkanasas  1Ö./7.  1884 
Off.  Gaz.  XXVm  p.  809  t 

Zu  S.  303.  Dass  eine  vacante  Marke  nicht  ohne  weiteres  von 
Dritten  occupirt  werden  kana,  darüber  vgl.  Handeisseridrt  Mmeowt 
5./9.  1845  eit.  bei  M,  de  Marafy,  dict.  p.  28. 

Zu  S.  336.  VergL  nun  auch  Seinetribunal  17./3.  1884  Pai. 
XXIX  p.  317  and  4./12.  1880  Fat.  XXIX  p.  367. 

Zu  S.  367  unten.  Vergl.  auch  Beichsoberhandels^richt  28./3. 
1876  Entsch.  XIX  S.  402  f. 

Zu  8.  870.     Vgl.   auch   noch  Seichsgericht   23./3.   1881  Entsch. 

IV  S.  87.  40. 

Zu  S.  72.    Nach  einer  weiteren  Mittheilung  des  Herrn  Dr.  lAindgrnf 

in  Mannheim  erschien:  1)  Das  schwedische  Markengesetz  unterm 
5.  Juli  1884  und  findet  sich  eine  deutsche  Uebersetzung  im  deutschen  Han- 
dels-Archiv 1884  S.  519  f.  2)  Ein  spanis  ches  Decret  v.  21.  August  1884, 
welches  den  Marken-  und  Musterschutz  in  den  überseeischen  Provinzen 
Spaniens  regelt  (Gaceda  de  Madrid  v.  28.  August  1884.). 


Beilagen  und  Bxcurse. 


L 
Antike  Fabrikmarken. 

A. 

In  Baden  in  der  Schweiz  wurden  im  Jahre  1871  bei  dem  Bau 
eines  Waschhauses  verschiedene  römische  Alterthümer  ansf^egraben»  welche 
sich  im  Besitze  des  Herrn  Borsing^er  (Gasthofbesitzer  zur  Blume  daselbst) 
befinden.  Unter  diesen  Funden  ist  auch  ein  Geschirrstück  mit  der  einge- 
pressten  Schrift  ALBUS  FE,  also  Albus  fecit.  Eing^ekratzt  ist  der  Name 
Virri,  wohl  als  Eigenthllmerzeichen  i). 

B. 

In  der  Wagnerischen  Sammlung  zu  Würzbarg  finden  sich 
verschiedene  Backsteine  und  kleine  Gefässe  mit  antiken  T9pftostempeln. 

So  nr.  215  ein  Parallelogrammstempel  mit 

PRIMGENDVO  DOMTIOR  SR  F 
(=  Primigenius  Duorum  Domitiorum  Servus  Fecit)*). 


^)  Ueber  diese,  von  mir  selbst  an  Ort  und  Stelle  coiutatirteo,  Inichrifteu 
und  über  die  daselbst  geftindenen  Alterthümer  überhaupt  vgl.  auch  Ftrd.  KeUir 
im  Anzeiger  für  schweizerische  Alterthnmskande  1872  nr»  1  n.  2  (Sep.^^1Uwag 
daraus  S.  5.). 

^  Der  Stempel  gehört  zur  Unzahl  der  Töpferstempel  der  Bomitianischen 
Ziegelei  und  ftUt  in  die  Zelt  der  Gebrüder  Gn.  Domitins  Lncanns  und  Cn.  Do- 
mitius  Tullns  (der  Adoptivsöhne  des  Cn.  Domitins  Afer),  welche  in  Vennögensge- 
meinschaft  lebten;  irg\, Descemet,  inscriptions  doliaires  latines  p.  3  f.  Inschriften 
mit  dem  Sclaven  Primigenins  sind  sehr  zahhreich,  vgl.  Descemet  p.  14  f.  162.  206  f. 
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So  nr.  214:  Ein  äusserer  und  innerer  Kreis;  ganz  in  der  Mitte 
ein  Rad  mit  6  Speichen.  Der  äussere  Kreis  mit  OPVS  DOLIARE  EX 
PRAEDIS,    der  innere  mit  NFIGGTERTITAVG. 

Also  wohl:  Opus  doliare  ex  praedis  Augasti  nostri  figulinis 
Terentii  Titiani  i). 

So  nr.  204:  Ein  äusserer  Kreis :  OFFSRFDOM.  Ein  innerer  Kreis 
mit  einem  Herzen. 

Also  wohl:  Offtcina  Domitiana  servus  fecit. 

Ausserdem  findet  sich  in  der  Wagnerischen  Sammlung  eine  Reihe 
antiker  Lampen  mit  Fabrikzeichen  am^'Boden:  theils  mit  Bildern,  wie 
einem  Herzen,  theils  mit  Monogrammen,  theils  mit  Namen:  so  Prisi 
(nr.  114),  Atimeti  (nr.  118)2). 


C. 

Der  Mannheimer  Alterthums verein  besitzt  eine  Reilie 
bemerkenswerther  Töpferstempel,  welche  ich  auf  Grund  freundlicher  Mit- 
theilung des  Herrn  Landgerichtsrath  Christ  und  des  Herrn  Professor 
K.  Baumann  daselbst  publicire. 

1)  EX  PRÄED  FAVSTINAES.  AVG  OP  DOL  EX  FIG  DOMIT 
MAIOR  8)  f=  ex  praediis  Faustinaes  Augustae  opus  doliare  ex  figulinis 
Domitianis  majoribus)  *). 


1)  Uebdr  die  figlinae  Terentianae  vgl  Descemet  p.  70. 101. 120. 164.  166. 167 ; 
Borgheaij,  Oej^^,  6pigr.  II  p.  376.  Aach  sie  gingen,  wie  die  Inschriften  bei  Des- 
cemet p»  70.  101  beweisen,  auf  die  Domitia  Cnei  filia,  von  dieser  auf  die  Domitia 
Pablii  filia,  nnd  so  aof  das  Kaiserhaus  äbjBjr.  Man  sieht  fibrigens  hieraas,  dass 
aach  schon  im  Altertham   die  Firma   des  veräasserten  Geschäfts    bestehen  blieb. 

2)  Atimeti  findet  sich  aach  sonst;  vgl.  Birch,  Ancient  Pottery  II  p.  406. 
Prisi  vielleicht  =  Prisci  (ib.  II  p.  407). 

8)  „Fanstinaes"  ist  eine  ziemlich  häafige  griechische  Genitivbildnng.  Eine 
fast  gleiche  Inschrift  (gefanden  in  den  Rainen  der  Villa  Hadriani)  ist  bei  Des- 
cemet p.vl68  nr.  CXXX  angeführt: 

EX  PRAED.  FAVSTINAES  AVG  OPV  DOL  EX  FIG  DOMIT  MAIOR. 

4)  Bekanntlich  war  Mark  Aarei  der  Soba  der  Domitia  Pablii  filia  Lacilla  s 
so  gingen  die  domitianischen  Backsteinfabriken  aaf  das  Kaiserhaas  aber,  vgLDe^- 
cemei  p.  4  and  5.  133.  lieber  die  figlinae  Dpmitianae  majores  and  minores  vergL 
Descemet  p,  133  uud  p.  76. 
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2)  OPVS  DOLIAR  EX  PRAED  DD  NN  EX  FIG  DOMITIANTS 
MINOR  (=  opus  doliare  ex  praediis  dominoram  nostrorum  ex  figulinis 
Domitianis  minoribus)  *). 

Beide  Stempel  sind  (wie  gewöhnlich)  rund,  der  zweite  hat  in  der 
Mitte  einen  Krabben. 

Sodann  findet  sich  hier  eine  Reihe  von  Legionsstempeln ,  welche 
nicht  nur  die  Legionsbezeichnung,  sondern  auch  zugleich  den  Töpfer- 
namen tragen: 

3)  LEG.  XXn.  P.  P.  F  (=  Legio  XXII  primigenia  pia  fidelis)  2) 
VAL.  PRIMVS.  F  (=  Valerius  Primus  fecit). 

4)  LEG.  XXU  P.  P.  F  IVL.  PRIMVS.    F  (Julius  Primus  fecit). 
Und  so  ist  wohl  auch  zu  deuten: 

5)  LEG.  XXII.  PR.  P.  F.  GAE.  SECVND. 

Auch  kleine  Gefässe,  welche  den  Töpferstempel  (wie  gewöhnlich) 
auf  der  Bodenseite  tragen,  sind  hier: 

6)  PRISCVS.  F 

7)  SEDATVS.  F 

8)  PATERNV 

9)  VIDVCVS3). 

Auf  der  Wandung  eines  aus  Wallstadt  stammenden  Bechers  lindet 
sich  eingeritzt 

10)  VnNnRIA  (=  Veneria).  Der  Fall  ist  ähnlich,  wie  der  obige 
mit  Virri:  wahrscheinlich  liegt  hier  ein  eingeritzter  Eigenthümername 
vor,  vgl.  auch  FicJcler  und  Christ  a.  a.  0.  S.  218  j  denn  dass  die  Römer 
diese  Art  der  Eigenthumsbezeichnung  gekannt  haben,  ist  sicher,  vergl, 
meine  Abhandlung  in  Grünhuts  Zeitschr.  XII  S.  4  f. 


1)  Also  aus  der  Zeit  des  Mark  Aurel  und  der  Faustina;  ähnliche  Stempel 
8.  bei  Descemet  p.  166.  167.  Ueber  die  Titulatur  dominus  noster  vgl.  Schöner 
in  der  Acta  Seminarii  Phil.  Erlang.  II  S.  474  f. 

2)  Primigenia  pia  fidelis,  der  bekannte  Beiname  der  XXII.  Legion ;  ygl.  auch 
Bircht  Ancient  Pottery  II  p.  405. 

3)  6.  7  und  8  aus  Ladenburg,  9  aus  Wallstadt  bei  Mannheim.  Ueber  letztere 
Inschrift  vgl.  auch  Fickler  und  Christ^  Römische  Alterthumer  aus  der  Umgegend 
von  Heidelberg  und  Mannheim,  in  den  Verhandlungen  der  24.  deutschen  Philologen- 
Versammlung  in  Heidelberg  S.  218. 


K  o h  1  er.  Recht  des  MarkenBchntzes.  32 
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IL 

Mittelalter  und  neuere  Zeit  bis  zu  unserem 
Jahrhundert. 

Veroneser  Statuten  von  1393. 
Biblioteca  comunale  di  Veronai  Giurisprudenea  LVIIL 

Lib.  IV. :  „Pistores  et  pistrices  civitatis  bargoram  et  districtos 
Veronae  teneantur  et  debeant  facere  seu  fieri  facere  bonam  et  palcram 
panem  venalem  et  bene  coctuin  et  bene  saxonatam  et  ipsum  panem  sigillare 
seu  sigillari  facere  cum  uno  sigillo  in  quo  sit  sculptum  sive  schulpitam 
nomen  ipsius  pistoris  vel  pistricis  pena  XX  sol.  pro  quoque  et  quaqne  vice 
nee  debeant  ipsum  sigillare  sive  signare  cum  alieno  sigillo  sive  signo 
pena  XXV  librarum". 

Eine  Eeihe  von  Bestimmungen  italienischer  Statuta,  die  mir  augen- 
blicklich nicht  zu  Gebote  stehen,  erwähnt  Lottes,  il  diritto  commer- 
ciale  nella  legislazione  statutaria  delle  cittä  italiane  §  10.  Eine  weitere 
Darstellung  der  Detailentwickelung  dieses  wie  anderer  ßechtsinstitute  in 
den  italienischen  Statutarrechten  muss  einer  besonderen  Arbeit  vorbe- 
halten werden. 

B. 

Aus  dem  Privilegium  Kaiser  Karls  V.  für  die  Messer- 
schmiede von  Amberg  und  Neumarkt 

vom    15.  Februar  15441). 

Wür  Carl  der  Fünffte  von  Gottes  Gnaden  Eöml.  Kayser  zu  allen 
zeitten  mehrer  des  Reichs,  König  zu  Germanien,  zu  Castilien,  Arragon 
etc.  etc 

bekheneu  öffentlich  mit  disem  Brief,  vnd  thuen  kundt,  allermänniglich, 
als  vns  iezo  die  hochgebohrnen  Ludtwig  des  heyl.  Röml.  Reichs  Erz- 
truckhsess  vnd  Friderich  Gebriedere,  Pfalzgrafen  bey  Rhein,  vnd  Herzogen 


1)  Vollständig  ia  LöwenthcU,  Geschichte  von  dem  Ursprang  der  Stadt  Amberg 
(1801)  ürkundenbuch  nr.  LXIV  S.  64  f.    Hiernach  gedrückt. 
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in  Bayrn  i),  vnser  lieb  Oheimb,  Schwager,  Churfarst  vnnd  Fürst  ange- 
langt vnd  gebetten,  daz  Wür  als  Röml.  Kayser  ihrer  Liebten  beede  Statt 
Amberg  vnd  Nenmarckht  des  Fürstenthnmbs  oben  zu  Bayrn  gelegen,  mit 
der  Freyheit,  das  Messer  vnd  Klingenschmidt  handwerckh  aufrichten 
yeben  vnd  treiben  zlassen,  vnd  darzne  mit  einen  wappenschildt,  als 
nemblich  in  seiner  Mitte  vber  zwerch  gleich  abgethailt,  vnden  roth  vnd 
oben  gelb,  oder  golt  färb,  in  ganzen  schilt  beeder  Feldnng  ein  herz  auch 
vber  zwerchs  mit  Farben  nach  des  schilts  abtheillung  abgewechslt,  ge- 
t heilt,  als  nemblich  in  der  undern  rothen  gelb,  vnd  in  der  obern  gelben 
Feldtnng  des  schilts  Roth,  hinter  demselben  schult  zwey  plosse  Reit 
schwerdt,  yber  eckh  kreiz  weis  ybereinander  geschrekht,  mit  ihren 
schwarzen  hefften,  vnd  oben  daran  gelben  oder  goltfarben  Knöpfen  vnd 
oben  auf  ihren  gepogenen  Kreuzen  vmb  das  Hefft  auch  mit  Goldt  gezürt, 
wie  dan  solcher  wappenschilt  in  Mitte  diss  vnser  Kaysl.  Briefes  gemallet, 
vnd  mit  färben  eigentlicher  aufgestrichen  sein,  zu  begaben,  vnd  zu  für- 
sehen gnädiglich  gerueheten ,  daz  demnach  Wür  gietlich  angesehen 
haben,  solch  der  obgedachteu  Pfalzgrafen  vleissig  bitte,  auch  das  trefflich 
wohlhalten  vnd  Dienste ,  darinne  sich  Ihrer  beeder  Liebten  gegen  vns  vnd 
.dem  heyl.  Reiche  bishero  vngespahrt,  vnd  ganz  begirig  vnd  guettwillig 
erzaigt  haben,  vnd  hinfüro  wohl  thuen  mögen  vnd  sollen,  vnd  darumb 
mit  wohlbedachtem  Mueth,  gueten  zeittigen  Rhat  vnd  rechten  wissen  den 
obgenanten  beeden  Stätten,  vnd  ihren  iedtwedern  allein,  vnd  insonderheit, 
diese  besondere  Gnad  vnd  Freyheit  gegeben  vnd  gethan,  darzue  auch 
diesselben  handtwercher  mit  dem  obgeschriben  wappen  begabt  haben, 
vund  thuen  solches  alles  iezt,  wie  obstehet,  aus  Röml.  Kayserl.  Macht 
hiemit  wissentlich  in  crafft  diss  briefs,  vnd  meinen  sezen  und  wollen, 
daz  die  obgenandte  Pfalzgrafe  Ludwig  vnd  Herzog  Friderich  gebrieder 
oder  Burgerm,  vnd  Rhate  obvermelter  beeder  Statt  Amberg  vnd  Neu- 
marckht  nun  hinfüran  ewiglich  vnd  zu  einer  ieden  Zeit  ein  Anzahl  Meister 
vnd  Handtwercher  zu  Messer-  vnd  Kiingenschmidten  daselbst  gehn  Amberg 
und  Neuenmarckht  in  beede  Stätte  vnd  deren  iedtweder  besonder,  wie 
bey  anderen  Stätten  vnd  Gemeinen  dises  handtwerckhsordnung,  gesetz, 
oder  gebrauch  ist,  annehmen  vnd  nidersezen,  vnd  dieselben  angenohmen 
Maister  vnd  handtwercher  redtliche  vnd  Rechtmessige  werclihstätt  auf- 
richten, solch  ihr  Messerer  vnd  Klin(gen)schmidt  handtwerch,  und  alles  das- 
ienig,  so  demselben  anhängig,  treiben,  ieben,    arbeithen,  vnd  verfertigen. 


ij  Ludwig  V,  von  der  Pfalz  1508  bis  16./3.  1544  und  Friedrich  II.  v.  16/.3. 
1544 — 1556.  Letzterer  hatte  zu  Lebzeiten  des  ersteren  die  Verwaltang  der  Ober- 
pfalz.   Vgl.  Häutle^  Genealogie  des  erlanchten  Stammhauses  Witteisbach  S.  43.  45. 

32* 
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auch  alle  ihre  Arbeith  allenthalben  im  Eeicbe,  wohin  ihnen  die  za  ver- 
führen gelegen  seie,  mit  vmbkhauffen  vnd  in  anderweg  verhandlen,  ver- 
treiben, vnd  damit,  wie  sich  gebohrt,  in  massen  wie  ihres  gleichen  Maister, 
handtwercher  vnd  handtierer  in  andern  Stätten  gebrauchen,  vnd  zu 
solchem  den  obbestimmbten  Wappenschilt  haben,  fuhren,  vnd  solchen  auch 
vf  angeregter  ihr  Arbeit  schlagen  Jvnd  gebrauchen  sollen,  vnd  mögen, 
von  allermeniglich  vnverhindert. 


Ferner  so  sollen  vnd  mögen  auch  die  berührte  zehen  Ma ister 
ihre  leibliche  Kinder  vnd  Nachkhommen,  vnd  ein  jeder 
insonderheit  dergleichen  die  andern  Maister,  so  in  dem 
Gesetz  gelehrnt  vnd  sich  in  bemelte  beede  Statt  nider 
thuen  werden,  sein  iezt  habent  Handtzeichen,  damit  sye 
hiemit  begnadet,  vnd  befreyt  sein  solten,  in  angeregten 
baiden  Stätten  Amberg  vnd  Neuenmarckht,  vnd  ferner  nit, 
auf  die  Klingen  vnd  ihr  arbeith  neben  obgeschribnen 
Wappenschilt  aufschlagen,  vnd  sich  dess,  als  ein  glaub- 
würdig Signät  vnd  Zaichen  gebrauchen.  Vnd  gebietteu  da- 
rauf allen  vnd  ieglichen  Churfürsten,  Fürssten,  Geistlichen  vnd  Welt- 
lichen, Prälaten,  Grafen,  Freyen,  herren,  Eittem,  Knechten,  Haubtleuthen, 
Landtmarschallen,  Vizdumben,  Vögten,  Pflegern,  Verwesern,  Königen  der 
Wappen,  Ehrnholden,  Persenandten,  schuldtheissen,  Burgermaistern,  Bich- 
teren,  Rhäten,  Burgern,  Gemeindten,  vnd  insonderheit  allen  Meistern, 
handtwerchern  vnd  verwandten  der  Messerer  vnd  Kliugenschmidt  Ernst- 
lich vnd  vesstiglich  mit  disem  Brief,  vnd  wollen,  dass  sye  die  obberührtan 
Pfalzgrafen  Ludwigen  vnd  herzog  Friderichen,  vnd  ihrer  Liebden  beede 
Stätte,  Amberg  vnd  Neumarckht,  auch  alle  Messer  vnd  Kliugenschmidt^ 
dar  Inen  vnd  ihr  Nachkommen  in  ewig  zeit  bey  diser  vnser  gegebnen 
Freyheit  vnd  Begnadigung  gänzlich  bleiben,  sye  der  gertiebliglich  freuen, 
gebrauchen  vnd  geniessen  lassen,  daran  nit  irren,  noch  verhindern,  noch 
des  iemandts  andern  zu  thuen  gestatten,  in  kein  weise,  als  Lieb  einem 
ieden  sey  vnser  vnd  des  Reichs  Schwehre  Vngnadt,  vnd  darzue  ein  peen, 
nemblich  zwanzig  Marckh  löttigs  goltes  zu  vermeiden,  die  ein  ieder  so 
offt  Er  Freventlich  hiewider  thette,  vns  halb  in  vnser  vnd  des  Reichs 
Cammer,  vnd  den  andern  halben  thaill,  obgenanten  Pfalzgrafen  vnd  ihrer 
Liebden  beeden  Stätten  obbemelt,  vnnachlesslich  zu  bezahlen  verfallen 
sein  solle,  daz  mainen  Wür  ernstlich 
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C. 
Mainzer  Verordnung    von  ö./p.  1688. 

In  den  Kurfürstlich  Mainzer   Verordnungen  I  nr.  54. 

(Würziburger    Kreisarchi v.) 

Wir  Aiiselm  Frantz  von  Gottes  Gnaden,  dess  Heiigen  Stuels  zu 
Mayntz  Ertz-Bischoff  i),  dess  Heiligen  Komischen  Reichs  durch  Germanien 
Ertz-Cantzler  und  Churfürst  etc.  verfügen  hiermit  jedermänniglichen  zu 
wissen:  Demnach  von  langer  Zeit  her  wahrgenohmen  und  versptihrt 
worden,  dass  in  allhiesiger  Unserer  Residentz-Statt  Mayntz,  Erstlich  sich 
nicht  allein  die  Gold-  und  Silher-Schmid  understanden ,  das  Silber  in 
ungleichem  Gehalt  zu  verarbeiten  und  dessen  Proben  ihres  Gefallens  zu 
ringeren  und  zu  steigeren,  sondern  auch  Aussläudische  sich  allerhand 
Vervortheilung  und  Betrugs  im  schmeltzen  und  gjessen  bedienen,  nach- 
mahlen dergleichen  gering-haltende  und  in  andern  Gewerb-Stätten  ver- 
bottene  Silber- Wahren  die  damit  handtlende  Christen  und  Juden  hier  ein- 
führen, deren  Wehrt  nach  eigener  Willktihr  und  übermessigem  Wucher 
ansetzen,  und  also  zu  grossem  Schaden  dess  Kauffers  verganden  und  ver- 
treiben: Ebenmässig  zweytens  im  Zinn-giessen  eine  schlechte  Prob  ge- 
führt und  gehalten  «worden,  welche  so  wohl  hiesiger  unserer  ßesidentz 
Statt  und  derselben  Inwohnern,  als  andern  unsers  Ertz-Stiffts  nechst-ge- 
legenen  ünderthanen,  so  einiges  Zinn-Werck  allhie  kauffen  oder  machen 
lassen,  nicht  minder  nachtheilig  als  schädlich,  indeme,  da  solches  ohne 
mercklichen  Verlust  nicht  wieder  anzubringen  ist,  fast  jedermann  aller- 
handt  verfertigte  Zinn- Wahren  aus  Ober-  und  Unter-Ländischen  benach- 
barten Stätten  uff  bessere  Proben,  umb  sich  dess  Werths  halben  im 
Sicherheit  zu  stellen,  beybringen  lasset,  mithin  der  Gewinn  und  Nutzen 
hiesiger  Unserer  Stadt  ab-  und  frembden  zugezogen  wird;  Dass  dannen- 
hero  Wir  auss  tragender  Lands-Fürstlicher  Sorgfalt  nicWt  ohnzeitig  be- 
wogen worden,  zu  Abwendung  solchen  Schadens  und  zu  Befürderung  ge- 
meinen Nutzens  und  Auffnehmens,  die  alhier  so  wohl  im  Silber  als  Zinn 
bisshero  gehaltene  Proben,  und  darob  erwachsene  Missbräuch  gäntzlich 
abzustellen,  und  dargegen  andere  bessere  Proben  anordnen  und  einführen 
zu  lassen.  Und  ist  solchem  nach  Unser  gnädigst-  und  ernster  Befehlch 
hiemit,  dass  Erstlich  von  nun  an,  wie  bey  dem  siebenden  Artickul  auss- 
gedruckt, und  hinführe  biss  zu  Unserer  oder  Unserer  Nachkommen  ander- 
weiten gnädigsten  Verordnung,  das  Silber,  welches  so  wohl  von  hiesigen 


1)  Anselm  Franz  Ton  Ingelheim,  Erzbischof  von  Mainz  1679 — 1695. 


502 

Gold-  oder  Silber-Schmidten  verarbeitet,  als  von  denen  darmit  handlenden 
Christen  und  Juden  anhero  zu  failem  Kauff  gebracht  wird,  es  geschehe 
in  welcherley  Gattung,  Form  oder  Gestalt  es  wolle,  im  Gehalt  nicht 
geringer,  als  dreyzehen-löthig  Prob  seyn  solle. 

Und  damit  man  zweytens  dieser  Prob  gesichert  seyn  möge,  solle, 
ehe  die  von  hiesigen  Gold-  oder  Silber-Schmidten  verfertigte  Silber- Arbeit 
aussgehet,  selbige  vorderist  zur  Schau  und  Prob  bey  unser»  Statt-£ath 
hieselbst  gebracht,  und  nach  befundener  Eichtigkeit  mit  dem  Wapen  eines 
Eädleins,  darunter  die  Zahl  13  stehet,  gestempelt,  dabey  auch  dess 
Meisters  eygen  Zeichen  geschlagen  werden. 


Dessgleichen  Vierdtens,  soll  allhier  im  Zinn  keine  geringere  Prob 
gemacht,  noch  anhero  zu  offenem  fallen  Kauff  gebracht  werden,  als  zum 
Sechsten,  oder  gemeine  Statt-CöUnische  Prob,  nehmlich  dass  unter  6  Pfund 
feinem  oder  purem  Englischen  Zinn  mehr  nicht,  als  ein  Pfund  Bley 
Zusatz  seye. 

Es  mögen  aber  auch  Ftlnffteus  die  Zinngiesser  allhier  pur  und  fein 
Englisch  Zinn,  worunder  kein  Zusatz  von  Bley  ist:  So  dann  Mayntzisch 
Engelisch,  dass  ist,  unter  hundert  Pfund  pur  und  fein  Engelisch  Zinn, 
vier  Pfund  Bley  giessen  uud  vertreiben.  • 

Und  damit  man  Sechstens  diese  drey  underschiedene  Zinn-Proben 
kennen,  und  derselben  gesichert  seyn  möge,  solle  alles  hier  verfertigte 
Zinn,  ehe  es  zum  Verkauff  oder  Liefferung  aussgehet,  wann  es  gerecht, 
jedes  nach  seinem  Gehalt  mit  einem  absonderlichen  Stempel  oder  Wapen, 
als  erstlich  das  pur  Englisch  mit  einer  gekrönten  Rosen,  wobey  diese 
drey  Buchstaben  P.  M.  E  (pur  Mayntzisch  Engelisch  bedeutende)  stehen : 
Zweytens,  das  Mayntzisch  Engelisch  mit  einer  gekrönten  Hosen  und  einem 
kleinen  Eädlein  darunter,  sambt  denen  Buchstaben  M.  E.  das  ist  Maintzisch 
Engelisch :  und  drittens  die  gemeine  Stadt  Prob  zum  Sechsten  mit  einem 
Eadt,  darüber  der  Chur-Hut  und  Jahr-Zahl,  unten  daran  aber  M.  P. 
(Maintzer  Prob  bedeutende)  stehen,  gestempelt,  und  ein  jede  Arth 
dabeneben  mit  dess  Meisters  eigenem  Zeichen  bemercket 
werden. 

Zu  dem  End  Achtens,  hiemit  alle  Gold-  und  Silber-Schmidt,  Zinn- 
Giesser  und  Handels -Leuth,  Christen  und  Juden,  so  wohl  Ein-  als  Auss- 
ländische, alles  Ernsts  erinnert  und  gewamet  werden,  keine  neue  Silber- 
oder Zinn-Wahren  mehr,  weder  allhier  zu  machen,  noch  anhero  zu  failem 
Verkauff  zu  bringen,  welche  nicht  den  Gehalt  und  Prob,  wie  obbeschrieben, 
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iu  sieb  haben,  und  solches  bey  Vermeydnng  der  Confiscation  und  auff 
befinden  fernerer  Bestraffang,  derentwegen  zwar  die  frembde  ankommende 
Handthiemngs-Leuth,  welche  von  geringen  Proben  herbey  bringen,  für 
ein  Erstes  zu  Schliessung  ihres  Ladens  und  wieder  Auss-  und  Abführung 
deren  Wahren  ermahnet,  aufi^  weiteres  Betretten  aber  gegen  dieselbe  mit 
ob-angezeigter  Confiscation  und  anderem  Einsehen  wenigers  nicht  ver- 
fahren werden  solle.  Dessen  allen  zu  wahrem  ürkundt  haben  Wir  unser 
Cantzley  Secret-Insiegel  hiebei  wissentlich  ufftrucken,  und  diese  Unsere 
gnädigste  Verordnung  so  wohl  zu  der  Eäuffer-  als  Verkäuffern,  und 
sonsten  Männiglichens  Wissenschafft  durch  diesen  Truck  publiciren  lassen. 
So  geben  und  geschehen  in  unserer  Chur-Fürstl.  Eesidentz-Stadt 
Mayntz  den  6.  Septembris  1688. 

D. 
Aus  den  Würzburgischen  Policey-,  Zunfft-   undt  Handt- 

werkhssachen. 

(Bücherverzeichniss  nr.  863  des  Würzbarger  Kreisarchivs  Bl.  97  f.) 
Ordtnung  Undt  Sazung  der  Kandtelgiesser. 


Bl.  98  a.  Es  sollen  auch  die  Meister  In  allen  dess  Stiffts  Stetten 
fdrter  uf  khein  Züngewerckh  Zeichen  schlagen,  Es  sey  dan  zu  zehen 
Pfund  Zins  undt  nicht  darunther  Ein  Pfund  Pleiss  Undt  nicht  darüber 
gesezt,  sie  sollen  auch  dasselbe  undt  khein  anders  für  guths  Zinnwerckh 
verkauffen  ohn  geverdte.  Es  soll  auch  Ein  Iglicher  Meister  seyn  Zeichen, 
dass  Er  uf  schlagen  will,  den  Meistern  zue  Würzburg  kundtlichen  zuewissen 
bringen,  durch  dass  man  sein  arbet  Erkhennen,  üf  dasselbe  Zeichen  Er 
dan  Undt  uf  khein  anders  arbeiten,  undt  soll  Ehe  er  dass  ufschlegt  seinem 
herrn  do  Er  gesessen  Ist,  Vor  darüber  globen,  undt  schweren  Es  damit 
Erberglichen  Undt  nach  ausweisung  dieser  unser  sazung  zuhalten  ohn- 
geverdte.      —     —     —     —     —     —     —    —     —     —     — 

Saz  der  Goldtschmidt  ib.  94  a  fl. 

Bl.  95  b. :  Item  so  hat  man  gesezt,  dass  die  Uf  Ein  Zeichen  Erbeiten 
sollen,  Nemblich  wass  Ein  halbmarckh  oder  darüber  wigt,  soll  ess  alless 
Von  den  Geschwornen  zwen  meistern,  die  le  zue  zeitten  sein,  besahen 
nndt  ob  sie  dass  gerecht  finden  gezaichent  werden  mit  Einem  zwifachen 
W.  Umb  desswillen,  dass  man  wisse,  wne  Es  gemacht  worden  seye. 
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E. 

In  der  Zunftlade  der  Würzburger  Goldschmiede,  welche  im  Archiv 
des  historischen  Vereins  für  ünterfranken  deponirt  ist,  findet  sich  die 
Verordnung  der  Würzburger  Goldschmiede  von  1548. 

Dieselbe  verweist  bezüglich  der  Bezeichnuug  der  Silberarbeit  anf 
die  Reformation  der  Polizei-Ordnung  („sein  eigen  zeichen  neben  der  Statt 
zeichen  geschlagen  werden  soll").    Vgl.  oben  S.  47. 

Diese  Verordnung,  welche  während  der  „langwährigen  Kriegss- 
Unruhen"  vielfach  ausser  üebung  gekommen  war,  wurde  neu  eingeschärft 
21./2. 1686  mit  der  Bemerkung .-  „so  solle  alle  verfertigte  uff  den  kauft- 
oder  bestellte  arbeith  mit  einem  gewissen  Stampf  neben  dess  Meisters 
Nahmen,  so  in  beyseyn  einess  von  oberrath  und  einess  geschwohrnen 
Meisters  Jedesmahle  bemerckht  und  gezeichnet werdten". 

Ebenso  bestimmt  ein  Würzburger  Regierungsdecret  vom 
9./10.  1777  : 

Wenn  Silberwaaren  fertig  sind,  so  solle  der  Arbeiter  sie  der  Prüfung 
unterziehen  lassen  und  solle:  „auf  das  Stück  Arbeit  selbst  —  alsdann 
den  dahiesigen  Stadt-Stampf  mit  N  13  und  dem  Stadt  Wappen  nebst 
den  Anfangs  Buchstaben  des  Nahmens  des  geschwornen  sowohl,  als  des 
Arbeiters  Selbsten  gegen  die  zeither  übliche  gebür  setzen  lassen". 

So,  wenn  der  Silbergehalt  13  löthig  ist.  Wenn  geringer,  so  wird 
der  Stadtstampf  versagt,  die  Arbeiter  aber  werden  angewiesen :  „dass 
sie  auf  dergleichen  Verfertigte  Silber  Arbeit  den  wahren  Gehalt  des- 
selben nebst  den  Anfangs  Buchstaben  ihres  Nahmens  setzen  sollen". 


III. 

Verordnungen  aus  unserem  Jahrhundert. 

A. 
Badische  Verordnung. 

In  Baden  bestimmte  der  Landrechtanhangsatz  109  a,  dass,  wenn 
jemand  Namen  und  Zeichen  einer  Fabrik  missbrauche,  diese  Fabrik  alles 
80  bezeichnete  Gut  und  alle  daraus  herrührenden  noch  ausstehenden 
Forderungen  an  sich  ziehen  könne;  nur  wurde  vorausgesetzt,  dass  sie 
innerhalb  Jahr  und  Tag  von  dem  ersten  Verkaufe  an  gegen  diesen  Miss- 
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brauch  auftrat.  Eine  Modification  dieser  Bestimmung  enthält  die  be- 
merkenswerthe  landesherrliche  Verordnung  vom  26.  August  1817  (Kegle- 
rungsblatt  nr.  22  S.  83),  welche  besagt: 

„Kein  Fabrikant  darf  seine  Waare  unter  dem  Namen  einer  anderen 
inländischen  Fabrik  oder  unter  den  bestehenden  Waarenzeichen  derselben 
verfertigen  und  ausgeben,  wenn  nicht  deutliche  Unterscheidungszeichen 
des  Nachfabricirenden  in  einer  in  die  Augen  fallenden  Entfernung  von 
der  Stelle,  wo  sich  die  Etikette  der  Fabrik,  welche  nachfabricirt  wird, 
befindet,  angebracht,  und  entweder  durch  den  ganzen  Namen  des  Nach- 
fabricirenden oder  dessen  Anfangsbuchstaben  oder  dessen  Wappen  aus- 
gedrückt sind.  Die  Fabrik,  der^.n  Namen  oder  Zeichen  missbraucht 
werden,  hat  ein  Klagrecht  auf  Entschädigung,  welche  der  Richter,  in- 
sofern der  Schaden  nicht  ganz  genau  berechnet  werden  kann,  nach  Ermessen 
zu  erkennen  hat.  Diese  Klage  auf  Entschädigung  steht  indessen  der 
Fabrik,  deren  Zeichen  unerlaubt  nachgemacht  ist,  nur  ein  Jahr  lang  zu, 
vom  ersten  Verkauf  der  nachgemachten  Waare  an  zu  rechnen,  ist  sohin 
mit  Umlauf  dieser  Zeit  erloschen". 

Man  glaubte  wohl  meistens,  dass  diese  Verordnung  durch  das  badische 
Einfuhrungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  antiquirt  sei.  Jedoch  hat  der 
oberste  badische  Gerichtshof  mit  Urtheil  v.  20./6.  1874  (vergl.  unten 
S.  522)  das  Gegentheil  angenommen ;  er  hat  angenommen,  dass  diese  Ver- 
ordnung in  ständiger  Kraft  geblieben  sei,  so  dass  sie  bis  zum  Eintritt 
des  Eeichsmarkengesetzes  gegolten  hätte.  Jedenfalls  war  sie  aber  schon 
längst  nicht  in  lebendiger  Uebung. 

B. 
Bayerische  Verordnung 

vom  6.  März  18401). 
Sie  besagt: 

„Wir  finden  Uns  veranlasst,  in  Betreff  der  vielen  Missbräuche  und 
Unterschleife,  welche  wiederholten  Anzeigen  zufolge,  mit  dem  Nachmachen 
und  Gebrauche  fremder  Fabrikzeichen  und  Firmen,  zum  Schaden  der 
rechtlichen  Fabrikanten  und  Gewerbsinhaber,  sowie  der  Abnehmer  ge- 
trieben werden,  im  Vollzuge  des  Landtags-Abschiedes  vom  17,  November 
1837  Abschnitt  III  Ziffer  VII  und  auf  dem  Grunde  der  in  den  Anmerk- 
ungen zum  Strafgesetzbuche  Band  III  Seite  263  und  264,  dann  in  dem 

i)  Regierungsblatt  für  das  Königreich  Bayern  1840  S.  146  f.  Diese  dnrch 
Verordnung  v.  21./12.  1862  ersetzte  Verordnung  (vgl.  oben  S.  55)  ist  fflr  die  Ge- 
«chichte  der  Rechtsentwickelung  von  wesentlichem  Interesse. 
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Gewerbsgesetze  vom  11.  September  1825  Art.  12  am  Schiasse  enthaltenen 
Bestimmungen  —  auf  so  lange  Wir  nicht  anders  verfügen  —  zu  ver- 
ordnen, was  folgt: 

§  I. 
Jedem  Fabrikanten  und  Gewerbsinhaber   ist  freigestellt,    seine  für 
den  Verkauf  bestimmten  Fabrikate  und  Gewerbserzengnisse  entweder 

1.  ohne  irgend  eine  Bezeichnung  in  den  Verkehr  zu  bringen,  oder 

2.  denselben  zu  diesem  Zwecke  seinen  Namen  und  Wohnort,  oder  statt 
des  W^ohnortes  den  Fabrik-  oder  Gewerbsort  beizusetzen,  oder 

3.  seine  Fabrikate  und  Gewerbserzeugnisse  mit  einem  besonderen 
Fabrik-  oder  Gewerbszeichen  zu  versehen,  welches  letztere  nament- 
lich auch  in  einem  den  Namen  oder  die  hergebrachte  oder  neu- 
gewählte  Firma  bezeichnenden  Namenszuge  bestehen  kann. 

§   IL 
Jeder  Fabrikant   und   Gewerbsinhaber,    welcher   den    polizeilichen 
Schutz  gegen  das  Nachmachen  der  gewählten  Bezeichnung  sich  versichern 
will,  hat  entweder: 

1.  gemäss  §  I  Absatz  2  seinen  Namen  und  Wohnort,  beziehungsweise 
den  Fabrik-  oder  Gewerbsort  mit  oder  ohne  weiteres  Zeichen  dem 
fiir  den  Verkauf  bestimmten  Erzengnisse  beizusetzen,  oder 

2,  von  der  sonstigen,  für  den  Verkehr  angenommenen  Bezeichnung 
seiner  Waare  (§  I  Absatz  3)  bei  der  vorgesetzten  Distriktspolizei- 
behörde die  geeignete  Anmeldung  zu  machen,  und  dabei  eine  ge- 
naue Angabe  und  Beschreibung  dieser  Bezeichnung  mit  Beifügung 
eines  Abdruckes  oder  einer  Abbildung  zu  hinterlegen. 

§  III. 
üeber  die  nach  Vorschrift  des  §  II  Absatz  2  bewirkte  Hinterlegung 
wird  von  den  Distriktspolizeibehörden  ein  fortlaufendes  Kataster  geführt, 
und  darin  Tag  und  Stunde  der  Anmeldung  genau  bemerkt,  hierüber  aber 
dem  Anmeldenden  ein  Certificat  ausgefertigt.  Das  Kataster  steht  der 
Einsicht  jedes  Betheillgten  offen. 

§  IV. 
Bei  der  W^ahl    der  Fabrik-    etc.  Zeichen   in    den   Fällen   des   §  I 
Absatz  3  ist  möglichst  darauf  zu   sehen,    dass  sich   solche   von   andern 
hinlänglich  unterscheiden;  auch  dürfen  sie  keine  gesetz-  oder  sitten- 
widrige Bezeichnung    oder  Darstellung   enthalten.     Die 
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Priorität  der  Anmeldnng  solcher  Zeichen,  welche  schon  vor  dem  Erscheinen 
dieser  Verordnung  von  andern  geführt  wurden,  ist  nach  der  durch  amt- 
liche Zeugnisse  darzuthuenden  Dauer  der  etwaigen  Führung  zu  ermitteln. 

§  V. 

Wenn  Fahrikanten  oder  Gewerhshesitzer  eines  anderen  Bezirkes, 
als  jenes,  in  welchem  der  Beeinträchtigte  wohnt,  oder  seine  Geschäfte 
hetreiht,  sich  den  Gebrauch  eines  nach  §  I  Absatz  3  gewählten,  nach 
Vorschrift  des  §  II  Absatz  2,  dann  §  III  katastrirten  Zeichens  anmassen^ 
so  hat  der  Beeinträchtigte  zuvor  den  Beeinträchtigenden  durch  die  vor- 
gesetzte Distriktspolizeibehörde  auf  die  Widerrechtlichkeit  seiner  Handlung 
aufmerksam  zu  machen  und  die  Inhibirung  des  Gebrauches  zu  bewirken. 

Leistet  der  also  Gewamte  nicht  Folge,  und  setzt  derselbe  dessen- 
ungeachtet den  Gebrauch  des  fraglichen  Zeichens  fort,  so  soll  sofort  mit 
gewerbspolizeilicher  Bestrafung    gegen   denselben    eingeschritten  werden. 

Bei  Fabrikanten  oder  Gewerbsleuten,  welche  in  einem  und  dem- 
selben Polizeidistrikte  wohnen,  oder  bei  solchen,  welche  sich  der  zur  Be- 
zeichnung gewählten  Namens-  und  Wohn-  beziehungsweise  Gewerbs- 
ortes, Angabe  eines  anderen  Producenten  —  er  möge  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  Polizeidistrikts  des  Beeinträchtigten  wohnen  —  bedienen, 
ist  eine  solche  vorausgehende  Warnung  nicht  erforderlich. 

§  VI. 

Wer  sich  eines  solchergestalt  verbotenen  Gebrauches  von  fremden 
Zeichen,  Namen  oder  Formen  schuldig  macht,  verfällt  in  eine  polizeiliche 
Geldstrafe  von  10 — 50  fl.  Bei  Zumessung  der  Strafe  innerhalb  der  Grenzen 
derselben  ist  hauptsächlich  Eücksicht  zu  nehmen  auf  Zahl  und  Weith  der 
mit  strafwürdigen  Bezeichnungen  in  Verkehr  gesetzten  Waaren,  auf  den 
inneren  Gehalt  derselben  im  Vergleiche  zu  jenen  des  oder  der  betheilig- 
ten Concurrenten,  auf  die  grössere  oder  geringere  Erkennbarkeit  der 
nachgemachten  Bezeichnung,  endlich  aber  und  hauptsächlich  auf  die  den 
betheiligten  Gewerbsinhabem  oder  Fabrikanten,  sowie  den  Abnehmern 
zugefügt«  Beschädigung. 

Als  besonders  ahndungswürdig  ist  der  Gebrauch  eines  fremden 
Namens  und  Wohn-  beziehungsweise  Fabrikortes  oder  einer  fremden  Firma 
zu  behandeln. 

§  vn. 

In  Wiederholungsfällen  ist  nicht  nur  die  Geldstrafe  zu  verdoppeln, 
sondern  auch  bei  beharrlichem  Missbrauche  und  Ungehorsam  die  Einziehung 
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der  Concession  des  schuldhaften  Fabrik-  oder  Gewerbbesitzers  und  zwar 
nach  Be8cha£fenheit  der  Umstände  entweder  auf  bestimmte  Zeit  oder  für 
immer  von  der  zuständigen  Behörde  in  Kraft  des  Art.  6  Absatz  4  des 
Gewerbsgesetzes  vom  11.  September  1825  zu  verfügen. 

§  VIII. 
Ausserdem  bleibt  voi*behalten  : 

1.  Die  strafrichterliche  Untersuchung  und  Bestrafung,  soferne  die  Zu- 
widerhandlung hiefür  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches 
und  der  Anmerkungen  zu  demselben  geeignet  erscheint; 

2.  die  civilgerichtliche  Geltendmachung  der  Entschädigungsansprüche 
des  betheiligten  Gewerbsinhabers  oder  Fabrikanten,  sowie  des  Ab- 
nehmers. 

§  IX. 
Die  polizeiliche  Einschreitung  und  Verhandlung  erfolgt  nur  auf  An- 
zeige und  Anrufen  der  Betheiligten.     Die  Polizeibehörden  sind  aber  ver- 
pflichtet, jedes  in  dieser  Beziehung  an  sie    gelangende  Anrufen  jederzeit 
auf  das  schleunigste  zu  erledigen. 

§  X. 
Die  Bestimmungen   der   gegenwärtigen  Verordnung   sind   auch   auf 
das  Nachmachen  und  den  Gebrauch  der  Fabrikzeichen   und  Firmen   aus- 
ländischer Fabrik-  und  Gewerbsinhaber  anwendbar,  wenn 

a.  dieselben  der  Vorschrift  des  §  11  durch  Beisetzung  des  Namens- 
und  Wohn-  beziehungsweise  Fabrikortes  oder  durch  Anmeldung  und 
Beschreibung  ihrer  sonst  gewählten  Zeichen  bei  einer  inländischen 
Distrikts-Polizeibehörde  Genüge  geleistet  haben,  und 

b.  wenn  zugleich  in  dem  betreifenden  ausländischen  Staate  den  baye- 
rischen Fabrikanten  und  Gewerbsinhabern  ein  gleicher  Schutz  ge- 
währt und  beziehungsweise  von  demselben  zugesichert  wird. 

§  XI. 
Gegenwärtige  Verordnung    ist    durch  das  Eegierungsblatt  zu  ver- 
künden und  tritt  dreissig  Tage  nach  dieser  Verkündung    für    die  Eegie- 
rungsbezirke  diesseits  des  Kheins  in  Wirksamkeit. 

§  XII. 
Unser  Ministerium  des  Innern  ist  mit  dem  Vollzuge  beauftragt." 
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IV. 

Aus  der  Praxis  des  Markenrechts  vor  dem 
Markengesetz. 

A. 

Im  gemeinen  Strafrecht  wurde  viel  darüber  gestritten,  ob  die  Mar- 
kirnng  mit  dem  Namen,  der  Etikette,  der  BezeicLnmigsform  eines  Andern 
als  falsum  oder  doch  als  Stellionat  zu  behandeln  sei,  in  welcher  Beziehung 
insbesondere  auch    fr.  3  §  1    stellion.    eine  grosse  EoUe    gespielt  hat^). 

In  einer  Entscheidung  der  Juristenfacultät  Halle  vom  December 
1805  ist  angenommen,  dass  einem  Dritten  die  Nachahmung  der  Bezeich- 
nungsform von  Tabaken  untersagt  werden  könne,  auch  wenn  diese  Be- 
zeichnungsform nicht  den  wirklichen  Namen  des  Verletzten,  sondern  einen 
fingirten  Namen  darstellt  2).  Hier  ist  ausgeführt  3) :  „Nun  hat  zwar  der 
Appellat  eingeräumt,    dass   die  Firma   John  Tron    Snider  zu  Amsterdam 

völlig  fingiert  sey Aber  einmal  hat  sie  seit  langen  Jahren  — 

diesen  Namen  auf  ihre  Tabacke  gesetzt,  und  kann  also  eine  stillschwei- 
gende Einwilligung  der  Obrigkeit  in  das,  was  seit  35  Jahren  öffentlich 
geschehen  ist,  wohl  vermuthen".  —   —  —  — 

Weiter  heisst  es  *) :  „Die  S.'sche  Handlung  hat  nicht  die  Absicht 
gehabt,  ihre  Tabacke  fälschlich  für  die  einer  andern  Fabrike  zu  ver- 
kaufen: diess  that  aber  der  Appellant.  Sie  wollte  nicht  das  Publikum 
in  den  Irrthum  bringen,  dass  ihre  Tabacke  von  einer  schon  bekannten 
Sorte  wären,  das  .wollte  aber  der  Appellant '*. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  eine  Entscheidung  des  Spruch collegiuma 
Würzburg  vom  22./ 1.  1830,  welche  in  Hitssig'%  Annalen  der  deut- 
schen und  ausländischen  Criminal-Rechtspflege  VIII  (1830)  S.  1  f.  pub- 
licirt  ist.  Insbesondere  ist  hier  entwickelt  5) :  „es  handelt  sich  vorliegend 
nicht  davon,  ob  das  auf  den  fraglichen  Tabacksumschlägen  befindliche 
Fabrikzeichen  die  dem  Ankläger  oder  dem  Angeklagten,  oder  keinem  von 
beiden  zustehende,  oder  beliebig  von  jedem  zu  gebrauchende  Firma  sey; 
sondern  davon,    ob  das  Unterschieben  einer  Waare,  mittelst  des  heimlich 


f)  V^gl.  über  die  Frage  aach  Escher j  Lehre  von  dem  strafbaren  Betrag  S.  392,. 
Heffter  in  Hitzig's  Zeitschr.  f.  Crirainalrechtspflege  III  (1830)  S.  6  f.  8  f. 

2)  Schmalz,  Nene  Sammlung  merkwürdiger  Rechtsfälle  I  S.  36  f. 

3)  SchmäU  I  S.  38. 

4)  Schmälz  I  S.  39. 

^)  Hüzig,  Annalen  VIII  S.  16  f. 
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und  absichtlich  nachgemachten  Zeichens    der  ächten   znm  Nachtheile  des 
Verfertigers  dieser  und  der  Käufer  jener,  einen  strafbaren  Betrug  enthalte. 
Diese  Frage  aber  scheint  nicht  ohne  weiteres  verneint  werden  zu  können, 
fr.  3  §  1  Stellionatus".     __     —     —     —     —     —     —     _     — 

,,  Allerdings  kann  es  keinem  Fabrikanten  verboten  werden,  dieselbe  Sorte 
Tabacks  zu  fabriciren,  und  sie  eben  so  zu  bezeichnen,  wie  der  Ankläger, 
sobald  nur  die  Fabrik,  welche  diese  Sorte  sammt  dem  Zeichen  nachge- 
macht hat,  auf  dem  Umschlage  so  angegeben  wird,  dass  der  Käufer  nicht 
getäuscht  werden  kann''.     —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 

„Von  solcher  Art  ist  aber  der  vorliegende  Fall  nicht;  vielmehr  enthält 
er  eine,  durch  Entstellung  der  Wahrheit,  d.  h.  hinterlistig  bewirkte  Be- 
einträchtigung des  Käufers  und  des  Fabrikanten  der   ächten  Waare"  — 

Sehr  richtig  sind  sodann  folgende  Erwägungen:  „Zwar  führen  die 
Angeklagten  an,  die  von  ihnen  nachgemachte  Etiquette  sey  von  ihren 
Abnehmern  selbst  verlangt,  diese  wären  also  nicht  getäuscht  worden. 
Allein  auch  die  Wahrheit  dieses  Umstandes  angenommen,  so  ändert  er 
an  der  Sache  nichts  ab,  vielmehr  erscheinen  dann  die  unmittelbaren  Ab- 
nehmer der  Angeklagten  als  Theilnehmer  an  dem  Vergehen,  indem  die 
Täuschung  an  den  Käufern  im  Einzelnen  verübt  wurde"*  i). 

„Auch  der  Umstand,  dass  der  in  die  nachgemachte  Btiquette  ver- 
packte Taback  nicht  von  schlechterer  Qualität  sey,  als  das  Fabrikat  des 
Anklägers,  macht  —  —  an  sich  die  Anklage  noch  nicht  unstatthaft,  in- 
dem durch  den  dolus  der  Angeklagten  nicht  allein  der  Käufer,  sondern 
auch  der  Fabrikant  der  ächten  Waare  benachtheiligt  wird,  und  über- 
haupt durch  diesen  Umstand  die  Anwendbarkeit  der  schon  angeführten  Ge- 
setzesstelle —  fr.  3  §  1  stellionatus  —  auf  die  Handlung  der  Angeklagten 
nicht  beseitiget,    sondern  nur  etwa  die  Strafbarkeit  gemindert  würde"  ^j. 

Von  Bedeutung  ist  ferner  die  Entscheidung  des  O.-A.-G.  Kassel 
V.  27./4.  1860  in  Heusers  Annalen  VH  S.  556  f. 

Andere  Entscheidungen  sind  von  der  Juristenfacultät  Erlangen  in 
Hitziges  Annalen  der  deutschen  und  ausländ.  Criminalrechtspflege  VII 
iß.  345  f.  355  f.,  und  eine  ebensolche  bei  Wendt,  teutsche  Facultätspraxis 
S.  342  f.  349  f.;  eine  Entscheidung  des  Berliner  Kammergerichts  in 
Hitzig' s  Zeitschr.  f.  Criminalrechtspflege  III  (1830)  S.  1  f. 


1)  Vgl.  oben  S.  287. 

2)  Vgl.  oben  S.  342. 
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Solche,  welche  den  Stellionat  verneinten,  nahmen  an,  dass  nur  auf 
Grund  eines  PrivUegiams  ein  solcher  Schatz  bestehe  und  dass  natnrgemäss 
das  Privileg  nur  in  den  Landesgrenzen  wirke.  Man  vgl.  beispielsweise 
die  Facnltätsentscheidung  bei  Wendt,  teutsche  Facultätspraxis  S.  357  f. 
Wenn  in  den  Ausführungen  verschiedener  Gerichte  hervorgehoben  wird, 
dass  die  Nachahmung  ausländischer  Fabrikate  und  dabei  die  Nachahmung 
ausländischer  Waarenbezeichnangen  alltäglich  sei,  so  weisen  sie  damit  auf 
«ine  Seite  in  der  Entwickelungsgeschichte  der  deutschen  Industrie,  über 
welche  am  besten  der  Schleier  der  Vergessenheit  gebreitet  werden  möge. 


B, 
Aus    einem    Urtheile    des  Handelsgerichts  Hamburg 

von  6.  Februar  1861  i). 

Da  der  Gebrauch  eines  fremden  Namens  oder  einer  protokollirten 
Handelsfirma  ohne  Zustimmung  des  betreifenden  Inhabers  zum  Ersatz  des 
durch  solche  widerrechtliche  Benützung  zugefügten  Vermögensschadens 
verpflichtet  —  —  —  wie  denn  auch  die  Beklagten  geständig  sind,  ihr 
Fabrikat  unter  dem  klägerischen  Namen  zu  verkaufen,  ohne  behaupten 
zu  können,  dass  überhaupt  der  klägerische  Personenname  zu  einer  all- 
gemein gebräuchlichen  Sachbezeichnung  geworden  sei, 

dass  dem  Kläger  Schadensansprüche  zu  reserviren,  den  Beklagten 
die  Benützung  solcher  Etiquetts  zu  verbieten  —  — . 

C. 
Aus  einer  Entscheidung  des  Obergerichts  Hamburg 

von    10.  Mai  1861. 

Da  —  nach  allgemeinen,  auch  in  Hamburg  jederzeit  angewandten 
Eechtsgrundätzen  die  fälschliche  Bezeichnung  einer  Waare  mit  einem 
fremden  Namen  oder  einer  fremden  Firma  eine  rechtswidrige  Handlung 
ist,  welche  unzweifelhaft  zu  Schadensansprüchen  berechtigt  —  — . 


1)  Diese,  wie  eine  Reihe  der  folgenden,  Entscheidnngen  wnrde  in  einer  Rechts- 
sache einer  Elsässer  Firma  gegen  zwei  andere  dentsche  Firmen  von  dem  Vertreter 
der  Klägerin,  dem  damaligen  Anwalte  Dr.  Grimm  in  Mannheim,  vorgelegt,  welcher 
seitdem  bei  den  Berathnngen  des  Markengesetzes  eine  bedeutende  Rolle  gespielt 
hat.  Die  bezüglichen  Gerichtsakten  wurden  mir  mit  grösster  Liberalität  zu  Ge- 
bote gestellt. 
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D. 
Aus  einer  Entscheidung   des  Niedergerichts  Hamburg 

von   29.  April    1870. 

Da  ebensowenig  der  Antrag  des  Klägers  dem  Beklagten  den  Gebrauch 
der  Bezeichnung  Aromatic  Schiedam  Schnappst)  zu  untersagen  gerecht- 
fertigt ist,  indem  diess  ein  allgemeiner  Gattungsname  ist,  auf  dessen  aus- 
schliessliche Benutzung  der  klägerische  Mandant  keineswegs  Anspruch  hat ; 
da  indessen,  was  die  vom  Beklagten  für  seine  Waare  benutzten 
Etiquetten  anlangt,  von  dem  Grundsatze  auszugehen  ist,  dass  es  Nieman- 
den gestattet  ist,  die  Waarenbezeichnungen  eines  Anderen,  namentlich 
unter  Missbrauch  des  Namens  desselben  oder  Fingirung  eines  ganz  ähn- 
lichen Namens  in  der  Weise  nachzubilden,  dass  das  Publicum  getäuscht 
und  verleitet  wird,  seine  des  Ersteren  Waare  für  diejenige  eines  Anderen 
zu  halten,  und  dass,  wenn  Jemand  diese  Eechtswidrigkeit  begeht,  er 
gegen  denjeiiigen,  dessen  Waarenbezeichnung  von  ihm  zur  Täuschung  des 
Publicums  nachgebildet  ward,  schadensersatzpflichtig  ist,  auch  ihm  die 
fernere  Benutzung  seiner  nachgebildeten  Waarenbezeichnungen  bei  Strafe 
untersagt  werden  kann      —      —     —     —     —     —     —     —     —     — 

da  hienach  die Etiquetten  für  unerlaubt  anzusehen  sind,  weil  die- 
selben nicht  allein  in  Farbe  und  Format,  sondern  ebenfalls  in  ihrem  ganzen 
meistens  sehr  ausführlichen  Inhalt  mit  den  klägerischen  Etiquetten  fast 
völlig  'tibereinstimmen  und   insbesondere  auch   den   mit   dem   Namen   des 

klägerischen  Mandanten  leicht  zu  verwechselnden  Namen führen, 

welcher  unverkennbar  nur  zur  Täuschung  des  Publicums  angenommen 
worden  ist.  —     —     —     —     —     —     —     —    —     —     --     —     — 


E. 
Aus  einem  Interlocute  des  Niedergerichts  Hamburg 

vom   26.  Januar  1872. 


Da  die  Anfertigung  oder  der  Vertrieb  von  Waaren,  welche  fälschlich 
mit  dem  Namen  oder  der  Firma  eines  andern  Fabrikanten  solcher  Waaren 
bezeichnet  und  dadurch  zur  Täuschung  des  kaufenden  Publikums  geeignet 


1)  TJeber  den  Aasdrack  „Schiedam  Schnapps"  vgl.  oben  S.  179  Note  2. 
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sind,  eine  civilrechtlich  verfolgbare  Rechtsverletzung  enthält,  welche  nach 
constanter  Rechtsprechung  unserer  Gerichte  den  Verletzten  zur  Geltend- 
machung vor  Schadensansprüchen  und  zur  Erwirkung  eines  ihn  gegen 
die  Wiederholung  solcher  Rechtsverletzung  schützenden  richterlichen  Ver- 
bots berechtigt,    —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 


da  —  —  —  —    als   feststehend   anzusehen    ist,    dass    der  Beklagte  — 

—  —  —  —  sogenannte  —  —  Zündhölzer  in  Schachteln  mit  fast 
genau  derselben  Etiquitte  —  wie  sie  die  darin  als  Fabrikantin  angegebene 

—  —  —  —  —  —  führt,  hier  in  den  Handel  gebracht  hat,  da 
auch    die    —    —     —     —     —   Ersetzung   des  Wortes    —     —    durch 

—  —  —  —  nach  Form  und  Stellung  dieser  Worte  ersichtlich  nicht  die 
Aufklärung,  sondern  vielmehr  die  fortgesetzte,  vermeintliche  jetzt  straf- 
lose Täuschung  des  Publikums  bezweckt,  derartige  Abweichungen  aber 
von  der  echten  Waarenbezeichnung,  die  nur  durch  Aufwendung  besonderer 
Aufmerksamkeit  wahrgenommen  werden  können,  jene  Rechtsverletzung 
nicht  ausschliessen ;  da  ferner  der  Umstand,  dass  die  Kläger  Schweden 
sind,  der  Verfolgung  ihrer  gegen  den  Beklagten  erhobenen  Ansprüche  nicht 
entgegensteht'),  weil  die  Bestimmung  des  §  287  des  Strafgesetzbuches, 
wonach  das  gegen  Angehörige  eines  fremden  Staats  gerichtete  Vergehen 
der  Anfertigung  und  des  Vertriebes  fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  eines  Anderen  bezeichneter  Waaren  nur  bei  verbürgter  Gegen- 
seitigkeit in  Deutschland  strafrechtlich  verfolgbar  ist,  die  Voraussetzungen 
der  auch  zu  Gunsten  eines  Ausländers  anzuerkennenden  civilrechtlichen 
Verfolgbarkeit  einer  Rechtsverletzung,  wie  die  hier  in  Frage  stehende, 
unberührt  lässt,  unsere  Gerichte  aber  in  ähnlichen  Fällen  bisher  immer 
von  dem  Grundsatz  des  internationalen  Frivatrechts  ausgegangen  sind,  dass 
die  gleichmässige  Behandlung  Einheimischer  und  Fremder  in  Betreff  civil- 
rechtlicher  Ansprüche  die  Regel  bilde,  und  für  die  Statuirung  einer  Ausnahme 
im  vorliegenden  Fall  um  so  weniger  eine  Veranlassung  vorhanden  ist^ 
als  Beklagter  nicht  einmal  zu  behaupten  vermocht  hat,  dass  von  den 
schwedischen  Gerichten  in  gleichen  Fällen  keine  Gegenseitigkeit  geübt 
wird      —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —    — 

NB.    Das  Erkenntniss  in  dieser  Sache    v.  3.  Februar  1873  wurde 
von  dem  Obergericht  Hamburg  unterm  31.  März  1873  bestätigt. 


0  Vgl.  über  diese  Frage  oben  S.  419—421. 
Kohl  er,  Recht  des  Markeiischiitzei.  33 
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F. 
Aus  einem  Urtheil   des   Landgerichts  Mülhausen 

vom  21.  Februar  1872  i). 
In  Erwägung,     —      —     —     —     —     —     —     —     —     — 


dass  nicht  der  mindeste  Zweifel  obwalten  kann,  dass  die  Beklagten  als 
Handelsleute  der  hiesigen  Stadt,  in  welcher  auch  das  Etablissement  der 
Kläger  sich  befindet,  und  deren  Fabricate  überall  aufliegen,  die  echte 
sowie  die  nachgemachte  Etikette  genau  kannten,  dass  sie  sogar  die  — 
Zwirnwaaren  neben  den  nachgebildeten  in  ihrem  Magazine  hielten,  so 
dass  sie  auf  ihren  guten  Glauben  sich  nicht  berufen  können ;  dass  sie 
daher  wissentlich  gehandelt  und  hiefür  nach  Ziff.  3  Art.  8  des  erwähnten 
Gesetzes  selbständig  einzustehen  haben,  demzufolge  ihre  Verantw^ort- 
lichkeit  auch  nicht  dadurch  beseitigt  wird,  dass  sie  die  fraglichen  Waaren 
von  einem  andern  Handlungshause  bezogen; 

In  Erwägung,  dass  den  Klägern  für  den  ihnen  durch  das  rechts- 
widrige Verfahren  der  Beklagten  zugefügten  Schaden  entsprechender  Er- 
satz gebührt,  und  dass  das  Gericht  nach  der  Sachlage  im  Stande  ist, 
den  Betrag  desselben  festzusetzen;  dass  die  weiteren  klägerischen  An- 
Sprüche  auf  Confiscation  der  vorerwähnten  neun  und  neunzig  Schachteln 
Zwirn,  sowie  auf  Publication  des  zu  ergehenden  ürtheils  nach  Artikel  13 
und  14  des  citirten  Gesetzes  zulässig  und  nach  den  Verhältnissen  des 
unterbreiteten  Falles  auch  begründet  erscheinen,  dass  indess  die  Voraus- 
setzungen zum  Zwangsvollzug  mittelst  körperlicher  Haft  nicht  vorliegen : 

In  Erwägung  zur  Garantieklage,  dass  derselben,  soweit  sie  auf 
Schadloshaltung  der  gegen  die  Hauptbeklagten  auszusprechenden  Ver- 
urtheilung  gerichtet  ist,  nicht  stattgegeben  werden  kann,  da,  wie  voraus- 
geführt, die  Beklagten  aus  ihrer  eigenen  dolosen  Handlungsweise  haftbar 
sind,  die  ihnen  den  Hauptklägern  gegenüber  obliegende  Entschädigungs- 
pflicht daher  nicht  auf  Dritte  abwälzen  können,  selbst  wenn  diese,  was 
noch  nicht  erwiesen  ist,  das  gleiche  Verschulden  trifft,  wofür  sie  übrigens 
gegebenen  Falles  nur  den  Hauptklägern,  aber  nicht  den  mitschuldigen 
Garantie-Klägern  verantwortlich  werden  2).      —     —     —     —     —     — 


t)  Dieses  Urtheil  findet  sich  pnblicirt  in  der  Beilage  znr  Allgemeinen  Zeitung 
y.  16.  Mai  1872  nr.  137  S.  2090.  Das  Urtheil  erging  anf  Grund  des  fransösischen 
Markengesetzes  von  1857. 

S)  Vgl.  über  die  Garantieklage  oben  S.  368!  369. 
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G. 
Aus  einem  Urtheile  des  Landgerichtes  Mülhausen 

vom    8.  Mai  1872. 


—  —  —  —  In  Erwäg^ing,  dass  die  beschlag^nahmten  Schachteln 
in  Grösse,  Form,  Einrichtung  und  Verpackung,  sowie  in  der  äussern  Aus- 
stattung die  grösste  Aehnlichkeit  mit  den  klägerischen  zeigen,  und  dass 
die  Etiquetten  an  diesen  Schachteln  sowohl  wie  an  den  einzelnen  Zwirn- 
knäueln den  klägerischen  Etiquetten  in  Farbe,  Grösse,  Ausschmückung  und 
Zuschnitt  täuschend  gleichen,  sowie  die  Buchstaben  der  klägerischen  Firma 
D.  M.  C.  an  sich  tragen; 

dass  bei  dieser  Uebereinstimmung  so  vieler  Merkmale  in  der  kläge- 
rischen mit  der  betrügerisch  nachgeahmten  Fabrikzeichnung  kleinen  un- 
wesentlichen und  nicht  in  die  Augen  fallenden  Abänderungen,  wie  z.  B. 
dass  der  letzte  Buchstabe  der  nachgebildeten  Etiquetten  statt  C.  öfter 
als  G.  figurirt,  manchmal  auch  so  undeutlich  abgedruckt  ist,  dass  er  für 
C.  oder  G.  gehalten  werden  kann,  kein  Gewicht  beigelegt  werden  kann  ; 

dass  derlei  gerinfttgige  Abänderungen,  wenn  sie  wie  hier  nicht 
deutliche  Unterscheidungskennzeichen  an  die  Hand  geben,  höchstens  die 
Absicht  verrathen,  durch  künstliche  Vorwände  und  Ausflüchte  das  Gesetz 
zu  umgehen  und  dessen  Folgen  sich  zu  entziehen; 


dass  ein  weiterer  Unterschied  vom  Beklagten  noch  darin  gefunden 
werden  will,  dass  auf  dem  Deckel  der  klägerischen  Schachteln  die  vollen 
Namen  der  klägerischen  Firma  und  der  Fabrikatsbezeichnung  eingepresst 
sind,  während  die  beschlagnahmten  angeblich  von  dem  Fabrikhause  — 
_   —  bezogenen  Schachteln  eine  ganz  glatte  Decke  zeigen ; 

dass  indess  gerade  diese  Unterlassung  für  das  Bestreben  spricht, 
die  Täuschung  aufrecht  zu  erhalten,  die  sofort  verschwinden  müsste,  sobald 
der  Käufer  die  fremde  Firma  auf  den  Seh  achte]  deckein  angegeben  findet ; 

dass  vielmehr  als  entscheidendes  Moment  hier  durchweg  festgehalten 
werden  muss,  dass  die  beschlagnahmten  Etiquetten  im  Allgemeinen  täu- 
schend  das  Aussehen   der   —  —  — Etiquetten   an   sich  tragen 

und  Aehnliches,  wie  oben  gezeigt,  von  den  Schachteln  und  der  Verpack- 
ung gilt;  dass  nirgends  nur  einigermassen  genügende  Unterscheidungs- 
merkmale das  Publikum  über  den  Ursprung  und  die  Bezugsquelle  des 
Fabrikates  aufklären,  und  dass  somit  nothwendig  der  Käufer   durch  die 

33* 
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mehr  oder  weniger  gelungene  Nachbildung  der  vielbekannten  klägerischen 
Marke  getäuscht,  in  Irrthum  versetzt  wird  und  die  fremde  Waare  für 
das  klägerische  Fabrikat  hält; 

In   Erwägung,    dass   der   beklagte ,    als    geschäftskundiger 

Kaufmann  der  hiesigen  Stadt,  in  welcher  die  klägerische  Waare  fabrizirt 
und  vielfach  abgesetzt  wird,  jedenfalls  die  klägerischen  Fabrikmarken 
und  Etiquetten  genau  kannte  und  daher  nicht  auf  seinen  guten  Glauben 
sich  berufen  kann; 

dass  er  demzufolge  nach  Artikel  3,  14  u.  16  des  citii*ten  Gesetzes, 
sowie  1382  und  folgende  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  den  Schaden 
civilrechtlich  einzustehen  hat,  der  durch  seine  unerlaubte  Handlungsweise 
dem  klägerischen  Fabrikhause  zugieng; 

dass  seine  Verantwortlichkeit  eine  selbstständige  ist,  da  sie  auf 
eigenem  Verschulden  beruht;  dass  er  sie  daher  auch  nicht  im  Wege  der 
Garantieklage  auf  seine  etwaigen  Mitschuldigen  abwälzen  kann,  die  in 
gleicher  Weise  wie  der  Beklagte  selbst  der  klägerischen  Verfolgung  aus- 
gesetzt, nicht  aber  gehalten  sind,  zur  gleichen  Zeit  auch  ihren  Complicen 
vollen  Ersatz  der  Verurtheilung  zu  leisten  ^) ; 

dass  aus  demselben  Grunde  die  vom  Beklagten  neben  den  Garantie- 
ansprüchen erhobene  Entschädigungsklage  zu  verwerfen  ist,  weil  Letztere 
nur  dann  gerechtfertigt  wäre,  wenn  der  Beklagte  in  gutem  Glauben  sich 
befunden  und  nachzuweisen  vermocht  hätte,  dass  er  durch  die  Garantie- 
beklagten bei  dem  Bezüge  der  fraglichen  Waaren  in  Irrthum  versetzt 
worden  wäre; 

In  Erwägung,  dass  diese  Grundsätze  auch  für  die  üntergarantie- 
klage  ihre  Anwendung  finden.    —     —     —     —     —     —     —     —     — 


H. 
Aus  einem  Urtheile   des  Obergerichts  Hamburg 

vom  16.  Deceinber  1872. 
—     —     —     —     —     —     —     Da,^    was    die    erste  Beschwerde 

des  Beklagten  anbelangt,  es  dahingestellt  bleiben  kann,  ob  der  hansea- 
tisch-französische Handelsvertrag  vom  21.  Juni  1865  sich  wieder  in 
voller  Geltung  befindet,  indem,  auch  wenn  dies  nicht  der  Fall  sein  soUte, 
der  Kläger  doch  nicht  ohne  Weiteres  abzuweisen  wäre,    weil  die  Fabri- 


1)  Vgl.  oben  S.  368.  369. 
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kation  oder  der  Verkauf  von  Waaren,  welche  fälschlich  mit  dem  Namen 
oder  der  Firma  eines  andern  Fabrikanten  ähnlicher  Waaren  bezeichnet 
and  dadurch  zar  Täuschung  des  Publikums  geeignet  sind,  nach  der  con- 
stanten  Praxis  der  hiesigen  Gerichte  unter  gewissen  Umständen  eine  civil- 
rechtlich.  verfolgbare  Rechtsverletzung  enthält.    — 

J. 

Aus   einem  Urtheil   der  Civilkammer    des   Kreis-    und  Hof- 
gerichts  Mannheim 

vom  21.  März  1873. 
(Erstinstanzurtheil. ) 


Allein  es  handelt  sich  im  vorliegenden  Falle,  was  wenigstens  den 
Klagantrag  unter  lit.  a  betriflft,  nicht  darum,  den  Klägern  auf  Grund 
des  behaupteten  Missbrauchs'  ihres  Waarenzeichens  gewisse,  von  den 
sonstigen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  abweichende  und  daher 
einer  besonderen  gesetzlichen  Regelung  bedürftige  Ansprüche  (wie  sie 
z.  B.  theilweise  in  dem  L.-R.-A.  S.  109  a  ertheilt  werden)  gegenüber 
den  Beklagten  zuzuerkennen,  gleichwie  auch  die  Frage,  ob  der  Miss- 
brauch eines  fremden  Waarenzeichens  den  Thatbestand  eines  strafrecht- 
lichen Vergehens  bilde,  völlig  ausser  Betracht  gelassen  werden  kann; 
vielmehr  soll  hier  lediglich  der  allgemeine  in  dem  L.-R.  S.  1382  aus- 
gesprochene Grundsatz,  dass  die  d  o  1  o  s  e  (gleichwie  fahrlässige)  Verletzung 
eines  Rechtes  zum  Schadensersatze  verpflichte,  zur  Anwendung  gebracht 
werden  und  es  genügt  daher  zur  Begründung,  der  Klage  —  abgesehen 
von  dem  später  zu  erörternden  Nachweise  der  betrügerischen  Handlungs 
weise  der  Beklagten  —  der  Umstand,  dass  überhaupt  noch  ein  gewisses 
Recht  des  Fabrikanten  bezüglich  seines  Waarenzeichens  anerkannt  und 
demselben  in  dieser  Beziehung  nicht  aller  und  jeder  Schutz  entzogen 
werden  wollte.  Letzteres  —  nämlich  eine  grundsätzliche  Entziehung 
allen  Schutzrechtes  —  kann  aber  nicht  wohl  als  im  Sinne  unserer  Ge- 
setzgebung gelegen  behauptet  werden.  Denn  die  mehrerwähnten  Bestimm- 
ungen in  L.-R.-A.  S.  109  a  und  §  444  badisch.  St.-G.-B.,  welche  aller- 
dings in  giltiger  Weise  beseitigt  wurden,  sind  doch  nur  als  Anwendungen 
eines  höheren  Grundsatzes  zu  betrachten,  welcher  in  Folge  ihres  Ausser- 
krafttretens  nicht  auch  ohne  Weiteres  mit  seinen  sonstigen  Consequenzen 
hinwegfällt.     Es  spricht  auch  für  diese  Auffassung  der  —  insoweit  keines- 
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wegs  bedeutungslose  —  Umstand,  dass  die  angeführten  früheren  Bestimm- 
ungen nicht  ex  professo  d.  i.  in  der  Art,  dass  der  Gesetzgeber  recht 
eigentlich  auf  diese  Materie  sein  Augenmerk  gerichtet  hätte,  aufgehoben 
wurden,  sondern  nur  als  einzelne  —  in  der  gerichtlichen  Praxis  nicht  sehr 
häufig  angewendete  und  desshalb  vielleicht  wenig  beachtete  Theile  je 
eines  grösseren  Ganzen  (des  Anhangs  zum  Landrecht  und  des  bad.  Straf- 
gesetzbuches), so  dass,  da  die  an  die  Stelle  getretenen  allgemeinen  deut- 
schen Gesetzbücher  (das  deutsche  Handelsgesetzbuch  und  das  Reichsstraf- 
gesetzbuch) die  betreffende  Materie  nicht  etwa  in  anderem  Sinne,  sondern 
vielmehr  gar  nicht  behandeln,  eine  eigentlich  principielle  Aeuderung  der 
badischen  Gesetzgebung  der  Art,  wie  oben  angedeutet,  nicht  zu  unter- 
stellen ist,  wenn  auch  letztere  (möglicherweise  in  der  Erwartung  einer 
baldigen  reichsgesetzlichen  Normirung)  davon  Umgang  nahm,  ihre  bis- 
herigen speciellen  particularrechtlichen  Vorschriften  über  den  Schutz  der 
Waarenzeichen  gegenüber  dem  übrigen  Inhalte  des  Landrechtanhangs  und 
des  bad.  Strafgesetzbuchs  ausnahmsweise  noch  in  Kraft  zu  erhalten. 
Dabei  mag  auch,  wie  schon  vom  klägerischen  Anwalte  geschehen,  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  meisten  ande'rn  Gesetzgebungen,  worunter 
gerade  diejenigen  der  in  Handel  und  Industrie  bedeutendsten  Staaten, 
dem  Fabrikanten  bezüglich  seines  Waarenzeichens  gleichfalls  rechtlichen 
Schutz  gewähren. 

So  z.  B.  französisches  Gesetz  vom  23.  Juni  1857 
englisches  Gesetz  vom  7.  August  1862 
österreichisches  Gesetz  vom  7.  Dezember  1858  u.  s.  w. 
Auch  bietet  immerhin  der  Art.  27  des  allgemeinen  deutschen  Han- 
delsgesetzbuchs einigen  Anhalt,  wenn  er  gleich,  wie  schon  oben  bemerkt, 
zweifellos    nicht    unmittelbar  für  die    hier    streitige   Frage    angewendet 
werden  darf. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  §  287  des  Reichsstrafgesetzbuchs, 
welcher  einen  mit  dem  hier  vorliegenden  ziemlich  nahe  verwandten  Fall 
für  ein  strafrechtliches  Vergehen  erklärt  und  mit  nicht  unbedeutenden 
Geld-  oder  Gefängnissstrafen  bedroht. 

Es  erscheint  hiernach  das  erste  Begehren  der  Kläger  (unter  lit.  a) 
an  und  für  (sich)  rechtlich  begründet,  da  kein  Grund  vorliegt,  die  seitherige 
Ausführung,  welche  nicht  auf  einer  unserem  Lande  besonders 
eigenthümlichen  gesetzlichen  Normirung  beruht,  nicht  auch  zu 
Gunstea  des  nunmehr  zum  deutschen  Reiche  und  Zollverein  gehörigen 
Elsasses  zur  Anwendung  zu  bringen,  selbst  wenn  man  die  formelle  Giltig- 
keit  des  Staatsvertrags  vom  2.  Juli  1857  ftir  Elsass-Lothringen  be- 
zweifelt.      —     —     —     --     —     —     —     —     —     —     —     —     — 
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Was  nun  den  Nachweis  der  thatsäch liehen  Klagbehauptongen 
betrifft,  so  kam  der  Gerichtshof  durch  die  Zugeständnisse  der  Beklagten 
in  Verbindung  mit  der  Besichtigung  der  beiderseitigen  Fabrikate  nebst 
deren  Zeichen  und  der  Art  ihrer  Verpackung  zu  dem  Ergebnisse,  dass 
anlangend  das  klägerische  Zeichen,  solches  sich  als  ein  gehörig  vereigen- 
schaftetes  Waarenzeichen  darstelle,  und  ferner  zu  der  Ueberzeugung, 
dass  letzteres  arglistig  nachgeahmt  und  die  damit  versehene  Waare 
von  den  Beklagten  wissentlich  unter  dem  Scheine  der  ächten  verkauft 
worden  sei.     —      —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 

Namentlich  glaubte  man  auch  bezüglich  der  beklagtischerseits  be- 
strittenen Priorität  von  einer  etwaigen  Beweisauflage  Umgang  nehmen 
zu  sollen,  da  sich  durch  die  hier  in  Betracht  kommenden  notorischen 
Verhältnisse  in  Verbindung  mit  den  theilweisen  Zugeständnissen  der  Be- 
klagten mindestens  eine  starke  Vermuthung  zu  Gunsten  der  Kläger  ergibt 
und  daher  die  Beklagten,  um  diese  Vermuthung  zu  erschüttern,  ihr  Vor- 
bringen wenigstens  einigermassen  hätten  näher  thatsächlich  begründen 
müssen. 

Was  die  kleinen  Verschiedenheiten  des  ächten  und  des  nachgeahm- 
ten Waarenzeichens  betrifft,  so  hielt  man  dieselben,  wie  auch  in  den  er- 
wähnten Motiven  angenommen  wird,  für  unwesentlich  und  nach  Massgabe 
der  Bestimmung  in  §  287  Abs.  3  d.  R.-St.-G.  (s.  auch  Bem.  7  in  Puchelts 
Commentar  zum  bad.  St.-G.-B.)  und  dem  ähnlichen  Inhalt  fast  aller  Ge- 
setze über  Fabrikzeichen  für  rechtlich  unerheblich.         —     —     —     — 


K. 
Aus   einem  Urtheil  des  Appellationssenats  Mannheim 

vom  29.  September  1873. 
(Zweitinstanzurtheil.) 


—  —  —  Aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  ist  ein  ausschliess- 
liches Recht  des  Fabrikanten  an  den  von  ihm  gewählten  Waarenzeichen 
nicht  abzuleiten  und  eine  analoge  Ausdehnung  des  Rechts  auf  Namen 
oder  Firma  auf  blosse  Zeichen  wäre  nicht  zulässig,  so  bedeutsam  und 
werthvoll  das  Zeichen  in  vielen  Fällen  für   den  Inhaber,    welcher  durch 
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Fleiss  und  Geschick  ihm  Ansehen  und  Zutrauen  zu  verschaffen  gewusst, 
unzweifelhaft  sein  muss.  Mit  der  Verneinung  eines  ausschliesslichen 
Rechtes  des  Inhabers  auf  die  Marke  wäre  aber  die  Möglichkeit  eines 
civilrechtlichen  Delicts  durch  Missbranch  derselben  noch  nicht  ausge- 
schlossen. 

Die  betrügerische  Art  und  Weise,  durch  welche  auf  diesem  Wege 
einem  Fabrikanten  wissentlich  die  Kundschaft  entzogen  und  damit  Schaden 
zugefügt  würde,  wäre  gleichfalls  geeignet,  den  Gebrauch  der  fremden 
Waarenzeichen  als  eine  unter  LRS.  1382  fallende  und  den  Thäter  zur 
Entschädigung  verpflichtende  Handlung  erscheinen  zu  lassen.  Die  frauzö< 
sische  Jurisprudenz  subsumirt  den  vielfach  behandelten  Begriff  der  con- 
currence  d^loyale  unter  Art.  1382  G.  c,  und  einzelne  französische  Ge- 
richte sind  in  der  Ausdehnung  desselben  sehr  weit  gegangen.  Vgl.  Les 
Codes  annotes  de  Sirey,  Supplement  zu  Art.  1382  Nr.  72 — 74,  S.  V. 
1859,  2.  S.  426.  (Bordeaux)  u.  A.  Ein  neuerlich  ergangenes  bestäti- 
gendes ürtheil  des  kaiserl.  Appellationsgerichts  zu  Colmar  (vom  9.  April 
1873)  mitgetheilt  in  Puchelt's  Zeitschrift  für  französisches  Civilrecht 
3.  Band  S.  670 — 675,  versteht  darunter  solche  Handlungen,  welche  einen 
Eingriff  in  den  Namen,  das  Eigenthum,  das  Ansehen  oder  den  Geschäfts- 
kreis eines  Gewerbetreibenden  darstellen  und  in  der  Absicht  unternommen 
worden  sind,  dessen  Kundschaft  zu  schmälern  und  an  sich  zu  ziehen, 
und  erkannte  den  Thatbestand  einer  zur  Entschädigung  verpflichtenden 
concurrence  d^loyale  in  dem  Klagevorbringen ,  dass  die  Beklagten  die 
Kläger  beschädigt  haben,  weil  sie  Zucker  fremden  Ursprungs  als  Fabrikat 
erster  Sorte  der  Kläger  verkauft,  dadurch  in  deren  in  Elsass-Lothringen 
bestandene  Kundschaft  eingegriffen  und  überdies  den  kaufmännischen  Ruf 
der  AVaare  gefährdet  haben,  indem  geringeres  Fabrikat  als  von  ihnen 
herstammend,  auf  den  Markt  gebracht  wurde.  Auch  mit  diesem  That- 
bestand verglichen,  lässt  aber  der  vorliegende  Fall  zur  Annahme  einer 
die  Kläger  beschädigenden  unrechten  That  im  Sinne  des  L.-R.  S.  1382 
wesentliche  Momente  vermissen. 

Dass  die  verwendeten  Zeichen,  die  Art  ihrer  Anbringung,  Schach- 
teln und  Verpackung  eine  täuschende  Nachahmung  darstellen,  ist  unge- 
achtet der  Verschiedenheiten  nicht  zu  bestreiten.  Für  die  Priorität  der 
klägerischen  Etiquette,  welche  die  Beklagte  nicht  anerkennt,  sondern  die 

Priorität  der sehen  behauptet,    für  welche    die  Nebenintervenientin 

gleichfalls  in  Bayern  Schutz  erlangt  habe  und  welche  abwechselnd  unter 
Beifügung  der  Firma  insbesondere  auf  den  grossen  Schachteln  angebracht 
werde,  würde  vornehmlich  der  Umstand  sprechen,  dass  das  Zeichen  der 
Kläger  den  Initialen  ihrer  Firma  entspricht    und    dass    die  Kläger  ihre 
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Firma  selbst  stets  auf  dem  Deckel  der  Schachteln  anbringen,  während 
die  Deckel  der  ans  der  —sehen  Fabrik  herrührenden  Schachteln  glatt 
^ind,  was  in  Verbindung  mit  dem  Umstände,  dass  das  Zeichen  der  Letz- 
teren in  kaum  zu  unterscheidender  Weise  D  M  G  nicht  DHC  lautet,  was 
als  deutsches  Maschinengarn  bedeutend  ausgelegt  wird,  weit  mehr  auf 
eine  von  Seiten  der  —  Fabrik  beabsichtigte  täuschende  Nachahmung 
hindeutet,  ohne  indessen  einen  vollen  Beweis  darzustellen.  Wenn  man 
aber  auch  eine  missbräuchliche  Verwendung  des  Waarenzeichens  der  Kläger 

von  Seiten  der  Inhaber  der Fabrik  in  —  —  annimmt,    so  kann 

doch  nicht  ohne  Weiteres  von  einem  hiesigen  Kaufmann,  welcher  Faden 
aus  jener  Fabrik  bezieht,  unterstellt  werden,  dass  er  in  den  Buchstaben 
D.  M.  G.  in  Verbindung  mit  dem  übrigen  Aussehen  der  Schachteln  er- 
kenne, dass  hier  eine  unbefugte  Nachahmung  der  klägerischen  Etiquette 
vorliege,  wodurch  die  Kläger  benachtheiligt  w^erden  sollen.  Aus  der 
blossen  Eigenschaft  als  Kaufmann  und  mithin  vermuthbaren  Sachverstän- 
digen in  dem  betr.  Artikel  lässt  sich  nicht  die  Kenntniss  einer  elsässi- 
schen  Etiquette  folgern,  welche  erst  in  neuerer  Zeit  in  Folge  der  ver- 
änderten Lage  der  klägerischen  Etablissements  zur  Zollgrenze  gegen 
Frankreich  mehr  Absatz  diesseits  des  Rheins  gesucht  haben  soll.  Noch 
weniger  wird  aber  der  Verkäufer  dieser  Waare  bei  dem  Unterkäufer 
und  Consumenten  eine  solche  Kenntniss  vorauszusetzen  haben,  wesshalb 
aus  der  blossen  Thatsache  des  Verkaufs  nicht  auf  die  Absicht,  die  Käufer 
zu  täuschen,  geschlossen  werden  darf»  Selbst  gegenüber  denjenigen,  welche 
geradezu  Elsässer  Faden  verlangen,  kann  in  der  Abgabe  — scher  Waare 
nicht  mit  Sicherheit  eine  wissentliche  Täuschung  gesehen  werden,  indem 
unter  dieser  Bezeichnung  keineswegs  blos  Faden  aus  der  Fabrik  der 
Kläger  oder  überhaupt  aus  einem  Etablissement  des  Elsasses  verstanden 
werden  muss.  Ohne  eine  Täuschung  der  Käufer  würde  es  aber  durchaus 
auch  an  dem  objectiven  Thatbestand  des  Delicts,  nemlich  an  einer  Be- 
schädigung der  Kläger  fehlen,  da  der  Verkauf  der  —sehen  Waare  an 
sich  den  Klägern  keinen  Gewinn  entzieht,  für  welchen  sie  Entschädigung 
begehren  könnten,  sondern  nur  dann,  wenn  die  Käufer  es  auf  Faden  aus 
der  Fabrik  der  Kläger  abgesehen  hatten,  statt  dessen  aber  durch  Zeichen 
und  Verpackung  getäuscht,  solchen  aus  der  Fabrik  der  —  —  —  er- 
hielten, denn  nur  unter  dieser  Voraussetzung  sind  den  Klägern  in  illoyaler 
Weise  Kunden  entzogen  worden.  Allein  hiefür  fehlt  es  an  allen  that- 
säclilichen  Belegen  und  Beweisen.  Es  ist  ohne  specielle  thatsächliche 
Nachweise  mindestens  zweifelhaft,  ob  das  hiesige  oder  überhaupt  das 
inländische  Publikum  den  Faden  aus  der  Fabrik  der  Kläger  kannte,  von 
seiner  guten  Qualität  überzeugt  war   und  bei  dem  Einkauf  irgend  einen 
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Werth  auf  die  Beschaffenheit  der  Schachteln  und  die  daran  angebrachten 
Buchstaben  legte  und  derartigen  Faden  nicht  gekauft  haben  würde,  wenn 
ihm  der  Ursprung  desselben,  dass  er  nemlich  aus  der  — sehen  Fabrik 
stamme,  bekannt  gewesen  wäre.  Insbesondere  pflegt  der  Gonsument  der- 
artige Etiquetten,  welche  blos  in  Buchstaben  bestehen,  als  nur  den  Kauf- 
leuten unter  einander  verständliche  Zeichen  zu  betrachten  und  als  ihn 
nicht  angehend  meist  zu  tibersehen.  Weil  aber  eine  hierlands  vorhandene 
Kundschaft  für  die  klägerische  Waare  als  solche  und  eine  stattgefundene 
Täuschung  derselben  nicht  dargethan  werden  konnte,  erscheint  auch  das 
in  dieser  Instanz  stärker  betonte  Vorbringen,  dass  die  — sehe  Waare  von 
minderer  Güte  sei,  als  unerheblich.  Der  erhobene  Entschädigungsanspruch 
und  wie  sich  hiernach  von  selbst  versteht,  auch  der  Antrag  auf  Erlassnng^ 
eines  Verbots  künftiger  Zuwiderhandlungen  sind  daher  nicht  begründet, 
und  ergibt  sich  aus  der  obigen  Ausführung,  dass  die  Kläger  unter  der 
gegenwärtigen  Gesetzgebung  einen  sicheren  Schutz  für  ihre  Fabrikate 
nur  durch  die  Wahl  eines  unter  §  287  d.  E.-St.-G.-B.  fallenden  Waaren- 
zeichens  unter  Aufnahme  der  ganzen  Firma  in  dasselbe  zu  erlangen  ver- 
mögen. —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 


L. 
Aus  einem  Urtheil  des  Oberhofgerichts  Mannheim 

vom  20.  Juni  1874. 
fDrittinstanzurtheil. ) 


—  —  —  —  Es  fragt  sich  daher,  ob  die  vorliegende  Klage  nack 
den  in  Baden  geltenden  Gesetzen  als  begründet  erscheint. 

In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  Art.  109  a  des 
bad.  Hand.-R.  durch  die  landesherrliche  Verordnung  vom  26.  August  1817 
(Reg.-Bl.  Nr.  22)  aufgehoben  und  in  folgender  Weise  „modiftcirt**  wurde  i 
[Folgt  nun  die  betreffende  Bestimmung.]  ^) 

Diese  Verordnung  ist  auch  jetzt  noch  gültig.  Denn  obgleich  durch» 
Art.  49  Nr.  1  des  badischen  Einftihrungsgesetzes  zum  allgemeinen  deut- 
schen Handelsgesetzbuche  die  acht  ersten  Titel  des  badischen  Handels- 
rechts ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind,  obgleich  Art.  109  a   einen  Be- 

J)  Siehe  oben  S.  505. 
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standtheil  des  siebenten  Titels  bildete  und  die  Verordnung  vom  26.  August 
1817  sich  als  eine  Modification  jenes  Artikels  ankündigt^  so  blieb  sie 
doch  als  ein  Specialgesetz  durch  Art.  49  Nr.  1  des  genannten  Einführ- 
ungsgesetzes unberührt.  Es  ergiebt  sich  dies  unzweideutig  aus  der  Be- 
stimmung unter  Nr.  3  dieses  Artikels,  wornach  das  Specialgesetz  vom 
28.  April  1856  zum  Schutze  des  Commissionshandels  ausdrücklich  ausser 
Kraft  gesetzt  wurde,  obschon  solches  mehrere  Artikel  des  sechsten  Titel» 
des  badischen  Handelsrechts  ebenfalls  aufhob  und  durch  verschiedene 
andere  Vorschriften  ersetzte,  während  es  dessen  nicht  bedurft  haben  würde^ 
wenn  alle  Specialgesetze,  welche  einzelne  Artikel  der  acht  ersten  Titel 
des  badischen  Handelsrechts  aufhoben  und  durch  andere  Vorschriften 
.,modificirten"  oder  , ersetzten",  durch  Art.  49  Nr.  1  des  gedachten  Ein- 
führungsgesetzes hätten  ausser  Kraft  gesetzt  werden  wollen. 

Ungeachtet  ihrer  fortdauernden  Gültigkeit  ist  indessen  die  Verord- 
nung vom  26.  August  1817  hier  nicht  anwendbar.  Es  lässt  sich  zwar 
unter  der  Voraussetzung  der  Priorität  der  Kläger  hinsichtlich  der  Wahl 
ihres  Waarenzeichens  nicht  verkennen,  dass  das  Waarenzeichen,  welches 
die  von  der  Beklagten  aus  der  — sehen  Fabrik  bezogene  Waare^  selbst 
trägt,  als  eine  die  Möglichkeit  einer  Täuschung  in  sich  schliessende  Nach- 
ahmung des  Waarenzeichens  der  Kläger  erscheint.  Allein  die  angeführt© 
Verordnung  gewährt  einer  inländischen  Fabrik  nur  gegen  denjenigen^ 
welcher  ihr  Waarzeichen  an  seiner  Waare  anbringt  und  diese  Waare  ab- 
setzt, also  nicht  gegen  den  Weiterverkäufer  ein  Klagerecht  auf  Entschä- 
digung, und  zwar,  um  zu  verhüten,  dass  der  Thäter  nicht  seinerseits 
durch  die  nachlässige  oder  gefährdevolle  Zögerung  jener  Fabrik  benach- 
theiligt  wird,  nur  ein  Jahr  lange  vom  ersten  Verkaufe  der  mit  dem  nach- 
geahmten Waarenzeichen  versehenen  W^aare  an  gerechnet.  Vgl.  Brauer^ 
Erläuterungen  Bd.  4  S.  445. 

Die  Kläger  konnten  aber  weder  behaupten,  dass  ihr  angeblich  nach- 
geahmtes Waarenzeichen  von  der  Beklagten  an  der  — sehen  Waare  an- 
gebracht, noch  dass  die  erwähnte  Frist  im  gegenwärtigen  Falle  einge- 
halten worden  sei.  Im  §  444  des  bad.  Str.-G.-B.  war  bestimmt,  dass^ 
wer  sich  fälschlich  der  Waarenstempel,  oder  der  Fabrikzeichen  eines 
anderen  inländischen  Fabrikanten,  oder  der  Fabrikanten  auswärtiger  Staaten,, 
mit  welchen  in  dieser  Beziehung  die  Gegenseitigkeit  vertragsmässig  fest- 
gesetzt ist,  bedient  und  die  damit  bezeichneten  Waaren  a b s t e z t ^ 
auf  Anzeige  des  betheiligten  Fabrikanten  von  Gefängnissstrafe  bis  zu 
drei  Monaten,  oder  von  Geldstrafe  getroffen  werde.  Das  ganze  badische 
Strafgesetzbuch  ist  jedoch  durch  Art.  I  Nr.  1  des  badischen  Gesetzes 
vom    23.  Dezember    1871,    den  Vollzug    der   Einführung   des   deutschen 
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Eeichsstrafgesetzbuches  im  Grossherzogthum  Baden  betr.,  ausdrücklich 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  worden,  üebrigens  bezog  sich  §  444  des 
bad.  Str.-G.-B.,  wie  schon  sein  Wortlaut  zeigt,  und  ferner  aus  den  Com- 
missionsberichten  der  beiden  Kammern  hervorgeht,  wornach  damit  nur 
die  durch  die  Verordnung  vom  26.  August  1817  modificirte  Vorschrift 
des  Art.  109  a  des  bad.  H.-R.  durch  Beifügung  einer  Strafbestimmung 
nnd  durch  eine  gewisse  Berücksichtigung  ausländischer  Fabrikanten 
erweitert  werden  sollte,  ebenfalls  lediglich  auf  denjenigen,  welcher  fälsch- 
lich ein  fremdes  Waarenzeichen  an  seiner  Waare  anbringt  und  die 
damit  bezeichnete  Waare  absetzt. 

Auch  jene  Strafbestimmung  wäre  desshalb  hier  selbst  dann  nicht 
anwendbar,  wenn  die  Beklagte  die  mit  dem  angeblich  nachgeahmten 
W^aarenzeichen  der  Kläger  versehene  Waare,    wie   solches   in  der  Sache 

gegen  die  Handlung in  Mannheim  wenigstens  zum  Theile  der  Fall 

war,  noch  während  der  Geltung  des  badischen  Strafgesetzbuches  aus  der 
— sehen  Fabrik  bezogen  und  weiter  verkauft  hätten.  Die  Beklagte 
könnte  dann  auch  nicht  etwa  als  Theilnehmerin  (Gehülfin)  an  der 
von  der  — sehen  Fabrik  begangenen  Hauptthat  behandelt  werden,  wie 
der  Vertreter  der  Kläger  in  der  Verhandlungstagfahrt  vom  16.  d.  M. 
geltend  machte.  Denn  inhaltlich  der  baierischen  Verordnung  vom  21. 
Dezember  1862  {Goldschmidt,  Zeitschr.  Bd.  6  S.  534)  in  Verbindung  mit 
§  336  des  baierischen  Strafgesetzbuches  ist  die  Nachahmung  und  der  Ge- 
brauch fremder  Waarenzeichen  jeder  Art  nur  unter  der  Voraussetzung 
verboten  und  mit  Strafe  bedroht,  dass  der  ältere  Besitzer  des  Waaren- 
zeichens  der  vorgesetzten  baieris  chen  Distriktspolizeibehorde 
davon  Anmeldung  erstattet  und  einen  Abdruck  oder  eine  Abbildung  des 
Waarenzeichens  hinterlegt  hat,  während  die  Kläger  nicht  behaupten; 
dass  diese  Anmeldung  und  Hinterlegung  ihres  Waarenzeichens  stattfand. 
Wäre  es  aber  überhaupt  möglich,  die  Beklagte  auf  den  Grund  der  weiter 
gehenden  Bestimmung  des  §  444  des  bad.  St.-G.-B.  wegen  Beihülfe  zu 
«iner  von  einem  bayerischen  Staatsangehörigen  in  Baiern  begangenen 
Hauptthat  haftbar  zu  machen,    so  könnte  diess   doch  nur  unter  der 

Voraussetzung  angenommen  werden,    dass    die sehe  Fabrik 

von  der  Bestimmung  des  §  444  des  bad.  St.-G.-B.,  sowie  von  der 
Priorität  der  Kläger  bezüglich  der  W^ahl  ihres  Waarenzeichens 
Kenntniss  hatte  und  dass  die  Beklagte  solches  wusste.  Denn  die  Bei- 
hülfe erfordert  nicht  nur,  dass  in  der  Person  des  Thäters  alle  wesent- 
lichen Begriffsmerkmale  der  Hauptthat  zusammentreffen,  sondern  auch, 
dass  der  Gehülfe  in  dem  Bewusstsein  handelte,  dass  solches  der  Fall  sei. 
Vgl.  Thilo,  bad.  Str.-G.-B.  Note  1  zu   §  134,    Oppenhoff,  R.-Str.-G.-B- 
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Note    23  zu    §  49,    v.  Holteendorff,   Handb.   des  deutschen   Strafrech tß 
Bd.  2  S.  880,  Hälschner,  das  preussische  Strafrecht  Bd.  2  S.  333. 

Die  Kläger  vermochten  jedoch  das  Dasein  dieser  Voranssetznngen 
nicht  zu  behaupten.  Zudem  fragt  es  sich  noch,  ob  §  444  des  badischen 
Str.-G.-B.  nicht  in  Anbetracht  des  Inhalts  der  Verordnung  vom  26.  August 
1817  (Art.  109  a  des  bad.  H.-ß.)  von  der  Unterstellung  ausgeht,  dass 
die  Anzeige  innerhalb  der  dort  gedachten  Frist  geschehen  müsse. 

Das  Beichsstrafgesetzbuch  sagt  in  §  287  nur,  dass  wer  Waaren 
oder  deren  Verpackung  fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  inländischen  Fabrikunternehmers,  Producenten  oder  Kaufmanns  be- 
zeichnet oder  wissentlich  dergleichen  fälschlich  bezeichnete  Waaren  in 
Verkehr  bringt,  mit  Geldstrafe  von  50 — 1000  Thalern  oder  mit  Gefängniss 
bis  zu  6  Monaten  bestraft  wird.  Dieselbe  Strafe  soll  dann  eintreten, 
wenn  die  Handlung  gegen  Angehörige  eines  fremden  Staates  gerichtet 
ist,  in  welchem  nach  verö£fentliehten  Staatsverträgen  oder  nach  Gesetzen 
die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist  Ferner  soll  die  Strafe  dadurch  nicht 
ausgeschlossen  sein,  dass  bei  der  Waarenbezeichnung  der  Name  oder  die 
Firma  mit  so  geringen  Abänderungen  wiedergegeben  wird,  dass  die  letz- 
teren nur  durch  Anwendung  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrgenommen 
werden  können. 

Auch  hierauf  vermögen  sich  daher  die  Kläger,  deren  Waarenzeich- 
nungen  lediglich  aus  einzelnen  Buchstaben  besteht,  welche  nicht 
ihre  Namen  oder  ihre  Firma  bilden,  mit  Erfolg  nicht  zu  berufen,  und 
weitere  Bestimmungen  zum  Schutze  von  Waarenzeichen,  als  die  bisher 
angeführten,  enthalten  weder  die  Reichsgesetze  noch  die  Partikular- 
gesetze Badens. 

Denn  dass  Art.  27  des  allgem.  deutschen  H.-G.-B.  die  Waaren- 
zeichen nicht  berührt,  wurde  bereits  bemerkt. 

Das  Reichsgesetz  über  das  Urheberrecht  vom  11.  Juni  1870  lässt 
sich  auf  Waarenzeichen  ebenfalls  nicht  anwenden,  weil  dieselben  nicht 
als  Schriftwerke  oder  Abbildungen  im  Sinne  jenes  Gesetzes  betrachtet 
werden  können. 

Brauer  spricht  zwar  in  seinen  Erläuterungen  zu  Art.  109  a  des 
bad.  H.-R.  (Bd.  4  S.  445)  von  einem  ^unvollkommnen  Kunsteigenthum'' 
des  .fachten  Zeicheninhabers",  aber  solches  soll  demselben  jedenfalls  nur 
gegenüber  demjenigen,  welcher  das  fremde  Waarenzeichen  an  seiner 
Waare  anbringt  und  diese  Waare  absetzt  und  nur  im  Falle  der 
Einhaltung  der  oben  erwähnten  Frist  zustehen. 

Als  Urkundenfälschung  ist  der  Missbrauch  eines  fremden  Waaren- 
zeichens,    dasselbe  mag  den  Namen  oder   die  Firma  enthalten    oder  von 
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anderer  Beschaflfenheit  sein,  nicht  aufzufassen,  da  ein  Waarenzeichen 
nicht  als  Urkunde  im  Sinne  der  §§  267  u.  f.  des  R.-St.-G.-B.  erscheint. 
Ein  solcher  Missbrauch  kann  zwar  möglicherweise  unter  den  Begriff  eines 
strafrechtlichen  Betrugs  fallen,  aber  nur  dann,  wenn  der  ge- 
täuschte Käufer  zugleich  der  Beschädigte  ist.  Denn  wenn  auch  zum 
Thatbestande  des  strafrechtlichen  Betrugs  nicht  nothwendig  die  Identität 
des  Getäuschten  und  des  Beschädigten  vorausgesetzt  wird,  so  liegt  doch 
eine  Vermögensbeschädigung  im  Sinne  des  §  263  des  R.-St.-G.-B.  nur  da 
vor,  wo  das  bereits  vorhandene,  der  Verfügungsgewalt 
unterworfene  Vermögen  vermindert  würde.  Als  eine  solche  Vermogens- 
beschädigung ist  aber  die  blose  Vereitelung  eines  auf  keinem  erworbenen 
Rechtsanspruche  beruhenden  möglichen  künftigen  Gewinnes  durch  Be- 
einträchtigung der  Kundschaft  des  Fabrikanten  oder  Kaufmanns,  dessen 
Waarenzeichen  missbraucht  wurde,  nicht  anzusehen,  während  es  sich  um 
^ine  Benachtheiligung  dieser  letzteren  Art  bei  jenem  Kaufmann  oder 
Fabrikanten  allein  handelt.  Vgl.  Oppenhoff  a.  a.  0.  (3.  Aufl.)  Note  14 
zu  §  263,  Schivarze,  R.-St.-G.-B.  S.  577,  Schütze,  Lehrb.  des  deutsch. 
Strafrechts  S.  473,  Meyer,  R.-St.-G.-B.  (Koller  Bd.  4)  Note  6  zu  §  263, 
V.  Holtj^&ndorff  a.  a.  0.  Bd.  3  S.  758  (Merkel). 

Der  Gesichtspunkt  des  strafrechtlichen  Betrugs  ist  daher  zu 
Ounsten  des  durch  den  Missbrauch  seines  Waarenzeichens  benachtheiligten 
Fabrikanten  oder  Kaufmanns  ebenfalls  nicht  zu  verwerthen. 

Ein  ausschliessliches  Recht  auf  ein  Waarenzeichen  j e d e r  Art 
iässt  sich,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  gemeinrechtlich  nicht  be- 
gründen. Diess  bestätigen  auch  die  verschiedenen  Specialgesetze  in 
einzelnen  deutschen  Staaten  und  des  Auslandes,  welche  ein  solches  aus- 
schliessliches Recht  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange  gewähren, 
indem  solche  andernfalls  überflüssig  gewesen  sein  würden.  Vgl.  hiezn 
insbesondere  Goldschmidt,  Zeitschrift  Bd.  10  S.  608  (Litteraturbericht 
bezüglich  des  Werkes  von  Krug  ^Ueber  den  Schutz  von  Fabrik-  und 
Waarenzeichen"),  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  6 
S.  502.  503,  Endemann,  a.  a.  0.  §  19  Nr.  II.  IV,  Protokoll  der  36. 
Reichstagssitzung  vom  20.  Mai  1873. 

Auch  ohne  die  Voraussetzung  eines  ausschliesslichen  Rechtes  auf 
ein  Waarenzeichen  irgend  einer  Art  kann  es  indessen  nicht  zweifelhaft 
sein,  dass  wenn  durch  den  Gebrauch  eines  solchen  fremden  Waarenzeichens 
eine  bestimmte  Person  vorsätzlich  getäuscht  und  hierdurch  eine  Be- 
einträchtigung der  Kundschaft  des  älteren  Besitzers  des  Waarenzeichens 
bewirkt  wird,  auch  diesem  letzteren  gegenüber  eine  unrechte  That  im 
Sinne  des    bürgerlichen  Rechtes    (L.-R.  S.    1382.    1382a)  vorliegt, 
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Avelche  den  Thäter  zur  Entschädig^ung:  verpflichtet.  Denn  es  hat  Niemand 
das  Recht,  einen  Anderen  durch  eine  vorsätzliche  Täuschung,  also 
arglistigerweise  irgendwie  in  Beziehung  auf  sein  Vermögen  zu 
benachtheiligen,  die  Täuschung  mag  gegen  die  Benachtheiligten  selbst 
oder  gegen  einen  Dritten  begangen  worden  und  der  Nachtheil  positiver 
Schaden  oder  entgangener  Gewinn  sein.  Vergl.  1.  1  §  2.  D.  de  dolo 
malo  4.  3,  Windscheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts  Bd.  1  §  101  Text 
und  Note  1,  Bd.  2  §§  258.  451. 

Die  Bestimmung  des  würtembergischen  Gesetzes  v.  12.  Febr.  1862 
{Goldschmidty  Zeitschrift  Bd.  6  S.  147.  148),  wornach  im  Falle  des 
Missbrauchs  eines  fremden  Waarenzeiches,  welches  nicht  ^den  Ort  der 
Erzeugung  oder  den  Wohnort  des  Erzeugers  oder  die  Firma  desselben^ 
enthält,  der  ältere  Besitzer  des  Waarenzeichens  unter  keinen  Umständen 
einen  Entschädigungsanspruch  haben  soll,  ist  daher  nicht  zu  billigen. 

Andererseits  geht  man  aber  auch  in  Frankreich  zu  weit,  wenn  man 
dort  jede  concurrence  deloyale  d.  h.  jede  Handlung,  welche  ^  einen  Eingriff 
in  den  Namen,  das  Eigenthum,  das  Ansehen  oder  den  Geschäftskreis  eines 
Oewerbetreibenden  darstellt,  und  in  der  Absicht  unternommen  worden  ist, 
dessen  Kundschaft  zu  schmälern  oder  an  sich  zu  ziehen",  als  eine  un- 
rechte That  im  Sinne  des  Art.  1382  c.  c.  mit  der  Wirkung  der  Ent- 
schädigung betrachtet.  Vergl.  Puchelt,  Zeitschrift  für  französ.  Civil- 
recht  Bd.  3  S.  670  u.  f.,  Codes  annot.  Supplement.  Art.  1382  C.  c. 
Nr.  72—74,  Sirep  1851  II  607.—  1852,  I  228.  332.  —  1853  I  236. 
1859  II  260.  426.  -  1862  I  523.  Dagegen  1844  I  756.  —  1848 
I  418.  —  1865  II  129,  aber  auch  die  letztere  drei  Entscheidungen 
missbilligende  Noten. 

Der  Begriff  der  „concurrence  d^loyale^  in  diesem  ausgedehnten 
Sinne  ist  ein  willkührlicher  und  deshalb  auf  den  Missbrauch  von  Waareu- 
zeichen,  welche  nicht  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  geschützt 
sind,  nicht  anwendbar«  Bei  dem  Mangel  eines  ausschliesslichen  Rechtes 
auf  ein  gewisses  Waarenzeichen  erscheint  eben  der  Gebrauch  des  Letzteren 
durch  einen  Anderen  nur  dann  als  eine  zur  Entschädigung  verpflichtende 
unrechte  That,  wenn  eine  durch  Täuschung  einer  bestimmten  Person  be- 
wirkte Benachtheiligung  des  älteren  Besitzers  des  Waarenzeichens  stattfand. 

Die  Kläger  vermochten  indessen  nicht  zu  behaupten,  dass  gewisse 
Käufer  der  Beklagten  zu  erkennen  gaben,  dass  sie  gerade  Elsässer  Faden 
mit  dem  Waarenzeichen  der  Kläger  kaufen  wollten  und  statt  dessen, 
durch  das  ähnliche  Waarenzeichen  der  — sehen  Fabrik  getäuscht, 
zu  ihrem  und  der  Kläger  Nachtheil  von  dem  angeblich  schlechteren  Faden 
aus  dieser  Fabrik  erhielten. 
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Wenn  das  Waarenzeichen  der  — sehen  Fabrik  eine  Nackahnmng^ 
des  angeblich  älteren  Waarenzeichen  der  Kläger  enthält,  wenn  die  Be- 
klagte diess  wnsste,  wenn  die  — sehe  W'aare  geringerer  Güte  als  das 
Fabrikat  der  Kläger,  wenn  das  Waarenzeichen  der  letzteren  schon  seit 
längerer  Zeit  in  M.  bekannt  ist  und  wenn  die  Beklagte  daselbst  von  der 
mit  dem  nachgeahmten  Waarenzeichen  der  Kläger  versehenen  — sehen 
Waare  verkaufte ;  so  ist  es  zwar  möglich,  dass  einzelne  Käufer  wirklich 
zu  ihrem  und  der  Kläger  Nachtheil  getäuscht  wurden,  allein  mit  Sicher- 
heit lässt  sich  solches  nicht  daraus  folgern.  Waarenzeichen,  welche  nicht 
in  einem  Namen  oder  einer  Firma  bestehen,  werden  von  dem  Publikum 
in  der  Regel  gar  nicht  beachtet.  Der  blosse  Verkauf  reicht  daher 
auch  im  Falle  der  Wahrheit  sämmtlicher  übrigen  Behauptungen  der  Kläger 
zur  Begründung  einer  Entschädigungspflicht  der  Beklagten  nicht  hin. 

Bei  der  grossen  Verschiedenheit  des  Fadens  kann  selbstverständlich 
nicht  behauptet  werden  und  die  Kläger  behaupten  es  auch  nicht,  dass 
Jeder,  welcher  in  einem  Handlungshause  Faden  verlangt,  von  dem  mit 
den  Buchstaben  D.  M.  C,  bezeichneten  Faden  der  Kläger  haben  will. 
Der  Verkäufer  ist  daher  nur  dann  in  der  Lage,  zu  wissen,  dass  Jemand 
gerade  diesen  Faden  zu  kaufen  wünscht,  wenn  der  Käufer  solches  er- 
klärt. Sogar  wenn  „elsässer  Faden "^  verlangt  wird,  folgt  daraus  nicht, 
dass  der  Käufer  gerade  den  mit  D.  M.  C.  bezeichneten  Faden  aus 
der  Fabrik  der  Kläger  begehrt,  da  die  Kläger  selbst  nicht  behaup- 
ten, dass  sie  die  einzigen  seien,  welche  im  Elsasse  Faden  fabriciren  und 
es  also  ausser  dem  mit  D.  M.  0.  bezeichneten  Faden  überhaupt  keinen 
., elsässer  Faden"  gebe,  oder  dass  wenigstens  in  M  —  kein  anderer 
elsässer  Faden  als  der  von  der  Klägerin  fabricirte  mit  den  Buchstaben 
D.  M.  C.  verkauft  werde.  Würde  Jemand,  ohne  das  Waarenzeichen  der 
Kläger  zu  kennen,  „elsässer  Faden **  verlangen,  statt  dessen  Faden  aus 
der  — sehen  Fabrik  in  —  —  vorgelegt  erhalten  und  solchen  auf 
Treue  und  Glauben  annehmen,  so  wäre  er  zwar  getäuscht  worden,  aber 
nicht  durch  d-en  Miasbrauch  des  W^aarenzeichens  der  Kläger» 
Uebrigens  lässt  sich  auch  unter  dem  Ausdrucke  ,. elsässer  Faden"  solcher 
Faden  veretehen,  welcher  bloss  nach  Art  des  im  Elsasse  fabricirten 
behandelt  ist. 

Bei  dem  Mangel  eines  ausschliesslichen  Rechtas  der  Kläger  auf  ihr 
W^aarenzeichen  liegt  auch  kein  gesetzlicher  Grund  vor,  der  Beklagten 
den  Verkauf  der  mit  dem  angeblich  nachgeahmten  Waarenzeichen  der 
Kläger  versehenen  Waare  unter  Androhung  einer  Geldbusse  zu  ver- 
bieten. Denn  jene  Waare  als  mit  D.  M.  C.  bezeichnetes  — sches 
Fabrikat,  also  für  das,  was  sie  in  der  That  ist,  zu  verkaufen,  kann 
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der  Beklagten  füglich  nicht  verwehrt  werden,  und  derselben  eine  die  Kläger 
benacbtheiligende  Täuschung  der  Käufer  bei  Strafe  zu  untersagen,  wäre 
nicht  minder  ungerechtfertigt,  indem  das  Gesetz  ein  allgemeines 
Klagrecht  auf  Unterlassung  unerlaubter ,  beschädigender  Handlungen 
nicht  kennt. 

In  dieser  Hinsicht  ist  eben  gerade  die  von  Petersen  und  Gen.  in 
der  36.  Eeichstagssitzung  vom  20.  Mai  1873  beantragte  Vorlegung  eines 
Gesetzesentwurfes,  welcher  auch  die  Waarenzeichen,  die  nicht  den  Namen 
oder  die  Firma  enthalten,  unter  den  Schutz  des  §  287  d.  R.-St.-G.-B. 
stellt  und  den  älteren  Besitzer  eines  solchen  Waarenzeichens  damit  der 
Nothwendigkeit  der  ihm  oft  gar  nicht  möglichen  Behauptung  und  Nach- 
weisung einer  wirklich  stattgefundenen  Täuschung  enthebt,  von  wesent- 
licher Bedeutung.  Es  bleibt  übrigens  inzwischen  den  Klägern  un- 
benommen, sich  dadurch  den  Schutz  des  §  287  R.-Str.-G.-B.  zu  ver- 
schaffen, dass  sie  ein  dieser  Bestimmung  entsprechendes  Waarenzeichen 
wählen.         —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     —     — 


M. 
Aus  einem  Urtheil  des  Bezirksgerichts  München  links  der  Isar 

vom  14.  März  1874. 

—      —      —     —     wenn    auch  der  Ansicht  beigetreten   werden  wollte^ 

dass  sich  die    erwähnte  Bestimmung   des  R.-St.-G.-B.    —  §  287  —    auf 
den  Schutz  von  Waarenbezeichnungen,  Fabrikzeichen  und  Etiquetten  nicht 
beziehe    und    dass  die    in   dieser  Beziehung    bestehenden  besonderen  Ge- 
setze,   soweit  sie  nicht    denselben  Thatbestand   wie    das  R.-St.-G.-B.   be- 
handeln, in  Kraft  verblieben  sind      —     —     —     —     —     —     —     — 

so  würde  doch  die  zu  Art.  336  des  St.-G.-B.  vom  10.  November  1861 
erlassene  AUerh.  Verordnung  vom  21.  Decbr.  1862,  den  Schutz  voä 
Waarenbezeichnungen  betr.,  desshalb  auf  den  vorliegenden  Fall  keine 
Anwendung  finden,  weil  die  amtliche  Hinterlegung  der  bezüglichen  Waaren- 
bezeichnung   —   §  2   der    alleg.  Verordn.   —    nicht   stattgefunden    hat. 


—      —      Der  richterliche  Augenschein  hat  zur  Evidenz   erwiesen,  dass 
beide  Waarengattungen,    abgesehen   von   dem  Unterschiede    der  Qualität 

Kohler,  Eecht  des  Markensebutzefl.  ^ 
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iiach  Aussen  beinahe  nicht  zu  unterscheiden  sind,  und  dass  die  von  be- 
klagrtischer  Seite  hervorgehobenen  Unterscheidungsmerkmale  dem  Publikum 
gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen,  und  insbesondere  dem  Umstände, 
dass  sich  auf  den  Schachteln  der  unächten  Elsässer  Faden  der  Name  der 
Elsässer  Firma  nicht  eingeprägt  findet,  keine  Bedeutung  zukömmt,  da 
diese  Einprägung  ohnehin  dem  Auge  nicht  besonders  auffällig  wird. 

Es  lässt  sich  schwer  die  Vermuthung  abweisen,  dass  die  Unter- 
scheidung in  dem  eben  angeregten  Punkte  lediglich  in  dem  Bestreben, 
der  Bestimmung  des  §  287   des  St.-G.-B.  zu  entgehen,  ihren  Grund  habe. 

Wenn  nun  diesem  Ergebnisse  des  Augenscheins  gegenüber  berück- 
sichtigt wird,  dass  die  aus  dem  klägerischen  Fabrikhause  hervorgehende 
Waare  unter  der  Bezeichnung  „Elsässerfaden**  bekanntermassen  einen 
weit  verbreitenden  Ruf  geniesst  und  als  ein  ausgezeichnetes  bisher  nicht 
übertroffenes  Fabrikat  gilt,  dass  nun  Widersprochenermassen  die  klagende 
Fabrik  die  vorerwähnten  Fabrikzeichen,  Etiquette  und  Verpackungsart 
seit  vielen  Jahren  im  Gebrauch  hat;  dass  es  von  eminenter  Bedeutung 
für  den  Fabrikanten  ist,  dass  seine  Waare,  wenn  sie  sich  einmal  durch 
ihre  Vorzüglichkeit  im  Publikum  eingebürgert  hat,  von  Waaren  anderer 
Fabrikanten  schon  nach  Aussen  unterschieden  werden  könne; 

dass  aber  die  gleichfalls  unter  dem  Namen  „Elsässer  Faden''  vom 
Beklagten  dem  Publikum  zum  Verkaufe  gegebene  unechte  Waare  zwar 
im  Preise  billiger  zu  stehen  kommt,  in  der  Qualität  jedoch  eine  mindere 
ist  und  jeder  Knäuel  nur  60  oder  70  Meter  Faden  enthält,  während  der 
Knäuel  der  echten  Elsässer  Faden  100  Meter  misst,  so  kann  bei  der 
üebereinstimmung  der  äusseren  Form,  unter  welcher  die  unechte  Waare 
dem  Publikum  geboten  wird,  mit  den  äusseren  Merkmalen,  welche  die 
echte  Waare  der  klägerischen  Fabrik  an  sicli  trägt,  nur  das  Bestreben 
erblickt  werden,  das  Publikum  über  den  Ursprung  der  demselben  zum 
Verkaufe  gebotenen  unächten  Waare  zu  täuschen  und  einem  anderweitigen 
minderen  Fabrikate  auf  Kosten  des  Credites  und  der  Verbreitung  der  Waare 
des  klägerischen  Fabrikgeschäftes  einen  Absatz  zu  verschaffen.  In  diesem 
planmässigen,  die  Täuschung  des  Publikums,  die  Discreditirung  der  kla- 
genden Fabrikanten  und  den  eigenen  Vortheil  bezweckenden  Verfahren 
muss  aber  nicht  nur  auf  Seite  derjenigen,  welche  diese  Fälschung  bewerk- 
stelligen, sondern  bei  vorhandener  Mitwissenschaft  von  der 
bezüglichen  Fälschung  auch  auf  Seite  derjenigen,  welche  den 
Weiterverkauf  vermitteln,  eine  widerrechtliche,  zum  Schadenersatze  ver- 
pflichtende Handlungsweise  erblickt  werden. 

Allerdings  enthält  das  bayer.  Landrecht  über  dolus  im  Allgemeinen 
and  den  civilrechtlichen  dolus  ausserhalb  der  Contrakts-Verhält- 
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nisse  im  besonderen  keine  näheren  Bestimmungen,  wohl  aber  wird  in 
den  Anmerkungen  zum  bayer.  Landrecht  bei  Würdigung  der  Frage,  wie 
dolus  und  culpa  bei  Verträgen  prästirt  werden  müssen,  als  dolus  malus 
die  listige  und  geflissentliche  Benachtheiligung  des  Nächsten   bezeichnet. 

In  gleich  weitem  Sinne  definirt  auch  das  subsidiär  geltende  gemeine 
Recht,  den  Begriff  des  dolus  als  jede  Art  von  Umtrieben,  Vorspiegelung 
und  Hinterlist,  welche  die  Benachtheiligung  eines  anderen  zum  Zwecke  hat, 
fr.  1  §  2  Dig.  4,  3  (de  dolo  malo),  Seuffert,  Pandektenrecht  §  424,  Höh- 
schuher,  Theorie  u.  Casnistik  I  S.  329.  8. 

Hiemach  kann  aber  eine  Widerrechtlichkeit  der  Handlungsweise 
und  eine  hieraus  hervorgehende  Entschädigungspflicht  nicht  auf  die  Fälle 
der  Zuwiderhandlung  gegen  eine  positive  gesetzliche  Vorschrift  oder 
auf  die  Fälle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vertragstreue  beschränkt 
werden,  sondern  ist  immer  dann  anzunehmen,  wenn  —  —  der  Gewerb- 
treibende  die  ihm  für  seinen  Wirkungskreis  gezogenen,  die  Entwickelung 
des  Handels  und  Verkehrs  bedingenden  Schranken  absichtlich  und  im  Be- 
wusstsein  der  hiedurch  bewirkten  vermögensrechtlichen  Schädigung  seines 
Gewerbsgenossen  beseitigt.  Die  Beachtung  der  besonderen  Treue,  welche 
gerade  im  Handelsleben  bei  der  grösseren  Freiheit  des  Verkehrs  von 
obrigkeitlicher  Beaufsichtigung  erforderlich  ist,  ist  jenes  Recht,  auf  wel- 
ches auch  die  klagende  Firma  ihren  Standesgenossen  gegenüber  Anspruch 
zu  machen  hat  und  dessen  Verletzung  den  absichtlich  Handelnden  als  einen 
widerrechtlich  Handelnden  erscheinen  lässt. 

Dass  nach  diesen  Erwägungen  der  der  Sachlage  übrigens  nicht  an- 
passende Rechtssatz  qui  jure  suo  utitur  etc.  die  rechtliche  Begründung 
der  Klage  als  actio  doli  nicht  aufzuheben  vermag,  ist  einer  weiteren  Er- 
örterung nicht  zu  unterziehen,  denn  das  Recht,  dessen  Gebrauch  auch 
auf  Kosten  eines  Andern  gestattet  ist,  kann  nur  innerhalb  derjenigen 
Grenzen  gefunden  werden,  welche  durch  die  besonderen  Pflichten  des 
Ausübenden  gesetzt  sind,  nicht  aber  innerhalb  des  durch  dolose  Hand- 
lungsweise des  Ausübenden  erweiterten  Geschäftsgebietes.     —     —     — 


34* 
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V. 

Aus  der  Praxis  des  Markenrechts  nach  dem 
deutschen  Markengesetze. 

A, 
Urtheil  des  Appellationsgerichts  Leipzig 

vom  16.  April   1878.1) 

Dem  königlichen  Appellationsgerichte  zu  Leipzig  hat  das  Handels- 
gericht im  Bezirksgerichte  Leipzig  diejenige  Beschwerde  angezeigt,  welche 
von  F.  A.  wider  den  Bl.  3  sah  1  jct.  Bl.  18  flg.  der  beigehendeu,  die 
Waarenzeichenanmeldung  F.  A — s  betreffenden  Specialacten  zu  lesenden 
Gerichtsbeschluss  Bl.  28  eingewendet  worden  und  dnrch  die  Bl.  22  er- 
sichtliche Eesolution  in  Kraft  getreten  ist.  Die  hierauf  gefasste  Ent- 
schliessnng  lässt  man  dem  Handelsgerichte  in  Folgendem  zugehen. 

Da  der  —  von  dem  Beschwerdeführer  übrigens  nicht  bestrittenen  — 
Ansicht  der  vorigen  Instanz,  dass  das  Bl.  1  angemeldete  Waarenzeichen 
ausschliesslich  in  Buchstaben  bestehe  (vgl.  Bl.  18)  lediglich  beizupflichten 
gewesen  ist,  so  handelt  es  sich  gegenwärtig  nur  noch  um  die  Beant- 
wortung der  Frage,  ob  auf  das  von  einem  im  Inlande  eine  Handels- 
niederlassung nicht  besitzenden  Gewerbetreibenden  in  Gemässheit  des  §  20 
des  Keichsgesetzes  vom  30.  November  1874,  betreifend  den  Markenschutz, 
bei  dem  Handelsgerichte  im  Bezirksgerichte  zu  Leipzig  behufs  Eintragung 
in  das  von  diesem  geführte  Zeichenregister  angemeldete  Waarenzwchen 
die  Vorschriften  in  §  3  des  citirten  Reichsgesetzes  Anwendung  zu  leiden 
haben,  oder  nicht.  Diese  Frage  ist  von  dem  Handelsgerichte  um  dess- 
willen  bejaht  worden,  weil  es  präsumtiv  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers gelegen  haben  könne,  die  Ausländer  günstiger  zu  stellen,  als  die 
Inländer,  und  sodann,  weil  der  §  20  des  Gesetzes  vom  30.  Novbr.  1874 
allgemein  vorschreibe,  dass  auf  die  Waarenzeichen  von  Gewerbetreibenden, 
welche  im  Inlande  eine  Handelsniederlassung  nicht  besitzen  etc.,  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  —  also  auch  die  des  §  3  —  An- 
wendung flnden  sollen,  woraus  sich  ergebe,  dass  durch  den  übrigen  Inhalt 
des  §  20  lediglich  die  hinzutretenden  besonderen  Bestimmungen 
wegen  der  Waarenzeichen  von  Ausländern  haben  getroffen,  nicht  aber  die 
nach  dem  sonstigen  Inhalte  des  Gesetzes  statuirten  Voraussetzungen  für 


1)  Vgl.  über  dieses  vortreffliche  Urtheil  oben  S.  438. 
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die  Eintragung  von  Waarenzeichen  haben  beftchränkt  werden  sollen  (vgl. 
Bl.  20  a.  b.).  Gleichzeitig  (vgl.  Bl.  18  b.  19)  ist  von  dem  Handelsge- 
richte ausgesprochen  worden,  dass  der  Antragsteller  nicht  in  der  Lage 
sei,  sich  darauf  zu  stützen,  dass  im  Betreff  seiner  der  im  ersten  Absätze 
des  §  3  an  erster  Stelle  gedachte  Ausnahmefall  gegeben  erscheine,  da 
durch  das  a.  a.  0.  zn  lesende  Wort  „ landesgesetzlich ^  nur  die  Gesetze 
der  deutschen  Bundesstaaten  getroffen,  übrigens  aber  auch  durch  diese 
Ausnahmebestimmung  nur  die  bis  zur  Emanation  des  Reichs- 
gesetzes vom  30.  November  1874  bereits  landesgesetzlich  ge- 
schützt gewesenen  Waarenteichen  berührt  würden,  —  eine 
Voraussetzung,  die  bezüglich  des  von  dem  Impetranten  angemeldeten 
AVaarenzeichens  nach  Bl.  11  jct.  Bl.  14  nicht  zutrifft. 

Der  Beschwerdeführer  hat  eine  Widerlegung  der  Bl.  18  b  19  zu 
lesenden  Argumente,  während  dieselben  früher  von  ihm  bestritten  worden 
sind  (zu  vergl.  Bl.  6  b.  7)  in  seiner  Beschwerdeschrift  nicht  unternommen, 
dagegen  seine  Angriffe  gegen  den  sonstigen  Inhalt  der  Kesolution  Bl.  18  flg. 
gerichtet. 

Das  Königliche  Appellationsgericht  verkennt    nicht,    dass   der  von 
dem  Beschwerdeführer  geltend    gemachten  Auffassung  mannichfache   und 
nicht  unerhebliche  Bedenken  entgegenstehen.  Für  die  Ansicht  der  vorigen 
Instanz  spricht    zunächst   die  Fassung    des  §  20   des  Gesetzes,    welcher 
ganz  im  Allgemeinen  anordnet,    dass  die  Vorschriften   des  Gesetzes  auf 
die  Waarenzeichen    der  im  Inlande    eine   Handelsniederlassung  nicht  be- 
sitzenden Gewerbetreibenden  —  unter  gewissen   im  Gesetze  bezeichneten 
Voraussetzungen  —  Anwendung  finden  sollen,    also    keine   dieser  Vor- 
schriften ausdrücklich    ausnimmt,    und    dass    die    unter  2  nach- 
folgende Bestimmung  im  Zusammenhange  mit  dem  Eingangsabschnitte  des 
§  20    allerdings   die   Auslegung  gestattet,    es    habe   hierdurch   nur   ein 
weiteres  besonderes  Erforderniss  aufgestellt,    es  haben  aber  nicht  die 
an  einer  anderen  Stelle  des  Gesetzes  (in  §  3)  in  Betreff  der  Beschaffen- 
heit der  Waarenzeichen   gegebenen  Vorschriften    rücksichtlich    der   aus 
ländischen  Marke  beschränkt  und  beziehentlich  aufgehoben  werden  sollen. 
Es  lässt  sich  weiter  für    diese  Ansicht  geltend  machen,    dass  diejenigen 
Erwägungen,  welche  dazu  geführt  haben,  die  den  Kaufmann  in  der  Wahl 
eines  Waarenzeichens    beschränkende  Vorschrift  im   zweiten  Absätze  des 
§  3  in  das  Gesetz  aufzunehmen,  zu  vgl.  hierüber  die  Motive  zu  §  3  der 
Gesetzesvorlage  in  den  Steuographischen  Berichten  über  die  Verhandlungen 
des  deutschen  Reichstages,  II.  Session,  1874/1875  Band  III  S.  636,  sowie 
die  Verhandlungen  hierüber  im  Reiclistage    selbst  cit.  Stenogr.  "Berichte 
Band  II  Seite  32,  33,  35,    82  bis  84,    128  bis  130,    selbsteinleuchtend 
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an  sich  auch  der  Gewährung  eines  rechtlichen  Schatzes  für  die  ausländi- 
schen Waarenzeichen,  insofern  sie  gegen  die  letztgedachte  Vorschrift 
Verstössen,  entgegenstehen,  und  dass  eine  Befreiung  der  ausländischen 
Waarenzeichen  von  dem  Verbote  dieser  Vorschrift  ein  wesentliches  Durch- 
brechen derjenigen  Principien  zur  Erscheinung  bringt,  welche  der  Gesetz- 
geber in  Betreff  der  Beschaffenheit  der  zu  schützenden  Marke  für  richtig 
erhält  und  daher  in  das  Gesetz  —  durch  Statuirung  der  Vorschrift  in  §  8 
Abs.  2  —  aufgenommen  hat.  Es  lässt  sich  ferner  auch  nicht  verkennen, 
dass  durch  eine  Exemtion  der  ausländischen  Marke  von  der  mehrerwähn- 
t-en  Bestimmung  in  §  3  Absatz  2  eine  Ungleichheit  der  Rechtslage  des 
inländischen  und  des  im  Inlande  eine  Handelsniederlassung  nicht  be- 
sitzenden Gewerbetreibenden  zum  Nachtheile  des  ersteren  geschaffen  wird, 
indem  dieser  in  der  Wahl  seines  Waarenzeichens,  will  er  in  dessen  Ge- 
brauch Schutz  finden,  beschränkter  ist,  als  der  im  4uslande  domilicirende 
Gewerbetreibende,  welchem  nach  Befinden  durch  die  ausländische  Gesetz- 
gebung keine  Beschränkung(en)  der  in  §  3  Absatz  2  des  citirten  Reichs- 
gesetzes gedachten  Modalität  auferlegt  werden,  und  welcher  auf  Grund 
des  §  20  den  Schutz  seiner  —  nach  deutschem  Rechte  an  sich  unzuläs- 
sigen —  Marke  im  deutschen  Reichsgebiete  beansprucht.  Es  ist  über- 
dies zu  erwägen,  dass  der  deutsche  Gesetzgeber  an  sich  befugt  war,  zn 
bestimmen,  dass  die  ausländischen  V^aarenzeichen  in  Deutschland  —  von 
den  anderen  Voraussetzungen  hier  abgesehen  —  nur  dann  Schutz  finden 
Collen,  wenn  sie  nicht  nur  im  Auslande  geschützt  sind,  sondern  wenn  sie 
nach  §  3  Absatz  2  des  Reichsgesetzes  für  statthaft  anzusehen  sein  würden. 
In  dieser  Hinsicht  erscheint  insbesondere  der  von  dem  Beschwerdeführer 
Bl.  25  b  in  Bezug  genommene  Satz  der  Motive  zu  §  19  des  Gesetzent- 
wurfs (dem  gegenwärtigen  §  20  des  Gesetzes),  zu  vergl.  angez.  Stenogr. 
Berichte  Band  III  S.  638,  nicht  so  völlig  klar,  er  schliesst  nicht  so  un- 
bedingt aus,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  auch  die  Erfüllung  der  Vor- 
schriften des  §  3  für  nothwendig  erachtet  habe.  Endlich  lassen  die 
Schlussworte  der  unter  dem  28.  Februar  1877  bekannt  gemachten  Verein- 
barung zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Brasilien  wegen  gegenseitigen 
Markenschutzes  (Reichsgesetzblatt  vom  Jahre  1877  S.  406),  auf  welche 
sich  der  Beschwerdeführer  Bl.  24  b  beruft,  dem  Zweifel  Raum,  ob  unter 
den  .,  durch  Gesetz  oder  Verordnungen  vorgeschriebenen  Bedingungen  und 
Förmlichkeiten"  nicht  auch  die  Vorschriften  über^die  Beschaffenheit  der 
Marke  zu  verstehen  seien. 

Wenn  man  gleichwohl  der  von  dem  Beschwerdeführer  vertheidigten 
Ansicht  vor  derjenigen  der  zweiten  Instanz  den  Vorzug  geben  zu  müssen 
geglaubt  hat,  so  beruht  dies  auf  folgenden  Erwägungen. 
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Während  die  §§  1—19  des  Reichsgresetzes  vom  30.  November  1874 
offenbar  nur  auf  die  Waarenzeichen  von  —  im  Handelsregister  einge- 
tragenen —  Gewerbetreibenden,  welche  im  I  n  l  a  n  d  e  eine  Handelsnieder- 
lassung besitzen,  sowie  auf  die  zur  Bezeichnung  von  Waaren  verwendeten 
Namen  und  Firmen  inländischer  Prodncenten  und  Handeltreibenden  sich 
beziehen,  ist  der  §  20  dazu  bestimmt,  zu  regeln  einmal  diejenigen  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  die  Waarenzeichen  von  Ge werbtreiben- 
den, welche  im  Inlande  eine  Handelsniederlassung  nicht  besitzen, 
und  die  Namen  oder  die  Firmen  ausländischer  Producenten  oder  Handel- 
treibenden in  Deutschland  Schutz  finden  sollen  und  sodann  den  Umfang 
dieses  Rechtsschutzes.  Der  §  20  enthält  also  Rechtssätze  von 
internationaler  Bedeutung.  Ihm  liegt  zu  Grunde  die  Würdigung  der 
—  gegenwärtig  von  den  meisten  Culturstaaten  durch  Zusicherung*  eines 
Rechtsschutzes  anerkannten  —  hohen  commerciellen  Bedeutung  des  W^aa- 
renzeichens  beziehentlich  der  Namen  und  Firmen,  insoweit  diese  zur  Be- 
zeichnung von  Waaren  benutzt  werden,  einer  Bedeutung,  die  insbesondere 
im  internationalen,  also  das  Rechtsgebiet  des  einzelnen  Staates  über- 
schreitenden Verkehre  hervortritt,  und  welche  die  Fürsorge  veranlasst 
hat,  dass  die  im  einzelnen  Staate  geschützte  Marke  auch  in  dem  anderen 
Staate  geschützt  werde.  Die  Wichtigkeit  des  Waarenzeichens,  namentlich 
für  den  Weltverkehr,  ist  auch  sowohl  in  den  Allgemeinen  Motiven  zum 
Reichsgesetze  vom  30.  November  1874,  vgl.  Stenogr.  Berichte  Bd.  III 
S.  634,  als  bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen  im  Reichstage,  zu  vergl. 
Stenograph.  Berichte  Band  II  S.  634.  35.  81  f.  mehrfach  hervor- 
gehoben worden. 

Die  Tendenz  des  §  20  ist  daher  die,  der  fremden  Marke  Schutz 
zu  verleihen,  und  zwar  den  nämlichen  Schutz,  welchen  die  inländische 
Marke  im  Deutschen  Reichsgebiet  zu  finden  hat,  vgl.  auch  Motive  zu 
§  13  des  Gesetzentwurfs  in  den  Stenograph.  Berichten    Bd.  III   S.  638. 

Diese  Tendenz  tritt  übrigens  auch  aus  den  von  dem  Beschwerde- 
führer Bi.  24  allegirten  verschiedenen,  theils  vor,  theils  nach  Erlass  des 
Gesetzes  vom  30.  November  1874  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
einer  Anzahl  ausländischer  Staaten  abgeschlossenen  Verträgen  wegen 
gegenseitigen  Markenschutzes  hervor,  und  diese  letzteren  gestatten  inso- 
weit zweifellos  einen  Schluss  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  welche 
denselben  bei  Erlass  des  Gesetzes  vom  30.  November  1874  geleitet  hat. 
Nun  würde  es  aber  offenbar  eine^  erhebliche  Schmälerang^  des  der  fremden 
Marke  zugesicherten  Rechtsschutzes  enthalten,  wenn  ein  solcher  derselben 
nur  unter  der  Voraussetzung  gewährt  würde,  dass  sie  gegen  die  Vor- 
schriften in  §  3  Absatz  2  des  mehrcitirten  Gesetzes  nicht  Verstösse.    Die 
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hier  gedachten  Beschränkungen  sind  bekanntlich,  wenigstens  zum  Theil, 
■den  Gesetzgebungen  mehrerer  Länder  unbekannt,  vgl.  Stenogr.  Berichte 
Bd.  II  S.  32.  33.  81.  Der  deutsche  Gesetzgeber  kann  selbsteinlench- 
tend  den  Fremden  nicht  nöthigen,  auch  für  den  ausländischen  Staat,  in 
welchem  er  seine  Handelsniederlassung  besitzt,  eine  nach  der  Vorschrift 
in  §  3  Absatz  2  ftir  zulässig  zu  achtende  Marke  anzunehmen;  die  Füh- 
rung einer  einheitlichen,  über  mehrere  Länder,  beziehentlich  die  ganze 
Erde  hin  gehenden  Marke  liegt  aber  anerkannt  im  Interesse  des  Handels- 
verkehrs. Es  würde  daher,  litte  der  §  3  Absatz  2  des  Reichsgesetzes 
«uch  auf  die  fremden  Marken  Anwendung,  der  den  letzteren  im  Allge- 
meinen zugesagte  Rechtsschutz  in  vielen  Fällen  versagen,  hierdurch  aber 
«eine  Ungleichheit  in  der  rechtlichen  Behandlung  der  fremden  —  in  ihrem 
Heimathsstaate  geschützten  —  Marke  herbeigeführt  werden,  welche  von  dem 
Handel  als  eine  lästige  Erschwerung  empfunden  werden  müsste.  Ist  ein- 
mal diese  Existenz  eines  rechtlichen  Bedürfnisses  anerkannt  worden,  dass 
die  in  dem  einen  Staate  geschützte  Marke  auch  in  dem  anderen  Staate 
geschützt  werde,  so  scheint  auch  die  Consequenz  zu  fordern,  dass  die 
fremde  Marke  in  dem  letzteren  so,  wie  sie  ist,  und  in  ihrem  Heimath - 
Staate  Schutz  gefunden  hat,  geschützt  werde,  mithin  den  in  dem  anderen 
Staate  erlassenen,  auf  die  Beschaffenheit  der  schutzberechtigten  Marke 
bezüglichen  Vorschriften  nicht  unterliege.  Dass,  wie  bereits  oben  hervor- 
gehoben wuide,  auf  diese  Weise  das  in  §  3  Absatz  2  aufgestellte  Princip 
wesentlich  durchbrochen  und  in  der  Stellung  des  Inländers  und  Ausländers 
eine  Verschiedenheit  begründet  wird,  kann,  angenommen,  der  Wille  des 
Gesetzgebers  sei  darauf  gerichet  gewesen,  die  fremden  Marken  von  der 
beschränkenden  Vorschrift  des  §  3  Absatz  2  zu  eximiren,  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kommen.  Uebrigens  würde  in  der  ersteren  Beziehung 
nicht  unberücksichtigt  bleiben  dürfen,  dass  der  Gesetzgeber  selbst  die 
Wahrung  des  gedachten  Princips  im  ersten  Absätze  des  §  3  durch 
Statuirung  der  dort  gedachten  beiden  Ausnahmen  in  nicht  unerheblichem 
Umfange  aufgegeben  hat. 

Hinzutritt  aber  noch,  dass  die  Worte  des  §  20:  „Auf  Waaren- 
zeichen  von  Gewerbetreibenden,  welche  im  Inlande  eine  Handelsnieder- 
lassung nicht  besitzen  ....  ftiiden  ...  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes Anwendung"*  ihrer  allgemeinen  Fassung  ungeachtet,  (dass)  wie  die 
Prüfung  der  einzelnen  in  den  §§  1  bis  19  enthaltenen  Vorschriften  ergibt, 
nur  mit  gewissen  Einschränkungen  verstanden  werden  dürfen.  Zunächst 
kann  die  Bestimmung  in  §  1,  welche  anordnet,  dass  lediglich  die- 
jenigen Gewerbetreibenden,  die  eine  im  Handelsregister 
49in  getragene  Firma  besitzen,  den  Schutz  des  Gesetzes  in  Ansehung 
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des  von  ihnen  gebraachten  Waarenzeichens  geniessen  sollen,  offenbar  nicht 
auf  diejenigen  Länder  angewendet  werden,  deren  Gresetzgebnng  die  Ver- 
laatbarang  kaufmännischer  Firmen  in  einem  öffentlichen  Register  entweder 
überhaupt  nicht  kennt,  oder  nur  in  beschränktem  Maasse,  z.  B.  nicht 
rücksichtlich  der  Firmen  der  Einzelkauflente  anordnet.  Insoweit  werden 
dann  auch  die  Bestimmungen  in  §  5  snb  1  und  2  nnd  zum  Theil  die  in 
§  12  nicht  zur  Anwendung  gelangen  können.  Ferner  cessirt  rücksichtlich 
der  ausländischen  Waarenzeichen  die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift  im 
3.  Satze  des  §  4.  Endlich  ist  noch  zu  beachten,  dass,  wäre  der  Abs.  2 
des  §  3  auf  die  ausländischen  Waarenzeichen  anzuwenden,  es  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  das  in  Abs.  1  des  gedachten  Paragraphen  gebrauchte 
Wort  „landesgesetzlich",  wie  die  vorige  Instanz  Bl.  18  b.  angenommen 
hat,  von  dem  Gesetzgeber  nur  von  den  Landesgesetzen  der  Deutschen 
Bundesstaaten  verstanden  worden  ist,  vgl.  Motive  zu  §  3  und  %>  7  des 
Gesetzes,  Stenograph.  Berichte  Bd.  III  S.  636.  637,  Verhandlungen  des 
Reichstages,  Stenogr.  Berichte  Bd.  III  S.  80  flg.  91,  es  an  einer  gesetz- 
lichen Bestimmung  fehlen  würde,  welche  den  vor  Erlass  des  Reichsgesetzes 
vom  30.  November  1874  von  einem  ausländischen  Gewerbetreibenden  an- 
genommenen, durch  das  Gesetz  des  Auslandes  geschützt  gewesenen,  an 
sich  aber  gegen  die  Vorschrift  in  §  3  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  ver- 
stossenden  Marken  den  Rechtsschutz  gewähre,  obgleich  bezüglich  solcher 
Marken  das  Zutreffen  der  nämlichen  Erwägungen  sich  nicht  verkennen 
liesse,  welche  dazu  geführt  haben,  die  vor  Emanation  des  Reichsgesetzes 
im  Verkehr  befindlich  gewesenen,  durch  die  Landesgesetzgebung  eines 
Bundesstaates  geschützten  Marken  von  der  Vorschrift  im  2.  Absätze  des 
§  3  auszunehmen,  und  obschon  eine  verschiedene  Behandlung  der  ausländi- 
schen und  inländischen  Marken  in  diesem  Puncte  von  dem  Gesichtspuncte 
des  in  §  20  aufgestellten  Principes  der  Gewährung  eines  gleichmässigen 
Schutzes  an  Inländer  und  Ausländer  eine  au£%llige  und  schwer  aufzuklä- 
rende Anomalie  darlegen  würde;  dies  um  so  mehr,  wenn  man  mit  dem 
Handelsgerichte  die  folgenden  W^orte  des  ersten  Aufsatzes  des  §  3  :  welche 
bis  zum  Beginn  des  Jahres  1875  im  Verkehr  allgemein  als  Kennzeichen 
der  Waaren  eines  bestimmten  Gewerbetreibenden  gegolten  haben"  auch 
auf  die  inländischen  Waarenzeichen  anwendet. 

Ergiebt  sich  aus  dem  Vorstehenden,  dass  die  allgemeine  Fassung  der 
Worte  des  §  20  ^.  .  .  finden  ...  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
Anwendung"  eine  Exemtion  einzelner  Vorschriften  des  Gesetzes  nicht  aus- 
schliesst  und  sprechen  hiernächst  die  weiter  oben  ausgeführten  Gründe 
fiir  die  Ahsicht  des  Gesetzgebers,  die  Gewährung  des  Rechsschutzes  für 
fremde  Waarenzeichen  —   die  Erfüllung  der   sonstigen  Bedingungen  des 
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§  20  vorausgesetzt  —  lediglich  davon  abhängig  zn  machen,  dass  die 
Marke  im  Aaslande  gesetzlich  geschützt  sei,  so  rechtfertigt  sich  von 
selbst  die  Schlussfolgerang,  dass  die  Vorschrift  in  §  3  Abs.  2  auf  fremde 
Waarenzeichen  im  Allgemeinen  nicht  anzawenden  sei.  Eine  selbstverständ- 
liche Ausnahme  hätte  nur  dann  einzutreten,  wenn  der  Grebraach  des  be- 
treffenden fremden  Waarenzeichens  eine  im  Inlande  mit  Strafe  bedrohte 
Handlang  involviren  wurde. 

Das  Königliche  Appellationsgericht  hat  sich  demnach  für  eine  Be- 
achtung der  angezeigten  Beschwerde  entschieden,  und  verordnet  hiermit 
bei  Bückgabe  der  überreichten  beiden  Fascikel  an  das  Handelsgericht  im 
Bezirksgerichte  Leipzig,  den  Beschwerdeführer  dem  Vorstehenden  gemäss, 
und  zwar  bewandten  Umständen  nach  kostenfrei,  zu  bescheiden,  und  so- 
dann dem  Bl.  4  b.  gestellten  Antrage,  dafern  sich  nicht  ein  weiteres  Be- 
denkei^  ergeben  sollte,  zu  entsprechen. 

B. 

Aus   einem  Beschluss  des  Landgerichts  Würzburg 
(Kammer  für  Handelssachen) 

vom    10.  Juni  1880. 

Die  Kammer  für  Handelssachen  —  — hat    —    —    — 

In  der  Erwägung: 

1.  dass  nach  §  3  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  über  Markenschutz 
vom  30.  November  1874  die  Eintragung  von  Waarenzeichen  versagt 
werden  soll,  wenn  dieselben  ausschliesslich  in  Zahlen,  Buchstaben  oder 
Worten  bestehen  oder  wenn  sie  öffentliche  Wappen  oder  Aergerniss  er- 
regende Darstellungen  enthalten; 

2.  dass  nach  dieser  Gesetzesstelle  nur  die  Combination  von  figür- 
lichen Zeichen  mitzählen,  Buchstaben  oder  Worten  als  zulässig  erscheint: 

3.  dass  ferner  der  §  10  des  erwähnten  Gesetzes  dem  Gewerb- 
treibenden  nur  den  Gebrauch  seines  Namens  oder  seiner  Firma  zur 
Kennzeichnung  seiner  Waaren  gestattet; 

4.  dass  hiernach,  sowie  im  Hinblicke  auf  Art.  15  des  Handels- 
gesetzbuches Waarenzeichen,  welche  eine  Gombinirung  von  figürlichen 
Zeichen  mit  Namen  oder  Firmen,  zu  deren  Führung  beziehungsweise 
ZdchnuBg  die  treilenden  Gewerbtreibenden  niclit  berechtigt  sind,  zur  Ein- 
tragung in  das  Zeichenregister  um  so  weniger  sieh  eignen,  als  dasselbe 
nicht  blos  den  Schutz  der  Gewerbtreibenden,  sondern  auch  jenen  des  con- 
sumirenden  Publikums  vor  Täuschungen  bezweckt  —     —     —     —     — 
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5.  dass  nun  das  WaareuzeicheD,  dessen  EintragQDg  angestrebt  wird^ 
nicht  bloss  eine  an  sich  nicht  zu  beanstandende  Combination  eines  figür- 
lichen Zeichens  mit  Worten     —  —  —  — ,     sondern   auch  eine  als  eine 

Firma  sich  darstellende  Bezeichnung,  nämlich  — enthält^ 

zu  deren  Führung  die  anmeldende  Fabrik  nicht  berechtigt  ist; 

6.  dass  sohin  diese  Combination,  welche  auch  sehr  wohl  geeignet 
ist,  irrige  Annahmen  im  Publikum  zu  erzeugen,  um  so  weniger  Anspruch 
auf  Eintragung  im  Zeichenregister  haben  kann,  als  die  Anwendung  des 
§  9  des  genannten  ^Gesetzes  ausgeschlossen  ist 

beschlossen: 
Es  sei  die  Eintragung   des  angemeldeten  Waarenzeichens  zu 
versagen. 

NB.  Die  Entscheidung,  welche  einen  sehr  richtigen  Grundsatz 
ausspricht,  wurde  allerdings  durch  Beschluss  des  Oberlandesgerichts  vom 
8./7.  1880  dahin  abgeändert,  dass  der  Eintrag  stattfinden  solle. 

C. 

Aus  einem  Urtheil   des  Landgerichts  Würzburg 
(Kammer  für  Handelssachen) 

vom  9.  April  1883. 

^ Hieraus^  (nämlich  aus  der  Geschichte  des  Gesetzes)  „sowie  aus 
der  Fassung  des  Abs.  2  des  §  3  ergibt  sich,  dass  das  auf  einer  Marke 
befindliche  .,Zeichen^  immer  den  Hauptbestandtheil  der  Marke 
bildeti).       ___     —     _     -     _     —     _____ 

Prüft  man  unter  Zugrundlegung  dieser  Ansicht  die  beiden  in  den  Unter- 
suchungsakten befindlichen  Waarenzeichen,  so  muss  das  auf  ihnen  befind- 
liche W a p p e n  als  das  eigentliche  Waarenzeichen  betrachtet  werden, 

mit  welchem  die  Worte    —  —  — nur    combinirt   sind.     Diese 

Wappen  sind  aber  durchaus  verschieden. 


(Folgt  die  Ausfuhrung  dieser  Verschiedenheit.) 


1)  Vgl.  hierüber  oben  8.  193.  200  f. 
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Die  Worte sind  liqnidermassen  nicht  die  Bezeichnung 

einer  bestehenden  Firma,  sie  charakterisiren  sich  lediglich  als  eine  fingirte 
Firma,  zu  deren  Zeichnung  die  Klägerin  nicht  mehr  Recht  hat,  als  die 
Beklagte.  Nun  ist  allerdings  richtig,  dass  bei  oberflächlicher  Prüfung 
der  beklagtischen  Marke  eine  Verwechslung  derselben  mit  der  klägerischen 
vorkommen  kann  und  zwar  in  Folge  des  Gesammtbildes,  allein  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  im  Sinne  des  §  18  des  Markenschutz- 
gesetzes  ist  sicherlich  nicht  erforderlich,  um  den  Unterschied  wahrzu- 
nehmen ;  es  genügt  vielmehr  einige  Aufmerksamkeit  und  zwar  um  so  mehr, 
als  auf  der  beklagtischen  Marke  die  Worte gänzlich  fehlen. 


VI. 

Aus  der  ausländischen  Praxis  des  Markenrechts. 

A. 

Aus  einem  Urtheile   des   schweizerischen    Bundesgerichts 

vom   20.  Mai  1881. 
(Amtl.  Entsch.  VII  S.  407  f.    Sep.-Abz.  S.  4  f.) 


—  —  —  „Bei  Benrtheilnng  der  gestellten  Frage  nun  ist  zunächst 
zu  betonen,  dass  der  Beklagte  in  seiner  Vernehmlassung  gar  nicht  ernst- 
haft bestritten  hat,  dass  seine  Marke  der  klägerischen  nachgebildet 
worden  sei,  was  offenbar  keinen  andern  Zweck  haben  konnte,  als  den, 
durch  diese  Nachbildung  Verwechselungen  mit  der  Marke  der  Klägerin 
herbeizuführen,  und  dass  denn  auch  offensichtlich  in  concreto  in  Folge 
des,  vom  Beklagten  nicht  weiter  bestrittenen,  Umstandes,  dass  das  be- 
kannte Produkt  der  Klägerin  im  Verkehr  vielfach  als 
Bock-  oder  Böcklifaden  bezeichnet  wird,  Verwechselungen 
der  klägerischen  Marke  mit  dem  ebenfalls  einen  Bock  ent- 
haltenden Waarenzeichen  des  Beklagten,  sofern  die  beiden 
Zeichen  sich  nicht  ganz  augenfällig  unterscheiden,  be- 
sonders nahe  liegen  müssen  i).     Fragt  sich  demgemäss,  ob  ange- 


1)  Vgl.  oben  S.  276.  277, 
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sichte  dieser  concreten  Yeiumständangen,  auf  welche,  obschon  natür- 
lich die,  von  der  Klägerin  ihrerseits  ja  auch  gar  nicht 
verwendete,  Bezeichnung  des  kl&gerischen  Produktes  als 
Bockfaden  gesetzlich  nicht  geschützt  ist,  doch  bei  Beur- 
theilung  der  Frage,  ob  eine  Verwechselung  der  bleiden  Mar- 
ken leicht  möglich  sei,  ebensowohl  als  auf  andere  Ver- 
kehrsgewohnheiten Rücksicht  genommen  werden  muss, 
die  Marke  des  Beklagten  als  hinlänglich  verschieden  von  derjenigen  der 
Klägerin  bezeichnet  werden  dürfe,  so  ist  diese  Frage  zu  verneinen.'' 

B. 

Das  Schweizer  Bundesgericht  hat  mehrfach  ausgesprochen,  dass 
unter  den  ^ rechtmässigen ""  Gebrauch  von  Fabrik-  oder  Handelsmarken 
im  Sinne  des  a.  27  des  Markengesetzes,  d.  h.  unter  dem  Gebrauch,  wel- 
cher zu  einer  besonderen  Berücksichtigung  führt,  nur  ein  redlicher  Gebrauch, 
ein  Gebrauch    bona  fide   zu    verstehen   ist.     So    namentlich   in  dem 

Urtheile  des  schweizerischen  Bundesgerichts 

vom  19.  Mai  1881. 
(Amtliche  Entscheidungen  VII  S.  380  f,  Sep.-Abz.  S.  13  f.) 


—  —  —  n  Beklagter  hat  zur  Begründung  dieser  Behauptung  im 
heutigen  Vortrage  noch  insbesondere  geltend  gemacht,  dass  für  Beurthei- 
lung  der  Frage,  ob  die  Verwendung  seiner  Marke  vor  dem  1.  October 
1879  eine  rechtmässige  gewesen  sei,  selbstverständlich  nicht  das  Bundes- 
gesetz vom  19.  December  1879,  welchem  rückwirkende  Kraft  nicht  zu- 
komme, sondern  das  frühere,  an  seinem  Wohnorte  geltende  Recht  mass- 
gebend sein  müsse  und  dass  nun  nach  dem  bisher  im  Kanton  Zürich 
geltenden  Hechte  sein  Gebrauch  der  fraglichen  Marke,  da  derselbe  weder 
gegen  einen  Staatsvertrag  noch  gegen  das  Strafgesetz  oder  gegen  eine 
besondere  vertragliche  Verpflichtung  Verstössen  habe,  jedenfalls  ein  durch- 
aus erlaubter  und  rechtmässiger  gewesen  sei,  so  dass  er  bei  demselben, 
auf  den  ihm  nach  Mitgabe  der  frühern  kantonalen  Gesetzgebung  ein  wohl- 
erworbenes Recht  zustehe,  ohne  Weiters  geschützt  werden  müsse ;  dafür 
könne  auch  auf  Art.  9  des  deutschen  Reichsgesetzes  und  die  Spruchpraxis 
der  deutschen  Gerichte  Bezug  genommen  werden.  Allein  diesen  Ausführ- 
ungen kann  nun  keineswegs  beigetreten  werden.  Es  kann  nämlich  keinen- 
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falls  zugegeben  werden,  dass,  wie  Beklagter  annimmt,  jede  nach  dem 
bisher  in  den  Kantonen  geltenden  Rechte  nicht  verbotene  Verwendung 
•einer  Marke  durch  das  Bundesgesetz  als  eine  rechtmässige  habe  anerkannt 
und  somit  Jedem,  der  in  gesetzlich  nicht  verbotener  Weise  eine  Marke 
vor  dem  1.  October  1879  thatsächlich  gebraucht  habe,  die  Möglichkeit 
habe  eingeräumt  werden  wollen,  sich  durch  rechtzeitige  Begistrirung  der- 
selben für  die  Zukunft  das  Recht  auf  deren  ausschliessliche  Benützung 
zu  sichern.  Denn  diese  Anschauung  ist  sowohl  mit  der  Entstehungsge- 
schichte als  auch   mit  dem  Inhalte    des  Gesetzes   durchaus   unvereinbar. 


In  Wahrheit  hat  denn  auch  der  Gesetzgeber  keineswegs  den  vom 
Beklagten  behaupteten  Rechtssatz  aufgestellt,  durch  welchen  ja  auch  der 
neu  eingeführte  Markenschutz  in  Betreff  alter  Marken  für  die  meisten 
Kantone  seine  wesentliche  praktische  Bedeutung  verloren  hätte,  vielmehr 
ergibt  sich  aus  dem  dem  Gesetze  zu  Grunde  liegenden  Rechtsprinzipe, 
«owie  aus  dem  ganzen  legislativen  Charakter  des  Gesetzes  mit  Noth  wen- 
digkeit eine  ganz  andere  Auffassung  des  in  Art.  27  leg.  cit.  zu  Grunde 
gelegten  Begriffes  der  rechtmässigen  Verwendung  einer  Marke.  Wenn 
man  nämlich  festhält,  dass,  wie  oben  bemerkt,  das  Markenrecht,  d.  h.  das 
Recht  auf  den  ausschliesslichen  Gebrauch  einer  Marke,  nach  dem  Prinzipe 
des  Bundesgesetzes  grundsätzlich  demjenigen,  welcher  ein  Waarenzeichen 
zuerst  zu  Bezeichnung  seiner  Waaren  benutzte,  unmittelbar  durch  den 
Gebrauch  und  unabhängig  vom  Eintrage  in  das  Markenregister  erworben 
wird ;  wenn  man  im  Fernern  in  Erwägung  zieht,  dass  der  Gesetzgeber 
offenbar  das  Markenrecht  als  ein  natürliches,  durch  die  Prinzipien  der 
bona  fides  gefordertes  Recht,  die  Nachmachung  oder  Nachahmung  von 
Marken  dagegen  als  einen  vom  Rechte  missbilligten  Verstoss  gegen  Treu 
und  Glauben  betrachtet,  so  wird  man  nicht  zweifelhaft  sein  können,  dass 
der  Gesetzgeber  bei  Aufstellung  des  in  Art.  27  leg.  cit.  enthaltenen 
Rechtssatzes  von  der  Anschauung  ausgegangen  ist,  dass  als  rechtmässig, 
auch  für  die  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes,  nur  die 
Benutzung  eines  Waarenzeichens  durch  denjenigen,  welcher  dasselbe 
zuerst  als  solches  zur  Unterscheidung  seiner  Waaren  verwendet  und  es 
sich  dadurch  gewissermassen  angeeignet  hat,  oder  durch  seinen  Rechts- 
nachfolger betrachtet  werden  könne,  während  der  Gebrauch  nachgemachter 
oder  nachgeahmter  Waarenzeichen  als  ein  vom  Rechte  keineswegs  zu 
schützender  Missbrauch  aufgefasst  werden  müsse.     M.  a.  W.  Der  Gesetz- 
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^eber  ging,  wesentlich  im  Anschlass  an,  insbesondere  in  der  französischen 
Jurisprudenz  vertretene,  Anschauungen     —     —     —     —     —     —     — 

—  —  —  —  von  dem  Gedanken  aus,  dass  dem  ersten  Aneigner 
-eines  Waarenzeichens ,  auch  abgesehen  von  einer  positiven  Gesetzes- 
l>estimmung,  ein  Eecht  auf  dessen  ausschliesslichen  Gebrauch  zustehe, 
welches  zwar  bisher  keines  oder  nur  eines  ungenügenden  gerichtlichen 
Schutzes  genossen  habe,  das  aber  nichtsdestoweniger  an  sich  bestanden 
habe  und  dem  nunmehr  der  Schutz  des  Bundesgesetzes  ebenfalls  gebühre. 
Mit  dieser  Auffassung   stimmt  denn  auch  die  Botschaft  des  Bundesrathes 


vollkommen  überein  und  es  erklärt  sich  daraus  des  Weitem  die  Ausdrucks- 
weise des  Gesetzes,  welches  ohne  weitere  Erläuterung  einfach  die  „recht- 
mässige^ Verwendung  als  für  die  Berechtigung  zum  Eintrage  einer  alten 
Marke  massgebend  bezeichnet.  Wenn  Beklagter  sich  dem  gegenüber  da- 
rauf berufen  hat,  dass  durch  den  bisherigen,  nach  dem  früheren  Rechte 
erlaubten  Gebrauch  eines  W^aarenzeichens  wohlerworbene  Rechte  an  letzerm 
hegründet  worden  seien,  welche  gewiss  auch  das  neue  Gesetz  nicht  ver- 
letzen wolle,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  dass  der  blosse  thatsächliche  Ge- 
brauch eines  W^aarenzeichens  durch  einen  andern  als  den  ersten  Aneigner, 
wenn  er  auch  vom  bisherigen  Rechte  nicht  verboten  war,  so  doch  von 
letzterm  keineswegs  als  ein  rechtmässiger,  ein  subjectives  Recht  an  dem 
Zeichen  begründender  Erwerbungsakt  anerkannt  war,  vielmehr  von  einem 
wohlerworbenen  Privatrechte  jedenfalls  nur  dann  gesprochen  werden 
könnte,  wenn  es  sich  um  einen  nach  dem  bisherigen  Rechte  positiv  an- 
erkannten und  geschützten  Besitzstand  handeln  würde,  wovon  aber  vor- 
liegend gar  keine  Rede  sein  kann.  Ebensowenig  erscheint  endlich  die 
Berufung  des  Beklagten  auf  das  deutsche  Reichsgesetz  und  die  deutsche 
Spruchpraxis  als  erheblich,  da  ja  das  deutsche  Gesetz  in  der  hier  in 
Frage  stehenden  Richtung,  wie  ein  Blick  auf  dessen  Wortlaut  zeigt, 
wesentlich  andern  Gesichtspunkten  als  das  in  concreto  einzig  massgebende 
Bundesgesetz  vom  19.  December  1879  folgt." 


NB.  Aehnlich  dasselbe  Bundesgericht  durch  Urtheil  von  gleichem 
Datum  Entsch.  VII  S.  398  f.  (Sep.-Abz.  S.  8)  und  durch  Urtheil  v.  28./5. 
1881  Entsch.  VII  S.  421  f.  (Sep.-Abz.  S.  7). 
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C. 

Aus  einem  Urtheile  der  Appellationskammer  des  Ober- 
gerichts des  Kantons  Zürich 

vom  29.  Jnni  1882. 


—  —  —  —  —  In  Betracht  kommt  sodaim  die  Einwendung 
von  R.  und  A,,  die  Verfolgung  wegen  Verletzung  des  klägerischen  Rechtes 
könne  nur  gegen  ihre  Firma  ererichtet  und  desslialb  auch  nur  eine  ein- 
zige Strafe  ausgesprochen  werden.  Offenbar  ist  aber  die  Firma  —  falls 
nicht  unter  derselben  eine  Collectivgesellschaft  mit  juristischer  Persön- 
lichkeit verstanden  wird,  welche  letztere  ohnedies  eines  eigenen  Willens 
nicht  fähig  und  daher  auch  nicht  strafrechtlich  verfolgbar  wäre,  —  als 
der  blosse  kaufmännische  Name  zu  betrachten,  unter  dem  die  Angeklagten 
R.  und  A.  ihre  Geschäfte  betreiben,  und  natürlich  werden  dieselben  durch 
die  Führung  dieses  Geschäftsnaraens  nicht  frei  von  ihrer  persönlichen 
Verantwortlichkeit  für  die  unter  dessen  Titel  begangenen  Handlungen. 
Umgekehrt  können  die  Angeklagten  keine  Einwendung  daraus  ableiten, 
dass  die  Klägerin  respective  Damnificatin  eine  Firma  ist,  vielmehr 
kommt  hier  in  Betracht,  dass  der  Kaufmann  unter  seinem  Geschäfts* 
namen,  der  Firma,  Rechte  geltend  machen  kann,  und  ebenso  eine  juri- 
stische Person. 

Was  nun  das  Materielle  der  Klage  anbelangt,  so  haben  die  An- 
geklagten heute  neuerdings  bestritten,  dass  die  von  ihnen  verwendete 
Marke  eine  Nachahmung  derjenigen  der  Damnificatin  sei,  wodurch  das 
Publikum  irregeführt  werde.  In  dieser  Hinsicht  ist  indessen  der  ersten 
Instanz  beizupflichten,  welche  annimmt,  die  von  den  Angeklagten  R.  und 
A.  auf  ihren  Seidenspuhlen  aufgeklebte  Etiquette  enthalte  eine  Nachahm- 
ung der  von  der  klägerischen  Firma  eingetragenen  Marke  im  Sinne  von 
Art.  18  litt,  b  des  Bundesgesetzes.  Richtig  ist  zwar,  dass  die  beiden 
Marken  in  Einzelheiten  von  einander  abweichen,  insbesondere  fehlt  auf  der 
von  den  Angeklagten  verwendeten  Marke  das  klägerische  Monogramm  Co. 
und  ist  in  der  Umschrift  der  Ausdruck  ^facon  L — ."  gebraucht,  statt. 
„L —  &  Cie.**.  Im  üebrigen  ist  aber  die  von  den  Angeklagten  ge- 
brauchte Marke  derjenigen  der  Damnificatin  mit  solcher  Sorgfalt  nach- 
gebildet, dass  der  Gesammteindruck ,  insbesondere  für  das  in  solchen 
Unterscheidungen  ungeübte  Auge  eines  Detailkäufers  der  nämliche  bleibt 
und  die  Marke  daher  leicht  zu  einer  Verwechslung  Anlass  geben  kann,  so 
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dass  eine  Irreführung  des  Publicnms  leicht  möglich  und  sehr  waJirschein- 
lich  ist  (Art.  6.  1.  2  und  Art.  18  lit.  b  des  Bundesgesetzes). 

Es  fragt  sich  sodann,  ob  die  Angeklagten  bei  Verwendung  ihrer 
der  klägerischen  nachgebildeten  Marke  mit  dem  Vorsätze  gehandelt  haben, 
die  Hechte  der  Damnilicatin  zu  verletzen;  denn  nur  in  diesem  letztem 
Falle  trifft  dieselben  gemäss  Art.  19  des  Bundesgesetzes  eine  strafrecht- 
liche Schuld,  währenddem  sie  im  Falle  einer  blossen  Fahrlässigkeit  den 
Klägern  bloss  civilrechtlich  haftbar  werden. 

Im  Allgemeinen  muss  nun  in  dieser  Hinsicht  daran  festgehalten 
werden,  dass  keiner  der  Angeklagten  sich  mit  der  Einwendung  verthei- 
digen  kann,  er  habe  nicht  gewusst,  dass  überhaupt  ein  Markenschutz 
existire  und  dass  dieser  speciell  von  der  Damnificatin  für  ihre  Marke 
verlangt  worden  sei.  —  Was  den  erstem  Punct  anbelangt,  so  ist  schon 
desswegen  anzunehmen,  die  Angeklagten  haben  von  dem  Markenschutz- 
gesetz und  dessen  Geltung  für  englische  Producte  Kenntniss  gehabt,  weil 
es  wegen  des  im  Civilrecht  geltenden  Ausschlusses  der  Einrede  der  Un- 
kenntniss  der  Gesetze,  Sache  jedes  Bürgers  sein  muss,  sich  mit  den  Ge- 
setzen bekannt  zu  machen  und  die  Kenntnissnahme  um  so  eher  voraus- 
gesetzt werden  darf,  als  die  enorme  Verbreitung  der  Zeitungen  und  die 
dem  Princip  der  Volksgesetzgebung  angepassten  Einrichtungen  i.  f.  der 
Legislatur  jene  ungemein  erleichtern.  Im  Weitern  darf  aber  vermuthet 
werden,  dass  gerade  die  Angeklagten  von  dem  seit  dem  16.  April  1880 
in  Kraft  stehenden  Markenschutzgesetze  iedenfalls  ein  Wissen  gehabt 
haben  und  zwar  wegen  der  ausserordentlichen  Wichtigkeit  desselben  für 
ihr  Geschäft,  welches  die  Kenntniss  jenes  Gesetzes  unbedingt  zu  erhei- 
schen scheint.  Gewiss  darf  daher  angenommen  werden,  das  Bundesgesetz 
und  dessen  Ausdehnung  auf  englische  Producte  sei  den  Angeklagten  nicht 
unbekannt  geblieben.  —  Geringer  ist  dagegen  allerdings  die  Wahrschein- 
lichkeit dafür,  dass  die  Angeklagten  speciell  von  der  Publication  der 
klägenschen  Marke  im  Bundesblatt  gewusst  haben  oder  die  bezüglichen 
Annoncen  von  L —  u.  Cie.  in  andern  schweizerischen  Blättern  gelesen 
haben,  und  es  wäre  namentlich  gegenüber  —  —  —  nicht  gerecht- 
fertigt, diess  ohne  Weiteres  anzunehmen.  Aus  anderweitigen  Umständen 
geht  jedoch  der  böse  Glaube  sämmtlicher  drei  Angeklagten  hervor.  Es 
tritt  nämlich  in  der  Nachahmung  der  klägerischen  Marke  ganz  unzwei- 
deutig die  Absicht  zu  Tage,  der  damit  versehenen  und  zum  Kaufe  an- 
gebotenen Waare  den  Schein  zu  geben,  als  rühre  dieselbe  aus  einem  be- 
kannten und  offenbar  renommirten  industriellen  Etablissement  in  England 
her  und  hieran  wird  auch  durch  den  Ausdmck  „facon  L — "  nichts  ge- 
ändert, weil  derselbe  vor  dem  Gesammtbild    der  Marke  zurücktritt,    und 

K  o h  1  er  ,  Kecht  des  MftrkenBchatzefl.  35 


546 

überdiess,  als  Bezeichnnng  eines  wahrscheinlich  beliebt  und  gangpbar  ge- 
wordenen Waarenmusters,  auch  wohl  von  L —  u,  Cie.  selbst  gebraucht 
werden  konnte.  Man  darf  daher  annehmen,  die  Angeklagten  seien  sich 
selbst  vollständig  bewusst  gewesen,  dass  die  Marke  die  Nachahmung  einer 
schon  bestehenden  englischen  sei.  Diess  vorausgesetzt,  hatten  sie  aber 
die  Pflicht,  sich  vorerst  zu  vergewissern,  ob  für  dieselbe  nicht  Marken- 
schutz verlangt  worden  sei,  was  durch  die  blosse  Einsicht  des  Bundes- 
blattes möglich  war,  und  wenn  man  annimmt,  dieselben  haben  diess  trotz- 
dem unterlassen,  so  handelten  sie  mit  dem  Bewnsstsein,  durch  den  Ge- 
brauch der  Marke  möglicherweise  wohlerworbene  Rechte  zu  verletzen,  so 
dass  bei  ihnen  die  Absicht  angenommen  werden  mnss,  sich  eventuell  durch 
diese  Rechte  an  deren  Verletzung  nicht  hindern  zu  lassen  (dolus  eventualis), 
was  der  bestimmten   Absicht   der  Verletzung  strafrechtlich   gleichsteht  i). 


VII. 
Zur  Geschichte  des  Markenwesens. 

Die  Hand  Werkszeichen  spielten  in  der  Solinger  Messerindustrie 
eine  grosse  Rolle.  Wie  sonst,  bestand  hier  ein  allgemeines  Schau-  oder 
Beizeichen,  welches  von  den  Experten,  nach  Prüfung  der  Waaren,  aufge- 
setzt wurde,  und  zugleich  Garantiezeichen,  zugleich  Herkuuftszeichen  war. 
Ausserdem  hätte  aber  jeder  Handwerker  sein  Erbzeichen,  welches  er  auf- 
schlagen musste,  damit  ein  untüchtiges  Fabrikat  sofort  auf  den  Urheber 
zurückgeführt  und  dieser  von  der  gebührenden  Strafe  erreicht  werden 
konnte.  Jedes  neue  Zeichen  musste  vor  der  Inscription  publicirt  und  mit 
den  bereits  in  die  Rolle  eingetragenen  Zeichen  verglichen  werden^).  Ja, 
nach  Verordnungen  von  1772  und  1775  sollten  sie,  ausser  am  Orte  selbst, 
noch  in  den  benachbarten  Orten  Kronenberg,  Haan  und  Lüttringhausen,  und 
zwar  dreimal,  zum  Ausrufe  kommen.  Vgl.  Thun,  Industrie  am  Nieder- 
rhein II  S.  50.  51.  Keiner  durfte  sein  Zeichen  an  einen  anderen  vermiethen. 
Die  Zeichen  gingen  auf  dem  Wege  des  Erbganges  über,  doch  so,  dass  die 
weiblichen  Erben  sich  auskaufen  lassen  mussten ;  sie  repräsentirten  bereits 
beträchtliche  Werthe.  Vgl.  Thun,  a.  a.  0.  S.  51.  Die  vorhandenen 
Zeicheni'oUen  gehen  bis  zum  14.  Septbr.  1684  zurück,  Thun  S.  66.    Ihre 


1)  Vgl.  oben  S.  355  f. 

2)  Vgl.  oben  S.  54. 
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Prüfung    und    theilweise  Publication   dürfte   ein    erhebliches  juristisches 
Interesse  bieten. 

In  dem  Privilegium  der  Messerschmiede  von  Halle  (bei  Meyer y 
die  Handwerkerpolitik  des  Grrossen  Kurfürsten  und  König  Friedrichs  I. 
S.  373)  findet  sich  folgende  Bestimmung: 

„a.  11.  Soll  hinfüro  ein  Jeglicher  Meister  der  Messerer,  ehe  und 
Zuvor  Er  auf  die  Messer  ein  Ihm  vom  Handtwercke  benenetes  Zeichen 
schlagen  darff  Ein  Thllr.  in  die  Lade  zu  erlegen  schuldig  seyn,  Inmittelst 
aber  bey  seinem  ersten  Zeichen  bleiben,  und  dasselbe  unverändert  be- 
halten, wie  dan  solch  Zeichen  von  denen  Obermeistern  iedesmahl,  denen 
so  Meister  werden,  alssbald  nach  Verfertigten  Meistücke  vermeldet,  und 
darüber  bei  Willkührlicher  Straffe  des  Handtwercks  gehalten  werden  soll." 

Bei  den  Tuchmachern  in  der  Oberlausitz  versah  der  Meister 
das  Tuch  mit  seinem  Zeichen,  ,.  damit  bei  den  nunmehr  folgenden  Proce- 
duren  einer  Verwechslung  der  Tücher  vorgebeugt  und  die  Ermittlung  des 
Fabrikanten  eines  fehlerhaften  Tuches  gesichert  werde. ""  Schanze  in  der 
Allgemeinen  Zeitung  1884  nr.  238  S.  3506  (Geschichte  des  Tuchmacher- 
handwerks in  der  Oberlausitz  bis  Anfang  des  17.  Jahrhunderts). 

Im  mittelalterlichen  Museum  im  Münster  zu  Basel  findet  sich  eine 
Eeihe  von  Holzstöcken,  Basler  Buchdruckerzeichen  aus  dem  15.  und  16. 
Jahrb.,  Bild,  Mongramme  und  Worte  enthaltend. 

In  England  beschäftigte  sich  eine  grosse  Beihe  von  Gesetzen 
mit  der  Markirung  der  Gold-  und  Silberwaaren :  Gold-  und  Silberwaaren 
sollten  mit  der  Marke  des  Handwerkers  versehen  werden;  so  2  Hein- 
rich VI  c.  17  (1423),  so  12  und  13  Wilh,  IH  c.  4  s.  3  (1700);  so  12  Georg 
U  c.  26  s.  5  (1739):  nach  diesem  Gesetze  sollten  die  Marken  einge- 
tragen werden  ;  13  Georg  III  c.  52  s.  4  (1772)  u.  a.  Vgl.  dieselben 
in  der  dankenswertben  Zusammenstellung  bei  Sebastian,  law  of  trade 
marks  p.  460  f.  Solche  Bestimmungen  bestanden  auch  bezüglich  der 
WoUenwaaren ;  so  Ges.  v.  1765  5  Georg  III  c.  51  s.  18:  Every  clothier 
is  to  weave  or  sew  into  the  head  of  the  cloth,  at  the  time  of  making, 
his  name  and  place  of  abode  (Sebastian  a.  a.  0.  p.  474).  Ein  Gesetz 
Georg  I  für  Schottland  v.  1726,  13  Georg  I  c.  26  s.  30,  besagt:  „Every 
trader,  dealer  and  weaver  of  linen  may  weave  in  any  piece  of  linen 
of  his  make  bis  name  or  some  known  mark^,  und  statuirt  Strafe  gegen 
Zuwiderhandlung  (Sebastian  a.  a.  0.  p.  475)  u.  s.  w. 

Nach  den  Lettres  patentes  für  Quincaillerie  in  der  Stadt  Thiers  vom 
Jahre  1743,  konnte  hier  jeder  betreffende  Fabrikant  sein  Zeichen  dadurch 
sichern ,  dass  er  den  Stempel  (poin^on)  seiner  Marke  hinterlegte,  worauf 
das  Zeichen  auf  einer  Metalltafel  angebracht  wurde.    Die  Prud^  hommes 

36* 
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hatten  dabei  vorher  zu  entscheiden,  ob  das  Zeichen  von  den  seitherigen 
Marken  grenügend  differenzirt  sei.  Vgl.  Dcdloz  v.  Industrie  nr.  324 
Note  1. 

Die  öffentlichen  Schauzeichen,  welche  der  geprüften  Waare  von 
den  Beschauern  beigefügt  wurden,  enthielten  häufig  das  Wappen  der  Stadt, 
und  erfüllten  um  so  mehr  ihre  Function,  zugleich  als  Herkunftszeichen  zu 
dienen.  So  beispielsweise  die  Münchener  Tuchsiegel,  worüber  zu  ver- 
gleichen Brand  im  oberbayerischen  Archiv  für  vaterländische  Greschichte 
I  S.  282  f.  In  einer  daselbst  S.  283.  284  allegirten  Verordnung  vom 
23./6.  1564  ist  gesagt,  dass  gewisse  Tücher  „mit  dem  grossen  Pley 
darauff  des  Lannds  Baym  unnd  der  Münch  ist,  behenngt  werden^. 


VIII. 

Wirthschaftliche  Umgestaltungen  des 
Markenwesens. 

Mit  dem  Moment,  wo  der  Handwerkbetrieb  durch  das  Eindringen 
der  industriellen  Technik  und  durch  die  Mächte  des  Kapitalismus  sich 
einerseits  in  einen  Fabrikbetrieb,  anderseits  in  einen  kapitalistisch  ge- 
leiteten Hausindustriebetrieb  umwandelte,  musste  die  Handwerksmarke 
zur  Fabrikmarke  werden  i);  die  persönliche  Technik  trat  in  den  Hinter- 
grund und  der  organisirende  sichtende,  leitende  Geist  gewann  die  Ober- 
herrschaft: die  Marke  wurde  zur  Charakteristik  des  geistigen  Leiters, 
dem  die  Kapitalmacht  zur  Seite  stand.  Dadurch  gewann  auch  die  Handels- 
marke neben  der  Productionsmarke  eine  ungeahnte  Bedeutung:  mit  dem 
Massenexport  entwickelt  sich  nothwendig  der  grosse  Exporteur  oder  Kom- 
missionär, dem  die  kleinen  Industriellen  dienstbar  werden ;  er  und  nur  er 
tritt  auf  dem  Weltmarkte  auf:  sein  Name,  sein  Zeichen,  seine  Marke  wird 
auf  dem  Weltmarkte  bestimmend.  Die  kleinen  Lieferanten,  welche  die 
Producte  liefern,  haben  auf  dem  Weltmarkte  eine  ebenso  geringe  Be- 
deutung, als  der  Arbeiter,  welcher  in  der  Manut'actur  thätig  gewesen  ist. 
Damit  vollzieht  sich  eine  Verschiebung  von  der  industriellen  Seite  auf 
die  commercielle,  der  Verkehrsgeist  triumphirt  über  die  Technik  und  ent- 
reisst  ihm  die  Vortheile  des  Markenwesens. 


1)  Vgl.  aach  Thun^  Industrie  am  Niederrhein  II  S.  50  f. 
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Doch  bleibt  diese  Verschiebang  nicht  ohne  gewichtigre  Reaction. 
Die  Macht  der  Production  ist  zu  gewaltig,  als  dass  sie  zu  Gunsten  der  Ver- 
kehrsorgane  abdiciren  würde,  und  die  technische  Leitung  und  Prüfung  ist 
zu  wichtig)  als  dass  der  Ruf  der  Waare  lediglich  an  die  commerci  eilen 
Elemente  geknüpft  werden  könnte:  dem  entsprechend  kann  auch  die 
Marke  als  die  Trägerin  des  Rufes,  als  das  Charakteristikum  der  be- 
währten Qualität  der  Waare,  niemals  ihre  technische  Function  einbüssen, 
sie  kann  niemals  in  der  commerciellen  Marke  aufgehen. 

und  auch  für  den  Kleinbetrieb  bietet  das  neuerdings  in  so  erfreu- 
lichem Aufschwünge  stehende  Runsthandwerk  wiederum  ein  bedeutendes 
Feld,  auf  welchem  die  persönliche  Tüchtigkeit  des  Arbeiters,  und  ent- 
sprechend auch  sein  Zeichen,  seine  Marke  sich  bethätigen  wird.  Ich  kann 
daher  nur  wiederholen  ^),  wiederhole  es  aber  hier  mit  noch  grösserer 
Schärfe,  dass  der  Ausschluss  des  Handwerkes,  der  Ausschluss  der  Kauf- 
leute minderen  Rechts,  vom  figürlichen  Waarenzeichen  keine  durchschla- 
genden Gründe  für  sich  hat,  und  knüpfe  daran  den  Wunsch,  dass  bei 
einer  künftigen  Revision  der  Gesetzgebung  auch  diesen  wichtigen  FactoreA 
der  Production  der  volle  Zutritt  zum  Markenrechte  gewährt  werden  möge, 
da  ihnen  kein  Mittel  versagt  sein  soll,  um  gegenüber  der  organisirten 
Massenarbeit  und  gegenüber  der  Macht  des  Kapitals  ihre  Stellung  zu 
behaupten.     Vgl.  auch  Thun  a.  a.  0.  S.  67  f. 


IX. 
Oesterreichische  Gewerbenovelle  vom  15.  März  1883- 

Eine  bedeutungsvolle  legislative  Behandlung  hat  neuerdings  das 
Individualrecht  als  Recht  gegen  die  illoyale  Concurrenz  in  Oesterreich 
erfahren  in  den  bekannten  Bestimmungen  der  österreichischen  Gewerbe- 
novelle vom  15./3.  1883  §  46  f. 

Hiemach  ist  kein  Gewerbetreibender  berechtigt,  „zur  äusseren  Be- 
zeichnung seiner  Betriebsstätte  oder  Wohnung,  sowie  in  Circularien,  öffent- 
lichen Ankündigungen  oder  Preiscourants  den  Namen,  die  Firma,  das 
Wappen  oder  die  besondere  Bezeichnung  des  Etablissements  eines  anderen 
inländischen  Gewerbetreibenden  oder  Producenten  widerrechtlich  sich  an- 

«)  Vgl.  oben  S.  227. 
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zueignen''  oder  in  dieser  Weise  die  Producte  seines  Gewerbes  iUlschlicL^ 
als  ans  einer  anderen  Betriebsstätte  hervorgehend,  zu  bezeichnen. 

Damit  ist  einem  der  wichtigsten  Postnlate  des  Individualrechts 
genügt.  Sind  doch  falsche  Circulare,  Annoncen  und  Ladenschildbezeich- 
nungen von  jeher  eines  der  Hauptmittel  der  concurrence  döloyale  gewesen. 
Allein  nicht  genug  damit,  das  österreichische  Gesetz  hat  in  diesen  Fällen 
das  Individualrecht  verschärft,  es  hat  ihm  die  Schneide  des  Strafrechts 
gegeben.  Denn  nicht  nur  hat  der  Verletzte  einen  Anspruch  auf  künftige 
Unterlassung  weiterer  Störung,  §  46  *),  nicht  nur  hat  er  nach  Umständen 
ein  Anrecht  auf  Entschädigung  §  50  d.  Ges. :  im  Falle  wissentlicher 
Contravention  tritt  eine  Uebertretungsstrafe  ein,  allerdings  abhängig  von 
einem  Strafantrag  des  Verletzten,  §  47. 

Nun  soll  das  Recht  des  §  46  und  47  allerdings  nur  inländischen 
Gewerbetreibenden  und  Producenten,  ausländischen  nur  unter  der  Voraus- 
setzung der  Reciprocität  zustehen,  §  48  —  wäre  es  damit  abgethan,  so 
wäre  es  ein  schwerer  Mangel  des  Gesetzes,  da,  wie  oben  ausgeführt,  der 
Schutz  des  Individualrechts  gegen  illoyale  Ooncurrenz  keine  Nationalitäts- 
schranken kennen  soll.  Allein  diese  scheinbare  Lücke  wird  gedeckt  durch 
den  §  49.  Denn  wie  dieser  §  49  dem  Schutz  der  Waarenbezeichnung  von  Aus- 
ländern eine  erwünschte  Erweiterung  gewährt  (s.  oben  S.  417),  so  ergänzt 
er  auch  den  sonst  mangelhaften  Individualschutz  der  Ausländer:  nach 
diesem  §  49  wird  ein  Jeder  straffällig,  welcher  sich  in  den  Fällen,  die  nicht 
durch  den  §  46  (oder  durch  das  Markengesetz)  gedeckt  sind,  „zur  äusseren 
Bezeichnung  seiner  Betriebsstätte  oder  Wohnung,  zur  Bezeichnung  von 
Gewerbserzeugnissen  oder  überhaupt  beim  Betriebe  seiner  Geschäfte  und 
bei  Abgabe  seiner  Unterschrift  sich  eines  ihm  nicht  zustehenden  Namens 
bedient",  ja  überhaupt  ein  Jeder,  welcher  sich  in  diesen  Fällen  „nicht 
seines  vollen  Vor-  und  Zunamens  bedient^.  Zu  den  Fällen  aber,  welche 
durch  §  46  nicht  gedeckt  sind,  gehört  insbesondere  der  Fall  des  Aus- 
länders, dem  der  Reciprocitätsschutz  mangelt,  und  dass  in  der  allgemeinen 
Fassung  des  Gesetzes  insbesondere  auch  das  falsche  Annonciren  und  die 
falschen  Angaben  in  Circularien  und  Anpreisungen  inbegriffen  sind,  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen.  Ja,  der  Ausländer  geniesst  hier  noch  den 
Vortheil,  dass  die  Bestrafung  nicht  von  seinem  Antrage  abhängig  ist 
und  von  Amtswegen  eintritt.     Und    dass    die  strafrechtliche   Behandlung 


I)  „Ein  solcher  £iiigriff  begründet  für  den  Verletzten  das  Recht  anf  die  £in- 
stellnng  des  ferneren  Gebranches  der  widerrechtlichen  Bezeicbnncg,  beziehungs- 
weise anf  die  Untersagung  der  fälschlichen  Ankündigung  vor  der  zuständigen  Ge- 
werbsbehörde zu  dringen.** 
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der  Sache  liier  uicht  allein  steht,  dass  der  Verletzte  auch  hier  einen 
Ansprach  anf  Unterlassung  der  Störung  hat,  ist  nicht  zu  bezweifeln; 
geht  doch  ans  §  50  d.  Ges.  mit  Sicherheit  hervor,  dass  hier  Entschädig- 
ungsansprüche begründet  sind^). 

Nicht  beizustimmen  ist  dem  Satze,  dass  der  Gewerbtreibende  sich 
stets  seines  eigenen  Namens  zu  bedienen  hat,  sofern  er  nicht  durch  die 
Eintragung  einer  Firma  in  das  Handelsregister  zu  einem  anderen  Namen 
berechtigt  ist,  §49  Z.  1  und  4.  Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  eine  von 
dem  Namen  verschiedene  Firma  nur  auf  dem  Gebiete  des  Handelsgewerbes 
möglich  ist,  eine  Uebertragung  des  Geschäfts  mit  der  Firma  daher  ausser- 
halb dieses  Kreises  nicht  stattfindet ;  ja  selbst  die  Beifügung  des  fremden 
Namens  unter  Bezeichnung  eines  Nachfolgeverhältnisses  dürfte  nach  §  49 
Z.  1  unstatthaft  sein.  Dies  ist  um  so  weniger  der  Sachlage  entsprechend, 
als  das  Gebiet  der  Kaufleute  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  keines- 
wegs alle  Industrielle  umfasst,  und  eine  grosse  Reihe  von  Producenten 
materiell  in  ganz  analogen  Verhältnissen  lebt,  ohne  dem  formal  ge- 
schlossenen Begriffe  des  Handelsgesetzbuchs  zu  entsprechen. 

Von  diesen  und  anderen  Unvollkommenheiten  abgesehen,  sind  diese 
neuen  Bestimmungen  der  Gewerbenovelle  eine  bedeutende  legislative  That. 
Das  Individualrecht  hat  hier  in  weitem  Umfange  eine  gesetzliche  An- 
erkennung gefunden  —  und  die  Erfahrung  hat  uns  gezeigt,  wie  sehr  die 
deutsche  Jurisprudenz  nach  legalen  Stützen  verlangt ;  aber  das  Individual- 
recht ist  nicht  nur  anerkannt,  sondern  auf  weitem  Gebiete  mit  dem  straf- 
rechtlichen Schutze  umgeben,  und  wir  können  nur  dringend  wünschen, 
dass  auch  Deutschland  auf  diesem  Gebiete  nachfolgt  und  das  Gewerbe 
von  jenem  Unkraute  befreit,  das  nur  durch  die  reinigende  That  des  Rechts 
ausgereutet  werden  kann.  Man  vgl.  auch  Franekel^  die  Bestimmungen 
des  österreichischen  Rechtes  gegen  unehrbaren  Wettbewerb  S.  30  f. 


0  Ueber  die  Contra ventionsstrafen  vgl.  §  131  f.  Wena  Toraasgegangene 
wiederholte  Bestrafangen  sieb  als  frachtlos  erwiesen  haben,  kann  sogar  die  Ge- 
werbeberechtigung für  immer  oder  anf  bestimmte  Zeit  entzogen  werden,  §  181  d 
und  §  138  b. 
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Geographische  Bezeichnung  und  Handelsmarke. 

Bezüglich  der  geographischen  Bezeichnung  ist  in  Frank- 
reich die  folgenschwere  Controverse  entstanden,  ob  ein  inländisches  Haus 
seine  Waaren  auch  dann  mit  der  inländischen  Localitätsbezeichnnng  ver- 
sehen dürfe,  wenn  die  Waare  in  der  That  im  Auslände  fabricirt  and 
von  da  lediglich  in  das  Inland  eingeführt  worden  ist.  Diese  Controverse 
ist  insbesondere  in  Fällen  hervorgetreten,  wo  derartige  Waaren  bei  der 
Zollbehörde  gemäss  a.  19  d.  Markenges,  beschlagnahmt  worden  waren. 
Der  französische  Cassationshof  23./2.  1884  P(UailleXXlX  p.  208.  211.  V) 
hat  die  Frage  verneint :  ^Attendu  que  l'article  1®»*  de  la  loi  du  28  juillet 
1824,  edicte  en  vue  de  maintenir  et  de  prot^ger  la  loyaut^  du  commerce, 
prohibe  d^une  mani^re  absolue  et  punit  l'apposition,  sur  uu  produit  in- 
dustriel,  du  nom  d^un  lieu  autre  que  celui  de  la  fabrication''  (ib.  p.  211). 
Ebenso  hatte  schon  der  Appelhof  Chambery  in  dem  vorausgehenden  Ur- 
theil  entschieden.  Im  Gegensatz  dazu  hat  der  Appelhof  Paris  21./2. 
1883  Fat.  XXIX  p.  212  die  Frage  bejaht  und  die  Bezeichnungsweise 
als  zulässig,  die  Beschlagnahme  als  unzulässig  erklärt. 

Die  Antwort  auf  die  Frage  ist  bereits  oben  S.  116  gegeben.  Die 
Localbezeichnung  ist  Productionsbezeichnung,  nicht  Handelsbezeichnung; 
sie  ist  gegeben  als  Markzeichen  der  inländischen  Erzeugung  mit  Rück- 
sicht auf  die  besonderen,  die  Erzeugung  beeinflussenden,  naturellen  oder 
socialen  Factoren  des  betreffenden  Ortes.  Sie  ist  nicht  Handelszeichen, 
sie  steht  nicht  demjenigen  za,  welcher  lediglich  an  dem  betreffenden  Orte 
Handel  treibt:  die  ganz  unhaltbaren  Folgerungen,  welche  sich  ergeben 
würden,  wenn  ein  an  einem  celebren  Weinorte  wohnender  Weinhändler 
alle  möglichen  ausländischen  „Gesiudeweine^  mit  der  celebren  Ortsbezeich- 
nung versehen  könnte ,  fallen  in  die  Augen.  Zweifellos  kann  daher  auch 
der  inländische  Producent  des  Ortes  nur  die  am  Orte  selbst  erzeugte 
Waare  mit  der  Ortsbezeichnung  versehen,  und  der  Verkauf  von  Waaren, 
die,  obgleich  im  Auslande  erzeugt,  doch  die  inländische  Localbezeichnung 
tragen,  ist  durchaus  unzulässig :  es  wäre  Eingriff  in  das  Individualrecht 
der  Producenten  des  Ortes,  ebenso  wie  wenn  ein  Fremder  sich  dieser 
Characterisirung  bedienen  würde.  Hierin  zeigt  sich  eben  wiederum  der 
grosse  Unterschied  zwischen  der  Personenmarke  und  der  Localmarke. 

Man  kann  hiergegen  nicht  geltend  machen,  dass  es  jedem  Handel- 
treibenden erlaubt  sei,  seine  Firma,  und  mit  der  Firma  auch  den  Ort  der 

I)  Auch  im  Journal  du  droit  intern.  priT6  XI  p.  398. 
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NiederlasBong  der  Firma,  anf  den  Waaren  zu  zeichnen.  Dies  ist  richtig ; 
aber  die  Zeichnung  muss  in  loyaler  Weise  erfolgen,  sie  muss  so  erfolgen, 
dass  sie  sich  als  Personalzeichen  und  nur  als  solches  kundgibt,  sie  darf 
nicht  den  Schein  annehmen,  als  wollte  sie  locales  Productionszeichen  sein. 
Es  gilt  in  dieser  Beziehung  analog  dasselbe,  was  von  der  etwaigen  An> 
massung  einer  fremden  Production  durch  Bezeichnung  mit  der  eigenen 
Marke  gilt,  in  welcher  Beziehung  anf  unsere  obige  Ausführung  S.  107. 
108  verwiesen  werden  kann.  Vergl.  auch  Appelh.  Ronen  29./1.  186^ 
Fat.  X  p.  71. 

Man  vergleiche  über  das  locale  Productionszeichen  noch  die  neuer- 
liche Entscheidung  des  Circ.  Court.  South.  Distr.  New-York  6./5.  1884 
Offic.  Gaz.  XXVII  p.  1322. 


XL 
Die  Registrirung  im  englischen  Recht.  ^ 

Im  englischen  Bechte  ist  der  Eintrag  nicht  Voraussetzung  für  die 
Existenz  des  Bechts,  auch  nicht  für  die  Existenz  des  Anspruchs,  wohl 
aber  für  die  Beactionsfähigkeit  des  Anspruchs:  der  Anspruch  erlangt 
durch  den  Eintrag  seine  Aktionsfähigkeit.  Daraus  folgt  von  selbst,  dass 
hier^  die  Nachholung  des  Eintrags  genügt,  um  alle  seitherigen  Ansprüche 
actionsfähig  zu  machen;  dass  also,  wenn  nur  der  Eintrag  nachgeholt 
wird,  alle  seitherigen  Contraventionen  verfolgt  werden  können. 

Allerdings  ist  dieser  wichtige  Punkt  in  der  englischen  Judicatur 
noch  nicht  festgesetzt.  Der  Appelhof  hat  in  Entscheidung  v.  23./2.  1884 
den  Punkt  unentschieden  gelassen;  und  der  Snperior  Court  Montreal 
28./2.  1882  Morse  v.  Martin  hat  unter  dem  analogen  Ganadischen  Ge- 
setze (42  Vict.  c.  22  s.  4)  sogar  in  dem  entgegengesetzten  Sinne  ent- 
schieden, dass  nur  die  Contraventionen,  welche  auf  den  Eintrag  folgen, 
berücksichtigt  würden  {Sebastian,  law  of  trade  marks  p.  319.). 

Uebrigens  werde  ich  über  das  Verhältniss  von  Becht,  Anspruch 
und  Beactionsfähigkeit  demnächst  an  anderer  Stelle  speciell   handeln. 


)  Vgl.  oben  S.  81  Note  2  und  S.  259. 
8)  Anders,   als  in  den  Fällen  S.  253.  428. 
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A.  Badische  Verordnung  S.  604—505. 

B.  Bayerische  Verordnung  von  1840  8.  606—508. 

IV.  Aus  der  Praxis  des  Markenrechts  vor  dem  Markengesetz: 

A.    Gemeines  Strafirecht  S.  609—511. 
^    B.   ürtheil  des  Handelsgerichts  Hamburg  v.  1861  S.  511. 

C.  Entscheidung  des  Obergerichts  Hamburg  t.  1861  S.  511. 

D.  Entscheidung  des  Niedergerichts  Hamburg  v.  1870  S.  512. 
£.    Interlocut  des  Niedergerichts  Hamburg  v.  1872  S.  512. 

F.  Urtheil  des  Landgerichts  Mülhausen  y.  1872  S.  514. 

G.  Urtheil  des  Landgerichts  Mülhausen  y.  1872  8.  516. 
H.  Urtheil  der  Obergerichts  Hamburg  v.  1872  S.  516. 

J.    Urtheil  der  Civilkammer  Mannheim  y.  1873  S   517—519. 
K.   Urtheil  des  Appellationssenats  Mannheim  y.  1873  S.  619—522. 
L.   Urtheil  des  Obeihofgerichts  Mannheim  y.  1874  S.  522—529. 
M.  Urtheil  des  Bezirksgerichts  Manchen  y.  1874  S.  529—531. 
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y.   Aas  der  Praxis  des  Markenrechts  nach  dem  deatsohen  Markengesetze : 

A.  ürtheil    des  Appellationsgerichts    Leipzig    vom    16.    April   1878 
S.  53'2— 638. 

B.  Ans  einem  Beschlnss  des  Landgerichts  Wfirzbarg  v.  1880  S.  538. 

C.  Ans  einem  Urtheil  des  Landgerichts  Wfirzbarg  y.  1883  S.  539. 
VI.    Aas  der  ausländischen  Praxis  des  Markenrechts: 

A.  Ans  einem  Urtheile  des  schweizerischen  Bandesgerichts  v.  1881 
S.  540. 

B.  Ans  einem  Urtheile  des  schweizerischen  Bandesgerichts  v.  1881 
S.  541. 

G.   Ans  einem  Urtheile  der  Appellationskammer  des  Obergerichts  des 
Kantons  Zürich  v.  1882  S.  544—546. 
Vn.   Zar  Geschichte  des  Markenwesens  S.  546—548. 
YIII.   Wirthschaftliche  Umgestaltangen  des  Markenwesens  S.  548 — 549. 
IX.   Oesterreichische  Gewerbenovelle  t.  15.  März  1883  S.  549—551. 
X.   Geographische  Bezeichnang  and  Handelsmarke  S.  552 — 553. 
XL    Die  Registrirnng  im  englischen  Recht  S.  553. 


n.  Sachregister. 

(Die  Ziffern  bedeuten  die   Seitenzahlen.) 


Abbeville  Statuten  49. 
Absichtsdolns  884  f. 
Accessorisches  Markenrecht  413  f. 
424  f.  434  f. 

—  ans  StaatsTerträgen  470. 

—  Erlöschen  443  f.  462  f. 
Achtsamkeit  des  Pnbliknms  283. 
Acrobat,  Individaalbezeichnnng  92. 
Actiengesellschaften  als  Marken- 
träger 219.  226. 

Actiencommanditgesellschaf- 

ten  226. 
Actio,  ihr  Yerhältniss  znm  Anspruch 

o ;  doli  40.  136.  253.  263.  420.  526  f. 

530  f.,  vgl.  auch  Goncurrence  diloyale, 

Individualrecht. 

—  iiguriarum  40.  78.  420;   s.  auch  In- 
dividualrecht. 

Adressangabe,  Bezeichnungen  mit  A. 

153. 
Aenderung  der  Marke,  ihrCharakt|r 

325. 
Aergerniss  s.  sittenwidrige  Marke. 
Aesthetische  Marken  159. 
Agent  als  Gehülfe  344.  390.  457. 
Agent  Provocateur  864  f.  388  f.  394. 
Agentur,  keine  Niederlassung  423.  * 
Albus  495. 
Aldus  Manutius  43 


Amberg,  Privileg  Karl  Y.  498  f. 

Amerika  Gesetzgebung;  s. Vereinigte 
Staaten. 

A  m  i  e  n  s ,  Statuten  48  f. 

Amphoren  mit  Marken  36;  mit  Ur- 
sprungszeichen  38. 

Anmassung  eines  Registereintrags 
405. 

Anmelde  System  311  f. 

Anmeldung  der  Marke  158,  Yerhält- 
niss zum  Eintrag  248  f.,  unrichtige 
250,  unvollständige  250,  Form  309  f.; 
s.  auch  Beibehaltungsanmeldung,  Ein- 
tragung. 

Annonce,  Marke  inA.  340. 341,Gonc. 
deloyale  durch  A.  95  f. 

Anstiftung  387  f. 

Anspruch,  Yerhältniss  znm  Recht 
5.  328. 

—  aus  Markenrecht  328  f.,  historisches 
28.  40.  52  f. 

—  auf  Löschung    162.  345.  350  f. 

—  aus  Localzeichen  110  f. 

—  aus  concurrence  dMoyai.,  s.  conc. 
d^loyale. 

~  auf  Unterlassung  s.  Unterlassung. 
Zum  Ganzen  s.  auch  Negatorienanspruch. 
Anspruchsklage     (Gegensatz     zur 
Feststellungsklage)  329. 
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Antrag,  Strafantrag  391  f. 
Appellativbezeichnang  179. 

—  aasl&ndische  179  f.  181  f. 

—  Sprachnenbildang  180. 

—  Compositionsbezeichnang  180  f. 

s.  aach   descriptive  Marken,    Frei- 
zeichen, Gattnngsbezelchnnng. 
Apport   des    Namens   in   Gesellschaft 
15  f. 

—  der  Marke  in  Gesellschaft  238  f.  246. 
Arbeite rname,    benutzt    dnrch  Pro- 

dncenten  121  f.  239. 

Armbrnstmacher,  Handwerkszei- 
chen 46. 

Argentinien  71.  294;  s.  Qnullen- 
register. 

Ashtakarni  23. 

Association  religiöse,  s.  Persönlich- 
keit. 

Assyrer,  Siegel  18. 

Atimetns  496. 

Attributive  oder  declarative  Natnr 
des  Markeneintrags  252  f. 

Aufgehen  der  Einzelperson  in  der 
Gesellschaft  237  f. 

AnfgebotsTerf ahren  313  f. 

Angensalben,  antike  mit  Stempel  87. 

Augenschein  373  f. 

Ausland,  Verletzung  der  Marke  im  A. 
446  f.  449  f.  455  f.  458  f.,  DeUkts- 
obligationen  entstanden  im  A.  450  f., 
Jurist.  Persönlichkeiten  des  A.  218. 219. 

Ausländer  59.  218  f.,  Markenerwerb 
414,  Ausländischer  Verkehr  190.  203. 
385,  Aus!.  Wappen  166  f.,  AusL  Sprach- 
benennung 179  f.  181.  197  f.,  AusL 
Buchstaben  197  f.,  Ausländermarke 
im  Inland  413  f.  424  f.  434.  435. 
436  f.  442  f.  518.  516  t  532  f. 

Antograph  als  Marke  198  f. 

Autorisationsgesetze  461.  475. 

Autorname  224. 

Auvergne,  Papierfabrikanten  50. 

Baden  55,  Verordnung  v.  1817  504  f., 
s.  Quelle  nregister. 

Bäckerstempel  antike  35,  Hand- 
werkszeichen 44.  45.  47.  51.  498. 


Balneologie  Lokalbezeichnungen  1 14, 
künstliche  Producte  der  B.  117;  — 
s.  Mineralquellbesitzer,  Mineralwas- 
serflaschen. 

Bayern  55.  57,  Verordnung  ▼.  1840 
505 ;  s.  Quellenregister. 

Basel,  Goldschmiede  43,  Ruchdmeker 
547. 

Bedingung  der  Veräusserung,  Binflass 
auf  Marke  234. 

Behälter,  concnrrence  dMoyale  mit 
B.  96,  Markenverletzung  mit  B.  .^35  f. 

Beibehaltungsanmeldung  296  f. 
300.  324. 

Beihftlfe  s.  Gehilfe ;  zu  einer  ver- 
meintlichen Hauptthat  890. 

Beizeichen    s.  Schanmarke. 

Bekanntmachung  der  Redprocität 
425  f.,  des  Aufhörens  derselben  428. 
432.  444;  s.  auch  Publlcation. 

Belgien  63.  72,  Staatsvertrag  mit 
Deutschland  468,  Reciprocität  429, 
Beitritt  zur  Markenunion  475. 

Belgisches  Recht  und  Jurisprudenz 
bezägl.  conc.  d61oy.  81  f.,  bezfigl.  des 
Autographs  199,  bezfigl.  der  Veräns- 
serung  der  Marke  231,  bezfigl.  des 
Verhältnisses  von  Marke  und  Indivi- 
dualrecht 81  f.  254.  bezfigl.  der  Par- 
tialveräussemng  des  Geschäfts  235, 
bezägl.  der  Charakterisirungssphäre 
der  Marke  278,  bezfigl.  der  Erneuerung 
der  Marke  298,  bezfigl.  der  Gerichts- 
barkeit 371,  bezägl.  des  strafrecht- 
lichen Betruges  396.  Markenpflicht  486, 
Geschichte  des  Markenrechts  50.  114. 

Bereicherungsrestitution  353, 
in  Entschädigung  enthalten  360  f. 

Bergwerke,  Bezeichnung  der  Abtbei- 
^ungen  im  Alterthum  38.  491. 

—  besitzer  als  Markenberechtigter  227. 
Besitz  der  Marke,  s.  Individualrecht. 

—  -ergreifung  der  Sache  durch  Auf- 
setzuug  des  Namens  26,  einer  vacan- 
ten  Marke  298  f.  302  f.  494. 

Berry  Ooutume  24. 
Beschlagnahme    im    Civilverftihren 
372  f.,  im  Strafverfahren  407. 
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Betrug  B95  f. 

Beweis  im  Civilverfahren  374,  im 
Entschädignngsprocess  insbesondere 
362  f.,  im  Strafverfahren  409. 

Beweislast  363. 

Bezeichnung  der  Waare  335  f.  384. 
885,  durch  Benfitznng  der  Behältnisse, 
Emballagen  335,  im  Inlande,  im  Aus- 
lände 455,  B.— s-Dolus  384  f. 

B  i  1  d  als  Marke,  Kunstwerkrecht  161  f., 
Bescriptivbild  185,  B.  als  Lokalzeiohen 
186,  Heiligenbilder,  patriotische  B. 
189  f.,  B.-  und  Wortbezeichnung  als 
identisch  276.  277.  323.  540;  s.  auch 
Porträt. 

Blackstone  über  Individualrecht  2  f. 

Bleicher,  kein  Markenrecht  91. 

Bleiröhren  antike  mit  Marken  35. 

Böcklifaden  540  f. 

Bona  fides,  Voraussetzung  für  In- 
dividualrecht 106  f.  255  f.  267  f. 
541  f.;  s.  auch  deceptive  Marken. 

Borde  als  Marke  207. 

Brandzeichen  an  Pferden  207. 

Brasilien  71.  83.  254  f.,  Reciprocität 
429,  Beitritt  zur  Markenunion  475. 

Braunsch  weig  55. 

Broncegeräthe  antike  mitNamen  35. 

Brüche  (bei  Wappen)  20. 

Brüssel,  Tapisserieindustrie  50. 

Buchdrucker-Marken  43.  547,  Cha- 
rakter derselben  213.  225,  fiezeich- 
nungspflicht  488. 

Buchstaben  als  Marken  19 j  f.  aus- 
ländische 197  f. 

Büchertitel  s.  Zeitungstitel. 

Busse,  ihr  Charakter,  ihre  Geltend- 
machung 402  f.  411,  Vergleich  über 
Entschädigung,  Einfluss  auf  B.  403. 

Calukya- Colakönige  in  Indien  18. 

Canada  25.  72.  213. 

Capland  492. 

Cautions pf  licht ,    Auferlegung     im 

Executionsverfahren  376. 
Centralisation    des    Markenwesens 

305  f. 
Cession  s.  Veräussernng. 


Chancellor  in  England,  Einfluss  auf 
Rechtsbildnng  103. 

Charakterisirungssph  äre  der 
Marke  271  f.  544  f. 

Chartreuse  148  f.  219  f. 

Chili  71.  294,  Localzeichen  115;  s. 
auch  Quellenregister. 

China,  Porcellanmarken  30,  Beamten- 
namen, Kaisernamen  9. 

Chrono gramme  bei  den  Chinesen  30, 
bei  den  Römern  34.  39. 

Circulare  Benützung  der  Marke  in  C. 
340. 

—  Concurr.  döloy.  durch  C.  95  f. 

Civilfirma  130. 

Civilgerichte  für  Markensachen  371. 

Civi  Ige  seil  Schaft  s.  Gesellschaft. 

C 1  a  V  i  e  r ,  Marke  285. 

C  0 11  e  et iv  marken  285.  323,  C.-bezeich- 
nung  s.  Zusammengehörigkeitszeichen. 

CoUision  der  Marke  mit  dem  Rechte 
Dritter  161  f.  168  f.  317,  mit  Indivi- 
dualrecht insbesondere  168  f.  251  f. 
266.  440,  C.  von  Marke  und  Marke 
265  f.  317.  439  f ,  C.  von  Individual- 
rechten 106.  107.  269  f. 

Colonieen,  Gesetz,  Staatsvertrag, 
Wirkung  auf  C.  465.  492. 

C  0 1 0  r  i  t  als  Marke  207  f.  320.  Colorirte 
Marken  318  f. 

Combination  von  Buchstaben,  Zahlen, 
Worten  199,  C.szeichen  darf  Frei- 
zeichen enthalten  192,  aber  keine  un- 
sittlichen oder  rechtswidrigeuElemente 
192,  kein  öffentliches  Wappen  192  f., 
Behandlung  des  Freizeichenelements 
im  C.zeichen   199  f. 

Competenz  des  Registerg  e  rieh  ts  306  f.. 
der  Leipziger  Gerichte  431  f.  444  f. 
471 ;  8.  auch  Civilgerichte,  Handels- 
gerichte. 

Comp  lex  von  Zeichen  als  Marken  208. 

Compositio  nsbezeichnung  180  f. 

Concurrence  döloyale  73  f.  77  f. 
80  f.  104  f.,  deutsches  Recht  und 
Jurisprudenz  88  f.  98  f.  102.  509  f. 
511  f.  520.  526  f.  529  f.,  Anweudungs- 
fäUe  91  f.  96  f.,  durch  Markenplagiat 
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107  f^     darch    falsebe   Localseichen 

108  f.  552  f.,  durch  fiogirte  aaslän- 
djtcbe  Firmen  112  t,  dnreh  Conplex 
von  üachinationen  8.  96  f..  begleitende 
Umstlnde  145. 184,  dorch  Homonymie 
131  C  Gattungsnamen  144,  Pbantasie- 
namen  143,  Localnamen  145,  bezfigL 
der  Wappen  167.  Bezeiehnnng  des 
Rieben-  oder  KaebfolgererbältniMes 
157  oder  der  Prodnctionametbode  (i  la 
NX  ete.)  154  £,  dmrcb  Ikkehe  Preis- 
medaille 76  f.  184  f.,  dnreh  Buchstaben 
und  Zahlen  201  U  durch  Benfitzong 
des  Ortes  der  Marke  207,  durch  tenden- 
ziösesTilgen  der  Marken  293,  durch  den 
Erwerber  der  Marke  239,  durch  ten- 
denziösen Gebrauch  erloschener  Mar- 
ken 298  f.  302  f,  444.  durch  Transit 
449  ;  Res  judicata  bezfigl.  Marke  keine 
für  Conc.  deloy.  380 ;  Negatorienan- 
spruch  137.  329,  Entschädlgun^san- 
spruch  im  Fall  der  cnlpa  354,  C.  d^l. 
gegen  Ausländer  421,  Staatsverträge 
bezfiglich  C.  d.  464  f. 

Concurrenz  mehrerer  bezfiglich  des- 
selben Zeichens  244 ;  s.  auch  Collislon. 

Confiscation,  civile,  s.  Markenrei- 
nigung;  strafrechtliche  397  f. 

Consumverein  als  Markenträger 226. 

Continnität  des  Geschäfts  127  U 
noth wendig  bei  veräusserten  Firmen 
127  f.,  nicht  bei  ursprfinglichen  Fir- 
men 231  f. ;  s.  auch  Firma  und  Zweig- 
ftrma. 

Gontom  etagesellschaft  S.Gesell- 
schaft. 

Oontrolperson,  Name  der  C.  durch 
Prodacenten  benätzt  122  f. 

Oontnmacia  im  Strafverfahren  410. 

C  0  r  b  i  e ,  Statuten  49. 

Cor  se  t,  Marke  285. 

CostaRica  294. 

Creationsakt,    processnalischer  432. 

Cnlpa,  Haftung  354,  Begriff  359. 

Cundinamarka  294. 


D  a  m  a  g  e  s  exemplair  4Ü2  L 

Dänemark  72,  Rcciprscitäs  4±9 : 
s.  aaeh  Qneilenregister. 

Decentralisation  im  Markcmwesem 
305  L 

Deceptive  Marken  59.  106  L  170  f. 
262t  264  1  31&  440.  493.  DecepCiott 
ausserhalb  der  Marke  177.  276. 

Declarative  oder  attribatiTe  3(alur 
des  Markeneiutrags  252. 

Delft,  MarkenordnuBg  43. 

Delictsobligmtion  Im  Anslaade 
450  L 

Depositar  exceptio  369. 

Description  und  Saisie  372. 

Descriptive  Marken  116.  147  L 
177  i,  493;  s.  auch  Appellativ  bezeieh- 
nnng, Gattungsbezeichg.,  Freizeichen. 

Deutsches  Markengesetz,  Vorarbei- 
ten, Wfirdigung  58  f.  491. 

Deutsches  Recht  und  Jurisprudenz 
bezfigl.  Conc.  deloyale  88  C  98  f.  102. 
509  f.  511  f.  520.  526  f.  529  f.,  be- 
zfiglich des  Individuairechtsgedankens 
263  f.,  bezfigl.  der  Bedeutung  des 
Markeneintrags  261  f,  bezfigL  der 
Firmenveräusserung  17.  126  f.  128, 
bezfigL  der  Auffassung  des  Dolus  357  f., 
bezfigl.  der  Stellung  der  Ausländer 
416.  422  f.,  bezfigl.  des  Namenrechts 
12  f. ;  Geschichte  des  Markenrechts 
43.  46  f.  546  f. 

Dictum  et  promissum  367. 

Dies,  Veräusserung  des  Geschäfts  cum 
die  234. 

Distinguirnng  des  Homonyms  136,. 
8.  auch  Inhibitorium. 

Dolus,  sein  Begriff  355  f.  384.  526  f., 
530  f.  545  f.,  eventualis  355  f.  357, 
Absichtsdolns  384. 

D  0  m  i  t  i  a ,  Cnei  filia,  Publii  filia  496, 

Domitianische  Figlin,  Töpferstem- 
pel 34.  495  f. 

Domitius  Afer  und  seine  Adoptiv- 
söhne 34.  495. 

Doppelnamen  9. 

Drucker,  s.  Buchdrucker. 

Dürer,  sein  Monogramm,  sein  Process  42. 
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K  c  a  a  d  0  r,  Beitritt  zur  Markeimnion  475. 

'EpYa^x^  3 '. 

Eigene  Waare  des  Markenberechtigten 
darf  Yon  Dritten  nicht  bezeichnet 
werden  289  f. 

E  igenschaftsbezeichnnng  181. 

E  igentham  sog.  am  Namen  14  f., 
an  der  Marke  78  f.,  Irrthümer  anf 
Grand  dieser  Theorie  289  f. 

Eigenthftmer zeichen  s.'  Marke. 

Einstweilige  YerfUgang  372. 

Eintragung  der  Marke,  ihre  Be- 
deutung 159.  251  f.,  Yerhflltniss  zur 
Anmeldung  248  f.,  Ernenemng  296. 
300.  324.  443.  472,  Eintragung  der 
Markenverftusserung  323  f. 

Einwilligung  des  Marken  berechtig- 
ten in  den  Markengebraoch  243.  364. 
389.  394 ;  s.  auch  Lioenzirung. 

Elevenverhältniss,  Angabe  166. 

Emballage,  ooncurFence  dMoyale  mit 
£.  96,  Markenverletzung  mit  £   386  f. 

Englisches  Recht  und  Jurieprudeuz 
bezfigl«  der  oonc.  döloyale  78  f.  93  f. 
96  f.  101.  108  f.,  Aber  Preismedaillen 
77,  Geschichte  des  Markeiirechts,  Shef- 
fielder Messerschmiede  65  f.,  Goldar- 
beiter und  Tuchindustrie  547 ;  bezfigl. 
der  Localzeichen  109.  f83  f.,  bezfigl. 
der  Homouymie  134  f.,  bezfigl.  der 
Gattungsnamen  147  f.,  bez.  der  de- 
ceptiven  Marken  171,  bezfigl.  der  de- 
scriptiven  Marken  177  f.,  bezfigl.  der 
Freizeichen  188  f.  193,  bez.  der  Buch- 
staben und  Worte  196  f.,  bezfigl.  des 
Autographs  199,  bez.  der  Veräusser- 
nng  der  Marke  232  f.  241  f.,  bezfigl. 
der  Firma  und  Marke  nach  Auflösung 
der  Gesellschaft  127.  246,  bez.  der 
Wirkung  des  Markeneintrags  258  f« 
558,  bez.  der  Charakterisirnngssphftre 
der  Marke  273,  bez.  der  Bezeichnung 
der  Waare  des  Berechtigten  durch 
Dritte  291,  bez.  der  Ernenemng  der 
Marke  298  f.,  bez.  der  erloschenen 
Marke  603  f. ;  Centralisation  des  Mar- 
kenwesens 305,  Prfifnngs-  und  Anf- 
gebotsverfahren  313,  Injunction  344, 
K  0 h  1  er,  Kecht  des  liarkenBchutaes. 


einstweilige  Verfügung  373,  Augen- 
schein 378  f.,  Nennen  des  Geweren  375  ; 
bez.  der  Entschädigung  36  t  f.,  bez. 
der  Stellung  der  Ausländer  4 1 7,  Zoll- 
beschlagnahme 1 13.  408,  Markenpflicht 
487 ;  s.  auch  Equity  verfahren  und 
Lawverfahren. 

England  51.  64  f.  72,  Staatsvertrag 
mit  Deutschland  430.  465.  466,  Bei- 
tritt zur  Mairkenunion  475,  Antorisa- 
tionsgesetze  475. 

Enseigne  s.  Schild. 

Enteignung,  durch  Conflscation  399, 
400,    MonopoHsimng  keine  E.  233. 

Entschädigung  354  f.,  restituto- 
rische,  recompensatorische  360  f.,  Be- 
rechnung 362,  Minderung  364  f.,  bei 
Verletzung  von  Localzeichen  111,  ffir 
Körperletzungen  1,  Einfluss  der  Dis- 
position des  Verletzten  5;  für  ünter- 
SQchnngshaft  3  f. 

Enveloppen  s.  Verpackung. 

*£ico tY]acv  32. 

Equityverfahren  103.  348.  361. 

Erben,  Firma  des  Erben  bleibt  eine 
selbst  gebildete  246 ;  Conflscation  gegen 
E.  898.  400;  s   auch  Vererbung. 

Erfinder  der  Marke  75. 

Erfindernamen,  benfitzt  durch  Pro- 
dncenten  122  f.,  als  Gattungsnamen 
146  f.  150  f. 

Erlöschen  des  Markenrechts  294  f., 
443.  537,  löscht  das  Delict  nicht  an» 
384.  454  f.,  kann  Individualrecht  zu- 
rficklassen  298  f.  302  f.  444,  E.  des 
Geschäfts  300. 

Ermächtigungsgesetze   461.  475. 

Erneuerung  des  Eintrags  s.  Eintrag. 

Error  juris  357  f. 

Etablissement  s.  Geschäft. 

—  s-Bezeiohnnng  s.  Schild. 

Exclusivität  der  Marke  265  f. 

Execution  des  Anspruchs  auf  Unter- 
lassung 344.  375  f. 

Exhibition    zum  Augenschein   373  f. 

Exporthandel,  Bedeutung  der  Marke 
179  f.  190  f.  216.   285.    288  f.  446  f. 
455  f.,  Marke  des  Exporteurs  548  f. 
86 
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Fabrikmarke  s.  aiiter  Marke  sab  Pro- 
dactionsmarke. 

Facturen»  concnrrence  dMoyale  durch 
F.  95,  Marke  in  F.  340  f. 

F  a  e  n  z  a  Majoliken  42. 

Fälschung  s.  Urkondenfälschnng. 

Färber  47.  49. 

F  a  l  s  a  m ,  Gebrauch  einer  fremden  Marke 
als  F.  28.  39  f.  509 ;  Gebrauch  fal- 
scher Gewichte  als  F.  40. 

Farbe  als  Marke  207. 

F  a  u  8 1  i  n  a  496. 

Fayencen  Marken  42  f. 

Feilhalten  338  f.  886. 

Feststellungsklage  329  f.,  nega- 
tive 351  f. 

8  -incident-  und  Widerklage  379. 

F  i  g  1  i  n  a  e  Domitianae  34.  495  f. 

—     Terentianae  496. 

Figur atives  Element  in  der  Marke, 
nothwendig  nach  deutschem  und  man- 
chen anderen  Rechten  195. 

Filiale  422  f. 

Firma  als  Marke  119.  124  f.,  bei 
Theilnng  des  Geschäfts  129,  mehrere 
Firmen  bei  einem  Dominus  129  f. 
307.  Veräusserung  11.  16.  126  f.,  Civil- 
flrma  130,  Firma  als  Voraussetzung 
des  Markenrechts  225  f. ;  Veräusserung 
der  F.,  Einfluss  auf  Marke  230.  302,  auf 
Preismedaille  231,  Aenderung,  Eiufluss 
auf  Marke  229.  301.  324,  Erlöschen, 
Eiufluss  auf  Marke  300,  Eingriff 
einer  Marke  in  ein  Firmenrecht  162  f. 

Flandern  Tapisserie  43.  60. 

Flaschen,  concarrence  deloyale  mit 
96,  Markenverletzung  durch  F.  835  f. 

Form  der  Waare  als  Marke  159  f.  208  f. 
Conc.  d61oyale  durch  F.  96. 

Formales  und  materiales  Recht  251  f. 

Formel,  nach  der  Formel  des  NN. 
154  f. 

Fortgesetztes  Delict  386. 

Fracturae  (bei  Wappen)  20. 

Frankfurt  56. 

Frankreich  -18  f.  62  f.,  Staatsver- 
trag  mit  Deutschland  430.  466.  474, 
Beitritt  zur  Markennnion  475. 


Französisches  Recht  und  Jurisprn- 
denz,  über  concnrrence  d61oyale  78  f. 
81  f.  92  f.  97  f.,  bezägl.  der  Local- 
zeichen  110.  188.  552  f.,  Specialge- 
setze darüber  118,  Geschichte  des 
Markenrechts  48  f.,  bez.  der  Homo- 
nymie 134  f.,  be/..  der  Veräusserung 
der  Firma  17.  128,  bez.  der  Gattungs- 
namen 147  f.,  bez.  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft 127.  247,  bez.  der  decepti- 
ven  Marken  171  f.,  bez.  der  descrip- 
tiven  Marken  177  f.,  bez.  des  Auto- 
graphs  199,  bez.  der  Person  des  Mar- 
kenberechtigten 228,  bezügl.  der  Ver- 
äusserung der  Marke  230  f.  239  f., 
bez.  der  Wirkung  des  Markeneintrags 
251  f.,  bez.  der  Erneuerung  desselben 
298,  bez.  der  Bezeichnung  der  Waare 
des  Markenberechtigten  mit  dessen 
Marke  291,  bez.  der  Tilgung  der  Marke 
293,  bez.  der  Charakterisirungssphäre 
der  Marke  272  f.;  Gerichtsbarkeit  871, 
deacription  und  saisie  372  f.;  Auslän- 
der 415  f.,  Zollbeschlagnahme  113. 
407  f.,  Markenpflicht  486. 

Freiheit  des  Verkehrs  104. 

Freizeichen  105.  116  f.  146  f. 
177  f.  186  f.  440,  Missbrauch  187  f., 
ausländischer  Verkehr  190 ;  durch  Pas- 
sivität 187  f.  296;  als  Elemente  von 
Marken  192  f.  200  f.  539;  s,  auch  de- 
scriptive  Marke,  Gattungsbe Zeichnung, 
Phantasiebezeichnung. 

Friesen  10.  491. 

Funktionelle  Marken  unzulässig  159. 
funktionelle  Gestalt  159  f.  209  f.. 
Bezeichnung  116  f.  146  f.  177  f.  186  f. 

Fusion  von  Gesellschaften  246. 

Garantieklage  368.  869.  514.  516. 

Garnier  220. 

Gattungs  bezeichnung  177  f.,  aus- 
ländische 179  f.,  Localnamen  als  G. 
116  f,  Personennamen  als  G.  146  f., 
164,  Bild  als  G,  186  f.,  G.  als  Mittel 
der  conc.  döloyale  144  f.  ;s.  Freizeichen. 

Gebrauch  der  Marke,  seine  Bedeut- 
ung 84  f.,     keine  Voraussetzung   des 
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Rechts  87.  213.  492,  anders  im  ame- 
rikanischen Recht  258. 

Gebranchsanweisnng  in  Marke 
182. 

Gebühr,  Marketigebühr  477  f. 

G  e  h  ü  1  f  e ,  Entschädignngshaftang  366, 
strafrechtliche  Haftung  390  467,  s. 
auch  Beihfilfe. 

Geldstrafe  397. 

Gemmen y  antike  mit  Künstlerzeichen 
32. 

Generalmandatar  als  Antragsteller 
392. 

Generische  Marken  s.  descriptive 
Marken,  Freizeichen. 

Geschäft,  Theiinng  129.  234 ;  meh- 
rere Geschäfte,  Competenz  für  Marken- 
eintrag 306  f.,  Translation  des  G. 
300.  324;  s.  anch  Locatiu,  Veränsse- 
rang.  Lex  Commissoria,  Dies,    Schild. 

Geschäftsbriefe.  Goncnr.  d^loyale 
durch  G.  95  f.,     Marken  in  G.  340  f. 

Gesellschaft,  Handelsgesellschaft 
Jurist,  Person  220.  235  f.,  Civilgesell- 
schaffc  keine  solche  220  f. ;  Contometo- 
gesellschaft  221 ;  Wechsel  der  Personen 
bei  der  Handelsgesellschaft  235  f., 
bei  der  Oivilgesellschaft  221,  Apport 
de»  Namens  15  f.,  der  Marke  238  f. 
246,  Marke  bei  Auflösung  52  f.  126  f. 
238  f.  246,  Fusion  246.  Civilhaftnng 
der  Gesellschaft  für  Markenverletzun- 
gen  366,  straftrachtliche  Haftung  dor 
socii  387  f.   544. 

Gesetz  gebnng,  ihre  rechtsuntersttitz- 
ende  Bedeutung  87. 

—  esrecht  und  Juristenrecht  bez.  der 
Reciprocität  426. 

Gestalt  der  Waare  s.  Form. 
Gewerbetreibender  als  Markenbe- 
rechtigter 223  f.  226.  435  t  471. 
G  e  w  e  r  b  s  geheimniss  374. 

—  mässigkeit  der  Störung  nicht  erfor- 
derlich 340. 

Gewere,  Nennen  des  G.  374  f. 
Gewichte,  antike,  Controlzeichen  40, 

Fälschung  derselben  40. 
Gift,  Markenpflicht  486.  487, 


G  0 1  d  s  c  h  m  i  e  d  s  z  e  i  c  h  e  n  43.  45.  47. 
49.  50,  Markenpfficht  45.  47.  49.  486. 
487.  488.  501  f.  503.  504.  547. 

G  rag  äs  23  f. 

G  r  6  z  i  e  r  220. 

Griechen,  Wappen  19,  Eünstlerzei- 
chen  31.  491,  Fabrikmarken   32   491. 

Grossbritannien  s.  England. 

Grossist  als  erster  Abnehmer  der 
Waare  176.  287. 

Guatemala  294,  Beitritt  zur  Marken- 
union 475. 

Halle,  Messerschmiede  547. 

Handelsgerichte  für  Markensachen 
371  f. 

Handelsgesellschaft  s.  Gesell- 
schaft. 

Handelsmarke  s.  Marke. 

Handelsniederlassnug  s.  Nieder- 
lassung. 

Handelsregister  s.  Register. 

Handeltreibender  als  Markenbe- 
rechtigter 225  f.  435  f.  471. 

Handwerker  als  Markeuträger  223. 
225.  227.  54&. 

Handwerkszeichens.  Marke. 

Hannover  55. 

Hanseatischer  Staatsvertrag  464. 

Hauptniederlassung  s.  Niederlas- 
sung. 

Hausgebrauch  337. 

Heiligenbilder  189. 

Hessen  56.  275. 

Holland  63  f.  72.  492,  Staatsvertrag 
mit  Deutschland  468,  Reciprocität  429, 
Beitritt  zur  Markenunion  475. 

Holländisches  Recht,  Anfgebots- 
verfahren  313  f,  Erneuerung  des  Ein- 
trags 298,  Uebertragung  der  Marke  242, 
Ausländer  418,  Colonien  492  Ge- 
schichte des  Markenrechts  (Delft)  43. 

Homonymie  181  f.  282  f.,  bei  Laden- 
schildern 134: 

Hotelbedienter,  Zeichen,  conc. 
d^Ioyale  95. 

Hotelschild,  s.  Schild. 

Hopfen,  Markenpflicht  487. 

36* 
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Hätten  Werksbesitzer  als  Marken- 
berooktigter  227. 

Japanesen,  Fabrikmarken  30  f., 
Ränsterzeichen  491. 

Illiterati  285. 

Imitation  271  f.,  s.  anoh  Charakt6ri- 

X     simngssphire. 

Imitirt  117.  285. 

Immaterialr echt,  üntersehied  ron 
Individnalrecht  74  f  278.  412  f.  448. 

Inder,  Thierzeicbeo  23,  Siegel,  Stan- 
darten 18. 

Individnalrecht  If.,  Disporition 
über  I.  5,  Recht  aaf  Unterscheldiiiig 
der  Persönlichkeit  6  f.  803 ;  am  Nomen 
5  f.  14  f.,  an  PlreismedaiUe  76.  184  f., 
an  Harke  73  f. ;  Erwerb,  Besitz  84  i. 
106  f.  267  f.  B41  f.,  Unterschied  von  Im- 
materialrecht  74  f.  278  f.  412  f.  448, 
insbesondere  seine  Universalität  216. 
288.  412  f.  423.  488 ;  darf  nicht  be- 
ruhen anf  Deoeption  106  f.  256  f.  541  f ; 
Veräussernng  16  f.  229  f.  239.  243  f., 
Vererbung  16.245 ;  Collision  mit  Marke 
168  f.  251  f.  266 ;  bei  privilegirten 
Marken  88  f.  202  f.  267.  477,  der  Ans- 
Iäüder4l9f.440.44l.513;  im  flbrigen 
s.  Concnrrence  d^loyale. 

Individualität  in  der  Gattnngs- 
bezeichunng  179.  185  f.  190,  in  der 
Schreibweise  199,  in  der  Gestalt  nnd 
Verpackung  der  Waare  96.  210. 

Inhibitorium,  generelles,  specielles 
186.  345.  Ö80  f. 

Initialen  des  Namen«  198.  505. 

Injnnction  348  f.,  einstweilige  373. 

Injurienklage  s.  Actio  injnriarum. 

Inländer,  entscheidend  inländische 
Niederlassung  422,  auch  in  Staatsver- 
trägen  469. 

Innnugszeicheu  167.  174.  184, 
8.  auch  ZnsammengehÖrigkeltszeichett. 

Instanzenzng  bei  Marheneintrag 
248. 

Instrumenta  sceleris  398  f. 

Interdictum  uti  possidetis  bei  Mar- 
ken 28. 


Interesse,  rechtliches  bei  der  Fest- 
stellnngsklage   331.  351  f. 

—  enverhältniss,  Namensgebrauch  anf 
Grund  eines  solchen  122  f.  239. 

Internationales  Raoht,  Marken- 
recht  412  f.,  Individaalrechtf  Schotx 
desselben  419  f.  440.  449  f.  513,  bez. 
Deliktsschulden  450  f.;  Res  jndicmca 
451  f,  insbesondere  bezügl.  der  Pflickt 
des  Unterlassens  463  f.,  Strafreckt 
455  f. 

Intervention,  strafrechtliche  411. 

I  r  r  t  h  u  m  über  Recht,  s.  RechtsunkeoBt- 
niss;  Aber  die  Person  des  Berechtig- 
ten 359  f 

Italien  44  f.  71.498,  Beciproeität 
429,  Staatuvertrag  mit  DavtscUamd 
432. 466,  Beitritt  zur  Markenunion  475. 

Italienisches  Recht  und  Jurispm- 
deax,  bez.  conourrence  dMoyalo  96, 
bes.  der  bona  fides  beim  Individnal- 
recht 255,  bez.  der  Gattungsnamen 
147,  bez.  dier  Angabe  der  Productions- 
methode  154,  bez.  der  Wirkung  des^ 
Mtfkeneintrags  255,  bez.  der  Contra- 
lisatiott  des  Mitfkenwesens  306,  bez. 
der  Gharakterisimng^sphäre  der  Marke 
S.  274,  bez.  der  Tilgung  der  Marke 
292,  het,  der  Aasländer  418;  Gerichts- 
barkeit 371,  Mafkenpflicht  487,  Ge- 
schichte des  Markenreohts  44  f. 

Juristenrecht,  wann  fllr  Recipro- 
oStät  geaftgend  426. 

Käse,  Marke  im  Alterthum  38. 
Käufer,  Garantieklage  368  f.  514.  516, 

nicht  Antragsherechtigt  392 ;  s.  auch 

Vitium. 
Kandelgiesser  508. 
Kappen  zeichen  95. 
Kartenfabrikation,    Markenfyflickt 

487.  488. 
Klagfrist  367. 
Klassification    der    Waarengatt- 

ungen  820  f. 
Körperschaft  s.  Persönlichkeit. 
Kofferträger,  Zeichen  96. 
Kolonie,  s.  Colonien. 
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Kommissionär,  Marke  desselben 
212  f.  548,  darf  Marke  nicht  tUgen 
294,  Oarantieklage  369,  als  Gehälfe  390. 

Konkurs,  Yeränsserang  von  Geschäft 
mit  Harke  im  K.  232  t,  begründet 
Nutz-  nnd  Veränssemngspfand  238. 

Korkmarken  207. 

Künstlerzeichen  21,  bei  den 
Griechen  31  f.  491,  im  deutschen  Mit- 
telalter 41  f,  Dürers  42  f.,  bei  den 
Japanesen  491 ;  s.  Monogramm. 

Konsthandwerk,  Bedeatang  der 
Marke  549 

Künstliches  Mineralwasser  117. 

Kunst  werkrecht,  £ingriif  in  161. 

Kntschenzeichen  95. 

K  y  m  r  e  n  ,  Familien wappen  18. 

Ladenschild  s.  Schild. 
Lagerhaus,  exceptio  369,  Verbringen 

in  L.,  kein  Feilhalten  339. 
Lampen  antike  mit  Marken  34.  36  f. 

496. 
Landesgesetzlich    (in  §  3)  208. 

441.  537. 
Land  wirthschaftlicher  Produoent 

als  Markenberechtigt  227,    Civilflrma 

130,  Lokalzeichen  114. 
Lawverfahren  103.  343.  361. 
L  e  g  i  0  XXII  P.  P.  F.,  Stempel  497. 
Leipzig  s.  Competenz. 
Lese  gesellschaft  kein  Markenrecht 

226. 
Lex  Commissoria  bei  Yeräassernng  des 

Geschäfts  234. 
Licenziruag   zum  Markengebranch 

nnsUtthaft  242  f.,  Wirkung  243.  364. 

394. 
Licenzträger  hat  eigene  Marke  76. 

nicht  die  Marke  des  Erfinders  150. 
Lithograph    als    Markenberechtigt 

213.  225,  als  Gehülfe  der  Markenver- 
letzung 390. 
L  0  c  a  1  e  r  Betriebsbezirk,  für  Marke  216. 

228.  412  f.  493,  fär  Ladenschild  288. 
Localzeichen  38.    108  f.    499.    502. 

503.  504.  546.  548.  552,  stets  Prodno- 

tions-  nicht  Handelszeichen  116.  552  f.; 


durch  Bild  der  Stadt  186,  in  der  Bal- 
neologie, in  der  Landwirthschaft  und 
Hüttentechnik  114  f.;  Recht  des  Local- 
zeichens,  Verletzung  110  f.,  Conc.  de- 
loy.  mittelst  L.  145;  unrichtiges  als 
Marke  oder  in  Marke  unzulässig  168. 
173.  192.  350  f.,  richtiges  zulässig  in 
Marke,  aber  nicht  als  Marke  183. 
192.  350  f.;  insbesondere  in  Combina- 
tionsmarke  192,  als  Phantasiebenenn- 
nng  174,  als  Descriptivbenennung  117. 
183  f, 

L  0  c  a  1 1  o  des  Geschäfts,  £inflnss  auf 
Marke  234. 

Locus  delicti  commissi  s.  Ort  der  That. 

Löschung  der  Marke  im  Register, 
ihr  Charakter  296.  302.  324.  346.  352. 
443  445,  theilweise  325.  346,  Lösch- 
nngsklage  350. 351 ;  s.  auch  Anspruch. 

L  0  u  V  i  e  r ,  Tuchfabriken  118. 

Lübeck,  Zunftstatuten  46  f. 

Lüttich,  Verordnung  114. 

Lunonser  Käse  68. 

Luxemburg  72,  Reciprocität  429.  468. 

Majoliken,  Marken  42  f. 

Maler  namen,  -zeichen  u.  Monogramme 
32.  41;  s.  Monogramm. 

MarkAurel  497. 

Marke  als  Namenabejseichnung  bei 
Unterschrift  20.  23 ;  als  Eigenihümer- 
zeichen  21,  bei  Naturvölkern  22.  491, 
bei  Wotjäken  insbesondere  22  f.,  bei 
Indern  23,  bei  Birmanen  491,  bei 
Römern  23.  495.  497,  bei  Germanen, 
insbesondere  in  Gragis  23  f.,  in  Frank- 
reich 24  f.,  in  Venezuela  25,  in  Ca- 
nada  25,  bei  Kaufleuteu  des  Mittel- 
alters 26  f.,  als  Eigenthumsbeweis 
27  f.,  als  Haus-  nnd  Hofmarke  ins- 
besondere 25;  als  Merkzeichen,  Er- 
kennungszeichen 370 ;  als  ProducUonS' 
nnd  Handelsmarke^  ■  nnd  zwar :  als 
Handwerkszeichen  im  Mittelalter  42  f. 
44  f.  48  f.  546  f.,  als  Steinmetzseichen 
insbesondere  43  f.,  als  Erbzeichen 
51  f.  546,  Umbildung  des  Handwerks- 
zeichens  zur  Fabrikmarke  548,  in  heu- 
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tiger  Zeit  223.  227.  548  f. ;  als  Fabrik- 
marke bei  ChineseUj  Japanesen  S.  30  f., 
Mauren  31,  Griechen  82  f.,  Kömern 
33  f.,  im  Mittelalter  42  f.,  heutzutage 
223.  225  f.  548  f.;  als  Handels- 
marke 21,  Entstehung  aus  derEigen- 
thümermarke  28  f ,  in  der  antiken  Welt 
29.  37,  heutzutage  223.  225  f.  548  f.  ; 
ProducHsns-  und  Handelsmarke,  ihr 
Verhältniss  107.  217.  270.  320.  423, 
Marke  als  Localzetchen  im  Alterthum 
38,  heutzutage  108  f.  186,  s  auchLokal- 
zeichen.  Namen-  und  Firmenmarke 
119  f.  124  f.  471,  gewählte  Marke 
157  f.  248  f.  431.  471.  Markenrecht 
und  Markenpflicht  44  f.  485  f.  498  f. 
502.  503.  504.  Mehrheit  von  Marken 
158.217.295.  Veräusserung  der  ^sake 
historisch  51  f.,  im  übrigen  s.  Ver- 
äusserung.  Marke  und  Individualrecht 
73  f.  168.  251.  266,  MarkengeseU- 
gebung,  ihre  Bedeutung  83  f.  Mar- 
kenregister 8.  Register.  Falsche  Marke 
als  Vitium  der  Waare  368.  Marken- 
Union  473  f.  Marken-  nnd  Muster- 
schutzverein deutscher  Tabakindust- 
rieller 483. 

Markenplagiat  107. 

Markenroinigung  346  f. 

Materiales  und  formales  Recht 
251  f. 

Mauren,  Fabrikmarken  30. 

Medaille  s.  Preismedaille. 

Mehrheit  von  Marken  s.  Marke,  von 
Niederlassungen  306  f. 

M  e  n  i  e  r  148  f. 

Messerschmiede  von  Parma  46, 
von  Solingen  546  f.,  von  Amberg  und 
Neumarkt  498  f.,  von  Halle  547,  von 
Sheffield  65  f 

Metastase  des  Namens,  überhaupt 
des  Individualzeichens  zum  Grattungs- 
zeichen  146  f.  182  f. 

Miteigenthum  durch  Beisetzung 
eines  gemeinscinrftlichen  Zeichens  26. 

Mineralquellbesitzer  als  Marken- 
berechtigter 227.  228,  Lokalzeichen 
114  f. 


Mineralwasserflaschen,  Benützg. 
fremder,    Markenverletzung  335.  336. 

Minister  hat  kein  Recht  der  Kassir- 
nng  des  Eintrags  248. 

Missbräuche  bezägl.  ausländischer 
Marken  99  f   112  f.  174. 

Mitthäterschaft  387. 

Monogramm  des  Känslers  21,  unver- 
äusserlich 239,  bei  Alten  32,  im  Mit- 
telalter 41  f.,  sein  Schutz  in  Deutsch- 
land 224. 

Monopolisirung  von  Produktionen 
zerstört  das  Markenrecht  nicht  233, 
Markenrecht  an  Monopolwaaren    215. 

Monopolist  vertragsmässiger ,  An- 
spruchs- und  Klagrecht  332  f.  365, 
Antragsrecht  391. 

Mudra  18. 

München  Tuchsiegel  548. 

Münzen  mit  Künstlernamen  32. 

Muster  recht,  Eingriff  der  Marke  inM 
161  f. 

Nachfolge  verhältniss,  Angabe 
155  f.,  im  deutschen  Recht  156. 

Nähmaschine,  Marken  284. 

Name  als  Individuälbez&chnung  5  f. 
20  f.,  sein  Recht  5  f ,  publicistische 
Namenpflicht  6  f.;  Namensänderung 
6  f.,  bei  Naturvölkern  9;  Verletzung 
des  Namenrechts  und  Reaction  7  f. 
12  f.,  Name  bei  Naturvölkern  9,  Na- 
mentauch 9,  Doppelnamen  9,  Sclaven- 
namen  9 ;  als  Famäienbezeichnung  9  f., 
Verletzung  und  Reaction  10  f.  12  f. ; 
Schiffsnamen  21 ;  Name  als  Firma 
16  f.  124  f.,  Veräusserung  16  f.  126  f.; 
Name  als  Marke  119  f.,  Gleichnamig- 
keit s.  Homonymie,  verstümmelter 
Name  275,  Schutz  des  N.  in  Staats- 
verträgen 471 ;  Name  in  Marke  153. 
278  f.  280  f.,  fremder  Name  in  Marke, 
Eingriff  in  Namenrecht  162  f.,  histo- 
rische Namen  166  f.;  Name  als  Gatt- 
ungsbeeeichnung  146  f.,  Autorname 
224. 

Namensderivate  152. 

N  a  m  u  r ,  Privilegium  Maximilians  51. 
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N  a  s  s  a  Q  55. 

Ne  bis  in  idem  376.  ' 

Negatorienanspruch  des  Marken- 
berechtigten  52  f.  328  f.  339  f.  343  f., 
bei  conc.  d^loyale  137.  3  9. 

Neu  markt,  Privileg  Karl  V.  498  f. 

Neusüd  Wales  492. 

Nichtigkeit  absolnte  der  rechtswid- 
rigen Marke  161,  der  deceptiven  Marke 
175  f.,     des  späteren  Eintrags  265  f. 

Niederlande  s.  Holland. 

Niederlassung,  entscheidend  ffirden 
Markenschntz  415  f.  422  f.,  entschei- 
dend für  Competenz  des  Registerge- 
richte 306  f.,  Hanpt-  nnd  Nebennie- 
derlassnng  306.  307.  422  f.  430,  meh- 
rere selbstständige  Niederlassungen 
306  f. 

Nienhao  30. 

Nominis  falsi  adseveratio  39. 

Nonusus  243.  295  f.  443.  472. 

Norddeutscher  Bund,  Staatsverträge 
463.  465  f. 

Norwegen,  Keciprocität  429. 

Novara,  Statuten  45. 

Närnberger  Metallarbeiter 43,  Raths- 
decret  v.  1512  42. 

Nutzpfand  am  Geschäft  233. 

Nutzungsreciite,  obligatorische  mit 
Schutz  gegen  Dritte  332  f.  365.  391. 

Oberlausitz,  Tuchmacher  547. 

Obligatorische  Marken  44  f.  48.5  f. 
498  f.  502.  503.  504. 

—  Nutzungsrechte  mit  Schutz  gegen 
Dritte  332  f.  365.  391. 

Occupation  einer  Sache  durch  Auf- 
setzen des  Namens  26,  einer  vacanten 
Marke  244.  298.  302. 

Occupirtes  Terrain  ist  nicht  Aus- 
land 414. 

Oesterreich  61.  549,  Reciprocität 
429,  Staatsvertrag  mit  Bayern  467 
mit  Deutschland  467.  470.  472. 

Oesterreichisches  Recht  bezägl. 
conc.  döloyale  341.  549  f.,  bezögl.  des 
Wappens  als  Marke  157,  bezfigl.  Yer- 
äusserung  der  Marke  241,    bez.  Tilg- 


ung   der  Marke  293,    Beschlagnahme 

373 ;  bez.  Ausländer  416,  bez.  Marken- 

pdicht  486  f. 
Oldenburg  56. 
Omissivdelikt  387  f.      . 
Omnibuszeichen  95. 
Original,  Bezeichnung  153. 
Ort  der  Marke  (an  der  Waare)   207  f., 

hat  keine   differzirende,    aber   äquali- 

lisirende  Kraft  216. 
—     der  That  455  f.,   für  Gehälfen  458, 

Pächter  hat  seine  eigene  Marke  76, 
kann  die  Marke  des  Eigenthttmers 
überkommen  234. 

Papierfabrikantender  Auvergne50. 

Parma  Statuten  46. 

Parteipublicität  326. 

Passivität  des  Markenberechtigten 
295,  Einfluss  auf  Entschädigung  295. 
364  f.,  auf  Generalisirnng  des  Namens 
147  f ,  auf  Umwandlung  der  Marke 
zum  Freizeichen  178  f. 

Paternus  497. 

Patriotische  Bilder  189  f. 

Perser  Wappenzeichen  18. 

Persönlichkeit,  als  Subject  des 
Markenrechts  217  f.,  jurististische 
217  f.,  religiöse  Association  219  235, 
verbotener  Verein  219;  s.  Ausland. 

Persönlichkeitsrecht  s.  Indivi- 
dualrecht. 

Personenname  als  Gattungsbe- 
zeichnung 146  f.,  s.  auch  Gattungs- 
bezeichnung. 

Phantasie  bezeichnung  in  Concur- 
renz  mit  Namen  143  f.  283,  als  Gat- 
tungsbezsichnung  182  f.  186  f.,  als 
funct ionsloses  Freizeichen  189  f.,  Lokal- 
name als  Ph.  174;  s.  Freizeichen. 

Piacenza  Statuten  45. 

Pisa  Htatut  19.  45. 

Pittacium  38. 

Plakate,  conc.  d^loyale  mit  P.  95. 

P  o  i  t  o  n  Reglement  50. 

Politisch  anstössige  Marke  169. 

Pompeji,  Elephantenwirthshaus  38. 

Porträt  als  Marke  164  f 
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Portagml  72.  Staatsvertrag  mit 
DeotscUand  465.  467,  Beitritt  zur 
Markennnioii  475. 

Portugiesisches  Recht  bezogl.  des 
Markeneintrags  261,  bez.  der  Lokal- 
zeichen  117,  bez.  des  Anfgebotsver- 
fabrens  315,  bez.  der  Cetitralisatioo 
des  Harkeirwesens  308,  bez.  der  Mar- 
kenstempelang  4B2,  bez.  der  Gerichts- 
barkeit 371,  bez.  des  Kommissionärs 
294. 

Portwe  ine  117. 

Praedinm,  anf  Töpferwaaren  38.  496. 
497. 

Präjudiz,  criminelles,  für  Civilrecht 
nicht  bindend  409  f.,  civilrechtl.  P. 
fnr  Civilrecht  378  f.,  für  Strafrecht 
409  f. 

Preismedaille  76  f.,  nicht  allein 
als  Marke,  aber  als  Bestandtheil  184. 
493,  Uebergang  des  Geschäfts,  Ein- 
flnss  231. 

Preassen  54  f.  416  f.;  s.  aach  Qnel- 
lenregister. 

Primegenius  495. 

Priorität  der  Anmeldung  168.  251  f. 
261  f.  265  f.,  bei  mittelalterl.  Signa 
mercatorum  28. 

—  8-beneflcinm  266  f.,  s.  auch  Privi- 
legirte  Zeichen. 

Prisen  8  496.  497. 

Privilegientheorie  459.  611. 

Privilegirte  Zeichen  202  f.  227. 
266  f.  317.  441.  477. 

Processdisciplinarstrafe  376. 
381. 

Prodncent  als  Markenberechtigter 
223  f. 

Produ  ctionsmarke  s.  Marke. 

Prorogatiouserklärnng  431.  471. 

Property  Right  s.  Eigenthum. 

Prnfungs  System  311. 

Pseudonym  85.  120  f. 

P  n  b  1  i  c  a  t  i  0  n  der  Marke  308.  311. 
326 ;  der  Strafe  404  f. ;  der  Staats- 
verträge 461;  s.  auch  Bekanntmach- 
ung. 

Pnblicität  des  Markenregisters  325. 


,   Publikum     der   Waare    176      283  f. 
seine  Achtsamkeit  und  Unachtsamkeit 
'       283  f.  286  f.  544. 
I  Pntei  38. 

I   Qualität  der  Waare,    auch  gute  Qua- 
lität, hebt  Markenverletznng  nicht  anf 
I       341  f.  510.  folsehe  Marke  oder  Fehlen 
dAr  Marke  doch  Vitium  368  f. 
QualitatiYzeichen   181.     186  f.. 

s.  Gattungsbezeichnnng. 
Quincaillerie  in  Thiers  547. 

Reactionsrecht,  Verhältniss  zum 
Anspruch  253.  553;  im  übrigen  s. 
Actio. 

Reehtsgnter,  die  nur  als  inländische 
geschätzt  werden  450.  459. 

—  -Verletzung  355.  383  f.  446.  456  f. 
Rechtshfilf  e  452.  453  f. 
Rechtspolizei  verfahren  248.  325. 
Rechtswidrige  Marke  nichtig  161  f. 

168  f.  175.  251  f.  440.  439.  538. 
Rechtsunkenntniss  357  f. 
Reciprocität  415  f.  424  f.  429  f. 
Register,   Markenregister    86  f.   248. 

306  f.  323  f.,    Handelsregister    125  f. 

225  f.  300.  436.  443. 

—  -gericht,  Competenz  306. 
Reichsanzeiger   308.  326. 
Religiöse  Assocation  s.  Persönlichkeit . 
Religiös-anstössige  Marken  169. 
Rennnciation  auf  Marke  294.  297  f. 
Reparaturhandwerker,     keine 

Marke  91.  223. 
Repräsentativ  zeichen  244  f.  322. 

478. 
Res   judicata    378  f.,     bezügL   des 

Namens,  Einfluss  auf  Marke  120,  bez. 

der  Marke     entscheidet    nicht     über 

conc.  d61oy.  380;  bezfigl.  Dritter  HC. 

351.  352.  382,  im  internationalen  Recht 

451  f.  J53  f. 
Retorsion  414.  421. 
Rheinprovinz    und    Westphalen   54. 

57. 
Richtung  des  Verkehrs  diiferenzirt  die 

Marke  nicht  216.  288,  daher  auch  keine 
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Theilang  nach  Richtang  des  Verkehrs 
möglich  244. 

Rigveda  23. 

Rohstoffverein  als  Markeotrftger 
226. 

Römer,  Siegel  19,  ^ Thierzeichen  23, 
Marken  33  f.,  Markenrecht  38  f. 

Rothhftnte,  amerikanische,  Totem  18. 

R  o  a  e  n ,  Leinwaadreglement  50. 

Rückforderung  der  Gebühr  478,  der 
Patentsteaer  478. 

Rumänien  72,  Reciprocität  429, 
Staatsvertrag  mit  Dentschland  469. 

Rumänisches  Recht  bezügL  der 
Buchstabenmarken  195,  bezügL  des 
Markeneintrags  265,  bez.  der  Ueber- 
tragung  der  Marke  242,  bezügl.  des 
Erlöschens  der  Marke  296 ;  Gerichts- 
barkeit 371. 

Rus«sland  30  f.,  Reciprocität  429, 
Staatsvertrag  mit  Frankreich  437. 

Sachsen  55.  416. 

Sänger,  Stimme  80. 

Saisie  und  description  372  f. 

Salvador,  Beitritt  zor  Markenunion 
475. 

Schaumarke  489.  502.  504.  546  f. 
548. 

Schiedam  Schnapps  179.  512. 

Schiffbruch,  Bedeutung  der  Marke 
27.  491. 

Schiffsname  und  -wappen  21. 

Schild  als  LadenschUd  und  Hotel- 
Schild  21.  92  f.  102.  492,  bei  anderen 
Etablissements  94,  bei  den  Alten  38. 
491 ;  gleiches  Schild  bei  Orts-  und  bei 
Waarendifferenz  76.  288,  keine  functio- 
neue  Bezeichnung  als  Schild  179, 
Uebergang  mit  dem  Geschäft  230, 
Zwangsveräusserung  233,  Erlöschen 
mit  Geschäft  300 ;  Eingriff  der  Marke 
in  das  Recht  des  Schildes  164,  Be- 
nützung der  fremden  Marke  im  Schild 
.S40 ;  Jurisprudenz  in  Frankreich  92  f., 
in  England  und  Amerika  93. 

Schreibweise  individuelle  199. 

Schuld  8.  Culpa. 


Schuldlehre,  ihre  Entwickeluug  343, 
bewusste  Schuld  dolus  355  f. 

Schweden  492,  Reciprocität  429. 

Schweiz  64.  72,  Staatsvertrag  mit 
Deutschland  467.  470.  472,  Beitritt 
zur  Markenunion  475. 

Schweizer  Recht  und  Jurisprudenz, 
bezügL  der  Buchstabenmarken  195. 
197,  bez.  der  Wirkung  des  Marken- 
eintrags 258,  bez.  der  Central isation 
der  Marke  306,  bez.  des  Prüfhngs-  und 
Aufgabe tsverfahrens  314,  bezügl.  der 
Charakterisirungssphäre  det  Marke 
277  544,  bez.  der  Entschädignngs- 
pflicht  des  culposen  Thäters  354,  bez. 
des  strafrechtlichen  Dolus  545,  bez. 
der  Stellung  der  Ausländer  417,  bez. 
der  zum  Individualrechte  nöthigen 
bona  fides  541  f 

Sclave,  Name  9,  Marke  36. 

Sculpturnamen   griechische  31. 

Sedatns  497. 

Sequestration  der  falschmarkirten 
Waare  372. 

Serbien,  Staatsvertrag  mit  Dentsch- 
land 469,  Beitritt  zur  Markenunion 
475. 

Service,  Bezeichnung  96. 

Sheffield,  Messerschmiede  und  Regi- 
ster 65  f.  303. 

Sicherung  des  Beweises  372  f. 

Sichtbarkeit  der  Marke  206  f. 

Siegel  der  Inder  18,  der  Assyrer  18, 
der  Römer  19,  öffentliche  nicht  als 
Marken  zulässig  167. 

Sie  na  Statuten  45. 

Signa  mercatorum  26  f. 

Silberarbeit  s.  Goldschmiedszeichen. 

Simnlation  138  f.  141. 

Sittenwidrige  Marke  169  f.  316.  4  39. 

Skoggang  als  Strafe  24. 

Soldarhaftung  für  Busse  403. 

Solinger  Messerindustrie  546  f. 

Spanien71,  Staats  vertrag  mit  Deutsch- 
land 465.  466.  470,  Beitritt  zur  Mar- 
kenunion 475. 

Spanisches  Recht  bezügL  Aufgebots- 
verfahrens 313,   Kommissionär  294 
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Spediteur,  Klage  gegen  344,  ex- 
ceptio des  S.  369,  S.  als  Gehfilfe  390. 
457,  Spedition  als  Vorbereitung  des 
Inverkehrbringens  339. 

Speisekarte,  concnrrence  d^loyale 
durch  S.  95. 

Spielkarten  s.  Eartenfabrikation. 

Sprachneubildnngen  180. 

Sprengxnittel,  Markenpflicht  487. 

Staatsvertrag  mit  lex  specialis 
424  f.  460  f. 

—  -vertrage  des  Norddeutschen  Bundes, 
des  Zollvereins  463  f.,  der  einzelnen 
Bundesstaaten  464.  467,  des  deutschen 
Reichs  437.  466  f.,  französische  437 ; 
Competenz  462  f.,  Ratification  und 
Publikation  461,  Ermächtigungsge- 
setze 461.  475. 

Stadtmarke  50. 546. 548,  auchll7.118. 

Standarten    bei  Indem,    Persern  18. 

Stecknadel,  Marke  284. 

Steinmetzzeichen,  altitalische  33, 
im  Mittelalter  43. 

Stempel  480  f.,  Stempelung  der  Marke 
480  f. 

S  t  e  r  n  ö  1  276. 

Störung  des  Markenrechts  331.  335, 
durch  Benützung  der  Emballage  335, 
durch  Anmeldung  derselben  Marke  341, 
St.  während   des  Processes  377  f. 

Strafandrohung  als  Civilexecution 
344.  375  f. 

Strafrechtlicher  Markenschutz 
383-  405,  historisches  39  f.  5Ö9,  inter- 
nationales Strafrecht  454—459. 

Strassburg,  Handwerkernormen  47. 

Subjekt  des  Markenrechts  217  f., 
s.  auch  Persönlichkeit. 

Successiou,  keine  in  Namen  und 
Marke  16.  77.  229  f.  243  f.  432  f. 

Sndaustralien  492. 

T abak  industrielle  ,    Marken-    und 

Musterschutzverein  483. 
Tätowirung9zeichen  18. 
Tapisserie  s.  Teppichfabrikant. 
Tausch  des  Namens  als  Frenndschafts- 

zeichen  9. 


Taxe  s.  Gebühr. 
Teppichfabrikanten,   ihre  Marken  43. 

—  -reiniger,  hat  kein  Markenrecht  91. 
223. 

Theilung  des  Geschäfts  J29,  drr  Erb- 
schaft 246  f. 

T  h  i  e  r  s  ,  Quincaillerie  647. 

Thierzeichen  als  Eigenthtimermarke 
bei  Indern,  Römern,  Germanen    23  f. 

Thüringen  55. 

Tilgung  der  Marke  292  f.,  executive 
s.  Markenreinigung. 

Titel,  Ehrentitel  unveräusserlich  239  ; 
8.  auch  Zeitungstitel,  Preismedaille. 

Töpfernamen  griechische  32,  röm- 
ische 33  f.  495  f. 

Totalmarke  darf  nicht  entlehnt 
worden  278  f. 

Totem  18. 

Transit  339.  447  f.  457, 

Translation  des  Geschäfts  300.  324 

Transport,  Vorbereitung  des  Inver- 
kehrbringens 339;  8.  auch  Transit. 

Tuchmacher  in  Strassburg  47,  in 
Oberlausitz  547,  in  München  548,  id 
Corbie  49,  in  Namur  51,  inEngland  547. 

Türkei   110.  259.  408. 

Tunis,  Beitritt  zur  Markenunion  475. 

Turnverein,  kein  Markenrecht  226 

Ueberlingen,  Münster,  Steinmetz- 
zeichen 44. 

üebertragung  des  Markenrechts 
s.  Veränsserung. 

—  der  körperlichen  Marke  auf  andere 
Waare  335  f. 

Umhüllung  der  Waare,  conc.  deloy. 
96,  Marke  auf  U.  206.  385,  Marken- 
verletzung mittelst  der  Originalum- 
hüllung 335  f. 

Unachtsamkeit  des  Publikums  283  f. 

Union,    Markeuunion  473  f. 

—  des  fabricants  483. 
Unmöglichkeit  der  Beibehaltungs- 
■    anmeldnng  297. 
Unterlassung,  Anspruch  auf,  Exe- 

cution    344  f.    375  f ,    keine  Rechts- 
hälfe 453  f.  —  -sdelikt  387  f. 
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Untersnchangshaft,  Entschä- 
digung 3  f, 

Urbino,  Miyoliken  42. 

Urkundenfälschung  480  f. 

Ursprnngszeichen  s.  Localzeichen. 

Urtheil  Aber  absolutes  Recht  344. 
375,  über  Entschädigung  376,  in  futu- 
rum 376.  376  f.,  strafrechtlich  399. 
400.  402  f.;  s.  auch  Präjudiz,  Res 
judicata. 

Uruguay  71 ;  s.  Quellenregister. 

Ususfrnkt  an  dem  Geschäft  233. 

Vacan  t  e  Marken  244.  298  f.  302  f.  494. 

Varianten  des  Zeichens  244  t  3221 
478. 

Veneria  497. 

Venezuela  25.  71,    Reciprocität  429. 

Veräusserung  des  Geschäfts  230 f. 
der  Firma  16  f.  126  f.,  theiiweise  129, 
Ususfrukt,  Nutzpfand,  Bedingung,  Dies, 
locatio  233.  234,  Vorbehalt  der  Marke 
231.  302;  V.  der  Marke  51  f  77.  229  f. 
239  f ,  theiiweise  233  f.  244  f.,  ver- 
schiedene Gesetzgebungen  241.  242. 
Eintrag  im  Register  323  f.,  Charakter 
der  Veräusserung  16.  77.  229  f.  243  f, 
432  f.;  s.  auch  Zwangsveräusserung. 

Verbindung  der  Marke  mit  der  Waare 
206. 

Verbreitung  s.  Verkehr. 

Verdecktes  Geschäft,  Einbringen 
des  Namens  in  Gesellschaft  15  f.  138  f.; 
andere  Arten  138  f.    141. 

Vereinbarungen,  völkerrechtliche, 
über  Markenschutz  425  f.  429  f.,  nicht 
alle  enthalten  eine  lex  specialis  425. 468. 

Vereinigte  Staaten  67  f.  72,  Staats- 
vertrag mit  Deutschland  468. 

—  Recht  und  Jurisprudenz  bezügl.  der 
conc.  dMoyale  78  f.  93  f.  96  f.  101. 
103  f.  493,  bez.  der  Localzeichen  109. 
183  f.  533,  bez.  der  Homonymie  134  f., 
bez.  der  Gattungsnamen  147  f.,  bez. 
der  deceptiven  Marken  171  f.,  bez. 
der  descriptiven  Marken  177  f.,  bez. 
der  Zahlen-  und  Buchstabenmarke  196, 
bez.  der  Veräusserung  der  Marke  232  f. 


241  f.,  bez.  Firma  und  Marke  nach 
Auflösung  der  Gesellschaft  127.  246, 
bez.  der  Wirkung  des  Markeneintrags^ 
257  f.,  bez.  der  CLarakterisirungs- 
sphäre  der  Marke  273  f.,  bezügl.  der 
Achtsamkeit  des  Publikums  284,  bez. 
der  Bezeichnung  der  Waare  des  Be- 
rechtigten durch  Dritte  291  f.,  bez. 
der  Erneuerung  des  Markeneintrags 
298  ;  Centralisation  306,  Prfifangsver- 
fahren  313,  Entschädigung  361  f.^ 
Stellung  des  Ausländers  417  f.,  bez. 
der  accessorischen  Qualität  der  Aus- 
ländermarken 435;  ZoUbeschlagnahmo 
408. 

Vereinszeicheu  s.  Innungszeichen. 

Vererbung  der  Marke  51  f.  245  f. 
546,  Charakter  der  Vererbung  245  f., 
mehrere  Erben  246  f. 

—  der  Vollmacht  16.  245. 

Vergleich  über  Entschädigung,  Ein- 
fluss  auf  Busse  403. 

Verjährung  und  Klagfrist  367. 

Verkehr,  inländischer  und  ausländi- 
scher 190  f.  197  f.  203.  216.  270. 
288.  385.  412  f.  446  f.  455  f.  Inver- 
kehrbringen 338  f.  384.  386.  455  f. 

Verleger,  Name  und  Marke  43.  213. 
225,  Bezeichnungspflicht  486.  488. 

Vermögensschaden  nicht  erforder- 
lich für  Störung  342,  für  Delikt  386; 
Unterschied  von  Genussbeeinträchtig- 
ung  342 ;  V.  bei  Betrug  396. 

Vermögensvortheil  bei  Betrug  396. 

Verona,  Statuten  44.  45.  498. 

Verpackung,  Concurreuce  d^loyale 
mit  V.  96  f.,  Anbringen  der  Marke 
auf  V.  206  f.  —  Markenverletzung 
darch  Originalverpackung  335  f.  Be- 
zeichnung der  V.,  Vollendung  des  De- 
liktes 385. 

Verpfändung  der  Gliedmassen  4. 

Vertreter  als  Antragsteller  392. 

Verwand  tschaft  SV  erhältniss» 
Angabe  156  f. 

Verzicht  auf  Marke  294  f.  297. 

Victoria  et  aliis  prodest  110,  351» 
352.  382. 
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Victoria  (Aastralien)  492. 

V  i  d  tt  c  u  ß  497. 
Vindicatio!!  der  Marke  28. 

V  i  t  i  a  m  der  Waare,  falsche  Marke  als 
368,  Fehlen  der  Marke  als  369. 

Volenti  non  fit  injuria  389. 
Vollendung  des  Delikts  385  f.  390. 

455. 
Vollmacht,    Uebergang   auf  Erben 

16.  245. 
Vorbereitung8handlungen339f. 

447.  456. 
Vorname,     seine  Wahl   und  Aender- 

ung  7.  157  f.,  als  Marke  143. 
Vulgarrecht  römisches  41. 

Waagen,  antike,  Controlzeichen  39  f. 

Waare,  nur  körperliche  Dinge  213. 
224,  nur  bewegliche  Dinge  213  f., 
verbotene  W.  214  f.,  Monopolwaare 
215  f. 

Waarengattungen,  Marke  für  alle 
W.,  fttr  einzelne  211  f  244.  320  f., 
Klassiflcation  321,  Freizeichen  fttr 
einzelne  W«  191,  bezfigl.  Ladenschild 
288. 

Walker,  Handwerkszeichen  46. 

Wappen,  Becht  des  Wappens  13,  \)9i 
Naturvölkern  18,  bei  Indern,  Persern, 
Eymren,  Griechen,  Römern  18.  19, 
im  Mittelalter  19,  seine  familienrecht- 
lichtliche  Bedeutung  20,  Aenderung 
des  W.  19 ;  als  Marke  157,  Eingrüf 
der  Marke  in  Wappenrecht  165,  öffent- 
liche Wappen   ausgeschlossen    165  tt 


auch  nicht  als  Bestandtheil  der  Marke 

192  f.  493,  eines  Schiffs  21. 
Weinproducent,  Iiocalzeichen  114. 

552,  Markenberechtigter  227.  228  f. 
Wes  tphalen  54.  57. 
Widerrechtlich    (in  $  14  Markan- 

ges.)  389. 
Wissentlich    (in   §  14  Markenges:) 

356.  358. 
Wollenwaaren,    englische  Gesetze 

547. 
Worte  als  Marken  195  f.,  als  Marken- 

bestandtheil  199  f.  539  f.,  ausländische 

179  f.  181  f.  197. 
Wotjäken,    Eigenthümermarken  22  £. 
Wärtemberg56.  275.  527. 

Zahlen  als  Marken    195.  196. 
Zeitungstitel,    sein   Charakter    21, 

Schutz  94  f.  493,  Zwangsveräusserung 

232. 
Ziegelei  227;  s.  auch Figlinae. 
Zinngiesser  501  f.  503. 
Zollbeschlagnahme  113.  407f.  552. 
Zollverein,     Staatsverträge    463   f. 

465  f. 
Zusammengehörigkeitszeichen 

221  f,    Eingriff  der  Marke   in  solche 

167  f. 
Zwangsveräusserung    von   Ge- 
schäft, Firma  und  Marke  232. 
Zweckbezeichnung  182. 
Zweig firma  129.  234.  302. 
Zweigniederlassung   306  f.  422  f. 

430. 


m.   Quellenregister. 


Deutsches  Markengesets 

V.  30./ 11.  1874. 

SIS.  126.  206.  226.  227.  306.  807. 

536  f. 
$2  8.  211.  309.  820.  . 
S  3  Abs.  1  S.  88  f.  208  f.  227. 

Abs.  2  S.  165  170.  193.  195.  815. 
816.  436  f.  582  f.  588. 
S  4  S.  800.  807.  818.  824. 
S  5  S.  294.  325. 

Z.  1  S.  226.  800.  301.  825.  448.  587. 
Z.  2  S.  226.  229.  281.  800.  825.  443. 

587. 
Z.  3  S.  250.  296.  825. 
Z.  4  S.  816.  825.  858. 
S  6  S.  326.  479. 
8  7  S.  89.  477  f. 

S  8  S.  230.  248.  265.  266.  807.  418. 
S  9  S.  88  f.  208.  205.  266  f  441.  541. 
S  10  Abs.  1  8.  131.  188.  143.  588. 

Abs.  2  S.  167.  168!  187.  189.  190. 
S  11  8.  162.  263.  825.  845  f. 
S  12  8.  248. 

Z.  1  S.  249.  294; 

Z.  2  S.  296.  297.  800.  801.  448. 
587. 
S  18  S.  124.  206.  226.  227.  243.  290. 

329.  831  f.  388  f. 
S  14  8.  124.  290.  311.  388  f.  349.  866. 

389.  396  f. 
S  15  S.  402  f. 


S  16  S.  374. 

S  17  Abs.  1  S.  347  f.  349.  397.  399  f. 
410. 
Abs.  2  S.  404  f. 
S  18  S.  271  f.  280.  540. 
S  19  8.  371. 
S  20  S.  307.  421.  422.  428  f.  425  f. 

427  f.  484  f.  463.  582  f. 
S  21  S.  205.  477. 

Ausführungsverordnung  des  Bundes- 
raths 
V.  8./2.  1875. 
SIS.  211.  306.  318.  320. 
S  2    S.  210.  310.  819. 
S  3    S.  809.  324. 
S  4    S.  824. 
S  5    8.  324. 
S  7     8.  327. 
S  8    S.  308.  310  326. 

Bekanntmachung  über  die  Publicattons- 
kosten. 
S.  479. 

Bayerische   Verordnung 
V.  1./4.  1875. 
S  2    S.  477. 

Preussische  JustienUnisteridlverßgwng 
V.  22./3.  1875. 
S.  310. 
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Bayerische  Justiz ministerialv er fügung 

Verschiedene  deutsche  Gesetze  über  das 

V.  21.;3.  1875. 

Namenrecht. 

4}  4    S.  324. 

8.  7.  12.  157  f. 

S  5     S.  324. 

S  6     S.  322. 

Gerichtsverfassungsgesetz. 

S  8    S.  309. 

S  101  Z.  3  S.  371. 

Deutsches  Handelsgesetzbuch. 

Civüprocessordnung. 

«.  5  S.  226. 

S  19  Abs.  3  8.  432. 

«.  12  S.  326. 

S  85  S.  310. 

a.  19  S.  309. 

S  132  S.  373. 

a.  20  S.  126.  142  f. 

S  231  8,  331.  377.  379. 

a.  21  S.  306. 

S  236  Z.  3  S.  378. 

a.  22  S.  17.  126.  127.  156. 

S  236  S.  332. 

a.  23  S.  17.  126.  127. 

S  241  S.  378. 

a.  24  S.  237.  238. 

S  253  S.  379. 

a.  25  8.  300. 

S  260  S.  374. 

a,  26  S.  6.  14.   I25.  300. 

S  349  Z.  3  8.  374. 

«.  27  S.  6.  13  f.  125.  126.  329. 

S  489  S.  378. 

a.  42  S.  310. 

S  661  S.  454. 

a.  44  S.  310. 

S  664  S.  330. 

a.  111  S.  236. 

S  686  S.  375.  381. 

4.  113  S.  236. 

S  701  6.  381. 

a.  122  S.  236. 

8  754  S.  232. 

«.  164  JS.  236. 

S  775  8.  376.  381- 

a.  174  S.  226. 

S  776  S.  381. 

a.  176  S,  226. 

S  779  S.  346 

a.  208  S.  226. 

S  814.  817.  819  S.  372. 

a.  210  S.  226. 

«.  213  S.  236. 

Einführungsgesetz  zur  dvilprocess- 

a.  275  S.  214. 

Ordnung. 

a.  297  S.  16.  245. 

S  14  Z.  1  S.  409. 

Deutsches  Genossenschaftsgesetz. 

S  16  Z.  4  S.  373. 

S  2.  4.  11  ö.  226- 

Konkursar  dnung. 

Deutsches  Autorgesetz. 
%  61  S.  464. 

S  4  S.  59. 

S  14.  44  S.  220. 

S  56  Z.  3  S.  39€. 

Deutsches  Mustergesetz. 
S  12  8.  478. 

S  100  S.  318. 
S  107  S.  233. 
S  118.  120  S.  234. 

Deutsches  Kunstwerkgesetz, 

8  135  8.  352. 

5  6  Z  1  S.  224. 

Beichsstrafgesetzbuch. 

Deutsches  Patentgesetz, 

S  4  Z.  3  S.  458. 

S  21  S.  250. 

S  40  S.  397  f. 

%  22.  23  S.  248. 

S  42  8.  398.  410. 

S  40  S.  172.  405. 

S  46  S.  386. 
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S  146  8.  385. 

S  148  S.  338. 

^  165  S.  404. 

^  200  S.  404 

S  263  S.  395  f. 

S  267  8.  481.  526. 

S  275,  276  S.  480. 

S  287    S.  57.   275.    338.  389.   393.  422. 

513.  519.  525.  530. 
S  310  S.  386. 
$  360  Z.  7  8.  166. 

Strafprocessardnung. 
S  94  S.  407. 
§  95  S.  374. 
S  162  S.  458. 
S  170  S.  458. 
S  231  S.  410. 
S  260  S.  409. 
S  261  S.  409  f. 
S  266  S.  409. 
S  319.  327  S.  410. 
S  443.  8.  411. 
S  444  8.  403.  411. 
S  445  S.  411. 
S  495  S.  411. 

Beichspressgesetz. 
S  6  8.  488. 

Gesetz  über   den  Feingehalt  der  Gold- 
und  SühertDCMten. 
V.  l6,/7.  1884. 
S  3.  6.  7  8,  488. 
S  9  8.  399.  488. 

Deutsche  Reichsverfassung. 
a.  11  S.  462. 
a.  40  S.  4^2. 

Staatsverträge  Deutschlands. 
mit  Oesterreich  S.  467.  470.  472. 
mit  der  Schweiz  S.  467.  470.  472. 
mit  Frankreich  S.  430.  466.  474. 
mit  England  S,  430.  465.  466. 
mit  Belgien  S.  468. 
mit  Holland  468. 
mit  Italien   437.  466.  470.  471.  472  f. 


mit  Spanien  465.  466.  470.  472. 

mit  Portugal  465.  467. 

mit  Rumänien  469. 

mit  Serbien  441.  469. 

mit  Vereinigten  Staaten  468. 

Oesterreichisches  Markengesetz 
V.  7./12.  1858. 

S.  61. 
S  3  S.  195. 

S  5  S.  230.  241.  300.  323. 
S  6  S.  157.  162.  422. 
S  15  S.  162.  329.  346. 
S  16  S.  272. 
S  17  S.  157.  162. 
S  24  8.  393. 
S  26  S.  273. 

Oesterreichisches  Gesetz 
V.  15./6.  1865. 
8.  61.  416.  427. 

Oesterreichische  Gesetzesnovelle 
V.  15/3.  1883. 
S  46  S.  341.  550. 
S  47  S.  550. 

S  49  S.  341.  417.  550.  551. 
S  50  S.  550. 
S  131.  135  S.  341.  551. 

Verschiedene  Gesetze    und  Verord- 
nungen. 
•       8.  487. 

Schweizer  Markengesetz 
V.  19./12.  1879. 
a.  4  S.  195.  314. 
a.  5  8.  258  f. 
a.  6  S.  277.  545. 
a.  7  S.  417. 
a.  9  8.  242.  324. 
a.  10  S.  296. 
a.  11  S.  306. 
a.  13  S.  314. 
a.  16  S.  324. 
a.  17  8.  326. 

a.  18  S.  336.  354.  375.  387.  544. 
a.  19  S.  354.  375.  545. 
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a.  20  S.  259.  367. 

a.  23  S.  346. 

a.  24  S.  406. 

a.  27  S.  269.  314.  541  f. 

a.  28  8.  314. 

Schweizer  Ausführungsverordnung 
V.  2./10.  1880. 
a.  7  S.  314. 
a.  12  S.  324. 

Dänisches  MärkengeseU 
V.  2,/7.  1880. 
$3  8.  806. 
S  6  S.  163.  195. 
S  16  8.  346. 

Französisches  Beeret 
y.   2  germ.  XI. 
S.  6. 

Französisches  Namengesetz 
V.  28./7.  1824. 

S.  62.  107.  110.  228. 

Französisches  Markengesetz 
,       V.  23./6.  1857. 

a.  1  S.  486. 

a.  2  6.  252.  306. 

a.  3  S.  298. 

a.  4  S.  478. 

a.  5  S.  415. 

a.  6  8.  415.  423. 

a.  7  8.  336.  385.  391. 

a.  8  S.  172.  385.  391. 

a.  9  S.  486. 

a.  13  8.  404.  483. 

a.  14  8.  349.  398.  399.  401. 

a.  16  S.  371. 

a.  19  8.  407  f.  448.  552. 

a.  20  8.  228. 

a.  23  8.  486. 

Französisches  Gesetz 
V.  26./ 11.  1873. 

8.  62.  480. 
a.  3  und  4  8.  481. 
a.  9  8.  415  t 


Französisches  Beeret 
V.  26./7.  1858. 
8.  62. 
a.  3  8.  211.  319. 
a.  5  8.  211. 
a.  9  8.  326. 

Französischer  Code  civil  und  hadische» 

Landrecht. 
a,  11.  13  8.  415. 
a.  1882  8.  82.  89  f.  517.  520.  526. 

Französischer  Code  pinal. 
a.  259  8.  7. 
a.  423  8.  396. 

Französischer  Code  de  commerce. 
a.  21  S.  17. 
a.  631  8.  372. 

Französischer  Code  de  proced. 
a.  1036  8.  404 

Französisches   Patentgesetz 
V.  1844. 
a.  33  8.  405. 

Gesetzesvorschlag  von  Bozirian. 
a.  7  8.  291. 

Französisi^e  Handelsverträge^ 
8.  257.  437.  439. 

Belgisches  Markengesetz 
V.   1./4.  1879.      . 
als.  228. 
a.  2  8.  82.  254.  307. 
a.  3  8.  254. 
a.  4  8.  211.  308.  326. 
a.  6  8.  419.  423. 
a.  7  8.  241.  323. 
a.  8  8.  336. 
a.  9  8.  387. 
a.  12  8.  399 
a.  14  8.  394. 
a.  16  8.  162.  346. 
a.  17  8.  165 
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BelffUche  Ausführutigsverordmmg 

Italienischer  Cod.  penale. 

V.  7./7.  1879. 

a. 

394  S.  224. 

a.  5  8.  310. 

a.  6  S.  211. 

Rumäiusches  Markengesetz 

a.  13  S.  326. 

V.   24./26.  April  1879. 

a. 

2.  8.  195 

Belgischer  Code  penal 

a. 

5  8.  242    296. 

a.  184  8.   165.  222.  419. 

a. 

6  8.  265. 

a.  191  8.  228  f.  394.  418. 

a. 

18  S.  483. 

a.  498  8.  396. 

a. 

22  S.  371. 

a. 

27  S.  265. 

Belgisches   Oircular 

a. 

28  S,  265.  269. 

V.  8./7.    1879. 

a. 

29  8.  265.  269.  270. 

S.  63.  228. 

a. 

30  S.  265. 

Holländisches  Markengesetz 

Portugiesisches  Marketigesetz 

V.  25./5.  1880. 

V.  4./6.  1883. 

a.  1  S.  165.  170.  195.  211.  492. 

a. 

4  S.  170.  195. 

a.  3  S.  314. 

a. 

5  S.  117. 

a.  5  S.  326. 

a. 

6  S.  261. 

a.  6  S.  211.  249.  265.  311. 

a. 

7  S.  306.  315. 

a.  7  S.  326. 

a. 

9—12  S.  482. 

a.  11  ö.  399. 

a. 

13  S.  385. 

a. 

14  S.  385. 

Holländisches  Markendecret  für  die 

a. 

19  S.  371. 

Colonien. 

a. 

29  S.  419. 

S.  492. 

a. 

33  S.  315. 

Holländische    Verfassung. 

Die  englische   Marchandise  Marks  Act 

a.  118  S.  492. 

.     V.  1862. 

3. 

1  8.  417. 

Luxemburger  Markengesetz 

S. 

6  S.  375. 

V.  28./3.  1883. 

8. 

13  8.  387. 

a.  3  S.  259. 

S. 

21  8.  346.  373. 

a.  9  S.  419. 

S. 

22  S.  417. 

a.  10  8.  242. 

Trade  Marks  RegistraUon  Act 

Italienisches  Markengesetz 

V.  1875. 

V.  30./8.  1868. 

s. 

2  S.  87.  241. 

a.  1  8.  255  f. 

8. 

3  8.  259.  260. 

a.  3  S.  292. 

8. 

6  8.  194.  321. 

a.  4  S.  418. 

S. 

10  S.  196.  204. 

a.  7  S.  306.  320. 

a.  8  S.  306. 

Eules  zu  derselben. 

a.  10  S.  311. 

S. 

18.  19  8.  321. 

a.  11  S.  371. 

8. 

33  S.  304. 

a.  12  S.  385. 

S. 

57—63  S.  187. 

Kohlei,  Recht  des  Markeiischatzes. 
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Patents,  Designs  and  Trade  Marks  Act 

Canada 

V.  1883. 

Gesetz   v.  14./6.  1872. 

8.  62  S.  211.  305.  313. 

8. 

6  S.  375. 

s.  64  S.  169.  199.  204.  313. 

Gesetz  v.  15/5.  1879. 

s.  66  S.  244.  245.  322  f. 

8. 

4  S.  553. 

8.  67  S.  319. 

8. 

9  S.  213. 

8.  08  S.  313. 

8. 

10  S.  213. 

8.  69  S.  313. 

8. 

14  S.  242. 

s.  70  S.  241. 

S. 

16  S.  336. 

8.  71  S.  313. 

8.  72  S.  313.  321. 

Bevised  Statutes  der  Verehügtcn 

8.  73  S.  194.  260. 

Staaten. 

8.  74  S.   188.  189.  193. 

8. 

4887  S.  434. 

8.  75  S.  87.  259. 

S. 

4901  S.  405. 

8.  76  S.  260. 

8. 

4938  S    257. 

8.  77  S.  81.  259. 

8. 

4939  S.  313. 

8.  78  S.  324. 

8. 

4943  S.  214. 

s.  79  S.  299.  314 

S. 

4945  S.  257. 

8.  81  S.  305. 

8.  82  S.  305. 

Gesetz  v.  14./8.  1876      S.  68. 

8.  83  S.  305. 

8. 

3  S.  336. 

8.  86  S.  170.  260.  . 

8. 

6  S    338. 

8.  87  S.  324. 

Markengesetz  v.  3  /3.  1881. 

8.  88  ö.  325. 

a. 

1  ß.  418, 

8.  90  8.  162.  248.  346. 

a. 

2  S.  257. 

8.  94  S.  327. 

a. 

3  S.  313. 

8.  96  S.  326. 

a. 

5  S.  298.  435. 

8.  103  S.  438.  474  f. 

*• 

7  S    257. 

8.  105  S.  406. 

a. 

8  S.  171.  214. 

8.  106  S.  167. 

a. 

9  S.  257. 

Rtdcs  zu  derselben. 

a. 

10  S.  418. 

8.  8  f.  S.  305. 

8.  13  S.  318. 

Brasäianisches  Markendecret 

8.  ]5  S.  315. 

V.  23./10.  1875. 

s.  17.  18.  19  S.  327. 

a. 

5  S.  83. 

8.  25  S.  313. 

a. 

9  S.  408. 

8.  29  S.  313. 

a. 

12  8.  254  f. 

8.  34  f.  S.  241.  324. 

a. 

15  S.  195. 

8.  49  S.  325.  326. 

Instruction  des  Agricnltnrministers 

8.  53  f.  S.  305. 

V.  29./10.  1877. 

8.  57  8.  326. 

S.  255. 

Instructionen  zu  derselben. 

S.  167.  208.  313. 

Markengesetz  von  CkiU 

Englische  Einftfhr-   und  Zollgesetze, 

V.  12./11.   1874. 

S.  113.  408 

a. 

2  S.  270  t. 

Etiglische  ExhiUtion  Medals  Act 
V.  1863. 

a. 
a. 

3  S.  270  f. 

4  S.  115 

S.   77. 

a. 

6  8.  242. 
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Markengesetz  von  Argentinien 
V.  14  /8.  1876. 

a.  3  S.  208. 
a.  7  S.  242. 
a.  8  S.  231.  242. 
a.  9  S.  242. 
a.  15  S.  265. 
a.  23  S.  136. 
a.  24  S.  296. 
a.  31  S.  375. 
a.  36  S.  367. 
a.  42  S.  418. 

Markengesetz  von  Umgiiay 
V.  1./3.  1877. 
a.  4  S.  208.. 
a.  8  S.  242. 
a.  9  8.  231.  242. 
a.  10  S.  242. 
a.  16  S.  265. 
a.  24  S    136. 
a.  25  S.  296. 
a.  32  S.  375. 
a.  37  S.  367. 
a.  43  S.  418. 

Türkisches  Markengesetz 
V.  1871    (23  haziran  1288). 

a.  3  S.  259, 
a.  21  S.  110. 
a.  23  S.  408. 

Russland  und  Spanien 
s.  Sachregister. 

Capland,   Victoria,  Neusüdioales, 

Südaustralien. 
S.  492. 

Markenunion 
V.  20./3.  1886  (ratificirt  6./6.  1884) 
—  früher  Project  1880. 
a.  4  S.  474. 
a.  6  S.  438  f. 
a.  7  S.  214. 
a.  9  S    408  f. 
a.  10  S.  408  f. 
a.  13  S.  475. 
Schlassprotokoll  S.  439. 


Böniische  Stellen. 
§  7  J.  de  publ.  jud.  (4,18)  S.  39. 

fr.  5  §  5  de  neg.  gest.  (3,5)  S.  361. 

fr.  1  §  2  de  dolomalo  (4,3)  S.  527.531. 

fr.  18  S  3  eod.  S.  40. 

fr.  37  pr.  de  min.  (4.4)  S.  397. 

fr.  35  de  judiciis  (5.1)  S.  377. 

fr.  27  S  1  de  rei  vind.  (6,1)  S.  377. 

fr.  27  S  14  ad  legem  Aquiliam    9,2)  S.333. 

fr.  41  pr.  eod.  S.  40. 

fr.  10  §  3  fr.  11   fr.  12    de  cond.   fort. 

(13,1)  S.  365. 
fr.  5  S  15  de  trib.  act.  (14,4)  S.  129. 
fr.  50  pr.  de  pecol   (15,1)  S.JJ77. 
fr.  1  §  38  depos.  (16,3)  S    40. 
fr.  31  §  1  eod.  S.  369. 
fr.  1  §  2  de  peric.  et  comm.(18,6)  S.26. 
fr.  15  (14)  §  1  eod.  S.  26. 
fr.  9  de  magistrat.  conveii.  (27,8)  S.  397. 
fr.  65  §  10  ad  SC.  Trebell.  (36,1)  S.  6. 
fr.  5  §  5  quod  vi  aut  clam  (41^,24)  S.  360. 
fr.  5  §  12  eod.  S.  366. 
fr.  11  S  12  eod.  S.  333. 
fr.  12  eod.  S.  333. 

fr.  9  S  1  de  exe.  rei  jud.  (44,2)  S.  381. 
fr.  52  §  22  de  furtis  (47,2)  S.  40. 
fr.  6    §    1    niid    2   de    extraord.    crim. 

(47,11)  S.  40. 
fr.  3  S  1  stellioii.  (47,20)  S.  509  f. 
fr.  1    §    5    de  lege    Coruelia   de    falsis 

(48,10)  S.  40. 
fr.  13  pr.  eod.  S.  39. 
fr.  27  §  2  eod.  S.  39. 
fr.  30  pr.  eod.  S.  39. 
fr.  32  §  1  eod.  S.  40. 
fr.  28  pr.  de  verb.  sign    (50,16)  8    232. 

c.  9  pr.  de  defens.  civit.  (1,55)  8.  40. 
c.  nnic.  de  matat.  nom.  (9,25)  S    6. 
c.  1  de  fiscal,  usar.  (10,8)  S.  397. 

Paulli  Sent,  rec.  V  25  §  7  S  40. 
§  11  S.  39. 

Rechtshistorische  Quellen. 
Manu  VIII  192  S.  18. 
Yajnavalkya  I  318  S.  18. 
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Lex  Salica  XXXIII  2  S.  23. 
Ed.  Bothari  348  S.  23. 
Gidgds  S.  23  f.- 
Italienische  Statuten  : 
Pisa  S.  19. 

Verona  8.  44.  45.  498. 
Novara  S.  45. 
Siena  S.  45. 
Piacenza  S.  45. 
Parma  8.  46. 
Fra)i2ösi8che  Bechte : 
Amien»,  Corbie,  Abbeville  S.  48.  49. 
Reglement  fürPoiton,  Anvergne  S.  50. 
Contume  de  Barry  S.  24. 
Ordonnance  v.  1555  S.  6.  19. 
Verschiedene  Specialdecrete  in  Marken- 
sachen S.  62.  111.  118.  486. 

Belgische  Statuten : 

Brüssel  8.  60. 

Namnr  S.  51. 

Lattich  8.  114. 
Holländische  Statuten : 

Delfter  Verordnung  S.  48. 
Englische  Bechte: 

Liber  albus  S.  51. 

Gesetze    über    das    Sheffieldregister 
S.  65  f. 

UeberGoldwaaren,  über  Wollenwaareu 
S.  547. 
Deutsche  Bechtsgeschichtsguellen: 

Weisthtimer  S.  26. 

Reichspolizeiordnung  von  1548  S.47. 


Sächsische  Verordnungen  S.  47. 
Lübische  Statuten  S.  46. 
Strassburger  Statuten  S.  47. 
Steinmetzordnang  v.  1462  S.  43  f. 
Privileg   von    1554    für  Amberg    und 
Neumarkt  498  f. 
Mainzer  Verordnung  von  1688  S.  501. 
Privileg  der  Messerschmiede  von  Halle 

S.  547. 
Nürnberger  Rathsdecret   v.    1512  S.  42. 
Verordnungen  für  Westphalen  und  Rhein- 
provinz S.  54.  546. 
Neuere   deutsche  Gesetze   vor  dem 
Markengesetz : 
Preussen,  Landrecht  II  20  §  1451  S.  54. 
Verschiedene  Gesetze  S.  54  f., 

insbesondere 
Gesetz  v.  1847    S.  54.    118.  187.  241. 
Gesetz  v.  1854  8.  54.  184. 
Strafgesetzbuch    §   269    S.   55.    275. 
338.  422. 
Bayern  55.  505  f.  524.  529. 
Würtemberg  S.  56.  275.  527. 
Baden  S.  55.  605.  522,  über  Strafgeseizb. 

S  444   besonders  S.  517.  523  f. 
Hessen  S.  56.  275. 
Sachsen  und  Thüringen  S.  55. 
Hannover  S.  55. 
Braunschweig  S.  55. 
Frankfurt,  Oldenburg  S.  56. 
Lübeck  S.  491. 

Deutsche  Markenvereinigung   von    1868 
S.  416. 


Corrlgencia. 

S.  128  Note  2  Z.  4  lies:  selbstgebildete  statt:  originäre. 

S.  164  Z.  6  von  oben  lies:  ein  entwürdigender  Gebraach. 

S.  211  Note  2  Z.  4  von  oben  lies:  8./2.  1875  statt:  30./11.  1874. 

S.  231  Z.  11  von  unten  lies :  §  5  Z.  2  statt :  §  5  Z.  3. 

S.  259  Z.  12  von  unten  lies:  denProcess  betreffenden  statt:  processualen. 

8.  300  Z.  7  von  unten    lies :    die  entsprechende  Anmeldung  statt :    das 

entsprechende. 
S.  325  Z.  7  von  oben  lies:  die  Löschung  statt:  das  Löschen. 
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In  demselben  Verlage  ist  ferner  erschienen  und  allerorts  zu  beziehen: 

SHAKESPEARE 

vor  dem 

Forxim   der  Ji&i^isp  r^xden  z 

von 
Dr.    Jos.    Klohler, 

Professor  ?n  Würxburg. 

1884.  21  Bogen  in  gr.  8"^,  (2  Lieferungen  iinil  Nachwort.)  Preis  eleg.  brosch.  j%  7.60. 

Die  »Kritische  Vierteljahrsschrift  filr  Gesetzgebung  und  Rechtswisseni»chaft« 
bringt  im  Supplementheft  der  Neuen  Folge  VII.  Band  pag.  744 — 48  eine  aus- 
führliche Besprechimg,  der  wir  den  nachfolgenden  .Schlusssatz  entnehmen:  »Nach 
dem  Vorworte  für  den  Juristen,  fiir  den  Aesthetiker  von  Fach  und  für  das  denkende 
Publikum  bestimmt,  wird  das  Werk  des  ungemein  geistreichen,  auf  den  verschie- 
densten Gebieten  ungemein  belesenen,  endlich  entschieden  höchst  idealistisch  gesinnten 
Autors  Vieles  und  Vielerlei  bietend,  vielen  und  vielerlei  Ansprüchen  gerecht  werden, 
ohne  dass  man  desshalb  an  jenen  bekannten  Kath  der  lustigen  Person  im  Faustprolog 
erinnert  würde.  Was  speziell  Shylock  anlangt,  so  werden  wohl  die  wenigsten  von 
denen,  welche  den  höchst  anziehenden  Ausführungen  des  Autors  aufmerksam  gefolgt 
sind,  mit  Ihering  einen  »in  gewaltiger  Tragik«  (!)  »elenden  Winkelzügen,«  »kläg- 
lichen Rabulisten  kniffen«  erliegenden,  vollinhaltlich  berechtigten  Kämpfer  im  Kampf 
um  das  Recht  erblicken,  ebenso  wenig  denselben  mit  Heinrich  Heine  für  die  respec- 
tabelste  männliche  Person  des  ganzen  Stückes  erklären.« 


In  den  »Studi  Senesi  nel  circolo  Giuridico  della  R.  Universitä«  Vol.  i 
Fase.  III— IV.  (1884)  schreibt  Chironi  pag.  331   über  »Shakespeare«: 

I  lavori  dell'  egr.  prof.  di  Würzburg  sono  tanti  contributi  allo  studio  della 
evoluzione  del  Diritto.  Trovar  il  punto  di  partenza  d'  un'  idea  giuridica,  e  seguirne 
r  uUeriore  svolgimento  in  tutte  le  sue  munifestazioni,  ecco  il  iine  ultimo  di  queste 
ricerche,  materiale  egregio  per  una  storia  universale  del  diritto.  Ci6  annunzia  lo 
stesso  A.  nella  prefazione  al  S/takcsßeare  vor  dem  Forum  der  litrisprudent,  in  cui 
difesa  fu  poi  scritto  il  Aacfnoori  zu  Shakespeare,  Con  certezza  di  criterio,  con  vastitä 
singolare  di  erudizione,  il  Köhler  muove  le  sue  indagini;  il  diritto  romano,  gfi  Statut i 
delle  Citta  italiane,  le  consuetudini  delle  provincie  francesi,  la  letteratura  storica  e  filoso- 
fica  antica  e  moderna,  le  relazioni  dei  viaggiatori,  tutto  h  posto  a  profitto  con  sagacia, 
e  con  rigore  d*  argomentazione  tali,  che  pur  non  dividendo  in  qualche  parte  le  idee 
dell*  Autore,  e  d'  uopo  riconoscere  1'  alto  merito  della  esposlzione.  Le  ricerche 
storiche  sui  diritti  del  creditore,  che  st  rannodano  nella  trattazione  ad  idee  tolte  dal 
Mercante  di  Venezia  dello  Shakespeare,  meritano  particolare  menzione. 


„v.  Kirchenheim's  Centralblatt  für  Rechtswissenschaft"  III  Band  Nr.  9  (Juni  1884) 
bringt  aus  Felix  Dahn's  Feder  ein  eingehendes  Urtheil  über  das  vorstehende  Werk, 
das  eine  Anerkennung  des  „Anziehenden  und  Belehrenden^'  seines  Inhaltes  enthält. 

Die  „Literarische  Rundschau*',  1884  Nr.  20  endet  eine  ausführliche 
Besprechung  des  Buches  mit  folgendem  Wortlaut:  ,,Uebrigens  zeigt  sich  der  Ver- 
fasser nicht  nur  als  einen  gründlichen  Kenner  der  K  echtsgeschichte,  sondern  ist  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Shakespeare-Literatur  vollkommen  orientirt  und  sein  Buch  bietet  eben- 
sowohl interessante  Beiträge  zur  vergleichenden  Rechtswissenschaft,  als  geistvolle 
Bemerkungen  über  das  Verständniss  des  britischen  Dichters." 

Die  „Revue  critique  d'histoire  et  de  litterature"  1885  Nr.  13  sagt  unter 
Anderm:  „Les  ötudes  \  la  fois  si  solides  et  si  brillantes  du  Dr.  K.  sont  incon- 
testablement  au  premier  rang". 


Ferner  erschttn  in  demselben  Verlage: 

AUS   r)EM 

VON 

Dr.  JOS.  KOHLER. 

1S82.  6  IJoj^en  in  gr.  8^  elegant  brüschirt.  Preis  Mk.  1.60 
Der  Verfasser  entfaltet  hierin  ein  beseeltes  l^iUl  von  Kunst  und  Natur  und 
verbindet  mit  anniuthiger,  frischer  Causerie ,  mit  tiefenipfiinilenen  Natiirschilderungen 
und  poetischen  Krgüssen  eine  diuvhgoistigle  Besprechung  ästheii.scher ,  kunslkritischt^r 
pliilosophischer  I*roblenie.  I>a^,  liuch  dürfte  vorzüglich  geeignet  sein,  eine  liefere 
geistige  Erfassung  des  Kun^i-  und  Nalurlebciis  in  gebildeten  Kreisen  zu  verbreiten. 
Das  71.  lieft  der  Zeitschrift  »Nord  und  Süd«  äussert  sich  über  diese 
Schrift  unter  Anderem  folgendermissen :  »Kin  wirklich  dithyrambischer  und  dariiin 
auch  oft  etwas  überschwängücher  Zug  gehl  durch  die  vorliegende  kleine  aber  gehall- 
reiche Schrift,  die  das  Ciescliaute  in  Kunst  und  Xatiir  in  grossen  Zügen,  begeisterten 
Worten  schihlert  und  wieder/.ugebr'-^  sucht,  Alles  sjiriuighaft  uutl  fast  aphoristisch, 
aler  durchzogen  vi»n  geistvollen,  originellen,  manelnual  barocken  Hinfallen  über 
Welt,  Leben,  Tod,  Liebe,  Musik  —  kurz.  wa«.  an  bedeutendem  der  Betrachtung 
wlirüigem  Stoff  dem  Autor  imr  in  die  Hände  fällt.  Zahlreich.e  Cilule  be;'-jugen  eine 
lleissige,  mit  Geist   und  Gesclimack  gewählte  Leetüre  u.  s.  w.« 

Moderne   Rechtsfragen 

bei 

Ij^laiiiitisclieii  Jui^isten. 

Ein  Beitrag  zu  ihrer  Lösuug 

von 

Dr.  JOS.  KOHLER. 

1885.      i8/s  Bogen,     gr.  8^.     broschirt      Preis  Mk.   i.— , 

im  * 

islamitischen  Rechte. 

Ein  B(^itrai^  zur  Geschichte  des  Handelsrechts 

von 

Dr.  JOS.  KOHLER. 

1SS5       l^/s  IJogen      gr.  8'>.     brosch.     Preis  Mk.   i.— . 

Protokolle 

der 

Kommission  zur  Berathung 

eines 

Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs 

Im  Auftrage  dieser  Kommission  herausge^i^ehen 
von 

J.  V.  LUTZ, 

k.  bayr.  Staatsministor  iiiid  s.  Z.  erslciu  SekrcUir  der  Kommission. 
Preis  tles  vollstäntbgen  Werkes  (9  IJände  mit  Heihigenbiind  und  Register) 
Mk.  Si,— .  Die  B.imle  über  Handelsrecht  (I. — lll.  IX.  IJand,  lleilagenband  und 
Register)  können  um  den  erhöhten  Preis  von  Mk.  52,20  aparte  Ijezogen  werden. 
—  Die  das  Seerecht  nnifassentlen  Dände  I\' — VIII.  kosten  aparte  l>C7.ogen  zu- 
sammen Mk.  36, — 
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